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Borwort. 

Es gereicht mir zu großer Befriedigung, die Geſchichte der deutſchen 
Einheitsbeſtrebungen, welche ich vor zwanzig Jahren bis zu dem ge— 
fcheiterten Verſuche des Jahres 1848 bejchrieben habe, jegt vom Stand- 

punfte des glücklich vollendeten Werkes aus wieder aufnehmen zu können. 
Ber meine frühere Darftellung gelefen hat, wird ſich erinnern, daß ic) 
auch nad dem Mißlingen des Verfaſſungswerkes die Hoffnung nicht 
aufgeben konnte, daß Preußen die politische Einigung der deutſchen Staaten 

und Stämme zu Stande bringen und die dynaftifchen und particulariftis 
ſchen Hinderniffe überwinden werde. So war ich denn feiner von denen, 

die fi) von gewohnten Anfchanungen losreißen mußten, und konnte mid) 
um fo berzlicher freuen, al3 dev Weg, der mir immer ber richtige ge- 

ſchienen Hatte, mit fo überrafchendem Erfolg betreten wırde. Was die 
Kunft und Thatkraft eines genialen Staatsmannes erftrebt hat, ift unter 

dem Beiftand des allerhöchften Weltregenten zu einem herrlichen Ziele 
geführt worden. Wer follte nicht voll Jubel fein, daß erreicht zu jehen, 

mas und in unferer Jugend als “deal vorleuchtete: ein einiges Deutſches 

Neich, das noch vor furzem und Süddeutſchen fo weit entrüdt ſchien, da 
Staatsmänner und Publikum in feiner Verwirklihung nur die Zerrüttung 

des Baterlandes voransfehen wollten! 

Die gefhichtliche Darftellung, deren erften Band ich der Leſewelt 
vorlege, ift zwar eine Ergänzung meiner Schrift: „Die deutfchen Einheits- 
beftrebungen in ihren: gefchichtlihen Zufammenhang”, welche im J. 1853 
bei &. Mayer (jet Julius Klinkhardt) in Leipzig erſchienen ift, bildet 
aber nicht deren unmittelbare Fortfegung. Jene frühere Arbeit fuchte das 
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Hervortreten der Einheitsidee von den Anfängen der deutſchen Gefchichte 
bis zum Schluß der Bewegung des Jahres 1848 zu fhildern, konnte 
aber die letztere, theils weil die Exeigniffe noch zu neu waren, theils weil 
die Auffafiung durch das Mißlingen und bie bereit$ eingebrocdhene Reaction 
getrübt war, nicht unbefangen und erſchöpfend behandeln. Die Geſchichte 

von 1848 bedurfte daher dringend einer neuen Bearbeitung, und bei dem 
engen Bufammenbang, der zwifchen dem Werfe von 1866 und 1870—71 

mit ben Ereigniffen und Beftrebungen von 1848 — 50 befteht, war es 
jedenfalls nöthig, auf die frühere Zeit zurückzugreifen. 

Meine Aufgabe war, den Verlauf der Einheitsbewwegung vom Jahre 
1848 an bis zur Gründung des deutfchen Meiches überfichtlih und ein- 
gehend zu erzähfen, und ich glaube damit ein wirkliches Bedürfniß zu 
befriedigen, da es bei all den vielen Schriften über neueſte Geſchichte 
doch an einer Darftellung fehlt, welche bie nationafe Entwicklung mit 
einiger Ausführlichfeit in einem abgerundeten Gefammtbilde zeichnet. 
Der vorliegende erſte Band führt die Erzähfung bis zu dem Punkt, an 
welchen es wicht mehr zweifelhaft evicheint, daß der Dualismus von 

Defterreich umd Preußen nur durch das Schwert zu überwinden fei, 

Bei den eingeflochtenen Altenſtücken habe ich nicht jedesmal die be 
treffenden Quellenfammlungen citirt, da den Kundigen bie Hauptwerfe 
wohl befannt find, nämlich: der Recneil general von Martens, bie 
Duelfen und Aftenftüde von Weil, das Staatsarchiv von Aegidi und 
Klauhold, der Geſchichtskalender von Schultheß und die beiden Samm⸗ 
Tungen von 2. Hahn: „Zwei Jahre preußifch-beutfcher Politik“ und „Der 
Krieg Deutſchlands gegen Frankreich und die Gründung des Kaiſerreichs“. 
Daß ich die ganze publiciſtiſche Literatur der Zeit forgfältig benutzt habe, 
wird bem Lefer nicht entgehen. 

Tübingen, Juli 1872. 

Der Berfafler. 
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Erftes Kapitel. 

Die deuntſche Einbeitdibee feit der Zeit der Befreinngsfriege. 

Das Jahr 1870 und ber Angriffäfrieg bet Franzofen hat uns 

Deutjchen die längft erfehnte Einheit in einer Weile gebracht, melde alle 

Erwartungen weit übertrifft. Selbft das alte deutſche Reich in feiner 

höchſten Blüthe Hat nie eine foldhe, die wichtigften Beftandtheile der Staat» 

gemalt zufammenfaflende Einheit dargeftelit, und jeder gute Deutiche wird 

ſich diefer Errungenschaft von ganzem Herzen freuen. Wer das Bedürfniß 
hat, die Gegenwart aus der Vergangenheit zu erklären, der wird gern 

einen Rückhblick auf die Zeit werfen, welche feit dem Untergang des alten 

deutſchen Reichs verfloffen ift, und fich daraus Har zu machen fuchen, wie 
die Widergeburt des neuen Neiches zu Stande kommen Tonnte. 

Wohl war die dee der Wiberherftellung einer gemeinfamen Ber 
foffung Deutſchlands feit 1806 öfters aufgetaucht, und wurde auch zur 
Zeit der Freiheitskriege lebendig. Einzelne Staatsmänner, Geſchicht⸗ 

ſchreiber und Dichter ſprachen in allem Ernite davon und führten den Ges 
danken in Abhandlungen und Liedern aus. Aber derjelbe war doch nur ein 

ſchöner Traum der höher gebildeten Kreife, die Nation im Ganzen trat 

nicht für Die Verwirklichung ein und die europäiſchen Machthaber wollten 

nichts davon wiſſen, und fo gewöhnte man ſich, die ftaatliche Einheit des 
deutſchen Volles als unpraktiiches deal bei Seite zu legen. Der Frei- 

herr von Stein Hatte ſchon vor der Entſcheidung des ruſſiſchen Feldzuges, 
in einer Denffchrift vom 18. September 1812 über Deutſchlands künftige 

Verfaſſung, eine Monarchie als das befte Mittel zur Sicherung der Un- 
atapfel, Einpeitsbeftrebungen. I. 1 
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abhängigkeit Deutſchlands bezeichnet, aber war bald bei näherer Erwägung 
zur Einficht gekommen, daß wegen des Dualismug von Defterreih und 

Preußen die vollftändige Einheit unmöglich fein werde, und dag man fid) 
daher mit einem Uebergangszuftand begnügen müſſe, den er in der. Thei- 
fung Deutſchlands nad) der Mainlinie gefunden zu haben glaubte. In 
einer ſpäteren Deufjhrift vom März 1814 entwarf er den Plan einer 
Bunbesverfaffung, an deren Spige ein aus Defterrcih, Preußen, Bayern 

und Hannover gebilbetes Divectorium ftehen follte, das die Volfziehung 
der Gejege handhaben, die Rechtspflege, Verwaltung, die Beziehungen zu 

auswärtigen Mächten, ſowie die der verbündeten Staaten zu einander und 
der Fürften zu ihren Unterthanen überwachen, aud) dag Recht des Krieges 
und Friedens haben ſollte. Der treue Gehilfe Steins und literariſche 

Dolmetſcher feiner Ideen E. M. Arndt ftellt ebenfalls den Einheitäftaat 
als ideale Forderung auf, gibt aber zu, daß derfelbe nicht ausführbar 

fein werde und will ſich mit jener Zmeiheit begnügen. Im dritten Band 

feines „Geiftes der Zeit" (1813) kommt er wieder auf den föberaliftiich 
modificirten Einheitsftaat zurüd. Die Fürften follten ihren Kaifer wäh- 

len, der aber mit größerer Macht außgeftattet werden müßte, als die 
Kaiſer der fpäteren Jahrhunderte befaßen, und namentlich den alfeinigen 
Oberbefehl über das Heer haben müßte, während die Fürſten feine Stell- 

vertreter für Rechtspflege und Verwaltung fein könnten. J. Görres, 
der Herausgeber des eiuflußreichen cheinifchen Merkurs, ſpricht im All 
gemeinen von Herftellung der Einheit, Hin und wieder von Wiederauf- 
richtung · de deutſchen Kaifertfums, das er dem Haufe Habsburg über- 
tragen wiſſen will, doch mit Einrichtungen, welche auch Preußen an ber 
höchften Gewalt theilnehmen laſſen. Auch, in anderen Zeitjchriften wurde 

die Berfafjungs- und Einheitöfrage befprochen, aber alle Vorfchläge konnten 
über den Gegenfag von Oeſterreich und Preußen nicht hinwegkommen. 
Letzteres hatte ſich durch feine Leiftungen in dem Befreiungskrieg unbe 
ftreitbare Anfprüche auf die Führung Deutfchlands erworben, und man 

konnte ihm jedenfalls nicht zumuthen, ſich Defterreich zu unterwerfen. 

Diefes hatte aber die alte Ueberlieferung und das hiſtoriſche Recht auf 
feiner Seite. Nur der Berfaffer eines Aufjages in den Brodhaufifchen 

deutſchen Blättern wagt es auszuſprechen, ob es nicht am beften wäre, 
wenn Defterreich Deutſchland ganz an Preußen überließe und ſich mit 
einer loferen Verbindung begnügte. 

Die deutfche und europäiſche Diplomatie hat den Gedanken einer 
einheitlichen Verfaſſung Deutſchlands nie ernftlich ala berechtigt anerkannt, 
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vielmehr zu wiederholten malen abgewiefen. Die berühmte Proclamation 

von Kaliſch vom 25 März 1813 hat über die Tünftige Geftaltung Deutſch- 

lands nur unbeftimmte Andeutungen gegeben und die Form derjelben 

den Fürften und Völkern anheimgeftellt. Aber während des Befreiungs- 
trieges gegen Napoleon twurde den zwei Rheinbundskönigen von Bayern 
und von Wirtemberg, um biefelben von Frankreich abzuziehen, kurz vor 

und nad) der Eutſcheidungsſchlacht bei Yeipzig in den Verträgen von 
Ried und Fulda (8. Oftober und 11. November 1813) die von Napo— 
Icon verliehene Souveränität und die Jutegrität ihres Gebietes von 

Oeſterreich garantirt, und damit allen folgenden Verhandlungen über 
Anerfennung einer deutf—hen Centralgewalt ein nicht zu befeitigendes Hin- 

derniß entgegengeftellt. Bor der Einnahme von Paris im März 1814 
wurde im Yager der Verbündeten unter Steins Mitwirkung über die 
künftige Verfaffung Deutſchlands in einer Weife berathen, bei der auf mo— 

narchiſche Einheit von vorne herein verzichtet wurde, aber doch ein Bundes- 

ftaat in Ansicht genommen, wobei die nationale Einheit jedenfalls viel 

teffer gewahrt worden wäre al3 bei der fpäteren Bundesverfaffung. 

Der Pariſer Frieden verhieß ſämmtlichen deutſchen Staaten Unabhängig- 
keit und Bereinigung duch eine Bundesverfaffung. Auf dem Wiener 

Eongreß, auf welchem diefe feftgejtelft werben follte, tauchte die dee 

der Widerherftellung des Kaiſerthums cine Zeitlang auf. Sie war ver- 
. treten durch die Gefandten von 29 Heinen deutfchen Fürſten, die am 16. 

November 1814 in einer Eingabe an die Bundesverſammlung ein ge— 
meinfames Oberhaupt verlangten. Auch Stein wirkte mit Eifer dafür 

und ſprach fi in einem Gutachten an Kaifer Alerander von Rußland 

ausführlich darüber aus. Aber die augenbticliche Bewegung führte zu 
feinem Ergebniß, weil der Kaifer von Oeſterreich die Würde hätte über- 
nehmen müffen. Weder er noch Metternich waren geneigt darauf einzu— 

gehen, und die welche für die dee des Kaiſerthums ſchwärmten wie 

Stein, wollten die Gewalt doch eigentlich nicht in Oeſterreichs Hände 
geben. Preußen aber biefe Würde und Macht zuzumenden war aus 
rRückſicht auf Defterreih und die Stimmung vieler deutfchen Fürften und 
der europäiſchen Mächte, insbefondere Englands, nicht möglich, und 
aus diefem Grund erklärten fi) aud) die preußiſchen Staatsmänner Har— 

denberg und Wilhelm von Humboldt entfchieden gegen die Widerher- 

ftellung des Kaiſerthums. 

Wenn wir num nad) den Erfahrungen der Geſchichte die Eventua- 

fität einer damaligen Webertragung an das Haus Habsburg ind Auge 
1* 
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fafien, fo dürfen wir ung glücklich preifen, daß es nicht dazu gekommen 
ift, e8 wäre ein Begräbniß der deutfchen Nationalität geweſen. Wie es 

gefommen ift, daß man von der Schwärmerei für ein neues beutfches 
Kaifertfum zu der möglichſt ſchlechten Form deutſcher Einheit, zu der 
fehr nüchternen Bundesverfaffung Heruntergedrüct worden ift, können wir 

bier nicht erzählen. Diefes traurige Ergebniß war eine Frucht der Eifer- 
ſucht Oefterreih8 auf Preußen und der Mißgunft der europäifchen Groß- 

mächte gegen dieſes. Metternich konnte es Preußen nicht verzeihen, daß 
es fich durch feine hervorragenden Leiftungen im Kriege, durch den Anftoß, 
den es zur nationalen Auffafjung defjelben gegeben, Anſpruch auf bie 

Führung Deutfchlands erworben hatte. Durch den Aufruf an das Volk, 

durch die Beibehaltung der Landwehr nad dem Trieben hatte Preußen 
in den Augen der übrigen Mächte ſich den Stempel einer revolutionären 
Eriſtenz aufgebrüdt, und es bildete fi nun eine ſtillſchweigende Ver- 
ſchwörung, Preußen niederzuhalten. Darauf war die Bundesverfaſſung, 

welche Preußen unter die Vormundſchaft Defterreich ftellte, wohl berechnet. 
Darauf war aud) die territoriale Zufammenfegung des preußiſchen Staates 

angelegt. Man gönnte Prenßen nicht die Einverleibung des ganzen 
Königreih8 Sachſen, damit e3 nicht eine zufammenhängende Ländermaſſe, 

nicht einen Zuwachs von mehreren Millionen gebilbeter proteftantifcher 
Bevölterung befomme. Man gab ihm lieber eine fatholifche Bevöllerung 

in den Rheinlanden und Weftfalen und forgte dafür, daß die beiden Haupt- . 
theile der Monarchie von einander getrennt wurden durch das dazwiſchen 
fiegende Hannover und Heſſen. Auch vom Meer folte es abgeſchloſſen 
erben, und mußte deshalb das altpreußiiche Oſtfriesland an Hannover 

abtreten. 

Durch die Bundesverfafjung war Deutfchland um die „Entwickelung 
aus ureigenem Geifte feines Volkes,“ die in der Proclamation von Kaliſch 

verheißen war, betrogen, es war fiir. ein halbes Jahrhundert in die 

Feſſeln habsburgifcher Politit gefchlagen. Die optimiftiihe Auffafjung, 

welche in der Bundesafte nur die vorläufige Grundlage einer Einigung 
Deutſchlands fah, weiche auf weitere nationale Ausbildung des Bundes- 
tags zu einer kräftigen Centralgewalt hoffte, ſollte fih nicht erfüllen. 
Die Bundestagspolitit entwickelte ſich vielmehr unter Leitung Oeſterreichs 
immer mehr zu einem Polizeiinftitut, das in Niederhaltung nationaler 
und freiheitfiher Veftrebungen die Löſung feiner Aufgabe fand. Leider 

ließ ſich Preußen die ihm zugewieſene untergeordnete Rolle nur gar zu 

geduldig gefallen und ging bereitwillig auf die Wünſche und Winke Defter- 
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reichs ein. Der König Friedrich Wilhelm III., der durch den Aufſchwung 
der Befreiungöfriege und die Staatsmänner und Kriegshelden, die ihn um- 
gaben, über fein angeborenes Maf gehoben war, ſank in feinen beſchränkten 
Gedanlenkreis und die Anſchauungsweiſe eines nüchternen Geiftes und 
ängftlichen Gemüthes zurüd. Der nationale Aufſchwung wurde für revor- 

Intionär, ſtaatsgefährlich, gottlos angefehen, feine Stimmführer außer 
Thätigfeit gefegt oder zu untergeorbneten Aufgaben verwendet, und das 

königliche Wort, welches die Berufung von Reichsſtänden verheißen hatte, 
blieb ungelöst, indem man Jahrzehnte lang in ängftlicher Zaghaftigleit 
den rechten Zeitpunkt immer noch nicht gefommen glaubte, und fo ſich 

einer Berfäummiß ſchuldig machte, die noch bis auf dem heutigen Tag 

ihre ſchlimmen Nachwirkungen übt. Je weniger Preußen die auf das- 
ſelbe gefegten nationalen Hoffnungen erfüllte, defto mehr fuchte man num 
in den Mittelftaaten eine Stätte politifcher Freiheit zu gründen. Die 

Vollziehung des Artikels 13 der Bundegafte, welder allen Bhndesftaaten 
lanbftändifche Berfaffungen verhieß, wurde das Ziel, auf das man zu— 
nãchſt Hinarbeitete. Der Großherzog Karl Auguft von Sachſen-Weimar 

war der erfte deutſche Fürft, der 1816 feinem Lande eine freifinnige 

Berfafjung gab; der Großherzog Karl von Baden, der König Maximiliau 
Joſeph von Bayern und der König Wilhelm von Wirtemberg folgten 
1818 und 1819 nad). Es war gerabe feine Begeifterung für ein freies 
Staatöleben, welche diefe letzteren Fürften dazu beftimmte, fie fürchteten der 

Bundestag werde die Sache in die Hand nehmen, fie wollten die von 
Napofeon gejchentten und vom Wierier Congreß beftätigten neuen Ermer- 

bungen durch eine Verfaffung mit den angeftammten Gebieten enger ver- 
binden, ihrer Souveränität die Weihe der populären Anerkennung ver- 

ſchaffen, und dachten durch Gewährung einiger unſchädlicher Rechte, duch 
conftitutionelfe Formen ihre Völker dem nationalen Gedanken zu entfremden. 
Doc glaubte man mit biefen Verfaffungen damals Großes errungen zu 
haben, und e3 ift eine oft wiberhofte Lehre des Liberalismus, daß das 
Verfaſſungsleben der beutfchen Mittelftaaten für das deutſche Volt eine 
höchſt werthvolle Schufe politifcher Freiheit geweſen fei. Aber der un 

befangene Beobachter wird Bedenken tragen, in dieſes Lob des Conti 

tutionalismus unbebingt einzuftimmen. Es fragt ſich fehr, ob die Ver— 
faffungen der Eingelftaaten nicht unferer nationalen Cntwidelung mehr 
Hemmungen bereitet, als die politiihe Freiheit gefördert haben. In 
tem berechtigten Streben, die verfaffungsmäßigen Rechte de3 Einzelftaats 
zu wahren und gegen die Eingriffe der Bundesgewalt zu vertheidigen, 
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verhinderten bie Volksvertreter jede Ausbildung derſelben in einigender 

Richtung, und fürchteten bei jeder allgemein deutſchen Maßregel fir bie 
materiellen Intereſſen, fie könnten dadurch den gehaßten Bundestag ftärken. 
Der Eifer für die conftitutionellen Formen wiegte fie in die Täuſchung 

ein, als wären fie unendlich weit vorgefchritten gegen dag abfolutiftiiche 
Preußen; fie verrannten ſich in einen feindlichen Gegenfag zu demfelben, 
und dag unglüdjelige Streben der beiden Vormächte des Bundes, die 
Berfaffungen zu befchneiden und zu befchränfen, verſchärfte diefen Gegen- 
fag noch mehr und ſchuf die verkehrte Anficht, als ob der Kern bes 
wahren Deutfchlands in dem conftitutionellen Sübweften zu ſuchen wäre, 
Dazu kam daß die conftitutionelle Wahlverwandtſchaft zu Frankreich hinzog, 
in beffen Berfaffung und Kammern man das Mufter und in dem man 

die Schugmacht fah, an welche man ſich anlehnen müſſe. Da die mittel» 
und Heinftaatlichen Ständeverfammlungen fic nicht mit den großen Fragen 

einer allgemein deutfchen Politik zu beſchäftigen Hatten, fo vertieften fie 

ſich in ihre provinziellen Angelegenheiten und behandelten dieſe mit einer 
Wichtigkeit, als ob es ſich um lauter Principienfragen handelte, oder fie 

machten ſich mit kleinlicher pebantifcher Kritit einiger Budgetpoſten und 

Nergeleien an Gefegesentwürfen breit. Kamen die Redner dann hin 

und wieder auf Fragen allgemeinerer Natur zu fprechen, wie 3. B. auf 
Preßfreiheit, fo ergingen fie fi in unfruchtbarer Mhetoril. Aus dem 
Bewußtſein daß der Meine Staat, dem man angehörte, die Sache ja doch 

nicht zu entſcheiden habe, ging ein dilettantiſches Theoretifiren und lang» 
weiliges Kannegießern hervor. Und’ wenn man dann näher unterjucht, 

mas dieſe ſüddeutſchen Kammern für die wirkliche Freiheit geleijtet haben, 
fo muß man befennen, daß der wahre Gewinn in feinem Verhältniß zu 
dem großartigen Apparat, zu der großen Meinung von der Sache und 

zu dem finanziellen Aufwand der verwidelten Staatsmaſchine ftand. Häufig 
blieben die Liberalen Parteien in der Minorität und konnten deswegen 

ſchon nicht viel wirken, und wenn fie zeitweife auch zur Mehrheit an- 

wuchſen, fo that die vom Bundestag gefchügte und beeinflußte Regierung 
doch was fie wollte, und fah die ftändifche Oppofition nicht ald eine be— 
rechtigte Macht an. Der Kampf wurde dadurch zu einem perfünlichen 
Streit mit allen feinen Heinen Leidenſchaften und Bitterkeiten, und fo 

wurden die mittelftaatlichen Wolfsvertretungen mehr und mehr zu einer 
compromittirenden Schauſtellung conftitutioneller Unmacht. Die oben 
angebeutete Idee eines aus den conftitutionellen Mittelſtaaten gebildeten 
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Aeindeutſchlands kam in dem Manufeript ans Sübbeutfchland*), welches 
im Jahre 1821 veröffentlicht wurde und damals großes Auffehen machte, 
zu einem Ausdruck, der eim wichtige Document für die antinationale 

Richtung damaliger liberafer Kreife ift. Es wird darin bie Rheinbunds- 

politif offen belannt, der Gegenſatz Süddeutſchlands gegen Preußen und 
Norddeutſchland mit aller Schärfe ausgeſprochen, und auf die Idee eines 

einheitlichen Deutfhlands mit naivem Realismus verzichtet. Die Bayern 
und Alemannen werben als die Kernſtämme des reinen Deutſchlands und 

die Königreihe Bayern und Wirtemberg als die Staaten bezeichnet, an 
welche fich die übrigen Kleinftaaten naturgemäß anjchließen müßten. An 

die Stelle des von Preußen und Defterreich beherrichten, in feiner frei- 

keitlihen Entwicklung verfümmerten allgemein deutſchen Bundes ſollte 
der Sübbund als das verjüngte Deutfchland treten. Dieje Bolitit fand 
denn auch innerhalb der Bumdesverfammlung ihren Ausdruck unter Füh- 

rung des wirtembergifchen Gefandten K.A. von Wangenheim, dem ſich 

auch der bayerifche, die beiden heſſiſchen, der fächfifche und oldenburgiſche 
Gefandte anſchloſſen. Doc konnte es diefe Richtung zu feinem Ergebniß 
bringen, fie nahm ſchon nad) einigen Jahren (1823) unter dem Drud 
der Großmãchte ein klägliches Ende. 

Während Defterreich durch feinen Einfluß im Bundestag und feinen 

diplomatischen Verkehr mit Preußen dahin arbeitete, die Entwicklung einer 

nationalen Einheit in Deutfchland- zu unterbrüden, während Preußen 

durch Verweigerung der verheißenen Verfaſſung den politischen Fortſchritt 
hemmte und den Norden dem Süden entfrembete, während bie Politik 

der Mittelftanten den conſtitutionellen Particularismus pflegte, hatte der 

Gedanke der nationalen Einheit auf den Univerfitäten eine Stätte ge- 

funden. Die ſchon im Sommer 1815 zu Jena geftiftete Vereinigung 
der afabemifchen Jugend zu einer deutſchen Burſchenſchaft ward als 

Vorbild des einigen Deutſchlands angefehen. Die Verbindung aller deut 

hen Stämme ımd Staaten zu einem nationalen und politiſchen Ganzen 
galt in dieſen Kreiſen als felhftoerftänbliche Conſequenz der Befreiung 
und Widergeburt Deutſchlands. Die von Stein, Arndt, Görres, Tuben, 

Oken aufgeftelten Plane einer einheitlichen deutſchen Verfaſſung wurden 
vielfach beſprochen und als Ideale feitgehalten, zu beren Verwirklichung 
Jeder nad) Kräften beitragen müſſe. Mit der 300jährigen Jubelfeier 

*) As Berfaſſer wurde der hırländifce Literat Lud. Friedr. Lindner genannt, 
der die Schrift unter Juſpiration des Könige Wilhelm von Wirtemberg verfaßt 

haben foll. 
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der Reformation im jahre 1817 wurde auch der Anfang eines neuen 
politiſchen Deutſchlands gefeiert. In der Nähe von Jena, wo ber Herd 
der Burfchenfhajt war, wurde am 18. Oktober 1817 auf der Wartburg, 

auf welcher Luther feine Vibelüberjegung begonnen, ein Verbrüderungs- 
feft gehalten, zu dem fich 500 patriotifhe Jünglinge von faft allen 
Univerfitäten Deutſchlands einfanden. Die gehaltenen Reden, welche 
an ben Aufſchwung der Vefreiungsfriege, an bie damals gehegten Hoff- 

nungen und die ſeitdem erfahrenen Täuſchungen erinnerten, und bie in 

jugendlichem Uebermuth vollzogene Verbrennung einiger antinationalen 

und freiheitsfeindlichen Schriften erregten in hohem Grade das Mißfallen 
der Fürften und Staatsmänner. Es hatte fich in diefen reifen die 

Meinung feftgefegt, der wiedergewonnene Frieden, die öffentliche Ruhe 
und Ordnung fei nur dann gewahrt, wenn ſich das Vol der Theilnahme 
an öffentlichen Angelegenheiten möglichft enthalte und daß Gefchäft des 
Negierens den geborenen Fürſten und ihren Dienern überlaffe. Die 
Ideale von politischer Freiheit und nationaler Einheit follten durch einen 
verftändigen Realismus und Materialismus verdrängt werden. Die Ne 
gierungen verabrebeten fi zu Maßregeln gegen das Umfichgreifen der 
Bewegung, zu genauer Beauffichtigung der Univerfitäten und ber Preffe. 

Die Ermordung des ruſſiſchen Staatsraths Kotzebue, der die Jenaer 
Burſchenſchaft denuncirt hatte, durch einen ſchwärmeriſchen Genoſſen diefer 
Verbindung, Karl Sand, ſchien den. gegen die nationalen Beftrebungen 

entftandenen Verdacht zu rechtfertigen und das Vorhandenfein einer Ber 
ſchwörung zu bemeifen. Man nahın davon Veranlaſſung zu Unterfu- 
Hungen und Verdächtigungen folher Männer, welche ſich durch liberale 

und nationale Gefinnungen und Schriften bemerklich gemacht Hatten; es 
entftand eine Hetzjagd gegen angebliche Demagogen, Revolutionäre und 

Verſchwörer. Ein von den regierenden Staatsmännern in Wien und 
Berlin auf den Auguft 1819 nach Carlsbad berufener Congreß von 

Diplomaten beſchloß Maßregeln zur Ueberwachung der Univerfitäten und 

der Preſſe und der’ Beſchränkung der Nechte deutſcher Volfövertretungen. 
Die durch Congreß und Bundestag unterbrücte Burſchenſchaft ftand bald 
als geheime Verbindung auf faft allen deutfchen Univerfitäten wieder auf, 
und imerhalb berjelben bildete fich noch ein engerer Geheimbund, der 

auch nicht vor revolutionären Wegen zurüdichredte, und durch Umfturz 

der beftehenden Negierungen die Einheit Deutfchlands ermöglichen wollte. 
Plane zur fünftigen Geftaltung des Vaterlandes wurden zwifchen Lehrern 
und Studirenden eifrig befprocdhen, aber über das Was und Wie war 
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man fer im Unklaren. Die Einen wollten ein Kaiferreich mit Preußen 

an ber Spitze, Andere ihren Lanbesfürften, wenn er fir liberal und 
deutſch gejinnt galt, wieber Andere die Föberativrepublif; aber fefte Ziele, 
die man mit ernfter politiſcher Arbeit verfolgte, hatte man nicht. Die 
meiften Mitglieder der Verbindungen waren unreife Jünglinge; gereiftere 
Männer hielten ſich vorfichtig zurüd, und das Geheimniß, in welches 
die Berathungen gehülft werden mußten, trug noch weiter dazu bei, das 

Helldunfel zu erhalten. Dem böfen Gewiſſen der Staatsmänner aber, 
weiche daS deutſche Bolt um die Erfüllung feiner nationalen Hoffnungen 

gebracht hatten, erfchienen diefe Träumereien und Schwärmereien als 
höchſt gefährliche Unternehmungen. Daher jene langwierigen Unterfuchungs- 

Commiſſionen, die ſchließlich nur unerhebliche Enthüllungen an's Tages- 
licht brachten, aber mandem ftrebfamen Jüngling, der Tüchtiges hätte 
leiſten können, feine natürliche Laufbahn abſchnitten und ihn in Feftungs- 
haft verfünmern liegen. Ein greifbares Ergebniß für die nationale Ent- 

wicklung haben die VBeftrebungen der Burſchenſchaft nicht gehabt, aber 
das Berdienft haben fie doch, daß fie die dee der nationalen Einheit 

unter den künftigen Geiftlichen, Lehrern, Beamten, Advolaten und Aerzten 

und damit unter einem großen Theil des gebildeten Mittelftandes fort- 
pflanzten. Diefer Einfluß der Burſchenſchaft hätte freilich in weit be— 
deutenderem Maße ftattfinden können, wenn die Regierungen dieſe Pflanz- 
ſchule nationalen Lebens nicht verfolgt und unterdrüdt, fondern ihr 

Spielraum zu freier Entwidlung gewährt hätten. Dann wäre mande 
Einfeitigfeit und Entartung, welche durch die Nothwendigfeit der Geheim- 

haltung herbeigeführt wurde, weggefallen; das Bedürfnig nach gründlichen 
politiſchen und gefchichtlichen Studien hätte ſich entwickelt, die ehemaligen 
Burſchenſchäftler Hätten nicht nöthig gehabt, mit ihren Ideen und Ueber- 

zeugungen zu brechen, fondern nur, fie durch Erfahrungen des Lebens 

zu berichtigen und zu ergänzen, und das Jahr 1848 würde beffer ge— 

ſchulte Staatsmänner vorgefunden haben. 

Hin und wieder wurbe der Keim in ernfteren Naturen weiter ent- 
widelt, und wir ftoßen in der Literatur auf mandje Spuren des Nad)- 
denkens über die Wege, auf denen Deutſchland zu einem nationalen Staat 
außgebilbet werben könnte. So finden wir in dem Nachlaß des Generals 

Friedrich von Gagern*), der im Jahre 1848 von den deutfchen Repu— 

*) Das Leben des Generals Friedr. v. Gagern von Heine. v. Gagern. I. Bd. 
1856 |. ©. 278 u. ff. 
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bfifanern erſchoſſen wurde, eine Denkjgrift aus dem Jahre 1823 „Ueber 
die Nothwendigkeit und die Mittel, die politiſche Einheit Deutſchlands 

herzuſtellen“. Diefelbe erjcheint ihm als eine unzweifelhafte Forderung 
der europäiſchen Bolitif, und er ift zur Einficht gefommen, daß Defter- 

reich durchaus unfähig fei, das deutfche Reich, daS unter feiner Führung 
zu Grunde gegangen, wieder aufzurichten. Dagegen findet er, daß Preußen 
die Mittel dazu zu Gebote ftehen, es dürfe nur eine kühne, kluge Politik 
befolgen, um Deutſchland in Ein Reich zu vereinigen. Dem durchge 

bifdetften, flarften Ausdrud der Ueberzeugung, daß nur Preußen bie 

politiſche Einigung Deutſchlands zu Stande bringen könne, begegnen wir 

in der Schrift eines jungen toirtembergifchen Juſtizaſſeſſors, in Paul 

Pfizer's Briefwechſel zweier Deutfchen (Stuttgart 1831, 2. U. 1832). 

Aud) er findet fid) durch die Einſicht von der Unfähigkeit Oeſterreichs, 
einen deutſchen Staat aufzurihten, an Preußen gewiejen, das dur 
außerordentliche Anftrengung feiner phufifchen Kräfte, noch mehr aber 

durch das moralische Gewicht, das fein Enthuſiasmus in die Wagfchale 

legte, die Befreiung Deutſchlauds von der Herrichaft Napoleons ent- 
ſchieden, und dadurch für jeine Anfprüde auf die Hegemonie Deutſch- 

lands einen vollgültigen Rechtstitel erworben habe. Pfizer ift es, der 
den Gedanken der preußiſchen Hegemonie nicht nur zuerft am entfchiebenften 
ausgeſprochen, fondern auch fo ausführlich begründet hat, daß wir nad) 
einer vierzigjährigen Erfahrung nichts Wefentliches hinzuzufügen haben. 
Er hat das, was in jeinem Briefwechſel zuerft ausgeführt wurde, dann 

fpäter in zwei anderen Schriften: „Gedanfen über Recht, Staat und 

Kirche“, Stuttgart 1842, und „Das Vaterland" 1845 weiter beſprochen. 
Als den richtigen Weg, die Hegemonie Preußens zu vertoirklichen, denft 
er fi die Entwidiung Deutſchlands zu einem conſtitutionellen Bundes» 
ftaat. Anfnüpfend an das damalige Verlangen einer Vollsvertretung 

am Bunde zeigt er, daß mit einem bloßen Parlament neben dem Bundes» 
tag nichts geholfen wäre, daß damit die Maſchine nur noch fchwerfälliger, 

noch fraft- und einheitfofer würde, daß die Idee ber Nationalrepräfen 

tation nur dann einen rechten Sinn und Nachdruck habe, wenn fie ſich 
zufpige in einer ftarfen Centralgewalt, und diefe müffe in den Händen 
eines ausgebildeten, mächtigen Staates, nämlich Preußens fein. Nach 

allgemeiner Einführung von Repräfentativverfaffungen müßten die Land- 

ftände aus der Mitte ihres Landes, nach Verhältniß der Bevöfferungs- 
zahl, eine Anzahl Vertreter zu einem deutſchen Parlament wählen, das 

am Site der preußifhen Regierung zufammenzutreten hätte, Letzterer 
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tüme dann die Aufgabe zu, die Fürften in ähnlicher Weife zu vertreten, 

wie das Parlament das Volt, und die Vollredung der gemeinfamen 
Beſchlüſſe zu übernehmen. Damit wäre dann gegeben, dag Preußen in 
allen allgemeinen Angelegenheiten die eigentliche Herrichaft über das übrige 

Deutichland zu führen und die Wünfche und Intereſſen der anderen beut- 

ſchen Regierungen nur in foweit zu berüdfichtigen hätte, als es felbft 
für gut fände und fie in der Bundesverjammlung mit Majorität ver: 
treten wären. Daß Defterreich fich diefer Bevormundung durch Preußen 
nicht würde unterwerfen Tönnen, verhehlt er fich nicht, fonbern fieht die 

Ausfcheibung Oeſterreichs aus dem Bunde als die nothwendige Confe- 
quenz feiner Anfiht an. Im „Vaterland" fpricht er es S. 201 unbe- 

denklich aus, daß es ein Glück für Deutfchland und fein wirklicher Verluſt 

für Defterreich wäre, wenn fein aus Reichszeiten überfommener Einfluß 

auf Deutfchlands innere Angelegenheiten aufhörte. „Oeſterreichs ftaats- 
rechtliche Scheidung von Deutſchland“, jagt er S. 286, „ſcheint eine Noth- 
mendigfeit"; und S. 291, es gehöre doch wenig Nachdenken dazu, um 
einzufehen, daß man, um eine beutfche Macht zu fein, Deutfchland ganz 

angehören müſſe, und daß an einer deutſchen Nationalvertretung der 

geſammte Kaiferftaat mit Einfluß aller feiner magyarifcen, itafienifchen 
und ſlaviſchen Beftandtheile unmöglich Theil nehmen könne. Mit der 

Hegemonie Preußens über Deutfchland meint er e8 fo ernſtlich, daß er 

zur Durdführung der Einheit eine Periode der Centralifation, der Dic- 
tatur für erforderlich Hält, und jedenfalls für die auswärtigen Verhältniffe 

eine Anerfenming des preußiſchen Supremats für unentbehrlich anfieht. 
Zu einer wahren, auf den Grundfa der Gleihberechtigung der Mitglieder 

gegründeten Föderativverfaſſung, fagt er, fei eg nun in einem Bund 
von Fürften ober von Völlern, gehört Gleichheit der Macht und Gleich— 
heit der Intereſſen, und fo fange es an dieſen Bedingungen fehlt, ſcheint 

feine andere Wahl übrig zu bleiben, als entweder freiwillige Unterordnung 
unter eine überlegene Größe, ober beftändiger Zwieſpalt, Bürgerkrieg 
und Dufdung auswärtiger Gewaltherrſchaft. Will aber Deutfchland irgend 
eine pofitihe Bedeutung gewinnen, fo muß es den erften Weg einichlagen 

und zur Anerkennung eines Supremats wenigftens in den auswärtigen 
Berhältnifien fih bequemen. Ein Bund der einzelnen Staaten unter 
einander könnte nur dann zur nationalen Einigung führen, wenn eine 

zwingende Gewalt und die Mittel zur Vollftreduug des nationalen Ge— 

ſammtwillens vorhanden wären. Ihr Verhältniß zu einander müßte fo 
georbnet fein, daß es nicht in der Willkür des Einzelnen ftünde, ob er 
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für die gemeinſchaftliche Sache mitwirken oder fi) davon losſagen und 
mit Fremden verbinden olle. ’ 

Die Hare, in fhöner Sprache gehaltene Darlegung einer fo durdh- 

dachten politifchen Ueberzeugung machte großes Auffehen und fand bei 
Vielen Anklang und begeifterte Zuftimmung. ber dod war es mehr 
die freimüthige Art im Allgemeinen, mit der ſich der Verfafler über die 
deutſchen Zuftände ausſprach, was ihm und feinem Buch Beifall und 
Berühmtheit verfchaffte, als die eigenthümlichen und neuen Ideen über 

Deutſchlands nationale Rettung durch die preußiiche Hegemonie. Die 
liberalen Freunde in der Heimat des Verfaſſers betrachteten feine Vor⸗ 

liebe für Preußen mehr als eine fubjective Anficht, die man mit in den 

Kauf nehmen müſſe, nicht als den Angelpunft feines ganzen politiich 

nationalen Syſtems, nicht als das Biel, das er dem nationalen Streben 
alfer Deutfchen Hinftellen wolle. Man war damals in Deutfchland, dem 

von der franzöfifchen Julirevolution gegebenen Impulſe folgend, viel mehr 

auf die Ausbildung der Freiheit durch Verbeſſerung des conftitutionellen 
Syſtems gerichtet, al3 auf die Einheitsfrage. Doch wurde aud) hierin 

in den dreißiger Jahren ein höchſt wichtiger Fortſchritt gemacht durch 

die Gründung des deutſchen Zollvereins, der das ganze auferöfterreichifche 
Deutſchland mit einem weit fefteren Einheitsband umfchlingen follte, als 

der deutfche Bund. Wir müfjen daher auf die Gefchichte feiner Ent 

ftehung etwas näher eingehen. 
Schon die Bundesverfaffung hatte das Bedürfniß gemeinfamer An- 

orbnungen für Handel und Verkehr der verbündeten Staaten anerkannt, 

und der Bundestag hatte feit feinem Beginn mehrmals Anläufe dazu 
genommen. Es war ein Ausihuß zur Regelung des Korn- und Bieh- 
handel niebergefegt worden, aber man fonnte bald fehen, wie wenig ber 

Bund zur Löfung diefer Aufgabe geeignet fei. Hannover verwahrte ſich 
gegen die Verbindlichkeit eines Majoritätsbefchluffes in ſolchen Dingen, 
Bayern Tnüpfte feine Zuftimmung an die unerfüllbare Bedingung, daß 

ſämmtliche Yundesftaaten auch mit ihren nicht zum Bunde gehörigen 
Ländern unwiderruflich dem Beſchluſſe beitreten. Es wurde eine neue 

Berichterſtattung befchloffen und damit die Sache auf die lange Banf 

geihoben. Und doch war eine Aenderung des beftehenden Zuftandes 
dringend nöthig. Die ſüddeutſchen Staaten hatten ihre Grenzzölle und 
waren dadurch im gegenfeitigen Verkehr mit einander gehindert, die ver- 

ſchiedenen Beſtaudtheile des preußiichen Staates hatten 60 verſchiedene 
Zolle und Uccife- Tarife. Und bei alfen dieſen vielen Bolflinien hatten 
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doc) die englijchen Manufacturwaaren freien Eingang in Deutfchland und 

verbrängten alle deutichen Waaren vom Markte, während andere Staaten, 

wie Franfreih und Defterreih, ſich durch ihr Bolfigftem dagegen ver- 
ſchloſſen hielten. Dagegen konnte Deutfchland den Engländern ihre Waaren 

nicht mit den entbehrlichen Aderbauerzeugnifien bezahlen, weil dies die 
englijchen Korngefege hinderten. Zunächſt fuchte nun Preußen dem Uebel: 
ftande dadurch abzuhelfen, daß es unter dem 26. Mai 1818 ein Geſetz 

erließ, welches die Zollſchranken zwiſchen den einzelnen Provinzen der 
Monarchie aufhob, für die Ausfuhr das Princip der Handelöfreiheit aus⸗ 
ſprach und für ausländische Waaren eine Verbrauchsſteuer von 10 Procent 
feftfegte. Den preußiichen Staatsmännern wäre es vielleicht lieber ge- 

weſen, zum volfftändigen internationalen Freihandel übergehen zu können, 

Dies war aber unmöglich, weil die übrigen Großmächte feine Schritte 
in diefer Richtung thun wollten. Durch das preußiihe Zolliyftem war 

nun eine Bevölferung von etwa 10 Millionen zu einem gemeinfamen 

Handelögebiet vereinigt, aber da Preußen bei feiner zerftreuten Gebietö- 
lage 28 andere deutſche Gebiete berührte und 13 andere deutiche Staaten 

als Encaven in fih ſchloß, jo waren diefe zum Theil ſchlimmer daran 
als vorher. Die berührten Staaten ſahen das preußiſche Zollgeſetz als 

einen nuerträglichen Eingriff in ihre Souveränität an, und die Beſeitigung 

deſſelben war Gegenftand der Heinftaatlichen Agitation, aus der ſich dann 

weitere Beftrebungen für ein allgemeines deutſches Handels- und Zolls 
Syſtem entwidelten. Es bildete fi im Frühjahr 1819 zu Frankfurt a. M. 
ein Berein von Rauflenten und Yabrifanten, welcher ſich die Erfämpfung 

dieſes Zieles zur Aufgabe machte und an dem damaligen Profeffor der 

Staatswiſſenſchaften in Tübingen, Friedrich Liſt, einen genialen, uner- 

mübdlichen Berather und Agitator gewann, der in Karlsruhe, Stuttgart, 

- Münden, Berlin und Wien dafür zu wirken ſuchte, an manden Orten 
Anklang, an anderen ſchnöde Abweifung fand. Gleichzeitig hatte in Baden 

ein junger Staatsmann, Karl Friederich Nebenius, einen Entwurf für 

eine allgemeine Bolleinigung der deutſchen Staaten ausgearbeitet, der im 
April 1819 an die Mitglieder der badiſchen Ständeverſammlung vertheilt 
und im folgenden Jahre auch bei den Mitgliedern der Wiener Minis 
fterialconfereng in Umlauf gefegt wurde. Auf diefer Conferenz ſollte 
unter Anderem auch die Frage der Erleichterung des Handels und Ber- 
kehrs zwiſchen ben verfchiedenen Bundesſtaaten zur Berathung kommen, 
aber fie ſchien ſich nur in Anklagen über die eigenmächtigen Anordnungen 

Breufens verlaufen zu wollen, und Graf Bernftorff, der preußiiche Ge- 
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fandte, ſah ſich deshalb veranlaßt, zu erklären, Preußen könne aus Rüd- 
fit für die übrigen deutſchen Staaten von feinem Syftem nicht abgehen, 
nur durch Verträge mit einzelnen Staaten laſſe ſich helfen. Weiteren 
Berfuchen der Minifterialconferenz, von Bundeswegen über die Bollan- 

gelegenheit etwas feftzufegen, twiberfeßte ſich Preußen eutſchieden, und in 

der Sikumg vom 11. Mai 1820 erklärte Bernftorff, „daß Rechte, welche 
einzelne Bundesglieder aus einer anderen Quelle herleiteten, als ber 

Bundesalte felbft, niemals Gegenftände der Entſcheidung des Bundes 
werben könnten. Hier ftünden ſich die Bundesglieder als Souveräne 
europätfcher Staaten gegenüber, die den Streit völkerrechtlich mit einander 

auszugleichen hätten, und nicht vor der Bunbesverfammlung. Nie habe 

Preußen die Bundesakte anders verftanden, mie werde es in eine ſolche 

Beſchränkung feiner Souveränität willigen und vom Bunde Recht nehmen." 
Schon damals alfo ſprach Preußen den Grundfag aus, vom Bunde fi) 
nicht majorifiren zu laffen, der Bevormundung Oeſterreichs und ber mif 

demfelben verbündeten Mittelftaaten ſich nicht unterwerfen zu wollen. 

Der Anſpruch auf Leitung der deutſchen Angelegenheiten ohne Mitwirkung 

Oeſterreichs war damit ftillihweigend erhoben. 
Schon vor der Wiener Conferenz war in ber Zolljache der Weg 

der Separatverhandlung mit einzelnen Staaten betreten worden. Am 

25. Oftober 1819 Hatte Schwarzburg-Sonderöhaufen einen Vertrag mit 
Preußen abgejchloffen, wodurch die Verhäftniffe des größeren Theils 
feiner Befigungen, welde im preußifchen Gebiet eingeſchloſſen waren, 

in Bezug auf Zoll und Verbrauchaftenern auf preußiihen Fuß geordnet 
wurden. Es koſtete nach den ftolzen Erklärungen Preußens auf ben 

Wiener Conferenzen Mühe, auch andere Kleinſtaaten zur Nachfolge zu 
bewegen, und doch entjchloffen ſich nad} einigen Jahren (1822 und 1823) 
mehrere andere thüringifthe Staaten: Schwarzburg- Rubolftadt, Sachſen⸗ 
Weimar, Anhalt Bernburg, dem Vorgang Sondershaufens zu folgen. 

Die wichtigfte Erweiterung des preußifchen Zollgebietes war aber ber 
am 14. Februar 1828 abgefchlofiene Vertrag mit Heffen- Darmftadt. 
Er war hauptfächlich deshalb von großer Bedeutung, weil dadurch Preußen 
feinen ernftlichen Willen, den übrigen deutſchen Staaten zur commerciellen 
Einheit die Hand zu bieten, thatſächlich bewrkundete, indem es durch 
Aufnahme eines Heinen Gebietes, das die Zollgränze unverhäftnißmäßig 
verlängerte und damit bie Verwaltungskoſten vermehrte, der Sache ein 
erhebliches Opfer brachte. Num entftand aber dennoch ein großer Lärm 
über die eigennüßigen, gefährlichen Abfichten Preußens, das ganz Deutſch⸗ 
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land in fein Neg ziehen wolle, um es auszubeuten. Dan glaubte Bor 
fehrungen zum Schuß gegen weitere Verbreitung des preußiichen Boli- 

foftems treffen zu müffen; eine Anzahl nord- und mitteldeuticher Staaten: 
Hannover, Sachſen, Kurheffen und andere ſchloſſen unter Anftiftung 

Oeſterreichs am 24. September 1823 einen Eonderzollbund auf 6 Jahre. 

Dagegen näherten fi nun Wirtemberg und Bayern, die am 18. Ja— 
mar 1828 ebenfalls einen Zoll- und Handelsvertrag mit einander ab- 

geichloffen Hatten, dert aber Baden beizutreten fich weigerte, Preußen, 

da fie fanden, daß ihr Gebiet body nicht gehörig arrondirt fei und der 
Verein weder vollswirthſchaftlich noch finanziell bedeutende Vortheile ge- 
währe. Der König von Wirtemberg gab den Anſtoß und fandte im 

Einverftändniß mit Bayern den Buchhändler J. 3. v. Cotta, der ein 
eifriger Bertreter der Bolfeinheitsidee, mit Nebenius befreundet und mit 
defien Planen vertraut war, zu Anfang des Jahres 1829 zu Unter 

handlungen nad) Berlin, und es fam am 27. Mai ein vorläufiger Vertrag 
zwiſchen Preußen und Bayern-Wirtemberg zu Stande, kraft deſſen viele 
Erzeugniſſe der betreffenden Länder frei von Eingangszöllen eingeführt 
werden durften und die vertragichließenden Staaten ſich verpflichteten, 
ihre Bollgefege allmählig in Uebereinftimmung zu bringen. Die öffent: 

liche Meinung in Süddeutſchland zeigte damals noch wenig Verftändniß 

für den Werth der Zolleinigung mit Preußen, der größte Theil des 

Handel- und Gewerbeftandes, beſonders in Bayern, mar dagegen und 

glaubte den Ruin der ſich hebenden Juduftrie davon fürchten zu müffen. 
Bei den Liberalen fam auch noch die Furcht vor dem Einfluß des preu- 

Siichen Abfolutismus Hinzu. Man erhob ſich daher in Süddeutſchland 
noch gar nicht zu einer unbefangenen Würdigung des ungeheuren Gewinns, 
der aus den Bolfverträgen mit Preußen für die nationale Einigung er- 
wachſen mußte, und wir fehen mit Wehmuth den wunderlichen Widerſpruch, 

in welchen fich die ſüddeutſchen Liberalen, die doch die nationale Einheit 
als eine felbftverftänbliche Forderung auffteliten, durch ihre Oppofition 

gegen ben Zollverein vertidelten. Glücklicherweiſe war in den Kreifen 
der Regierung eine befjere Einfiht vorhanden, und ihrem Einfluß gelang 
es, in ber Ständeverfammlung eine Majorität für den Vertrag mit 

Preußen zu befommen, der aladann am 22. März 1833 von Wirtem- 

berg und Bayern abgefchloffen wurde. Acht Tage fpäter folgte auch das 
Königreich Sachſen nad), unerachtet der Vorurtheile der dortigen Kauf- 
leute und Fabrifanten, welche kurz vorher eine Petition unterſchrieben 
hatten, in der die größte Beforgniß für die ſächſiſche Induſtrie ausge 
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ſprochen und namentlich der Ruin Leipzigs als unausbleibliche Folge des 
Vertrags prophezeit war, was fi) fo wenig erfüllte, daß ſchon nad) 
wenigen Jahren eine vafch zunehmende Blüthe des Handels und ber 
Gewerbe zu bemerken war. Badens liberale Oppofition fträubte ſich 

befonder3 Hartnädig. Nebenins hatte ſchon 1833 eine Schrift fir den 
Beitritt Badens veröffentlicht, und in derfelben auch feine urfprüngliche 
Dentſchrift über die Handelseinigung abbruden laſſen; auch Mathy, der 
im Gegenfag gegen‘ feine Geſinnungsgenoſſen die nationale Bedeutung der 
‚Bollverbindung wohl erkannte, zeigte in einer Flugſchrift die überwiegenden 

Vortheile des Beitritts; aber Rotteck feste alle Mittel der Prefie und 

Agitation in Bewegung, um, wie er fagte, in diefer Lebensfrage für 
das conftitutionelfe Deutfchland fein Heimatland vor den Schlingen einer 
abfolutiftifchen Politik zu bewahren. Aber doch konnte er nicht Kindern, 

daß auch dort der Vereinigungsvertrag in der erften Kammer mit Ein- 
ftimmigfeit und in der zweiten mit großer Majorität genehmigt wurde, 
worauf am % Mai 1835 Baden dem Zolfvereine beitrat. Die nafe 

ſauiſche Regierung Hatte ſich durch eine Intrigue Frankreichs, das mit 
großer Rührigkeit der deutſchen Bolleinigung entgegenarbeitete, verführen 
laſſen, einen Handelsvertrag mit Frankreich abzuſchließen, der aber glüd- 
licherweife durch den Tod des Minifters v. Marſchall, der die wirth- 

ſchaftliche Iſolirung feines Landes erzwingen wollte, noch rechtzeitig zu 
Fall fam. 

So war nad dem Beitritt Badens, Naſſau's und Frankfurts im 
Jahre 1836 der Zollverein bereit auf ein zufammenhängendes Gebiet 

von 8253 Quadratmeilen mit 25 Millionen Einwohnern angewachſen, 
die bald die großen materiellen Vortheile zu fühlen befamen, welche bie 
freiere Bewegung des Handels und der Gewerbe mit ſich brachte. Die 
ängftlichen Zweifler, welche den Ruin dieſes und jenes Gewerbszweigs 
vorausgeſagt hatten, wurden beſchämt durch die Fortſchritte der Induſtrie 
und des Wohlftandes, welche ſelbſt die Erwartung der Freunde des 
Vereins übertrafen; und von den politiſchen Gefahren war um fo weniger 
etwas zu bemerfen, als ſich die preußifche Regierung vorfichtig Hütete, 
den Verein in biefer Richtung anszubeuten, und überhaupt, unerachtet 

ihre3 Uebergewichts durch den Umfang ihres Gebiets und ihrer Seelen- 
zahl, in Sachen der Bollverwaltung große Selbftverläugnung gegen bie 

verbündeten Regierungen übte. 
Oeſterreich fuhr fort den Zollverein mit feheelen Augen anzufehen, 

ergriff jede Gelegenheit, der Weiterentwicklung deſſelben Hinderniffe zu 
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bereiten, und fügte damit den übrigen Urſachen feiner Trennung von 
Deutfchland eine neue hinzu. In Deutfchland begnügte man ſich zunächſt 

mit den materiellen Vortheilen des Zollvereins und verfäumte es, den 
nationalen Gehalt weiter auszubilden und eine gemeinfame parlamentariſche 

Berathung der Berfehrs- und Handelsintereffen zu erftreben. Noch weniger 
waren die fiberalen Vollsvertreter geneigt, die Bundesgewalt zu einer 
deutſchen Gentralgemalt erwachſen zu laffen, vielmehr glaubten fie, um 

Intereſſe des Conftitutionalismus, der ſich durd die Bundesgewalt be- 

fändig mit Eingriffen in das Verfaſſungsleben und mit Beſchränkungen 
bedroht fah, fich gegen den Bund in BVertheidigungszuftand fegen zu 

müffen. Die Bundesbeſchlüſſe vom “Jahre 1832 und 1834 waren der 
Hauptgegenftand der liberalen Oppofition, ber es als erfte Pflicht erfchien, 

das einzige Band politifher Einigung, das rechtlich beftand, durch be- 
fländige Verwahrung dagegen abzuſchwächen, wodurch der Liberalismus 
in eine ganz ſchiefe Stellung gerieth, indem er das Recht der Einzel- 

ftaaten gegen die Centralgewalt, den Particularismus gegen die Gefammt- 

heit vertrat. So fam es, daß man die Nachricht mit großem Mißtrauen 

aufnahm, es fei von Preußen eine Reform der Yundesverfaffung angeregt. 

Der äußere Anftoß war von Frankreich gekommen, wo im Früh— 

jahr 1840 das Minifterium Thiers offen erklärte, die franzöſiſche Re— 
gierung müffe für die in der orientalifchen Frage erlittene politische 

Niederlage Entſchädigung in Deutſchland fuchen und das linke Rheinufer 

fordern. In demjelben Jahre hatte in Preußen ein Thronwechſel ftatt- 

gefimden, und der neue König Friedrich Wilhelm IV., der ſchon als 
Kronprinz für nationale Ideen gefhwärmt und ſich mit dem Gedanken an 

Widerherftellung des deutfchen Reiches befchäftigt Hatte, war entjchloffen, 
die Reform der Bundesverfaffung ernftlih in Angriff zu nehmen. ein 

Bertrauter, General von Radowig, beftärkte ihn darin und ftellte ihm 
vor, daß die Sehnfucht nad einem in innerer Gemeinfchaft wachſenden 
Deutfchland das Einzige fei, was tiber den Parteien ftehe, und daß er 

dur Entgegenfonmmen in diefer Richtung am ficherften das Vertrauen 
des Volkes gewinnen könne. Der König glaubte, dag eine Verftändigung 
mit Oeſterreich zu diefem Zweck vor Allem gefucht werden müffe, und 
nahm bei einer Zufammenkunft mit dem Fürften Metternich), die er im 
Auguft 1840 zu Dresden Hatte, Gelegenheit, mit diefem ein ernfte8 Wort 
über die Sache zu fprehen und ihm die Nothmwendigfeit einer Wider: 

befebung der erftorbenen Bundesverfaffung vorzuftellen. Er verhieß, bald 
beftimmtere Anträge an den öſterreichiſchen Hof zu bringen. Wirklich) 

Rlüpfet, Einfeitöbeftrebungen. I. 2 
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fandte er im Oftober befielben Jahres die Generale v. Radowitz und 
dv. Grolmann an den öfterreihifhen Hof, um Plane über die Verthei- 
digung der Bundesgrenze vorzulegen und an eine grünbliche Yundesreform 
zu mahnen. Metternich ging auf eine Beiprehung der Borkehrungen 

für den Krieg ein und wies auch die Anregung Hinfichtfich der Yundes- 
reform nicht ab, meinte aber, daß man ſich Angefichts eines Krieges auf 

Maßnahmen in Beziehung auf diefen zunächft befchränten müſſe. Es 
geſchah nun in Folge diefer Verhandlungen Mandes für Verbeſſerung 

der Kriegsverfaffung; die einzelnen Bundescontingente, die Waffenvorräthe, 
die Feftungen wurden unterfucht, die Bundesfeftung Ulm wurde erbaut, 

die Befeftigung von Naftatt ergänzt, mehrere Punkte der Kriegsordnung 
näher beftimmt. Aber weiter geſchah aud nichts, da Defterreih in 

Beziehung auf bie ſtaatsrechtliche und politische Frage feinen Schritt 

entgegentam und auch die übrigen Staaten in diefem Punft große Theil- 
nahmlofigfeit und Abneigung zeigten. -Unter diefen Umftänden wagte 

auch die preußifche Negierung nicht, eine kühne Initiative zu verfuchen. 
Aber in der Vollsftimmung zeigten fi Spuren, daß der Wunſch nad 
Einheit wieder lebendig wurde. In den Zeitungen wurde barauf hin- 
gewieſen, daß endlich einmal ein Schritt zur Einigung geſchehen müffe, 

daß dem Volk eine Teilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten ge 

bühre, daß ein Organ dafür gefchaffen werben müſſe. In der Gefchicht- 
ſchreibung machte fich die nationale Auffaffung immer mehr geltend, mit 

Vorliebe wandte fi die Forſchung den Zeiten zu, in welchen das Reich 
groß und mächtig daftand; in der deutſchen Sprach- und Alterthums- 
forfhung mwehte ein patriotifcher Hauch. Die Wanderverfammlungen der 
deutjchen Gelehrten mehrten fi und nahmen Häufig eine politiiche Fär⸗ 
bung an. Beſonders machte in diefer Beziehung die im Herbft 1846 

nah Frankfurt a. M. berufene Verſammlung der Germaniften Epoche. 

Hervorragende Männer von entfchiedener politiſcher und nationaler Ge- 
finnung: E. M. Arndt und Dahlmann in Bonn, die beiden Brüder Grimm 
in Berlin, Uhland und Reyſcher in Tübingen, Gervinus in Heidelberg 
Hatten die Einladung dazu erfaffen. Die Berfammlung wurde im großen 

Saale des Rathhaufes, des fogenannten Römers gehalten, deſſen Wände 
die Bilder der alten beutjchen Kaifer jhmüdten, von denen Uhland in 

einem ZToaft, in welchem er von bem Nahen einer nationalen Kriſis 
ſprach, fagte: e8 fei ihm, als ob fie auß ihren Rahmen fprängen und 
unter die Verſanmlung träten, mn fie mit ihrem Blick anzufeuern oder 

zu zügeln. Die eben damals zur Tagesordnung gekommene ſchleswig⸗ 
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holſteiniſche Frage gab reichliche Veranlaſſung zu Erörterung nationaler 
Rechte umd Anfprüche, und die Ahnung eines Umſchwungs fand ſowohl 

in den wifjenfchaftlihen Verhandlungen als im gefelfigen Verkehr beredten 
Ausdrud. Mit Buverficht fprad man die Hoffnung aus, ber Tag 

werbe nicht ferne fein, wo ftatt der Gelehrtenverfanmlung eine politiſche 
Vertretung des beutjchen Volles ſich in Frankfurt verfanmeln werbe, 
nicht ohne Schabenfreube wies man auf den Bundespallaſt in der Efchen- 

heimer Gaffe Hin umd meinte, die Diplomaten werden num am längften 

dort getagt haben. In Scherz und Ernſt wurden Plane beſprochen, wie 
man mit vereinigten Kräften zuſammenwirlen wolle, um durch Mittel der 

Breffe, in Ständeverfammlungen und freien Vereinigungen das nationale 
Bewußtſein zu nähren und die Einheit der Nation zu verwirklichen. Im 
Süben und Norden Deutjchlands verbreitete fi) damals das Gefühl, 
daß ein neuer Geiſt wehe, beſonders Hoffte man auch in Preußen, daß 
die Verfaffungsfrage endlich erledigt werde. Als num das Patent vom. 
3. Februar 1847 erſchien, fand man ſich zwar etwas enttäufht von 
dem gebotenen Verfaffungsentwurf, aber doc betrat Peußen mit dem 

Vereinigten Yandtag die Bahn conftitutionellen Yebens, und es war eine 
Stätte geichaffen, an welcher eine freie nationale Gefinnung zum Worte 
tommen und die politifchen Fragen der Gegenwart mit mehr Exfolg bes 
ſprochen werden fonnten, als in den Ständeverfanmlungen der Mittelftaaten. 

Ein auderer Sprechjaal für nationale Angelegenheiten that ſich in 
Süddeutſchland auf durch die Gründung der Deutfchen Zeitung, welche 

feit dem 1. Juli 1847 unter der Rebaction von Gervinus bei Baller- 

mann in Heidelberg erſchien. Die nationalgefinnten Liberalen in Süd« 

und Norddeutſchland hatten nun ein gemeinfames Organ, das durch Ent- 
ſchiedenheit der politifchen Farbe, durch einheitliche Redaktion und gehalt- 
volle Leitartifel feine älteren Coltegen übertraf, von denen nun Manche 
dem gegebenen Beifpiel folgten und ebenfalls regelmäßige Leitartitel ein- 
führten, welche bis dahin in den deutſchen Zeitungen nicht Gebrauch ge- 
weien waren. Das Programm in Beziehung auf die deutſche Frage war 

übrigens ein jehr beſcheidenes. Es bezeichnet ald Grundtendenz die Aufgabe, 

das Gefühl der Gemeinfamfeit und Einheit der deutjchen Nation zu unter- 
halten und zu ftärfen, und zollt jogar der Bundesverfaffung die Aner- 
lennung, daß fie felbft in der Vagheit ihrer Beftimmungen dazu beige: 
tragen habe, Einigfeit und Verknüpfung in die deutſche Staaterreihe zu 
bringen, und daß jie vielleicht jogar durch die Schwäche der Einheitsform 

den Geift der Einheit defto ftärker habe werben Laffen. Aber jegt müſſe 
g* 
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& geftattet fein einen Schritt weiter zu gehen und an bie Lücken ber 

Bundesverfaſſung in inneren Beziehungen, befonder8 an die Mängel ihrer 
Beſtimmungen über die auswärtigen Verhäftniffe, Kriege und Bündniſſe 
zn erinnern, ja die eigentliche Unhaltbarkeit derfelben für den Fall ver- 
widelter Colfifionen bezeichnen zu dürfen. Schließlich wird in Ausficht 

genommen, daß die Gejchichte dahin führen werde, „bei einer erften ernften 
Gelegenheit und größeren Beitforderung die fchlaffen ftaatenbündfichen 

Beſtimmungen in bundesftaatliche anzuziehen, die enge Befugniß des Bundes 

zu erweitern und ben vierten Artifel der Schlußafte, der die Entwidlung 
und Ausbildung der Bundesverfaffung in Ausſicht ftellt, nad) einer großen 
und freien Auslegung zu bethätigen.“ Uebrigens wurbe in ben Kreifen, 

aus welchen die deutjche Zeitung hervorging, die Reform de3 Bundes 
ernftlich befprochen. So beſonders in einer Verfammfung von Kammer⸗ 
mitgliedern verfcjiebener deutſcher Staaten, die am 10. Oftober 1847 

zu Heppenheim an der Bergſtraße ftattfand, an welcher ſich unter Andern 
Daniel Hanfemann aus Preußen, Goppelt und Römer aus Wirtemberg, 

Baſſermann, Buhl und Mathy aus Baden, Heinrich v. Gagern aus 

Heſſen betheiligten. Hier ftanden zwei Anfichten einander gegenüber. Die 
eine forderte Vertretung der Nation neben der Bundesverfammlung und 

alfmählige Ummandlung des Bundes in einen Bundesftaat. Dem ent- 
gegen wurde beſonders von Mathy ausgeführt, daß die Ausficht auf eine 
Weiterentwidelung der Bundesverfaffung nicht vorhanden fei. Der Bund 
enthalte Glieder, die zugleich) austwärtige Mächte feien, wie Dänemark 
nud die Niederlande, bie ſich mit deutſcher Macht und Politit niemals 
befreunden würden, und ſolche die Gebietätheile enthalten, welche zwar 
deutſch feien, aber nicht zum deutfchen Bunde gehören. Ferner bedinge 
eine Nationalvertretung auch eine Nationafregierung, ausgerüftet mit ben 
Befugniffen der deutfchen Staatsgewalt, uud diefe fei bei einem vöffer- 
rechtlichen Bunde unmöglih. Das Ziel der Einigung Deutfchlands zu 
deutſcher Politit und gemeinfamer Leitung deutfcher Intereſſen werde des- 
halb eher erreicht, wenn man die öffentliche Meinung für Ausbildung 
des Zollvereins zu einem deutſchen Vereine zu gewinnen fuche. Hier 
babe man bereits eine wenn auch mangelhafte gemeinfame Verwaltung, 
welche die Verbeffernngen, deren fie dringend bedürfe, durch eine Erwei⸗ 
terung ihrer Befugniffe erhalten könne, und der man eine Verfanmlung 

von Notabeln, die von den Kammern und andern Körperfchaften der Ver— 
eingftaaten zu wählen wären, zur Seite ftellen könnte. Hier fiege der 

Keim einer Vereinspolitif, die durch Teine fremden Glieder geftört wäre, 



heiten anſchließen: Sand» und Wafferftraßen, gleiche Beftwazımg, Lay 
verfaffung, Marine, Eonfulate, Handelögefege. Durch ſolche 
zur Macht geworden, würde biejer deutfche Verein eine unwiderſtehliche 

Anziehungskraft auf andere deutſche Länder ausüben und jo eine wahr- 
haft deutjche Macht werben. Diefer Gedankengang, der im Einzeinen durch 

geſprochen und erörtert wurbe, vereinigte endlich alle Meinungen und es 

wurde befchlofjen, vorzugsweiſe auf Ausbildung des Zollvereins und eine 
Bertretung feiner Bevölterung im Zollcongreß durch Notable hinzuwirken, 

aber auch feine andere Gelegenheit, welde Zeit und Ereignifje bringen 
mögen, unbenügt zu laſſen, um bie Idee der deutfchen Einigung zu ftärten. 

Zu diejem Behuf follten in allen deutſchen Kammern möglichſt gleichlau⸗ 
tende, doch mit Rückſicht auf die eigenthümlichen Verhältniſſe der einzel 
nen Staaten modificirte Anträge geſtellt werden. In der badiſchen Kammer 

wurde der Anfang damit gemacht. Am b. Februar des folgenden Jahres 
1848 brachte der Abgeordnete Baſſermann den Antrag ein, die Kammer 
möge in einer Adreſſe an ben Großherzog die Bitte ausſprechen, auf ge⸗ 
eignete Weiſe dahin zu wirken, daß durch gemeinfame Vertretung der 

deutſchen Stänbelammern am Bundestag ein ficheres Mittel zur Erzielung 

gemeinfamer Gefeßgebung und einheitlicher Nationaleinrichtungen gefchaffen 
werde. Einige Tage fpäter am 12. Yebrnar begründete Baſſermann 

feinen Antrag mit einer beredten Schilderung der damaligen politiſchen 
Schwãche Deutſchlands, und machte damit fowohl in der Kammer als 
außerhalb derfelben den größten Eindrud. Die Forderung, daß der na- 

tionalen Einheit Deutſchlands ein ftaatsrechtlicher greifbarer Ausdruck gege- 
ben werden müffe, war damit an berechtigter Stelle außgefproden. Der 

Antrag wurde von ber Kammer mit Begeifterung angenommen, und wenn 
auch die babifche Regierung ſich vorjichtig abwehrend dagegen verhielt, 
fo Tonnte man doc) hoffen, daß die Wiederholung des Antrags in anderen 

deutſchen Kammern die Regierungen nöthigen werde, demjelben Gehör zu 
geben. Noch ahnte man nicht, daß die Frage ſchon in einigen Wochen 
in ein ganz anderes Stadium treten würde, in welchem die bejcheivenen 

Reformbeftrebungen weit überholt werden folten von der ungeftüm for- 
dernden Vollsbewegung. 



Zweites Kapitel. 

Das Frühjahr 1848. 

Obgleich der Sturz der Negierung Louis Philipps mit den nationalen 

Beftrebungen in Deutſchland in gar feinem inneren Zufammenhang ftand, 
fo gab doc; die Februarrevolution Frankreichs den Deutſchen einen mäd- 
tigen Anftoß, für Verwirklichung ihrer nationalen und liberalen Horde 
rungen einzutreten. Der Anlauf zur Selbftbeftimmung war ber franzö- 
ſiſchen Nation in überrafhender Weife gelungen, warum follte er nicht 
auch in Deutſchland von Erfolg fein? Dazu kam das Bewußtſein, daß 
das uneinige zerfplitterte Deutfchland etwaigen Webergriffen des revoluti—⸗ 
onären Frankreichs nicht gewachſen fein würde. Allgemeine Volksbewaff- 

nung war eine ber Hauptforderungen, welche die Märzbewegung an bie 
deutfchen Regierungen ftellte. Man wollte dem revolutionären Strom, 
wenn er die Grenzen überfluthen follte, fefte Dämme entgegenjegen, dem 
Feinde, wenn Frankreich als folder käme, die ftarke Bruſtwehr eines ei- 
nigen freien Deutſchlands entgegenfegen. 

Eine der erften unter dem Eindrud der Nachrichten aus Frankreich 
entftandenen Kundgebungen und Yormulirungen ber Vollswünſche war 
der Antrag, den am 27. Februar Heinrich v. Gagern mit einigen Ge— 

noffen in der heffiichen Kammer einbrachte: fie möge an den Großherzog 

die Bitte vihten, in ber Bunbesverfammlung und außerhalb derſelben 
dahin wirken zu wolfen, daß unter fo dringenden und von außen Gefahr 

drohenden Umftänden die Sorge für den Schuß ber äuferen und inneren 
Sicherheit Deutfchlands, insbefondere die Leitung der auswärtigen Ange- 

Tegenheiten, des Heerweſens und der Volksbewaffnung in die Hände eines 

Cabinets gelegt werde, deſſen Minifter dem interimiftifchen Haupte Deutſch⸗ 
lands und der Nation verantwortlich feien. Das interimiftiiche Haupt 

Deutſchlands folle Gefeggebung und Beſteuerung in Uebereinftimmumg mit 
einem Rath der Fürſten und einem Rath des Volles nad) den wefentli- 
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chen Formen des repräfentativen Syſtems ausüben, und die Berufung 
der Nationafrepräfentation gleichzeitig mit der Ernennung des Bundes⸗ 

Hauptes erfolgen. Herſtellung eines Bundesſtaates, Einfegumg einer Cen- 
tealgewalt, und Einberufung einer Vollsvertretung in zwei Kammern waren 
fomit die Forderungen, welche diefer Antrag im fich ſchloß. Der Aus: 
drud, die Eentralgewalt folle in die Hände eine® Cabinets gelegt werden, 

deutete an, ‚daß von feiner mehrköpfigen Centralgewalt, von feinem Directo- 

rim die Rede fein könne. Gagern hatte, das wußte man ſchon damals, 

nichts anders im Sinne, als bie Uebertragung der Eentralgewalt an Preußen. 
Eine Volksverſammlung, die am 29. Februar in Heidelberg zufammen- 

getreten war, forderte außer allgemeiner Vollsbewaffnung und Preffrei- 
Heit ebenfalls Berufung eines allgemeinen deutſchen Nationalparlaments; 
eine Tübinger Verſammlung erließ eine Erklärung, in welder in erfter 
Heide Ausbildung der Gefammtverfaffung Deutfchlands im Sinn eines 
Bunbesftaates, mit Volksvertretung durch ein allgemeines Parlament neben 
dem Bundestag, verlangt war. In ganz Süd- und Mittelbeutfchland 

traten Berfammlungen auf, welche ähnliche Erklärungen erließen. Bon 
befonberer Wichtigkeit aber war der Zufammentritt einer ſchon in den 

erften Tagen nad; dem Belanntwerben ber Parifer Ereigniffe angeregten 
Berfammlung von ſüddeutſchen Abgeorbneten und anderen Mitgliedern 

der fiberalen Partei, von denen fi 51 am 5. März in Heidelberg 
einfanden umd befchloffen, ihre Regierungen dringend anzugehen, daß fie 
aufs fehleunigfte eine möglichft volfftändige Vertretung der deutſchen Na- 
tion zu Stande bringen follten. Die Berfammelten wählten einen Aus- 

ſchuß von fieben Männern*) aus ihrer Mitte, mit dem Auftrag, vorläufig 
die Grundlagen einer nationalen Berfaffung für Deutfchland zu berathen, 

und diefe, wovon zwei in ihrem engeren Vaterland in denſelben Tagen 
zu leitenden Miniftern berufen worden waren, H. v. Gagern in Heſſen 
und Friedrich Römer in Wirtemberg, erließen am 12. März eine Auf- 

forberung an alfe früheren ober gegenwärtigen Stänbemitgliever und 
Theilnehmer an gefeggebenden Verſammlungen in allen beutjchen Landen, 
am 30. März in Frankfurt ſich einzufinden. Dort war jelbft das Organ, 
welches feit mehr denn drei Jahrzehnten als Hemmſchuh der nationalen 

Entwickelung Deutſchlands geroirtt hatte, der Bundestag, von der patri« 
otifchen Bewegung ergriffen, und erließ am 1. März eine Anfprache an 
das deutfche Volf, um dafjelbe zu verfichern, er werde von feinem Stand- 
punkt aus Alles aufbieten, um für die Förderung der politifchen Intereſſen 

*) Binding, $. v. Gagern, Itzſtein, Römer, Stedmann, Welder, Willich. 
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und des nationafen Lebens zu forgen. „Deutſchland,“ hieß es in dieſem 

Erlaß de3 Bundestags, „wird und muß auf die Stufe gehoben werden, die 

ihm unter den Nationen Europas gebührt, aber nur der Weg der Eintracht, 
des gefeglichen Fortſchritts und die einheitliche Entwidelung führt dahin.“ 

Einige Tage fpäter, am 3. März wurde der bunbestägliche Beſchluß 
verkündet, es folle jedem Bundesſtaat freigeftellt fein, die Cenſur aufzu- 
heben und Preffreiheit einzuführen. Auch wurde eine Negeneration des 

Bundestags verfucht, befonder8 unpopuläre Mitgliever mit populären 
vertaufcht, fo 3. B. an die Stelle des badiſchen Geſandten v. Blittersdorf 

der vieljährige Vorkämpfer des Liberalismus in der badijchen Kammer, 
Karl Welder geſetzt. Ueberdies forderte die Bundesverſammlung nach 

einem Beſchluß vom 1 . März die deutfchen Negierungen auf, neben die 
17 Stimmen des engeren Raths 17 Männer bes allgemeinen Vertrauens 
mit dem Auftrag nach Frankfurt abzuordnen, der Bundesverfammlung 
und deren Ausichüffen zum Behuf der Reviſion der Bundesverfaſſung 
mit gutachtlihen Beirath an die Hand zu gehen. Als ſolche Vertrau— 
ensmänner wurden von Preußen Dahlmann, von Defterreih Schmerling 
und Somaruga, von Hannover zuerjt Wangenheim, dann Profeſſor Zachariä 

in Göttingen, von Wirtemberg Uhland, von Baden Baffermann, von 
Holftein Droyfen, von den freien Städten Gervinus, von Braunſchweig 

und Naſſau Mar v. Gagern gewählt. 
Der Hauptherd ber Agitation für eine Reform der deutſchen Bundes» 
verfaffung war das ſüdweſtliche Deutfchland. Hier wurde die Forderung 
eines deutſchen Parlaments in zahlreichen Adreſſen ausgeſprochen, hier 
wurden die Minifterien durchgreifend umgeftaltet und mit den Führern 
der bisherigen Oppofition bejegt. Beſonders von Baden, Heffendarmftadt 

und Naffau aus wurde die Verfaffungsreform mit Eifer betrieben. Bon 
den dortigen Regierungen wurde der naffauifche Legationsrath Marv. Gagern, 
der Bruder des heſſiſchen Miniſters, und ein heſſiſcher Gejandter Graf 
Lehrbach am 9. März auf eine Rundreiſe zu mehreren deutfchen Höfen 
ausgefandt, um eine Verftändigung einzuleiten über die Wege, die zur 
Umgeftaltung des deutjchen Bundes in einen eigentlichen Bundesstaat, zu 
Berufung eines Parlaments uud Einfegung einer allgemein beutjchen 
Centralgewalt führen Könnten. In Stuttgart fanden bie Gefandten den 
König geneigt, die Leitung ber deutſchen Angelegenheiten in bie Hände 
eines beutfchen Regenten zu legen, auf welchen fi die meiften Stimmen 

vereinigen wilden, und der König erklärte fich bereit, diefe Leitung dem 
Könige von Preußen anzuvertrauen, unter der Vorausfegung daß er feinem 
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Bolt diefelben conflitutionelfen Rechte und Freiheiten verleihen werde, 

welche die Sübbeutjchen bereits befäßen. In Münden fand die durch 
einen wirtembergifchen Beauftragten verftärkte Geſandtſchaft weniger gün- 

füge Aufnahme, e3 wurde im Allgemeinen das Bebirfnig der deutſchen 

Einigung anerfannt, aber man hütete ſich, in diefer Richtung beftimmte 
Zufogen zu machen. Dies mochte zum Theil daher kommen, daß eine 

Ipromveränderung im Werke war. König Ludwig glaubte fih in bie 

neu angebrochene Zeit nicht mehr finden zu fönnen und übergab bie Re 

gerung feinem Sohne, der als Marimilian II. den 20. März 1848 

den Thron beftieg. Alles ſchien num darauf anzufommen, wie fi Preußens 

König und Regierung zu diefer Frage ftellen würden. Die ſüddeutſche 

Geſandtſchaft jette ihren Weg nach Berlin fort, und es fand bafelbft am 

33. März eine Conferenz ftatt, deren Refultate aber ben Erwartungen 
nicht entſprachen. Um dies zu erflären müſſen wir etwas weiter außholen. 

Bir Haben oben gejehen, daß ber König von Preußen ſchon feit 

feiner Thronbefteigung die Neform der deutſchen Bundesverfaſſung ins 
Auge gefaßt, daß er zu diefem Behuf mit dem Wiener Hof und Mini- 
ferinm Unterhandlungen angefnüpft hatte. Dieſe ruhten, da fich in Defter- 
reich wenig guter Wille zeigte; aber im Herbft 1847 wurde vom König 
von Preußen auf8 neue bie Initiative ergriffen und der General v. Ra— 

dowig wurde mit Ausarbeitung einer Denkjchrift beauftragt, in welcher 
er ben ganzen Umfang der Frage erörtern ſollte. Diefe Denkfchrift wurde 
an 20. November 1847 dem Könige vorgelegt und von demfelben voll- 

fündig genehmigt. Nach den Vorfchlägen diefer Denkichrift folite die 
Entwidelung des Bundes in drei Richtungen verfolgt werden: in Betreff 

der Wehrhaftigfeit, des Rechtsſchutzes und der materiellen Intereſſen. 
Für die erftere wurde regelmäßige und allgemeine Beauffihtigung des 

Bundesheeres, gemeinfchaftliche Uebungen alfer Contingente, Bereinigung 
des Reglements und des Kalibers und die Einführung eines Yundes- 

feldzeichens und Bundeöwappens beantragt. Für den Rechtsſchutz war 
Cinfegung eines oberften Bundesgerichts, gemeinfchaftliches Strafrecht 
und Strafverfahren, Handelsrecht und Ereditordnung, Wechſelrecht, alige- 

meine Heimatsrecht und volle Freizügigkeit verlangt, Beſonderes Ge- 
wit war auf das oberfte Bundesgericht gelegt. Die dritte Kategorie, 
die der materiellen Intereſſen, umfaßte die Ausdehnung des Zollvereins 

auf den ganzen Bund, gemeinfchaftlihe Maße und Gewichte und Münze, 

allgemeine Poft- und Eifenbahnordnung, freien Verkehr mit allen Tebens- 

mitteln, Aufhebung aller Wafferzölle, allgemeinen Schiffahrtövertrag, 
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Bundesconſulate, Regulirung der Auswanderung und Coloniſation. Für 
diefe Reformvorfchläge follte nun zuerft der Wiener Hof gewonnen werben, 
unb wenn dies erreicht wäre, fo wollte der König von Preußen bie Lei⸗ 

tung der weiteren Schritte Defterreich überlaſſen. Für die Feſtſtellung 
der Normen folte dann ein Fürftencongreß zufanmenberufen, deſſen Ber- 

Handlungen veröffentlicht und die Ausführung des Einzelnen von der 
Bundesverſammlung unter Zuziehung von Sahverftändigen aus allen 
Theilen Deutſchlands berathen werben, bei deren Berufung nad) den frei- 
fimigften Grundſätzen verfahren werben follte. Der König von Preußen 

ſcheint bei dieſen Planen von der ſanguiniſchen Hoffnung ausgegangen zu 
fein, daß Oeſterreich auf diefe Reformvorſchläge ernſtlich und ehrlich ein- 
gehen werde, doch wurde auch der Fall ins Auge gefaßt, daß es nicht 

möglich fein würde, Defterreich auf die nationale Bahn zu bringen. In 
diefem Fall wollte der König feine Forderungen der Bunbesverfammlung 

unmittelbar vorlegen. 
Die Mitteilung der Radowitziſchen Denkſchrift an den Wiener Hof 

ſcheint dort feine Wirkung hervorgebradit zu haben. Im Februar 1848 
ſchickte fich der König von Preußen an, die Sache wieder aufs neue in 
Anregung zu bringen, und der Ausbruch der franzöfifchen Revolution 
befehleunigte die Ausführung feines Entſchluſſes. General v. Radowitz 
reiste am 2. März 1848 mit beftimmten Aufträgen nad) Wien ab. Der 
öfterreichifche Hof ging fo weit auf bie an ihn gebrachten Vorfchläge ein, 
daß er der Berufung eines Fürftencongreſſes zuftimmte, wollte biefen 

aber nicht, wie Preußen wünſchte, in Frankfurt verſammelt wiffen, da 

dieſes bereit3 von der Volfsbewegung bes fübmeftlichen Deutſchlands zu 

ſehr ergriffen fei, fonbern ſchlug Dresden ald Verfammlungsort vor. Auf 
den 25. März follte der Congreß dorthin berufen werden; fpäter wurde 
Potsdam zum Verfammlungsort beftimmt. Die Kunde von diefem Fürften- 
congreß twurde aber in Deutfchland mit entſchiedener Ungunft und mit 

Mißtrauen aufgenommen. Es hieß, jetzt ſei es nicht mehr Zeit zu Fürften- 
und Diplomatencongreffen, das deutfche Volt felbft müſſe das Wert feiner 

Einigung und die Berathung feiner Verfafjung in die Hand nehmen. 

Bereit war ja der Auf zu der Abgeordnetenverfammlung auf den: 30. 

März nach Frankfurt ergangen. Der Fürftencongreßplan wurde, wenn 
auch vielleicht nicht förmlich aufgegeben, doch durch die fommenben Ereig- 

niffe unmöglich gemacht. 
Das Zufammentreffen der Reformplane von verſchiedenen Seiten 

wäre an ſich ganz erfreulich geweſen, aber der Uebelſtand war, daß man 
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in Berlin und Süddeutſchland auf verfehiedenen Stanbpunften ftand. 

Dem preußifchen König und feinen Rathgebern mußte es als eine unbequeme 
Störung erſcheinen, daß man ihre ehrlich gemeinten Reformplane durch 
eine Vollsagitation, deren Tragweite Niemand berechnen könne, durchkreuze; 
aber nicht minder waren die Süddeutſchen Darüber verftimmt, daß man 
af dem alten Wege diplomatifcher Verhandlung die nationale Aufgabe 
töfen wolle, die doch nur durch die Kraft ber Boltöbegeifterung burch- 
geiegt werden könne. Doc die Volksbewegung gerieth leider bald auf 
ſchlinme Irrwege 

In Wien und Berlin brachen nämlich Aufſtände aus, die nad) fran⸗ 
zofiſchem Mufter mehr dem freiheitlichen Fortſchritt als der nationafen 
Einigung galten. Die Berliner Bollsmenge, von der Gährung der Zeit 
azeiffen und von vadifalen Agitatoren, darunter Polen und Ruſſen, geſchürt, 
wollte in diefer Zeit allgemeiner Bewegung auch ihre Nevolution haben. 

Am 13. und 14. März fanden Zufammenrottungen und Demonftrationen 
fatt, gegen welche Militär aufgeboten wurde, das fich mehrmals gend. 
thigt fah, von der Schußwaffe Gebrauch zu machen, wobei einige Per- 
Ionen getöbtet und andere verwundet wurden. Am 18. März erneuerte 
ih die Bewegung, das Volt verfammelte ſich vor dem Schloß, und eine 
Deputation überreichte dem König eine Adreſſe, in welcher Veränderung 

des Minifteriums, Einführung einer freifinnigen Verfaſſung und Volfs- 
bewaffnung verlangt wurde. Der König gab freundlich Gehör und ſtellte 
die Erfüllung der Vollswünſche in nahe Ausfiht. Bald darauf erfchie- 
nen zwei tönigliche Patente, welche Aufhebung der Cenſur, bejchlemigte 
Einberufung des Vereinigten Landtages, Umgeftaltung des deutſchen Staaten 
bundes in einen Bunbesftaat, und im Bufammenhang damit eine auf 
ganz Deutfchland ſich ausdehnende Verfaſſung verhießen.*) Diefe Zufa- 
gen fchienen das Bolt allgemein zu befriedigen, es wurde dem König 

*) In dem Patent vom 18. März beißt es: „Wir finden nus bewogen, nicht 
nur vor Preußens, fondern vor Deutſchlands — fo es Gottes Wille ift — bald inmigft 
vereinigten Volle laut und nnumwunden auszufpredhen, welches bie Vorſchläge find, 
welche Bir Unferen deutfchen Bundesgenoffen zu machen beſchloſſen haben. Bor Allem 
verlangen wir, daß Deutſchland aus einem Gtastenbunde in einen Bundee ſtaat ver- 
wanbeft werde. Wir erfennen an, daß diefes eine Reorganifation ber Bundesverfaffung 
verausfegt, welche mr im Bereine der Würften mit dem Wolfe ausgeführt werden 
fazn, baß denmach eine vorläufige Bundesrepräfentation aus den Ständen aller deutſchen 
Länder gebildet und umverzüglich berufen werben muß. Wir erfennen an, daß eine foldje 
Ornbebrepräfentation eine conflitutionelle Berfaffung aller deutſchen Länder nothwendig 
erbeifcht, damit die Mitglieder jener Nepräfentation ebenbürtig nebeneinander figen.“ 
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ein Lebehoch gebracht, und als er auf dem Balkon erfchien, wurde er 
mit taufendftimmigem “Jubel begrüßt. Aber diefe Wendung entſprach den 
Wünſchen der revolutionären Agitatoren nicht. Auf einmal erhob fich 

das BVerlangen, dad Militär, das den Schloßplag und die Eingänge zum 
Schloß befegt Hatte, folle fich zurücziehen. Diefem Begehren konnte der 

König nicht ohne Weiteres willfahren, das Volt drängte weiter und er- 
neuerte fein Verlangen heftiger, das Militär rückte mit gefälften Bajo- 

nett und gezogenem Säbel vor, es fielen einige Schüffe, man weiß nicht 
woher, es erhoben fi in alfer Schnelligfeit Funftgerecht errichtete Barri- 
taben, und e8 entjtand ein Kampf in den Straßen, bei dem jedoch das 

Militär im Vortheil blieb. Der König wurde nun aufs Neue von 
mehreren Seiten mit Bitten beftürmt, das Militär zurüdzuziehen, und 

leider ließ er fi) zur Unzeit bewegen, den Befehl zu geben, das Mili- 
tär folle ſich in feine Kafernen verfügen. So ſchien es nun, ber 
König habe .der drohenden Vollsmenge nachgeben müffen, fein Anfehen 

war dadurch bebeutend erſchüttert, und er mußte ſich verſchiedene De- 
müthigungen gefalfen laffen. Die ganze Stadt wurde vom Militär ge- 

räumt, und felbft das Schloß der Bürgergarbe übergeben; die blutigen 
und befränzten Leichen der Gefallenen am Schloß vorübergeführt, und 
der König und die Königin vom Bolt genöthigt, ihnen ihre Ehrfurcht 
zu bezeigen.*) Die Veränderung des Minifteriums, die Berufung des 
liberalen Grafen Schwerin und des national gefinnten Heinrich v. Arnim 
erſchien nicht mehr als das Ergebniß freien Entſchlußes. Cine weitere 
unzeitgemäße Nachgiebigfeit war, daß der Prinz von Preußen, der jetzige 
König und Kaifer von Deutfchland, von dem man behauptete, er habe 
ſich der Zurücziehung des Militärs widerſetzt, die Weiſung erhielt, fich 

auf einige Zeit aus dem Lande zu entfernen und einen Befuc in Eng- 

fand zu machen. 
Eine nationale Demonftration, welche jett der König, wie man jagt, 

auf den Rath feines neuen Minifters der auswärtigen Angelegenheiten, 
Arnim, unternahm, verfehlte ihre Wirkung. Am 21. März Mittags hielt 
der König, mit einem jhwarz-roth-goldenen Bande um den Arm ge- 
ſchlungen, und gefolgt von feinen Miniftern, einigen Prinzen des königlichen 

Haufes und dinigen Generalen einen feierlihen Umzug in den Straßen 
von Berlin. Zugleich wurde auf dem Thurme des Schlofjes eine große 

Flagge mit Schwarz-roth-gold aufgezogen. An fünf verfchiedenen Orten 

*) ©. Dentfhe Zeitung vom 25. März, Nr. 85, ©. 615 und A. X. Big. vom 
26. Mär, Rr. 86, ©. 1365, 
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hielt der König Reden an das Volk, befonder8 auf dem Rathhaufe und 
auf der Univerfität. Er fagte dabei, man möge ihn nicht mißverftehen, 
wenn er fich jetzt die beutfche Fahne vortragen laſſe, er wolle feine Krone 

ajurpiren, er wolle feinen Fürften vom Throne ftoßen. Aber die Noth 

des Augenblid8 erfordere es, daß er fi an die Spige der Bewegung 

in Deutfchland ſtelle. Es Habe fich plötzlich in einigen Teilen Dentſch- 
lands Untreue gezeigt, nicht gegen ihn, fondern gegen Deutfchland. Die 

deutſche Einheit und Freiheit fei bedroht, diefe müfle geſchirmt werben 
durch deutfche Treue. Solle Deutfchland in diefem Augenblick nicht ver- 

Ioren gehen, fo müſſe er als der mächtigfte Fürft Deutſchlands fih an 

tie Spike der ganzen deutſchen Bewegung ſtellen. Es mögen fi alfo 
ale guten Deutfchen um ihn ſchaaren, er ſchwöre, er wolle Nichts als 
das conflitutionelle vereinigte Deutſchland. Auf der Univerfität machte 

er noch überdies darauf aufmerffam, wie fi ſchon mehrmals in der 

deutſchen Geſchichte der Fall ereignet habe, daß irgend ein mächtiger Fürſt 

das Reichspanier ergriffen habe, um das Reich zu retten. Gleichzeitig 
wurde ein in der Königlichen Hofbuchdruckerei gedrudtes Placat „An die 

deutfche Nation“ verbreitet, in welchem der König fagte: „Mit Vertrauen 
ipreche ich Heute im Augenblid, wo das Vaterland in höchſter Gefahr 

iämebt, zu der deutſchen Nation, unter deren ebelfte Stämme ſich mein 

Sof mit Recht rechnen darf. Deutſchland ift von innerer Gährung er- 
griffen und kann durch äußere Gefahr von mehr als einer Seite bedroht 

werden. Rettung aus biefer doppelten dringenden Gefahr kann nur aus 
der innigſten Vereinigung der beutichen Fürſten und Völfer unter einer 
veitung hervorgehen. Ich übernehme Heute die Leitung für die Tage der 
Gefahr. Mein Volt, das die Gefahr nicht fcheut, wird mich nicht ver- 
laſſen, und Deutfchland wird ſich mir mit Vertrauen anfchließen. Ich 

habe heute die alten deutſchen Farben angenommen und mich und mein 
Bolt unter das ehrwürdige Banner des deutfchen Reiches geftellt. Preußen 
geht fortan in Deutjchland auf. Alz Mittel und gefegliches Organ, um 

im Verein mit meinem Bolt zur Rettung und Beruhigung Deutfchlands 
voranzugehen, bietet fich der auf den 2. April bereit einberufene Landtag 
tar. Ich beabfichtige, in einer unverzüglich näher zu erwägenden Form 

ten Fürſten und Ständen Deutſchlands die Gelegenheit zu eröffnen, mit 

Organen diefes Landtags zu einer gemeinfchaftlihen Verſammlung zu- 
fammenzutreten. Die auf diefe Weife zeitweilig fich bildende deutſche 
Ständeverfammlung wird in gemeinfamer freier Berathung das Erforber- 

fihe in der gemeinfamen inneren und äußeren Gefahr ohne Verzug vor- 
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tehren. Was Heute vor Allem Noth thut, ift: 1) Aufftellung eines 
allgemeinen deutſchen volfsthümlichen Bundesheeres, 2) Bewaffnete Neu- 
trafitätserflärung. Solche vaterländifhe Nilftung und Erklärung werden 
Europa Achtung einflößen vor ber Heiligkeit und Unverleplichfeit deutſcher 
Bunge und deutjchen Namens. Nır Eintracht und Stärke vermögen 
heute den Frieden in unferem ſchönen, durch Handel und Gewerbe blühenden 
‚Gefammtvaterlande zu erhalten. Gleichzeitig mit den Maßregeln zur 
Abwendung der augenblidlichen Gefahr wird die deutſche Ständeverfamm- 
fung über die Widergeburt und Gründung des neuen Deutſchland be- 
rathen, eines einigen, nicht einförmigen Deutſchlands, einer Einheit in 
der Berfchiebenheit, einer Einheit mit Freiheit. Allgemeine Einführung 
wahrer conftitutioneller Verfaſſungen, mit Berantwortlichfeit der Minifter 
in allen Einzelftaaten, öffentliche und mündliche Rechtspflege, in Straf- 
ſachen auf Geſchwornengerichte geftügt, gleiche politifche und bürgerliche 
Rechte für alle veligiöfen Glaubensbekenntniſſe und eine wahrhaft volls ⸗ 
thümliche freifinnige Verwaltung werden allein folche höhere und innere 
Einheit zu bewirken und zu befeftigen im Stande fein. Berlin, 21. März 

1848. Friedrich Wilhelm." 
Diefe Anfprahe an das Volk war offenbar das Programm für die 

bundesſtaatliche Einigung Deutfchlands unter Preußens Führung. Die 

Andeutungen über das, was und wie es werben ſollte, waren zwar noch 

etwas unffar gehalten, aber doch waren es die greifbaren Grundzüge 
einer deutſchen Verfaffung. Das, was denkenden Patrioten als Ziel der 
deutſchen Entwicllung vor der Seele geftanden hatte, war in überrafhender 

Weiſe von einem edlen, deutſch gefinnten Fürſten geboten. Aber doch 
verfehlte der ganze Akt, ſowohl der feierliche Umzug, als das verbreitete 
Programm den rechten Eindrud, weil die Scene im unrichtigen Augen- 
blick aufgeführt war. Der großen Maffe erichienen die blutigen Vor— 
gänge am 19. März, der Kampf des Militärs gegen die Volksmenge 
als ein Akt monarchiſcher Verftocktheit, militäriſcher Brutalität, bie ge- 

fallenen Opfer auf Seite des Volkes, deren Zahl jehr übertrieben wurde, 
als Märtyrer der Freiheit; man forderte eine Sühne für dieſes Verbrechen 

an der Majeftät des Volkes; man fprach davon, der König werde nach 
diefen Vorgängen genöthigt fein, zu Gunſten feines Neffen abzubanten; 

die demofratifche Preffe ſprach mit Schadenfreude davon, durch dieſes 
Blutbad in Berlin fei die preußiſche Hegemonie unmöglich geworden, und 
der Verſuch des Königs, ſich gerade jet zum Führer Deutſchlands auf- 

zuwerfen, wurde als eine unerträgliche Anmaßung aufgenommen. In den 
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Augen Anderer, gut monarchiſch Gefinnter, hatte dagegen das Anfehen 
des Königs durch die Nachgiebigkeit gegen die leidenschaftlich aufgeregte 
Vollsmenge, durch den unzeitig ertheilten Befehl zum Rückzug des Mili- 
tirs große Einbuße erlitten, die Führer des Heeres waren gefränft und 

erbittert. Dan fagte, ein Herrſcher, der in der Stunde ber Gefahr fo 
den Kopf verliert, hat nicht da Mecht, fi) zum Führer und Haupt des 
deutſchen Volkes, zum Erretter aus äußerer und innerer Gefahr aufzu- 
werfen. An den beutfchen Höfen, wo man Anfangs vielleiht nicht ab» 

geneigt geiwejen war, bem König von Preußen für die Zeit der Bewegung 
md Gefahr die Leitung der deutjchen Angelegenheiten zu überlaffen, war 
das Vertrauen, daß man an Friedrich Wilhelm einen Halt finden werde, 

dadurch ſehr geſchwächt, daf er ſich am 18ten ſchwach gezeigt hatte, und 

kine Rede am 21ften, wie das begleitende Programm erfchienen nun als 
imberechtigte Aumaßung, al Buhlen um Volksgunſt, als eitler Schwindel, 
Selbſt in folchen Kreifen, in denen das Dogma, daß Preußen die oberfte 

feitung der deutfchen Dinge in die Hand nehmen müffe, feft ftand, war 
das Vertrauen auf die Verwirklichung dieſes Wunfches jehr geſchwunden. 

Die deutſche Zeitung ſprach in einem Leitartifel vom 27. März die Be— 
fürhtung aus, daß durch die Vorgänge vom 18. bis 21. März die Hoff- 

ung auf das Verhältniß Preußens zu Dentfchland fo gut wie zerjlört 

ji. Man fand, daß die Verkündigungen am 21. die Gereigtheit über den 
Antheil, den der König an den Scenen des 18. März gehabt, nicht 
beſchwichtigt, fondern nur gefteigert haben. Man fand es untlug, dag 
jegt, nachdem das Volt und feine Vertretung die Berathung über die 
künftige Geftaltung Deutfchlands in die Hand genommen, der König von 
Preußen ſich als Führer vordränge. Die Rolle, die er anfpreche, wolle 
gehandelt und nicht gefprochen fein. 

So war in dem Augenblid, in welchem die deutihen Verhältniſſe 

zur Verwirklichung ber preußiichen Hegemonie reif geworben ſchienen, 
durch den Zwiſchenfall des Berliner Aufftandes die Entwickelung geftört, 
und dies gab von Anfang an der Partei, melde die preußiſche Hegemonie 
für die allein richtige Löſung der deutſchen Frage hielt, eine ſchiefe Stel- 

lung. Es war ihr der Stempel der Unpopularität aufgedrüdt. 
Nicht minder verwirrend wirkte die Kataftrophe in Wien, welche ſich 

einige Tage vor den Berliner Vorgängen vollzog. Am 13. März, an 

welchem die Berfammlung der öfterreichiichen Provincialftände eröffnet 
merden follte, brach das bisherige Negierungsfyftem faſt widerftanbslos 
zuſammen vor einer Volksmenge, deren Sprecher conftitutionelle Verfaſſung 
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und Gewährung der im übrigen Deutſchland ſchon bewilligten Volks— 
wünſche verlangten. Der Oheim des Kaifers, Erzherzog Ludwig, ber 
ſtimmte feinen eines Träftigen Entſchluſſes unfähigen Neffen, keine Gewalt 

anzuwenden und nachzugeben. Auch die geforderte Entlaffung Metter- 
nich's wurde ohne Zögern gewährt, und derjelbe fügte ſich mit ftilfer 
Reſignation dem ihn ereilenden Geſchick und begab ſich nod) in der Nacht 

auf die Reife nad) England. Die Bevölkerung Wiens war fehr glücklich 
über die fo ſchnell und umverhofft gelungene Revolution und gab ſich in 

ihrer naiven Freude den unfinnigften Täuſchungen hin. Auch das Ver— 

hältniß zu Deutfchland wurde im rofigften Fichte betrachtet, man glaubte, 
jegt feien alle Schranken gefallen, wodurch Deutfchöfterreih von dem 
übrigen Deutſchland fo lange getrennt geweſen war, man fühlte ſich nun 

ebenbürtig und wähnte, da8 Weitere werde ſich von felbft machen. Je 
unffarer man über die ftaatörechtlichen Tragen war, defto ungeftörter 
mar die Freude. Die Kunde von den blutigen Ereigniffen in Berlin 
fteigerte das Hochgefühl der Wiener noch mehr. Sie glaubten, nun 
hätten fie die Berliner überholt. Um fo empfindlicher wurden fie daher 
durch das Auftreten des Königs von Preußen und feine Proclamation 

berührt. Sie fahen darin einen Verſuch, die Herrihaft in Deutſchland, 

die doch das rechtmäßige Erbe Oefterreich® fei, durch Ueberrumpelung an 
ſich zu reißen. Die nationale Eiferfucht wurde dadurch geweckt, man be— 
eiferte fi, da8 Deutſchthum heraußzufehren, es wurde überall Schwarz- 

rothgold aufgehängt, am Morgen des 2. April flatterte eine viefengroße 

Fahne vom Stephansthurin, und die Studenten drüdten fogar dem Kaiſer 
Ferdinand die dreifarbige Fahne in die Hand. Im übrigen Deutfchland 

ward dadurd) der Irrthum verbreitet, als ob Defterreich in die beutjch- 
nationale Bahn eingetreten fei und man auf deſſen Betheiligung bei der 
Errichtung des neuen deutſchen Reiches zu rechnen habe. 

Das Hauptorgan der nationalen Bewegung in Deutfchland war 
nunmehr das fogenannte Vorparlament, die Verſammlung, die fih auf 

den Aufruf der Heidelberger Siebenercommiffion am 30. März in Frant- 
furt einfand. Es waren urſprünglich alle früheren oder gegenwärtigen 
Ständemitglieder und Theilnehmer an gefeßgebenden Verſammlungen in 

alfen deutfchen Ländern eingeladen worden, und dann behielt man fi 

vor, aud) eine Anzahl anderer durch das Vertrauen des deutfchen Volks 
ausgezeichneter Männer aufzufordern, eine Befugniß, welche von einigen 

Mitgliedern der Siebener, befonder8 von Itzſtein gar zu weit ausgedehnt 
wurde. Es erfchienen im Ganzen 500 bis 600 Männer; die größten 
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Eontingente Tieferten Preußen mit 141, Darmftabt 84, Baden 72, Würt- 
temberg 52. Defterreich war zuerft mır durch einen zufällig in ber 
Nähe fih aufhaltenden jüdifchen Literaten Wiesner vertreten, ſpäter kam 

noch der würtembergifche Standesherr Graf Biffingen, der auch in Deftew- 
reich begütert und eine Zeit lang Gouverneur von Tirol geweſen war, 
Hinzu. Es war eine fehr bunte Berfammlung von Männern verfchiebener 
politifcher Richtung, doch großentheils Mitglieder der bisherigen liberalen 
Oppoſition in den deutfchen Mittel- und Kleinſtaaten, darunter viele ohne 
pofitifchen Beruf; aber die Verfammelten betrachteten ſich als die Ber- 

treter des deutjchen Volles, als das durch die Beitverhäftniffe gefchaffene 

Barlament. Biele kamen mit der Vorausfegung nach Frankfurt, es 
Handle fid) darum, eine neue Regierungsgewalt zu begründen und die 
politiſche Neugeftaltung Deutſchlands nad) ber dee einer Föderativ⸗ 
Republik in's Werk zu fegen. Man träumte davon, ſich mit einer Schaar 

Bewaffneter zu umgeben, welche dem Parlament Schu gewähren, dafjelbe 
überwachen und die Uebereinftimmung feiner Beſchlüſſe mit dem Bolts- 
willen fichern, wohl auch im Notbfall erzwingen ſollte. In einer Zur 
fammenfmft, welche die bereit in Srankfurt-Angelommenen am 29. März 
im Weidenbuſch hielten, wurden von Heder und Struve ſtark republi- 
Kanifche Neigungen ausgeſprochen, und in einer zweiten borbereitenben 
Berfammlung fand die hauptſächlich von Welder vertretene Anficht, daß 
bei der Berathung des Verfaſſungswerkes die Mitwirkung der Megierungen 
nicht ausgeſchloſſen werden dürfe, ftarfen Widerſpruch. Die erfte eigent- 
liche Sigung des Borparlaments wurbe am 31. März unter Vorſitz des 
Heidelberger Profeſſors Mittermaier gehalten. Als Grundlage der Ber 
rathung fonnte ein Prograum vorgelegt werben, das bie Ciebenercom- 
miſſion entworfen, Mar v. Gagern auf feiner Aundreife in Karlsruhe, 
Stuttgart, Münden und Berlin vorgelegt hatte, und das auch von der 
Bumdesverfammlung in Verbindung mit den beigegebenen Vertrauens: 

männern angenommen worben war. Daffelbe enthielt die Grundzüge 

einer Verfaſſung und eines Parlamentswahlgeſetzes und ftelite folgende 
Hauptforderungen auf: 

1. Bundesoberhaupt mit verantwortlichen Miniftern. 

2. Errichtung eines Senats der Einzelftaaten, d. h. eines Fürſtenhauſes. 
3. Erriätung eines Vollshauſes, dad aus Ur» und Kopfwahlen her» 

vorgegangen, für je 70,000 Seelen einen Abgeordneten haben folite. 
4. Durch Beſchränkung der Einzelftaaten zu Gunften ber Eentralgewalt 

ſoll Einheit des Heerweſens, der biplomatifchen Vertretung im Aus- 
Kläyfel, Einfeiishefrehungen. I. 8 
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land, ber Hanbeld- und Verkehrs, Gefegebimg, ber Münze, des 
Maaßes und Gewichtes, der Eivil- und Strafgefegebung und des 
Gerichtsverfahrens geſchaffen werden. 

5. Die Berufung einer conſtituirenden Nationalverſammlung ſoll durch 
die mit den Vertrauensmännern verſtärkte Bundesverſammlung er⸗ 

folgen. 
6. Ein aus gegenwärtiger Verſammlung zu wählender Ausſchuß von 

15 Mitgliedern wird beauftragt, die Einberufung des Parlameuts 
zu betreiben. 
Hiemit waren die weſentlichen Exrfordernifie einer nationalen Bundes» 

ſtaatsverfaſſung ausgeſprochen. Anſtatt aber diefe ganz vernünftigen Vor⸗ 
ſchläge anzunehmen oder eingehend darüber zu berathen, warf man die 
Streitfrage, ob Republik oder Monarchie, unter die Berfammlung. Struve 
verlangte Aufhebung der erblichen Monarchie und eine Yunbesverfaffung 
nad dem Mufter der nordamerifanifchen Union, es kam zu heftigen, 
ftürmifhen Scenen, und erft an den folgenden Tagen konnte eine ruhige, 

Beratung ftattfinden. Die Frage über den Wahlmodus wurde dahin 
entſchieden, daß das Wahlrecht und die Wahlfähigfeit weder von einem 

Cenſus noch von einem bürgerlichen Stande, noch von einem Glaubens» 
befenntniß abhängig gemacht werden folfe, dagegen drang der Antrag, 

daß unmittelbare Wahlen durch bindende Vorſchrift gefordert werben 
folften, nicht durch. Als die Wahl des Ausſchuſſes zur Gefhäftsführung 

vorgenommen werben follte, zeigte die republifanifche Partei ftarle Neigung, 
die ganze Verſammlung fir permanent zu erflären, doch fiel der dahin 
gehende Antrag mit 368 Stimmen gegen 143 dur), und es wurde dann 
als Vermittlung beſchloſſen, die Zahl der Ausſchußmitglieder auf 50 zu 

erhöhen. Bei der Wahl derfelben wurden die Vertreter und Führer ber 
republilaniſchen Richtung gänzlich ausgefchloffen, was von Seiten der 
Maojorität zwar confequent, aber vielleicht nicht ganz Hug war. Die 
Folge war, daß eine Fraction der extremften Mepublifaner, Heder und 
Struve mit ihren Genoffen, etwa 40 Mann, in der britten Sitzung aus 
dem Vorparlament austrat und im badifchen Oberland für eine Revo- 
fution arbeitete. 

Der Fünfzigerausfhuß, der am 4. April an die Stelle des Vor⸗ 

parlaments trat, entbehrte wie dieſes einer rechtlichen Autorität und war 

weder von den Regierungen, noch von der Nation, fondern nur von dem 
Vorparlament ermächtigt. Er konnte nur durch das Unfehen der Per- 
ſönlichkeiten, aus denen er zufanmengefegt war, und buch die Macht 



Der Bünfsiger- Aneſchuß 3 

der Thatſachen Geltung gewinnen. Aber wir finden unter feinen Mit- 
gliedern nur wenige von denen, bie fich fpäter als deutſche Staatsmänner 
einen Namen gemacht Haben. An bem badiſchen Abgeordneten, Rechts⸗ 
anwalt v. Soiron, hatte die Berfammlung einen guten Präfidenten; außer 

ihm bemerfen wir von hervorragenden Namen die fpäteren Reichsminiſter 
Hechcher und Duckwitz, den badiſchen Abgeordneten Mathy, ber aber 
durch innere Angelegenheiten feiner Heimat verhindert ward, fi) an den 
Verhandlungen des Ausſchuſſes viel zu betheiligen, und ven berühmten 
Nechtsgelehrien K. G. Wächter, damals Präfident ber wirtembergifchen 
Abgeordnetenlammer. 

Die nächſte Aufgabe bes Funfzigerausſchuſſes war, bie Vorberei⸗ 
tungen zur Wahl einer conftituirenden Nationalverſammlung zu über 
wachen und‘ zu befchleunigen, und in biefer Beziehung war feine Thätigfeit 
nicht Aberflüffig und nicht ohne Erfolg. Aber die von ihm beantragte 
und durchgefegte Beränderung der urfprünglichen Beftimmung des Wahl- 
gefeged, wonach auf 50,000 ftatt auf 70,000 See.en ein Vertreter 
lommen folfte, war weder nöıhig noch zweckmäßig. Vollends aber war 
es eine Ueberfchreitung feiner Aufgabe, daß der Ausſchuß fich bemühte, 

Die Stellung einer proviforiichen Regierung Deutfchlands zu getwinnen, 
und fi bemgemäß mit allerlei Gegenftänden wie Vollöbewaffnung, Mas 
tine, Noth der Gewerbe und Arbeiter, Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſch⸗ 
land, etwaige Reftauration eines felbftänbigen Polenreichs befaßte. Seine 

Neigung, fi in die Megierung einzumiſchen, verhinderte auch die Auß« 
führung eines ehr vernünftigen Vorſchlags in Betreff einer proviforifchen 
Grecutivgewalt. Die fiebzehn Vertrauensmänner Hatten einen darauf 

zielenden Antrag geftellt, und Welcker beftummte denfelben näher dahin, 
daß dieſe Erecutivbehörde aus drei Staatsmännern beftehen follte, wovon 

der eine von Preufen, ein zweiter von Defterreih und ein britter von 
Bayern vorzufchlagen ımb in Gemeinfchaft mit den übrigen Bundesſtaaten 
zu ernennen fei. Diefe Behörde follte unter eigener Verantwortlichteit, 

doch unter Beirath der Bundesverſammlung die deutfchen Angelegenheiten 
feiten, den Bundesfeldherrn ernennen, ben Bund diplomatiſch ver» 

treten u. ſ. w. Es erſchien wünſchenswerth, daß bei dem Bufammentritt 
der Nationalverfammlung Träger der Staatsgewalt vorhanden feien, die 

das Intereſſe der Regierungen vertreten könnten und als eine Art Mi» 
niſterium der Nationalverfammlung gegenüberftünben. Aber gerade diefe 
Auffaffung erwectte das Mißtrauen des Fünfzigerausſchuſſes, und erfchlen 
demſelben als eine Beeinträchtigung der Voltsfouveränität. Die Debatten 

g* 
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darüber wurden leidenschaftlich und die Folge war, daß die Bundesver⸗ 

ſammlung den Antrag zurückzog, und daß bei dem Zufanmentritt der 
Nationalverfammlung ein Organ fehlte, durch deſſen Vermittlung man 
mit den Regierungen hätte unterhandeln können. 

Auch von Seite der Regierungen wurde verfäumt, für Ausarbeitung 

eines Verfaffungsentwurfs zu forgen, den man ber Nationalverfammlung 
hätte vorlegen können. Sie ließen ſowohl ihre ordentlichen Bundestags- 
gefanbten, als auch ihre Vertrauensmänner ohne Inſtruction. In ben 
beiden Großftaaten Preußen und Defterreich Hatten die revolutionären 
Erfhütterungen der Märztage die Staatsgewalt außer Faſſung gebracht 
und ihre Tätigkeit gelähmt; man wußte nicht recht, welche Entſchlüſſe 
und Plane man fafjen follte. Und nicht minder groß war die Berlegen- 
heit in den Mittel- und Kleinſtaaten. Syn diefer Zeit offizieller Unthätigkeit 
und Unffarheit arbeiteten die Vertrauengmänner auf eigene Fauft einen 
Derfaffungsentwurf aus, oder vielmehr einer berfelben, der Hiftorifer 
Dahlmann war e8, ber feine Gebanfen darüber feinen Colfegen mittheifte 
und das Ergebniß feiner Beſprechungen niederſchrieb. Schon am 27. April 
konnte ex denfelben den fertigen „Entwurf eines beutfchen Reichsgeſetzes“ 
vorlegen, und gewann beſonders durch eifrige Unterftügung feiner Collegen 
Albrecht und Droyfen die Majorität des Colfegiums für feine Ideen. 
Der Einheitsgedanke war in diefem Entwurf zum entſchiedenen, Haren 
Ausdrud gefommen. Die Reichsgewalt war mit allen wefentlichen Be— 
fugniffen einer Centrafgewalt ausgeftattet, das Recht der Entſcheidung 
über Krieg und Frieden, die Ginheit des Heerweſens mit allen Confe- 
quenzen geforbert, und 3. B. die Ernennung aller Offiziere, nicht nur 
ber höheren, dem Reichsoberhaupt zugetheilt, ebenfo die biplomatifche 

“ Bertretung, und alfen Einzefftaaten das Recht der Gefanbtichaften ab- 
geſprochen. Dabei war Einheit des Zollgebietes, der Gefeßgebung, der 
Leitung des Verkehrsweſens, des Münz-, Maf- und Gewichtsſyſtems, 
des Rechts und ber Gerichtsbarkeit ausgeſprochen, auch der Reichsgewalt 

die Befugniß ertheilt, Reichsſteuern in den Einzelſtaaten zu erheben. 
Die Würde und Gewalt des Reichsoberhauptes ſollte erblich und unver- 
antwortlich fein, und bie volfziehende Gewalt durch ein verantwortliches 

Reichsminiſterium ausgeübt werden. Den Fürften follte zur Enficädigung 
für die Negierungsrechte, auf die fie zn Gunften des Reichsoberhauptes 
verzichten müßten, ein Sig im Oberhauß eingeräumt werden, welden fie 
aber auch durch Stellvertreter einnehmen könnten. Neben ihnen follten 
Reichsräthe figen, die halb von den Regierungen, halb von den Land— 
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fländen auf 12 Jahre ermählt werben follten. Das Unterhaus follte aus 
Bollsabgeorbneten beftehen, die auf 6 Jahre gewählt werden, fo daß auf 
je 100,000 Einwohner ein Abgeordneter komme. Wahlberechtigt ſollte 
jeder felbftändige Staatöbürger fein; ob die Wahlen direct ober indirect 

dur Wahlmänner geſchehen ſollen, bleibt der Geſetzgebung des Einzel» 
ſtaates überlaffen. Der Reichstag fol alljährlich an einem beftimmten 
Tage zufammentreten, und zwar in Frankfurt a. M., wo auch der regel- 

mäßige Sit des Reichsoberhauptes fein fol. Neben dem Reichstag ſoll 
noch ein aus 21 Mitgliedern zufammengefegtes Reichsgericht beftehen, 
dem Nürnberg als Si angewieſen wird und deffen Competenz jehr um- 

faffend ift. Ein befonderer Artikel des Entwurfs enthält auch eine reiche 
Aufzählung der Grundrechte des deutſchen Volles. . 

Der Selbftändigfeit der Einzelftanten war in diefem Entwurf wenig 
Spielramm gewährt, doch ließ ſich für die Verwaltung und das Finanz- 
weſen ein Sonberfeben der Provinzen benfen, wie denn auch eigene Land⸗ 
finde der Eingelftanten vorausgefegt werben, die aber nur die Bedeutung 
von Provinzialftänden haben Tonnten. Wie fehr das Recht der Zürften 

von Dahlmann anerfannt wurde, zeigt folgender Sa aus der Vorrede: 

„Die Bedeutung unferer Dynaftieen ift durch die Stürme weniger Wochen 
nicht entblättert, und eine edle Scham Hat uns Deutfche behütet, denen 
dur Seite zu treten, welche aus dem Mißbrauche der Macht, mozu die 

Verſuchung in jeder Menfcjenbruft liegt, die Nothwendigkeit folgern wollen, 
jede Hervorragende Größe als ein Hinderniß der Freiheit zu befeitigen. 

An unfere Fürftenhäufer knüpft ſich nicht blos die alte Gewohnheit des 
Gehorſams, welche ſich durchaus nicht beliebig anderswohin übertragen 

läßt, fondern in Wahrheit die einzige Möglichfeit, dieſes weitfchichtige, 

bielgeftaftige Deutfchland allmählig in die Staatseinheit einzuführen, die 
fich aus Höheren Gründen nicht länger entbehren läßt." — Unter dem 
erblichen Reichsoberhaupt hatte ſich der Berfaffer ohne Zweifel den König 

don Preußen gedacht, dies aber nicht ausgeſprochen. Für Oeſterreich, 
oder überhaupt für einen Dualismus zweier Großmächte ift durchaus 
fein Raum gelaffen, und wenn auch dies das unbebingt Richtige des 
Entwurfes war, fo war e8 doch ein Mangel, daß er ſich in diefer Be— 

nehung nicht erflärte und auf die Hauptfrage, von ber die Möglichkeit 
eines einheitlichen nationalen Staates abhing, gar nicht einging. An 
diefer Umgehung lag ed, daß der Entwurf feine praftifche Bedeutung 
erlangen konnte, fondern, nachdem er der Bundesverſammlung vorgelegt 

war, zwar veröffentlicht, aber als Privatarbeit zu den Akten gelegt wurde. 
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Sind wir heute verſucht, jenes Verfahren al ein unbegreiflich unpraltiſches 
zu verurtheilen, fo müſſen wir uns erinnern, daß in der damaligen Rage 
gerade bie Klugheit zu erfordern ſchien, einen Streit zu vermeiden, ber 

nicht durch theoretiſche Erörterungen zu ſchlichten war, fondern nur durch 
unbeftimmt geahnte Exeigniffe entjchieden werben konnte. Kam doch in 
jener bewegten Zeit fo manches Unerwartete, warum follte man nicht 
hoffen, daß ein Stoß von aufen bie eine der beiden Großmächte in ben 

Vordergrund drängen werde? Aber unter den fiehzehn Vertrauensnän- 
nern waren bie Hoffnungen eben fo getheilt wie die der ganzen Nation. 
Nur vier waren entichieden fir Preußen, die übrigen theils für Oeſterreich, 
theils unentſchieden; die beiden letzteren Gruppen betheifigten fi denn 
auch wenig an den Verhandfungen, und bei ber Abftimmung wurde ber 

Entwurf nur mit 8 gegen 5 Stimmen angenommen. Von öfterreichifcher 
Seite wurden feine Einwendungen dagegen erhoben. Schmerling und 
Somaruga waren fo naiv, e3 gar nicht merken zu wollen, daß die Aus- 
ſchließung Oeſterreichs die Vorausſetzung fei, auf der die ganze Arbeit 

beruhe. Somaruga verficherte fpäter, es fei bei den Verhandlungen gar 
nicht von Preußen ober Defterreich und überhaupt nicht davon bie Rede 
geweſen, welcher Fürſt an die Spige kommen müſſe. Schmerling meinte, 

da der König vom Preußen fo fehr discreditirt fei, könne bei etwaiger 
Ausführung des Entwurfs nur am den Kaifer von Defterreich gedacht 
werben. Biel fhärfer ſprach fich die bayeriſche Negierungspartei dagegen 
aus, Der bayeriſche Vertrauensmann Kirchgeßner Hatte vom 20. April 

an gar nicht mehr Theil an den Berathungen genommen, und als ber 
Entwurf befannt geworden war, wurde von Geiten der bayerifchen Ne 
gierung eine Erklärung verbreitet, welche denfelben einen Völler und 

Zürften vernichtenden Entwurf nannte, der die wefentlichften Rechte der 
Einzelregierungen zerftöre, die Freiheit der Entwidlung der Vollsſtämme 
aufgebe und in ber centralen Gewalt eine Despotie erichaffen wolle, welche 
die Fürften und Völfer Deutſchlands in dem Keime ihrer Macht, ihrer 
freien Bewegung und ihres innerften Lebens vernichte. Ein Gegenentwurf 

unter dem Titel: „Grundzüge zu einer nationalen deutſchen Bundes⸗ 
verfaſſung“ wurde zuerft fithographirt und nachher als „Mevibirter Eute 

wurf" gebrudt veröffentlicht. In demſelben wurde ftatt eines erbfichen 
Reichsoberhauptes ein von 6 zu 6 Jahren wechſeludes Directorium vor⸗ 

geſchlagen, das nicht gewählt werben, fondern nach einem gewifien Turnus 
wechſeln follte, fo daß bald eine norddeutſche, bald eine ſüddeutſche, bald 
eine öfterreichifche Regierung die Geſchäfte führen follte. Zür den Ober» 
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felbheren war ein fünftficher Wahlmodus vorgefhlagen. Die Einzelftanten 
follten zwar das Kriegs- umd Friedensrecht zu Gunfien des Directoriums 
aufgeben, aber das Gefandtichaftsrecht und alle auderen Souveränitätd« 
rechte behalten. Diefer Entwurf fand außerhalb Bayerns gar Teinen 
Anklang; aber es entftanden eine Menge Privatentivürfe, die in Broſchüren 
veröffentlicht wurben; die einen näherten ſich mehr dem Dahfmannifchen 
Einheitsſtaat und erflärten fich für die Idee eines deutſchen erbfichen Kaiſers, 
die anderen nahmen den Plan eines Directoriums auf. 

Ein zwar damals nicht veröffentlichter, aber fehr intereffanter Ent 
wurf einer deutſchen Reichsverfaſſung ift der vom 28. März 1848 datirte 
von dem Prinzen Albert, dem Gemahl ber Königin Victoria von Eng- 

land, mit Bemerkungen, welche ber König Friedrich Wilhelm IV. von 
Preußen eigenhändig beigefügt hat.*) Das Reichsoberhaupt, das den 
Kaifertitel führen müßte, foll nach diefem Entwurf von den Fürſten des 

deutſchen Bundes und den vier Yürgermeiftern ber freien Stäbte aus 
ihrer Mitte gewählt werben, entweder auf Lebensdauer oder auf 10 Jahre. 
Diefem Kaiſer fällt die Repräfentation der beutfchen Staatsgewalt zu, 
in feinem Namen follen die Reichsgeſchäfte beforgt und die Hohen Aemter 

beſetzt werben. Er hat ein verantwortliches Diinifterium und einen Kriegs⸗ 
rath zur Seite, der die Organifation be3 aus ben Truppen ber verfchie- 
denen Einzelſtaaten zufammengefegten deutſchen Heeres, an deſſen Spige 
in Rriegözeiten ein Bundesfeldherr ftehen muß, zu beforgen hat. Die 

deutfchen Souveräne bilben einen Fürftentag, ber ein Veto gegen bie Be- 
ſchlüſſe des Reichstags und bie Vefegung der Aemter durch den Kaiſer 
Hat. Die Abftimmung gefchieht nad; Majorität, doch fo, daß die Fürſten 
größerer Staaten eine verhältnigmäßig größere Stimmenzahl haben. Der 
Neichstag fol von den Lanbftänden der Einzelftaaten auf drei Jahre 
gewählt, aber die Bahl der Vertreter von ganz Deutſchland auf 150 
Abgeordnete beſchränkt werben. Als dritten politifchen Körper forbert 
der Entwurf ein Meichögericht, das, aus ben juriſtiſchen Fakultäten 
der deutſchen Univerfitäten zufammengefegt, in allen ragen zwiſchen 
den verſchiedenen Einzelſtaaten und zwiſchen ben einzelnen Aegierungen 
und ihren Unterthanen entſcheiden foll. Diefem Entwurfe fügte der König 
von Preußen im April Striche und ausgeführte Bemerkungen bei, worin 

er ausſpricht, daß von allen Verfaflungsprojecten dieſes am meiften 'ei- 
nen Anfichten entfpreche, nur in Einzelheiten könne er nicht beipflichten. 

* Sich, u 35 Berfänbuif der deutfchen frage.“ Dit zahlreichen Atenftäden. 
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Zuerft proteſtirt er gegen eine Wahl des Neichdoberhauptes auf eine bes 

ftimmte Zeit und meint, für ein ſolches Oberhaupt bürfte man in feinem 
Fall den Kaifertitel verſchwenden, aber auch für ein lebenslängliches Ober- 
haupt wilf er blos den Titel Regent, zum Theil aus dem abenteuerlichen 
runde, daß der Raifertitel al3 Ehrentwitrbe dem Haufe Oeſterreich bleiben 
müſſe. Er meint nämlich, die römiſche Kaiſerwürde, die bis zum Jahre 
1806 mit dem beutfchen Königthum verbunden geweſen, follte man er- 
neuern, und unauflöslich mit dem öſtereichiſchen Erbkaiſerthum verbinden. 
Neben diefer erblichen Ehrenwürbe ſollte aber ein gewähltes deutſches 
Neichsoberhaupt beftehen. Die eigentliche Wahl follten, ähnlich, wie bie 
alten Kurfürften, die Könige volfziehen, jedoch auch die übrigen fonveränen 
Fürften zur Zuftimmung auffordern, und zulegt den Kaifer um Beftä- 
tigung bitten. Durch die Ertheilung der römiſchen Kaiſerwürde an 
den öſterreichiſchen Erbfaifer glaubte Friedrich Wilhelm ganz Oefter- 
reich dem neuen Reiche fichern zu können. Auf den Fürftentag legt der 
König großen Werth, er will ihn alle drei Jahre verfammelt und in ein 
Eollegtum der Könige, Herzoge und Fürſten gegliedert wiflen, und em⸗ 

pfiehlt, daß man bei der Stellung dieſes Oberhauſes des Reichstags 
zum Unterhaufe nie vergeffen werbe, daß fonveräne Fürſten ben Kern 
bilden. Mit der Aufftellung eines verantwortlichen Minifteriums erklärt 
fi der König einverftanden, nur meint er, dürfte dem Oberhaupt etwas 
mehr freie Hand gelaffen werben, und für kriegeriſche rebellifche Zeiten 

fordert, er für daffelbe Dictatur. Diefer erft im Jahre 1867 an bie 
Deffentfichteit gebrachte Entwurf Prinz Alberts und die Kritik Friedrich 
Wilhelms gewann befanntfich nie praftifche Bedeutung, aber bie legtere 

ift harakteriftifch für des Königs Auffaffung. Seine Beifäge find wichtig 
zum Verftänbniß des Pogramms vom 21. März und erklüren fein Ber- 

halten zum Verfaſſungswerk der Nationalverſammlung und feine Ablehnung 
der angebotenen Kaifertrone. 

Während in Frankfurt im Fünfzigerausſchuß und im Giebzehner- 
collegium über die deutſche Verfafjungsfrage berathen wurde, verfuchte 
eine egtreme Partei in dem fühtweftlichen Winkel Deutſchlands, die Ber- 
faffungsfrage zu Gunften einer Föderativrepublik zu entſcheiden. Der 
babifche Abgeordnete, Mechtsanwalt Friedrich Heder, ein Mann von feus 
viger Beredtfamteit und höchſt einmehmendem Weſen, dabei von glühenbem 

Ehrgeiz und fieberhafter politiſcher Erregung, ftand an der Spike des 
Unternefmens. Der Hanptagitator fir die Republik war aber der Rechts 
anmalt Guſtav v. Struve, ber früher die bipfomatifche Laufbahn verfucht 
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hatte, ein egcentrifcher Menfch und fanatiſcher Doctrinär. Als diefe beiden 
fahen, daß fie das Vorparlament nicht af den Weg zur Nepublit mit 
fortreißen konnten, und durch die Wahlen für den Fünfzigerausfhuß von 
ber Theilnahme an ber nationalen Führung ausgeſchloſſen waren, erklärten 
fie, jetzt fei die Zeit zum Handeln gekommen, Frankfurt aber fei nicht 
der Ort, man müſſe es in Baden verſuchen. Hier war der Boden für 
eine revolutionäre Agitation beſonders günftig, hier war ber Kampf gegen 

den ſalſchen Conſtitutionalismus beſonders heftig geweſen, der Liberalis- 
mus ſchon längſt an das unbedingte Opponiren gewöhnt und mit revo⸗ 
Iutionären Elementen zu Schutz und Trug verbunden. Die Regierung 
hatte fi abgenützt in biefem Rampfe, hatte Vertrauen und moraliſche 
Gewalt verloren. Dazu kam die Nachbarfchaft Frankreichs und die An- 

fedung mit revolutionären Ideen von borther. 
Schon Mitte März hatten fi in Conftanz und an anberen Orten 

des Seelreiſes Stimmen für die Mepublif erhoben; auf einer großen Volls⸗ 
verfammlung, welche am 19. März zum Behuf der Vorbereitung für 
die Parlamentswahlen in Offenburg gehalten wurde, war Procdamirung 
der Republik beabfichtigt, aber von Hecker noch verhindert worden. Jetzt 
aber follte es Ernft werben und Heder in Offenburg, Ficler ein ein- 
flußreiher Journaliſt, im Seekreis die Mepublit verkünden. Aber auf 
dem Wege dahin wurde Fickler im Bahnhof zn Karlsruhe von Mathy ver- 
haftet, und damit war der ganzen vepublifanifchen Erhebung die Spitze ab- 
gebrochen. Hecker ſammelte zwar einige republilaniſche Freiſchaaren, mit 
denen er im Schwarzwald operirte und ſich den zur Bekämpfung der Re- 
volution ausgeſandten badiſchen und heſſiſchen Truppen entgegenftellte. Es 
lam am 20. April in einem Gebirgspaß der Scheidegg bei dem Städtchen 
Kandern zu einem Zuſammenſtoß zwiſchen ben Freiſchaaren und den Regie⸗ 
rungstruppen, bei welchem der neu ernannte badiſche General Friedrich 
v. Gagern, ein edler patriotiſcher Mann, welcher e8 verfucht hatte die Auf« 
Händifchen durch verftändige Ermahnung zur Behlmung zu bringen, von 
einem aus der Reihe der Freiſchaaren meuchlings erfchoffen wurde. Es blieb 
bei biefem einen bellagenswerthen Opfer, der ganze Aufftand fcheiterte, die 

Freiſchaaren, die nur aus Meinen, teineswegs friegstüchtigen Haufen beftan- 

den, fiefen augeinanber und die Anführer flüchteten in die Schweiz oder hielten 
fich im Lande verborgen. Doch war das ganze Ereigniß von ſchlimmſter 
Nachwirkung; der Bruch zwifchen den national gefinnten Liberalen und 
den demokratiſchen Radicalen war dadurch vollzogen. Der Mord Gagerns 
pflanzte bei feinen Geſinnungsgenoſſen tiefe Exbitterung gegen die Demo- 
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traten, und das böfe Gewiſſen, daS diefe wegen dieſer That hatten, trug 
auch wieder dazu bei, bie feindfelige Stimmung gegen ihre Gegner zu 
verftärfen. Andere wurben durch den vepublifanifchen Putſch überhaupt 
mißtrauifch gegen die beutfche Bewegung und ließen ſich nach der reaftio- 
nären Seite drängen. 

Gleichzeitig mit dem republilaniſchen Aufftand in Baden brach im 
Norden Deutſchlands, in Schleswig und Holftein, ein Kampf für Erhal⸗ 
tung ber deutſchen Nationalität aus. Beide Länder ftanden unter dänis 
fer Herrſchaft, aber mit dem Unterſchiede, daß Hoiſtein ein Theil des 
deutſchen Bundes, Schleswig aber unmittelbar ber dänifchen Megierumg * 
in Kopenhagen untergeben war. Obgleich beide Länder von alten Zeiten 
ber zu einer ftaatSrechtlichen Einheit ‚verbunden waren, hatte der Wiener 
Congreß aus Rückſicht für Dänemark diefe unnatürliche Trennung vers 
anſtaltet. Die dänifche Regierung trachtete aber, je mehr ſich das däni- 
ſche Staatsbewußtſein entwidelte, um fo mehr darnach, die lockere Ber- 

bindung, welche zwifchen dem Inſelland und dem deutſchen Nebenland 
beftand, in eine engere zu verwandelt, die ganze Monarchie durch eine 

Geſammtverfaſſung zu verbinden, und das Deutſche durch däniſches Recht. 
und dänifche Sprache zu verbrängen. Diefem Beſtreben ftand entgegen, 
daß Holftein dem deutſchen Bund angehörte, daß Schleswig durch altes 
Recht mit Holftein verbunden war, und daf für die beiden Herzogthümer 

und das dänische Inſelland ein verſchiedenes Erbfolgerecht galt, was um 
fo wichtiger war, als der Zweig des Holftein-Gottorpifchen Regentenhaufes, 
welcher im Beſitz des bänifchen Thrones war, ſich dem Ausfterben när 
herte. An biefe drei Mechtögründe, weiche den Herzogthümern Holſtein 
und Schleswig eine felbftändige ftaatliche Eriftenz verbürgten, klammerte 
fih nun eine ziemlich ftarke Partei des Landes an, welche beutfch bleiben 
wollte. Im Jahre 1846 mar zuerft ein offizielles Aktenftüc, dev offene 
Brief de3 Königs von Dänemark erfchienen, worin Schleswig für unzer- 
trennbar mit Dänemark verbunden erflärt, und auch die Einverleibung 
Holfteins in Ausſicht geftellt wurde. Holſtein vief ſchon damals den 
Schuß bes dentſchen Bundes an, und die öffentliche Meinung in Deutjch- 
lands ſprach ſich in zahlreichen Rundgebungen für das gute Recht Holfteins 

aus. Die angebrohte Einverleibung diefe Landes in Dänemark warb 
jedoch wicht ins Werk gefegt, ba der damalige König, Chriftian VIII. 
ben Deutſchen im Ganzen freunblich gefinnt war. Als er aber am 20. Ja- 
nuar 1848 ftarb, und fein ſchwacher kinderloſer Sohn Friedrich VII. 

zur Regierung gelangte, ließ fich diefer von ber demokratiſchen Gefammt- 
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ſtaatspartei in Kopenhagen beftimmen, die Einverleibung der deutſchen 
Herzogthümer in Angriff zu nehmen. Es wurde nun ein Verfaflungs- 
entwurf für alfe der bänifchen Krone unterworfenen Gebiete veröffentlicht, 
ber übrigens jehr freifinnig gehalten, ben Deutjchen durch Bugeftänbniffe 
in freiheitficher Richtung eine Entfhädigung für die Trennung von dem 
unter bundestäglichem Regiment fiehenben deutſchen Vaterland bieten ſollte. 
Aber die Holfteiner wollten Deutjche fein, uud auch die Schleswiger fürch. 
teten ſich ſehr vor der Einverfeibung in einen däniſchen Gefammtftaat, 
fie wollten lieber mit Holftein verbunden bfeiben. Es entftand in ben 
Herzogthümern eine große Aufregung und bie beiberfeitigen Stände er- 
Liegen am 17. Februar eine febr entſchiedene Proteftation gegen die dä⸗ 
niſche Gefammtftantöverfaffung. Sie verlangten dagegen eine gemeinfame 
Berfaffung für Holftein und Schleswig und Aufnahme bes letzteren in 

den deutſchen Bund. Dies fpornte die bänifche Gefammtftaatöpartei zu 
um fo größerem Eifer für ihre Zwede an. Eine große Maffenverfamm- 

fung, die in drohender Haltung vor das Schloß in Kopenhagen rückte, 
zwang am 20. nnd 21. März den König zur Einfegung eines neuen 
Minifteriums, das die ganze Vollkskraft aufbieten folfte, um die Gefammt- 
ſtaatsverfaſſung durchzuſetzen. Die Antwort der beutfchen Partei in 
Scleswig-Holflein war die am 24. März erfolgte Einfegung einer pro- 
viſoriſchen Regierung, die überall im Lande freubige Anerkennung fand; 
das Militär trat zu ihr über und es wurde alsbald eine Vollsbewaff⸗ 

mung organifirt. Aber auch die Dänen rüfteten; es rüdte aus Jütland 
eine Armee von 11,000 Mann in Schleswig ein, griff die ſchleswig-⸗ 

holſteiniſche mit großer Uebermacht am 9. April bei Bau in der Nähe 
von Flensburg an, und die Schleswig-Holfteiner mußten nach zehnftün- 
digem biutigem Kampfe weichen. Cine große Anzahl Freiwilliger, na 
mentlich Kieler Stubenten, fanden bort ihren Opfertod fürs Vaterland. 
Die ſchleswig⸗ holſteiniſche Begeiſterung verbreitete ſich bei der ohnehin 
gehobenen nationalen Stimmung raſch in ganz Deutſchland. Es bildete 
ſich nicht nur ein Freicorps, das unter Führung des damaligen Majors 
von ber Tann, des jegigen bayerifchen Obergeneral3, manche kühne That 
gegen die Dänen ausführte; auch das Vorparlament, der Fünfzigeraus · 

ſchuß und der Bundestag, fowie die preußifche Regierung intereffirten ſich 
lebhaft für bie fehlestwig-Holfteinifche Sache. Der Fünfzigerausſchuß be 
trieb mit großem Eifer die Aufnahme Schleswig in ben deutſchen Bund, 
und am 21. April hatte bereit3 der Kieler Profeffor Madai als VBer- 

treter Schleswig-Holfteind Sig und Stimme in der Bundesverſammlung. 
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Preußen wurde vom Bundestag aufgefordert Schleswig zu befegen, und 
der Herzog von Auguftenburg, der nächſt berechtigte Erbe der Herzog- 
thümer, der durch die neue Geſammtſtaatsverfaſſung befeitigt werben folfte, 
erhielt auf feine Bitte an den König von Preußen, ihn in feinem guten 

Nechte zu ſchützen, die Bufage dieſes Schuges und damit die Anerfen- 
nung feines Rechtes. Jene preußiſchen Truppen, welche am 18. März 
in Berlin den Befehl zum Nüdzug erhalten Hatten, wurben beorbert in 
Holftein und Schleswig einzurüden. Schon am 12. April überſchritten 
fie die Eiber, und vertrieben am 23. die überrafchten Dänen von ihren 
Verſchanzungen am Danewirke; die Dänen mußten fich zurücziehen und 
Schleswig war von ihnen befreit. Aber bereits drohte die neidiſche Ein- 
fprache der europäifchen Mächte, beſonders Rußland nahm fich des be- 
droßten Dänemarfs an und hinderte die Preußen an weiterem Vorrüden. 

Diefe ſchleswig⸗ holſteiniſche Sache ift deshalb von fo eingreifender 
Bedeutung, weil an ihr fich erproben ſollte, ob das neue Deutfchland, 

wie e8 aus der Bewegung des Frühjahrs 1848 hervorgegangen und eben 
jet durch die Nationalverfammlung repräfentirt war, mächtig genug fei, 
um feine nationalen Anfprüche gegenüber von Europa durchzuſetzen und 
den alten deutſchen Bund zu beſchämen. 



Drittes Kapitel. 

Ben der Eröffunng der Nationalverfommlung bis zur Ein 
ſetzung der proviſoriſchen Gentralgewalt. 

Die deutſche Nationalverfammlung follte nach dem Beſchluſſe des 
Vorparlaments am 1. Mai zufammentreten. Man überzeugte fi aber 
bald, daß es nicht möglich fein würde, die Wahlen in alfen XTheilen 

Deutſchlands fo früh zum Vollzug zu bringen, und fo wurbe von ber 
Bundesverfammlung und dem Fünfzigerausfhuß der 18. Mai feftgefekt. 

In dem größten Theile Deutſchlands war die Betheiligung bei den Wahlen 
ine ungemein zahlreiche und eifrige, in manchen Bezirken Süddeutſchlands 
gab es die heftigften Wahlkämpfe. Nur in einigen Theifen Oeſterreichs, 
in Böhmen und Mähren, meigerte man fich geradezu, die Wahlen fir 
ein deutſches Parlament vorzunehmen. Bon 68 Wahlbezirken kamen nur 
in 13 ordnungsmäßige Wahlen zu Stande, in 7 Wahlbezirfen brachte 

man es nur zu Minderheitswahlen, und 46 Bezirke wählten gar nicht. 
Dagegen wurden in den, neu in den deutſchen Bund aufgenommenen 

preußiſchen Oftfeepropinzen, in Oft- und Weftpreußen die Wahlen mit 
Begeifterung vorgenommen, fogar in dem polnifch gejinnten Großherzogthum 

Bofen kamen fie zu Stande, 
Am 18. Mai Nachmittags 3 Uhr begaben ſich bie Abgeordneten 

in feſtlichem Zug unter Ranonendonner und Glodengeläute in ihr Sigungs- 
lolal, die Paulskirche. Die Zahl der in der erften Sitzung Anweſenden 

war 320; ſchon in den näcjften Tagen waren es 400, die Gefammtzahl 
betrug 586. Nach einem Wahlmodus gewählt, welcher einer großen 
Maſſe ungebilveten Voltes das birecte Stimmrecht einräumte, waren doch 

bie Wähler weitaus vorherrfchend Vertreter des gebildeten Mittelftanbes, 



46 Die Nationalverfemmlung. 

und fo hoch auch die Wogen einer vepublifanifchen Bewegung in manden 
Gegenden Süddeutſchlands gingen, gehörte nur eine Minderzahl diefer 
Richtung an. Ein verhältnißmäßig großes Contingent hatte der Gelehrten. 
ftand geliefert; Univerfitätsprofefforen, Gymnaſiallehrer, Schriftfteller waren 
es über 100, darunter Namen vom beften Mang: Die Hiftorifer E. M. 
Arndt, Dahlmann, Droyfen, Dunder, Gervinus, Naumer, 

Stenzel, Waitz; die Staatögefehrten und Juriſten Rob, Mohl, 
Karl Welder, Wurm, Zachariä, ©. Befeler, Mittermaier, der 
deutſche Alterthumsforicher Jakob Grimm und der Dichter Ludwig 
Uhland. Dazu kam eine große ‚Anzahl praltiſcher Juriſten, ſowohl 
richterliche Beamte als Abvofaten; verhältnißmäßig ſchwach vertreten war 
der Stand der größeren Grundbefiger, Induſtriellen und Kaufleute, doch 
hatten gerade biefe einige bedeutende Männer geliefert wie Bederath 
und Baffermann. Männer der höheren politijchen Praxis in Verwal» 
tung und Finanzen fehlten faft ganz; es waren zwar mehrere Minifter 
gewählt, aber nur ſolche, die ihr Amt erft den Märztagen zu verbanfen 

hatten. Die Zahl der Mitglieder nach ben verſchiedenen Berufsklaſſen 

wird folgendermaßen angegeben: 104 Gelehrte, 12 Literaten, 100 rich- 
terliche Beamte, 95 Advokaten, 124 Verwaltungsbeamte, 18 Geiftliche, 

15 Aerzte, 10 Militärs, 34 Gutsbeſitzer, 13 Induſtrielle und 15 Kaufleute. 
Zum Präfidenten wurde in der zweiten Sitzung Heinrich v. Gagern 

mit 305 Stimmen von 396 gewählt; Vicepräſident wurde mit noch 

größerer Majorität Alexander v. Soiron, der fih ald Vorfigender des 

Zünfzigerausfchuffes erprobt Hatte. An Gagern Hatte die Verfammlung 
einen Präfidenten, wie er nicht beffer hätte gebadjt werben Können, um 
in einer Perfönfichfeit ihre idealen Beſtrebungen gleichfam zu verkörpern. 

Er befaß den Zauber einer imponirenden Erſcheinung, welde ernte 
Würde mit Milde verband, fein ganzes Weſen drückte bie innigfte Hin 
gabe an feine Ueberzeugung aus, und fo übte er mit feiner Mede eine 
Gewalt über die Verſammlung aus, beren fein Anderer fih rühmen 
Tonnte. Auch fonft fehlte es nicht an ausgezeichneten Mebnertalenten, 
wir nennen nur: Baffermann, Bederath, Radowitz, Nieffer, 

Lud. Simon, ©. Binde, K. Vogt. 
Ehe wir zu den Verhandlungen übergehen, ift es nöthig, daß wir 

die verfchiedenen Beſtandtheile der Verſammlung und ihre mitgebrachten 
Änfichten und Stimmungen etwas näher in's Auge faſſen. Die Aufgabe 
ber Nationalverfammlung war eine ungemein ſchwierige. Sie war eine 
conftituirende in hervorragendem Einne. ie hatte feinen vorhandenen 
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Staotölörper zur Unterlage, befien Berfaffung neu geftaltet werben ſollte, 
fondern der ganze Staat und fein Grundgeſetz mußte neu geſchaffen werben. 
Das Biel ftand wohl im Allgemeinen feft, es war bie nationale Einigung 
des ganzen deutſchen Volles und feiner vielen mehr oder minder feft 
gefügten Staaten. Aber über die Mittel und Wege zum Biel, über bie 

Mächte, mit welchen man rechnen follte, die man anerfennen ober mit 
denen man brechen follte, errichten die unflarften Vorftellungen. Das 

Borparlament hatte der Nationalverſammlung allein die Befugniß zuge 
ſprochen, über die künftige Verfaffung zu beſchließen, und die Mitwirkung 

der Regierungen, von denen man mır Hinderniffe fürchtete, ausdrücklich 
ausgeſchloſſen. Aber die rechtliche Grundlage des Wahlgeſetzes war ber 
Beſchluß der Bundesverfammlung vom 30. März, und in diefem waren 
die Regierungen aufgefordert, die Wahlen von Nationalvertretern zu 

veranftalten, um durch Vereinbarung zwiſchen dem deutſchen Volt und 
den Negierungen daS beutfche Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen, 
Auf diefen Beſchluß Hin Hatten bie Negierungen bie Wahlen angeorbnet 
und auögefchrieben. Dies lonnte nicht genügen. Man bedurfte Mittels- 
perfonen, melde im Namen der Negierungen mit ben Vollsvertretern 
verhandelten, und beftimmte Vorſchläge, über die man ſich verftänbigen 
onnte. Aber daran fehlte es. Der Entwurf der 17 Vertrauensmänner 
war zwar vorhanden, aber nur die bayerifche Regierung hatte ſich offie 
ciell darüber ausgefprochen, eine ber übrigen hatte eine Erklärung ab» 
gegeben, wie fie ſich zu diefen Vorfchlägen verhalte. Diefe Unterlaffungs- 
fünden hatten freilich ihren guten Grund. Die fonft tonangebenden 

Großmãchte waren rathlos; das fo feierlich ausgegebene Programm des 
Königs von Preußen war ungehört verhallt, theils ignorirt, theils mit 
Unwillen und Schmähungen in der Preſſe zurüdgemiefen. In Oefter- 

reich) wußte man nicht, welde von den ftreitenden Nationalitäten bes 

Kaiferftantes das Heft in bie Hand befommen werde, man wußte nicht, 
ob Defterreich deutſch, ungarifch oder flavifd regiert werben würde, 

radifale Demokratie und reactionäre Tendenzen lagen im Streit mit eins 

ander. Und wenn auch die Regierungen wieder mehr gefräftigt geweſen 

wären, fo würben fie ſich doch nicht zu einer gemeinfamen Vorlage an 
die Nationalverfammlung haben vereinigen können, da ihre ganze politiiche 
Anfchauung und ihre realen Intereſſen zu weit auseinander gingen. Der 

König von Preußen Hatte freilich an die Möglichkeit einer Einigung über 
die deutſche Frage zwiſchen Oeſterreich und Preußen geglaubt, und viele 
der damaligen Staatsmänner teilten feinen Irrthum. Die Mittelftaaten 
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aber, bie gewohnt waren, durch Oppofition gegen die Großmächte ihre 
Freifinnigfeit zu bethätigen und in ber Eiferfucht zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen bie Bürgfchaft ihrer felbftändigen Exiſtenz zu ſuchen, waren 
weder ernftlich bemüht noch befähigt, einen gemeinfamen Verfaſſungs- 
vorſchlag herbeizuführen. So unterblieb der erfte Schritt zur DVerftän- 
digung zwifchen den Regierungen und der Nationalverfammlung. 

In diefer jelbft waren nur Wenige, die mit einem ganz klaren, 

feften Programm und mit dem Entſchluß, daſſelbe mit Ausdauer und 

Eonfequenz zu verfechten, nad) Frankfurt gekommen waren. Wohl hatte 

der Entwurf der Vertrauensmänner manche offene und ftille Anhänger, 
aber feiner wagte darauf zu dringen, daß biefer Entrourf zur Grundlage 
der Verhandlung gemacht werde. Die Idee, daß bie nationale und po- 
litiſche Einheit durch Anſchluß an den preußifchen Staat zu verwirklichen 
fei, hatten wohl Viele gehegt, aber unter diefen ließen fih Manche durch 

die neueften Ereigniffe irre machen und glaubten der Möglichkeit einer 
Einigung des ganzen Deutſchlands ihre Lieblingsidee zum Opfer bringen 
zu müffen. Sie fagten fi, der Anſchluß an Preußen und die Ent- 
widlung dieſes Staates zum deutfchen Staat wäre wohl für Zeiten 
ruhiger Entwicklung der richtige Weg gewefen, aber jet, ba die revo⸗ 
Intionäre Bewegung dazwiſchen geklommen fei und größere Anfprüche mache, 
mäffe man ber Selbſtbeſtimmung des Volles ihren Lauf laffen. Der 

Mißerfolg Friedrich Wilhelms Tieß deſſen Wahl zum Oberhaupt Deutfch- 
lands unmöglich erfcheinen. Dabei ließ man ſich auch durch die Rückficht 
auf das buch den Sturz Metternichs vermeintlich deutſch gewordene 
Defterreich und auf bie in Süddeutſchland vorherrfchende Stimmung ver- 
wirren. So kam es, daß bie Zahl derer, melde dem Gedanken der 

preußifhen Spige treu geblieben waren, bei dem Zufammentritt ber 
Nationalverfammlung auf eine Heine Gemeinde zuſammengeſchmolzen war, 

die vielleicht höchſtens 30 Genoffen in ſich faßte. Die Uebrigen glaubten, 
man möüffe fih mit einem Divectorium, ober einem gewählten ober zeit- 

weife wechfelnden Reichsvorſtand begnügen, wenn man nicht Gefahr laufen 

wolle, daß nicht nur Defterreih, fonbern ein großer Theil Süddeutſch- 
lands von bem beutfchen Bunbesftaate fern bleibe. Bon folchen unflaren 
Gedanken und Erwägungen war wohl die Mehrheit der Verſammlung 
beherrſcht, und das Gefühl war faft allgemein, die Hauptfragen feien 
jetzt noch nicht zur Entſcheidung veif, man mäfje Geduld haben, weitere 

Befprehungen und Greigniffe- müßten bie öffentliche Meinung abklären. 
Außer diefer Mehrheit waren dann noch Demokraten und Republilaner 
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da, welche ein fürftliches Oberhaupt Deutſchlands überhaupt nicht wollten, 
aber dabei richtig einfahen, baf eine vepublifanifche Spige des ganzen 
Deutfchlands erft dann möglich fei, wenn auch in ben Einzelſtaaten die 

Fürſten befeitigt fein wilden; ferner confervative Particulariften, welche 
die öffentliche Ruhe und Ordnung allein durch Erhaltung der Einzel: 

ſtaaten bedingt glaubten; dann Defterreiher und Anhänger Oeſterreichs, 
befonber8 Bayern, welche grunbfäglich gegen preußifche Leitung und ver» 
flärlten Einfluß Norddeutſchlands waren, und ſich ein einiges Deutſchland 
nur unter einem Habsburgiſchen Kaifer denken konnten. Namentlich eifrige 
Rathofifen waren dieſer Teteren Anficht zugethan und glaubten, nur unter 
dem Regiment, bes Tatholifchen Defterreich® wären die Mechte und Frei⸗ 

heiten der fatholifchen Kirche gefichert. Dieſe öſterreichiſche Yraftion 
bilbete einen großen Beftanbtheil der Nationalverfammlung, und ihr 
Mitwirlen war ein mefentliches Hinderniß fir die Bildung einer großen, 
auf Herftellung eines rein beutfchen Bundesſtaates gerichteten Majorität. 
Ueber die Verhältniffe in Defterreih und Oeſterreichs zu Deutfchland 
herrſchte in der Nationalverſammluug, fowie im beutfchen Publikum viel 
Unwiſſenheit und Zäufhung, und biefe wurde von manchen Seiten noch 

abfichtlich genährt. Man wollte nicht fehen, daß die große Majorität 
in Oeſterreich an der deutſchen Bewegung und ben deutſchen Intereſſen 

fi) nicht beteiligen wollte und konnte. Die Staven, welche doch faktiſch 
die Mehrheit ber öfterreichiichen Bevöllerung bilden, waren gegen den 
Anſchluß an Deutfchland geftimmt, und die Deutſchen, welche durch 
Bildung und Beſitz zwar das Uebergewicht gehabt Hätten, waren unter 

dem Regiment Metternich fo ſehr einer eigenen politiſchen Machtftellung 
entwöhnt, daß fie auch jegt nicht Mittel und Wege finden konnten, ihre 
Anfprüche geltend zu machen. Das neue Minifterium, das aus Deutſchen 
beſtand, nahm ängftliche Rüdficht auf die Slaven und Ungarn, und hätte 
eigentlich am Liebften die Theilnahme am Frankfurter Parlament abge» 
lehnt, aber es verhehlte ſich andererſeits nicht, daß das europäiſche An- 

ſehen Oeſterreichs auf ſeiner Verbindung mit Deutſchland beruhe, und 
fürchtete daher, die Enthaltung vom deutſchen Parlament könnte als Aus- 
tritt aus dem deutſchen Bunde gedeutet werden. Die Regierung ordnete 
daher die Parlamentswahlen an, fügte aber dem betreffenden Erlaß vom 
9. April die Erklärung bei, daß fie ſich nicht an die künftigen Barlaments« 

befchläffe gebunden erachte, fonbern ſich vorbehalte, der neuen Bundes» 
verfaffung nur dann ihre Zuftimmung zu ertheilen, wenn fie mit ben 
eigenthümlichen Berhältniffen der beutfchen Erbländer, ſowie der’ Gefammt- 

Klpfel, Einheltsbeftrehungen. I. 4 
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monarchie im Einklang ftehe. Noch deutlicher fprach ſich das öſterreichiſche 
Miniftertum in einer Erflärung vom 21. April aus, worin gefagt war, 
eine unbebingte Unterordnung ber zum beutjchen Bunde gehörigen Exrb- 
länder unter die Bundesverfammlung und Bundesgewalt könne nie zu 
gegeben werben, vielmehr müffe man ſich im jedem einzelnen Fall bie 
Zuſtimmung vorbehalten, und Defterreich werde nicht in der Lage fein, 

dem neuen deutſchen Bunde beizutreten, wenn er das Wefen eines Staaten» 
bundes überfchreite. Es war damit deutlich gefagt: Defterreich will, 
daß es im Wefentlichen beim Alten bfeibe, und wird einem engeren Bundes» 
ftaat oder einem deutſchen Einheitsftaat nicht beitreten. Kehren wir nun 

zur Nationalverfammlung zurüd. 
Der Präfident Heinrih v. Gagern trat feinen Vorfig mit einer 

Rede an, in welcher er den vom Vorparlament ausgeſprochenen Grundſatz, 
daß der Nationalverfammlung allein das Recht zuftehe, eine neue Ver- 

faffung für Deutſchland zu ſchaffen, anerkannte. Er erklärte, der Beruf 
und die Vollmacht dazu Tiege in der Sonveränität der Nation, und die 
Schwierigkeit, ja die Unmöglichkeit, auf einem anderen Wege eine Ver- 
faffung zu Stande zu bringen, habe biefen Beruf in die Hände bes 

Parlaments gelegt. Gagern pollte damit keineswegs die abſtracte Volls⸗ 
ſouveränität behaupten, ſondern nur den Grundſatz aufſtellen, daß über 

allen Einzelſtaaten und deren Regierungen das höhere Recht der Nation 
ſtehe; aber er ahnte nicht, daß es ihr eben ſo unmöglich ſein würde, 
al den Regierungen, ſich über die Verfaſſung zu verſtändigen. Dies 
Frage über das Recht der Einzelftaaten gegenüber von der Natinal- 
verfammlung kam bald nachher noch weiter zur Sprache durch einen 

Antrag des Abgeordneten Raveaux von Köln, welcher eine Erklärung 
von Seiten der Nationalverfammlung verlangte, daß man gleichzeitig 
Abgeordneter der beutfchen und der preußifchen Vollsvertretung fein könne. 
Es war nämlich in Preußen, wo man ebenfalls eine ſchleunige Feſtſtellung 
der DVerfaffungsreform verlangte, eine conftituirende Verfammlung auf 

den 22. Mai einberufen worden. Außer dem wirklichen Bedürfniß, bie 

Grundlagen des Staates wieder zu befeftigen und den Conflikt des König- 
thums mit der Demokratie zu löfen, führte zu biefer Maßregel die Furcht 
vor dem verfündigten Aufgehen Preußens in Deutſchland. Der Fünfziger- 
ausſchuß Hatte dagegen proteftirt, und auch in Preußen hatten mande 
Deutfchgefinnte fehr davor gewarnt, und der Erfolg gab ihnen recht, 

denn die Wahlen für Frankfurt Hatten die beiten Männer vorweg ger 
nommen und Preußen war an tüchtigen Vollsvertretern nicht fo reich, 
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daß es auch noch die Berliner Verſammlung gut hätte verforgen können. 

Der Antrag Raveaur's Hatte die Abficht, den Fehler der gleichzeitigen 
Berufung einigermaßen gut zu machen unb ein Bufammenwirfen ber 
drantfurter und Berliner Abgeordneten zu ermöglichen. Die Frage wurde 

in febhaften und aufgeregten Verhandlungen vielfach beleuchtet, aber nicht 
beantwortet, da die Debatte ſich hauptſächlich darum drehte, die Selb- 

Rändigfeit der Frankfurter Verfanunlung zu wahren. Diefem Zwech ſchien 
ein Vorſchlag des naffauifhen Abgeordneten Wernher am beften zu ent« 

frrechen. Derfelbe beantragte, die Nationalverfammlung folle erklären, 
daß Veftimmungen einzelner deutſcher Verfaſſungen, welche mit dem von 
ifr zu gründenden alfgemeinen Verfaſſungswerk nicht übereinftimmen, nur 

nach Maßgabe bes legteren als gültig zu betrachten feien. Die Ber: 
ſaumlung nahm diefen Antrag am 27. Mai faft einftimmig an und ſprach 
damit auf8 nene den Grundjag der Unterorbnung der Einzelftaaten unter 
die Nationalverfammlung und deren Verfaſſungswerk aus. 

Nachdem die Verſammlung ſich conftituirt Hatte und einige zufällige 
Berhandfungen über Tagegereigniffe den Gegenfag der Parteien in aller 

Schärfe Hatten hervortreten laſſen, erfchien die Beftellung einer provi- 
ſoriſchen Vollziehungsgewalt als das dringendfte Bedürfniß. Schon im 
Fünfzigerausfchuß mar vielfach darüber verhandelt worden, und da auf 
der finfen Seite der Verfammlung unverkennbar eine flarfe Neigung vor⸗ 
handen war, ſich eine Negierungsgewalt anzumaßen und in bie Ereigniffe 

beftimmend einzugreifen, fo glaubte auch bie rechte Seite nicht ohne ein 
gefeglihes Organ für die Beſorgung der gemeinfamen deutſchen Ange 

legenheiten außfommen zu können. Zwar beftand noch in der Bundes- 
verfamumfung ein derartiges Organ, und Viele, wie 3. B. Mathy, Bafier- 
mann, Gervinus waren der Meinung”), man follte jene bereits beſtehende 
Behörde, welche vermöge ihres Zuſammenhangs mit den Regierungen 
die rechtlich beftehenbe Vertretung ber öffentlichen Gewalt in Deutſchland 
fi, erhalten, bis die neue Verfaſſung eine definitive Centralgewalt ges 

ſchaffen Haben würde. Aber die Bundesverſammlung befaß eben fein 
Vertrauen mehr, obgleich das alte verhaßte Perfonal längſt durch liberale 
Mitglieder erſetzt worden war, und bie Mehrzahl der Nationalverjamm- 
fung glaubte fi mit Einfegung einer neuen Centralgewalt beeilen zu 

mäffen, " 

*) Die Deutfche Zeitung brachte in ihrem Blatt vom 81. Mai (Nr. 151) eine 

Denhchrift über bie Erhaltung der Bunbesverfammlung und deren Umgeftaltung zu 
tum Gtoatenhans. 

4* 
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Schon am 3, Juni wurde ein Ausfhuß von 15 Abgeordneten zur 
Prüfung der Vorſchläge niebergefegt, und am 17. erftattete Dahlmann 

im Namen diefes Ausſchuſſes oder vielmehr deffen Mehrheit Bericht. 
Die vorhandenen Anfichten und Anträge, fagte er, laſſen ſich auf zwei 
verſchiedene Syſteme zurückführen. Das eine gehe vom Grundſatz der 
Vollsſouveränität aus, ſehe die Nationalverfanmlung als die einzige 

Quelle der Executivgewalt an und verlange die Wahl einer vollziehenden 
Behörde, welche die Beſchlüſſe der Nationalverfammlung zur Ausführung 
zu bringen habe. Das andere Syftem wolle die Executivgewalt durch 
die Regierungen beftelft miffen, und ſchlage die Ernennung von einer 
Anzahl Bundesminiftern vor. Da es nun aber für dreißig conftitutionelle 
Regierungen äußerst ſchwierig fei, über die Ernennung einiger wenigen 
conftitutionelfen Minifter fich zu vereinigen, fo ſchlage der Ausſchuß einen 

Mittelweg vor, nach welchem Regierungen und Nationalverfammlung ge- 
meinfam drei BVertrauensmänner mit ber Führung einer proviforifchen 

Eentrafgewalt betrauen folfen. Der Antrag lautete wie folgt: 
1. Bis zur definitiven Begründung einer Regierungsgewalt für 

Deutſchland foll ein Yundesdirectorium zur Auslibung der oberſten Ge- 

walt in allen gemeinfamen Augelegenheiten der Nation beſtellt werben. 
2. Dafjelbe ſoll aus drei Männern beftehen, welche von den deutſchen 

Regierungen bezeichnet, und nachdem bie Nationalverfammlung ihre zu— 
ftimmende Erklärung durch einfache Abftimmung ohne Digcuffion abgegeben 

haben wird, von denfelben ernannt werden. 3. Das Bundesdirectorium 

hat proviforifch a) die vollziehende Gewalt zu üben in allen Angelegen- 

heiten, welche die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt bes beutfchen 
Bundesſtaates betreffen; b) die Oberleitung des gefammten Heerweſens 

zu übernehmen uud namentlich den Oberfeldheren ber Bundestruppen zu 
ernennen; c) die völlerrechtliche Vertretung auszuüben und zu diefem 

Ziel Gefandte und Confuln zu ernennen. 4. Ueber Krieg und Frieden 
und über Verträge mit den auswärtigen Mächten befchließt das Bundes- 

Directorium im Einverftändnig mit der Nationalverfaommlung. 5. Die 
Errichtung des Verfaſſungswerkes bleibt von feiner Wirfamfeit ausge⸗ 
fhloffen. 6. Das Directorium übt feine Gewalt durch Minifter aus, 

die der Nationalverfammfung verantwortlich find, 7. Sie haben das 
Net, den Berathungen der Nationalverfammlung beizuwohnen und von 

derfelben jederzeit gehört zu werben; Stimmrecht haben fie jedoch nur, 
wenn fie als Mitglieder gewählt find. 8. Sobald das Verfaſſungswerk 
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für Deutfehland vollendet und in Ausführung gebracht ift, Hört die Thä- 
tigfeit des Directoriums und feiner Minifter auf. 

Diefer Vorſchlag machte nicht den Anſpruch, die abſolut vichtigfte 
dorm der deutſchen Centralgewalt, fondern nur das unter ben beftehenden 
Berhältniffen Mögliche aufzuftelfen. Namentlich der Verzicht auf eine 

monarchiſche Spige beruhte nicht ‘auf republikaniſchen Neigungen, fondern 

auf der Erwägung, daß auf diefe Weiſe den Intereſſen ber drei Haupt- 
maſſen des deutſchen Bundes am eheften Rechnung getragen werbe. Bei 
den Verhandlungen darüber, welche am 19. Juni eröffnet wurden, zeigte 
ſich bald, daß die Anzahl der Gegner die der Anhänger weit überwog. 

Gleich Anfangs meldeten ſich 121 Redner, deren Zahl nachher auf 189 
fig. Es war Ausficht auf eine endloſe Debatte. Viele Redner brachten 

nur Phraſen vor, oder ergingen ſich in wohlgeſetzten Reben, in theoretis 
fen Betrachtungen über den Vorzug einer monarchiſchen oder einer ve» 

publilauiſchen Regierungsform, was Alles fir die Entſcheidung fein Gewicht 
in die Wagfchale legte. Am wenigften wurde die Frage erörtert, wie 
& denn anzufangen fei, daß die von der Nationlverfammlung geichaffene 
Gentralgewalt auch. mit der Macht außgeftattet werde, die erforderlich 
fein würde, um die im Befig befindlichen Dynaftien, welchen Armeen, 
gefüllte Kaſſen und ein reicher Regierungsapparat mit den Bevölferungen 
der Nefidenzftäbte zu Gebote ftand, zur Unterwerfung unter die Befehle 
der Reiheregirung und die Beſchlüſſe der Nationalverfammfung zu zwin⸗ 
gen. Die Republikaner, die auf einen bürgerlichen Präfidenten losſteu— 

erten, gingen von dem Vollberußtfein der Nationaljonveränität und dem 

naiven Glauben an die Allmacht des Parlaments aus. Die confervative 
Mehrheit des Ausſchuſſes, welche das Directorium vorgeichlagen hatte, 
wollte den vealen Boden nicht verlaffen und dachte fich deshalb unter 

den Trägern der Gentralgewalt Mitglieder der bedeutendften Häufer Deutjch- 

lands, einen öfterreichiichen, preußiſchen und bayerſchen Prinzen. Uber 
es erhoben ſich bald gewichtige Bedenken und Zweifel darüber, ob die 
vielen Höfe und Negierungen ſich zu einer einftimmigen Wahl biefes 
Triumwirats würden einigen können. Da fchien die Wahl eines Hauptes 
noch leichter und wahrfcheinlicher, und fo gewann ſowohl vom republifas 
niſchen al3 vom confervativen und monarchiſchen Standpunft aus die 
Einheitöidee immer mehr Anhänger. Die Debatten drehten fi immer 
wieder um die Frage, ob die Nationalverfammlung allein für fi die 

Centralgewalt wählen, oder die Verftändigung mit ben Regierungen fuchen 
folle. In legterem Fall waren unabfehbare Verhandlungen und Ver— 
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ſchleppungen zu erwarten. Diefem Schwanken fuchte der Präfident ein 
Ende zu machen, als er nad) fechstägiger Debatte am 24. Juni das 

Wort ergriff. Nachdem er zuerft über den Umfang der Gewalt geſprochen 
Hatte, welche der zu mählenden Executivbehörbe zu übertragen fei, über- 
raſchte er die Verſammlung durch ben Vorſchlag, die Regierungen ber 
großen Berfegenheit zu überheben durch die Wahl einer Perjönlichkeit, 
bei welcher man ſicher auf ihre nachträgliche Zuftummung würde rechnen 
fönnen. Auf die Frage: wer foll die Gentralgewalt ſchaffen? gab er bie 
Antwort: „ich würde e8 bedauern, wenn es als Princip gäfte, daß bie 

Regierungen in diefer Sache gar nichts follten zu fagen haben, aber vom 
Standpunkt der Zwedmäßigfeit aus ift meine Anficht bei weiterer Ueber 
legung weſentlich eine andere, als die ber Majorität bes Ausichufies. 
IH thue einen kühnen Griff umd ich fage Ihnen, wir müfjen die pro- 
viſoriſche Centralgewalt ſelbſt ſchaffen. Darum müſſen wir fie felbft 
ſchaffen, weil fie ſtark fein, weil fie Vertrauen einflößen muß. Wir 

müffen fie aber befonber8 darum felbft fchaffen, weil wir ihrer ſchnell 
bebürfen, und weil wir nicht gewiß find, daß fie dann ſchnell geſchaffen 
werben wird, wenn wir eine Mitwirkung ber Megierungen in Anfpruch 
nehmen wollten. Es iſt ein Unterſchied, ob wir bie Vollziehungsgewalt 
aus Dreien oder Einem beftehen laffen; würde die Anficht die übertvie- 
gende fein, daß fie aus Dreien beftehen folfte, und wir wollten die Mit- 
wirkung ber Negierungen, dann wäre die Schwierigkeit nicht fo groß, 
aber die Majorität der Verſammlung ſcheint mehr und mehr zu der An- 

ſicht gefommen zu fein, die auch ich theile, daß die künftige Centralgewalt 
Einem Reichsverweſer mit verantwortlichen Mintftern übertragen werben 
müffe. Ueber diefen Einen könnten ſolche Schwierigfeiten entftehen, daß 
wir bie Megierungen nur einer großen Verlegenheit überheben, wenn wir 
auf ihre nachträgliche Einftimmung reinen, ihnen die Wahl und ben 

Vorſchlag erlaſſen.“ Er führte dann weiter and, „daß wenn man Eiuen 
zum Träger der Centralgewalt wählen wolle, diefer Eine ein Hochſtehen ⸗ 

der, ein Fürſt fein müſſe, und meinte dies Könnten auch die einräumen, 
die ihn wählen nicht weil, fondern obgleih er ein Fürſt fei.” Damit 
deutete Gagern, ohne es jedoch beftimmter auszuſprechen, auf den Erz- 
herzog Johann von Defterreich Hin. Diefer war nämlich einer von ben 
Bringen, welche man unter der Boransfegung des breiföpfigen Directoriums 
neben einem preußifhen und bayrifchen Fürften im Auge gehabt hatte. 
Auf ihm Hatte ber preußifche Abgeorbnete G. v. Vinde in einer am 

21. Juni gehaltenen Rede hingedeutet, in welcher er ſich für die einheit- 
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fihe Leitung ausfprad und Hinzufügte: „nad dem, was ich von ben 
Gefinnungen des Königs und feiner conflitutionellen Minifter erwarte, 

glaube ich, daß fie durchaus nichts Dagegen einwenden würden, wenn ein 

anderer beutfcher Fürſt, namentlich aus dem erhabenen Haufe, das Fahr- 
hunderte laug an der Spike bes deutſchen Reiches geftanden hat, Hierzu 
auserfehen würde." 

Die Rede Gagernd, des allverehrten Präfiventen, machte großen 
Gindrud, aber überrafchte fehr, denn man hatte erwartet, er würde, wie 
et wenige Tage zuvor im Klub gethan, für ein breiheitliches Directorium 

und für die Ernennung durch bie Regierungen ſprechen. Gegen bie Anficht 
feiner Parteigenoffen ſchlug die gewichtige Stimme des Präſidenten durch, 
die Wahl des einen Reichsverweſers und zwar des Erzherzogs Johann 
war damit entjchieden. Zwar erfolgte die entſcheidende Abftunmnng nicht 
ſogleich. Unmittelbar nach Gagerns begeifterter Rede ſprach Dahlmann 

ſchr nüchtern und verftänbig über die vorliegende Frage, ignorirte Ga» 
gernd Vorſchlag beinahe, empfahl um der Bufunft nicht vorzugreifen ein 
treilöpfiges Directorium, und fprad) ſich im engeren Kreife fehr fcharf - 
gegen den kühuen Griff Gagerns aus, den er unverholen als einen großen 

Mißgriff bezeichnete. Aber es half nichts, Gagerns Rede hatte bereits 
die Mehrheit der Verſammlung erobert, und obgleich Dahlmann, ſowie 
andere Genofjen feiner Partei wie Beckerath, Befeler, Dunder, Gervinus, 
die Bedenken gegen Gagerns Vorſchlag unermüdlich zum Ausdruck brachten, 
fo wurde doch am 29. Juni Erzherzog Johann v. Oefterreich mit 436 

Stimmen gegen 110 zum unberantwortlichen Reichsverweſer gewählt, 
nachdem Tags zuvor das Geſetz über bie proviſoriſche Gentralgewalt, 
welches einem von ber Verſammlung zu wählenden Oberhaupt bie voll- 
siehende Gewalt in allen allgemein deutſchen Angelegenheiten übertrug, 
mit 450 Stimmen gegen 100 angenommen worden war. Don den 110 
Stimmen, welche nicht auf den Erzherzog fielen, waren 52 H. v. Gagern, 
32 Av. Joftein gegeben worden. 

Nach den Erfahrungen der Folgezeit müffen wir den damaligen Gegnern 
des Bräfidenten vollkommen beiftimmen und feinen kühnen Griff, mit welchem 
er bie Verſammlung überenmpelte, für einen ſehr beflagenswertgen Mißgriff 
erllären. Wir müffen freilich in der Kritik noch weiter gehen und überhaupt 
die Einfegung der proviforifhen Gentralgemwalt als einen, freilich auß den 

damaligen Verfegenheiten fi ergebenden, politifchen Fehler bezeichnen. 

Das Bedürfniß eine einigende Gewalt zu haben hätte vielmehr zur 
beichleunigten Erledigung einer Verfaffung drängen ſollen. Vorläufig 
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hätte der alte Bundestag im Verein mit ben beftehenben Regierungen 
genügen können. Dagegen galt es, das Eifen zu ſchmieden fo lang es 
warm war, und ben Augenblic, in welchem die Nationalverfammlung noch 

die größte Macht in Deutſchland war, zur Herſtellung einer Berfaffung 
zu benitgen, welche die deutſcheu Staaten zu einer engeren Einheit zufanmen- 

ſchlöſſe. Jetzt waren die Regierungen noch bereit eine Macht anzuerkennen, 
welche Ruhe und Orbnung verbürgte und die Wünfche der Nation be 
friebigte. Defterreich, mit innerer Verwirrung vingend, von Italien und 
Ungarn bebroßt, war damals nicht im’ der Lage, wirkfame Einfprache 
gegen die Bildung eines engeren beutfhen Bundes zu erheben, und 

hätte fi die vollendete Thatfache gefallen laſſen müſſen. Aber das Pro» 
viforium ſchob die Entſcheidung hinaus. Und die Wahl eines öfterreis 
chiſchen Erzherzogs war eine Beftärkung der öftereichifchen Anſprüche und 
Hoffnungen, und wurde als Abichlagszahlung, als Verſprechen für die 
Zutunft angefehen. Aber abgeſehen von dem principiellen Bugeftänbniß, 
das in der Wahl eines habsburgiſchen Prinzen lag, war biefer Prinz 
gar nicht geeignet, mit dem Beruf einer Neugeftaltung Deutſchlands be- 

traut zu werben. Er war ein gemüthlicher alter Herr von 66 “Jahren, 
der feine Popularität dem Umftand verdankte, daß er einft in den Kriegen 

gegen Napoleon ein großes Heer befehligt, auch bei deu Tiroler Aufftand 
des Jahres 1809 mitgewirkt hatte, nach den Friedensſchlüſſen von 1814 
und 1x15 aber von dem Wiener Hofe und aller Betheiligung am Regi⸗ 

ment fern gehalten wurde. Er Hatte ſich ganz ind Privatleben zurüd- 
gezogen, eine nicht ebenbürtige Heirath mit der hübſchen jugendfrifchen 

Tochter eines fteyerifchen Poſthalters geſchloſſen, und widmete fich auf 
einem ländlichen Gut in Steiermark der Landwirthichaft und ber Jagd. 

Er genoß als einfacher biederer Herr in feiner Umgebung einer großen 

Popularität. Im Jahre 1842 wurde er von König Friedrich Wilhelm IV. 
zu den Manövern des 7. und 8. Corps bei Düffeldorf eingeladen und 
ſoll bei einem feftlichen Mahl im königlichen Schloffe zu Brühl einen 
Toaſt auf das einige Deutſchland ausgebracht Haben: „Kein Preußen, 

fein Oeſterreich, ein großes einiges Deutichland, fo feit und frei wie 
feine Bergel" find die Worte, die ihm in den Mund gelegt wurden und 
damals die Runde durch Deutſchland machten. Später wurde behauptet, 
der ganze Toaft fei eine Erfindung, und wenn der Erzherzog auch ein⸗ 

mal etwas bergleichen ausgeſprochen habe, fo fei erft durch bie verſchö- 
nernde Ueberlieferung der Toaft formufirt worden. Damals aber wurde 
er als Thatſache angenommen, und alle die nationalen Erwartungen, bie 
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man von dem nengewählten Reichsverweſer hegte, Inüpften ſich am dieſes 
geflügelte Wort. In der That war er aber nicht befähigt, eine weit⸗ 
tragende politifche Wirkſamkeit auszuüben. Schon in feiner Jugend war 
feine politiſche und militärifhe Bedeutung überſchätzt worden, er entbehrte 
durchaus einer ſtaatsmänniſchen Bildung und Uebung, die nationale dee 

{ag ihm ferne, und wenn er auch fein Freund von dem Metternich’ichen 
Regiment war, fo war er doch in Habsburgifchen Anfchauungen aufge 

wachſen und vor Allem Defterreiher. Auch darin täufchten ſich diejenigen, 
die ihn anf den Schild hoben, daß fie voraußfegten, er werde als öfter- 
reichiſcher Prinz eine bejondere Autorität haben. Er war ein durchaus 
unmächtiger, einflußlofer Privatmann, und fein Wort Hatte nicht einmal 
in Oefterreich eine befondere Geltung. Cine ſolche nüchterne Auffaffung 
der Wahl fand aber bamals fein Gehör; mar war begeiftert von dem 

Gedanlen, wieder einmal ein gewähltes Oberhaupt des Reiches zu haben, 
und auch diejenigen, welche nicht fo überzeugt waren, daß die Wahl eine 

glüdfiche fei, waren froh, daß man nad} fangen parlamentarifchen Kämpfen 
endlich zu einem Ergebniß gekommen fei, und entfchloffen ſich, das Beſte 

au hoffen. 
Nachdem die Wahl vollzogen war, wurde alsbald eine Deputation 

der Rationalverfammlung nad) Wien gefandt, wo der Erzherzog als 
Stelivertreter des vor der revolutionären Bewegung nad Insbruck ge» 
floenen Kaiſers weilte. Sie traf am 4. Juli in Wien ein und fand 
den Fürften, deffen Weigerung Manche gefürchtet hatten, alsbald bereit, 

die Wahl anzunehmen. Ob er fid) der Größe der Aufgabe, der Schwierig- 
keit ihrer Durchführung bewußt war, ob er ſich über das Verhältniß 

zwiſchen dem neuen deutſchen Reich und ber öſterreichiſchen Monarchie 
feine Gedanfen machte, ob er feine Plane Hatte, wie er zu Gunften 
Oeſterreichs feine Stellung benügen wolle, wiſſen wir nicht, nur dag 
tönen wir hier andeuten, daß die Wahl des Erzherzogs Johann dazu 
gedient hat, ben ftörenden Einwirkungen Defterreich® auf bie Widergeburt 
Deutfhlands die Wege zu bahnen. Obgleich der Erzherzog damals in 
Bien unentbehrlich fehien, fo zögerte er doch nicht, fein neues Amt an 
zutreten. Nach wenigen Tagen begab er ſich auf die Neife und kam am 
11. Juli Abends 6 Uhr in Frankfurt an, von Kanonendonner, Gloden- 
geläute und Lebehochrufen empfangen. Am folgenden Tage murde er 
nach der feftlich geihmüdten Paulstirche abgeholt und von dem Präfi- 
denten der Nationalverfammlung mit einer Anrede begrüßt, bie er mit 

kurzen Worten erwiderte. Hierauf las ber Präfivent das Geſetz über 
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die Einführung einer proviforifchen Gentralgewalt vor und ber Reichs-⸗ 
verweſer erklärte, dieſes Gejeg halten und halten laſſen zu wollen zum 

Ruhme und zur Wohlfahrt des Vaterlandes. Yon der Paulskirche hinweg 
begab fich der Reichsverweſer in den Thurn- und Taris'ſchen Palaft, 
um bie Auflöfung des Bundestags, die von ber Nationalverfammlung 
mit 510 gegen 35 Stimmen befchlofien worden war, auszufprechen uub 
eine Abreffe der Bundesverſammlung entgegenzunehmen, worin fie ertlärte, 
daß fie Namens der deutſchen Aegierungen bie Ausübung ihrer verfaffungs- 
mäßigen Befuguiffe und Verpflichtungen auf die proviſoriſche Central 
gewalt übertrage, diefelbe in die Hände des deutſchen Reichsverweſers 

lege und ihre eigene Thätgkeit für beendigt anfehe. Der Reichsverweſer 
erwiberte hierauf: er übernehme die verfaffungsmäßigen Befugniſſe und 

Berpflihtungen mit dem Vertrauen auf die thätige Mitwirkung der Re— 
gierungen. So war num alfo der Reichsverweſer an die Stelle der 
Bundesverſammlung getreten, nur mit bem Unterfchieb, da er nicht von 

den Inſtructionen der Megierungen abhängig war. Er war damit felb- 
ftändiger geftellt, aber er entbehrte auch ben engeren Bufammenhang mit 
der realen Staatögewalt ber Eingelftaaten. 

Zur Vervolfftändigung ber Centralgewalt gehörte auch die Bildung 
eines Minifteriums, und man beeilte ſich alsbald, ein folches zu ſchaffen. 

Der erfte Minifter, welchen ber Reichsverweſer ernannte, war fein Lands⸗ 
mann, der bisherige öfterreichiiche Yunbestagsgefandte Schmerling, ein 
Huger, gewandter Mann, der aber durch ben Ausbrud feiner Perſönlichleit 

gerade fein Vertrauen einflößte, und durch beißenden Spott und Ber- 
höhnung politiſcher Gegner vielen feiner Collegen in der Nationalver- 
ſammlung verhaßt geworben war. Er erhielt das Minifterium des Innern 
umd vorläufig auch das des Aeußeren. Der zweite war ber Hamburger 

Advolat Hedicher, ein Mitglied der Deputation, welche den Erzherzog 
in Wien abgeholt hatte; er Hatte fi durch gemanbte Reden in der 
Nationalverfammlung bemerklich gemacht, und beſonders in der ſchleswig ⸗ 
holſteiniſchen Sache hervorgethan, ermangelte aber einer Höheren pofitifchen 
Auffaffung. Ihm wurde zuerft die Juſtiz, fpäter die auswärtigen Ans 
gelegenheiten zugetheilt. Für die Leitung bed Kriegsweſens wurde ein 
gebilbeter und gelehrter preußiſcher General, Bender, berufen. Erft im 

Monat Auguft wurden bie übrigen Minifterien befegt. Das Finanz⸗ 
weſen wurde, nachdem anfänglich der Badenſer K. Mathy dafür beftimmt 
wat, bem rheinpreußiichen Fabrilanten Beckerath übertragen, der bei dem 

König von Preußen beliebt war und durch feine verſöhnliche Milde und 
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Lie benswũrdigkeit ein einflufveiches Mitglied des Parlaments wurde. Das 
Deyartement des Handels übernahm der Bremer Senator Duckwiz, ein 
treffücher Fachmann; die Juſtiz an Hechſcher's Stelle der Heidelberger Bro» 

feiter Rob. v. Mohl, der ſich unter den vielen Gelehrten des Parlaments 
durch Geſchäftsgewandtheit vortheilhaft außzeichnete. Außer Peuder und 
Dudwiz waren alle Minifter Mitglieder der Nationalverfammlung, und 
um deren Mehrheit noch weiter zur Vertretung zu bringen, wurden ben 

Miniſtern Unterftantöfecretäre beigegeben, unter denen Baſſermann fir 
das Innere und Mathy für die Finanzen beſonders hervorragten. Eigent⸗ 

lich Hätte es noch feine Eile mit der Befegung der Minifterien gehabt, 
denn es fehlte noch gar zu fehr an dem Material für ihre Thätigfeit; 
der Kriegsminifter hatte kein Heer, der Finanzminifter feine Einfommens- 

quellen, und alle anderen hatten feine wirkliche Megierungsgewalt. 



Viertes Kapitel. 

Die Nationalverfammlung von Einſetzung der proviſoriſchen 
Centralgewalt bis zur Kaiferwahl. 

Mit der Errichtung der proviforifchen Centralgewalt glaubte man 
den Grunbftein zur ftaatlihen Einigung Deutſchlands gelegt zu haben. 

Aber bald zeigte fih, daß eine fefte Unterlage fehle, die im Stande wäre, 
den Grundftein zu tragen. Die Regierungen, wenn auch erfchüttert, hatten 
doch die wirkliche Macht noch in Händen. Entweder mußte das Bolt 
die beftehenden Negierungsgewalten ftürzen, die Fürften verjagen und eine 
ganz neue demofratiiche Staatsgewalt ſchaffen, oder mußte die National- 
verfammlung mit ben beftehenden Regierungen ſich verftändigen, um mit 

ihrer Hilfe bie einheitliche Reform durchzuführen. Die ftärkfte ftaatliche 
Macht in Deutfchland war offenbar Preußen, im Befig eines Heeres, 
gut geordneter Finanzen, eines disciplinirten Vermaltungsapparates, einer 

feft gegründeten monarchiſchen Autorität. Seit Jahrzehnten hatten die 
erfeuchtetften Vaterlandsfreunde im Anſchluß an Preußen ben einzigen 
möglichen Weg zur nationalen Einigung erkannt; der König von Preußen 
hatte ſich zur Führung erboten, und mehrere Fürften Hatten ſich bei Be- 

ginn der Bewegung bereit erflärt, die Leitung der deutſchen Angelegen- 
heiten Preußen zu übertragen. Nach diefen Vorgängen war es offenbar 

ein Rüdfchritt, daß die Nationalverfammlung die proviſoriſche Central 
gewalt einem öfterreichifchen Prinzen übertrug, der durch keinerlei Leiftung 
für die deutſche Einheit oder für die Verjöhnung des Dualismus der 
beiden deutſchen Großmächte Anfpruch auf eine ſolche Vertrauenzftellung 
erworben hatte. Nachdem aber einmal der Verſuch gemacht worben war, 

auf diefem Wege die Gründung eines deutſchen Staates anzubahnen, 
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wäre es die Aufgabe des Reichsverweſers geweſen, entweder die Groß⸗ 
macht, welcher er durch Familienbeziehungen angehörte, zu beftimmen, 

der Aufrichtung des neuen Meiches ihre militärifen und diplomatiſchen 

Mittel zur Verfügung zu ftellen, ober wenn Oeſterreich bei feiner der- 
maligen Lage dazu nicht im Stande war, bei Preußen bie Unterftügung 
zu fuchen, welche umentbehrlich war, weun bie neue Gentrafgewalt nicht 
auf Sand gebaut werben follte. Das Richtige wäre geweſen, wenn ber 

Reichsverweſer, anftatt ſich in die Illuſion des Beſitzes fonveräner Ger 
malt einzuwiegen, die preußiſche Regierung gebeten Hätte, die militäriſche 
und bipfomatifche Leitung der deutſchen Angelegenheiten zu übernehmen. 
Statt deffen begnügte er ſich damit, ein eigenes Minifterium zu bilden 
und Verwaltungsbeamte zu ernennen, denen erſt ein Arbeitsfeld geſchaffen 
werben follte. Man machte wohl einen Berfuch, preußifche Kräfte heran- 

zuziehen, indem man einen preußifchen Offizier zum Kriegsminifter, einen 
preußifchen Fabrifanten zum Finanzminifter berief, und einen preußifchen 
Diplomaten für bie auswärtigen Angelegenheiten fuchte. Aber folche 
Verwendung von einzelnen Perfönlichkeiten Tonnte nicht die Autorität des 

preußifchen Staates in den Dienft der Gentrafgewalt ziehen. Die preu- 

Fifche Negierung felbft bot die Hand zu einer Annäherung, indem fie 
bald nach der Wahl des Reichsverweſers den Vorſchlag machte, um 

eine Brüde zwiſchen den Einzelregierungen und der Centrafgewalt zu 
ſchlagen, folften die bei letzterer beglaubigten Bevollmächtigten ber Staaten 
zu einem Collegium vereinigt werben und als Math dem Reichsverweſer 
zur Seite ftehen. Oeſterreich und Preußen follten je 3 Stimmen, Bayern, 
Sachſen und bie herzoglich fächfifchen Länder, Wirtemberg und Baden, 
Hannover mit den norddeutſchen Bundesſtaaten, die beiden Heffen mit 
lleineren mitteldeutjchen follten je eine Stimme führen, fo daß im Ganzen 
13 Stimmen ben Rath bildeten. Die größeren Staaten gingen darauf 
ein, aber Heffen-Darmftadt und einige Hervorragende Mitglieder des 
Borlaments wollten von dieſem Vorſchlag nichts wiſſen, und fo fam er 
nicht zur Ausführung. *) Unter biefen Umſtänden war e3 ganz natürlich, 

daß die neue Centralgewalt und die Nationalverfammlung, aus der fie 

hervorgegangen war, in Berlin mit Miftrauen und Eiferfucht angefehen 
wurde. Es mar nicht blos eine dynaſtiſche Empfindlichkeit, jondern eine 
Verlegung des Staatsbewußtſeins. Der König, die Bireaufratie, das 

*) Siehe David Sanfemamn: Das preußiſche und deutfe Verfaffungewert, 
Bein 1850. S. 126 u. ff. 
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Heer hatten in biefer Beziehung ein Gefühl, das ſich dagegen fträubte, 

von Frankfurt aus regiert zu werben.*) Nationalgefinnte Staatsmänner 

auf beiden Seiten waren bemüht, zu vermitteln und zu verföhnen, aber 
ber Mißgriff war einmal gemacht und die Majoriät in Frankfurt ver- 
ſchloß ſich der Einficht, daß die Centrafgewalt aus eigener Machtvoll⸗ 
Tommenheit und im Gegenfaß ‚gegen die Einzelftaaten nicht beftehen Tönne. 

Der Conflikt zwifchen ber Centralgewalt und den Einzelregierungen 

lam beſonders zum Ausdrud, als das Reichsminiſterium eine Verfügung 
traf, wonach das gefammte Heer des deutſchen Reiches am 6. Auguft 

dem Reichsverweſer huldigen follte. Das Bewußtſein des ganzen preu⸗ 

ßiſchen Heeres empörte fih gegen dieje Zumuthung, und eine Schrift 
des preußifchen General von Griesheim: „Die deutſche Centralgewalt 
und bie preußiſche Armee” ſprach diefe Anſchauung in ſehr fchroffer Weife 

gus. Es ftand fo, daß die preußifche Regierung, wen fie auch geneigt 
geweſen wäre, um des guten Vernehmens willen die Anordnung des 

Reichskriegsminiſters auszuführen, die wegen der Stimmung der Armee 
nicht thun konnte. "Die Huldigung unterblieb, und es fanden nur feit- 
fie Demonftrationen ftatt. Auch Bayern und Hannover fügten fid der 

Anordnung nicht. Nur Sachſen, Wirtemberg, Baden und bie Heineren 
Staaten Tießen die Hufdigung geſchehen, die fi dann an vielen Orten 
zu einer Kundgebung der demokratiſchen Partei geftaltete. Dagegen wurbe 
bald nachher von preußiſcher Seite eine Gelegenheit zu freundlicher Ans 
näherung ergriffen. Auf den 15. Auguft war zur Feier des großartig 

vorgefchrittenen Dombaues in Köln ein Feſt veranftaltet. Dazu lud 
nicht nur der Kölner Dombauverein die Mitglieder der Nationalver- 
ſammlung ein, fondern der König ließ an den Reichsverweſer, an ben 

Präfidenten ber Nationalverfammlung und an 25 Abgeordnete noch eine 
befondere Einladung zum Feſtmahl ergehen. Die Geladenen fanden fi 
ein, und der Reichsverweſer, der noch vor dem König von Preußen den 
14. Auguft Mittags in Köln eintraf, ging dem Ankommenden zum Lan 
dungsplatz entgegen, und zwar in preußifcher Generalduniform, und ber 

gegenfeitige Empfang ver beiden Zürften war fo herzlich, daß die Bu- 
ſchauer feine Spannung ahnen konnten. Auch den Präfidenten der National- 
verfammlung empfing der König von Preußen ungemein freundlich, und 

*) Ueber diefe Spannung zwiſchen Berlin und Frankfurt gibt uns Bunfen in 
feinen Aufzeichnungen intereffante Nachrichten. &. Bunfen aus feinen Briefen und 

eigenen Erinnerungen gefdjildert von feiner Witiwe. Bd. II. S. 468 u. ff. 
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nachdem er die Abgeorbneten fich Hatte einzeln vorftellen laſſen, -sichtete 
er eine allgemeine Anfprache an fie, worin er feine Eympathie fir das 

Bert der deutſchen Einigung ausſprach. „Mit vollem Herzen,” fagte er, 

wünſche ich Ihrer wichtigen Aufgabe ein fegensreiches Gedeihen. Seien 
Sie überzeugt, daß ich nie vergeſſen werbe, welch ein großes Werk Sie 
zu gründen berufen find, wie ich auch überzeugt bin, daß Sie nie ver- 
geffen werben, daß es in Deutſchland Fürften gibt, und daß ich deren 
einer bin.“ ) Auch bei dem Feſtmahl im Gürzenich brachte der König 
einen begeifterten Toaſt auf die Abgeorbneten der Nationalverſammlung 
als die Yaumeifter am großen Werk der deutſchen Einheit aus. Das 
Dombaufeft wirkte unftreitig verföhnend; doch erregte die Mahnung des 

Königs an die fürftlichen Rechte und Anfprüche bei Manchen auch wieber 
Verftimmung, als ein Zeichen, daß der König nicht gefonnen fei, auf 

feine preußifchen und dynaſtiſchen Anfprüche zu Gunften ber deutſchen 

Einheit zu verzichten. Andererſeits verübelten Manche dem Meichöver- 
weſer, daß er durch das Anlegen der preußiſchen Generalsuniform Preußen 
eine Huldigung dargebracht habe, und meinten, dies fei doch eine Artigfeit, 
die daffelbe durch Verweigerung der militäriihen Hulbigung am 6. Auguft 
nicht verdient habe. Das Dombaufeft gab auch Gelegenheit zu preußiſchen 
Demonftrationen. Die Neife des Königs nad Köln war ein wahrer 
Triumphzug; auf allen Bahnhöfen unterwegs war das Volt zufammen- 
geftrömt, um den König zu begrüßen, Linienmilitär, Landwehr, Geiftliche, 

Lehrer waren angetreten, Fahnen wehten und zwar überwiegend mehr in 
preußiſchen als in deutſchen Farben. Man konnte fehen, daß die An- 

hänglichfeit an das preußifche Königthum auch in der Rheinprovinz feft- 
gewurzelt war. Daß dem König feine Verſicherungen ernft waren, daß 
a mit wahrem Herzendantheil die Neugeftaltung Deutſchlands wünfchte, 
binfen wir in feiner Weiſe bezweifeln, und auch ein Theil feiner Stats» 
männer hätte gern die Hand dazu geboten; aber das vertrauensvolle 
Entgegentommen, welches er noch immer von der Nationalverfammlung 

hoffen und ertwarten mochte, blieb aus. Bei dem gefteigerten Machtge- 
fühl der Nation war es ſelbſt den am meiften preußenfreundlich gefinnten 
Mitgliedern des Parlament? moraliſch unmöglich, auf Anerkennung der 
preugifchen Auffaffung hinzuwirlen. Durch die ängftlihe Eiferfucht, wo— 
mit die Nationalverfammlung ihre Selbftändigfeit beachte, wurden bie 
tiberftrebenden Efemente in der Umgebung des Königs ungemein geftärkt, 

*) Kötnifhe Zeitung vom 17. und 18. und Deutſche Zeitung vom 19. Auguſt. 
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und fonnten mit Recht darauf hinweiſen, daß die Frankfurter Anſprüche 
nie zu befriedigen fein türen. 

Geradezu feindfelig und reſpectswidrig gegen bie Gentralgewalt zeigte 
ſich die hannoveriſche Regierung. _ Sie erflärte am 7. Juli ihrer Stände 

verfammlnng, „fie habe zwar im Vertrauen auf bie Perfönlichleit des 
Erzherzogs Johann ſich entſchloſſen, Bedenken, welche die Form und ber 
Inhalt des Beſchluſſes über die demfelben zn ülbertragende Gewalt zu 

erregen wohl geeignet geweſen wären, jegt nicht geltend zu machen; allein 
der Zuftand Deutſchlands Lafje die Herftellung einer folchen Centralregie- 
rung nicht zu. Der König werde einer Verfaſſung feine Zuftimmung 
nicht geben, welche der Selbftändigfeit der Staaten Deutſchlands nicht die 
nöthige Geltung ſichere.“ Die Kunde von diefem Erlaß brachte die 
Nationalverfammlung in große Aufregung, und berfelbe wurde in der 
Sigung vom 14. Juli in fehr Tebhafter Verhandlung beſprochen. Es 

fiel manches drohende, troßige Wort, der Abgeordnete Weſendonk nannte 

den König von Hannover einen Nebellen, ber abgeſetzt und deſſen Land 

zum Beften des Meiches eingezogen werben müfje; der Abgeordnete Wy-— 
denbrugk, Sachſen-Weimariſcher Minifter, beantragte in heftiger, mit 

großem Beifall aufgenommener Rede, daß die Nationalverfammlung die 
unumwundene Anerkennung ber Centralgewalt von der hannoverifchen Re— 
gierung fordern müffe, was denn auch beſchloſſen wurde. Aber der MWider- 
ftand Hannovers ging nicht bloß von deffen König Ernft Auguft, fondern 
auch von feinem Märzininifter, dem gefeierten Oppofitionsmann Karl 

Stüve aus, und hatte in der confervativen Selbftgenügjamteit eines tüch- 
tigen Vollsſtammes einen Hinterhalt. Einige Wochen fpäter wurde zwar 
von dem hannoveriſchen Gefandten v. Bothmer die verlangte Anerkennung 

der Gentralgewalt außgefprocdhen, aber man erfuhr fpäter, daß der Ge— 
fandte dies auf eigene Verantwortung gethan hatte, und es war ſchon eine 
große Nachgiebigkeit, daß er nicht desavouirt wurde. 

Unter diefen Verhältniſſen durfte fih die Nationalverfammfung nit 
zu fehr beeifen, die vorläufige Centralgewalt in eine definitive zu ver 
waudeln. So wünfchenswerth auch der Abſchſchluß des Verfafjungswerks 
gewefen wäre, fo wurden bon allen Parteien Gründe des Abwartens 
geltend gemacht. Die der Majorität Tennen wir, fie fühlte ſich nicht 
ftarf genug, weil fie ſich über die Hauptfachen nicht Har war. Die repu- 

blicaniſche Partei, die auf den ſchließlichen Sieg ihrer Sache Hoffte, fühlte 
doch, daß fie in der Nationalverfammlung nicht zahlreich genug vertreten 
fei, um ihre Wünſche ducchzufegen und mit Umgehung der Fürften eine aus 
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dem Parlament hervorgegangene Behörde an die Spike von Deutſchland 

zu bringen. Sie hoffte, daß es der Wühlerei ihrer Gefinnungsgenofien 

in den einzelnen Zändern gelingen werde, das Anfehen der Negierungen 
mehr zu untergraben, fie rechnete darauf, daß die Revolution in Baden, 
Birtemberg, Sachſen und in den Heinen Herrſchaften Mitteldeutſchlands ent- 
ſchiedene Erfolge erringen und wenigftend Theile des übrigen Deutſchlands 
mit fortreißen werde. Auch die Defterreicher und die öſterreichiſch ge- 
finnten Mitglieder der Nationalverfammlung, die ſich eine Einheit Deutſch⸗ 
lands nur mit dem Kaifer von Defterreih an der Spitze denfen Tonnten, 

wollten die Erſtarkung Oeſterreichs, die Verföhnung der einander be- 

lãmpfenden Nationalitäten, die Beendigung des ungarischen und böhmiſchen 
Aufftandes, und des italieniſchen Krieges erwarten. Aber die National» 

verſammlung konnte inbeffen doch nicht unthätig fein, da man die Noth- 
wendigkeit einfah, dem mit Ungeduld auf Thaten harrenden Volke etwas 
zu bieten. So kamen bie Führer aller Barteien in dem Gedanken überein, 

gewiffe Grundſätze ber politifchen Freiheit, die unter jeder Verfaffungsform, 

unter jeder Führung anerkannt fein müßten, feſtzuſtellen. Man nahm 
aus dem Ganzen des Berfaffungsentwurfs, welchen der dafür niederge- 
fegte Ausſchuß bearbeitet hatte, einen Abfchnitt heraus: die fogenannten 

Grundrechte des deutſchen Volles. Schon beim Beginn der Berathungen 
hatte der Verfaſſungsausſchuß auch für die Bearbeitung der Volksrechte 
eine Commiſſion beftellt, und dieſe, aus brei Mitgliedern: Dahlmann, 

Rob. Mohl und Mühlefeld beftehend, Hatte am 1. Juni einen aus 19 
Artikeln beftehenden Entwurf vorgelegt, welcher, ohne zu fehr in Detail- 
fragen einzugehen, die wejentlichften Rechte bürgerlicher und politiſcher 

Freiheit kurz umd gedrängt zufammenfaßte, und die Aufgabe in ganz frei» 

finnigem Geifte löste. Aber dies war vielen nicht genügend, die Einen 

wollten eine populärere Yaffung, die Andern ausdrückliche Abwehr gegen 
etwaige Realtionsverſuche der Eingelftaaten, genauere Beſtimmungen über 
Kirche und Schule. Es ward beichloffen, die knappe Form mit einer 
ausführlicheren zu vertaufchen. Am 5. Juli wurde ber neue, weitſchichtig 

geratene, mit allerlei Zufägen und Aenderungsvorſchlägen ausgeftattete 
Entwurf der Grundrechte zur Berathung vorgelegt, mit einem ausführli- 

hen Bericht über die Gründe, warum man jett gerade biefen Abſchnitt 
vornehme. Einmal, hieß es, wolle man ausſprechen, wo die deutfche 
Vollsbewegung ihre Grenze finden folle, und zweitens wolle man, da 

man ſich erft kennen lernen müffe und die anseinander gehenden Anfichten 
fich erft ausgleichen müffen, vorerft ein neutrales Gebiet auswählen. Daß 

Nüüpfel, Eimbeitebeftrebungen. I. 5 
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aber auch die Grundrechte Fein neutraleg Gebiet feien, erwies fich bald 
in den heftigſten uud langwierigſten Debatten, bie ſich über einzelne 
Punkte entfpannen, in denen fich deutſche Gründlichkeit, Luſt an theore- 
tiſchen Ausführungen, parlamentarifhe Schwaghaftigfeit und demofratifche 

Vorliebe für radikale Phrafen breit machten. Die Verhandlungen zogen 

fi, freilich durch mehrere Zwiſchenfälle unterbrochen, bis zum Ende des 
Jahres hinaus, und man verlor eine koſtbare Zeit, während welcher das 
Anjehen des Parlaments immer mehr fank, fo daß es zur Durchführung 
feiner Aufgabe unfähig wurde. 

Der bedeutendfte Zwifhenfall war der Waffenftillftand, den Preußen 

zugleich auch im Namen des deutſchen Reichs mit Dänemark am 26. 
Auguſt zu Malmö abſchloß. Wir Haben oben gefehen, daß ſchon im 
April ein preußiſches Heer in Schleswig eingerückt war, um deſſen Rechte 
gegenüber von Dänemark zu ſchüten und feine Aufnahme in den deut- 

fchen Bund zu bewirken. Die Preußen befegten in Verbindung mit 

deutſchen Bundestruppen nit nur Schleswig, fondern drangen auch 
im Mai bis Zütland vor, aber fanden ſich durch die Drohungen Ruß- 
lands genöthigt, von weiterem Vordringen abzuftehen und auf Waffen- 

ſtillſtandsverhandlungen einzugehen. Diefe wurden unter ſchwediſcher Ver- 

mittlung zu Malınd in Schweden geführt, und am 2. Juli wurden dort 
Präliminarien eines Waffenftillftandes zum Abſchluß gebracht, weldhe von 
der unberechtigten Borausfegung außgingen, daß bie fchleswig-hoffteinifche 

Bewegung eine unbefugte Rebellion und bereit3 im Weſentlichen unter- 
drückt ſei. Nach der geſchloſſenen Uebereinkunft follte eine neue Regie- 
rung für die Herzogthümer eingejegt und aus fünf Mitgliedern gebildet 
werden, von welchen zwei der König von Dänemark und zwei Preußen 

für Holftein und diefe vier einen fünften Borfigenden zu wählen hätten. 
Schon dadurch war bie formelle Trennung der beiden Herzogthümer aner- 
kannt, aber überdieß wurde noch beftimmt, daß die fchleswig-holfteinifche 
Armee in eine ſchleswigiſche und hoffteinifche getrennt, dieſe auf den Friedens · 

fuß reducirt, jene aber bis auf die Cadres aufgelöst werden follte. Als 
die Kunde von dieſem Vertrag an die proviforifche ſchleswig- holſteiniſche 
Regierung gelangte, entjtand dort große Entrüftung, und e8 wurde fogfeich 
beſchloſſen, bei der preußifchen Regierung und der Centralgewalt in Frankfurt 

Schritte zu thun, um den Abſchluß auf Grund folder Präfiminarien zu 
verhindern. Am 9. Juni hatte die Nationalverfammlung erklärt, daß 
die fchleswig-Holfteinifche Angelegenheit eine Sache der ganzen Nation 
fei und daß fie energiſche Maßregeln verlange, um den Strieg zu Ende 
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zu führen und einen für Deutfchland ehrenvollen Frieden mit Dänemark 
zu erlangen. Auf die Anzeige von den Präliminarien fam die Sache 
am 31. Juli in der Nationalverfammlung nochmals zur Verhandlung, 
und das Reichsminiſterium verſprach, alle Mittel zu einer emergifchen 

und erfolgreichen Fortſetzung des Krieges in Anwendung bringen zu wollen; 
auf) wurde geltend gemacht, daß es nicht Sache Preußens allein fei, in 
Diefer Angelegenheit abzufchließen, ſondern daß bie deutſche Centralgewalt 
auch ein Wort mitzufprechen habe. In diefem Sinn wurde vom Reichs- 
minifterum an die preußifche Regierung berichtet, und biefe that auch 
wirllich einen Schritt zurück umd legte neue Bedingungen vor, in welchen 
namentlich erklärt wurde, daß der deutfchen Centralgewalt die Genehmi- 

gung des Waffenftiliftandes vorbehalten werben müſſe. Aber eben dies 
erſchien den Dänen und ben ihnen befreundeten europäifchen Mächten 
als eine ganz ungehörige, unberechtigte Forderung. Deyn die beutfche 
Eentralgewalt war von feiner der europäiſchen Großmächte anerkannt, 
die deutjchen Reichögefandten, die nad) London und Paris geſchickt worden 
waren, Freiherr von Andrian nnd Friedr. von Raumer, bemühten ſich ver- 
geblih, an den betreffenden Höfen einen oficiellen Empfang zu erlangen. 

Rußland weigerte ſich entſchieden, der neuen beutfchen Gewalt eine inter- 
nationale Stellung einzuräumen, und die europäifchen Mächte ſchienen 

verſchworen, eben die fchleswig-holfteinifche Frage als Gelegenheit aus- 
zubeuten, um das neue deutſche Reich feine Unmacht fühlen zu laſſen. 

And an Preußen wollten fie ſich rächen nnd dieſe aufftrebende Macht 
dafür ftrafen, daß fie ſich der deutfchen Intereſſen fo eifrig angenommen 

hatte. Preußen wurde von Rußland, England, Frankreich mit Drohungen 
beſtürmt, und wollte ſich jet auch nicht für Deutfchland opfern, das 
foeben eine concurrirende Centralgewalt eingefeßt hatte. Ueberdies Konnte 

Preußen zweifeln, ob es im Fall eines Krieges von Seiten Deutſchlands 
kräftig unterftügt werden würde. Denn abgefehen von dem übeln Willen 
der deutfchen Regierungen kannte Preußen die Mängel der Bundeskriegs- 

verfaffung und mußte auf die Mitwirkung Oeſterreichs jedenfall verzichten. 

So gab endlich Preußen nach, und ging das Reichsminiſterium um Voll⸗ 
macht zu einem vorbehaftfofen Abſchluß an. Der Reichsminiſter des 

Aerßeren, Hechſcher, gab auch nach und ſtellte die Vollmacht aus, wenn 

auch noch nicht ohne alle Beſchränkungen. Er glaubte daS unter obial- 

tenden Umftänden Mögliche gethan zu Haben, inbem er ben Parlaments- 
geordneten und Staatsſecretär bes Reichsminiſteriums M. v. Gagern 
U Uebherwachung der Verhandlungen nad Malmö ſchickte. Bei dieſen 

5* 
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wurden zwar einige Punkte der Präliminarien gemildert; aber im Ganzen 
blieb es dabei, und die Dänen fegten es fogar dur, daß zum Präfi- 

denten der neuen probiforifchen Negierung ein in Schleswig-Holftein be- 
fonders verhaßter Mann, Graf Moltke gewählt wurde. Preußen wurde 

genöthigt, nicht mur im Namen Deutſchlands, fondern auch in feinem 
eigenen Namen den Waffenftilftand abzufchliegen, wodurch e3 auch für 
den Fall gebunden blieb, daß Centralgewalt nnd Nationalverfammlung 
den Vertrag vermwerfen würden. Von der Centralgewalt wurde aber in 

der betreffenden Urkunde nicht einmal Notiz genommen, fondern nur der 
nicht mehr eriftivende deutfche Bund genannt, in deſſen Namen Preußen 

verhandelt habe. Es follte damit eine ausdrückliche Demonftration ge- 
macht werben, daß die neue Centralgewalt völlerrechtlich nicht anerkannt 
fei. Am 26. Auguft 1848 wurde der Waffenftillftandsvertrag zwiſchen 
Preußen und Dänemark unterzeichnet, und England übernahn die Garantie. 

Diefen Schlag ind Geſicht konnte die Nationalverfammlung nicht 
ruhig Hinnehmen. Dahlmann, dem die ſchleswig-holſteiniſche Sache, 
welcher er in Kiel 17 Jahre (ang feine Kräfte gewidmet Hatte, Herzens 
ſache war, interpellirte dag Reichsminiſterium am 4. September mit einer 
Rede, in welcher er bie ganze Kraft feiner Sprache und Weberzeugung 
anfbot, und Alles zufammenfaßte, was fi gegen den Waffenftillftand 

geltend machen ließ. Die Interpellation wurde von Seiten des Reichs— 
minifteriumg ‚mit einer ausführlichen Mittheilung über die Thatſache und 

alle Umftände, welche fie erflären und vechtfertigen Tonnten, beantwortet. 
Der Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten wurde mit Berichterftattung 

beauftragt, und ſchon am folgenden Tage wurde über die Frage verhan« 
delt, ob der Maffenftiltftand anerkannt oder vorläufig fiftirt werben folle. 
Dahlmann als Berichterftatter beantragte im Namen ber Mehrheit des 
Ausſchuſſes die Siftirung der zur Ausführung des Waffenftilfftandes er- 

griffenen militäriſchen und ſonſtigen Maßregeln. Es handelte ſich nämlich 
zunächſt darum, ob die Reichstruppen aus ben Herzogthümern zurückge-⸗ 
zogen werben ſollten, ob die Ausſcheidung der Schleswiger aus der ſchles⸗ 
wig-hoffteinijchen Armee angenommen, ob die neue proviforifche Regierung 

conftituirt werben folle. Dahlmann vertrat voll patriotifher Aufregung 
die Motive feines Antrags und wies ſchließlich darauf hin, daß es fich 

nicht blos um die ifolirte ſchleswig-holſteiniſche Frage handle, fondern 
um die Einheit Deutſchlands. „Diefe neue deutſche Macht," fagte er, 

„welche fo lange Deutfchland befteht noch nie erblict wurde, die ihren 
Mittelpunkt hier in der Paulskirche hat, nnd über welche das Vertrauen 
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des ganzen deutſchen Volles wacht, fie ſoll von Anfang in ihrem Auf 

feimen bejchnitten, fie foll, wenn es möglich wäre, nach allen Seiten hiu 
zerfegt und endlich zerbrochen werben. Unterwerfen wir uns bei der 
erften Prüfung, welche und naht, den Mächten des Auslands Heinmüthig 
bei dem Anfang, dem erften Anblick der Gefahr, dann, meine Herren, 
werben Sie ihr ehemals ftolzes Haupt nie wieder erbeben, denken Cie 

an diefe meine Worte, nie!" Es war ein Irrthum, von dem Dahlmann 

ausging, indem er wähnte, die Nationalverfammlung befige ſchon eine Macht, 
welde die europäifcen Mächte zu zwingen im Stande ſei, und biefer 
Irrthum ließ ihn nicht erkennen, wie gefährlich es in der jegigen Tage 

fei, etwas zu befchliegen, was man nicht durchfegen Tönne. Denn die 
Berwerfung des Waffenftillftandes mußte einen Bruch mit Preußen her- 

. beiführen, das ſich zur Durchführung des Vertrages verpflichtet hatte. 

Und auf diefen Bruch hatten eben die Feinde ber deutichen Einheit, 

welche wohl mußten, daß ohne Preußen diefelbe nicht zu Stande kommen 
tönme, gerechnet, und in diefem Sinn bie fchleswig-Hoffteinifche Frage 

außgebeutet. Der Minoritätsantrag wies auf dieſe Gefahr Hin, und das 

Neichöminifterium ſprach fich einftimmig gegen die Siftirung und Ver: 
werfung bes Waffenftillftandeg aus. Dod wurde die Siftirung mit 

238 gegen 221 Stimmen beſchloſſen. Aber diefe Majorität beftand zum 

großen Theil aus Demokraten und Gegnern Preußens; Dahluann, Droyfen 
und einige andere hervorragende Schleswighoffteiner Hatten fi} von ihren 
bisherigen Geſinnungsgenoſſen getrennt und mit der Majorität geſtimmt, 
fie mußten aber bald ihren Fehler erkennen. Das Reichsminifterium 
verlangte und erhielt feine Entlafjung, Dahlınann wurde nad) parlamenta- 
riſchem Brauch mit der Bildung eines neuen beauftragt, aber fonnte feines 
finden. Seine Partei konnte und wollte den Gegenfag gegen Preußen 
nicht vertreten, und unter feinen bißherigen Gegnern wollte er die Ge- 

noffen feiner Politik nicht fuchen; er mußte feinen Auftrag zurücgeben. Die 
NRationalverfammlung war in eine gefährliche Lage gerathen, fie hatte eine 
Niederlage erlitten, die um fo ſchlimmer wirkte, als das Geheimniß ihrer 
Unmacht dadurch offenbar geworden war. Jetzt glaubte die revolutionäre 
Bartei, ihre Zeit fei gelommen. Sie bemädhtigte ſich ber ſchleswig-hol- 

ſteiniſchen Frage, weil fie ihrem Haß gegen Preußen einen geſchickten 
Borwand gab, und weil jegt der lang erfehnte Bruch mit den beftehenden 
Gewalten, der Weg der Revolution möglich ſchien. Diefe Lage der Dinge 
brachte Manche, die der Aerger über den Malmder Waffenftilfftand mit 
fortgeriffen hatte, zu einer nüchterneren Ueberlegung; e8 war ihnen will- 
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fommen, daß die Frage über Annahme oder Verwerfung des Malmder 
Vertrags noch einmal zur Verhandlung Fam. Am 14. —16. September 

wurde die Debatte wieder aufgenommen. Die Art wie die Nebner ber 
Linken den Antrag auf DVerwerfung vertraten, ihre Berufung auf bie 
revolutionäre Leidenſchaft, die Mittel welche fie für die Durchführung 
ihres Programms in Ausſicht ftellten, machten die Natur der Parteifrage 

Har, und die Majorität fprad fi) mit 258 Stimmen gegen 236 für 
Annahme des Waffenftilfftandes aus. Jetzt aber machte die revolutionäre 
Partei, die fo fiher auf einen Sieg gerechnet hatte, wüthend über bie 
getäufchte Hoffnung, einen Verſuch, ob fie nicht durch Agitation außerhalb 

des Parlaments die nationale Mißſtimmung über den ſchmählichen Waffen- 

ftilfftand doch noch für die Revolution ausbeuten könnte. Auf den fol 
genden Tag nad) der Abftimmung, einen Sonntag (17. September) wurde 
auf der Pfingftweide bei Frankfurt eine große Voltsverſammlung veran- 

ftaltet, welche die Majorität der 258 für Verräther des beutfchen Volfes, 
der deutſchen Freiheit und Ehre erflärte. Die aufgeregte Volksmenge 

verabrebete Plane zur Vergewaltigung der Nationalverfammlung; am 
18. ſuchten bewaffnete Banden in bie Paulskirche einzubringen, und in 
den Straßen Frankfurts wurden Barrifaden gebaut. Doch gelang es 
bald den in aller Eife aus Mainz und Darmftadt herbeigerufenen Truppen, 

des Aufftandes Herr zu werden. Bor den Thoren der Stadt aber trieb 
ſich noch eine aufgeregte Volksmaſſe umher, und zwei confervative Abge⸗ 
ordnete, der Fürft Lichnowsli und der General Auerswald, wurden bar- 

bariſch hingefchlachtet. Der nad Höchft geflohene Reichsminiſter Hechſcher 
entging kaum einem ähnlichen Schidjal, und der greife Turnvater Jahn 
gerieth ebenfalls in große Gefahr, als Volfsverräther vom Pöbel ermorbet 

zu werben. Die abgetretenen Minifter der Centralgewalt nahmen die 
Geſchäfte wieder in die Hand und entwidelten eine ebenjo befonnene als 
energifche Thätigfeit- gegen die Revolution. Viele die mit Mißtrauen 

auf die Centralgewalt geblidt Hatten, waren num froh, an ihr einen Halt 

zu finden, und namentlich die wanfenden Negierungen der Einzelftaaten 
flüchteten ſich unter ihren Schug und ftelften ihr bereitwillig Truppen zur 
Dispofition. 

Die Revolution, welche nun in Frankfurt unterdrüdt war, kam 

einige Wochen fpäter in Wien zum Ausbruch, wo deutſche und ſlaviſche 

Demokraten zufammengeftrömt waren. Seit der Märzrevofution war 

Oeſterreich eigentlich nie zur Ruhe gefommen. Es war hier auch eine 
nationale Bewegung, aber nur feine deutfche. Ungarn, Czechen, Siübflaven 
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machten ihre nationalen Anſprüche geltend nnd verlangten eine bevorzugte 
Sonderftellung, die ſich mit einer conſtitutionellen Einheit der Monarchie 

nicht vereinigen ließ. Den größten Erfolg hatten die Ungarn errungen, 

die nicht nur zu einem mächtigen ungariſchen Fandtag, fondern zu einem 
faſt felbftändigen Minifterium gelangt waren. Gegen fie erhaben fi 

aber die Eroaten, welche ſich das Uebergewicht der ungarijchen Bevölfe- 
rung nicht gefallen laſſen wollten, und fie fanden an ihrem Banus 
Jellachich einen Fühnen muthigeu Führer, der an der Spige eines an- 
ſehnlichen Heeres den magyarifchen Anſprüchen entgegentrat. Dies benützte 

die öfterreichiiche Regierung, deren Politik e8 immer gemefen war, bie 

eine der unter ihrem Scepter vereinigten Nationen durch die andere im 

Zaum zu halten. Der Banus Jellachich wurde zum Commandanten 
der öſterreichiſchen Armee ernannt, der unbequeme ungarifche Landtag 

aufgelöst, und ein außerordentliche Commiffär nad Peſth geſchickt, welcher 
den Oberbefehl über die ungarifchen Truppen übernehmen ſollte. Die 

Ungarn ſahen darin die Abſicht der öfterreichifchen Regierung, fie mit 
Waffengewalt zu unterwerfen, und bereiteten dem unglücklichen Grafen 
Lambert, der als Vermittler zu kommen meinte, einen ſchlimmen Empfang. 

Ein wilder Voltshaufe trat ihm, mit Aexten und Knütteln bewaffnet, 
entgegen und jchlug ihn tobt. Ju Ungarn war damit die Revolution 

erflärt. Oeſterreich mußte jet auch Waffengewalt anwenden, gab dem 

Banus Jellachich die nöthigen Befehle und verſprach, ihm Verſtärkung 
zu ſchicken. Ein in Wien ftehendes Regiment follte nad) Ungarn ab— 

marfchiren, die Wiener Bevölkerung aber, die, bon verjchiedenen demo- 

keatifchen Agitatoren aufgejtachelt, den Ungarn ihre Sympathie zeigen 
wollte, fuchte daS bereits durch allerlei Künfte der Verführung wider 

ſpenſtig gemachte Regiment mit Gewalt daran zu verhindern. Da ber 
Kriegsminifter Latour ſich weigerte den Marjchbefehl zurückzunehmen, wurde 
die Zufammenrottung des Volkes immer brohender, bewaffnete Haufen 
drangen in das Kriegsminiſterium ein und bemächtigten fic) de3 greifen Mini- 

ſters, der nach fchauderhafter Mißhandlung, mit 43 Wunden bededt, ein 

Opfer der Boltswuth wurde. Hierauf erftürmte der Pöbel das Zeughaus, 
um in den Befig non Waffen zu gelangen, worüber fid) mit der Beſatzung 
ein langer Kampf entipann, der zu Gunften der revofutionären Partei 
ausfiel. So heftig die Bewegung war, fo unffar war ihr Ziel, und 

Niemand wußte recht, warum ımd wozu. Eine unbeftimmte, freilich nicht 
unbegründete Furcht vor Reaction hatte die Gemüther aufgeregt, man 
verlangte ein Auftreten zum Schu der Freiheit, welche durch die Maß- 
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regeln gegen Ungarn gefährdet ſchien. Der Reichstag, der durch feine 
Unthätigfeit viel dazu beigetragen hatte daß es fo gefommen war, fuchte 

zu vermitteln, ein neues volfsthümliches Minifterium herzuſtellen, aber 
bei Hof war man nicht im Zweifel, daß die aufrührerifche Hauptftabt 
mit Waffengewalt zur Unterwerfung geziwungen werden müfle. Für jet 

aber Hatte die Demokratie den Sieg in Händen. 
Unbegreiflich ift, wie an diefen augenblicklichen Sieg der Demokratie 

in Wien, der doch am eheften der Reactiou den Weg bahnen mußte, 
Hoffnungen für die deutſche Sache gefnüpft werden Tonnten. Und dod) - 

geihah dies in den Reihen der Frankfurter Linken. Am 12. Oftober 
ftelfte der öfterreichifche Abgeordnete Joh. Berger den Antrag, der Ma- 
jorität des Wiener Reichstags und ber Wiener Bevöfferung für ihre 
BVerdienfte im Kampf gegen eine „freiheitsmörderiſche Camarilla“ den 

Dank des Haufes auszuſprechen. Das Parlament ging zwar uicht darauf 
ein, wies aber dieſe Thorheit doch nicht entfchieden genug zurüd, und 
ber Neihsminifler Schmerling ließ ſich fogar herbei, feine Eympathie 
für die Ungarn auszuſprechen und fi zu entſchuldigen, daß er bei der 

großen Eutfernung vorläufig nichts für die Wiener thun könne. Doch 
fchicte er zwei Commiffäre, Welder und Mosle, nad) Oefterreih, um 
ben Frieden zwiſchen Volt und Regierung zu vermitteln. Dies genügte 
der Linken natürlich wicht, fie beſchloß in ihrer Mubfigung, zwei ihrer 
Mitglieder, Jul. Fröbel und Rob. Blum, nad) Wien zu fhiden, um 
die dortige Demofratie ihrer Theilnahme zu verfihern und ihr wenigftens 
eine moralifche Unterftügung zu gewähren. Es war eben die alte unklare 
Vermiſchung von demofratifchen und nationalen Tendenzen, die zu ſolchen 
Kundgebnngen trieb. Vielleicht mochte auch die Hoffnung vorſchweben, die 
bebrängte und rathfofe öfterreichifche Negierung werde jet bereitwillig jein, 

fich der deutſchen Centralgewalt zu unterwerfen und bei ihr Schutz und 
Vermittlung zu fuchen, oder auch, Oeſterreich werde jet auseinander fallen 
und die deutf—hen Provinzen ſich ar das deutſche Meich auſchließen. Diefe 
Hoffnungen ſchlugen bekanntlich ganz fehl; die öſterreichiſche Regierung 
raffte ihre Kraft zufammen, die Militärpartei kam jegt zur Herrſchaft und 

betrieb die Belagerung Wiens mit aller Energie. Jellachich rückte vor 
die Stadt, Windifhgräg eilte mit feinem Heere aus Böhmen herbei und 
erließ am 20. Oftober feinen erften Aufruf an die Wiener, von welchen 

er unbebingte Unterwerfung forderte, dem bald eine zweite Kımdgebung 
folgte, worin er eine 48 ftündige Frift gab. Der Stadt fehlte e8 an 
den gehörigen Mitteln zur Vertheidigung, fie Hatte Fein reguläres Militär, 
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und außer dem alten polnifchen General Bem, zu welchem bie Bevölfe- 
zung tein rechtes Vertrauen hatte, leinen Friegöverftändigen Commandanten. 
Bien tonnte daher feinen außdauernden Widerftand leiften, und als vollends 
Bindifchgräg am 31. Oktober zu dem angebrohten Bombarbement fchritt, 

öffneten fich ihm nach zwei Stunden die Thore. Mit dem Falle Wiens 

war die Revolution befiegt; es begann nun ein Mifitärdespotismus, welcher 
durch ftandrechtliche Verhaftungen und Hinrichtungen bald Ruhe ſchaffte 
und feine politifche Bewegung mehr auflommen ließ. 

Seit dem Ausbrud) des Aufftandes in Wien erſchien ben öfterreichifchen 
Machthabern auch die deutſche Bewegung in um fo ſchlimmerem Licht. 
Dan glaubte nun alle Urfache zu haben, diefelbe zu Haffen und Alfem, 
was von Frankfurt ausging, grundfäglice Abwehr und Mißachtuug ent- 

gegenzuftellen. Dies hatten ſchon die Commiffäre der deutſchen Central» 
gemalt, noch mehr aber die demokratiſchen Abgeordneten der Nationalver- 
ſammlung Fröbel und Blum zu erfahren. Die beiden letzteren wurden 

verhaftet und wegen aufrühreriicher Reden und bewaffneten Widerſtandes 
gegen bie faijerlichen Truppen zum Tode verurtheilt. Fröbel wurde zwar 
begnadigt, weil es ſich herausſtellte, daß er eine Flugſchrift gefchrieben 

hatte, in welcher er Wien zur Hauptftabt eines großen mitteleuropäiſchen 
Staatenvereind auserforen und da8 Ziel der Bejtrebungen der Frankfurter 
Majorität, einen deutſchen Einheitsſtaat zu gründen, leidenſchaftlich be- 

tämpft hatte. An Robert Blum dagegen, welcher fich folder Verdienſte 

nicht rühmen konnte, wurde das Urtheil des Kriegsgerichts vollzogen, am 
9. November wurde er in der Brigittenau erſchoſſen. Bezeichnend für 

die Mißachtung, die man in Wien gegen bie Nationalverfammlung hegte, 
it es, daß man gar nicht für nöthig erachtete, ihr von der Verhaftung 
und Berwrtheilnng ihrer Mitgliever Nachricht zu geben. Die Verwen— 
dung des Neichsminifteriums kam zu fpät, und ein am 16. November 

faft einftimmig gefaßter Beſchluß des Parlaments, gegen die Tödtung 
des Abgeordneten Blum feierliche Verwahrung einzulegen und das Reichs— 

minifterium zur Beftrafung der unmittelbar oder mittelbar Schuldtragenden 
aufzufordern, Hatte feine Wirkung, indem in Wien die betreffende Note 

des Reichsminiſteriums gar nicht beachtet wurde. 
Während Windifhgräg mit feinem Heere Wien belagerte, wurde im 

Parlament zu Frankfurt über das Verhältnig Oeſterreichs zum deutſchen 
Neiche viel geſprochen. Es bot ſich dazu gerade gute Gelegenheit; denn 
nachdem man lange mit weitjchweifigen Verhandlungen über die Grund- 
rechte, und mit bringlichen Anträgen zu unansführbaren Mafregeln, welche 



74 Die Nationalverfammlung. 

man der Vollziehungsgewalt zumuthen wollte, die Zeit verſchwendet hatte, 
entſchloß die Verſammlung ſich endlich, die erften Sätze der Neichöver- 
faffung zur Berathung zuzulaſſen. Der erfte Sag: „Das deutſche Reich 

befteht aus dem Gebiet des bisherigen beutfchen Bundes. Die Verhält- 
niffe des Herzogthums Schleswig und die Grenzbeftimmungen im Groß- 
herzogthum ofen bleiben der definitiven Anordnung vorbehalten" wurde 
unangefohten angenommen. Dagegen gab ber zweite und dritte Sat 

Stoff zu den Tebhafteften Debatten, denn das Verhältniß zu Defterreich 
war darin mit principieller Schroffheit blosgelegt. Sie fauteten: „Kein 

Theil des deutſchen Reiches darf mit nichtbeutfchen Ländern zu einem 
Staate vereinigt fein. Hat ein deutſches Land mit einem nicht deutfchen 
Lande daſſelbe Staatsoberhaupt, fo ift das Verhältniß zwiſchen beiden 

Ländern nad) den Grundfägen der veinen Perfonalunion zu ordnen.” Es 

war dies eine herausfordernde Erklärung an Defterreih, dem bamit 

die Wahl gelaffen war, ob es die ftaatliche Verbindung feiner beutfchen 

Erbländer mit den nicht deutfchen Ländern: Ungarn, Polen, Croatien, 

Italien auflöfen und in eine Perfonalunion verwandeln, ober auf die 
Theilnahme am deutſchen Reich verzichten wolle. Dahlmann und Droyfen 

waren es, die im Verfaſſungsausſchuß diefe Paragraphen in ihrer ganzen 

Schroffheit gefaßt und in den Entwurf gebracht hatten. Cie wollten 

Klarheit in der Cardinaffrage und vertheidigten bie einfache Annahme 
diefer Säge gegen alle abſchwächenden und zögernden Vermittlungsvor- 
ſchläge mit patriotifher Wärme und doctrinäver Härte. Der Mahnung, 
man möge boch dem Kaijerftaat, der gerade in einer wichtigen Kriſis fei, 
Zeit zur Entwidelung laſſen, entgegnete Dahlmann in einer Klubfigung: 

„Entweder ergibt ſich, daß Oeſterreich ſich in feine nationalen Beftand- 

theife aufföst, und ein Zweifel wäre dann mehr, daß die deutſchöſter⸗ 
reichiſchen Lande unferem Deutfchland zufallen müßten. Der andere Fall 

ift der, daß Oeſterreich in feiner weltgeſchichtlichen Bedeutung als ein 
Ganzes zufammenbfeibt, und wir miüffen dann wohl unfere Wünſche treunen 

von dem, was die Nothiendigfeit gebietet, wir verzichten dan auf den 
Eintritt Defterreih! in unferen Bundesſtaat, neben einem mächtigen 
Defterreich beftehe ein mächtiges einiges Deutſchland. So gehen wir 
nicht als Einheit fort in der Gedichte, wohl aber einig. Freilich nur 
völferrechtlih werden wir miteinander verbunden fein, denn einen Mittel- 

weg fanın ich nicht denken, kann eine ftaatliche Verbindung nicht denfen 
mit einem Körper, der außer den Staate fteht." Wohl der größte Theil 
der Nationalverfammlung war überzeugt, daß Oeſterreich fich zumächft 
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weder auflöfen, noch freiwillig zum Princip der Perfonalunion in Bezie- 
hung auf die deutjchen Länder befennen werde. Doc waren noch Wenige 
fo weit gelommen, daß fie dies geradezu außgefprochen wifjen wollten, 

md waren deshalb fehr geneigt, auf einen vermittefnden, der Entſcheidung 

ausweichenden Vorſchlag einzugehen. Die öfterreichiichen Abgeordneten 

ihrer Mehrzahl nach, ſowie die Ultramontanen und ein großer Theil der 
Bayern, aud die preußiſchen Confervativen, waren für Feſthaltung der 

Verbindung mit Defterreich. Keiner mußte jedoch zu fagen, wie die Selb- 
ändigfeit Oeſterreichs und der Eintritt in das deutfche Neich vereinigt 

werden follte. Die Integrität des beutfchen Gebietes, fagten jie, müſſe 

dor Allem jeftgehalten werden. Ein böhmifcher Abgeordueter, Graf Deym, 
machte den phantaftifchen, aber fpäter von der öſterreichiſchen Regierung 
und den Großdeutſchen adoptirten Vorſchlag, ein großes mitteleuropäifches 

Reich zu gründen, in welchem der ganze öſterreichiſche Kaiſerſtaat mit 
allen feinen Nationen Raum finden Fönnte. Die linke Seite der National» 

derjammlung wollte auf die Hoffnung einer baldigen Zertrümmerung der 
öfterreichifchen Monarchie, die ja nur noch durch das Heer zufammenges 
halten werde, nicht verzichten, und Manche meinten, man könne ja diefen 
Auflöfungsproces durch Unterftügung der Magyaren, Jtaliener und Polen 
beichleunigen. Selbft in den Reihen der Confervativen fand diefe Anwart- 

ſchaft auf Auflöfung ber öfterreichifchen Monarchie durch das Princip der 

Nationalitäten und die fich darauf gründende Hoffnung, daß e8 Deutfchöfter- 
teich in Folge davon möglich werden würde, dem deutſchen Bundesftante 

beizutreten, einen Vertreter in dem KHiftorifer Waig. 
Der Wunſch, unter den wiberftreitenden Anfichten eine Ausgleichung 

zu finden, und einerſeits das in den vorgelegten Berfafjungsparagraphen 

aufgeftellte Brincip der nationalen Einheit fefthalten zu Können, andererſeits 
doch wicht ganz auf Oeſterreich verzichten zu müflen, führte ſchließlich 
auf den Gedanfen eines engeren und weiteren Bundes. Zuerft ſprach 
Ge. Bejeler den Gedanken aus, ob es micht möglich wäre, nach Aus- 

ſcheidung der deutjchen Gebiete Defterreich® aus dem deutſchen Bundes— 
faate, ſich mit Oefterreih tiber eine verfafjungsmäßige Verbindung zu 

verftändigen. Gagern führte diefen Gedanfen weiter aus und betonte 
die Möglichkeit eines zwifchen Staatenbund und Bundesſtaat in der Mitte 
liegenden Verhältniſſes auf Grund gemeinſchaftlicher materieller Intereſſen, 

und ftellte den Antrag, zu den Paragraphen 2 und 3 den Zufag zu 

maden: „Defterreich bfeibt in Berüdfichtigung feiner ſtaatsrechtlichen Ver— 
bindung mit nichtdeutſchen Ländern und Provinzen mit dem übrigen 
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Deutſchland in einem beftänbigen unauflöslichen Bund," deſſen nähere 
Beftimmungen in einer befonderen Bundesafte feftgeftelft werben ſollten. 
Aber auch biefer Vorſchlag fand damals noch feinen rechten Anklang und 

Gagern zog ihn deshalb ganz zurüc, in der Hoffnung daß bis zu einer 
zweiten Lefung die Nationalverfammlung neue Grüude haben werde, auf 

feinen Gedanken einzugehen. Ein anderer hervorragender Abgeordneter, 
an beffen echt deutſcher Gefinnung fein Bmeifel fein konnte, Ludwig Uhland, 
gab beim weit verbreiteten Gefühl, daß Oeſterreich aus dem neuen Bundes⸗ 
ftaat nicht ausgefchloffen werben dürfe, begeifterten Ausdruck. „Ein völ- 
kerrechtliches Bünduiß,“ fagte er, „wäre die Bruderhand zum Abſchied.“ 

Defterreich habe den Beruf, eine Pulsader zu fein im Herzen Deutſchlands, 
es wäre Thorheit, e8 jet von und loszureißen, „wo es eben jung wie 

ein Adler, mit den frifchen Wunden der März und Maikämpfe zu ung 
herangetreten ift, um ben neuen Bund ber Freiheit zu ſchließen.“ Solche 
Gefühle und Geſinnungen hielten viele waere Männer ab, ihre Zuftim- 

mung zum offenen Bruch mit Defterreich zu geben. Unverfennbar war 
die Frage im Bewußtfein der meiften Abgeordneten und der öffentlichen 
Meinung noch nicht für die Entſcheidung reif. Auch konnte fie eigentlich 

aur in Verbindung mit der Frage über dag Oberhaupt entſchieden werben. 
Wer noch Hintergedanten an ein habsburgiſches Kaifertfum hatte, Tonnte 

natürlich von Oefterreih nicht laffen, auch in der Perfonalunion feinen 
Ausweg fehen; wer ein beutjches Reich unter preußifcer Führung im 

Auge hatte, dem mußte das Ausſcheiden Deutſchöſterreichs als eine wille 
kommene Erleichterung erfcheinen; nur wer ein breiföpfige8 Directorium 
für die mögliche Auskunft hielt, Fonnte über das Verhältwig zu Defter- 
reich noch Hin und her ſchwanken. Merkwürdiger Weife fiel, unerachtet 
des Widerftreitö der Anfichten über die Confequenz ber vorgelegten Ver- 
faffungsfäge, bie Abftimmung am 27. Oftober günftiger für fie aus, als 
man erwarten fonnte Der Sag 2, der bie Aufnahme nicht deutſcher 
Länder in das Reich abſchnitt, wurde mit 340 gegen 76 Stimmen an» 

genommen; der Satz 3, der ben Ausweg der Berfonalunion vorjchrieb, 

mit 316 Stimmen gegen 90. Der Vorſchlag, die Verhältnifie Defter- 

reichs einer definitiven Anordnung vorbehalten zu wollen, erhielt nur 
104 Stimmen. Diefes Refultat wäre nad) den vielen und Langen Reden 

für die Theilnahme Oeſterreichs am neuen Neiche nicht zu begreifen, wenn 
man nicht in Betracht zöge, daß es großentheils Oeſterreicher waren, 

deren politifchen Augeinanderfegungen und Tivaden die Berfammlung mit 
fo unendlicher Geduld gelauſcht Hatte. Für die Gegenpartei war die 

D 
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Sache ſchon in den Clubs entſchieden und fie hielt es für überflüſſig, 

Reben zu halten, welche die Andern doch nicht befchrten. Dennoch ftimmten 
ife viele Unentſchloſſene zu, aber die Sache war tamit nicht entfchieden, 
weil man die eigentliche Beſchlußnahme auf die zweite Lefung und auf 
bie Verhandlung über das Reichsoberhaupt ausgefegt fein laſſen wollte. 

Nachdem nun fo die Ausſcheidung Oeſterreichs einmal in's Auge 
gefaßt war, begann ſich eine Partei zu bilden, welche planmäßig auf den 
Anſchluß an Preußen Hinarbeitete. Aber auch diefe Politik hatte einen 

ſchweren Weg vor fi, denn es zeigten ſich in dem Verhältniß zu Preußen 

mehr Schwierigkeiten, als man erwartet hatte. Nicht nur die reactionären, 
ſpeciell preußifchen Elemente, die von einem Aufgehen Preußens in Deutſch⸗ 

land nichts wiſſen wollten, bereiteten Hinderniffe, fondern auch die demo- 

tratiſche Partei in Preußen, befonders in Berlin, wollte ſich dem Parla- 

ment in Frankfurt, das fie in demofratifcher Richtung weit überholt zu 
haben ſich rühmte, keineswegs unterorbnen. Preußen Hatte im Wider- 

ſpruch mit Beſchlüſſen des Vorparlaments, des Fünfzigerausſchuſſes und 

mehreren Anträgen ber Nationalverſammlung, daß gleichzeitig mit letzterer 

feine Landesverſammilung tagen folfte, doch feine conftituirende Verſamm⸗ 
fung, die für Preußen eine neue Verfaffung ſchaffen follte, auf den 

22. Mai zufammenberufen. Dies war ein Unglüd für Preußen, denn 
& faın eine Berfammlung zu Stande, in welcher Demokratie und Mittel: 
mäßigkeit das große Wort führten. Man wollte die Frankfurter Ber 
fammlıng duch einen weiter fortgefchrittenen Liberaliemus überbieten, 

und von Anfang an fuchte das lärmende Demagogenthum der Straße 

auf die Volfövertretung duch Einfdüchterung zu wirken. Schon im 

Juni war es zu revolutionären Maffendemonftrationen gekommen, das 
Zeughaus war am 14. Juni geſtürmt und geplündert worden. In Folge 
davon hatte das in den Märztagen gebildete Minifterium als nicht liberal 

genug abtreten müffen und ein neues, an deſſen Spige David Hanfemann, 

Milde, Rodbertus ftanden, war an deſſen Stelle getreten. Daffelbe 
machte Zuficherungen in liberaler Richtung, fuchte aber dabei die Bügel 
der Regierung kräftig zu handhaben, und verlor darüber bald die an- 
fänglihe Popularität. Gegenüber von den demokratiſchen Demonftrationen 

lam es zu beraußforberndem Reden und Gebahren des Adels, der Büreau- 
fratie und des Militärs, mitunter fogar zu blutigen Conflicten, wie in 
Schweidnitz, wo am 31. Juli das von ſich zufammenrottenden Volfs- 
Haufen und der Bürgerwehr gereizte Militär auf letztere ſchoß und mehrere 
Leute tödtete. In Folge davon ward am 9. Auguft von einem Abge- 
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orbneten Schulz in ber conftituirenden Verſammlung der Antrag geſtellt, 

das Kriegsminifterium folfe denjenigen Offizieren, welche die neue Ord⸗ 

nung der Dinge mit ihrer Weberzeugung nicht vereinigen können, zur 
Ehrenpflicht machen, aus ber Armee auszutreten, was mit 180 Stimmen 
gegen 179 angenommen wurde. Das Minifterium weigerte fi), dieſen 
Beſchluß zur Ausführung zu bringen, aber einen Monat fpäter (am 
7. September) wurde der Antrag von dem Abgeorbneten Stein aus 
Breslau erneuert und dabei der Grundſatz aufgeftellt, daß die Megierung 

der Kammer Gehorfam fehuldig fei. Da diefer dem Princip der Mo- 
narchie entſchieden feindliche Antrag mit 219 gegen 142 Stimmen zum 

Beſchluß erhoben wurde, fo nahm das Minifterium feine Entlaffung. 
Ein neues Minifterium unter dem Vorfig des Generals Pfuel follte 

Popularität mit Energie verbinden, trug aber der erfteren Aufgabe un- 
geſchickter Weife Nechnung durch einen Erlaß, welcher der Forderung 

des Stein’jchen Antrags in der Hauptfache willfahrte. Der Terrorismus 
des Volkes gegenüber von der conftituirenden Verfammlung bauerte fort, 
die confervativen Abgeordneten wurden verhöhnt und bedroht, die öffent- 
lichen Gewalten wagten nicht einzufchreiten, die Virgermehr z0g ſich 

zurüd, wenn es galt, eine Demonftration zu verhindern. Die Nach- 
richten von dem Sieg der Revolution in Wien ermutbigten natürlich 
die Berliner Demokraten, und als Wien von dem Heere Winbifchgräg” 
bedroht wurde, ſtellte die Landesverſammlung fogar das Anfinuen an das 

Minijterium, es folfe zu Gunften der bedrohten Volfsfreiheit in Wien 
einſchreiten. Das Verlangen nad reactionären Mafregeln wurde auf 
der andern Seite immer dringender, und endlich entichloß ſich ber König, 
diefem Zreiben ein Ende zu machen. Das Minifterium Pfuel nahın 

auf einen gegebenen Wink feine Entlafjung und ber König beauftragte 
feinen Obeim, den General Grafen von Brandenburg, einen durchaus 
rechtlichen, aber ftreng ariftofratifch gefinnten Mann, am 2. November mit 

der Bildung eines nenen Minifteriumsd. Die Seele beffelben war der 

Freiherr v. Manteuffel, ein den conftitutionellen und nationalen Anfor- 
derungen abgeneigter Bilreaufrat. Die conftituirende Verfammlung wurde 

bis auf den 27. November vertagt und nad) der Provinzialftadt Branden- 
burg verlegt, um der Einwirkung des Berliner Pöbels entzogen zu werben. 
ie weigerte fih, ihre Sigungen einzuftellen, wurde jedoch vom Militär, 
das mit ihrer Auflöfung beauftragt war, von einem Lofal zum andern 

verfolgt und beſchloß endlich am 15. November, das Minifterium fei nicht 

befugt, forthin Steuern zu erheben. Damit hatte fie aber bie Grenzen 
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ihter Macht überſchritten. Die Steuerverweigerung fand feinen Anklang 

bei dem Bolf, die Kammer befam Miftranenserflärungen, die Steuern 
wurden an vielen Orten vor dem Verfall bezahlt und es zeigte ſich, daß 

die Regierung fefter ftand als man geglaubt hatte. Nach dem 27. No: 
vember fand fich eine beichlußfähige Verſammlung in Brandenburg ein, 
fie wurde jedoch aufgelöst, und ein königliches Dekret vom 5. December 
octroyirte eine Berfafjung, deren Tiberaler Inhalt mit der Form, in 
der fie gegeben war, viele bisherige Gegner verſöhnte. Ueberdies war 

der Vorbehalt einer Reviſion durch eine neue in kurzer Frift zu wäh— 

lende Kammer ausgejprochen. 

In ber Frankfurter Nationalverfammlung fehlte e8 nicht an Sym- 

pathieen für die Berliner, aber felbft auf der linfen Seite konnte man 
bie Berliner Demokraten keineswegs ald Verbündete anfehen, da einige 

Boden vorher die Berliner Verſammlung einen Beichluß gefaßt hatte, 

welcher die Autorität der Frankfurter zurückwies. Diefe hatte nämlich) 
nad) langen Erwägungen und Verhandlungen befchloffen, daß, um den 

Anfprüchen der deutſchen und pofnifchen Nationalität gerecht zu werben, 
aur der weftliche Theil des Großherzogthums Poſen in den deutſchen 
Staatöverband aufgenommen werben follte, dagegen erklärte nun die preit- 
ßiſche Landesverſammlung dur Beſchluß vom 23. und 26. Oftober, 
freilich nur mit 1 und 2 Stimmen Mehrheit, daß das ganze Groß 
herzogthum dem Staatögebiet des Königreih® Preußen einverleibt und 

ihm feine nationalen Rechte gewährleiftet werden ſollten. Dabei wurde 
der Grundſatz ausgeſprochen, daß in Preußen fein Erlaß der Central 

gewalt oder der Verſammlung in Frankfurt Gefegesfraft erhalten dürfe, 

wenn er nicht von der preußifchen Nationafverfanunfung beſchloſſen, an- 
genommen und genehmigt fei. Somit Hatte fi die preußiſche Volks— 

bertretung in einen particulariftifchen Gegenſatz gegen die deutſche geſetzt, 
und auch die linke Seite der Frankfurter Berfammlung war nicht uns 
empfindlich gegen dieſe Demonftration. Als nun die Kunde von der 

Ernennung des reactionären Minifteriums in Berlin nach Frankfurt ge: 
langte, wurben von ber Linken mehrere Anträge auf Unterftägung ber 
Berliner Verſammlung und des entichiedenen Widerftandes gegen das 
neue Minifterium geftelit. Die Vertreter der Rechten verlangten Leber» 
gang zur Tagesorbnung, aber der Antrag des Ausſchuſſes, welcher ver- 
mittelnd vorſchlug, man folfe die preußifche Regierung zu beftimmen fuchen, 
daß fie die Verlegung der Nationalverfammlung nad Brandenburg zurüd- 

nehme und die Krone alsbald mit einem Minifterium umgebe, weldes 
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das Vertrauen des Landes befige und die Beſorgniſſe vor reactionären 

Beftrebungen zu befeitigen geeignet ſei, gewann doch eine Majorität von 
239 Stimmen gegen 189. Auch) den confervativen Kreifen der National 
verfammlung erſchien das Minifterium Brandenburg-Dianteuffel bebenflich 

und zu offen veactionär, man ftritt über das Mecht der Krone zu den 

getroffenen Verfügungen, war aber doch über die Mißbilligung der 
Berliner Verſammlung nit im Zweifel. In diefer Anficht wurde 
die Majorität beftärkt durch ben Bericht bes Abgeordneten Bafjermann, 

der als Reichscommiſſär nach Berlin gefchidt worden war, und nad) 
feiner Rückkehr von dort am 18. November Schilderungen von dem 
Zreiben ber Linfen inachte, welche zur Verurtheilung der Berliner National- 
verſammlung und zur Nechtfertigung ber von ber Megierung ergriffenen 

Maßregelu führen mußten. Aus diefem Eindrud ging ein Antrag her- 

vor, welcher PBarteinahme für die preußifche Krone und weder den Rück⸗ 
tritt des Minifteriumg, noch die Zurücverfegung der Landesverfammlung 

nad Berlin, fondern nur im Allgemeinen Schug und Aufrechthaltung 

der conftitutionellen Freiheit verlangte. Im Berlauf der Verhandlungen 

wurde diefer Antrag aber ſehr abgeſchwächt. Manchen ſchien es aus 
Rückſicht für die Popularität doch ſehr bedenklich, geradezu die Schritte 
der preußiſchen Regierung zu billigen, Mande mochten auch wirklich 

fürchten, fie könnten damit die Reaction zu fehr ermuthigen, und fo wurde 

denn am 20. November mit großer Mehrheit beſchloſſen, die Centrals 
gewalt aufzufordern, fie möge in Berlin auf Ernennung eined Mini—⸗ 
ſteriums hinwirken, welches das Vertrauen des Landes befige. Dagegen 

wurde der Steuerverweigerungsbefchluß der Berliner Verfammlung für 

null und nichtig erklärt, und für die dem preußiſchen Volke gewährten 
und verheißenen Rechte der Schug ter Nationalverfammlung zugefagt. 
Die Art, wie der Reichsverweſer oder vielmehr deffen Deinifter Schmer- 
ling biefen Beſchluß ausführte, verkehrte die Abficht der Vermittlung in 

eine Beleidigung. Er erließ am 22. November ein Manifeft an das 
deutſche Volk, worin unter Anderem gefagt war: „Preußen! die zu Yrant- 

furt verfammelten Vertreter de3 beutfchen Volfes haben in fo verhängniß- 

vollem Angenblide das außgleichende Wort des Friedens geſprochen. Die 
Reicheverfamnlung hat verlangt, daß Preußens König fih mit Männern 

umgebe, welche das Vertrauen des Landes genießen. Sie hat die ge- 
währten und verheißenen Rechte und Freiheiten feierlich verbürgt; fie hat 

Euch gegen jeden Verfuch einer Beeinträchtigung derjelben ihren Schuß 
zugeſagt. Sie hat aber zugleih den auf die Einftelfung der Steuer- 
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erhebung gerichteten Beſchluß der preußiihen Vollsvertreter für nichtig 

eflärt. Preußen! Die Reichsverſammlung zu Frankfurt vertritt die 

Gefammtheit der deutſchen Nation, ihr Ausſpruch ift oberftes Gefeg für 

Alle! Deutfche! in voller Uebereinftimmung mit der Reichsverſammlung 

merde ich handeln. ch werde die Vollziehung jenes Beſchluſſes nicht 
dulden, welcher durch Einftelfung der Steuererhebung in Preußen die 
Wohlfahrt von ganz Teutfchland gefährdet. Ich werde aber auch bie 

Bürgſchaft der Rechte und Freiheiten des preußifchen Volkes zur Geltung 
bringen; fie follen ihm unverkümmert bleiben, wie allen unferen deutfchen 
Brüdern." Diefe lächerliche Anmaßung, als Patron der preußifchen 

Regierung aufzutreten, nachdem die Nationalverfammlung in den Ver- 
Handfungen über den Malmöer Waffenftillftand ihre Unmacht fo Har 
bewieſen hatte, mußte jeden guten Preußen empören. Es ift faum an— 

zunehmen, daß der Reichsminiſter blos aus Selbſttäuſchung diefen Ton 
angeſchlagen Habe, und die Vermuthung liegt nahe, er habe damit der 

Partei, welche Verftändigung mit Preußen fuchte, ihre Arbeit verpfufchen 

wollen. Die Berftimmung des Königs nahm natürlich in Folge davon 

zu, und man konnte e8 dem Minifterium nicht verdenfen, wenn es in ber 

Gentralgewalt einen übelmollenden Gegner ſah. Die gemäfigte Ma- 
jorität in Frankfurt bemühte ſich jedoch fortwährend, ein freundliches 
Berhältnig mit Berlin herzuftellen. Bederath, Simſon und Hergenhahn 

wurden dahin geſchickt, um einerſeits Beiftand und Vermittlung im Con- 
flict mit der Vollsvertretung anzubieten, anbererfeits ein Einverftändniß 

über die deutfche Verfaffung anzubahnen, wurden aber in Betreff des 
erfteren Punktes fehr abweiſend behandelt und bebeutet, die preußifche 

Regierung bebürfe feiner Hilfe, fie habe ſelbſt die nöthige Einficht und 

Macht, ihre Verhältnife wieder in Ordnung zu bringen. Auf Zufagen 
wegen der beutfchen Verfafjung wollte man ſich eben fo wenig einlaffen 

und beobachtete eine gänzliche Zurückhaltung. Da e8 ben bisherigen 
Commiſſären nicht hatte gelingen wollen, etwas auszurichten, fo wurde 

der angejehene Präfident der Nattonalverfammlung, Heinrich v. Gagern, 
von denſelben gebeten, nad) Berlin zu kommen, um die Vermittlung zu 

verfuchen. Denn die Ueberzengung befeftigte fi immer mehr bei den 

Mitgliedern der Frankfurter Majorität, daß man eines realen Stütz- 
punftes bediirfe, und daß man ohne Anhalt an einen mächtigen Staat 

zu feiner lebensfähigen deutſchen Verfafjung gelangen werde. Am 24. No- 

vember reiste Gagern nad; Berlin und hatte mehrmals eine Unterredung 
mit dem König, befonders am 27. eine dreiftündige Audienz, bei welcher 

Ktüpfel, Einpeitöbeftrebungen. I. 6 
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ex feine ganze Berebtfamfeit aufbot, um den König zum Eingehen auf 
die Plane der preußifch gefinnten Partei der Nationalverfammlung, und 

fpecielf zur Annahme der Würde des NeichSoberhauptes zu bewegen, aber 
ohne Erfolg. Der König beftand darauf, er könne und wolle feine Macht 
ufurpiren, welche ihm die beutfchen Fürſten nicht freiwillig zugeftehen 

würben, und daß die größeren wenigftens nimmermehr zuftimmen würden, 
das glaubte er mit Sicherheit annehmen zu müſſen. Wenn Oeſterreich 

bei Deutfchland verbfeiben folle, fo ſei der Plan unbedingt unausführbar, 
aber auch wenn es ausſchiede, ginge es wegen der Könige nicht. „Das 

Haus Habsburg," fagte Friedrich Wilhelm IV., „fteht voran, und ich 
bin perfönfich nicht geeignet, bin Yein Friedrich der I. noch ein Friedrich IL. 
Wenn Oeſterreich ausfchiede, fo würde Deutfchland ein getheiltes und ge- 

minbertes fein, und id} mag nicht nach Herftellung des Kaiſerthums der 
erſte Kaifer fein, der eine verftümmmelte Krone trüge. Ich würde auch 
nur die Leitung eines ſchwachen Reiches überfommen. Meine Krone würde 

ſchwach fein durch die Widerwilfigfeit der unterworfenen Dynaftieen, durch 
die Macht fo mancher umaustilgbaren Antipathieen, ber katholiſchen, der 

füdbentfchen, durch die erregte Eiferſucht und Mifgunft der auswärtigen 
Mächte, durch ihren Urfprung." *) 

Gagern und feine Freunde waren über den Beicheid des Königs 
und über die ihren Planen fo ungünftige Stimmung der Berliner Staats- 
männer fehr niebergefchlagen, aber fie gaben die Hoffnung darum nicht 
anf, fie Hofften auf den unberechenbaren romantifchen Sinn des Königs, 

auf eine mit großer Majorität zu erzielende Wahl, auf den Ehrgeiz des 

preußiſchen Voltes, auf die Macht der Verhältniffe, melde Preußen und 
feinen König doch zulegt an die Spige Deutjchlands bringen müßten. Sie 
waren entfchloffen, von nun an mit aller Macht auf dieſes Biel Hinzu- 
arbeiten und ihren ganzen Einfluß in der Nationalverfammlung dazu 
anzuwenden, um bie deutſche Verfaſſung zu einer fir Preußen annehm- 
baren zu machen. Ohne Zweifel war dieſes Vertrauen auf die innere 
Berechtigung ihrer “bee ein gegrünbetes, Aber darüber täufchten fie ſich, 
daß fie glaubten, Defterreich werde auf die Einmifhung in die beutfchen 

Angelegenheiten verzichten und ein öfterreichifcher Erzherzog als provifo- 
riſcher Inhaber ber deutfchen Centralgewalt werde die auf Gründung eines 
deutfchen Reiches unter preußiſcher Leitung abzielenden Plane begünftigen, 
oder fi) auch nur paffiv dabei verhalten. 

*) Bergl. Jürgens: Zur Geſchichte des deutſchen Berfafjungswertes. I. ©. 316 u. ff 
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Daß aber das Verhältniß des deutſchen Neiches zu Defterreich ins 
Mare kommen müffe, ehe man in der Verfafjungsarbeit zu einem Biele 
gelange, das jahen Gagern und feine Gefinnungsgenofien recht gut ein. 
Und Defterreich felbft bot die Hand dazu, indem e8 auf die Frage, welche 
ihm die Nationalverfaommlung durch Annahme der Verfafjungsparagraphen 

2 und 3 geftellt Hatte, eine Antwort gab. Der neue öfterreichifhe Mi— 

nifterpräfident Fürft Felix von Schwarzenberg hatte den Reichstag von 

dem revolutionären Wien in das mähriihe Städtchen Kremfier berufen, 
und legte demjelben am 27. November ein Programm vor, welches die 
Staatseinheit der Öfterreichifchen Monarchie al Grundbedingung der Re— 

form aufftelte und ſich auch über das Verhältniß zu Deutſchland beftimmt 

ausſprach. „Oeſterreichs Fortbeſtand in ftaatlicher Einheit ift ein deut- 
ſches wie europäifches Bedürfniß. Bon diefer Ueberzeugung durchdrungen 

fehen wir der natürlichen Entwickelung des noch nicht vollendeten Umge— 
ſtaltungsproceſſes entgegen. Erſt wenn das verjüngte Oeſterreich und 
das verjüngte Deutſchland zu neuen feften Formen gelangt find, wird 
es möglich fein, ihre gegenfeitigen Beziehungen ftaatlich zu beftimmen. 
Bis dahin wird Defterreic, fortfahren, feine Bundespflichten treulich zu 

erfüllen." Damit erflärte Defterreich, daß die Neugeftaltung beider Reiche 
gejonderte Aufgaben feien, daß es an der neuen Verfaſſung Deutfchlands 
teinen Antheil nehmen könne, daß diefem allein überlaffen fein müſſe ſich 

zu verjüngen und ſich neue Formen zu geben. Folgerichtig hätten num 
die öfterreichifchen Abgeoroneten aus der deutſchen Nationalverfammlung 
austreten und fi) von den Berathungen an dem Verfaſſungswerk, das 

für ihr Vaterland feine Geltung haben follte, zurüdziehen müffen. Diefes 

wäre da8 Gebot politifcher Ehre geweſen, und das Parlament hätte die 
Biliht gehabt, es durch Majorität auszufprechen. Aber damit würde 
Oeſterreich auch feinen Anfpruc auf die Theilnahme an der deutjchen 

Centralgewalt aufgegeben Haben, und fo war es von dem öſterreichiſchen 
Minifterpräfidenten nicht gemeint. Darauf deutete die Verficherung, 
Defterreich werde inbefjen feine Bundespflichten erfüllen, d. h. es werde 
feine Anfprüche auf eine Stelinng in Deutfchland nicht aufgeben. Dies 

geht auch aus dem Schreiben vom 28. Nonembes-hervor, mit welchem 
der Fürft Schwarzenberg fein Kremfierer Programm überſandte. Er 
fagt darin: „Weit entfernt Defterreich Deutfchland entfremden zu wollen, 

find wir vielmehr bereit, mit der Reichsgewalt Hand in Hand zu gehen, 
umd was das künftige ftaatliche Berhäftnig zu Deutfchland anbelangt, der 
Entwidelung der beiderfeitigen inneren Zuftände in Feiner Weife vorzu- 

6* 



84 Die Nationalverfammlung. 

greifen." Der Sinn diefer Erflärung war wohl der: Deutſchland folle 
mit dem Abſchluß feiner Verfaſſung hübſch warten, bis Oeſterreich mit 

feiner Wiedergeburt fertig fei. In diefem Sinne faßten die öfterreichifchen 

und öfterreichichgefinnten Abgeordneten ihre Aufgabe bei den meiteren 
Berfafjungsberathungen auf. Zunächſt waren fie beftürzt und in Verles 

genheit: der Austritt aus dem Parlamente wäre ihnen fehr fauer ange⸗ 
fommen, und jie waren froh, daß die Majorität nicht darauf brang. 
Schmerling war am wenigften geneigt jeine Stelle zu verlaffen. Freilich 

tam ihm die offene Erflärung jeiner vaterländifchen Regierung fehr un 
gelegen und er beeifte fich, befondere Unterhandlungen darüber mit dem 
öfterreichifchen Minifterium einzuleiten, Die nächite Veranlaſſung dazu 

gab der mirtembergifche Abgeordnete und Minifterpräfident Römer durch 
eine Juterpellation, die er am 5. December an das Reichsminifterium 
mit der Frage richtete: ob und was nad) dem NKremfierer Programm 

geſchehen fei zur Wahrung der Stellung und Rechte der Centralgewalt 

und Nationalverfjammlung. Unter den bejonderen Erwägungen, die zu 

machen feien, erwähnte er auch, daß wenn Oeſterreich dem zu bildenden 

deutſchen Bundesſtaat uicht beitrete, die Theilnahme der aus Dejterreich 

gewählten Abgeorbneten zum deutſchen Reichstage an den Berathungen 
deſſelben die Nichtigkeit von deſſen Beſchlüſſen zur Folge haben könnte. 
Schmerling legte hierauf nach einigen Tagen den Entwurf eines Schreibens 

an das öfterreichiiche Cabinet vor, worin ausgeführt wurde: die Fefttel- 
kung des Verhältniſſes Defterreich® zu Deutſchland dürfe nicht vertagt 

werden, man dürfe nicht Hier und dort befonder8 die neue Ordnung 

feftitellen; Deutjchland habe ein heiliges Recht auf Defterreih und übe 

daffelbe, indem es den innigften Verband mit ben beutfchen Provinzen 

Oeſterreichs in Anfpruch nehme; ebenſowenig dürfe fich fegtere8 von Deutſch-⸗ 
fand zurüdziehen wollen; der Weg der Verftändigung fei ohne Zögern 

zu betreten; in dem Programm von Kremſier werde deutlich genug auf 
ein blos völkerrechtliches Band Hingewiefen und die zu löfende Frage 
vorweg entjchieden, damit könne ſich aber das Reichsminiſterium keineswegs 

beruhigen. 
Schmerling, der wohl einſah, daß er bei den Verhandlungen mit 

Oeſterreich das Mißtrauen der mehr preußiſch geſinnten Mitglieder der 
Nationalverſammlung gegen ſich haben werde, ſetzte ſich mit dem Präſi— 

denten Gagern ins Vernehmen und ſtellte ihm vor, daß die Verhand⸗ 

lungen mit Oeſterreich viel beſſer von einem dieſem Staat nicht angehö- 
tigen Reichöminifter geleitet werden könnten, und erklärte fich bereit, ihm 
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den Eintritt in das Reichaminifterium als deffen Präftdentein {ud 

eh im Minifterrath wurde die Sache befprochen, derſelbe fane 

fimmig ſehr wünſchenswerth, daß Gagern eintrete, und dieſer erklärte 

fh dazu bereit. Beide beſprachen ſich nun weiter über die mit Defter- 
reich einzuleitenden Unterhandlungen, und es fchien als ob fie ein voll- 

Ründiges Einverftändnig erzielt hätten. Auf Grund diefer Verftändigung 
murde am 13. December im Minifterrath ein dringlicher Antrag an die 
Rationafverfammlung auf Ermächtigung zu Verhandlungen mit Defterreich 
verabredet. Es ift wahrfcheinfih daß Schmerling Gagern als Werfzeig 
benügen wollte, um die Entſcheidung über Defterreih hinauszuſchieben; 

andererſeits war Gagern argloß genug, von Schmerling zu hoffen, daß 
er bie öfterreichiiche Regierung zn Gunften Deutſchlands beeinfluffen werde. 
Nun wurde aber die Frage über den Eintritt Gagerns aud) in den ver- 

ſchiedenen Klubs befprochen, befonders in dem welchem Gagern angehörte, 
dem Caſino, und hier drang die beſonders von Wilh. Befeler vertretene 

Anfiht durch, daß Gagern nicht, wie es urſprünglich beabfichtigt war, 
als College Schmerlings eintreten könne, fondern daß Schmerfing, gegen 
den ſich ein eutſchiedenes Mißtrauen kundgab, vorher austreten müſſe. 
Die Anfihten in diefer Beziehung waren nicht einftimmig, namentlich 

Bederath, Mathy uud Ballermann hielten die Verdrängung Schner- 
lings für unpofitiich und unbilfig, aber die Majoritat des Hubs entſchied 
fh dafür, und Schmerling bat um feine Entlaffung. Gagern übernahm 
mın am 16. December das Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 
und die Präfidentihaft. Schmerling, empfindlich verlegt, reiste fofort 

nach Olmüg und kehrte mit Inftruftionen von feiner Regierung verfehen 
nad Frankfurt zurüd, um insgeheim als Gegner einer felbftäudigen Ger 
Raftung Deutſchlands in öfterreichifchem Intereffe zu wirken. Das Prä- 
fm der Nationalverfammfung ging nun auf den bisherigen Vicepräfi- 
denten, Prof. Eimfon aus Königsberg über. 

Der neue Minifterpräfident Iegte am 16. December der National- 
verſammlung fein Programm vor. Cr erklärte: ein Gefühl der Noth- 
wendigleit, ein heißes Verlangen durchdringe das Volt, daß das Ver- 

faſſungswerk ſchnell vollendet werden müffe, um die Hinderniffe zu befeitigen, 
die ſich demſelben entgegenftellen. Als eine Hauptfrage ftelfte er das 
Verhältniß Oeſterreichs zu Deutichland voran. Das Programm von 
Kremfier, das von dem öſterreichiſchen Reichstag mit allgemeinem Beifall 
aufgenommen worden fei und den Wünfchen und Anfichten der großen 
Mehrheit in den deutſchöſterreichiſchen Landeh zu entfprechen ſcheine, gebe 
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eine Mare Antwort auf die Paragraphen 2 und 3 der Reichsverfaſſung. 
Diefem entfprechend werde man wohl annehmen müffen, daß Oeſterreich 
in den new zw errichtenden deutſchen Bundesftaat nicht eintreten tolle. 

Die Aufgabe fei mm, Oeſterreichs Verhältniß zu Deutfchland mittelft einer 
befonderen Uniondafte zu ordnen und darin alle die verwandtſchaftlichen, 
geiftigen und materiellen Bebürfniffe nach Möglichkeit zu befriedigen, welche 
Deutſchland und Oefterreich von jeher verbunden Haben und in geſteigertem 

Mae verbinden können. “Da Oeſterreich zu dem von der Centralgewalt 
repräfentirten Deutjchland zwar in einem unauflöglichen Bunde ftehe, in 
den Bunbesftaat ſelbſt aber wicht eintrete, jo fei die Verftändigung über 
alle gegenfeitigen, ſowohl bereits beftehenden als künftigen Bunbespflichten 

und Rechte auf gejandtichaftlichen Wege einzuleiten und zu unterhalten. 
Die Verfaffung des deutſchen Bundesſtaates dürfe jedoch nicht (wie 
Schmerling und Alle die an Oeſterreich Bingen gewolft Hatten) Gegenftand 
ber Unterhandlung mit Defterreich fein. Auf diefe Säge Hin verlangte 
der Neichsminifter die Ermächtigung zur Anknüpfung einer gefandtichaft- 
lichen Verbindung mit Defterreih. Sein Programm drüdte die der der- 
maligen Lage entjprechende Erfenntniß aus, daß die Ausſcheidung Defter- 

reichs aus Deutſchland unerläßlich fei; es war aber mit einiger Unklarheit 
behaftet, indem e3 auf die immer noch übrig bleibende reale Einheit eine 
ganz befondere ftaatfiche Freundſchaft bauen wollte, die durch eine Unions- 

afte befiegelt werben und ganz neue Beziehungen zum Vorſchein bringen 

ſollte. So fehr mit diefem Antrag die Stimmung der Mehrheit aus- 
gedrüdt war, fo fand das Mare Ausfprechen derfelben doch feinen Beifall, 
denn es traten biefer Stimmung fofort allzu viele Barteiintereffen gegen- 
über. Die fentimentale Nedensart von dem unbarmberzigen Hinauswerfen 

Defterreih wurde mit Erfolg gehandhabt und Viele waren geneigt, lieber 
auf die ftrenge Einheit des Bundesſtaates als auf die ftaatliche Berbin- 

dung mit Defterreich zu verzichten. Die Particulariften, welchen ber 
centrafifirende Bundesſtaat überhaupt verhaßt war, die Ultramontanen, 
welche die kirchlichen Intereſſen den nationalen voranftelften, und die 
Demokraten, welche die preußiſche Spige und eine ftarfe Centralgewalt 
verabſcheuten, alle waren bereit zu einer Coalition ſich zu vereinigen, welche 

die Durchführung des Gagern’schen Programms befäupfen jollte. Der 

verdrängte Schmerfing benüßte die durch das Weihnachtsfeft veranlafte 

Unterbrehung der Sigungen zu einer Reife nad) Wien, angeblich um 
den Plan eines engeren und weiteren Bundes durch Beſprechung mit 
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öfterreichiihen Staatsmännern nachdrüclich zu unterftügen, in der That 
aber, um dem Miniſterium in Wien begreiflich zu machen, daß eine ſolche 

beftmmt ablehnende Erklärung wie die von Kremfier den öfterreichijchen 
Interreſſen nicht jürberlich fein könne. Zugleich aber bewarb er ſich 
auch um eine Wahl für den neuen öfterreichifchen Reichstag, und gab 

bei dieſer Gelegenheit feinen Wählern die Verficherung, daß er vor alfen 

Dingen Defterreiher und dann erft Deutfcher fei. Sein Rath fand 

Gehör, er- wurde zum öfterreihifchen Bevolfmächtigen bei der Central: ___ 
gewalt ernannt und fehrte mit einer minifteriellen Note vom 28. De- 
cember nach Frankfurt zurüd, worin es als Mißverftändniß bezeichnet 
war, wenn bad ReichSminifterium die Erklärung von Kremfier fo gedeutet 

Habe, al3 wolle Oeſterreich in den zu errichtenden Bundesſtaat nicht ein- 
treten; e8 habe in jenem Programm vielmehr nur gejagt werden follen, 

daß Oeſterreich fi) die Vereinbarung über die in Frankfurt berathene 

Verjafjung vorbehalte. Defterreich fei Heute noch eine deutſche Bundesmacht 
und gebenfe dieſe Stellung, hervorgegangen auß der naturgemäßen Ent 
wicllung taufendjähriger Verhäftniffe, nicht aufzugeben. Wenn es gefinge, 

wie man in Wien aufrichtig wünſche und gern erwarte, eine innere Ber- 
ſchmelzung der verfchiebenen Beftandtheile Deutſchlands zu Stande zu 
bringen und das Verfaſſungswerk auf eine gebeihliche Weife feinem Ziele 
zuzuführen, fo werde Oefterreich in biefem neuen Staatsförper feinen 

Plag zu behaupten wiſſen. ebenfalls würde ber fünftigen Geftaltung 
des bisherigen deutfchen Staatenbundes vorgegriffen, wenn man jegt ſchon 

das Ausſcheiden Oeſterreichs als eine ausgemachte Sache betrachten wollte. 
In diefer Sachlage könne ſich die öfterreichifche Regierung auf einen ge- 
ſandtſchaftlichen Verkehr mit der proviſoriſchen Centralgewalt nicht einlaflen 

md erwarte von Herrn v. Gagern, daß er zur Löſung der Verfafjungs- 
frage den Weg ber Verftändigung mit den deutſchen Regierungen einfchlage, 
unter welchen die Faiferliche Regierung den erften Pla einnehme. Diefe 

neue öfterreichiſche Erklärung nahm das offene Mare ſtaatsmänniſche Be- 
fenntniß des Kremfierer Programms zurüc und fette den deutſchen Ein 

heitsbeſtrebuugen die Drohung entgegen: weil Defterreich nicht in den 
beabfichtigten Bundesſtaat eintreten kann, aber doch feine taufendjährige 

Stellung in Deutſchland nicht aufgeben will, jo muß letzteres ſich darnach 

richten und feine Verfafjungsreform fo geftalten, dab Oeſterreich ſich 

dabei betheifigen fann, ſonſt wird aus der ganzen Sache nichts. Gagern 
begleitete die Webergabe jenes Schriftſtückes mit einem Schreiben an das 
Präfidinm der Nationalverfammlung, worin er zwar feine Ueberzeugung 
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ausſprach, daß Oeſterreich, was aud) die Akte vom 28. December fagen 
möge, einem Bundesftaate wie ihn das deutſche Volt verlange, in Folge 
feiner ftaatlichen Verbindung mit außerdeutſchen Ländern nicht beitreten 

fönme und werbe, aber doch die Zweckmäßigleit der Verftändigung mit 
den Regierungen zugeftand und ben Weg zu weiteren Verhandlungen 
offen ließ, wozu er ſich von der Nationalverfammlung die Ermächtigung 

erbat. Doc fügte er mit Beziehung auf die, welche unter dem Vor» 

wand der Rückſicht auf Defterreich das Einigungswerk hindern wollten, 

bei: Die Hoffnung daß die Zeit gelommen fei, den ftarfen Bundes- 
ftaat mit dauerhafter einheitlicher oberfter Gewalt in der Geburt zu er- 
ftiden, und durch ein Surrogat zu erjegen, das dem alten Bundestag 

mehr oder weniger ähnfe, werde zu Schanden werden. Die National» 
verfammlung wählte nun zur Begutachtung der öfterreichifchen Note einen 
neuen Ausſchuß, welder der Mehrzahl nad; aus Freunden Oeſterreichs 
beftand. Gagerns Nachgiebigfeit gegen die Anſprüche Oeſterreichs erklärt 
ſich aus dem Gefühl, da er von der Mehrheit der Verfammlung eben 
nicht hinveichend unterftügt fei. Die Frage, ob und in welchem Sinn dem 
Reichsminiſterium Vollmacht zu Verhandlungen mit der öfterreichiichen 
Regierung gegeben werben ſolle, gab Veranlaſſung zu einer dreitägigen 
Debatte vom 11—13. Januar 1849, in welcher alle Möglichkeiten des 
Berhältnißes von Oeſterreich zu Deutſchland gründfich erörtert wurden. 
Der öſterreichiſche Standpunkt war beſonders durch Schmerling vertreten, 
die Kritif des Gagern’fchen Programms mit einem Verſuch zur Vermittlung 
durch den Sachfen-Weimarifcden Minifter v. Wydenbrugk, der Standpunkt 

Gagerns außer durch ihn felbft befonders durch Beckerath, deſſen fchla- 
gender Ausſpruch: „Das Warten auf Oeſterreich ift das Sterben der 

deutſchen Einheit" zum geflügelten Wort wurde. Die Verhandlung war 

ihrem Inhalt nach eine der gründlichften der Panlskirche, aber fie brachte 
in der Hauptfrage feine Entſcheidung, indem der Wunſch, Oeſterreichs 

Verbleiben im deutſchen Reichsverband zu ermöglichen, doch vorherrſchend 
bfieb. Die vom Reichsminiſterium erbetene Ermächtigung zu Verhand- 
fungen mit Defterreih wurde mit 261 gegen 224 Stimmen gewährt. 

Eine Fortfegung der Debatten über die öfterreihifche Frage waren 
die über das Reichsoberhaupt. Für diejenigen, welche ben deutſchen 

Bundesſtaat ohne Rückſicht auf Defterreich geftaltet wiſſen wollten und 
das Ausjcheiden Deutfchöfterreich® nicht feheuten, war es auch jelbftver- 

ſtändlich, daß nur an eine ‚einheitliche Spige ber Reichsgewalt gedacht 
werden und daß nur Preußen diefelbe bilden könne. Aber felbft im Ber- 
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faſſungsansſchuß tauchten noch mannigfaltige Vorſchläge auf: Wechfel der 

Reichsgewalt zwiſchen Oefterreich und Preußen und etwa noch Bayern; 
ein breiföpfiges Directorium; Wahlmonardie für eine beftimmte Reihe 

von Jahren oder auf Lebenszeit. Für erbliche Monarchie war wenigftens 
äine relativ gefchlofene Mehrheit mit feften Ueberzeugungen vorhanden, 
aber es war zweifelhaft, ob fie in der Debatte den Sieg getwinnen wide. 
Die Abftimmungen vom 19. bis 23. Januar ergaben eine große Mannig- 
faltigfeit von Hauptvorfchlägen und Mobifitationen, aber feine abſolute 

Majorität. Das Directorium, welches hauptſächlich durch Oefterreicher 

und Bayern vertreten war, gewann nur 97 Stimmen, welchen 361 ent» 
gegenftanden; der ſechsjährige Turnus zwiſchen Oefterreich und Preußen 
ar 80 Stimmen gegen 377. Die Frage, ob ein regierender deutſcher 
Fürft zum Oberhaupt gewählt werden follte, wurde mit 258 gegen 211 
Stimmen bejaht, dagegen die Erblichfeit mit 263 Stimmen gegen 211 
verworfen. Die Wahl auf ſechs Jahre erhielt 196 gegen 264 Stimmen. 

Der Vorſchlag, dem Reichsoberhanpt den Titel eines Kaiſers zu ertheilen, 
wurde mit 214 gegen 205 Stimmen angenommen. 

Kaum war man mit biefen wichtigen, auf die Stellung des Reichs⸗ 
oberhaupts bezügfichen Abftinmmungen fertig, fo wurde eine Circularnote 

der preußifchen Regierung vom 23. Januar befannt, welche, zunächſt an 
die deutſchen Regierungen erlafjen. auch dem Reichsminiſterium mitgetheilt 
wurde. Dadurch eröffnete fich für die Partei, welche die Hoffnung auf 
das Buftandelommen des Verfaſſungswerkes an den Wunfch einer Ver 
ſtändigung mit Preußen gelnüpft hatte, eine höchft wilffommene Ausficht. 

Bern auch in diefer Mittheilung keineswegs eine Zuftimmung zu den” \ 
Blanen jener Partei ausgefprochen war, jo war doch bie Bereitwilfigkeit ı 
ausgedrückt, im Einverftändniß mit der Majorität der Nationalverfammlung ı 
zu handeln. Diefe Note gab berjelben den freunbichaftlichen Rath, auf ; 

die Wünſche der Einzelregierungen zu Hören, und machte den Vorſchlag, 
da eine eigentliche Vereinbarung mit 37 Negierungen allerdings große 

Schwierigkeiten habe, biefelben ſollten ihre Anfichten über die fertigen 
Artiel der Verfaſſung kundgeben, damit fie vor der zweiten Leſung be- 
rüdffihtigt werden fünnten. Ueber das Verhältniß zu Oeſterreich ſprach 

ſich das preußiſche Rundſchreiben keineswegs entſchieden aus, aber bezwei⸗ 
felte, ob die centralconſtitutionelle Richtung, die der Kaiſerſtaat neueſtens 
eingeſchlagen habe, ihm den Eintritt feiner deutſchen Provinzen in den 

Bundesſtaat möglich machen werde, deutete, mit Beziehung auf die Ana- 
logie des Zollvereins, die Idee eines Bundesftaates innerhalb des mit 
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Oeſterreich zu Recht beſtehenden Bundes an, und näherte ſich damit dem 
Gagern’schen Programm eines engeren und weiteren Bundes. „Es wird,“ 

heißt es in dem Nundfchreiben, „ſowohl die Aufrehthaltung und Ent- 
wicklung des deutſchen Bundes, als die Erhaltung der dem Kaiſerhaus 
gebührenden Stellung vollfommen vereinbar fein mit den Zufammentritt 
der übrigen deutſchen Staaten zu einem engeren Vereine, zu einem Yunbes- 
ftaate innerhalb de3 Bundes." Der Unterjchied biefes preußiſchen Vor— 
ſchlags von dem Gagern’fhen war der, daf jener den alten Bundestag 

als den urfprünglichen und bereit8 vorhandenen Rahmen anſah, während 

diefer zuerft den neuen engeren Bundezftaat gefchaffen wiſſen, und hernach 
einen neuen weiteren Bund mit Defterreich ſchließen wollte. 

Dem preußifhen Rundſchreiben folgte alsbald eine öſterreichiſche 

Note vom 4. Februar an das Reichsminiſterium, worin Oefterreich gegen 
jede Geftaltung des Bunbesftaats, in ‚welcher der Kaiferftaat mit jeinen 
deutſchen ſowie außerdeutſchen Beftandtheilen feinen Raum haben würbe, 
fein Veto einlegte. Die öfterreichifche Negierung erklärt Hier, fie erfenne 

das Bebürfniß der Wiedergeburt Deutſchlands und die fi) Hieraus erges 
bende Aufgabe eines engeren Verbandes der deutſchen Staaten vollfommen an, 

und fei weit entfernt, von dem Werke der Einigung ſich ausschließen zu wollen, 
vielmehr zur ernftlihen und aufrichtigen Mitwirkung bereit, vorausgejegt 
daß es ſich hier um Einigung, nicht um gänzliche Umfchmelzung der bes 
ftehenden Berhättniffe Handle, um Wahrung der verfchiedenen lebenskräftigen 

organifchen Glieder Deutſchlands, und nicht um deren Aufhebung und 
Vernichtung. Die Geftaltung eines Einheitsſtaates aber, auf den e8 

abgefehen zu fein ſcheine, fei weder für Oeſterreich ausführbar, noch wün- 
ſchenswerth für Deutſchland. Für Defterreih nicht, weil er baffelbe 

enttveber aus bem neuen Deutfchland gänzlich ausſchließen, ober den Ver— 

band zwiſchen den deutſchen Erblanden und den nichtdeutfchen Beftandtheilen 
föfen würde. Eine folde Verfaffung abzulehnen gebiete Oeſterreich die 

Pflicht der Selbfterhaltung. Für Deutfchland pafje der engere Bund 
nicht, weil dadurch den einzelnen Staaten jedes ſelbſtändige Leben entzogen 
und auf einen künſtlich gefchaffenen Brennpunkt übertragen würde. Da— 

gegen ſchwebe der Taiferlichen Regierung ein nach Außen fefte® und mäch- 

tige, im Innern ſtarkes und freies, organifch gegliebertes und doch in 

ſich einiges Deutfchland vor, und fie glaube eine Grundlage dazu bieten 
zu fönnen, auf der alfe deutſchen wie außerdeutſchen Staaten des Kaifer- 

reichs ihren Pla finden fünnten. Durchdrungen von der Weberzeugung, 
daß ein wirklich einiges Deutſchland nur gejchaffen werden könne, wenn 
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Tefterreich und Preußen bei dem Baue Hand in Hand gehen, habe man 
zunächft nad) Berlin in diefer Richtung Mittheilung gemacht, und vor- 

geihlagen, das Werf der Vereinbarung in Frankfurt gemeinfam mit den 
Fürften und zwar zunächft mit den Königen Deutſchlands zu beginnen. 
Die beabfichtigte Verftändigung mit Preußen fei jedoch nicht erzielt worden. 
Defterreich betrete daher allein den Weg der Vereinbarung mit Frankfurt 
unb erwarte, baß unerachtet der jüngften Befchlüffe der Nationalverfamm- 
fang eine nad) allen Seiten hin befriedigende Verſtändigung erzielt werben 

könne, werm einmal die fertige Verfafjung den deutſchen Regierungen 
vorgelegt fein werde. Eines aber ftehe feft, daß die kaiſerliche Negie- 
rung in der Begründung eines einheitlichen Centralftaates den Kein 
umbeifvoller Epaltungen erkennen müßte, den Anlaß zur Zerfplitterung, 
nicht Einigung Deutſchlands. Jedenfalls müffe man ſich gegen jede Unter 

ordnung Oeſterreichs unter eine von einem anderen deutſchen Fürſten ge 

handhabte Centralgewalt aufs Feierlichſte verwahren. Es erhelfte aus 

diefer Note, daß, fo nebelhaft auch die dee eines einigen und organifch 
gegliederten Deutſchlands war, in welchem Defterreich mit feinen nicht- 
deutſchen Ländern Raum finden follte, Oefterreich jedenfalls feinen Kern 

bifden wollte, an welchen ſich die Königreiche als treue, zur Heeresfolge 
verpflichtete Vaſallen anfchließen follten, fo daß der Kaifer von Defter- 

reich faltiſch das Haupt des Staatenbundes wäre. Das war aber nicht 

das Ziel, dad man in Frankfurt erſtrebte, nicht die Verwirklichung des 

nationalen Bundesftaates, von deſſen Idee die deutjche Bewegung and- 
gegangen war. 

Die Mittheilung diefer Note, welche eine thatjächliche Proteftation 
gegen die ganze Auffaffnng des Einigungswerfes war, die den bisherigen 

Beihlüffen der Nationalverfammlung zu Grunde gelegen hatte, machte 

einen höchft niederſchlagenden Eindrud, und felbft die öfterreichifchen Ab- 
georbneten berathichlagten, ob e8 mit ihrer Ehre verträglich fei, an dem 

Beiterbau der beutfchen Verfaſſung theilzunehmen, wurden jedoch von 
einem aus ihrer Mitte, Somaruga, der für ein öfterreichifchdeutfches 
Kaiferthum ſchwärmte, vom Austritt zurücgehalten. Sie fegten ihre 

landsmannſchaftlichen Verſanmlungen fort, und Hieraus entwidelte fih die 
fogenannte großdeutſche Partei, welche fich "außer den eigentlichen Defter- 
teihern aus Uftramontanen, aus Theoretifern,.die darauf beftanden, es 

möffe das ganze Deutjchland fein, und aus unentſchiedenen Politikern, 
welchen die preußifche Parteiftellung nicht behagte, zufammenfegte. Da— 

gegen ſchloſſen fich diejenigen, welche lieber einen territorial beſchränkten 
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als keinen deutſchen Bundesſtaat wollten, um fo enger zufammen. ie 
wurden von ben Gegnern Kleindeutſche genannt, welche Bezeichnung fie 
in der Folge felbft gebrauchten, fo daß diefe Parteibenennungen bis in 
die neuefte Zeit fich erhielten. Jene Großdeutſchen beauftragten nun am 

.11. Februar einen Ausihuß mit Ausarbeitung eines Verfaffungsentwurfs, 

welcher Oeſterreich Raum gebe und defien Zuftimmung erlangen könne. 
Diefer Entwurf, von Welder verfaßt, ſchlug eine auß fieben Mitgliedern 
beftehenbe Neichöregierung mit einem Reichsſtatthalter an der Spige vor. 
Oeſterreich und Preußen folften je drei Jahre lang die Regierung führen 

und überdies den Vorzug erhalten, daß fie nicht nur ein Mitglied der 

Reichsregierung zu ftelfen, fondern auch zivei Stimmen zu führen haben 
folften. 

Nachdem die beiden Großftaaten ſich über ihre Stellung zum Ver- 

faſſungswerk ausgefprochen hatten, gaben auch die Meinftaaten ihr Votum 
ab. Der preußifche Bevollmächtigte bei der Centralgewalt, Minifter 
Camphaufen, übergab am 24. Februar im Namen von 28 deutfchen 
Regierungen, worunter Baden die bedeutendfte war, eine Colfectiverffärung, 
welche im Allgemeinen dem Berfafjungsentwurf der Nationalverfammlung 
zuftimmend lautete, aber doch eine Menge Ausftellungen enthielt, die auf 
eine Beichränfung der Eentralgewalt zu Gunften der Eingelftanten abs 

zwedten. Sie beanftandete die Ausdrücke Reich und Reichsgewalt, und 
wollte ftatt deffen Bundesftaat und Bundesgewalt, ferner wollte fie nichts 
von Reichsſteuern wiſſen, und auf das Recht, Confuln zu ernennen, nicht 

verzichten. ine fpätere Colfectivnote verlangte auch ein abfolutes Veto 

für das Reichsoberhaupt. Aber noch viel ftärkeren Widerſpruch erhoben 
die von Oeſterreich bearbeiteten Königreiche, vor Allen Bayern, deſſen 

Sefandter in London, Graf Bray, fehon am 28. December 1848 an 

Lord Palmerfton geſchrieben Hatte, daß fein König zur Errichtung einer 
erblihen Kaiferwürde für Deutſchland nimmermehr feine Zuftimmung 

geben würde, und ſich in diefer Beziehung auf die Verträge von 1815 

und deren Garantie durch die europäifchen Mächte berufe. Aus Veran- 

laffung des preußtfchen Rundſchreibens exflärte fi Bayern in einer Note 
vom 16. Februar aufs Beſtimmteſte und Schärffte gegen eine Verfaffung, 
welche Defterreih ausſchließe oder in die Stellung eines weiteren Bundes- 
verhältuiſſes hinausdränge. Am 1. März folgte eine ausführlichere Er- 
Häwung, welche die Proteftation gegen ein einheitliches Oberhaupt mwieber- 
holte, ein Directorium als die einzig mögliche Form der Bundesgewalt 
bezeichnete, und für die Reichsregierung ſolche Beſchränlungen forderte, 
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daf nicht viel Anderes als der alte Bundestag übrig geblieben wäre. 
Auch die beiden Kammern fegten gegen ein Kaifertfum und gegen das 

Ausſcheiden Oeſterreichs Verwahrung ein. Namentlich beftand die bayerifche 
Regierung darauf, daß bie bisherige Militärverfaffung des Bundes bei» 
Behalten werde, die ſich ja fo trefflich bewährt habe! Auch verlangte fie, 
daß die Zolleinkünfte nicht für Bundeszwecke verwendet werben dürften, 

und daß der Aufwand für diefe nur wie bisher auf Matricularbeiträge 
der Einzelftaaten verwieſen werde. Die Töniglich fächfiiche Regierung, | 

deren demolratiſche Vollsvertretung ſchon früher das Recht in Anſpruch 
genommen Hatte, über Annehmen oder Ablehnen der Reichsverfaſſung zu 

entjcheiden, gab am 24. Februar ebenfalls eine Erklärung ab, in welcher 

fie das füderative Princip betonte, Neichsftenern als unftatthaft bezeich- 
nete, und gegen ben Einheitsſtaat, gegen Aufrichtung einer deutſchen Kaijer- 
würde und Ausfchluß Defterreih® proteftirte, dagegen einem aus Ver- 
tretern der Einzelftaaten zu bildenden Directorium ben unbebingten Vorzug 

gab. Der hannoverjhe Gefandte erflärte ohne Inſtruction zu fein, über- 
gab aber acht Tage nad) der bayerifchen Exflärung, am 7. März, eine 

Anzahl Bemerkungen, welche im Weſentlichen auf die bayertjchen For» 
derungen hinausliefen. Wirtemberg allein wollte ſich den Beſchlüſſen 

der Nationafverfanimlung unbedingt unterwerfen, erflärte jedoch, es ver 
möge ber Bildung eines engeren Bundes im Bunde nicht das Wort zu 
reden, lege auf das Verbleiben Oeſterreichs im Bunde den größten Werth 
und wolle, wenn die Wahl eines einzigen YBundesoberhauptes den Aus: 

tritt Oefterreich® zur Folge haben follte, auf ein nur um biefen Preis 
zu erzielendes einziges Oberhaupt verzichten und an deſſen Stelle mit 
dem Directorium ſich begnügen. Bald nad) diejen Yeußerungen der 
Eingelftaaten fief eine neue Note aus Wien vom 27. Februar 1849 ein, 

welche beftimmte Vorſchläge in Betreff der Bundesreform enthielt, nämlich 
ein Directorium, das zwiſchen Defterreich und Preußen wechſeln und 
wobei biefe beiden Großftaaten je zwei Stimmen, Bayern eine und bie 

Übrigen Staaten vier Stimmen haben follten. Bon einer dem Direc- 
torium zur Seite ftehenden Volksvertretung war aber nichts erwähnt. 

Alle diefe Erklärungen der verfchiedenen Regierungen zeigten deutlich, 
was man von einer Verftändigung mit ihnen zu erwarten habe. Es 
wäre höchjftens eine verbefierte Auflage des alten Bundestags geweſen, 
umd fo drängte fich der Nationalverfammlung auf's Neue die Nothwendig- 
keit auf, unabhängig ihren Entwurf zu vollenden. Ihre Berathungen 
waren ſo weit vorgeſchritten, daß eine zweite Leſung des Verfaffungs- 
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entwurfs im nächfter Ausficht ftand. Die großdeutſche Partei Hatte große 
Anftrengungen gemacht, um eine Majorität für das von Oeſterreich und 
den Königreichen begünftigte Divectorium zu gewinnen, und es ſchien, 
daß wirklich bei einer nochmaligen Beratung und Abftimmung dieſes 
Compromiß von zweifelhafter Lebensfähigfeit durchdringen werde. Da 
kam unerwartet die Kunde, daß am 4. März das öſterreichiſche Mini- 
fterium den Reichstag aufgelöft und eine Gefammtftaatsverfaffung octroyirt 

habe, welche Oeſterreich als eine felbftändige, untheilbare, unauflösliche 
Erbmonarchie verkündete und jeden Unterfhied zwiſchen den einzelnen 

Provinzen für aufgehoben erflärte. Dieſe Verfaffung enthielt zwar nichts 
anderes als die Erfüllung des Programms von Kremfier, aber die auf 

dafielbe gefolgten Erklärungen hatten hoffen laſſen, daß man nicht daran 
feithalten würde. Jetzt aber war jede engere Verbindimg mit Deutjch- 
land ausgefchloffen, und nicht einmal mehr für die alte Bundesverfaſſung 
Raum gelaffen. Da brach den ehrlichen Großdeutſchen, die ſich fein 

Deutjchland ohne Defterreich hatten denfen können, die Gebuld, und einer 
derjelben, Welder, der mit bem ganzen Eifer feines gemüthlichen Patrio- 

tismus für die Fefthaltung Defterreich® eingetreten war, brachte am 
12. März zur allgemeinen Ueberraſchung einen Antrag ein, der alle groß- 
deutſchen Directorialpfane über den Haufen warf und geradezu vorihlug, 

die einheitliche Verfafjung anzunehmen und dem König von Preußen die 

zu begründenbe erbliche Kaiſerwürde zu übertragen. Er erflärte bei der 
Begründung feines Antrags, die von der öſterreichiſchen Regierung octro— 
yirte Verfaffung habe ihm überzeugt, daß Oeſterreich, welches er bisher 
um jeden Preiß bei Deutfchland erhalten zu müffen geglaubt, fi) an 

dem Bundesſtaat in feiner Form betheiligen wolle, und da Deutſchland 
nicht die Mittel beſitze, Oeſterreich zum Eintritt in benfelben zu zwingen, 
fo milffe die Verfaſſung ohne Rückſicht auf daffelbe abgeſchloſſen werden, 
indem wegen der vielfachen Gefahren, womit von Seiten der europäifchen 
und deutjhen Diplomatie das ganze Werk bedroht werde, Eile dringend 
nöthig ſei. Uebrigens wolle er feine Weberrumpelung,; fonbern münfche, 

daß fein Antrag vor der Abftimmung veiflich erwogen werde. Die Haupt- 
füge deſſelben lauten wie folgt: „Die gefammte deutſche Reichsverfaſſung, 
fo wie fie jegt vorliegt, wird durch einen einzigen Geſammtbeſchluß der 

Nationalverfammlung angenommen, und jede etwa heilfame Verbeſſerung 

den nächſten verfafjungsmäßigen Reichstagen vorbehalten. Die in der 
Verfaſſung feftgeftellte erbliche Kaiſerwuirde wird Sr. Majeftät dem König 

von Preußen übertragen. Die fänmtlichen deutſchen Fürften werden ein- 
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geladen, großherzig und patriotijch mit diefem Beſchluß übereinzuftimmen 
und feine Verwirklichung nach Kräften zu fördern. Es wird eine große 

Deputation der Nationafverfanmlung abgefendet, um Sr. Majeftät dem 

König von Preußen die Wahl zum beutfhen Erblaifer anzuzeigen. Seine 

Majeftät der Kaifer von Defterreich, als Fürſt der deutſch-öſterreichiſchen 
Sande, und die ſämmtlichen Bruderſtämme in diejen Landen find zum 
Eintritt in den deutſchen Bundesftaat und feine Verfafjung jegt und zu 

aller Zeit eingeladen." Welder hoffte fo, durch das Gewicht einer 

vollendeten Thatfache, die Hinderniffe zu überwältigen, die Umtriebe der 
Parteien und Diplomaten niederzuſchlagen, die Bebenflicjleiten des Königs 
von Preußen zu überwinden und die Zuftimmung der Fürften zu erobern. 
Dazu war es aber jegt zu fpät; im Sommer 1848, zur Beit der Er- 
richtung der proviſoriſchen Gentralgewalt, hätte fo etwas gelingen können, 

jegt war bie Widerftandäfraft Oeſterreichs und der Königreiche zu ſehr 
erſtarkt, die Parteibeftrebungen der Defterreiher und der Demokraten 

ihon zu gut organifirt. Und dann war die naive Art, in welcher Welder 
für Oeſterreich den Beitritt offen laſſen und immer noch nicht ganz auf 

daffelbe verzichten wollte, zu jehr im Widerſpruch mit dem Entſchluß, 

die Kaiferfrone dem König von Preußen zu übertragen. Wäre die Ab- 
ſtimmung über Welcker's Antrag fogleih vorgenommen worden, jo wäre 

vielleicht do, unter dem Eindrud der Entmuthigung und Entrüftung 
über die öfterreichifche Gefammtftaatöverfaffung, eine Majorität zu Stande 
gefommen, aber am 21. März, welcher zur Abftimmung anberaumt wurde, 

hatte die Stimmung ſchon wieder etwas umgeſchlagen und Oeſterreich 
indeſſen ſeine Leute zu ſammeln und zu beſchwichtigen gewußt. Zwar 
gaben auch die Oeſterreicher iu der Nationalverſammlung nach der Kunde 
von der octroyirten Verfafjung ihre Sache verloren. Schmerling gab 
feine Entlafjung als Bevollmächtigter bei ber Centralgemalt ein, weil 
für die Fortführung feines Amtes die rechtliche Baſis fortfalle; der 
Unterftaatöfecretär v. Wirth, Arneth, Raifer traten aus der National- 

verfammlung aus, Mackowiczka und €. Rößler blieben zwar darin, er= 

Märten aber, fie würden für die Kaiferwahl des Königs von Preußen 

ſtimmen. Jedoch wurde Schmerlings Entlafjungsgefuch nicht angenommen, 

und Schwarzenberg befehrte ihn: „nur iu einen Bundesſtaat, welcher 
die Selbftänbigleit der Eingelftaaten vernichtet, kann und till Defterreich 
nicht eintreten. Gin foldjes Ertrem ift aber mit dem Begriff des Bundes- 
ſtaates nicht nothwendig verknüpft. Mean kann ſich denjelben auch fo 
denfen, daß dem Auslande gegenüber ein einiges Deutſchland auftritt, 
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im Inneren den verfdhiedenen Staaten und Stämmen eine vernünftige 

Gemeinjamfeit der materiellen Intereſſen und der nationalen Rechts- 
inftitutionen gewahrt bfeibt. In einen folhen Bundesſtaat einzutreten 

ift Oeſterreich jeden Augenblid bereit." Schmerling Tieß ſich halten, 

für ihm war der bevorftegende Banferott der Nationalverfammlung ja 
ohnehin gewiß. Noch vor diefer Antwort auf fein Entlaſſungsgeſuch war 

ein Schreiben Schwarzenberg3 an ihn abgegangen, in welchem die Be- 

dingungen mitgetheilt waren, unter denen die öſterreichiſche Regierung 
ſich entſchließen könnte, in ein bunbeöftaatfiches Verhäftnig mit Deutſch- 

land einzutreten. Letzteres müßte in eine Anzahl großer Kreije einge- 
theift werden, von denen Defterreich als Gejammtjtaat einen zu bilden 
hätte (denn es fei Lebensbedingung für Oeſterreich, feine Provinzen nicht 

aus dem engen Berbande zu reißen, der die Monarchie zur Einheit ge- 
ftalte), und deren Vertretung bei der Centralgewalt Iebiglih in einem 
Staatenhaufe beftehen dürfe, welches aus Ausſchüſſen zufammengefegt fei, 

die aus ber Vereinbarung zwifchen Regierung und Ständen hervorgehen, 
und weiches nicht durch eine über oder neben ihm ftehende Volkövertretung 
gelähmt würde. Auf diefe Bebingungen Hin fei die öſterreichiſche Re— 

gierung bereit, ein großes, ftarfes Deutſchland mit gemeinfamer Ver— 
tretung nad) Außen aufrichten zu heffen, wollte man bagegen den Yundes- 

ftaat aus anderen Elementen zufammenfegen, fo würde ſich Oeſterreich 
verpflichtet erachten, fi den Gefahren zu entziehen, die aus dem Wider« 
ftreit der Gewalten für das ganze Reich ſich nothwendig ergeben müßten. 

Damit hatte nun allerdings Fürft Schwarzenberg feine wahre Meinung 
und daß Ziel ausgefprochen, daS den weltmonarchiſchen Ueberlieferungen 

der habsburgiſchen Dynaftie entſpricht. Das neue Reich ſollte alfo ein 
durch Deutfchland vergrößertes Defterreich fein. Defterreih, das nach 
feinem damaligen Umfang an Flächenraum und Volkszahl dem übrigen 

Deutſchland überlegen war, follte das herrſchende Hauptreich fein, und 
die einzelnen Staaten Deutſchlands den Kreis der Bundesgenoffen bilden, 

deren Machtmittel der Regierung des Hauptlandes zur Verfügung geftellt 
wären. Von einer Gleichberechtigung Preußens hätte feine Mede fein 
tönnen, baffelbe wäre eben eines der Oefterreich unterworfenen Rönigreiche 

gewejen. Die in Deutfchland erftrebte Geſammtvertretung ber deutſchen 
Nation war bei diefem Plane principiell zurückgewieſen. In der That 
hatte die öſterreichiſche Regierung durch die Frechheit, mit ber fie dem 

nad Einigung und Freiheit ringenden Deutſchland ſolche Anerbietungen 
machte, demfelben eine Schmach zugefügt, auf welche das Abbrechen aller 
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weiteren Verhandlungen und bie Errichtung eines deutſchen Bundesftantes 

mit Ausſchluß Oeſterreichs die allein richtige Antwort geweſen wäre. 

Man follte meinen, die Freunde Oeſterreichs in Deutſchland Hätten nun 
genug gehabt. Aber feineswegs; ihre Gebuld war unerſchöpflich, immer 
lamen fie wieder auf die alten abgedrofchenen Einwendungen gegen das 
Ausſcheiden Oeſterreichs zurüd, die Verſuche, wieder anzufnüpfen, wurden 
immer wiberholt, der Glaube an die trügerifchen Verheißungen der öfter» 
reichiſchen Staatsmänner war unvertilgbar. 

Kehren wir zu Welder’3 Antrag und den Verhandlungen der National- 
verfammlung zurüd. Am 21. März fammelte Defterreich feine Getreuen 
nad warb unter den Reihen ber preußenhafjenden Linfen mit ſolchem Er- 
folg Verbündete, daß der Antrag Welder’s, obgleich mit großer Veredt- 

jamfeit vertheidigt, durch eine Mehrheit von 283 gegen 252 Stimmen 
verworfen wurde. Das Minifterium Gagern bot nach diefer Niederlage 

feine Entlaffung an, da fein Programm nun feine Ausſicht auf Annahme 
mehr zu haben ſchien, mußte aber bfeiben, weil e8 unmöglich war, im 
jegigen Augenblid ein neues zu bilden. Der Nathlofigfeit unerachtet, 

wurde die Verhandlung über die Berfaffung fortgefegt und mit möglichfter 

Eile zu Ende getrieben. Am 23. März begann die zweite Lefung. Die 
Bolitif der Linken ging dahin, durch, Aufnahme radikaler Beftimmungen 
die Macht des Reichsoberhauptes möglichft zu beichränfen, wobei fie die 

Defterreicher, die Barticulariften und die Ultramontanen zu Bundesgenoſſen 
hatten, da diefe Hierdurch die Verfaffung für Preußen unannehmbar zu 
machen hofften. Leider halfen dazu die Erbfaiferfichen felbft mit, indem 
fie ber Gegenpartei Zugeftänbniffe machten. Sie ließen ſich nämlich das 
abjolute Veto, das dem Oberhaupt zugeftanden war, in ein breimafiges ' 

ſuspenſives abſchwächen, und verfpradhen, das Wahlgefeg für den Reichs- 
tag, daS bei der erften Lefung faft ohne Beſchränkung allgemeines directes 
Wahlrecht feftgejet hatte, nicht zu beanftanden. Auf diefe Weife ge— 
wannen fie etwa 30 Stimmen. Am 27. März kam man endlich zur 
Abftimmung über die Wahl eines Oberhaupts. Die Uebertragung diejer 
Würde an einen regierenden deutſchen Fürften wurde mit 279 gegen 

255 Stimmen, und die Erblichkeit derjelben mit 267 gegen 263 votirt. 

Der Raifertitel fiegte mit einer Majorität von 24 Stimmen. An 
28. März fchritt man zur Kaiferwahl. Bon den anwefenden 538 Mit- 
gliedern wählten 290 den König Friedrich Wilhelm von Preußen zum 

dentfchen Kaifer, 248 Abgeordnete: Oefterreicher, Bayern, Ultramontane 
und Linke, enthielten ſich der Abftimmung. ine Deputation von 

Klüpfel, Einfeitsbeftrebungen. 1. 7 
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34 Abgeordneten wurde fofort gewählt, um dem König Friedrich Wil- 
helm IV. von Preußen die Kunde feiner Wahl zum deutfchen Kaifer zu 

überbringen. Che wir feine Antwort vernehmen, müſſen wir aber die 
Berfaffung näher aufehen, auf deren Grund er die Vorſtandſchaft des 

deutſchen Meiches übernehmen folfte. 

Der Kaifer ift nach diefer Verfafjung der erbliche Träger der mit 

den weſentlichſten Rechten einer conftitutionellen Monarchie ausgeftatteten 
Eentralgewalt. Diefe hat die völkerrechtliche Vertretung des ganzen 
deutſchen Reiches, ſowie der einzelnen deutfchen Staaten. Ihr fteht aus- 
ſchließlich das Recht des Krieges und Friedens zu, fowie die Verfügung 
über die ganze bewaffnete Macht, Landheer und Flotte. Der Kaifer hat 
im Namen der Reichsgewalt Bündniſſe und Verträge mit auswärtigen 

Mächten zu fchliegen, Gejandte und Confuln zu ernennen. Er hat die 
Befugniß, den Reichstag zu berufen, zu fchließen und aufzulöfen, dem⸗ 
felben Geſetzesvorſchläge zu machen, und die vom Reichstag beſchloſſenen 
Geſetze zu verfünden umd zu vollziehen. Iſt der Kaifer mit dieſen Be— 
ſchlüſſen nicht eimverftanden, fo fann er dreimal fein Veto einlegen und’ 
dreimal den Reichstag auflöfen, muß aber dann zuftimmen. Alle diefe 
Gewalt übt er durch bie von ihm ernannten, aber dem Reichstag ver- 

antwortlichen Minifter aus. Neben der ynitiative zur Gefeßgebung hat 
die Reichsgewalt aud) die Oberauffiht über das Verkehrsweſen, Zoll 
und Münze, und die Aufgabe, in allen dieſen Gebieten mögfichfte Einheit 
herzuftelfen. Zur BVeftreitung der Ausgaben für die von Reichswegen 

auszuführenden Maßregeln und Einrichtungen ift die Reichsregierung auf 
die Einkünfte aus den Zöllen und die gemeinfamen Productions und 

Verbrauchsſteuern angewieſen, hat aber auch das Recht, inſoweit diefe 
Einkünfte nicht ausreichen, Matricularbeiträge von den Einzelftaaten ein- 
zuziehen, und in außerordentlichen Fällen auch Reichsſteuern aufzulegen 

und zu erheben, fowie ‚Anleihen zu madjen. Der Kaifer bezieht eine 

Eiviffifte, welche durch den Reichstag feftgefegt wird. Die einzelnen 

Staaten behalten alle diejenigen Rechte, welche nicht ausdrücklich der 
Reichsgewalt übertragen find. Was ihnen bfeibt, ift die Verwaltung 
im engeren Sinne, die Feftfegung, Erhebung und Verwaltung der Grund» 

und Gewerbefteuern, die Rechtspflege, die Handhabung der Polizei, die 

Leitung des Unterrichtsweſens. Da ber Reichsgewalt die oberfte Leitung 
und Organifation des Heerweſens zufteht, und die Stärke ber Heered- 
macht durch ein mit dem Reichstag zu vereinbarendes Wehrgefeg beftimmt 
werben folf, fo hat der Einzelftaat nur die Ausführung der von dem 
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Reichsminiſterium erlaffenen Anordnungen, die Ausbildung der einzelnen 
Zruppen und die Ernennung der Offiziere, mit Ausnahme der Cher- 
befehlahaber felbftänbiger Heerestörper. Der Reichsregiefung ſieht die 
Boltövertvetung, der Reichstag zur Seite. Diefer befteht aus zwei 
Häufern, einem Staatenhaus und einem Bollshaus. Erſteres wird ges 
bildet aus Vertretern der Einzelftanten, bie zur Hälfte von den Megie- 
tungen ernannt, zur andern Hälfte durch die Volfävertretung der bes 
treffenden Staaten auf je ſechs Jahre gewählt werden. Ihre Zahl beträgt " 
mit Einfluß Deutſchöſterreichs 192 Mitglieder; fo Tange die deutjch- 

öfterreichifchen Lande am Yundesftaat feinen Theil nehmen, werden bie 
auf Oeſterreich fallenden 38 Mitglieder auf eine Anzahl der anderen 
deutſchen Staaten vertheilt, von welcher Vermehrung aber Preußen, das 
fhon 40 Mitglieder hat, ausgeſchloſſen if. Das Vollshaus befteht aus 

Abgeordneten des Volkes, die von allen volljährigen, d. h. 2bjährigen 

unbeſcholtenen Deutſchen je auf drei Jahre fo gewählt werden, daß auf 
100,000 Seelen je ein Vollsvertreter kommt. Wenn ſich jedoch in einem 

Eingelftaat bei Bildung der Wahlkreife ein Ueberſchuß von 50,000 Seelen 

ergibt, fo ift hierfür ein befonderer Wahlkreis zu bilden. Die Wahl- 
berechtigung ift eine durchaus allgemeine, an feinen Cenſus, an feine 
Steuerquote gebunden. Die Wählbarkeit ift ebenfo unbefchränft. Rechts-⸗ 
gültige Beſchlüſſe der Volfsvertretung können nur durch Uebereinftimmung 
beider Häufer zu Stande kommen. As Bürgſchaft für die Neichöver- 
jafſung ımd den öffentlichen Rechtszuſtand des Reiches wird ein Meichd- 

gericht eingefegt, mit volffter Competenz in allen ſtaatsrechtlichen Fragen 
des Reiches und der Einzelftaaten. in befonderer Abfchnitt über bie 
Grundrechte des deutſchen Volles beftimmt die perfönlichen Rechte der 
Deutfchen, die fchon am 27. December 1848 als rechtsgültig verkündet, 

aber nur von den Meineren beutichen Stuaten angenommen waren; Defter- 

ei, Preußen, Bayern und Hannover hatten die Anerkennung verweigert. 
Dies war alfo die Verfaffung, welche der König von Preußen ans 

nehmen mußte, wenn er deutſcher Kaiſer werden wollte. Mit großer 

Spannung harrte die Nationalverſammlung und das ganze deutſche Volt 

auf die Antwort des Könige. Wie fie ausfallen würde, war ſowohl 
nach feinen bißherigen Aeußerungen, als nad) feinem ganzen Charakter 
ſeht zweifelhaft. Er Hatte fich wiederholt ausgefprochen, daß er die beutfche 
Krone von der Nationalverſammlung allein nicht würde annehmen Können, 
fondern nur, wenn auch bie deutſchen Fürften einverftanden wären. Cr 
war don einem faft religiöfen Glauben an die legitimen Rechte der Fürſten 

7* 
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befeelt und Hatte überhaupt eine große Echen vor Anerkennung revolu - 

tionärer Priygipien, welche durch die Exfebniffe des vergangenen Jahres 
nur verftärkt worden war. Daß gefährliche Vertvidelungen mit aus» 

märtigen Mächten in Ausficht ftehen würden, das mußte er mit Be— 
ſtimmtheit in Rechnung nehmen, und in der ihm angebotenen Verfaſſung 

waren mande Punkte, die ihm bei feinen politifhen Weberzeugungen ein 
Anftoß fein mußten. Die Beſchränkung des Veto's gegen Beſchlüſſe der 
Volksvertretung auf blos dreimalige Suspenfion, das Wahlgefeg, welches 
allem Volt, auch dem ungebildeten und befiglofen, den gleichen Einfluß 

gab, waren Veftimmungen, gegen welche das monarchiſche Princip einen 
ſchweren Stand Hatte. Bei Erwägung dieſer Verhältniſſe konnte ſich 
die Partei der Nationalverfammlung, welche die Wahl des Königs von 
Preußen burchgefegt hatte, kaum Hoffnung machen, daß er diefe Wahl 

annehmen und bie daraus erwachjende Aufgabe mit Kraft und Ausdauer 

durchführen werde. Doc) fehlte es der erbfaiferlihen Partei auch nicht 
an Gründen für ihre Hoffnung, daß der König einen ihren Winden 

günftigen Entſchluß faffen werde. Für feinen auf das Große und Ideale 

gerichteten Sinn mußte die Kaiferfrone doch lockend fein; der Beruf des 
Neichsoberhauptes war ja eben das, was er am 21. März 1848 felbft 
als feine Aufgabe verfündet Hatte; feinen confervativen Bedenken fonnte 

ja auch die Erwägung ein Gegengewicht geben, daß ein Ablehnen der 
Wahl und das daraus ſich ergebende Scheitern des Einigungswerkes" 
Deutſchland in eine gefährliche Krifis ftürzen und der Revolution Thür 
und Thor öffnen würde. Man hoffte, feine Umgebung würde ihn ber 
fimmen, namentlid wußte man von General Rabowig und von dem 

preußifchen Gefandten in London, Bunſen, der damals in Berlin war, 

daß fie in diefem Sinne auf ihn einwirken wiürben. Auch hoffte man 

eine günftige Einwirkung ber allgemeinen Stimmung in Deutfchland uud 
Preußen, die ungeachtet des vorangegangenen Schwankens jegt jehr für 
den Abſchluß der Verfaffungsfrage war. Der Widerftand, welden Defter- 

reich und die deutſchen Fürften entgegenfegen konnten, war am Ende 
nicht fo mächtig. Eben das Oeſterreich, das fich fo ſchroff gegen ben 

deutſchen Bundesſtaat ausgeſprochen hatte, war jelbft noch weit davon 

entfernt, einen feft gefchloffenen, organifirten Cinheitslörper zu bilden; 
es war im Kampf mit zwei großen Provinzen, mit Ungarn und Stalien, 

und baburch fo befchäftigt und gelähmt, daß es fich nicht wohl mit Nach 

drud in die deutſchen Angelegenheiten mifchen konnte. Und dann, was 

die deutſchen Fürſten betraf, jo war es doch fraglich, ob fie durch Wiber- 



Die Kaiſerbotſchaft. 101 

ſpruch gegen die Kaiſergewalt die Bewegung verlängern wollten, ober 
vorzogen, durch Unterwerfung zur Herftellung der Muhe und Orbnung 

beizutragen. Und felbft die Gefahr des Widerſpruchs der auswärtigen 
Mächte war nicht jo ſchlimm, wenn die Sache vafch durchgefegt werben 
lonnte. 

Die Deputation der Nationalverfammlung*), welche den Auftrag 
hatte, dem König von Preußen die Nachricht von feiner Wahl zum deutſchen 
Kaifer zu überbringen, reifte langſam, um dem Könige Zeit zu reiflicher 
Usberfegung zu laſſen. Am 2. April traf fie in Berlin ein. An dem- 

felben Tage befchloffen beide Kammern eine Adreſſe an den König, worin 
fie ihn baten, gemäß feiner Erwählung die Leitung der Gefchide des 

Baterlandes zu übernehmen, dabei aber auch der obwaltenden Schwierig- 
feiten gedachten. ‚Am 3. April hatte die Deputation Audienz bei dem 
König, zu welcher fie mit geipannter, mehr ängſtlicher ala freudiger Er— 
wartung eintrat. Der König erflärte: er erfenne in dem Beſchluſſe der 

deutſchen Nationalverfanmlung die Stimme der Vertreter des deutjchen 
Volles, diefer Ruf gebe ihm ein Anrecht, das er zu ſchätzen wiſſe, und 
er ſpreche feinen Dank für diefes Vertrauen aus. „Aber“, fuhr er fort, 

„id würde ihr Vertrauen nicht rechtfertigen, ich würde dem Sinne des 
deutfchen Volles nicht entfprechen, ich würde Deutſchlands Einheit nicht 
aufrichten, wollte ich, mit Verlegung Heiliger Rechte und meiner früheren 
ausdrüclichen und feierlichen Verficherungen, ohne das freie Einverftändniß 

der gefrönten Häupter, der Fürſten und freien Städte Deutſchlands, eine 

Entſchließung faſſen, welche für fie und für die von ihnen regierten deut» 
fen Stämme die entjchiedenften Folgen haben muß. An den Regierungen 
der einzelnen beutjchen Staaten wird es daher jegt fein, in gemeinfamer 

Berathung zu prüfen, ob die Verfaffung den Einzelnen wie dem Ganzen 
frommt, ob die mir zugebachten Rechte mich in den Stand fegen würden, 
mit ftarfer Hand, wie ein folcher Beruf e3 von mir forbert, die Geſchicke 

des großen deutſchen Vaterlandes zu leiten und die Hoffnungen feiner 
Bölfer zu erfüllen. Deſſen aber möge Deutfchland gewiß fein, und das, 
meine Herren, verfünbigen Sie in alfen feinen Gauen: bedarf es des 
preußiſchen Schildes und Schwertes gegen äußere oder innere Feinde, 

fo werbe ich auch ohne Ruf nicht fehlen. Ich werde dann getroft den 

*) In der Spitze derſelben war der Präfident Simfon, von den übrigen Mit- 

dern nennen wir E. M. Arndt, Dahlmann, Mittermaier, Fr. v. Raumer, Rimelin, 

d. Goiren, Stengel, Zadarid von Göttingen. 



N 

102 Die Nationalverfammlung. 

Weg meines Haufes und meines Volles gehen, den Weg ber deutſchen 
Ehre und Treue." 

Diefe Erklärung war der Frankfurter Deputation eine fehmerzliche 

Enttäufhung; wenn fie ſich auch auf Vorbehalte und Einwendungen gefaßt 
gemacht Hatte, fo hatte fie doch nicht erwartet, daß der König der National- 

verſammlung bie Befugniß, ohne die Fürften das deutſche Verfaſſungs- 
werk feftzuftellen, fo gänzlich abjpredhen wide. Doch einem Mitglied 
der Deputation konnte diefe Ablehnung nicht unerwartet fein. E. M. Arndt 

hatte in jenen Tagen, in welden die Erklärungen von Defterreih und 
Bayern da8 Gelingen des Einheitswerkes fo fehr in Frage ftellten, an 
den König gefhrieben, ihn an fein Wort vom 21. März 1848 erinnert 
und fid) darauf berufen, daß er fich für einen ehrlichen, ſtarken deutſchen 

Bundesſtaat, ftatt des unehrlichen und ſchwächlichen früheren Staaten- 
bundes erklärt habe, er habe gelobt, alle feine Macht und die Stärke 
feines Volles für die Stärke und Macht Deutfchlands einzufegen. Dieſes 
königliche Wort, die ftarfe Bindung diejes Bundes, welcher Preußen und 

Deutſchland in Eins verwandle, fei die einzige Möglichkeit, die Ehre 
und Herrlichkeit Deutſchlands zu retten. Nur wenn ber König von Preußen 
als Halter und Retter Deutſchlands fi an deſſen Spige ftelfe, könnten 
die Liſten Oeſterreichs, das Deutſchlands Ehre und Macht feit drei Jahr— 
hunderten verzettelt und verfchleppt habe und es jet wieber in's Schlepptau 
nehmen wolle, und bie bei einem Directorium unvermeibliche rothe Re— 
publif überwunden werben. In ber Weife eines altteftamentlichen Pro- 
pheten beſchwor er den König und madjte ihm die Annahme des von 
der Nationalverfammlung angebotenen Berufes zur Gewiſſenspflicht. Hier- 
auf antwortete der König, in voller Anerkennung des Sinnes, in welchem 
Arndt zu ihm gefprochen hatte, in einem Schreiben vom 18. März in 
der Hauptfache Folgendes: „Die große Berfammlung, die ſich deutſche 
Neichd- oder Nationalverfammlung nennt, von der ein erfreulich großer 
Theil zu den beften Männern bes großen Vaterlandes gehört, hat weder 
eine Krone zu geben noch zu bieten. Sie hat eine Verfaſſung zu ent- 

werfen und demmächft mit allen von ganz Europa anerfannten regierenden 
Herren und Städten Deutſchlands zu vertragen. Wo ift der Auftrag, 
der dieſe Männer berechtigt, über die rechtmäßigen Obrigfeiten, denen 
fie geſchworen, einen König oder Kaifer zu fegen? Wo ift ber Rath 

der Könige und Fürften Deutfchlands, der nad) taufendjährigem Her- 

fommen dem heiligen Reich feinen König kürt, und die Wahl dem Volfe 
zur Veftätigung vvrlegt? Ihre Verfammlung hat fi) der Bildung dieſes 
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Rathes, der Darftellung der deutſchen Obrigfeiten im neuen Centrum 
der Nation ſtets widerſetzt. Das ift ein ungeheurer Fehler, man darf 
es eine Sünde nennen — jeßt zeigen ſich bie Folgen diefer Sünde, jet 
fühlt Jedermann zu Frankfurt, auch die, denen Urſache und Mirkung 

nicht Har ift, daß man dafelbft bei fo viel Verbienft, fo großen Mühen 
und theilweife fo reiner Abſicht, an einer gewiffen Unmöglichkeit laborirt. 

Glauben Sie, daß Herz und Bein durchſchütternde Scenen, Worte und 
Beſchlüſſe des Parlaments das Unmögliche möglid) machen können? Doc 
gelegt, mein theurer Arndt, die Sinde wäre nicht begangen, ober fie 
würde noch gut gemacht, uud’ der ächt und recht vereinte Math ber Fürften 
und des Volles fürte in ber alten Wahlſtadt und böte mir die alte, 
wahre, rechtmäßige, taufenbjährige Krone der deutfchen Nation — nun 
verweigern und nehmen, Bier zu handeln wäre heute thunlich — aber 
aufworten würde ich, wie ein Mann antıvorten muß, wenn ihm bie höchfte 

Ehre diejer Welt geboten wird. Doc ad), fo fteht e nicht! Auf eine 

Botſchaft, wie fie mir aus Frankfurt droht — geziemt mir das Schweigen. 
Ich darf und werde nicht antworten, um Männer, die ich ehre und liebe, 

auf die ih mit Stolz, ja mit Dankbarkeit bfide, nicht zu beleidigen, denn 

was würde mir geboten? Iſt diefe Geburt des gräßlich Freifenden Jahres 
1848 eine Krone? Das Ding, von dem wir reden, trägt nicht das 
Zeichen des heiligen Kreuzes, drückt nicht den Stempel von „Gottes 
Gnaden" aufs Haupt, ift feine Krone. Es ift das eiferne Halsband 

einer Knechtſchaft, durch welches der Sohn von mehr als 24 Regenten, 
Kurfürften und Königen, das Haupt von 16 Millionen, ber Herr des 
treueiten und tapferften Heeres ber Welt, der Revolution zum Leibeigenen 

gemacht würde. Und das fei ferne! Der Preis des Kleinodes müßte 

obenein das Brechen meines dem Landtage am 26. Februar gegebenen 
Wortes fein: „die Verftändigung mit der deutſchen Nationalverſammlung 
über die zufünftige Verfafjung des großen Vaterlandes im Verein mit 

allen deutſchen Fürſten zu verſuchen.“ Ich aber bredhe weder dieſes, 

noch irgend ein anderes gegebenes Wort. Es will mich fajt bediinfen, 
mein tbeurer Arndt, als walte in Ihnen ein Irrthum, den Sie freilich 

wit vielen anderen Menfchen theilen, als ſähen Sie die zu befämpfende 
Revolution nur in der fogenannten vothen Demokratie und den Com- 

muniſten — der Irrthum wäre jchlimm. Jene Menfchen der Hölle und 
des Todes können ja nur allein auf dem lebendigen Boden der Revo— 
fution wirlen. Die Revolution ift das Aufheben der göttlichen Orbnung, 
das Beraten, das Befeitigen der rechten Ordnung, fie lebt und athmet 
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ihren Todeshauch, fo lange unten oben und oben unten ift. So lange 
alfo im Centrum zu Frankfurt die deutſchen Obrigfeiten eine Stätte 

haben, nicht obenan im Nathe figen, welcher der Zukunft Deutſchlands 

eine Zufunft zu geben berufen ift, fo lange fteht diefes Centrum unter 
dem Spiegel des Nevolutionsftromes und treibt mit ihm, fo lange hat 
& nichts zu bieten, was reine Hände berühren dürfen. Als beutfcher 

Mann und Fürft, deifen Ja ein Ja volffräftig, deſſen Nein ein Nein 
bedächtig, gehe ich in Nichts ein, was mein herrlich Vaterland verfeinert 
und dafjelbe dem gerechten Spotte feiner Nachbarn, dem Gerichte ber 
Weltgeſchichte preisgibt, nehme ich Nichts an, was meinen angeborenen 
Pflichten nicht ebenbürtig ift, oder ihnen Hindernd entgegentritt. Dixi 
et salvavi animam meam.“ 

« Nach diefer Erklärung konnte Niemand von dem König eine zufagende 
Antwort auf die Botſchaft der Kaiferdeputation erwarten. Arndt aber 
durfte feinen Collegen weder von feiner Anfrage, noch von dem Brief des 
Königs etwas mitteilen, da ber König ihm die ftrengfte Geheimhaltung 
zur Pflicht gemacht Hatte. Erſt nad) dem Tode Beider wurbe die Cor- 
refpondenz veröffentlicht.*) Uebrigens muß ‚man wohl annehmen, daß 
Arndt feldft nad) diefem auf eine, wenn auch bedingte, Bufage des Königs 

nicht ganz verzichtet hatte. Man wollte damals in Berlin willen, ber 
König habe geſchwankt und fei fogar für die Annahme geftimmt geweſen, 
fei aber Tags zuvor auf einer Jagdparthie, an weldher ber öfterreichifche 
Sefandte, Freiherr v. Prokeſch, Theil genommen, von diefem zur Ab- 
lehnung beftimmt worden. Dies ift nad) obigem Brief mehr als un- 
wahrſcheinlich. 

*) Zuerft im Halleſchen Volksblatt von Stadt und Fand, und dann in der Auges 
burger Allg. Zeitung 1861, 22. Januar oder Nr. 22 Hauptblatt. 



Fünftes Kapitel. 

Die Rationalverfammlung, von Friedrih Wilhelm IV. Ableh⸗ 
nung der Kaiſerwahl, bis zu ihrer Anflöfung. 

Wie Triumphatoren waren die Abgefandten ber Nationalverfammlung 
ausgezogen, fagt ein Gefchichtfchreiber jener Zeit*), und wie verfprengte 
Flüchtlinge lehrten fie zurid. Es war der Eindruck einer verforenen 
Schlacht, einer unzweifelhaften Niederlage, welche die Nationalverfamm- 

lung erlitten hatte. Der Anſpruch, das Verfaſſungswerk aus eigener 
Macht zu vollenden, war. entjchieden zurückgewieſen, und die Verfaſſang 
nur als ein Entwurf, als Grundlage für die gemeinfame Berathung der 

Regierungen behandelt. Diejenigen, welche immer das Bereinbarımgs- 
prinzip feftgehalten hatten, waren gerechtfertigt und wollten nun Vertagung 
des Parlaments, um den Regierungen Beit zur Beratung zu laffen. 

Die Linke, der es mehr um die Geltung der Grundrechte, um die Befugs 
niffe der gemeinfamen Volksvertretung zu thun war, al3 um die Cen- 
tralgewalt, wollte die Berfaffung beibehalten und nur die Oberhanptöfrage 
offen laſſen. Die Freunde des Divectoriums glaubten, jet blühe ihr 

Weizen, und man bürfe nur ftatt des Erbkaiſers das Directorium als 
Schlußſtein einfügen. Wieder Andere verlangten, der Habsburger folle 
jegt die vom Hohenzoller zurückgewieſene Krone aufnehmen. So weit 
diefe Ziele auch auseinander gingen, fo fanden es doch alle Parteien in 

ihrem Jutereſſe, die von ber Verſammlung angenommene Verfaffung un- 
verändert feitzuhalten, und es wurde in Folge einer Verabredung der 

Gentren und ber Linken am 11. April ein gemeinfamer Antrag von 
Kierulf und Vogt eingebracht und mit 276 Stimmen gegen 159 ange 

=) Sicht R. Haym, Die beutfhe Nationalverſammlung, Schlußbericht &. 27. 
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nommen, wonach die Nationalverfammlung feierlich vor der beutfchen 

Nation erklärte, an ber in zweiter Leſung beſchloſſenen Verfaſſung un 
wandelbar feftgaften zu wollen, und ein Ausſchuß von 30 Mitgliedern 

wurde beauftragt, diejenigen Mafregeln zu berathen, welche zur Durch- 

führung diejes Beſchluſſes nöthig erſchienen. Diefer Ausſchuß war aus 
Angehörigen der preußiichen Partei wie Dropfen und Dunder, aber auch 
der Linken wie Ludwig Simon und Vogt zufammengefegt, und e8 war 
nit zu erwarten, daß dieſes unnatürliche Bündniß von Dauer fein könne, 

Am Tage nach der Audienz der Frankfurter Deputation, d. 4 April, 
erließ die preußifche Regierung eine Eircularnote an die deutſchen Negier 

rungen, in welcher die Antwort des Königs mitgetheilt und erläutert wurde, 
Es wird darin gefagt, S. Maj. habe bie Bereitwilligkeit, an die Spige 
Deutſchlands zu treten, erflärt, aber aud) auf der audern Seite daran 
feftgehalten, daß die Verfaſſung Deutſchlands nur im Wege der Vereiu— 

barung fejtgeftellt werden, und die getroffene Wahl nur durch das freie 
Einverſtäudniß der Negierungen zu voller Rechtsgiltigleit gelangen könne. 
Seine Maj. fei nun, dem ergangenen Rufe Folge leiſtend und eingebenk 
der Anfprüche, welche ihm Preußens Stellung in Deutſchland gewähre, 

entichloffen, an die Spitze eiues deutschen Bundesſtaates zı treten, der 

aus denjenigen Staaten ſich bilden werde, welche aus freiem Willen ſich 
demſelben anfchlichen wollen. Die Formen dieſes Bundesſtaates wilrden 
mefentlich davon abhängen, wie viele und welde Staaten ſich demfelben 

auſchließen. Im Bufammenhang damit wurden nun die Regierungen 
aufgefordert, Bevollmächtigte in Frankfurt zu beftellen, welche eine Erklä- 

rung darüber abzugeben hätten, ob und unter welchen Bedingungen fie 
geneigt wären, dem Bundesſtaate beizutreten. Da diefe Note in divectem 
Widerſpruch mit dem Beſchluß der Nationalverfammlung vom 11. April 
ftand, fo verſuchte nun das Reichsminiſterium eine Verftändigung anzu= 

bahnen. Aui 14. April berief der Präfident deflelben, Gagern, nachdem 

er mit einigen Vertretern kleinerer Staaten fich beſprochen hatte, Die Ber- 
tretev der ſämmtlichen deutſchen Einzelftaaten zu fih, um von ihnen Er- 

Öffnungen über die Stellung ihrer Regierungen zur Reichöverfaffung 
entgegenzunehmen. Hier erffärten num die Bevolfmächtigten der König- 
reiche, fie feien ohne Inſtruction; Hannover war gar nicht vertreten, 28 
Kleinſtaaten aber, Baden an der Spitze, gaben eine gemeinfame Erflärung 
ab, in welcher fie das volle Einverftändniß ihrer Regierungen mit der 

Kaiferwahl des Königs von Preußen und der Reichsverfaſſung bekannten, 
und bie übrigen Negierungen, in&befondere die preußifche aufforberten, 
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nicht durch das Feſthalten an dem Vereinbarungsprinzip das Vater⸗ 

land den Gefahren preiszugeben, die mit einem längeren Vorzug des 

Berfaffungswerkes verbunden fein müßten. Es follte auf dieſe Weife 

ein Drud auf Preußen geübt und den Königreichen ein gutes Bei— 
fpiel gegeben werben; aber die Demouftration hatte nicht die beabfichtigte 

Wirkung. Am 17. übergab ber preußifche Bevollmächtigte v. Camphaufen 

ein Schreiben an Gagern, worin er widerholte, der König von Preußen 

habe die Uebernahme der Oberhauptswürde an die Vorbedingung des 
freien Ginverftändniffes der Regierungen geknüpft. Da nun zwar 28 

Regierungen ſich einverftanden erffärt, die größeren Staaten aber ihre 

Stimmen noch nicht abgegeben Hätten, fo fei die Vorbebingung der Ent- 
ſchließung des Königs noch nicht vorhanden. Die preußiſche Regierung 

wolle nım in Rüchſicht auf die Wichtigfeit der Sache noch eine kurze Frift 
warten, ehe fie ihren weiteren Entjchfiegungen die Thatfahe zu Grunde 
fege, daß die Zuftimmung der größeren deutſchen Staaten fehle Ein 

Mitglied des Reihsminijteriums, Beckerath, reiste hierauf nach Berlin, 
um auf ben König einzumirfen, aber feine Bemühungen hatten feinen 
Erfolg. In der zweiten preußifchen Kammer bot Georg dv. Vinde alle 

feine Beredtfamteit auf, um einen der Annahme der Reichsverfaſſung 
günftigen Beſchluß zu Stande zu bringen, und am 21. April ftellte der 

Abgeordnete Nodbertus den Antrag auf rechtsgiltige Anerkennung der 
unv:ränderten Reichöverfaffung. Aber auch dieſes Half nichts. Graf Bran⸗ 
denburg erllärte, die Regierung erfenne zwar die Macht der öffentlichen 

Meinung an, aber „niemals, niemals, niemals“ mwerbe fie dad Staats- 
fchiff den Stürmen diefer wandelbaren Meinung ohne Steuer preisgeben. 
Die preußifhe Regierung fehe fih in Betracht der Beſchaffenheit der 
Reichsverfaſſung außer Stande, ihre unbedingte Annahme dem Könige 
zu empfehlen. Der Antrag des Abgeorbneten Robbertus wurde dennoch 
angenommen, aber nur mit einer Majorität von 16 Stimmen. 

Außerhalb Preußens fonnte man nicht recht begreifen, daß dort die 
Begeifterung für die Reichsverfaſſung nicht größer, daß unter den gebildeten 

Ständen die Meinung ſehr getheilt war. Das fefte Staatsbewußtſein, 

das an den beftehenden Zuftänden mit Anhänglichteit fefthielt und ſich 
nicht auf unſichere Verſuche einlafien wollte, war deu Bewohnern der 
Mein- und Mittelftaaten, welche die Urſache aller focialen Uebelftände in 

dem Mangel an freier politifcher Bewegung fahen, unverſtändlich, fie 
waren nicht im Zweifel darüber, daß man eine ganz Deutſchland eini- 
gende Berfaffung der bisherigen Zerfplitterung und ben beengenden Ber 
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hältniſſen, welche daraus folgten, vorziehen müſſe. Im ſüdweſtlichen 
Deutſchland war die Agitation für die Reichsverfaſſung beſonders lebhaft, 

und der Widerſtand der Regierungen konnte nur in dem Eifer dafür be» 

flärfen. Man war feit Jahrzehnten daran gewöhnt, daß in ber Oppo- 
fition alles politifche Leben aufging. Auf ihrer Seite ſah man Talent, 

Geift und Ehrenhaftigkeit; wer auf Seiten der Regierung ftand, galt als 
Hinter der Zeit zurücigeblieben, ja er war dem Verdacht ausgeſetzt, daß 
er eigennüßige Ziede verfolge, daß er es nicht ehrlich meine, daß es 

ihm an Liebe zum Vaterland und Sinn für das allgemeine Wohl fehle. 
Die formalen Rechte der Vollvertretung erjchienen als die Hanptfache, 

nad) den materieflen Zweden und Bielen fragte man weniger, baher 
tam es daß in der liberalen Oppofitionspartei Leute von verſchiedenen 

politifchen Neigungen vereinigt waren, ohne ſich der wejentlichen Unter- 
fchiebe bewußt zu werben. Daß die Oppofition ungeachtet alfer Rührigkeit 
und obgleich ihr die beften Kräfte zu Gebot ftanden, doch verhäftnigmäßig 

Heine Erfolge und Leiftungen aufzuweifen hatte, Konnte in dem Glauben 

an die Verdienfte des Liberalismus nicht irre machen, denn man fchob 

die Schuld der Unfruchtbarkeit der liberalen Beſtrebungen auf die engen 
politifchen Verhältuiffe, in einem größeren Staat, glaubte man, würden 
die muthigen Redner und freifintigen Schriftfteller gewiß Gehör gefunden 
und etwas ausgerichtet Haben. Darum fah man e3 jegt als felbftver- 
ſtändlich an, daß das, was eine große Verfammlung der beften Männer 

aus allen Gauen Deutſchlands, fo vieler bewährter Vaterlandsfreunde, 
geiftreicher Gelehrten, trefflicher Redner befchloffen hatte, auch für ganz 

Deutſchland Geltung haben müſſe, und daß nur Unverftand, Uebelmollen, 
dynaftifcher Eigenfinn, bornirter Bitreaufratenhochmuth und Servilismus 
ſich dagegen fträuben könnten. So waren im ſüdweſtlichen Deutſchland 
alle, die zur liberalen Oppofition zählten oder dazu Hinneigten, die große 
Mehtzahl des gebildeten Mittelftandes, fowie ber Handwerker und Ge- 
werbsleute in den Städten, für die Reichsverfaſſung. In Wirtemberg 
hatte da8 aus den Reihen der liberalen Oppofition hervorgegangene 
Märzminifterum von Anfang an feine Bereitwilligfeit erklärt, die Beſchlüfſe 

der Nationalverfammlung anzunehmen, es hatte fi} beeilt die Grundrechte 
rechtsgiltig zu verfündigen, und wollte jegt auch die Reichsverfaſſung 
und die Kaiſerwahl ohne Verzug anerkannt wiſſen. Der König Wilhelm 
war nicht fo bereitwillig; er hatte zwar gleich bei dem Beginn der Be— 
wegung.feine Zuftimmung dazu gegeben, daß ber König von Preeußn bie 
Leitung der deutfchen Angelegenheiten in die Hand nehme, und noch im 
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December einen Brief an ben König gefchrieban, der einen Bund ohne 
Oeſterreich empfahl*); aber fpäter, da man ihm von Berlin aus weniger 
entgegenfam als er gehofft hatte, öſterreichiſchen Einflüfterungen Gehör 
gegeben und an der Oppofition ber anderen Königreiche gegen Preußen 
teilgenommen, und war überhaupt ängftlich darauf bedacht, von feiner 

Sowveränität fo viel feftzuhalten, als ſich nach den Verhältniſſen retten 
hieß. et konnte er die Unterordnung der Künigreiche unter das Kaifer- 

thum oder die Reichsvorſtandtſchaft Preußens keineswegs als vollendete 

Thatſache anfehen, er wußte, daf ihm weder von Preußen nod) von feinen 

Königlichen Collegen ein Zwang drohe, und war beöhalb von feinem 
Standpunkt aus ganz berechtigt, die ihm angefonnene Erklärung fr die 
Reichöverfaffung und die erbliche Kaiſerwürde zu verweigern. Das Mi- 

niſterium aber und die Volfövertretung fahen ed, im Einklang mit der 
Stimmung des ganzen Landes, fr eine Ehrenfache an, daß Wirtemherg, 

das bisher die Beichlüffe der Nationalverſammlung als rechtsgiltig aner- 

fannt Hatte, auch diesmal in der Hauptfrage und bei dem Abſchluß des 
Einigungswerfes ohne Verzug zuftimme. Wirtemberg ſollte mit ber Reichs- 
fahre vorangehen und den übrigen Königreichen in der Aufopferung der 

Souveränität zu Gunften der nationafen Einheit ein gutes Beiſpiel geben. 
Die Minifter drängten den wiberftrebenden König zu einer entjchievenen 
Erklärung und forderten für den Verweigerungsfalf ihre Entlafjung. Im 
ganzen Lande wurde die Zufage des Königs lebhaft gemwünfcht und ger 

fordert, das Volk erinnerte fich der früheren Verfaſſungskämpfe, in melden 
der König auch der allgemeinen Stimme hatte nachgeben müfjen, e8 wollte 
andy diesmal feinen Willen durchſetzen. Beſonders in der Reſidenzſtadt 
war die Stimmung für Annahme der Reichsverfaſſung ſehr entſchieden. 

In der eben anweſenden Stänbeverfammlung wurde mit 70 gegen 7 
Stimmen eine Adreffe an den König für unummundene Anerkennung ber 
Reichsverfaſſung beſchloſſen, welche demfelben von einer Deputation über- 
bracht wurde, die ihn auch noch mündlich mit Hinweifung auf die drohen» 
den Gefahren zur Annahme der Reichsverfaſſung zu beftimmen fuchte. 
Er antwortete: die Reichsverfaſſung fei ja noch gar nicht fertig, es werde 
ja noch darüber von dem König von Preußen mit Gagern unterhandelt, 
er fönme nicht anerkennen, was noch gar nicht vechtägiltig eriftire. Man 
möge ihm doch Zeit laſſen. Uebrigens wolle er die ganze Reichsver⸗ 

faffung mit Ausnahme der Oberhauptsfrage annehmen. „Dem Haufe 

*) Bunfens Leben II. ©. 485. 
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Hohenzollern," fuhr er fort, „unterterfe ich mich nicht. Ich bin das 
meinem Lande, meiner Familie und mir felbft ſchuldig. Würden aber 

alfe Fürften von Deutſchland es thun, fo würde auch ich diefes Opfer 
für Deutſchland bringen, aber mit gebrochenem Herzen. Ich fann dur 
Ihre Erklärungen, durch Aufruhr im Lunde dazu genöthigt werden. Wenn 
Sie fih auf den Boden der Revolution ftellen und mich zwingen, mein 
Wort zu geben, fo ift es fein freies. Das erkennen Sie ſelbſt an, 

und fönnen es auch nicht wollen; denn ein erzwungenes Wort wäre für 
mid) nicht bindend, ich könnte es ja widerrufen, wenn mein Wille wieder 

frei wäre. Die beutfche Verfaffung werde ich in meinem Lande einführen, 

wie ich bie Grundrechte zuerft eingeführt habe. Ich gebe Ihnen mein 
Wort. Aber dem Haufe Hohenzollern unterwerfe ich mich nicht, mein 

Gewiffen und meine Ueberzeugung laſſen e8 nicht zu. Dem Kaiſer von 

Defterreich, wenn er gewählt worden wäre (ba ich die Ucberzeugung habe, 
daß es für Wirteniberg vorthrilhaft geweſen wäre) würde ich mich unter- 

worfen haben. Ich bin mit meinem Minifterium nicht meins, ich bin 
mit ihm bis diefen Augenblick ganz zufrieden. Cine Meinungsverſchie- 

denheit herrſcht zwifchen uns nicht, nur in Beziehung auf die Zeit meiner 

Erklärung bin ich mit ihm nicht einig. Ich vertraue übrigens dem guten 

Sinn meines Bolfes. Der Kern des Volkes ift gut gefinnt. Die Auf- 

regung ift durch die Vereine, welche aud eine Märzerrungenfchaft find, 

künſtlich hervorgebracht. Wollen Sie mich zwingen, ic muß es darauf 

anfommen laſſen. Cie Tennen meinen Muth. Es ift nicht um meinet- 
willen, ich habe nur noch wenige Jahre zu leben, aber mein Vaterland, 

mein Haus, meine Familie legt mir dieſe Pflicht auf. Ich wilrde es 

fehr bedauern, wenn gerade jegt in dieſer wichtigen Sache die Stände 
mit der Regierung nit Hand in Hand gingen“.“) Diefe Antwort ver 
mochte die aufgeregte Stimmung nicht zu beſchwichtigen, vielmehr fteigerte 

ſich diefelbe immer mehr, aus vielen Theilen des Landes kamen Erklä-— 
rungen und Deputationen, und in der Kammer fiel ſchon das Wort „pro— 
viforifche Regierung”, und es fehlte nicht viel, fo wäre eine ſolche errichtet 
worden. Der König erließ eine Proclamation an fein Boll, um mit 

Berufung auf feine 32jährige Negierung Vertrauen zu fordern, reißte 
aber in der Nacht vom 22— 23. April ſchleunig in das drei Stunden 

entfernte Ludwigsburg, wo die ftärffte Garnifon war. Dorthin folgten 
ihm die Minifter Römer und Duvernoy, um noch einen legten Verſuch 

*) Deutſche Zeitung vom 24. April 1849, Nro. 118. 
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zu machen. Es gelang ihnen am 24. April, die Erklärung zu erpreſſen; 

„S. Maj. der König nimmt, in Uebereinſtimmung mit feinem Minifte- 
rium, die Reichöverfaffung, einſchließlich des Kapitels über die Oberhaupts- 
frage und der im Sinn diefer Verfaffung zu verwirflichenden Löfung, 
unter ber ſich von felbft verftehenden Vorausjegung an, daß diefelbe in 

Deutſchland in Wirklichkeit trete. Zugleich ſoll der wirtembergiſche Be- 
volfmächtigte in Frankfurt dahin inftruirt werden, zu erflären, daß bie 

wirtembergifche Regierung nichts dagegen einzuwenden habe, wenn ©. 

Maj. der König von Preußen, welcher das Erbkaiſerthum nicht annehmen 

wolle, unter ‚den vorliegenden Umſtänden fich für jegt mit Zuftimmung 
der Nationalverfammlung an die Spitze Deutfchlands ftelle”.*) 

Die Anhänger der Neichöverfaffung in nnd außer Wirtemberg tri- 
umphirten jehr über diefen Sieg, und hofften, das Beifpiel Wirtembergs 

werde aud auf die übrigen Königreiche wirlen. Aber biefe Hoffnung 
erfüllte ſich nicht; in Bayern und Hannover nicht, weil es dort an ber 

einmüthigen Stimmung de Volkes fehlte, in Sachſen nicht, weil die Re- 
gierung für ihren Wiberftand an der preußiichen felbft einen Rückhalt 

hatte. Die bayerijche Regierung erklärte in einer Note vom 23. April, 
daR fie der Reichsverfaſſung und der darauf geftügten Wahl eines Erb⸗ 

taifers ihre Zuſtimmung nicht ertheilen könne, weil dadurch Oeſterreich aus 
Deutſchland ausgefchloffen und nicht ein Bundesſtaat, fondern ein Einheits- 

ſtaat gejchaffen würde, welcher den Einzelftaaten jede Selbftändigfeit raube. 

Die beabfichtigte Eentralifation fei der Eigenthümlichkeit des deutfchen Volkes, 

deſſen geiftige Bedeutung auf feinem reich entfalteten Stammesleben berube, 

aufs Aeußerſte zuwider. Tas Streben nad) größerer Einigfeit fei zwar 

wohl berechtigt, und eine hiedurch zu erlangende größere Macht nach 

Außen wohl wünfchenswerth, aber dieſe Macht fei ja doch nicht die ledelſte 
Aufgabe eines Volles und ftehe oft mit deffen Glück im umgefehrten 

Verhältniffe. Die bayerifche Regierung fonnte ſich bei der Ablehnung 

der Reichöverfaffung allerdings auch noch auf ihre beiden Kammern be» 

rufen, die erft Kürzlich fh gegen die Trennung von Defterreih und bie 

Gründung eines Erbkaiſerthums ausgeſprochen hatten.**) Wirklich war 

in Bayern, das fi) als halber Grofftaat fühlte, und nichts von einer 

Unterordnumg unter eine norddeutſche Obergewalt wiffen wollte, die Stim- 
mung fehr getheilt, und es war hier von einer ähnlichen Agitation wie 

*) Deutice Zeitung vom 25 und 26. April 1849. 
**) Allgemeine Zeitung vom 26. April 1849, Nro 116. 
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in Wirtemberg von ferne feine Rede. Nur in Franken und in der Pfalz 

war der größere Theil der Bevölkerung für die Reichsverfaſſung. In 
Hannover; wo der Landtag wegen feines Dringend auf Anerkennung ber 

Grundrechte kürzlich vertagt worden war, vereinigte ji zwar ein großer 

Theil der Kammermitglieder zu einer Bitte an die Negierung um Aner- 
kennung der Reichsverfaſſung, aber das Minifterium mußte die fürmliche 

Unterzeichnung der Adreffe zu verhindern, uud die Ständeverfammlung wurde 
durch ein Dekret vom 26. April aufgelöft. Aus einzelnen Gemeinden 
lamen zwar wohl Abreffen zu Gunften der Reichsverfaſſung ein, aber 

von einem ’allgemeinen Einftchen des Volkes für die Frankfurter Beichlüffe 
mar man weit entfernt. Auch war das Märzminifterium, an beffen Spike 

der ziemlich particulariftifch gefinnte Stüve ftand, mit der Weigerung 

des Königs gar nicht unzufrieden. In Sachſen drang die Volksvertre— 
tung, die fid) freilich durch radical demokratiſche Tendenzen bei allen Ge— 

mäßigten in Mißcredit gebracht hatte, auf Anerkennung der Reichsver⸗ 

faffung. Die Ständeverfaminlung wurde aber am 28. April aufgelöft, 
und zwar, wie man behauptete, weil der König von Sachſen gegen die 
preußifche Regierung ſich zur Nichtannahme der Reichsverfaſſung verpflichtet 

hatte. So blieb unter den Regierungen der vier mittleren Königreiche die 
wirtembergifche die einzige, welche der Agitation für Anerkennung der Reichs⸗ 
verfaffung nachgab. 

Auch die preußiſche Regierung griff zu bem Mittel der Kammeraufs 

löfung, die in Folge der Annahme des Rodbertus'ſchen Antrages am 
27. April verfügt wurde. Die Kunde hievon verurfachte eine ſtarke 

Aufregung der auf öffentlichen Plägen Berlins verſammelten Volksmenge, 

8 fam zu einem Krawall, das Militär mußte einſchreiten, aber bald 

war die Ruhe wieber hergeftelft. Am folgenden Tage brachte der Staats» 
anzeiger eine ausführliche Erklärung bes preußifchen Cabinets über bie 

deutſche Frage, in Form einer Schreibens an ben fgl. preußiſchen Be— 

vollmãchtigten bei der Centralgewalt,*) in welchem die definitive Ablehnung 

der Kaiferwahl und der Reichsverfaſſung ausgefprohen wurde. AS - 
Motive wurden angegeben, „daß die bedeutendften deutſchen Regierungen 

die Verfaffung in der Zorın,"wie fie vorliege, nicht annehmen zu können 
erklären, in der Errichtung eines erblichen Kaifertfums die größte Gefahr 
für Deutſchland erbliden, und ihre Abneigung dagegen ober ihren feften 

*) Allgemeine Zeitung vom 3. Mai 1849, Nro. 123. Deutfche Zeitung vom 
1. Mai, Nro. 120. 
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Entihluß ausgejprochen haben, einem anderen deutſchen Fürſten als Staifer 
ſich nicht unterzuordnen." In Betreff des Inhalts der Verfaffung wurden 
die darin aufgenommenen Grundrechte hervorgehoben, unter denen, ein- 
zelne fo tief eingreifende und in mancher Hinficht noch zweifelhafte Grund- 

fäge enthalten, daß es bebenklich erfcheinen müffe, diefelben für alle Zeiten 
bindend den einzelnen Staaten aufzubringen"; ferner: daß dem Reichs⸗ 

oberhaupte durch die Annahme des fußpenfiven Veto und und die Aus- 
dehnung ſelbſt auf Berfaffungsänderungen in Wahrheit eine Stellung 

gegeben worden fei, bei der weder die Würde, noch die zum Seife des 
Ganzen wie der Einzelnen erforberliche Macht gewahrt werben könne; 

daß endlich das conftitutionell-monarhifche Princip, an welchem die große 

Mehrheit des deutjchen Volkes mit Liebe und Vertrauen fefthalte, duch 
diefe Stellung in feinen Grundlagen bedroht fei, hienach die ganze Ver- 

faffung, mit dem alle Schranken niederwerfenden Wahlgejege, einen Cha- 
ralter erhalte, welcher fie nur als Mittel erjcheinen laſſe, um allmählich 

und auf anſcheinend legalem Wege die oberfte Gewalt zu befeitigen und 

die Republif einzuführen. Dieſem Urtheil über die Reichsverfaſſung, 
welches allerdings manche bedenkliche Punkte derjelben ganz richtig her- 
vorhob, aber die daraus entfpringenden Gefahren doc weit übertrieh, 

folgte dann die Verficherung, daß der König fich dem Werke der Neuge- 
ftaltung Deutfchlands keineswegs ganz entziehen wolle, vielmehr heißt 
es: „Wie der König felbft unter den Erſten gewefen ift, auß freier Ent- 

ſchließung zu der Neugeftaltung Deutſchlands zu einem künftigen Bundes- 
float die Hand zu bieten, fo wird er auch der Teste fein, an dem Gelingen 

dieſes großen Werkes zu verzweifeln. Preußen wird fi unter feinen 

Umftänden von dem Werk der deutſchen Einigung zurüdziehen, vielmehr 

auch jegt alle Kraft aufbieten, um baffelbe zu fürdern. Die Kgl. Regie- 
rung hat zuerft den Weg der Verftändigung eingefchlagen, und wenn 
gleich ihre bisherigen Bemühungen ohne ihre Schuld fruchtlos geblieben 
find, fo will fie doch diefelben nicht aufgeben und erklärt daher ihre 

fortwährende BVereitwilligkeit, auf jede Verftändigung einzugehen. Wenn 
die Nationalverfammlung ung wirklich in gleichem patriotifhem Sinn 
entgegenfommen will, fo liegt e8 noch immer in ihrer Hand, ber Ver- 

faffungsangelegeuheit eine ſolche Wendung zu geben, daß die Regierungen 
ſich mit ihr verftändigen und unter ihrer Mitwirkung und auf dem Wege 
der Vereinbarung die von einer ruhigen Erwägung der beutfchen Ver— 
hältniſſe geforderten Mobificationen zu Stande kommen. Daß es über- 

Haupt möglich fein müffe, auf die Berathung der Berfaffung noch einmal 

2tüpfel, Einheitöheftrebungen. I. 8 
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zurüdzufommen und Modificationen derfelben ins Auge zu fallen, wird, 
glauben wir, ſchon darınn die Nationalverfanmlung felbft nicht verfennen, 
weil fie ſich nicht wird verhehfen können, daß der $ 2. der Verfaffung 
in jedem Fall fih nur durch Gewalt, auf dem Wege des Krieges oder 

der Revolution würde ins Leben führen laſſen: eine Aufgabe, welche die 
Nationalverfammlung fich fo wenig ftellen wird, wie irgend ein deutſcher 
Fürft es thun könnte.“ 

Durch diefes Altenſtück war die beutfch-preußifche Partei welche mit 
großer Treue und Ausdauer unter unſäglichen Schwierigkeiten für die 
Verfaſſung gearbeitet hatte, unumwunben zurückgewieſen. Ihre Mitglieder 
Hätten vielleicht auf weitere Mitwirkung verzichten und ihr Mandat nieder⸗ 

legen follen. Aber dazu konnten fie ſich nicht entjchließen, die Meiften 
glaubten, von einem Wert, in dem fie ihren Lebensberuf fahen, nicht zurück- 
treten zu dürfen. In einer Abendberathung bei Gagern ſprach der Sachſen⸗ 

weimarifche Minifter von Wydenbrugf, der übrigens der erblaiferlichen Partei 
nicht angehörte, den Gebanfen aus, daß die Ablehnung des Königs von 

Preußen doch nicht die innere Wahrheit und nicht die zweifelloſe Berech- 
tigung des Verfaſſungsplanes widerlegen fünne,; das Neid; werde und 

folfe freilich nicht ohne Preußens Primat beftehen, aber das Buftande- 
Tommen des Bundesſtaates müſſe unabhängig fein von dem Eigenfinn 
und der Phantafie des gegenwärtigen Königs von Preußen; man müſſe 

an bem Plane feſthalten und einen Verſuch zu deſſen Ausführung ohne 
den König machen. Der Gedanfe fand bei Vielen Anklang, aber auch 
heftigen Widerſpruch, namentlich von Beckerath, welcher darauf hinwies, 
daß man jenen Verſuch nicht machen könne ohne fich auf die Bahn der 
Revolution zu werfen. Andere jedoch ſprachen eifrig dafür, und fo wurde 

Wydenbrugk von der Mehrheit der Partei beauftragt, feinen Vorſchlag 
zu einem Antrag zu formulieren. Dies geſchah, und er wurde nun von 
dem Dreißigerausſchuß, defien Mitglied Wydenbrugf war, am 3. Mai ein- 
gebracht und am 4. von einer Heinen Mehrheit der Nationalverſammlung 
(190 gegen 188) angenommen, Laut dieſes Antrags forderte das Parlament 
das ganze deutſche Volk, Regierungen und Gemeinden der Einzelſtaaten 
auf, die bejchloffene Verfaffung des deutſchen Reiches zur Geltung zu 

bringen. Die bisherige Nationalverfammlung follte fi) auf unbeftimmte 

Zeit vertagen und ein neuer Reichstag auf ben 22. Auguft nad Frant- 
furt berufen werben. Die Hoffnung auf Preußen folite nicht aufgegeben 
fein, aber fo fange dieſes nicht beigetreten fein wiirde, follte das Ober- 

haupt des größten unter den Staaten, welche die Reichsverfaſſung aner- 
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lannt haben, unter dem Titel eines Meichsftatthalters die Rechte und 
Pflichten eines Oberhauptes ausüben, eine Rolle, bie dann dem König 

von Wirtemberg zugefallen wäre. Sobald jedoch die Verfaſſung von 
Preußen anerkannt fein würde, follte die Würde eines Reichsoberhauptes 
auf befien König übergehen. 

Die Meiften, welche diefem Beſchluß zuftimmten, verſprachen fich 
wohl eine ernftliche Wirkung von dem Aufruf an das deutſche Bolt, 
fondern fuchten num einen anftändigen Ausweg aus der Sadgafie, einen 
Bormand das Parlament zu vertagen oder aufzulöfen. Aber dieſes 

ruhige Ende war der Nationalverfammlung nicht beſchieden. Bereits war 
im verfchiebenen Theilen Deutfchlands der Aufruhr im Anzug, den man 

als natürliche Folge der Ablehnung der Reichsverfaſſung fo oft voraus» 
gejagt Hatte. In der bayriſchen Nheinpfalz, in Baden, in Sachſen, in 
Veftfalen brachen Aufftände aus, welche die Durchführung ber Meichs- 
verfaffung auf die Fahne jchrieben, aber weſentlich republikaniſcher Natur 
waren. In Sachſen war ſcheinbar am meiften Beranlaffung, im Namen 

der Reichsverfaſſung vorzugehen. Hier war der Landtag am 30. April 
hauptſächlich wegen feine Dringens auf Anerkennung der Reichsverfaſſung 

aufgelöst worden. Auch ein Theil des Minifteriums war abgetreten, 
weil er für die Reichöverfafjung war. Der andere Theil, Freiherr v. Beuft, 
der fpätere öfterreichifdhe Reichslanzler, und Herr v. Rabenau, zu welchem 

noch Geheimerath Zinsky als Yuftizminifter eintrat, beftärkten den König 
im Widerftand. In Dresden nnd Leipzig war die allgemeine Stunmung 
für Annahme der Verfaffung, und die Aufregung ftieg auf einen hohen 

Grad. Die Erklärung des neugebildeten Minifteriums, die Regierung 
Tönne feine Anerkennung der Reichsverfaſſung ausſprechen, da aud ber 

König von Preußen weder fie noch die Kaiferfrone annehme, befriedigte 
nidt. Im Dresden fam es zwiſchen dem Töniglichen Militär nnd der 

Bürgerwehr, an die ſich zahlreiche Freiſchaaren anfchloffen, zu einem blu⸗ 
tigen Zufommenftoß, und es entftanden mehrtägige heftige Straßenkämpfe. 

Der König, perſönlich bedroht, begab ſich auf den Königftein, und aus 
den in Dresden anweſenden Mitgliedern des aufgelösten Landtags bildete 
ſich eine proviforifche Megierung, die aus Heubner, Tzſchirner und dem 

Miniſterialrath Todt beftand. Die Vertheidigungsanftalten Dresdens 
feitete ein ruſſiſcher Flüchtling Namens Baluniu, und da die Aufftändi- 
ſchen vom Lande her ftarte Zuzüge erhielten, fo vermochte das anweſende 

Mititör der Bewegung nicht Herr zu werben. Es war daher ſehr will- 

tommen, als auf die Bitte des Königs von Sachſen am 7. Mai Morgens 
8. 
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10 Uhr das preußifche Grenadierregiment Kaiſer Alerander in Dresden 
einrückte und noch andere preußiſche Truppen nacjfolgten, mit deren Hilfe 
der fortgefegte Widerftand niedergefchlagen und die Stadt fürmlich erobert 
wurde. Auch in Leipzig kam e8 zum Bau von Barrifaden und Anwendung 
von Waffengewalt. Nach einigen Tagen war in beiden Städten die Ruhe 
wieder hergeftellt, e8 folgten aber Belagerungszuftand, zalhlreiche Verhaf- 
tungen und Verurtheilungen, und noch bis vor einigen “Jahren wurden 
Verurtheilte des Maiaufftandes in ſächſiſchen Zuchthäuſern feftgehalten. 
Viele Theilnehmer hatten nichts anders gewollt, als Anerkennung der 

Reichsverfaſſung, aber einige der Führer verfolgten allerdings ganz andere 
Ziele. Das ſächſiſche Königshaus Hatte die Erhaltung ſeines Thrones 

aber weſentlich der preußiſchen Hilfe zu verdanken. 
In der Rheinpfalz, deren Bevölkerung beſonders empfänglich für 

politiſche Aufregung iſt, und mit der bayriſchen Regierung ohnehin auf 

geſpauntem Fuße ſtand, gab der Widerſtand gegen die Reichsverfaſſung 

den Anſtoß zu der lebhafteſten Bewegung, und man ſprach offen für Los— 
trennung von Bayern, In einer großen Vollksverſammlung, die am 
2. Mai in Kaiſerslautern ftattfand, wurde ein Candesvertheidigungsaus- 
ſchuß, d. h. eine proviforifche Regierung gewählt, Steuerverweigerung be 

Ichloffen, und mehrere Wochen lang war die Autorität der Töniglichen 

Obrigkeit völlig fiftirt, und ftatt ihrer herrſchte der Landesausſchuß. Auch 
nad) Baden verbreitete ſich die Bewegung, obgleich deſſen Regierung die 

Reichsverfaſſung anerkannt hatte. Hier war feit dem Frühjahr 1848 
die Regierung nicht mehr in voller Autorität, es war fortwährend für 

die Republik gewühlt worden, und felbft ein großer Theil der Beamten 

und des Militärs war von diefer Gefinnung angeftelt. Am 11. Mai 
brach in Naftatt ein Militäraufftand aus, am 13. in Karlsruhe, und 
der Großherzog, ber feine Sache ganz verloren gab, verließ mit feiner 
Familie und dem Minifterium das Land, und begab ſich nach Lauterburg 
im Elſaß. Ein Landesausfhuß, aus ben Führen ber demokratiſchen 

Vereine beftehend, bemächtigte fich der Regierungsgewalt und ernannte 

Minifter aus feiner Mitte. So kam ganz Baden in die Hänbe ber 
vepubfifanifchen Partei, der ſich auch die monarchiſche Minderheit fügen 
mußte. Die Revolution auch in die benachbarten Staaten zu verbreiten, 

war der außgejprochene Zweck der badifchen Führer, und es wurde in 
Heffen und Wirtemberg eifrig, aber ohne weſentlichen Erfolg dafür ge- 

worben. Der flüchtige Großherzog wandte fi) mit der Bitte um bewaff- 
nete Hilfe an Preußen. Aber auch diefer Staat bfieb nicht frei von 
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ähnlichen Bewegungen. In Breslau, Elberfeld, Düffeldorf, Iſerlohn 
tam es zu Voffgerhebungen, welche den Zweck hatten, die Anerkennung 
der Neichöverfaffung und der Grundrechte zu erzwingen, aber bald durch 
Waffengewalt niedergeſchlagen wurden. Durch alle diefe Ereigniffe wurde 
aber dem Feſthalten an der Reichsverfaſſung ein fo revolutionärer Stempel 

aufgedrückt, daß die preußifch gefinnte Mehrheit der Nationalverfammlung, 

welche bisher vorzugäweife dafür gelämpft Hatte, nicht mehr mitgehen 
fonnte. Diele Abgeordnete der rechten Seite des Parlaments traten aus 
und bie Linke fam immer mehr oben auf, und fegte mın neue Beſchlüſſe 

duch, welche geradezu auf Unterftügung des Aufruhr Hinaugliefen. Am 
10. Mai wurde ein Antrag des Statiftiter3 Freih. v. Neben angenommen, 
in welchem erflärt war, bie preußiſche Regierung habe ſich durch unbe: 
fugtes Einfchreiten in dem Königreich Sachſen einen ſchweren Bruch des 
Reichsfriedens zu Schulden kommen laſſen, dem man durch alle zu Gebot 

ftehenden Mittel entgegentreten müffe. Die Antwort ber preußiſchen Re— 
gierung hierauf war eine Verordnung vom 14. Mai, welche das Mandat 

der preußifchen Abgeordneten für erlofchen erklärte und ihnen die Weifung 
gab, jich jeder Theilnahme an weiteren Verhandlungen zu enthalten. Diefe 

Verordnung wurde zwar von der’ Nationalverfammlung faft einſtimmig 
als umberechtigt bezeichnet, aber einige Tage ſpäter, am 21. Mai, zeigte 

65 Abgeordnete, worunter Gagern, Simfon, Dahlmann, Arndt, Droyfen, 

Dunder, Mathy, überhaupt der Kern der preußifchen Partei, ihren Austritt 
aus der Verſammlung an und motivirten ihren Schritt durch eine aus⸗ 

führliche Erklärung, worin fie unter anderem fagten: „In dieſer Tage 
der Dinge hat die Reichsverſammlung nur die Wahl, entweder unter 
Bejeitigung der biöherigen Centralgewalt das Iegte gemeinfame und ge- 
fegliche Band zwifhen allen deutſchen Regierungen und Völkern zu zer- 

reißen, und einen Bürgerkrieg zu verbreiten, beffen Beginn ſchon die Grund» 

lage aller geſellſchaftlichen Ordnung erſchüttert hat, oder auf die weitere 

Durchführung der Reichöverfaffung durch gefeßgebende Thätigfeit von ihrer 
Seite, und unter Mitwirkung ber proviforifchen Centralgewalt, Verzicht 
zu feiften. Die Unterzeichneten haben unter dieſen beiden Webeln das 

legtere, als das für das Vaterland geringere erachtet — und übergeben 
das Verfaſſungswerk für jet den gefeglichen Organen der Einzelftaaten 
und ber felbftthätigen Fortbildung der Nation." Etwas fpäter folgten 

noch weitere zahlreiche Austrittserklärungen, und da die Verſammlung 
dadurch unter die beſchlußfähige Zahl herunterſank, fo beichloß fie, mit 
mm 100 Mitgliedern beſchlußfähig fein zu wollen. Noch vor jenen 
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maffenhaften Austritten hatte ſich auch das Reichsminiſterium aufgelöst; 

Gagern und feine Collegen waren es müde, die revolutionären Bumus 

thungen der Verſammlung abzuwehren und gaben dem Reichsverweſer 

ihre Portefeuilles zurück. Letzterem wäre es beffer angeftanden, dem 
Nathe Preußens zu folgen und fein Amt, das jegt feinen Sinn mehr 
hatte, ebenfalls nieberzufegen, als ein neues Miniſterium zu bilden, das 
in der That mir eine Verhöhnung der deutſchen Centralgewalt war. Er 
mähfte die neuen Minifter aus ber äußerften Mechten und ftellte einen 

Mann an die Spite, der ſich bisher nur dadurch bemerflich gemacht hatte, 
daß er den Spott und die Lachluſt der Verſammlung herausforberte, den 

preußischen Regierungsrath Grävell, einen wunderlichen Sonderling; außer 

ihm wurde der hannoveriſche Advolat Detmold, ein witiger aber boshafter 
Spottvogel, der General Jochmus, ein Abenteurer, und der Hamburger 

Großhändler Merk, ein eifriger Anhänger Oeſterreichs, berufen. In 
öfterreichtfchem Intereſſe Hielt Erzherzog Johann feine Reichsvorſtandſchaft 
feft, und in öfterreichifchem Intereſſe machte er das Reichsminiſterium 
zu einer lächerlichen Farce. Das nationale Begismen Deutfchlands in 
feinem Scheitern zu verhößnen, war die uneble Freude des Defterreichers. 

AS in der Sigung, vom 17. Mai das Schreiben des Reichsver- 
weſers an die Nationalverfammlung, welches die Ernennung der neuen 
Minifter enthielt, vorgelefen wurde, entftand in Gegenwart des auf ber 
Minifterbant erſchienenen Abgeordneten Grävell, ein allgemeines Gelächter, 
und es folgte fogleich ein dringlicher Antrag Welder’s, die National 
verfammlung folfe erklären, daß fie zu diefem Minifterium nicht das 
geringfte Vertrauen haben könne und diefe Ernennung als eine Belei— 

digung der Nationalverfammlung betrachten müffe. Diefer Antrag wurde 
dann au mit großer Majorität angenommen, bewirkte aber weder die 
Rücknahme der Ernennung von Seiten des Reichsverweſers, noch ‚den 
freitoilfigen Rücktritt der neuen Minifter. An ben Reichsverweſer erging 
nun am 18. Mai eine officielle Aufforderung des preußiſchen Miniſteriums, 
er möge die Centralgewalt nieberlegen; er weigerte ſich deſſen und that 
es aud nicht, al am 22. Mai diefe Aufforderung erneuert wurde. Die 
Nationalverfammlung hatte eigentlich nichts mehr zu thun, als Austritt 

erklärungen und Berichte ihrer in die aufſtändiſchen Bezirle außgejandten 
Neihscommifjäre anzuhören, aber fie wollte ſich doch auch nicht zur Selöft- 
auflöfung entfchliegen, fondern griff nach allerlei Nothbehelfen, um ihr 
Dafein zu friften, und machte Plane zur Ueberfievelung in eine audere 
Stadt, da fie fürdhtete, durch die nach der Pfalz und nad) Baden be 
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orberten preußiſchen Truppen aus Frankfurt mit Gewalt vertrieben zu 

werben. Einer ber legten Beichlüffe in Frankfurt war ber, einen Aufruf 

zur Durchführung der NReichöverfaffung an das deutſche Volt zu erlaſſen, 

mit deſſen Entwurf Uhland beauftragt wurde. Am 25. Mai wurde der 
ſelbe vorgelegt und angenommen. Er verfuchte eine Rechtfertigung der 
Zähigfeit, mit welcher die Berfammlung ihre Aufgabe fefthielt, und ſchloß 
mit einer Aufforderung zur Bildung einer Vollswehr, zur Berufung von 

Erfagmännern für die Ausgetretenen und zur Ablehunng eines etwa will- 
fürfich octroyirten Wahlgefeges.*) Einige Tage darauf wurde die Ver- 
fegungsfrage beraten, und ungeachtet der beftimmteften Warnung ber 
meiften anweſenden Wirtemberger mit 71 gegen 64 Stimmen beichloffen, 
nad) Stuttgart zu überfiedeln. Die Hoffnung der äußerften Linken, der 
Aufftand, der Baden ergriffen hatte, könne durch diefe Verlegung auch) 
nach Wirtemberg verpflanzt werden, entſchied für die Wahl des Ortes. 
Doch die Partei verrechnete ſich bei biefem Plane; die wirtembergiiche 
Regierung Teiftete kräftigen Wiberftand, und ber Verfammlung blieb die 
drohende Auflöfung durch Waffengemalt nicht erfpart. Nur 103 Abge⸗ 
orbnete famen in Stuttgart zuſammen, und biejes Aumpfparlament wählte 
dort am 6. Juni mit einer Mojorität von 93 Stimmen eine Reich» 
regentſchaft, aus fünf Mitgliedern: Raveaux, Karl Bogt, Schufer, Heinr. 
Simon und Becher beftehend. Unter den Verneinenden waren ſechs 

Abgeordnete aus Wirtemberg, babei Uhland und Römer. Die National- 
verſammlung entwicelte ſich immer mehr zu einem repolutionären Convent, 
und die wenigen Befonmenen, welche nicht zuftimmten, wurden als Vater- 
landsverräther behandelt. Am 8. Juni wurde nicht durch namentliche 
Abftimmumg, fondern durch Erhebung der Mehrheit von ihren Sitzen 
befchloffen, Baden und die rheinifche Pfalz unter den Schug und die 

Fürforge des deutſchen Meiches zu ftellen. Durch einen Beſchluß vom 
16. Juni wurde die Fortführung des dem Erzherzog Johann verliehenen 
Amtes für eine gefegwidrige Anmaßung unzuftändiger Befugniffe erflärt 
und die deutſche Reichsregentſchaft beauftragt, der von ihm angemaßten 
Gewalt mit alfen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln entgegenzutreten. In 
derfelben Sigung wurde der Entwurf eines Geſetzes über Bildung einer 
Bollswehr zum Schu umd zur Durchführung der Reichsverfaſſung an⸗ 
genommen. Bermöge dieſes Geſetzes wurde außer dem ftehenden Heere 
die gefammte männliche Bevöllerung vom 16. bis 50. “Jahre fir Heer- 

*) Prototolle Bb. IX., &. 6786. 
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bannpflichtig erklärt. Auch wurde ein Yinanzgefeg vorgelegt, das ber 
Neichsregentfchaft einen Credit von 5 Millionen Gulden beivilligte, die 

durch in vierzehntägigen Raten zu zahlende Matricularbeiträge aufgebracht 
werden foliten. 

Die wirtembergifhe Regierung erklärte Hierauf in einem Erlaß vom 
17. Juni, daß fie diefe Beſchlüſſe nicht anerfenne und alfen Behörden ver- 
biete, denfelben Folge zu leiſten. An demfelben Tage richtete der Minifter- 

präfibent Nömer, der am 8. Juni feinen Austritt aus ber National- 
verfammlung erflärt hatte, ein Schreiben an den Präfidenteu berfelben, 
Dr. med. Löwe aus Calbe, worin er die Maßlofigkeit ihrer Beſchlüſſe 
im’3 Licht fegte und ihn erfuchte, ohne Verzug dahin zu wirfen, baß 

Parlament und Regentfchaft ihren Sig außerhalb Wirtembergs verlegen 
und ſchon jet die Vornahme jedes weiteren officiellen Aftes unterfaffen 

möchten, indem Mißachtung diefes Anfinnens nöthigen würde, demſelben 
durch Anwendung geeigneter Mittel Geltung zu verſchaffen. Diefes 
Schreiben wurde von Römer am 18. Juni in der Sigung der wirtem- 

bergifchen Kammer der Abgeordneten vorgelefen und dabei bemerkt, es 

fei hierauf nod feine Antwort erfolgt. Sofort erwiderte der damalige 

Vicepräfident der Nattonalverfammlung, Schober, der als Mitglied der 
wirtembergijchen Kammer anivefend war: „IH Tann die Antwort geben. 
Die nächſte Sigung der Nationalverfommlung ift heute Nachmittag drei 
Uhr.” An einer in derjelben Sigung gehaltenen längeren Rede für das 
Recht der Nationalverfammlung fagte er unter Anderein: „Meine Herren 
Minifter, werben Sie die in Ihrem Schreiben enthaltene Drohung aus» 

führen, fo machen Sie ſich nad) dem im wirtembergifchen Regierungsblatt 
verfünbigten Reichsgeſetze des Hochverraths ſchuldig, welcher mit Ge— 

fängniß, beziehungsweiſe mit Zuchthaus bis zu 20 Jahren bedroht iſt.“ 
Dieſes durfte der Miniſterpräſident nicht ungeſtraft hinnehmen; er ent- 
fernte fi) und gab Befehl, um die angefündigte Sigung der National» 
verfammlung durch Militärgewalt zu verhindern. Als nun die Mitglieder 

der Verſammlung am Nachmittag deſſelben Tages von dem Hötel Mar- 
quardt in der Königsſtraße aus, wo die meiften berjelben fpeißten, in 

geſchloſſenem Zug nach ihrem Sitzungslokal, dem Frigifchen Neithaus in 
der langen Straße ſich begeben wollten, fanden fie die Straßen, durch 

welche der Weg führte, mit Cavallerie und Infanterie befegt. Ein Civil- 
conmiffär, Oberregierungsrath Cammerer, trat vor und erklärte im Namen 
des Königs, daß feine Sigung ftattfinden dürfe. Der Präfident Löwe 

forderte die Soldaten im Namen der beutfchen Nation auf, Raum zu 
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geben. Als Antwort hierauf commanbirte ein Offizier, die Trommel zu 

rühren. Dies geſchah, jedoch nur auf einen Augenblid. Als es wieber 
fille getvorden war, verfuchte der Präfident nochmals, bie bewaffnete 

Macht dur die Berufung auf das Bolt und Androhung ber auf eine 
Verlegung der Nationalvertretung gefegten Strafen zum Weichen zu 
bringen, aber ein nochmaliger Trommelſchlag übertönte feine Worte, und 
die Sofbaten wurden zum Vorrüden befehligt. Dies gefchah denn, wie 

alle Augenzeugen verficherten, auf fehr fhonende Weife, wirklicher Ge- 
braud; der Waffen, Verlegung Einzelner fand micht ftatt, die Reiterei 

rüdte in vorfichtigem Schritt vor.*) Das Militär bejegte den Sigungs- 
jaal, und die außeinandergefprengten Mitglieder der Nationalverfammlung 

begaben ſich in den Marquardt'ſchen Gafthof zurüd, um ein Protofolf 
über den an ihnen vollzogenen Gewaltakt aufzunehnen und gegen ben 
ielben Proteſt einzulegen. Die Reichsregentſchaft aber erließ an demfelben 
Tage einen Aufruf zur Organifirung der am 16. Juni befchlofjenen Volks- 
wehr und forderte Freiwillige aus allen deutfchen Ländern auf, den be- 
drängten Brüdern in Baden und der Pfalz, die fich für die Reichs— 
verfaffung erhoben, Hilfe zu leiften. Eine Aufforderung des Präfidiums 

vom 21. Juni an die Mitglieder der Reichsverſammlung beſchied diefe 
nad) Karlsruhe, wo es aber zu feiner Sigung mehr kam. Das wirtem- 

bergiſche Minifterium erließ unter dem 18. uni eine Anfprache an das 
Voll, worin es den Hergang furz berichtete und die getroffenen Maß— 
regeln rechtfertigte. Am Schluß diefer Anſprache wurde gejagt: „Durch 

die gegen die Reichsverſammlung getroffene Maßregel haben wir eine 

ſchwere Pflicht erfüllt. Sie wird begriffen werden, wenn das jegt durch 

Leidenschaft getrübte Urtheil einer ruhigeren Ueberlegung gewichen fein 
wird.” Dies hat fih erfüllt. So tragiich diefer Ausgang der mit fo 

großen Hoffnungen eröffneten Nationalverfammlung war, und fo fehr die 
Betheiligten ihn als eine empörende Gewaltthat auffaßten, fo kann der 

Geſchichtſchreiber nur anerkennen, daß das wirtembergiſche Mintfterium 
wicht anders handeln konnte, als es gethan hat. Ein merkwürdiges Ge- 
ſchick war es, daß der Mann, der durch feine Aufforderung zu der Zu— 
fummenfunft in Heidelberg auf den 5. März 1848 den erften Schritt 

zur Berufung der Nationalverſammlung gethan hat, Römer, diefelbe 
15 Monate fpMer auftöfen mußte. 

*) Eine genaue Darftellung des Hergangs findet fich in Notter’s Leben Uhlanbe, 
Stuttgart 1868, S. 828 u. fi. 
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Bergleihen wir ben hoffnungsvollen Anfang diefer Verſammlung 
mit ihrem traurigen Ende, fo. drängt ſich ung die Frage auf: welche. 

Urfachen haben diefes Ergebniß herbeigeführt? Offenbar hatte die Na- 

tionalverfammfung ein Werk unternommen, zu deffen Durchführung fie 
nicht die Macht befaß. Yon der großen Mehrheit des deutſchen Volkes 
frei gewählt, glaubte fie auch der Ausdruck des deutſchen Vollswillens 

zu fein, und darum weit über der ererbten Macht der Fürftenhäufer und 
deren Werkzeugen und Dienern zu ftehen. Aber diefer in der National- 
verſammlung vertretene Wille war fein einmüthiger, fondern ein in Wider- 

fprüchen auseinandergehender, gebrochener, unklarer. Es fam nie zu einer 
großartigen Majorität; Oefterreicher und Particulariften ftanden den ein- 
heitlich gefinnten Deutſchen und Preußen, offene und verfappte Repu⸗ 
bfifaner den aufrichtig monarchiſch Gefinnten gegenüber. Die nationale 
und monarchifche Mehrheit Hätte wohl die Oberhand gewinnen und die 
zur Durchführung ihrer Plane erforderliche Macht erlangen können, wenn 
fie die Fürften der Mittelſtaaten zu Bundesgenofien gehabt hätte. Diefe 
verbanften die Erhaltung ihrer Throne im Frühjahr 1848 doch nur 
jener Pietät gegen die Monarchie, welche die Einheitspartei befeelte, und 

die Dahlmann in feinem Vorwort zu dem Verfaſſungsentwurf der fieb- 

zehn Vertranensmänner befannte. Aber in ihrer Verblendung fahen fie 
in diefen Männern ihre ärgften Zeinde. Die Oppofition der Demokraten 
und Oefterreicher gegen die ſtarke Centralgewalt, welche die Erbkaiſerlichen 
dem beutfchen Neich zugedacht hatten, wurde weſentlich ermuthigt durch 
das Widerſtreben der deutſchen Mittelſtaaten gegen bie Unterordnung 

unter die preußifche Führung. Der Mangel an Bereitwilligfeit, die 

ſcheinbare Souveränität der rheinblnbifchen Königreiche der bee ber 
nationalen Einheit zum Opfer zu bringen, war gewiß die Haupturſache, 
daß das Werk der Nationalverjanmlung, fowie die nachfolgenden preu- 
Bifchen Unionsverfuche gejcheitert find. Allerdings Haben nicht blos die 
Dynaftieen, fondern auch das Sonberbemußtfein der Volksſtämme wider⸗ 
firebt, aber letztere Hätten dem Drud der öffentlichen Meinung weichen 

müffen. Doch fällt auf die mittelftaatlichen Königreiche nicht allein diefe 
Schuld, auch Preußen Hat einen großen Theil mitzutragen. Wäre ber 
König von Preußen, feine Räthe ımd fein Volk eutfchieden für die nationale 
Einheit eingetreten, Hätte namentlich der König, anftatt fi zum Patron 
des Legitimitätsprincips und feiner Anfprüche aufzuwerfen, auch in der 

Stimme einer Volfsvertretung, welche die beften deutſchen Männer in. 
ihrer Mitte hatte, den Auf Gottes erkannt, Hätte er die Aufgabe nicht 
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verſchmaͤht, die nationale Idee gegen dynaſtiſche Privatrechte zu vertreten, 
und nöthigenfalls einigen Zwang auszuüben, fo wilrben ſich die König. 
reihe unterworfen und bewaffneten Widerftand ſchwerlich verfucht Haben. 

Aber auch die Nationalverfammlung ift von Verſchuldung nicht freizu- 
ſprechen. Es fehlte den Parteien, welche das richtige Ziel erfannt hatten, 
an dem Muth, fo lange ihre Stimme etwas galt, mit dem Belenntniß 

ihrer Gefinnung Hervorzutreten. Der günftige Augenblick wurde verpaßt, 
um auf einen günftigeren zu warten. Ueber das Berhältnig zu Defter- 

reich herrſchte eine allgemeine Unklarheit, von ber felbft die Führer, wie 
Dahlmann und Gagern, nicht freizufprechen find, und biefe Rüdfichten, 

dieſes Warten auf Oeſterreich hinderte an durchgreifenden Entſchlüſſen 

md führte zu vielen vergeblichen Verhandlungen, Unterhandlungen und 
Netenwechſein, worüber bie koſtbarſte Zeit verloren, in ber Sache nichts 
gebeffert und die Anficht mehr verwirrt als geflärt wurde. Und doch 
gehörte diefe ſcheinbat vergebliche Arbeit auch dazu, um die Frage alf- 
mãhlich zur Entſcheidung reifen zu laſſen und die Unmöglichkeit, in Ber- 
bindung mit Defterreich die deutfche Einheit zu gewinnen, unwiderleglich 

derzuthn. 



Sechstes Kapitel. 

Die preußiſchen Einigungsverſuche und ihr Ende durch Wider: 
herftellung des Deutſchen Bundes. 

Der König von Preußen, der in der Ablehnungsdepeſche von 
28. April erklärt hatte, er werbe fich feineswegs von dem Werke der 

deutſchen Einigung zurüdziehen, vielmehr alle Kraft aufbieten, daſſelbe 
zu fördern, verfuchte wirklich fein Wort zu löfen. Noch während die 
Nationafverfammlung in Frankfurt tagte, ehe bie preußiſchen Abge- 
ordneten, an dem Gelingen bed Einigungswerkes verzweifelnd, ausge⸗ 
treten waren, erließ er am 15. Mai eine Proclamation an fein Volt, 

worin er fagte: „Ich habe fruchtlos alle Mittel verfucht und erſchöpft, 

zu einer Verftändigung mit der deutſchen Nationalverfammlung zu ger 
langen. Ich habe mich vergebens bemüht, fie auf den Standpunkt ihres 
Mandats und bes Rechts zurüdzuführen, welches nicht in ber eigen- 

mächtigen und unwiderruflichen Feftftellung, fondern in der Vereinbarung 
einer beutfchen Verfaffung beftand, und felbft nach Vereitelung meiner 

Beſtrebungen habe id) in der Hoffnung einer endlichen friedlichen Löſung 
nicht mit der Verſammlung gebrochen. Nachdem biejelbe aber durch 
Beihlüffe, gegen welche treffliche Männer fruchtlos ankämpften, ihrerfeits 
den Boden des Rechts, des Geſetzes und der Pflicht gänzlich verlaffen, 

nachdem fie ung nur deshalb, weil wir dem bebrängten Nachbar die er- 
betene Hilfe fiegreich geleiftet, des Friedensbruches angeflagt, nachdem 
fie gegen uns und die Regierungen, welche ſich mit mir den verderblichen 
Beftimmungen der Verfaſſung nicht fügen wollten, zum offenen Wider- 
ftand aufgerufen, jegt hat die Verſammlung mit Preußen gebrochen. Sie 
iſt in ihrer Mehrheit nicht mehr jene Vereinigung von Männern, auf 
welche Deutſchland mit Stolz und Vertrauen blickte. Cine große Zahl 
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if, ala die Bahn des Verderbens betreten wurde, freitoilfig ausgeſchieden, 
und duch meine. Berordnung vom geftrigen Tage habe ich alle preußifchen 

Abgeordneten, welche der Verfammlung noch angehörten, zurüdgerufen. 
Gleiches wird von anderen deutſchen Negierungen gejchehen. In der 
Verſamulung herrſcht jegt eine Partei, die im Bunde fteht mit den 
Menfchen des Schredens, welche die Einheit Deutfchlands zum Vorwande 
nepmen, in Wahrheit aber den Kampf der Gottlofigfeit, des Eidbruchs 
md der Raubfucht gegen die Throne entzünden, um mit ihnen den Schug 
des Rechtes, der Freiheit und bes Eigenthums umzuftürzen. Die Gräuel, 

welhe in Dresben, Breslau und Elberfeld unter dem erheuchelten Rufe 
nach Deutſchlands Einheit begangen worden, fiefern Die traurigen Ber 
weife. Neue Gräuel find geſchehen und werben noch vorbereitet. Während 

durch ſolchen Frevel die Hoffnung zerftört ward, durch die Frankfurter 
Verſammlung die Einheit Deutſchlands erreicht zu fehen, Habe ich in 

töniglicher Treue und Beharrlichkeit daran nicht verzweifelt. Meine Re- 
gierung hat mit den Bevollmächtigten der größeren deutſchen Staaten, 

welche ſich mir angefchloffen, das in Frankfurt begonnene Werk der deutjchen 
Lerfaftung wieber aufgenommen. Diefe Verfaffung foll und wird in 
fürzefter Frift der Nation gewähren, was fie mit Necht verlangt und 
erwartet: ihre Einheit, dargeftellt durch eine einheitliche Erecutivgewalt, 

die nad) Außen den Namen und die Intereſſen Deutfchlands würdig und 
kräftig vertritt, und ihre Freiheit, gefichert durch eine Vollsvertretung 
mit legislativer Befugniß. Die von der Nationalverfammlung entworfene 

Reichsverfaſſung ift hierbei zu Grunde gelegt, und find nur biejenigen 
Bunte derſelben verändert worden, melde, auß ben Kämpfen und Zus 
geändniffen der Parteien hervorgegangen, dem wahren Wohle des Bater- 
landes entſchieden nachtheilig find. Einem Reichstage aus allen Staaten, 

die ſich dem Bundesſtaate anſchließen, wird diefe Verfaflung zur Prüfung 

und Zuſtimmung vorgelegt werden. Deutfchland vertraue Hierin dem 
Patriotismus und dem Rechtsgefühle der preußiſchen Regierung; fein 
Vertrauen wird nicht getäufcht werden.“ 

Um dieſes Verfprechen in Ausführung zu bringen, hatte ber König 
gleichzeitig mit ber Erffärung an die Nationalverſammlung vom 28. April 
eine Circulardepeſche an die deutſchen Regierungen abgehen laſſen, worin 

fie zu einer Conferenz nad) Berlin eingeladen wurden. Selbft mit Defter- 
teich wurden neue Verhandlungen gepflogen; ein außerordentliche Ge- 

fandter, Herr v. Canitz, wurde nad) Wien geſchickt, um zu verfucen, 
ob die öfterreichifche Regierung nicht zur Anerkennung eines engeren 
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preußiſch⸗ deutſchen Bundesſtaates zu bewegen wäre. Dagegen wollte 
Preußen mit dem Kaiſerſtaat auf Grundlage des alten Bundesrechts eine 

Union ſchließen, vermöge welcher Deutfchland und Oeſterreich gegenüber 
von den übrigen europäiſchen Staaten eine Einheit barftellen und ſich 

zu gemeinfamer Beftellung der Geſaudten und Eonfuln verftändigen follten. 

AUS Organ für die Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten follte ein 
ftändigeg, Divectorium von vier Mitgliedern zufammentreten, wovon zwei 

von Defterreich, die andern zwei von Preußen zu beftellen wären. Auf 

biefen Vorſchlag aber wollte Oeſterreich durchaus nicht eingehen, es wollte 
Preußen nicht als gleichberechtigt anerkennen, nicht mit ihm die Ober- 
leitung theilen. Zu der Conferenz in Berlin ſchickten Bayern, Sachſen 
und Hannover Gefandte, und am 17. Mai wurden die Verhandlungen 
eröffnet, und audy der öſterreichiſche Geſandte in Berlin, v. Prokeſch-Oſten, 

erſchien dabei, aber mur, um zu erklären, daß feine Negierung auf die 

Vorausſetzung eines engeren Bundes ber deutſchen Staaten mit Preußen 

nicht eingehen könne. Letzteres ließ fich aber nicht abhalten, einen Ber- 
faffungsentwurf für eben diefen engeren Bund vorzulegen. Der bayerijche 

Geſandte, Graf v. Lerchenfeld, hörte zwar die preußiſchen Vorſchläge an, 
erflärte aber nach einigen Tagen, daß feine Megierung einer von Preußen 
zu führenden Reichsvorſtandſchaft fich nicht unterwerfen könne, weil dar 
durch fein verbündetes Deutjchland, jondern ein mächtigeres Preußen ge- 
ſchaffen würde. Auch werde dadurch das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutjch- 

land zu ſehr in Frage geflellt; überdies ſei nicht zu erwarten, daß Ruß⸗ 
land und Frankreich ihre Zuſtimmung zur Verſtärkung der preußiſchen 
Macht geben würden. Nur Sachſen und Hannover fegten die Verhand- 
Tungen mit dem preußiſchen Bevollmächtigten, General v. Radowitz, fort, 

aber freilich unter fortwährenden Einwendungen und Vorbehalten. Doch 

hießen fie ſich bewegen, ihre bedingte Zuftimmung zu geben, und in Ge— 
meinfhaft mit Preußen die übrigen deutſchen Staaten zum Beitritt und 

gemeinfchaftlicden Handeln einzuladen. Der preußifche Verfaſſungsentwurf 
wurde am 26. Mai von Sachſen und Hannover mitunterzeichnet, und kraft 
eineg Bündniſſes der drei Könige als gemeinfamer Vorſchlag zu einer 

definitiven Ordnung der deutſchen DVerfafjung unter dem Namen Drei- 
Lönigsbünbniß veröffentlicht. 

Diefer Entwurf, von Radowitz rebigirt, hatte von der Frankfurter 
Verfaſſung beibehalten, was nad dem Grundfage, daß dem Einzelftaate 
bie Selbftändigleit in allen den Dingen verbleiben müſſe, die er. als Ein- 
zelner genügend zu leiften vermöge, noch brauchbar ſchien. Einige wefent- 



Der yreuhiſche Berfeffungsentwurf. 127 

fie Punkte von der Ausfattung der Gentralgemalt waren geftrichen, 
Manches abgeſchwächt, Anderes wirklich verbeffert, und es blieb immer- 
hin nod) eine tüchtige Grundlage, in welcher der Gedanfe der nationalen 

Einheit verkörpert war. Das beutfche Reich follte aus dem Gebiete der⸗ 
jenigen Staaten des bißherigen deutſchen Bundes beftehen, melde die 
Reichsderfaſſung anertennen würden. Es war aljo ſchon darauf gerechnet, 
daß nicht alle deutſchen Staaten, wenigſteus nicht fogleich, beitreten würden. 
Das Berhältmiß zu Oeſterreich war gegenfeitiger Verftändigung vorbe- 
halten. Der erbliche Kaifer war in einen Reichsvorftand umgewandelt, 
deſſen Würbe mit der Krone Preußen verbunden fein joll, ob erblich, ift 
nicht außgefprodden. Um auch ben übrigen Fürften einen Antheil an 
der Reichsgewalt zu gewähren, ift dem Reichsoberhaupt ein Zürften- 
collegium zur Seite geftellt, das aus 6 Stimmen beftehen foll, wovon 
Preußen und Bayern je eine, bie drei übrigen Königreiche mit den be- 

nachbarten Kleinſtaaten die drei folgenden, und bie beiden Heffen mit 
einigen andern kleineren Territorien die fechste Stimme führen follten. 
Alle wwichtigeren Fragen follen durch abjolute Majorität unter den 6 Stim- 
men des Fürſtencollegiums entſchieden werden, doch blieb dem Reichs— 
vorftand, der jedenfalls bie Erecutive hatte, bie weſentliche Obergemalt. 

Der Reihevorftand follte allein Minifter und Gefandte ernennen, Krieg 

erllären, Frieden und Bündniffe fhliegen, die militärifche und diplomatiſche 
Leitung in Händen haben, im Inneren Ruhe und Ordnung erhalten. 

Eine ſchwache Seite der Reichsgewalt war, daß fie weder Zolleinkünfte 
zur Verfügung hatte, noch Stenern auflegen durfte, fondern allein auf 
Matricularbeiträge der Einzelſtaaten angerviefen war. Der Reichstag 

beſiand, wie bei der Frankfurter Verfaſſung, aus Staatenhaus und Bolfs- 
hans. Erſteres zählte 160 Mitglieder, welche zur Hälfte von den Re— 
gerangen, zur anderen Hälfte durch die Volfsvertretungen ber einzelnen 

Etaaten ernannt werden follten. Das Vollkshaus jollte vom Volke ge- 
wählt werben, aber nicht wie bei ber Frankfurter Verfaffung, durch 

alfgemeine directe Wahl, fondern durch indirecte, und das Wahlrecht war 
an die Bezahlung einer directen Steuer geknüpft, aud war daſſelbe nicht 

allgemein gleidh, fonbern nad) dem Dreiffaffenfgftem der preußiſchen Ver 

feffung modificirt. Das dreimalige fuspenfive Veto des Reichsoberhauptes 
wor in ein abſolutes umgewandelt. Die Grundrechte waren im Weſent⸗ 
fihen unverändert aufgenommen, nur hin und wieder in ihrer Faſſung 

gemifdert, und ihre Einführung und Anwendung der Candesgefeggebung 
überlaffen. 
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Der Verfafſungsentwurf wurde allen deutſchen Regierungen mitge- 

theilt, und biefelben zur Annahme und Erklärung darüber in fürzefter 
Friſt aufgefordert. Eine fpäter ausgegebene Denfjchrift erläuterte und 
begründete die einzelnen Beſtimmungen des Entwurfes. Das Bündniß 

der drei Königreiche ftellte fi) neben der Hauptjache, der Begründung 
eines definitiven Nechtözuftandes für das deutſche Volt, auch die Aufgabe, 
eine proviforifche Ordnung zu ſchaffen. In dem erften Artikel bes Bundes» 
ftatut3, welches dem Verfafjungsentwurf und dem Begleitſchreiben der 
Regierungen beigegeben war, war die Stiftung eines Bündniſſes aus» 

geſprochen, das mit Berufung auf Artitel 11 der alten Bundesafte als 
feinen Zwed die Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit Deutjh- 

lands bezeichnet. Für die gemeinfamen Angelegenheiten des Staaten- 
vereing follte ein Verwaltungsrat gebildet werben, zu welchem jeder der 
Verbündeten einen oder mehrere Bevollmächtigte zu ftellen hat. Die 

vollziehende Gewalt übernimmt auf ein Jahr die Krone Preußen. Um 
etwaige Streitigkeiten unter den Mitgliedern des Bündniſſes zu fchlichten, 
wird ein Schiedägericht von fieben Richtern beftelit, dag in Erfurt feinen 

Sig zu nehmen hat. 
Nach dieſen Attenftüden, die in ausführlichen, fehr umfichtig abge 

fasten Paragraphen Mittel und Zmede des Bündniſſes feftftellten, Hätte 
man glauben follen, bie Sache wäre auf gutem, ficherem Wege gemefen; 
aber leider trug dieſes Bündniß den Keim des Unfriedens und der Auf- 

löſung von Geburt aus in fi. Der Verfafjungsentwurf und die Statuten 
waren nur Vorfchläge der preußifchen Regierung; Sachſen und Hannover 
hatten nur zugeftimmt, weil fie im gegenwärtigen Augenblid den Schu 

und die Hilfe Preußens nicht entbehren zu Können glaubten. Der königl. 
ſächſiſche Bevollmächtigte, Freiherr v. Beuft, erflärte in einem Zufag- 

protofoll, daß Sachen fih nur dann zum Verharren in dem Bündniß 

verpflichtet erachte, mern auch Bayern beitrete.*) Ebenſo ſprach fi 

*) Siehe Weil: Quellen und Atenftüde, S. 214. „Die königl. fächfifhe Re» 
gierung will und darf jedoch feine Zweifel barüber befichen laſſen, wie fie biefen 
Entſchluß allein zu dem Zwed und in ber Erwartung gefaßt hat, daß diefe Berfaffung 

Gemeingut der ganzen dentſchen Nation und nicht eines Theils derjelben werde. Sie 
verfennt nit, daf ein Eintritt der öſterreichiſchen Lande in ber nädjften Zeit nicht 
gehofft werben darf. Allein die Aufnahme des gefammten übrigen Deutſchlande in 
dem Reicheverband, weldhe, unbeſchader der ber öferreidjtichen Regierung durch bie 
Bundesverfaſſung geficherten Rechte, erzielt werben foll, hält diefelbe ala Bedingung 

bafür feft, daß fie ſelbſt zu einem bleibenden Verharren in demſelben anf Grund der 
vereinbarten Berfaffung verpflichtet fei. Sollte e8 daher" midht gelingen, ben Süben 
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der Bönigl. hannoveriſche Minifter Stüve in einem beſonderen Protokoll 
dahin aus, e3 müffe bei der Reform der deutichen Verfaffung als Haupt- 
aufgabe in's Auge gefaßt werben, bie Integrität Deutſchlands zu erhalten: 
und eine Regierungsgemwalt zu ſchaffen, welche der Eigenthümlichfeit Deutfch- 
lands, feinen durch Gefchichte und lange Entwicllung feft zufammen ge» 

wachſenen Staatöverbänden die nöthige Gewähr leiſte. Solle dies erreicht 
werben, fo müſſe Oefterreich in voller Bedeutung bei Deutichland bleiben, 
dem es durch geographiihe Lage, Nationalität und Gefchichte fo enge 
verbunden ſei, daß jede Trennung eine unbeilbare Wunde fein würde. 

Es wird dann eine Reihe von Einwendungen gegen ben preußifchen Ber- 

faflungsentwurf beigebracht umd ſchließlich gefagt, die Zuftimmung zu 

demfelben könne nur darin eine Rechtfertigung finden, daß Oeſterreich ſich 
weigere, auf eine Verfaſſung einzugehen, welche bie für Deutſchland unent- 

behrliche gemeinfchaftliche Vollsvertretung enthielte. Sobald aber die öſter⸗ 
reichiſchen Zuftände einer beftimmteren Anſicht der Dinge Raum geben 
würden, müßten weitere Verhandlungen über die Rechte Oeſterreichs an 
Deutſchland aufgenommen werben.*) 

Man fieht deutlich, den Regierungen Sachſens ımd Hannoverd war 
es von Anfang an gar nicht Ernſt mit dem eingegangenen Bimdniß und 

der Theilnahme an den Vorſchlägen Preußens. Sie wollten nur für 
jegt ſich Preußen -gefällig zeigen, richteten aber ihre Zuftimmung fo ein, 
daß fie für die Zukunft einen Vorwand bereit Hatten, fi wieder los— 

zuſagen. Daß dies der Plan der beiden Regierungen war, wird uus 
aud) von anderer Seite beftätigt. Der preußiſche Gefanbte in England, 

Bunfen, erzählt nad; Berichten der englifhen Gefandten in Hannover, 
Münden und Dresden, daß die Vertreter Hannover und Sachſens in 

Münden ausdrücklich die Erklärung abgegeben haben, ihre Regierungen 
würden ſich an ihr Wort nicht gebunden erachten, wenn Bayern nicht 
beitrete.**) Der hannoveriſche Minifter, Graf Benningfen, geftand dem 

englifehen Gefandten Bligh geradezu, Hannover fei anf das Bündniß mit 

Dentichlands in den Reichsverband, wie er durd die fragliche Verfafjung beftimmt 
werben, aufzunehmen, was weſentlich davon abhängen wird, ob Bayern ſich bemfelben 
aufcjließt, folte vielmehr nicht mehr zu erreichen fein, als bie Herftellung eines nord- 
dentſchen oder nord- und mitteldeutſchen Bundes, fo müßte die Lönigl. fächfiiche Rer 
gierung für dieſe Eventualität die Ernenerung ber Verhandlungen und Umgeftaltung 
der vereinbarten Berfaffung ansdrädiih vorbehalten.“ 

*) Weil, Ducllen und Attenflüde, ©. 215 — 217. 
) Siehe Bunſen, aus feinen Briefen geſchildert. Bd. II, &. 18 u. ff. 

:täpfel, Einfeitöberedungen. 1. j 9 
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Preußen in den deutſchen Angelegenheiten keineswegs in gutem Glauben, 
vielmehr lediglich in der Erwartung eingegangen, daß bei der ganzen 

Sache doc) nichts herauskommen werde. Inzwiſchen habe man doch 
zweierlei erlangt, 1) daß man bem deutſchen Volk den Glauben beige- 
bracht, man wolle ernftlich die deutfche Einheit, und 2) daß man gerade 
durch das Bündniß mit Preußen den Preußenhaß im eigenen Lande, der 

bereit3 im DVerlöfchen gewefen, wieber angefacht habe. Die preußiſche 

Regierung, welche wohl die officielfen Vorbehalte der beiden Verbündeten, 
aber nicht ihre vertraulichen Mittheilungen an anderen Höfen Tannte, 
ſcheint die ſchlimme Abficht jener Kabinete nicht gehörig durchſchaut zu 
Haben, fie glaubte diefelben durch die gemeinfame Colfectivnote und das 

Bündnißſtatut vom 28. Mai, und die dadurch eingegangenen Verpflich- 
tungen, vechtfich gebunden.*) Aber um dieſe rechtliche Gebundenheit zur 
Verwirklichung der gefaßten Plane zu verwerthen, Hätte die preußiſche 
Regierung große Energie entwideln, die Ausführung der Sache mögfichft 
beichleunigen und afle Rüdfichten auf das durd den Aufftand in Ungarn 

und den Krieg in Italien gelähmte Defterreidh bei Seite fegen müſſen. 

DOefterreih war damal3 unfähig, feinem Widerſpruch gegen ben Plan 
eined engeren deutſchen Bundesſtaates durch- offenes Auftreten gegen 

Preußen und Anwendung von Waffengemalt Nahdrud zu geben, war 

jedoch jehr geihäftig, durch diplomatiſche Agenten an den deutjchen Höfen 
der Erweiterung des Dreifönigsbündniffes entgegenzumirfen. In Bayern 
und Wirtemberg fand es bereitwilliges Gehör; erfteres erklärte nach 

längeren Verhandlungen mit den preußifchen Minifterimm, die im Juni 
und Juli geführt wurden, am 8. September 1849, daß es fi außer 

Stande jehe, dem Bündniß vom 26. Mai und dem beigefügten Berfaffungs- 

entwurf beizutreten. Wirtemberg gab auf wiederholte dringende Anfragen 
Preußens lange Zeit gar feine Antwort, und erwiberte endlith am 26. Sep- 

tember, daß es, in die unerwünfchte Alternative verfegt, entweder den Bei- 

tritt fogleich zu erklären, oder denfelben abzulehnen, nicht anftehe, fich für 
das letztere zu entſcheiden. Diefe noch unter dem Minifterium Römer 

gegebene Antwort war nicht blos der Ausdruck eines particnlariftiichen 

Widerftandes, fondern noch mehr der Anficht, daß Preußen weder den 
ernftlichen Willen noch die Macht habe, die Sache durchzuführen. Am 

badifchen Hof gab fi Oeſterreich große Mühe, die durch preußiſche 
Waffen wieder hergeftellte großherzogliche Regierung von Preußen wieder 

*) Siehe Rabowig, gefemmelte Schriften, Bb. II. Reden u. Betrachtungen ©. 151. 
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abzuziehen, und machte dem Großherzog die Zumuthung, zu Gunften 
feines minderjährigen Sohnes abzudanfen, aber ohne Erfolg, indem der 
Großherzog ſchon Anfang Juli dem Dreitönigsbündniß beitrat. Kurheſſen, 
Raffan, Sachjen-Weimar, Braunſchweig, Heffen-Darmftadt, Medtenburg- 
Schwerin, Sachſen⸗Coburg · Gotha, Oldenburg, Hamburg und Bremen 
folgten im Verlauf des Sommers nad). 

Nicht minder wichtig als das Verhalten der Regierungen war die 
Stellung des deutjchen Volkes, namentlich ber beftehenden politiſchen Par⸗ 

teien, zu den preufifchen Vorfchlägen. Da war es nun von großer 

Bedeutung, daß ſich etma 150 Mitglieder der Centrumspartei ber Franf- 

furter Berfammlung auf Betrieb Gagerns, Dahlmanns und Mathy’s 
Ende Juni in Gotha zu einer Beſprechung verfammelten. Nach einer 

mehrtägigen Berathung vereinigten fi) 130 Anweſende zu der vom 
28. Juni datirten Erklärung, daß ihnen die Zwecke, welche durch die 

Reichsverfaſſung vom 28. März erreicht werben follten, höher ftehen als 
das flarre Fefthalten an der Form, unter welcher man dieſes Biel im 

der Nationalverfammlung erftrebt habe, und zu ber Anerkenntniß, daß 

die von Preußen dargebotene Verfaſſung, welche fie als eine unverbrüch- 

fie, der Nation ertheifte Zufage betrachten wollten, ebenfalls zu dem 
vorgejtedten Biele führen könne, unter der Vorausfegung, daß alfe deutſchen 

Regierungen, welche zur Berufung eines Reichstages mitwirken, denfelben 
in einer jede einzelne Regierung bindenden Form gegenübertreten. Schließ- 

lich bekannten fie, daß aus dieſer Anerfenntniß jedem Einzelnen die Ber: 

pflichtung erwachſe, in feinem reife nad Kräften zur Vollendung des 
vaterländifchen Werkes auf ben angebahnten Wege beizutragen.*) Die 

zu Gotha unterzeichneten Männer und ihre Gefinnungsgenoffen in allen 
Theilen Deutſchlands wirkten nun im Sinne diefer Erklärung durch Wort 
und Schrift, durch die Preffe umd Vereine, und diefe bundesftaatliche 

Bartei, welche auf Preußen ihre Hoffnung fegte, wurde von nun an als 

Gothaer bezeichnet und unter, diefem Namen vielfach angegriffen und 
verfpottet. Doch nicht alle Anhänger des Bundesſtaates waren mit ihrer 
Crflärung einverftanden. Einzelne, wie Gervinus und Häuffer, hielten 

an ber unveränderten Frankfurter Verfaffung feft und zweifelten, daß die 
preußijche Regierung den entſchiedenen Willen und die Macht habe, ihr 

Programm auszuführen. Sie jahen namentlich in der Perfon de der 

mafigen Königs von Preußen ein Hinderniß des Gelingens. Die eigentlich 

*) Siehe Deutſche Zeitung 1849 Nr. 178, Beilage. 
9” 
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demokratiſche Partei Hielt ſich grollend zurüd und behauptete, eine ein- 

feitig von den Regierungen verfuchte Reform könne nie von durchgreifendem 
Erfolge fein. Die dieſer Richtung angehörigen Zeitungen, jowie die 

Mehrheit der Volfsvertretung in den Mittelftaaten machten Oppofition 
gegen Preußen und das gothaiſche Programm, und geriethen dadurch in 

das Lager des Particularismus, Die der preußiſchen Hegemonie abge- 
neigten Megierungen aber ergriffen die ſich ihnen darbietende Bunbes- 

genofjenjchaft der Demokratie bereitwillig und beriefen fich gern auf die 
Voltsſtimmung, die auch nichts von diefen Einheitöbeftrebungen wolle. 

Preußen ſchritt einftweilen auf dem betretenen Wege vorwärts, aber 
nicht muthig und ſiegesgewiß, fonbern vorſichtig und zaghaft. Der im 
Bundesftatut angekündigte Verwaltungsrath trat am 18. Juni zufanmen, 

aud) daß Bundesfchiebögericht ward am 2. Juli zu Erfurt eingejegt, aber 
mit Berufung eines Reichstages zögerte man no. In Preußen gab es 
eine Partei, welche zwiſchen nationalen und revolutionären Beftrebungen 

feinen Unterſchied zu machen wußte, welcher auch der Berfaflungsentwurf 
des Dreifönigsbündniffes viel zu revolutionär erſchien. Sie fah in einer 
deutſchen Volksvertretung große Gefahren für die monarchiſche Ueber- 

lieferung, und wollte namentlich feinen Bruch mit Oeſterreich, auf deſſen 
confervatived Schwergewicht fie großen Werth legte. Für die Stimme 
diefer einflußreichen Partei hatte der König ein empfängliches Ohr; er 

bieft es für unedel, die Bedrängniß Oeſterreichs zu benützen, gegen feine 
Zuftimmung den deutſchen Bundesſtaat durchzuſetzen, um, während 
es im Kampf um ben Befig Ungarns und Italiens war, es auch noch 

feiner Rechte auf Deutſchland zu berauben. Auch auf die Fürftenhäufer 
der deutſchen Mittelftanten wollte er feinen Drud ausüben, der ihre 

Throne wantend machen könnte. Die deutſche Einheit ſollte nach feiner 
Idee nicht durch Mittel der Revolution, nicht durch Machtentwicluug 
verwirklicht werden, fondern nur durch freie Entſchließung der Betheiligten 
zu Stande kommen. Ueber ſolchen Bebenklichfeiten ging der Sommer 
1849 Hin, ohne daß für die Realifirung des deutſchen Verfaſſungswerkes 

eih weiterer Schritt geſchah. Erſt als Oeſterreich durch Rußland Hitfe 
von der ungarifchen Gefahr befreit war und mit der Einnahme Venebigs*) 
den legten Reſt der italienifchen Bewegung niebergefchlagen hatte, und 

nun auch in den deutfchen Angelegenheiten feinen Einfluß twieder mehr 

*) Am 11. Auguft Hatte fi Ungarn durch bie Eapitulation von Bilagos ben 
Auffen untertvorfen, und am 23. Auguf hatte ſich Venedig exgeben. 
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geltend machen Tomte, fchiekte ſich der Bermaltungsrath bes Dreikönigs- 
bündnifjes an, die Wahlen zu einem neuen beutfchen Reichstag zu ver- 
auſtalten. Es wurde am 19. Oktober 1849 beichloffen, die Wahlen der 
Abgeordneten zum Vollshauſe auf den 15. Januar 1850 anzuberaumen. 

Aber jegt erinnerten ſich auch die widermilligen Verbündeten Preu⸗ 

hens ihrer Vorbehalte; ihre Hoffmmg, daß Bayern nicht eintreten werbe 
und daß Oeſterecich feinen Widerſpruch mit Nachdruck geltend machen 
time, war ja erfüllt, und fie glaubten nun ihre Zufage zurücknehmen 
zu können. Dies geſchah am 20. Oftober durch eine gemeinſchaftliche 

Rote des ſächſiſchen und hannoveriſchen Gefandten an ben Vorſitzenden 
des Verwaitungsrathes, worin fie erflärten, daß jener Beſchluß, ein Volts- 
haus zu berufen, eine dem Bündniffe vom 26. Mai entgegenlaufende, 
den Zweck beffelben gefährdende und insbeſondere bie äußere und innere 

Sicherheit Dentſchlands bedrohende Mafregel jei. Sept fei der Beit- 
punkt gekommen, wo ihre Vorbehalte Play greifen müßten; am folgenden 
Tag Hindigten fie auch ihren Austritt aus dem Verwaltungsrath an. . 

Diefer Abfall der beiden Königreiche war zwar formelf fein Bundesbruch, 
denn fie waren ja durch ihre Vorbehalte berechtigt, fo zu handeln, aber 
vom moralifhen Standpunkt aus betrachtet, war ihr Verfahren treulos 

und wortbrüdig. Sie wußten, daß Preußen auf ihre Bundestreue rech⸗ 

nete, aber fie hatten es von Anfang an nur auf eine Täufhung Preußens 
abgefehen und betrachteten das ganze Bündniß nur als Mittel, um unter 

dem Scheine des Entgegenkommens bie preußifche Politik zu bekämpfen. 
Zu der Wortbrücjigkeit kam bei Sachſen, defien königlicher Thron erft 
vor wenigen Monaten burch preußtiche Waffen vor dem Sturz bewahrt 
worden war, eine empörenbe Unbanfbarkeit Hinzu, Auch Hannover freilich 

war der preußiſchen Regierung fir Schu verpflichtet, und der Minifter 
Stüve hatte auch feinen Bevollmächtigten bei dem Verwaltungsrath, jenen 
Detmold, der dem legten Frankfurter Reichsminiſterium angehört hatte, 
nicht zum Proteft gegen bie Berufung des Reichstags inftruirt, vielmehr 
wurden demfelben hinter dem Rücken feines Minifters Inſtructionen ans 

dem Kabinet des Königs zu Theil*), was denn auch den Rücktritt des 

Minifteriumd Stüve zur Folge hatte, 
Die preußiſche Regierung Tieß fich durch den Abfall Sachfens und 

Hannovers von der Berufung des Reichstages nicht abhalten; der Ber- 
waltungsrath hielt feinen Beſchluß aufreht, erflärte am 26. Oftober 

*) Bol. Oppermann, Zur Geſchichte des Königreichs Hannover. Bd. II, ©. 362. 
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denſelben für voffberedhtigt und den eingeſchlagenen Weg für das einzige 
zur Beit dargebotene Mittel, daS deutjche Vaterland zu confolidiren und 
ihm feine Geltung unter den Großmächten Europa's zurüdzugeben. Der 
Vorftand des Verwaltungsrates, v. Radowitz, fuchte in einer Rebe, die 

er am 24. Oktober in der preußifchen Kammer hielt, die Beforgniffe, die 
fig über den Stand der deutſchen Sache verbreitet hatten, zu beſchwich- 
tigen. Er gab Rechenſchaft über den Verlauf der Verhandlungen und 
die eingetretenen Hinderniffe und Störungen, verficerte aber, daß bie 
Regierung dem uneradhtet an der erkannten Pflicht fefthalte, und ſagte 
am Schluß*): „Die Regierung erfennt in vollem Maße alle Schwierig. 
teiten und Sorgen des jetzigen Augenblicks, zugleich aber au, daß die 

Linie, welche fie befolgt, die für fie alfein berechtigte und mögliche ift. 

Wenn das tiefe, wohlbegründete Verlangen der Nation nad) der Vereinis 

gung aller ihrer Stämme jet noch unerfüllt bleiben muß, fo liegt uns 
ob, einen Kern zu bewahren, an den fi die jet fern bleibenden Re— 

gierungen anzuſchließen vermögen, wenn die Einficht in das, was ihnen 

wie dem ganzen deutſchen Vaterlaunde frommt, auch dort durchgedrungen 
fein wird. Wie viel aber auch gelinge ober nicht gefinge: die preußiiche 
Negierung wird den Beruf, ber ihr micht durch eigene Willkür, nicht 
durch felbftfüchtige Berechnung zu Theil geworden ift, treulich wahren; 
er gehört zu dem großen Erbe preußifcher Ehre, das ihr anvertraut ift! 
Preußen hat diefen Weg furchtlos betreten, es wird ihn vorwurfäfrei 

enden, fein Biel fei ein freudiges ober” ein ſchmerzliches, ein nahes oder 
ein ferne." 

Am 17. November beſchloß ber Verwaltungsrath, der außer ben 
preußiſchen Bevollmächtigten aus denen Badens, der beiden Heffen, der 

ſächſiſchen Herzogthümer, beider Schwarzburg, ber reußiſchen Linien, beiber 

Medlenburg, Naſſau's, Braunſchweigs, Oldenburgs, Hamburgs, Lübecks 

und Bremens beftand, die Wahlen der Abgeorbneten zum Voltshaufe 
auf den 31. Januar 1850 auszufgreiben, und die Stadt Erfurt zum 
Verſammlungsort zu bejtimmen. Defterreich hatte indeſſen eifrig in deut- 
chen Angelegenheiten gearbeitet, um die preußiſchen Plane zu untergraben. 

Es hatte Verhandlungen angefnüpft, die auf Wibereinfegung des alten 
Bundestages in Frankfurt losſteuerten. Noch ſaß der Erzherzog Johann 
in Franffurt, um die Stelle für Defterreich zu behaupten. Diefes er- 

Härte ſich jegt bereit, ihn zum Rücktritt zu beftimmen, wenn Preußen 

*) Bol. Radowitz gefammelte Schriften. Bd. II, S. 432. 
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zur Errichtung einer gemeinfamen proviforifhen Centralgewalt die Hand 
Biete. Preußen zeigte fich willig dazu, aber machte feinerjeits die Bedin- 
gung, daß Oeſterreich die Einwilligung zur Errichtung eines engeren 
Bundesſtaates nach den Entwürfen vom 26. Mai gebe. Dieſes Zuge 
ſtändniß aber verweigerte Defterreich, und Preußen, um endlich zu einem 
Abſchluß zu gelangen, ließ fid in beflagensiwerther Schwäche bewegen, 
am 30. September einen Vertrag zu ımterzeichnen, wouach beide Groß- 
mädte im Namen fänmtlicher deutſcher Regierungen interimiftifch die 

Centralgewalt übernehmen follten, um den deutſchen Bund als einen völler · 
rechtlichen Verein zur Erhaltung der inneren und äußeren Sicherheit Deutfch- 
lands zu vertreten. Diefe vorläufige Einrichtung follte bis zum 1. Mai 
1850 dauern, und während derfelben die deutſche Berfaffungsangelegenheit 
der freien Vereinbarung der einzelnen Staaten überlaffen bleiben. Dieß 
war der erfte Schritt zur Wiederherftellung des alten Bundestags, dem 
Ziel der öſterreichiſchen Politi. Die wirkliche Einfegung der neuen Een» 

tralgewalt verzog ſich 5i8 zum Ende des Jahres, am 20. December 
übergab der Neichöverwefer fein Amt in die Hände der von beiden 
Mächten gewählten Commifjäre. Oeſterreich ftellte dazu den General 

Schönhals, der fi) in Jtalien Lorbeeren erworben hatte und als ein ge- 
bifdeter freifinniger Mann galt, Preußen war durch General Radowitz 

vertreten, ben intellectuellen Urheber der Maiverfaffung, und feine Wahl 
war ein Demonftration, daß Preußen nur im Namen des engeren deutſchen 

Bundesſtaates die Gewalt nıit Tefterreich theilen wolle. Oeſterreich aber 
308 aus ber Vereinbarung über bie Centralgewalt ganz anbere Confe- 
quenzen, und proteftirte in einer Note vom 28. November gegen die Ein- 
berufung des ausgefchriebenen Reichstages als gegen eine Verlegung der 
Bundespflichten umd des Vertrags vom 30. September, und fprach ben 
Beſchlüſſen der Tünftigen Erfurter Verfammlung in Voraus alle Geltung 

und Wirffamfeit ab. Preußen blieb die Antwort nicht ſchuldig und ſetzte 
in einer Gegennote vom 12. December feinen Standpunkt auseinander. 

Die Wahlen zum Erfurter Reichstag wurden am 31. Januar des fol» 

genden Jahres in deu bundestreuen Ländern vollzogen. Sachen und 
Hannover aber ließen nicht wählen, und bie hannoveriſche Aegierung er- 
Härte am 25. Februar dem preußiſcheu Eabinet, daß fie ihre Beziehungen 

zu dem Vertrage vom 26. Mai als völlig gelöst betrachte und ihr 
Verhãltniß zu den Theilnehmern deſſelben auf die Grundlage des deutſcheu 
Bundes zurückgeführt anfehen müſſe, worauf die Abberufung des preu- 

hiſchen Gefandten aus Hannover erfolgte. Durch Sachſens ımd Hannovers 
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Abfall umd die Gewißheit, daß fid) der deutſche Bundesſtaat vorläufig 
doch nur auf einen Theil der dentſchen Staaten bejchränfen werde, ſah 
ſich der Verwaltungsrath veranlaft, einige Modificationen der Verfaſſung 

au beichließen und durch eine fogenannte Abbitionalafte vom 26. Februar 
zu verkünden. Ein Hauptpunft babei war, daß ber Bundesſtaat ſtatt 
deutſches Reich deutſche Union heißen ſollte. 

Die Gegner Preußens wollten nicht bei der Verneinung ſtehen bleiben 
und ſtellten, hauptſächlich auf Bayerns Betrieb, im Gegenſatz zu den 
Vorſchlägen des Maibündniſſes, einen neuen Entwurf einer deutſchen 
Verfaſſung auf, der am 27. Februar 1860 von Bayern, Wirtemberg 

und Sachſen zu Minden unterzeichnet und, da auch Hannover an ben 
Berathungen theilgenommen hatte, das Vierfönigsbündniß genannt wurde. 

Diefer Entwurf unterfchied ſich von dem preußifchen namentlich dadurch, 
daß auch Defterreich, und zwar mit der ganzen Maſſe feiner nichtdeutſchen 
Länder, aufgenommen war. Statt einer einheitlichen Gentralgewalt ſollte 
ein fiebenföpfiges Directorium bie Regierung führen, und beffen Mitglieder, 
aus Gejandten Oeſterreichs, ber fünf Rönigreiche und beider Heſſen be» 
ftehend, folften wie die Gefandten des alten Bundestages, an Inſtructionen 
gebunden fein, gleichwohl aber nad} einfacher Stimmenmehrheit die wich- 

tigften Beſchlüſſe faſſen. Der Sig diefer Bundesregierung ift Frankfurt, 
und fie beforgt alle gemeinfamen Yımdesangelegenheiten theils allein, theils 

unter "Mitwirkung der Vollsvertretung. Dieſe befteht aus 300 Mitglies 
dern, welche von den Landesvertretungen ber einzelnen Bunbesftaaten 
gewählt werben, und zwar 100 von Defterreich, 100 von Preußen, 100 

von den übrigen beutfchen Bundesſtaaten. Ihre Competenz ift die Ini— 
tiative zur Geſetzgebung, die Feftftellung der Bundesausgaben umd der 
zu erhebenden Matriculerumlagen. Diefer Entwurf war nichts als eine 
weitere Ausführung von Vorjchlägen, die im Laufe des legten Jahres 
in Oefterreich ſchon mehrmals aufgetaucht waren, und wohl ſchwerlich 
ernſtlich gemeint. Er follte zunächſt nur als Agitationsmittel gegen Breußen 
dienen, war aber auch zu biefem Zweck zu unbedeutend, ex wurde nirgends 
ernſtlich beiprochen und von der Preffe theils gänzlich ignorirt, theils 

entfchieben verworfen. Nur Oeſterreich belohnte feine Anhänger mit einem 
vom Firften v. Schwarzenberg erlafenen Belobungsſchreiben vom 13, 
März,*) in welchem er die Zweckmäßigkeit und Ausführbarteit ber ge- 

*) Bol. Nene Münchener Zeitung vom 20. März und deutſche Zeitung vom 
22. März 1850, Beilage. 
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machten Vorſchläge rühmte, feine Buftimmung ausſprach und bie Ver- 
fiherumg gab, die faiferliche Regierung werbe ſich an einem folchen beutfch- 
öfterreichiichen Bunde mit Freuden umd in der Ueberzeugung betheiligen, 
da ein auf den vorgeſchlagenen Grundlagen ruhendes Bundesverhältniß 
gwifchen dem verjüngten Oeſterreich und dem berfüngten Deutfchland nicht 
nm wit der Einheit bes Kaiſerreichs vollfommen vereinbar fei, fondern 
auch, für beibe gleich erſprießlich, die Bürgſchaft einer ſchönen und glüd- 
lichen Zukunft in ſich trage. 

Jeder unbefangen Urtheilende mußte merfen, daß dies nur eine aufs 
geipielte Komödie war. Wie man in Bayern von den Verſuchen, eine 
bundesſtaatliche Einheit Deutſchlands zu Stande zu bringen, dachte, konnte 
man an einem dort mit Wohlgefalfen aufgenommenen Wort des Miniſters 
von ber Pforbten jehen, der in der bayrifchen Kammer am 7. November 
1849 fagte: „daS Ziel der bayrifchen Politit darf ganz allein die Aus—⸗ 
bildung der bayrifchen Souveränität fein." Ueberhaupt ging das Etreben 
der wittelftaatfichen Politil dahin, einen nationalen Aufſchwung, wie er 
im- Jahre 1848 das Volk ergriffen Hatte, für die Zukunft unmöglich, zu 
machen, der Einheittrieb wurde als eine Krankheit angefehen, deren Wieder 
leht mit aller Wachfamfeit verhütet werben müſſe. Oeſterreich und die 
ihm anhängenden Königreiche arbeiteten jegt in voller Eintracht dahin, 
die Berwirffichung ber preußifchen Plane unmöglich zu maden. Die Ver- 
ſtimmung gegen diefelben kam nirgends ſchroffer zum Ausdrud als in 
der Thronrede, welche König Wilhelm von Wirtemberg am 15. März 
1850 bei Eröffnung feines Landtages hielt. Er fagte darin unter Ans 
derem: Deutſchland hat feit den Mörzereigniffen des Jahres 1848 nicht 
aufgehört, der Spielball der Barteifucht und bes Ehrgeiges zu fein. Der 
deutjche Einheitsſtaat ift ein Traumbild, und das gefährlichfte aller Traum- 
bilder, ebenfowohl unter dem beutfchen al8 unter dem europäiichen Ge 
fichtspuntte. Alle Wege, welche man nad} diejem verfehrten Ziele bereits 

eingeſchlagen hat und noch ferner einfchlagen möchte, werben immer nur 
zum Gegentheil, das heißt zur Spaltung und Auflöfung der Gefammtheit 
führen. Die wahre Stärfe und Eintradit, die wahre Kuftur und Freiheit 
der Nation beruht im legten Grunde auf der Erhaltung und Pflege der 
Eigenthümfichkeit und Selbftänbigkeit ihrer Hauptftämme. Cine jede ger _ 
waltjame Berfhmelzung der Ießteren, eine jede abfolute Unterorbnung 
eines Hauptflammes unter den andern wiirde der Anfang unferer inneren 
Auflöfung umd das Grab umferer nationalen Erxiftenz fein. Für die rechte, 
für die dauerhafte Einigfeit unſeres Gefammtvaterlandes gibt es nur eine 
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einzige politiſch mögliche und praftifd; durchführbare Verfaſſungsform, es 
ift die föberative. Glücklicherweiſe ift diefe Form einer meit größeren 

Stärke und Kraftentwicklung im Junern und nach außen fähig, als die 
bisherige Bundesverfaſſung fie gewährte. Daß man diefe Wahrheit zuerft 
in Frankfurt und nachmals in Berlin verfannte, hat die gegenwärtige Span= 

nung und Verwirrung unferer Zuftände ganz alfein herbeigeführt. Die 
unpartelifcde Geſchichte wird es einft nicht verſchweigen, melde Zwecke 
und welche Leidenfchaften das Bündniß vom 26. Mai geftiftet haben. 
Die Größe und die Einigfeit der Nation haben nichts mit ihm gemein, 
auf die Volksſympathien kann es feinen Anſpruch machen, es ift ein 

künſtlicher Sonderbundsverfuch, auf den politifcden Selbftmord der Ge- 
fammtheit berechnet, und ebendeshalb in der Mitte von ben drei größten 
Landmächten ohne Ausficht auf Beſtand in den Tagen ber Gefahr. Die 
Durchführung dieſes Bündniſſes würde nicht zu vollbringen fein ohne 
einen offenen Bundesbruch und ohne eine wiſſentliche Verlegung jener 
feierlichen Tractate, worauf unfere Stellung und unfere Unabhängigfeit 

gegen Europa, fowie das politiſche Gleichgewicht Europa's überhaupt 
berubt.*) 

Diefe Rede ift ein merkwürdiges Document des dynaftifchen und mittel- 

ſtaatlichen Widerwillens gegen die Beftrebungen für nationale Einheit und 
ihre ftaatsrechtliche Geftaltung, und wir können uns jegt nur freuen, daß 

die ſchlimmen VBorausfagungen, welche ber königliche Redner ausſprach, 
durch die nenefte Entwidlung fo glänzend widerlegt find. Der Behaup- 
tung, daß das Dreifönigsbündniß feinen Anſpruch auf die Sympathien 

des deutſchen Volkes habe, ftand in nächſter Nähe entgegen, daß am 13. 
Januar in Plochingen — einem Knotenpunkte der Eifenbahn, 6 Stunden 

von Stuttgart — eine von vielen Hunderten des gebildeten intelfigenten 

Mittelſtandes befuchte Berfammlung fi in einer Adreffe an den ftän- 
difchen Ausſchnß dahin ausgeſprochen hatte, „daß feine andere Möglichkeit 

vorhanden fei, eine wahre deutjche Einheit ind Leben zu führen, als der 
von Preußen vorgelegte Verfaſſungsentwurf. Wenn ein großes, von 
mancher Seite das größte Gewicht gelegt werde auf die Beſchränkung 

der Souveränität, fo fei es bagegen bie feft begründete Weberzeugung 
der Berfammelten, daß Wirtemberg als Kleinftaat eine politiſche Selb- 

ftändigkeit in höherem Sinne biöher nie gehabt, noch künftig anfprechen 

=) Wirtemberg. Gtantsanzeiger vom 16. Märg, und deutſche Zeitung vom 16. 
Min, 
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fime, und daß die Zurüdführung der wirtembergifchen Souveränität 
auf die ehrenhafte und ftolze Stellung eines deutſchen Reichsfürften, wenn 

überhaupt ein Opfer, doch nur ein ſolches fei, defien bie wahre Bater- 
landsliebe ſich nicht weigern dürfe.“ Die Unterzeichueten befannten ſich 
zugleich als „Patrioten, die aus der Erbitterung, mit welcher bie in- 

neren und äußeren Feinde der beutichen Einheit dem Plane des Bun- 
desſtaates entgegenwirften, den Sporn entnehmen, mit Aufbietung aller 
geſetzlichen Mittel das Mögliche zu retten, in unbefriebigter Gegenwart 
doch die dauernde Grundlage einer befferen Zukunft des Waterlandes 
mit Ueberwindung und Selbftverläugnung feftzuftellen." Diefe Gefinnung 

war nicht nur in Wirtemberg, fondern in ganz Deutſchland bie unter 
dem gebildeten Mittelftand vorherrfchende. Andererſeits muß zugegeben 

werben, daß auch die Thronrede des Königs die Stimmung und Anfichten 
der fürftlichen und ariftofratifchen Kreife vepräfentirte. Die preußiſche Res 
gierung erwiberte die wirtembergifche Thronrede, welche ohne Mitwirkung 
des Minifteriums vom König felbft verfaßt war, mit Abberufung ihres 

Gefandten in Stuttgart und mit Zufendung der Päffe an den mwirtem- 

bergiſchen in Berlin. 
Wenige Tage nad) jener mittelftaatlichen Polemik wurde der Reichs⸗ 

tag der Union am 20. März in Erfurt eröffnet. Die Wahlen Hatten 
in vielen Bezirken nur laue Theilnahme gefunden, da die demofratiche 

Partei, und von ihr beeinflußt, die Mafje des Volkes, fich der Wahl 
enthielt. Die fogenannten Gothaer waren in der Verſammlung am zahl 

reichften vertreten; fie bildeten die linke Seite und verfochten die Sade 
der deutfchen Einheit mit Entfchiedenheit, aber mit Rückſicht auf die feit 
den Frankfurter Tagen fehr veränderten Verhäftniffe. Neben ihnen Hatten 

ſich viele Mitglieder der Ariftofratie und Büreaukratie wählen laſſen, 

welche entweder in ber Union ein Mittel gegen die Revolution fahen, 
ober die nationale Bewegung felbft zur Revolution rechneten und es für 

ihre Aufgabe Hielten, dem deutſchen Bundesſtaat nach Kräften entgegen- 
zutreten. Der preußifche Unionscommiffär Radowitz vertrat in einer 

glänzenden Rebe am 26. März die bisherige Politik Preußens und die 
leitenden Gebdanfen des dargebotenen Verfafjungsentivurfes. Er betonte 
in begeifterten Worten die Berechtigung des Einheitäftrebens. „Deutich- 
land,“ fagte er, „darf und muß fordern, daß ein mwahrhaftes Gejammt- 
wefen feine einzelnen Staaten umfchließe, feine einzelnen Glieder zu einem 

lebendigen Körper verbinde. Dieſes Bedürfniß ift Tange verfannt und 

den ſelbſtſüchtigen Beſtrebungen ausſchließlich freier Spielraum gelaffen 
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worden. Ich möchte nicht ſchwere Erinnerungen hier berühren oder die 

Anklage wiederholen, von denen jebes Glied des Ganzen getroffen wird; 
ich fage jedes! Einmal erweckt, ift der Geift nicht wieder zu bannen; er 
Tann zeitweife ſchlummern, zumal wenn er fich eben in wilden Rauſche 
kund gegeben, aber er wird immer wieder erwachen. Die nationale Bes 
wegung kann rüdläufig werden, aber, wenn Sie mir das mathematifche 

Gleichniß erlauben: die rückläufige Bewegung ift nur ſcheinbar, fie gehört 
einer gefchloffenen Curve an, fie muß wieder rechtläufig werben, fie muß, 

ihre Bahn von der Sonnenferne wieder hinlenken zur Sonnennäbe, fo gewiß 
es ein höheres Geſetz im Leben der Nationen gibt!" Im weiteren Zu- 
ſammenhang feiner Rede gedachte er auch der maßloſen Angriffe der 

wirtembergifcen Thronrede, und fagte in Beziehung auf ‚die Stelle: „bie 
unpartheiifche Geſchichte wird es einft nicht verſchweigen, melde Bivede 
und melde Leidenſchaften das Bündniß vom 26. Mai geftiftet haben: 
— „a meine Herren! die unpartheiiſche Geſchichte wird einft darüber 
richten, ob Preußen eine andere Leivenfchaft dabei gehegt, als die Liebe 

zum großen theuren Vaterlande, ob es einen anderen Zwed dabei ver- 

folgt hat, als ben legten Verſuch zu machen, die Eriftenz der Einzelftaaten 
vor den Gefahren zu ſchirmen, welche die nächfte jener hiſtoriſchen Kriſen, 
die im Laufe der Beiten nie außbleiben, über fie verhängen wird! Wir 
wolfen das Urtheil hierüber getroft der Mit- und Nachwelt anheimftellen; 
fie wird auch darüber richten, welche Zwede und Leidenfchaften es find, 
die unferem mühſeligen, felbftlofen Werke entgegentreten!" Die Rede von 
Radowitz machte großen Eindruck und belebte die Hoffnung auf Fräftige 
Durchführung des Unionsplanes; allein fein löniglicher Herr ſcheint nicht 
damit zufrieden gewefen zu fein, und feine fpätere Eröffnung im Ver 

faſſungsausſchuß, daß der Entwurf vom 26. Mai fo wie er vorliege 
dem jegigen Stand der Dinge nicht mehr ganz entfpreche und weſentlicher 
Aenderungen zu Gunften der Einzelftaaten bebürfe, ſtimmte die Erwartungen 
herab. Auch die Mittheilungen, welche der ehemalige Bevollmächtigte 
Sachſens im Verwaltungsrath, von Carlowig, als Mitglied des Staaten» 

hauſes machte, in welchen er bie Bebenklichleit der preußiſchen Regierung 

in ihrem ganzen Umfang eingeftand, führten auf die Vermuthung, daß 
es Preußen eigentlich willlommen wäre, wenn die Verfammlung den Ber 

foffungsentwurf ablehnte. Diefen Gefallen erwies aber der Reichstag 

dem König von Preußen nicht, vielmehr nahm da Volkshaus am 13. April 
die Vorlagen unverändert an. Das Staatenhaus machte zwar allerlei 
Beränderungsvorfchläge, um den Wünſchen des preußiſchen Kabinets ent- 
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gegen zu fommen, aber wollte damit feine Oppofition machen, fondern 
es nur ben verbündeten Regierungen überlaffen, ob fie damit einverftanden 

feien. Bald darauf, am 29. April wurde ber Reichstag, der feine Auf- 

gabe gelöst Hatte, vertagt. 
Die Union war nun conftituirt, die Verfaffung fertig; aber nun 

trat ein ähnlicher Fall ein, wie nad} dem Abſchluß der Frankfurter Neiche- 

verfafjung. Der König von Preußen trug Bedenken, die ihm in der 
Berfaffung übertragene Meichögewalt anzutreten. Der Muth war ihm 
offenbar gefunfen, er ſcheute fich vor der Durchführung feines Werkes; 
er hatte die gütliche Vereinbarung und die freie Entſchließung der Be— 

theiligten als ben allein richtigen Weg bezeichnet, der zum Ziele führen 
mäffe, und nun war diefe Vereinbarung mißlungen und die Theilnahme 
der Heinen Fürften genügte ihm nicht, um im Wiberfprud mit Oeſterreich 

und den vier Königreichen den Bund ins Leben treten zu laffen. Gr 
hatte offenbar darauf gerechnet, daß der König vun Sachſen und der König 
von Bayern in patriotiſchem Edelmuth doch ſchließlich auf feine Plane 
eingehen würden, und daß dies nun nicht mehr erwartet werben konnte, 
benahm ihm alfe Freudigkeit. Ex lud die Mitglieder der Union zu einem 

Congreſſe nach Berlin ein, um ohne diplomatiſche Scheidewand perſönlich 
mit den Fürſten zu verhandeln und zu ſehen, was etwa jetzt noch zu 

machen ſei. Au 9. Mai, dem Hinmelfahrtstag, wurde ber Congreß 
mit einem feierlichen Got Sottesbienft eröffnet, und nach bemfelben hielt der 

König eine fehr freundliche Anfprache an die verfammelten Fürften. Anftatt 
aber, wie man erwartete, den Unionsvertrag als eine vollendete Thatfache 

vorauszufegen und die Fürften beim Wort zu nehmen, kam der König 
ihnen mit der Frage entgegen, ob fie überhaupt bei ber Union bleiben 

wollten ober nicht? Bon diefer Freiheit der Wahl machte einige Wochen 

ſpater Sucheffen Gebrauch, und beffen Vertreter, ber Minifter Haffenpflug, 
tündigte ohne Rüchhalt eine Schwerfung nach Oefterreih Hin an. Das 
Ergebniß des Fürftencongreffes war die Siftirung der Union, und in ber 
Abſchiedsrede, die der König am 16. Mai an feine Gäſte Hielt, geftand 

er, daß fein durchgängige Ginverftändniß erzielt worden fei und daß 
man fi) mit einer proviforifchen Unionsregierung begnügen müffe. 

Ziel kecker und zuverfichtlicher als Preußen zur Vollendung der Union 
fleuerte Defterreih auf die Wiederherftellung des alten Bundestags los. 
Noch während des Erfurter Barlaments, am 26. April, ließ Färft Schwar⸗ 
yenberg an alle Mitglieder des ehemaligen heutfchen Bundes die Einla- 
dung zu einer außerordentlichen Plenarfigung auf den 11. Mei nad 
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Frankfurt ergehen. Dort follte die Bildung einer neuen Centralgewalt 
vollzogen und die Bundesverfaffung revidirt werden. Zwar verficherte 
Fürſt Schwarzenberg, er fei weit entfernt eine Rücklehr zum alten Bun- 

destag anrathen zu wollen, es handle fi mur darımn, einen legalen Aus- 
gangspunkt für aufrichtige Reformen zu gewinnen. Es war bei bdiefer 
Einladung zumächft beabfichtigt, der in Ausbildung begriffenen Union Schach 
zu bieten und die deutſchen Fürften zur Entſcheidung zu drängen, ob fie 
zu Preußen oder zu Defterreih halten wollten. Der Berliner Fürften- 
congreß wurde mit zu dem Zmed veranftaltet, die Frage der Beſchickung 
des Frankfurter Congreffes zu befprechen. Der Borfchlag Preußens ging 
dahin, zwar an diefem Congreß fich zu betheiligen, aber dabei die Union 

als Ganzes zn vertreten, gegen das öſterreichiſche Präfibium und gegen 

den Anfpruch zu proteſtiren, daß die neue Verfammlung das Plenum des 
alten Bundestages vorftellen folle. Eben darüber war nun der kurheſ- 

ſiſche Gefandte anderer Meinung, er nahm für jede einzelne Regierung 
der Union das Recht und die Pflicht in Anfpruch, den Congreß zu be 
ſchicken, behauptete, daß der aufgehobene Bundestag immer noch zu Recht 
beftehe, und daß deshalb jene Bufammenfunft nicht anderes fein fönne, 

als das Plenum des Bundestags. Auch Heffendarmftadt gab dich 
Schweigen feine Zuftimmung zu dem kurheſſiſchen Votum zu erfennen. 

Am 10. Moi fonnte wirklich bie Sitzung des nenen Bundestages eröffnet 
werben; außer Defterreich waren Bayern, Sachſen, Hannover, Wirtemberg, 
Kurheſſen, Holftein, Limburg, Lichtenftein und Homburg vertreten, in der 
zweiten Sigung kam auch Heffendarmftabt Hinzu. Zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen zog ſich einige Monate hindurch ein feharfer Notenwechfel 
hin, in welchem Defterreic behauptete, die Nüdtehr zum Bundestag fei 
das einzige Mittel, der in Deutfchland herrſchenden Verwirrung zu fteuern, 
während Preußen erflärte, es werde ber einfeitigen und unbedingten Wieder- 
einfegung des Bundestags alle und jede Anerkennung verfagen. Am 
7. Auguft ftellte der öfterreichifche Bundestagsgefandte den Antrag, noch 
mals ſämmtliche deutſche Megierungen zur Abordnung ihrer Gefandten 
aufzuforbern. Dabei erflärte er: der Taiferliche Hof verpfände fein Wort 
daß feinem Antrag nicht die Abfiht zu Grunde liege, zu den früheren 

Zuſtänden und Formen als legtem Zwed zurüdzutehren, und daß fein 
Schritt im Gegentheil als das einzige noch erübrigende Mittel gelte, zu 
einer den Bebürfnifen der Zeit entſprechenden Neugeftaltung des Bundes 
zu gelangen, und bis dahin die Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten 
des Vaterlandes auf eine feine Würde, feine Bedeutung im europätfchen 
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Stnatenfyfteme, ſowie feine Einheit und feine Jutereſſen wahrende Weiſe 
fiher zu ſtellen.““) Die fächfifche Regierung verband mit ihrer Zu- 

ſtimmung den Beiſatz, fie begrüße die Zufage Oeſterreichs, daß es nicht 
darauf abgefehen fei zu den früheren Buftänden zurüdzutehren, mit freu» 
digem Vertrauen. Auch der bayriſche Gefandte erflärte: er ſchenke der 
feierlichen Erklärung Oeſterreichs volles Zutrauen und werde darnach han» 

dein. Wirtemberg ſprach fich ganz in demfelben Sinne aus, und wünſchte, 
daß diefe Zufage durch eine Anſprache an das deutſche Bolt zur öffent- 
fihen Kenntnig gebracht werde. Hannover machte weniger Worte und 
erflärte ſich einfach ganz mit Defterreich einverftanden. So wurde num 

die erneuerte Zufammenberufung des Plenums und die Conſtituirung des 

engeren Rathes einſtimmig bejchloffen und demgemäß am 14. Auguft eine 

Circulardepeſche an alle Bundesregierungen erlaffen, mit der Aufforderung, 
ihre Gefandten bis zum 1. September nad Frankfurt zu fenden. Es 

wurde darin die Behauptung aufgeftelit, der Bundestag fei im Juni 1848 
eigentlich nicht aufgehoben, fondern nur zeitweilig fuspenbirt worden, und 
er nehme eben jet feine Thätigfeit wieder auf. Dagegen führte Radowitz 
in einer Denkſchrift vom 18. Auguft die Anficht aus, daß der Bundestag 

völlig aufgehört habe rechtliche Giftigfeit zu befigen, und eine preußiiche 
Circulardepeſche vom 25. Auguft vertrat den Standpımft der Union in 

einer ausführlichen Darlegung. Aber mit Schriftenwechſel konnte jetzt 
nichts mehr ausgerichtet werden, es kam darauf am, wer die Macht habe, 
feinen Standpunkt durch die That zu vertreten. Oeſterreich und feine 
Anfänger vollzogen am 2. September durch Beſchluß von 111 Stimmen 
die Einfegung de engeren Rathes und verwertheten die ſchleswig- hol⸗ 

ſteiniſchen und die kurheſſiſchen Wirren zur thatfächlichen Wiederherftellung 
des Bundestages. ö 

Die fehlestwig-holfteinifche Angelegenheit, deren verwideltem Verlauf 
wir bier nicht ganz folgen Können, war nämlich an dem Punkte anges 
lommen, two Dänemarf, deſſen Integrität von den Mächten als europäiſches 
Bedürfniß anerkannt war, doc; noch einiger Nachhilfe bedurfte, um den Wi- 
derftand des ſchleswig⸗ holfteinifchen Volkes zu brechen. In Heilen war der 
Zwieſpalt zwiſchen Volt und Fürſt fo unheilbar, weil die Vollsvertretung, 
das Beamtenthum und Militär auf Seiten der Union, der Kurfürft aber 
auf Seiten Oeſterreichs ftand; von biefem aufgehegt erflärte er, er habe 
feine Luſt ſich mebiatificen zu laſſen, entließ den Märzminifter Eberhard 

*) Bundestagsprotetoll 1850, 3. Eigumg, ©. 2. 
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und berief dafür aus Preußen ſeinen früheren Miniſter Haſſenpflug, um 
mit den Ständen Händel anzufangen. Es kam zur Steuerverweigerung, 
der Kurfürſt erflärte fein Land in Kriegszuſtand, aber bie Behörden und 
das Militär beharrten im Wiberftand. Um diefen zu brechen, brauchte 
der Kurfürft Hilfe, und er fowohl als Dänemark wandten fi an den 
wieder auflebenden Bundestag mit der Bitte um Intervention. Dies 
gerade Hatte Defterreich gewünſcht und befördert, um bie rechtliche Her- 
ftelfung des Bundestags als unabweisliches Bedürfniß darftellen zu können. 

So geftaltete ſich der Streit über die deutſche Verfaſſung lediglich 
zu einer Machtfrage zwifchen Defterreih umd Preußen. Es bildete ſich 
eine Coalition der Mittelftaaten mit Defterreich gegen Preußen. In Bre 
genz am Bodenſee hielten die Könige von Bayern und Wirtemberg am 
11. und 12. Oftober 1850 eine Zufammenkunft mit dem Kaifer von 
Deſſerreich. Es galt eine Demonftration zu machen, und besgalb wurde 
die Sache mit einigem Pomp in Scene gefegt. Schon mehrere Wochen 

vorher war in der Umgegend eine beveutende Truppenmaffe zufanımenge- 
zogen worden, die Monarchen fanden ſich mit militäriſchem Gefolge ein 

und es wurde ein officielles Säbelgerafiel aufgeführt. Schon am 9. Oktober 
Abends Fam der König von Bayern in alfer Stille an, am folgenden 
Tag traf der Kaifer von Defterreich mit dem Fürſten von Schwarzen- 
berg und General v. Grünne ein, von einer großen Menfchenmenge, zahl« 
reihen Ofſicierscorps und Mufif empfangen, und nur der ftrömende 
Regen hinderte weitere Gepränge: am 11. Mittags fuhr der greife König 
von Wirtemberg mit dem Dampfſchiff an, in der Uniform eines unga- 
riſchen Hufarenregiment3 und mit öfterreihiichen hohen Orden geſchmückt. 
Der Kaifer kam ihm auf der Treppe des Gaſthofs zur Poft entgegen 
und begrüßte ihn aufs herzlichfte. Bei dem faiferlichen Feſtmahl, das 
bald nachher ftattfand, trank der Kaifer auf das Wohl feiner werthen 
Säfte und treuen Allüirten, der König von Wirtemberg aber auf das 
Wohl der öfterreichifcden Armee, und ſchloß mit den Worten: „ein alter 
Soldat macht nicht viele Worte, aber er folgt dem Rufe feines Kaiſers, 
wohin es auch fei," woranf der Kaiſer erwiberte: „Sch danfe im Namen 

ber ganzen Armee; e8 kann mir und der Armee nur zur größten Ehre 
gereichen, und wir find ftolz darauf, mit fo tapferen Kameraden vor den 
Feind zu gehen." Der Feind, den er meinte, war ohne Zweifel Preußen. 
Daß es ſich nicht blos um eine freumdfchaftliche Zufammenfunft der Mo— 
narchen, ſoudern um ein friegerifches Bündniß handelte, konnte man da⸗ 
raus ſchließen, daß alle Monarchen ihre Minifter bei ſich Hatten, ber 
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Kaifer den Fürften von Schwarzenberg, ber König von Bayern den Herrn 
von der Pforbten, der König von Wirtemberg ben Herrn v. Linden. Es 
follte eine Armee von 200,000 Mann aufgeftelit werden und Bayern 
und Wirtemberg ihr Contingent dazu geben. Hannover wollte ſich vorerſt 
nicht betheiligen, fondern zuwarten. Das nächſte Ziel Oeſterreichs und 
feiner Verbündeten war eine Intervention in Kurheffen zu Gunften des 
Kurfürſten. Diefe follte Gelegenheit zum Kriege gegen Preußen geben, 
bei welchem bie heſſiſchen Stände Schut fuchten. 

In Berlin Hatte indeffen der General Radowitz das Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten übernommen, und die Anhänger der Union 
hofften, daß er die Entwürfe bes Maibünbniffes mit Energie ausführen 

werde. Dies war wohl auch feine Abficht, aber der König Tonnte ſich 
nicht entfchließen, derjenigen Mittel ſich zu bedienen, die unvermeiblich 

waren, werm man gegen Defterreih und bie Königreiche etwas durchſetzen 
wollte. Rabowig drang darauf, man müffe mit ben Waffen in der Hand 
die weiteren Unterhandlungen mit Defterreih führen, und nöthigenfalls 

die ganze Kraft des preußifchen Volles für den Krieg einfegen. Er be 
antragte, bie ganze preußiſche Armee mobil zu machen, um zunächit dem 
drohenden Einmarſch der Bayern in Kurheſſen entgegenzutreten, gleichzeitig 
aber eine Erklärung an die europäiſchen Höfe und ein Manifeft an das 

deutſche Boll zu erlaſſen. Aber der König ſchauderte zurüd vor folchen 
Maßregeln. Er fürdtete, er würde nicht nur Oeſterreich und deffen 
deutſche Anhänger, fondern auch Rußland und Frankreich gegen fich haben, 

die bereits drohende Wine gegeben Hatten. Das preußiſche Heer mar 
aud) keineswegs zu einem ſolchen Feldzug gerüftet, es war durch vorkeh⸗ 
tende Anordmungen des Kriegsminiſters Stodhaufen, der ben Krieg er- 
ſchweren wollte, eben jegt in ganz Deutfchland zerftreut und eine ſchnelle 

Mobilmachung nicht möglich, während Defterreih und Bayern nahe an 
200,000 Mann bereit hatten. 

Am Hofe zu Berlin war der unglüdjelige Gedanke aufgetaucht, den 
Kaifer Nikolaus von Rußland als Schiedsrichter anzurufen. Er murbe 

um eine Zuſammenlunft gebeten, und unter feinem Vorſitz verhandelten 
vom 26.—28. Oktober zu Warſchau die leitenden Minifter Oeſterreichs 
md Preußens über die deutfche Frage. Preußen hatte die verſöhnlichſten 

Bedingungen angeboten: Aufnahme Gefammtöfterreich® in ben beutjchen 
Staatenbund, Berzicht auf die Vollsvertretung Deutſchlands neben ber 
Bundesverſammlung, aber Anerfennung des Principß ber freien Unirung, 
gemeinfchaftfiches Präfibium des Bundes, und Uebertragung des Pacifis 

Rihyfel, Einfeitshefrebungen. 1. 0 ö 

— — 
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cirungswerkes in Kurheſſen und Schleswig-Holftein an Preußen und 
Oeſterreich. Aber felbft dieſe Vorſchläge wurden verworfen, weil Fürſt 
Schwarzenberg (dev in diplomatiſchen Kreiſen als fein Programm aus- 

geſprochen hatte: „Il faut avilir la Prusse et apres la d&molir“) nicht 
Verftändigung und Verföhnung, fondern Unterwerfung Preußens wollte; 

und Kaifer Nikolaus, der Schwager des Königs von Preußen, nahm 
Bartei für Defterreih, weil er in biefem die confervative Macht jah, 
Preußens Politik aber für eine vevolutionäre hielt, von welcher er den 

König befreien zu müffen glaubte. Die Behandlung, welche Graf Branden- 
burg von dem ruſſiſchen Kaifer erfuhr, und die der aufrichtige Patriot 
als eine Verlegung der preußiſchen Ehre empfand, erjchütterte ihn aufs 
tieffte, er fam am 1. November frank nad) Berlin zurück und ftarb, in 

Fieberphantafien fi zur Vertheidigung des Vaterlandes rüftend, am 

6. November.*) In einer Minifterrathsfigung, welche am 2. November 
unter dem Vorfig bes Königs gehalten wurde, kam die Frage über Krieg 
und Frieden nochmals zur Verhandlung. Radowitz wollte, daß Preußen auf 

feinen Forderungen beftehe und nur unter Rüſtungen und Androhung 
von Waffengewalt die Verhandlungen fortfege, aber die Mehrheit der 

Minifter war fir Frieden, und obgleich auch der Prinz von Preußen 
Radowitz zuftimmte, fo glaubte doch der König die Verantwortung des 

Krieges nicht auf fi nehmen zu können und entfchied gegen die Kriegs- 
rüftung. Es war bies freilich feine conftitutionelle Loyalität, wie der 
König fi) den Schein gab, fondern feine eigene Scheu vor kühnen Ent- 
ſchlüſſen. Längſt wäre die Zeit gefommen geweſen, um fein Wort zu 
löfen, das er der Deputation des Parlaments fo feierlich gegeben hatte: 
„Deflen möge Deutſchland gewiß fein: bedarf e8 des preußiſchen Schildes 
und Schwertes gegen äußere ober innere Feinde, fo werde ich auch ohne 
Auf wicht fehlen, ich werde dann getroft den Weg meines Haufe und 
meines Volles gehen, den Weg ber beutfchen Ehre und Treue." Aber 
dazu fehlte ihm jegt der Muth; hätte er ſelbſt den entjchiedenen Willen 
gezeigt nicht nachzugeben, fo würde er ohne Zweifel die Mehrheit des 

Minifteriums auf feiner Seite gehabt haben. Radowitz forderte nun 

*) Der frühere Minifter Camphauſen [reist am 5. November 1850 an Yunfen: 
„Der Schlag iſt gefallen; ein großer Staat, wehrkräftig wie feiner in Europa, ohne 
Berlegenheit im Innern, bes Vollsgeiſtes gewiß, in den Finanzen gefund, ledt den 

Staub von ben Füßen feiner Gegner, ohne nur den Verſuch des Widerſtandes zu 

machen, auf eine bloße-Rriegsbrohung hin, bie bramarbafirende Feinde, bittere Angſt 
im Herzen, ausgeftoßen haben... “ 



Manteuffel Minifter des Auswärtigen. 147 

feine Entfaffung, und der König gewährte fie auch, obwohl mit ſchwerem 

Herzen. Ein Brief, den er zum Abfchied an feinen Minifter und Freund 
ſchrieb, zeigt welchen Kampf ihn die Sache perfönlich koſtete. Der biöhe- 
rige Minifter des Inneren, Freiherr v. Manteuffel, der hauptfächlich zum 

Nachgeben gerathen hatte, übernahm nun die Führung der austärtigen 
Angelegenheiten mit dem Programm: „Verbrüderung und Bündniß mit 

Oeſterreich.“ Diefes führte er aus, indem er mit Verzichtleiftung auf 
alle Principien bald nachgab, bald wieder ſich firäubte, um Meine Vor— 
theife zu erlangen, aber Schritt für Schritt zurückwich, bis Alles wieder 

in das alte Geleife kam, wie es Defterreich immer erftrebt Hatte. 

Sobald Manteuffel das Minifterium des Auswärtigen übernommen 
hatte, ließ er (unter dem 3. November) nad) Wien erklären, daß Preußen 

der Ausführung der Beſchlüſſe, welche der noch nicht anerkannte Bundestag 
- faffen wollte, kein Hindermiß in den Weg legen würde, aber Einftellung 

der Rüftungen und freie Conferenzen zu weiterer Berathung der deutfchen 
Frage fordere. Diefe refignivende Erklärung wurde in Wien vorerft 
feiner officiellen Antwort gewürdigt. Fürft Schwarzenberg fegte bie 

Rüftungen fort, und um dies zu können, wollte er fich nicht durch Ein- 
gehen auf friedliche Borfchläge die Hände binden. Er äußerte nur gelegent- 
lid} gegen den preußifchen Gefandten, Grafen Bernſtorff, daß von weiteren 
Unterhandlungen nicht die Rebe fein könne, bis die preußiſchen Truppen 
aus Kurheſſen zurückgezogen ſeien und den Forderungen Oeſterreichs in 
Bezug auf Mitwirkung zur Unterwerfung Schlesteig-Holfteins entſprochen 
ſei. Dies erregte neue Exbitterung in Berlin, und die Kriegspartei fand 
wieder mehr Gehör. Der Prinz von Preußen ftelfte vor, gegenüber von 

den fortgefegten Rüſtungen Oeſterreichs könne man nicht ruhig bleiben, 
fondern müſſe auch rüften. Nun erfchien ein Cabinetöbefehl vom 6. No— 
vember, welder die Mobilmachung bes preußiichen Heeres anorbnete, 
Mit diefer- Maßregel war der Minifter v. Manteuffel nicht einverftanden, 

doch ließ er fie ſich als Demonftration gefallen, um fie für bie Unter- 
handlungen zu verwerthen, aber gab dem öfterreichifchen Geſandten in 
Berlin die Berficherung: die Mobilmachung fei nur zur Beſchwichtigung 
der öffentlichen Meinuug angeordnet, die Regierung bleibe bei den fried⸗ 
lichen Anerbietungen vom 3. November. Das preußiſche Bolt aber 
nahm die Mobilmachung nicht als Demonftration auf, ſondern als vollen 
Erf. Mit großem Eifer rückte die kriegsdienſtpflichtige Mannſchaft zu 
den Fahnen, auch die älteren Landwehrmänner verliegen mit Begeifterung 
Geſchäft und Familie, und bie allgemeine Stimmung war eine freudige 

10* 
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darüber, daß Preußen endlich entfchlofien fei, ſich Keine weiteren Demü- 
thigungen gefallen zu faffen. Aber in den Kreifen der Regierung war 
man nicht jo muthig. Dem Befehl an den Obergeneral der in Heffen 

ftehenden Armee, v. Gröben, rein nach militärifchen Rückſichten zu ver- 
fahren, folgte ſchnell die Weifung, es nicht zum Blutvergießen kommen 
zu laffen, und als am 8. November die öſterreichiſch-bayriſche Vorhut 

mit ben preußifchen Truppen zufanmenftieß, und bei dem Dorfe Bronnzell 
in der Nähe von Fulda bereits einige Schüffe gewechſelt waren, die einen 
Schimmel töbteten, gab der preußiche Führer den Befehl zum Rückzug. 
Den Tag nachdem Preußen biefen auffallenden Beweis feiner Friedens: 

Tiebe gegeben hatte, traf die Antwort Oeſterreichs auf die friedlichen Vor⸗ 
ſchläge Preußens ein. Fürſt Schwarzenberg fand deffen Entgegentommen 
nicht genügend, um darauf hin die Rüftungen einzuftellen, er forderte 
weitere Bürgſchaften des Friedens, definitive Aufgeben der Union und 
zwar nicht blos von Seiten Preußens, fondern durch einen fürmlichen 

Beſchluß des Fürftencollegiums, Anerkennung des Bundestages und Räu— 
mung Kurheſſens. Das einzige Zugeftändniß, das Oeſterreich machte, 
waren die von Preußen verlangten freien Conferenzen zur Berathung 
über die deutſche Verfaſſung, aber ber Werth dieſer Eonferenzen wurde 

ſehr eingefchränft durch die Bedingung, daß das Ergebniß der Berathungen 
erft ratificirt werden müffe dncch den Frankfurter Bundestag. Die An- 

nahme biefer Bebingungen wurde fo eilig gefordert, daß, als fie nicht 
fogleich gewährt wurde, ber öſterreichiſche Gefandte mit Abreiſe drohte. 

Preußen traf mm Anftalt feinem Wunſche zu genügen, und berief das 

fogenannte Fürſtenkollegium, d. h. bie in Berlin anweſenden Vertreter 
der Unionsfürften, zu einer Sitzung am 1 i 
der preußifche Bevollmächtigte von Billom < 
Neugeftaltung des weiteren Bundes feien fo weit vorgefchritten, daß Preußen 

und Oefterreich ſich verftändigt hätten, ihre fämmtlichen Mitverbündeten 
zu gemeinfchaftlicher Revifion der bisherigen Verfaffung auf freien Mini- 

fterialconferenzen einzuladen. Um nun nicht diefen ein Hinderniß entgegens 
zuſtellen, Habe die Tgl. Negierung dem öſterreichiſchen Kabinet erklärt, 
Preußen werde als Unionsvorftand die Verfaſſung vom 28. Mai nicht 

ins Leben führen und betrachte diefelbe ſeinerſeits als vollftändig aufger 

hoben. Ein definitives Aufgeben könne aber nur mit Zuftimmung der vers 
bündeten Regierungen erfolgen. Dieſe Zuftimmung erbitte ſich nun Preußen, 
erkläre aber feine volle Bereitwilligkeit, auch unter veränderten Verhält- 
niffen in der Union mit den dazu gehörigen Regierungen zu bleiben. 
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Als Hauptaufgabe dieſer zu erhaltenden Verbindung wurde überein. 
ſtimmendes Handeln in Bezug auf bie Umgeftaltung des weiteren Bundes 
bezeichnet und die Erwartung ausgefprochen, daß die Unionsſtaaten ihre 
disponiblen Truppencontingente in voller Kriegsbereitſchaft auf die erfte 
Aufforderung zu dem preuftfchen Heere ftoßen laſſen würden. 

Diefe Erklärung verbfüffte die Vertreter der verbindeten Regierungen. 
Sie erfahen daraus, daß Preußen die Union einfeitig und ohne Rückſprache 
mit ihnen aufgegeben und fich mit Oeſterreich verftändigt habe, und ſprachen 
ihr Befremben offen aus, indem fie Hinzufügten, fie könnten weder in 
die Auflöfung des bisherigen Bündniſſes willigen, noch feien fie befugt, 
ein neues abzufchließen, das Preußen anzutragen feine. Sie müßten 
jedenfalls wiſſen, wofür man fi rüften folle, und erbitten ſich nähere 
Erflärungen über den Stand der Berhandfungen mit Defterreih. Diefe 

tonnte man aber nicht geben, da die Verftändigung noch gar nicht ab» 
geichloffen war. Die Folge davon war, daß ſich die Union thatſächlich 
auflöste. Am 23. November erklärte Baden, es betrachte die Union 

als erloſchen, am 26. folgte Mecklenburg, und allmählich fagten ſich 
auch die Anderen von Preußen 108, und Allen blieb ein Gefühl der Ver- 
ſtimmung darüber, daR fie von Preußen im Stich gelaffen fein. 

Preußen ſchwebte in einem unbehaglichen Mittelzuftand zwiſchen Ver- 
föhnung und Spannung mit Defterreih, und fühlte das natürliche Be— 
durfniß nach Veiftand von außen. Der einzig mögfiche Bundesgenoſſe 
war England, ımd dorthin wurde General v. Rabowig unter dent Vor- 

wande geſchickt, neue Artilferieeinrichtungen in Augenſchein zu nehmen, 

eigentlich aber mit dem Auftrag, wegen eines Bimdniſſes zu fonbiren. 
Lord Palmerfton aber und die englifchen Staatsmänner waren von ber 
mattherzigen Politik Preußens zu wenig erbaut, um in feinen Streit mit 

Defterreich fi) einmifchen zu wollen, und fanden es nicht gerathen, einem 

fallenden Freunde beizuftehen. Bon Defterreich wußte man nicht recht, 

ob es aus Mißtrauen gegen ben Ernft der friedlichen Verſicherungen 

Vreußens feine Rüſtungen fortfege, oder ob es eigentlich felbft Tieber Krieg 
wolle. m dieſer Ungewißheit richtete der König von Preußen ein eigen- 
händiges Schreiben an den Kaiſer von Defterreih, worin er ihn beſchwor, 
bie Segnungen des Friedens nicht zurüdzumeifen; der Minifter Man- 
teuffel aber hoffte durch eine perfünfiche Unterhandlung mit dem Fürſten 
Schwarzenberg zum Ziele zu kommen. Nur ungern entfchloß ſich der 
König, die Vollmacht dazu zu ertheilen, doch gab er nach; Manteuffel 
bat am 26. November tefegraphifch den öflerreichifchen Premierminifter 
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um eine Zufammenfunft in Olmüg, und ließ, ehe er Antwort Hatte, ein 

zweites Telegramm folgen, daß er abreifen werde. Der Minifterrath 

entwarf eine Inſtruction fir ihn, die auf Frieden und Nachgiebigkeit ge- 
richtet war, aber doch nicht den Frieden um jeden Preis wollte, Die 

Forderungen, auf welchen Manteuffel beftehen follte, waren: 1) Eröffnnng 
der Conferenzen an einem neutralen Ort. 2) Suspenbirung bes Bundes» 
tags während der Conferenzen. 3) Das freie Unirungsrecht der Einzel: 
ſtaaten, ſobald die Wiberherftellung des weiteren Bundes erfolgt ift. 
4) Gemeinfame Bejegung Heſſens durch Preußen und Defterreich. 5) Er: 
Tebigung der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Frage auf den freien Conferenzen. 

Die Zufammenkunft in Olmittz fand ftatt; am 27. November Abends 

trafen der preußiſche und ber öfterreichifche Minifter ein; auch der ruſſiſche 
Geſandte in Wien, Baron v. Meyendorff, Fam dazu, denn der Gedanke 
dieſer perſönlichen Verhandlung war von dem ruffifchen Kaifer angeregt 
worden. Da Manteuffel mit dem Vorſatz nah Olmütz gekommen war, 
die erftrebte Verftändigung durchzufegen, fo lehrte er ſich nicht an feine 
Inſtructionen, fonbern ließ fih Stüd um Stüd von den darin geftellten 
Bedingungen entreißen, Er beftand weder auf Suspendirung des Bundes ⸗ 
tags, noch auf dem Unirungsrecht, noch auf gemeinfamer Befegung Kur- 
heffens, noch auf der Entſcheidung der fchlestwig-hoffteinifchen Frage durch 

die freien Conferenzen, und begnügte fid damit, letztere überhaupt zu 
erlangen. Diefe hatten aber nun thatfächlich wenig Werth mehr, wenn 

Oeſterreich bereit8 in ber Uebermacht war und bie mitberathenden Staaten 
nad} feinem Willen leiten konnte. Mit diefen Bugeftändniffen war es 
freilich feine Kunft, den Frieden zu erhalten. Manteuffel konnte fich 
rühmen, feine Aufgabe gelöst zu haben, aber das Ergebniß feiner Unter- 

handlung war eine neue Nieverlage Preußens. Nach zweitägiger Be— 
ſprechung wurden am 29. November folgende Punkte feftgefegt: 1) Die 

definitive Negelung der Turheffifchen und Hoffteinifchen Verhältniſſe fol 
durch die gemeinfame Entſcheidung aller deutſchen Regierungen, d. h. durch 
den Bundestag erfolgen. 2) Um dieſes Zuſammenwirken möglich zu 

machen, ſoll in kürzeſter Friſt von Seiten ber in Frankfurt vertretenen 
Bundesmitglieder, fowie von Seiten Preußens und feiner Verbündeten 

je ein Commiffär ernannt werben, und biefe beiden folfen fich über die 
zu treffenden Maßregeln verftändigen. 3) In Kurheſſen foll Preußen 

den von dem Kurfürften herbeigerufenen öfterreichifh-bayerifchen Truppen 
fein Hinderniß in ben Weg legen; (feine Mitwirkung wurde darauf res 
ducirt, daß ein preußifches Bataillon in Kaffel bleiben durfte, um ben 
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Maßregeln Oeſterreichs unthätig zuzufehen). Nach Holftein und Schles- 
wig ſoll alsbald ein öfterreichifcher und preußiſcher Commiffär geſchickt 

werden, um im Namen des deutſchen Bundes von der Statthalterichaft 
Einftellung der Seindfeligkeiten gegen Dänemart, die Zurüdziehung ber 
Truppen Hinter die Eider und die Reduction derjelben bis auf ein Dritt- 

theil zu fordern, fir den Weigerungsfall aber Execution anzudrohen. 
4) foll bie Minifterconferenz, auf gemeinſchaftliche Einladung Preußens 

und Oeſterreichs, um die Mitte December in Dresden eröffnet werben. 
Fürſt Schwarzenberg beeilte fich, feinen diplomatischen Sieg über Preußen 
durch eine Circulardepeſche vom 7. December den europäifcen Mächten 
zu verkünden, und eine preußiſche Denlſchrift ſuchte dann die Zugeftänd- 
niffe als ein dem Frieden gebrachtes Opfer zu rechtfertigen. 

Die Uebereinfunft von Olmüg war der Schlußpunkt einer Reihe 
von Mißgriffen und Niederlagen ber preußiſchen Politik. Seit der Ber- 
öffentlichung des Entwurfs vom 26. Mai war fie immer rückwärts ger 
gangen. Zuerft die verberbfiche Zögerung während des Sommers 1849, 
dann die verfpätete Anordnung ber Wahlen zum Reichstag, die Ab- 
ſchwächung der deutfchen Reichöverfafjung zu einer preußifhen Union, 
die ängftliche Haltung gegenüber dem Reichstag in Erfurt, der Fürften- 
congreß in Berlin, der, anftatt die Union zu befeftigen, vielmehr ihre 

Auflöfung einleitete, die gänzliche Paffivität gegenüber der Bregenzer 
Verſchwörung, die unglüchſelige Anrufung ruſſiſcher Vermittlung und die 
Demäthigung in Warſchau, die verfpätete, zu einem Scheinmannöver ab- 

geſchwächie Mobiliſirung, und ſchließlich vollends die faft bedingungsloſe 
Unterwerfung in Olmüg: Alles das war doch ein fehmählicher Rückzug 
von der Stelfung, die Preußen noch im Frühjahr 1849 eingenommen 
hatte. Wo war nun die Erfüllung des Wortes vom 28. April: der 
König werde ſich unter feinen Umftänden von dem Werk der deutſchen 
Einigung zurüdziehen, vielmehr alle Kraft aufbieten, daffelbe zu fördern? 

Und was war die bewegende Urſache aller diefer Niederlagen? Wer 

trägt Die Hauptſchuld? Wir können auf biefe Fragen nichts anderes 
antworten, al: Friedrich Wilhelm IV. Die preußifche Preffe zwar 

machte den damals leitenden Minifter v. Manteuffel für bie Schmach 
Preußens verantwortlich. Beſonders die Schrift: „Vier Monate aus- 
wörtiger Politik“ weist nad, daß Manteuffel es war, der feit feiner 
uebernahme der auswärtigen Angelegenheiten den preußiſchen Staat von 
einem Rüdzug zum anderen geführt hat. Allerdings Hatte Manteuffel 
feinen Sinn für die Aufgabe, die deutſche Nation unter Preußens Fahne ” 
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zu einigen und ihr eine Machtſtellung unter den europäiſchen Staaten 
zu erringen. Die nationale Bewegung war ihm eine unbequeme Störung 

des preußifchen Stilffebens; die Idee der deutſchen Einheit, die Frank- 
furter Reichsverfaſſung, das Maibündniß und die Unionsverfaffung er- 
fehienen ihm alle mr als Erzeugniffe der Revolution. Ihm war die 
gemäßigte Partei, die Mevofutionäre in Glacéhandſchuhen, wie er fie 
nannte, verhaßter als die Demokraten. Die Aufgabe eines befonnenen 
preußiſchen Staatsmannes, meinte er, lönne nur bie fein, mit der Revo- 

Iution zu brechen und den preußiſchen Staatswagen in die ficheren, ge- 
ebneten Gleiſe der vormärzlihen Zeit zurüdzuführen. Manteuffel Hatte 
von feinem Standpunkt aus recht, wenn er bie Auflöfung der Union 

herbeiführte. Aber der König Friedrich Wilhelm Hatte die nationale 
Idee mit Begeifterung ergriffen, er hatte die Einigung und Führung 
Deutſchlands als feine und Preußens Pflicht erfannt, und verheißen, 
nicht davon weichen zu wollen. Und doch Hatte er dieſen Staatsdiener 

zum Minifter gewählt und feinen Math dem Anderer vorgezogen, die jene 
nationalen been theilten und ihre Verwirklichung erftrebten! Und er 
batte biefe Wahl getroffen, nicht weil er jenen Weg als einen Irrweg 
erfannt hätte, fondern weil er vor den Schwierigkeiten zurüchſchrecte, die 
fi auf ihm erhoben. Er Hatte feine Anfichten nicht geändert, aber er 
war zu ſchwach, um fie durchzuführen. Er war e8, der im Sommer 
1849 auf dem muthig betretenen Weg ängftlich innehielt, der die Ver- 
legenheiten Oeſterreichs nicht benügen wollte, ber die mittelftaatlichen 

Fürſten nicht der Gefahr ansfegen mochte, von ihren Unterthanen zum 
Opfern der Souveränität gedrängt zu werben, ber am 2. November nicht 

den Muth fand, für feine Ideen aufzutreten, und fich Hinter die Mehr- 
heit des Miniſterraths ſteckte, der die mit Begeiſterung aufgenommene 
Mobilifirung zu einem Waffenfpiel abſchwächte. Die nationale Partei 
in Preußen Hat in monarchiſcher Pietät diefe eigenthimliche Schwäche 
ihres öniglichen Herrn mit Nachſicht beurtheilt und ohne Bitterkeit als 
Thatfache Hingenommen, die man nicht ändern könne. Dagegen warf fie 
ihren Haß auf Manteuffel und ſchwur Oeſterreich und ber habsburgiſchen 
Dynaſtie Mache für Warfchan und Olmütz. 

Etwas anders wirkten bie Erfahrungen, welche man mit Preußen 
und feinen Unionsverfuchen hatte machen müffen, auf die nationale Bartet 
im übrigen Deutſchland. Diejenigen, welche den Gothaern fpottend zu⸗ 

gerufen hatten: „Preußen wird euch doch im Stiche laſſen!“ hatten Recht 
behalten. An die Stelle des Vertrauens auf Preußen trat ein Immer 
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weiter um fich frefiendes Mißtrauen, und die Anficht fand immer mehr 
Eingang, daß nicht num der König zur Durchführung der ihm zugedachten 
Rolle unfähig fei, fondern daß auch die Stantsmänner Preußens, ja 
überhaupt das preußiſche Staatsweſen mit der unbebingten königlichen 
Autorität, der Führung Deutſchlands nicht gewachſen fei. Die Anhänger 
des demofratifchen Princips, welche die Macht Preußens gefürchtet hatten, 

aber fich ihr doch gefügt Haben würden, wenn fie den Kampf aufgenommen 
Hätte, verloren jet den Reſpect vor Preußen, das fich gegen Defterreich 
fo ſchwach gezeigt Hatte. Sie meinten, die weitere Entwicdlung der Be- 
fugniffe der Volksvertretung werde ein beſſeres Mittel zur Verwirklichung 
des nationalen Einheitsgedankens fein, als das Anlehnen an eine Mo- 
narchie. So wurden der in Sübbeutfchland beftehenden Abneigung gegen 
Preußen wieder neue Beftandtheile und Mechtfertigungsgrünbe zugeführt; 
die Zahl der Gegner Preußens mehrte fich zuſehends. Bon diefer Beit 

der getäufehten Hoffnungen, von den Niederlagen in Warſchau und Olmüg _ 
datirt fich jener allgemeine Widertoille, jener Unglaube an Preußens Ver⸗ 
heißungen, der noch im Jahre 1866 wirkte und den Vorfchlägen Bis- 
mards für Neugeftaltung der Bundesverfaſſung eine fo fühle Aufnahme 

bereitete. Doch blieb trog aller Enttäufchungen, alfen Spottes noch eine 
Meine Schaar guter Deutſchen übrig, welche den Glauben an Preußens 
deutſchen Beruf nicht aufgeben wollten, und die Ueberzeugung fefthielten, 

daß der preußiſche Staat der Kern des deutſchen Staates fei, und daß 

noch einmal eine Zeit kommen müſſe, wo die Macht des Gedankens ber 
Einheit unter preußifcder Fahne zum Durchbruch komme. 

Die freien Conferenzen, die Manteuffel aus dem Olmittzer Schiff- 

bruch noch geretiet Hatte, wirden am 23. December in Dresden eröffnet. - 
Aber Preußen konnte ſich bald überzeugen, daß dieſes ſcheinbare Zuge: 
Rändmiß Schwarzenberg nur darauf berecjnet war, die Machtftellung 

Preußens noch weiter herabzudrüden. Es Handelte ſich nicht mehr um 
einfache Rücllehr zur alten Bumdesverfaffung, ſondern um eine Aenderung 
des Stimmenverhäftnifies zu Gunften Defterreich® und feiner Verbündeten. 
Schon dei dem Beginn der Berathungen wurden die Commiffionen fo 

zuſammengeſetzt, daß Preußen in einer demüthigenden Minorität blieb. 
In ber erften Coumiſſion, welche die Zuſammenſetzung ber oberften Bundes⸗ 
behörde zu berathen hatte, waren unter Defterreich® Vorfig neben Preußen 
die vier Königreiche, und in der zweiten Commiffion für den Wirkungs⸗ 
treiß der oberften Bundesbehörde hatte zwar Preußen ben Vorſitz, aber 
eine feinbfiche Majorität neben ih. Nachdem Fürſt Schwarzenberg ſich 
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mit dem preußichen Miinifterpräfidenten in Berlin verftändigt und ihn 
dur Ausficht auf eine fefte Allianz zu Gunſten des monarchiſchen Prin- 

cips und bee confervativen Intereſſen für feine Plane gewonnen Hatte, 
trat er am 2. Januar 1851 in einer Commiffionsfigung zu Dresden 
mit einem Vorſchlag hervor, defjen Annahme Defterreich das entfchiedene 
Uebergewicht ſichern follte. An die Stelle des engeren Bundesraths ſollte 

eine aus neun Stimmen gebildete Cxecutivbehörbe treten, bei welcher 
Defterreich und Preußen je zwei Stimmen zu führen hätten, bie übrigen 
fünf Stimmen die vier Königreiche und die beiden Heſſen. Baden, ber 

Verbündete Preußens, Weimar und Andere gingen leer aus. Dies rief 
eine Oppofition der Heinen Staaten hervor, und man glaubte ihnen ein 
Heine? Zugeftändnig machen zu müffen, indem man ben engeren Rath 

auf 9 Staaten oder Eurien mit 11 Stimmen außbehnte; aber mieber 
waren die vier Königreiche die Begünftigten, während das auf Preußens 
Seite ftehende Baden die Stimme mit den beiden Heffen theilen ſollte. 
Die zehnte aus Holftein, Lauenburg, Braunſchweig, Naffau, den beiden 

Medlenburg und Oldenburg gebildete Stimme Hatte eine Seelenzahl von 
2,500,000, war mithin ftärfer als brei der Königreiche; die elfte folfte 
von allen übrigen Fürften und den vier freien Städten gebildet werden. 
Daß Preußen hierbei beftändig in der Minderheit bleiben würde, fchien 
felbftverftändfih. Mit der Stimmführung ſollte für Oeſterreich und 
Preußen die Pflicht verbunden fein, ſtets 30,000 Mann jchlagfertig zu 

halten; die übrigen Stimmen follten die Ehre der Mitregentichaft eben- 
falls mit 10,000 Mann gerüfteter Truppen bezahlen. Es war damit 
keineswegs eine imponivende Machtftelfung nad) außen beabfichtigt, ſondern 
man wollte nur gegen die Revolution gerüftet fein, deren Gefpenft aus 

dem Bewußtfein unterbrücter Einheitöbeftrebungen emporftieg. Weberhaupt 
war man darauf bedacht, die Erecutivgewalt mit weitgehenden Befugniffen 

für die Hohe Polizei, mit Vollmachten gegen Conflicte der Landftände 
mit den Regierungen, gegen innere Rubeftörungen, politifche Vereine, ober 

fonftige gefahrbrohende Verbindungen auszuftatten. Die confervativen In⸗ 

tereffen nach der Weife des alten Bundestags durch Polizeimaßregeln zu 
wahren, folfte die Hauptaufgabe der neuen Bundesverfaſſung werben. 
Das freie Unirungsrecht, auf welches Preußen, um die Möglichkeit eines 

engeren Bundesftaates aufrecht zu erhalten, in den bisherigen Berhand- 
tungen fo großes Gewicht gelegt hatte, wurde mit Berufung auf Art. 11 
der Bundesafte, welcher verbietet, Verbindungen einzugehen, die gegen die 

Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesſtaaten wären, abgelehnt, 
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Selbſt gegen den Zollverein wollte Defterreich die Auslegung jenes Ar- 
titel richten. Beſonderen Werth legte Fürſt Schwarzenberg auf feine 
Forderung, ganz Defterreich in den Bund aufgenommen zu fehen, was 
& damit motivirte, daß „der öſterreichiſche Einheitsſtaat auch nicht durch 
eine ideelle Linie getrennt werben dürfe.“ Dies mußte für Preußen jegt 

weit gefährlicher fein, nachdem von feinem engeren Bunde mehr bie Rebe 
fein fonnte, und es würde dadurch zu der Machtſtellung Bayerns herab» 
gedrüdt worben fein. Das Gegenanerbieten, auch Preußen mit allen 
feinen Provinzen in den Bund aufzunehmen, konnte das Mißverhältniß 

nicht weſentlich ändern, denn die Gefanmtbevölferung Preußens mit 
17 Milfionen ftand den 34 Millionen des Kaiſerſtaates immer noch be— 
beutend nad. Ueberdies wiirde der Eintritt aller preußiſchen Provinzen 
in den beutfchen Bund Preußen des Rechts beraubt Haben, als europäifche 
Macht Krieg zu erklären, oder Frieden zu fchließen, während diefe Be- 
fugniß Defterreich durch fein Uebergewicht im Bunde gefichert war. In] 
Betreff einer allgemeinen Volksvertretung, welche der Bunbesgewalt zur} 

Seite geftellt werben follte, wollte Fürft Schwarzenberg, der fi bei ı 
mehreren Gelegenheiten entſchieden verneinend außgefprochen hatte, bei den ! 
Dresdener Eonferenzen nur feine Bedenken geltend machen, und Preußen | 

theilte Diefelben. Die vier Königreiche, die Voltsftimmung in ihren Staaten 
fürchtend, machten in diefer Beziehung Oppofition, und verlangten wenig⸗ 
ſtens Ausſchüſſe der Ständeverfammlungen der Eingelftaaten. Es wurde 

aud ein vom 10. Januar 1851 batirter Brief des Königs von Wirtem- 
berg an den Fürſten v. Schwarzenberg veröffentficht, worin er ein oberftes 
Nationalparlament unbedingt forderte umd die Anfiht ausfprah, ohne 

eine Nationalvertretung könne feine kräftige, Icbensfähige Bundesregierung 
zu Stande kommen. Doc) wurde bei den Conferenzen diefe Anficht Teines- 
wegs mit Nachdruck vertreten, und am Ende den ftändifchen Ausſchüſſen 
zur die Befugniß einer nachträglichen Zuftimmung zu den Beichlüffen der 
Bundesgewalt zugeftanben. 

Die Vorſchläge Oeſterreichs wären beinahe angenommen worden, 
da weder Preußen noch bie anderen vier Königreihe ernftlihe Einwen- 
dungen erhoben. Nur Baden, Medienburg und Sadjjen- Weimar ver- 
langten eine andere Zufammenfegung ber Erecutiogewalt und machten 

Oppofition, in Folge deren die Verhandlungen ſich in die Ränge zogen, 
wobei aud Preußen wieder zu einigen Forderungen fich ermuthigt fand. 

Die Verhandlungen dauerten bis in's Frühjahr 1851 und wurden endlich 
am 12. Mat gefchloffen, da man zur Erfenntniß kam, daß man doch zu 
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teinem befriedigenden Ergebniß gelangen werde. Die officöfe Preffe gab 
dem deutfchen Volke den Troft, daß, wenn auch feine neue Bundesver⸗ 
faffung fertig geworben, doch durch die Conferenzen viel ſchätzbares Ma- 
terial zu einer folchen geliefert worben fet. 

Die ganze Frucht der langen Verhandlungen war die Rückkehr zum 
alten Bundestag. Schon am 27. März theilte der Minifter Manteuffel 
den früheren Unionsgenoffen mit, daß Preußen beichloffen Habe, den 
Bundestag wieder zu beſchicken, und am 14. Mai nahm der neue preu- 
ßiſche Bundestagsgeſandte, v. Rochow, feinen Sig im Thurn und Tarxis'- 
chen Palaſt ein; auch die Gefandten der Verbündeten Preußens erjchienen 

jegt. Uber unter den preußifchen Staatsmännern bildete ſich nun die 

ſtillſchweigende Uebereinkunft, daß der Fluch, der auf dem Bundestag 

ruhte, nie von ihm genommen werden dürfe, daß er ſich nie zu einer 
gedeihlichen Wirkſamkeit entfalten folle. Mit großer Confeguenz hielt die 

preußiſche Politif unter allen wechfelnden Miniſterien die Praxis ein, 
feine Maßregel von nationaler Bedeutung vom Bundestag ausgehen zu 
laſſen. So oft eine der Bundesregierungen einen Antrag ftellte, der 
darauf abzielte, ein nationales Bedürfniß zu befriedigen, fo ſtimmte 
Preußen beharrlich dagegen, damit e8 dem Bundestag nie gelinge, auch 

nur den Schein der Popularität zu gewinnen. Damit eignete ſich Preußen 
die Verfahrungsweife feiner Feinde an, die auch nur zu hindern wußten, 
und entfagte der ehrlichen, offenen Politik, welche allein feiner würdig 
war. Aber diefer zähe Widerftand war das einzige Mittel, den Intri- 
guen Oeſterreichs die Stange zu halten. \ 



Siebentes Kapitel. 

Bon Widereinfehung des Bundestages bis zum Parifer 
Frieden 1856. 

Mit dem erneuten Bundestage beginnt eine Periode der Reaction, 
welche die deutfchen Einheitsbeſtrebungen gründlich unterdrücken foflte, 
die aber daS Regiment des Bundestags wo möglich noch verhaßter machte, 
als es vor 1848 war, und Zuſtände ſchuf, welche im “fahre 1866 zum _ 
Zufommenfturz ber Bundesverfauffng führten. Da’ die Fürften in dem 
Verlangen des deutſchen Volles nach ftaatlicher Einheit eine Bedrohung 

ihres Befiges, und ihrer ganzen Eriftenz fahen, fo trugen fie fein Be- " 
denlen, jelbft Beſtandtheile ihrer Souveränität zum Opfer zu bringen, 
wenn es fi) um Maßregeln gegen das verhafte Einheitäftreben handelte. 

Sie betrachteten die Bundesverfaſſung mit dem darin anerfannten Du- 
alismus von Defterreih und Preußen als eine Verſicherungsgeſellſchaft 
fir die Sefbftändigfeit der einzelnen Staaten, und Liegen ſich daher gern 
das Eingreifen der Bundesgewalt gefallen, wenn fie nur zugleich zum 
Schutz des Particularismus diente. In zweiter Meihe fuchte man bie 

Vundesgewalt natürlich auch gegen die läftigen politischen Freiheiten zu 
derwerthen, zu deren Anerkennung die gefteigerte Vollsmacht des Jahres 
1848 genöthigt hatte. 

In Betreff des Verhältniſſes der Bundesglieder unter einander hatte 
fich eine ſtille Verſchwörung gegen Preußen gebilvet, beffen etwaigen Ver- 
fuchen ſich am die Spike eines engeren deutſchen Bundes zu ftellen, die 
Mittelſtaaten einen Riegel vorfchieben zu müffen glaubten. Zwar Hatte 

fi) Preußen ſelbſt der Reaction angefchloffen, und durch den Mund feines 
leitenden Miniſters Manteuffel das Princip des Bruchs mit ber Revo— 
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fution proclamirt, aber man konnte nicht willen, ob nicht bei einem Re— 
genten- oder Miniſterwechſel Rückfälle in die nationale Politik eintreten 

würden. Die Zukunft Preußens, das Streben nad Machteriweiterung, 

welches man bei beim Ehrgeiz des Aegentenhaufes und der Staatsmänner 
doch immer vorausfegen zu müffen glaubte, war auf den Zufammenhang 
mit Deutſchland angewieſen, und man fonnte erwarten, daß e8 über kurz 

oder lang die Unionspolitit des “Jahres 1849 wieder aufnehmen würde. 
Darum betrachteten e3 die Leiter dev Mittelftanten als Gebot ihrer Selbft- 

! erhaftung, Preußens Einfluß in Deutſchland entgegenzutreten und zu 
verhüten, daß es durch Liberale Einrichtungen, durch Erfolge auf dem 

\ Gebiete des Zollvereins populär werde. Befonders Bayern und Sachen, 
wo ehrgeizige Minifter wie v. d. Pfordten und v. Beuft an der Spige 

waren, verfolgten eine ſolche preußenfeindliche Politik. Durch dieſes 

Streben waren die Mittelftaaten auf die Seite Oeſterreichs gedrängt, 
aber die Freundfchaft für Oeſterreich war feine aufrichtige, fie war nicht 

fo gemeint, daß fie ernftlich eine Hegemonie Defterreich® gewünſcht hätten, 
welche das Ziel Schwarzenbergs war. Sie wollten von Defterreih nur 
Schutz gegen Preußen, und ihr Vertrauen auf diefen Schug war gemifcht 

mit der Beforgniß, beide Großmächte Könnten ſich einmal zur Unterdrückung 
der Kleineren verftändigen. Don dieſem Gefichtspunft aus war die Er- 
haftung des Gegenjages und der Spannung zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen im Intereſſe der Mitteljtaaten, und dies bedingte ein Hin⸗ 
und Herſchwanken, das die Erfolge der einen Macht durch Beziehungen 

zu der anderen abzuſchwächen fuchte. Die Furcht vor Oefterreih und 
Preußen trieb zum Zufammenhalten der fonft eben nicht beſonders einigen 

Mittel- und Kleinftaaten, und diefe Politif fand danı ihren Ausdrud in 

der befonder8 von Bayern vertretenen dee des Trias — einer Eini- 
gung ber deutfchen Mittelftanten al3 einer dritten Macht neben den beiden 
Großmächten — die aber auch Feine feſte Geftalt gewinnen konnte, weil 
das Mißtrauen der’ Anderen gegen Bayern dazwiſchen trat. Diefe Ver- 
hältniſſe Hinderten die Confolidirung und weitere Entwicklung des deutſchen 
Bundes, welde von einzelnen Staatsmännern wohl aufrichtig angeftrebt 

wurde. 

Um die Mitte Juni’ 1851 war die Widerherftellung des alten 
Bundestags vollendet, die Vertreter ſämmlicher Staaten hatten ſich ein- 

gefunden und die Geſchäfte konnten allmählich wieder aufgenommen werben. 
Man ſchickte ſich an, das in Dresden gefammelte ſchätzbare Material zu 

verarbeiten und bie Maßregeln zur Erhaltung und zur inneren Sicherheit 
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der Eingelftanten zu verabreden und feftzuftellen. Es wurde beichloffen, 

hiefür einen eigenen Ausſchuß niederzufegen. Der Antrag dazu wurde 
gemeinfam von Oeſterreich und Preußen eingebracht. Es fei, wurde darin 

erllärt, nach den in Dresden gepflogenen Berathungen eine der dringendften 
Anforderungen, daß der innere Friede Deutſchlands befeftigt, und den 
Lräften der Berftörung, die ihn feit den Ereigniffen des Jahres 1848 

zerrüttet, Einhalt gethan werde. Zu den wichtigften Ergebniffen jener 
Dresdener Berathungen gehöre es, daß fie in Erkenntniß deffen, was 
zur Erhaltung der inneren Sicherheit Deutſchlands nothwendig fei, die 
den weſentlichen Grundfägen nach} bereit3 beftehende Uebereinftiimmung der 
Regierungen ausdrücklich beurfunden. Bon diefer Erkenntniß fir das all: 

gemeine Wohl Gewinn zu ziehen, fie raſch und entchieden zur That zu 
geftalten, fei unftreitig die nächfte Aufgabe diefer hiezu mit dem ganzen 
Anfehen des Rechts und der Macht ausgerüfteten Hohen Verſammlung. 
Auf militäriſche und polizeifiche Vorkehrungen werde fi) aber die Thä- 
tigfeit de8 Bundes nicht beichränfen dürfen.*) Diefes Programm der 

politiicden Aufgabe der Bundesverſammlung wurde fofort ohne Wider- 

iprucdh angenommen. Am 10. Juli wurde die Wahl jenes fogenannten 

politiſchen Ausſchuſſes, fowie zweier anderer, der Ausſchüſſe für Handels- 

yolitif und fir Errichtung eines Bunbesgerichtes, vorgenommen. Der 
politiſche Ausſchuß beftand aus fieben Mitgliedern; Preußen, Oeſterreich, 

Bayern, Sachen, Hannover und das Großherzogthum Heſſen waren 
darin verfreten. Der Humor der Diplomaten nannte das Collegium 
unumwunden den Reactionsausfhuß, denn für ganz Deutjchlaud die Re— 

action ind Werk zu fegen, war ja feine ausgefprochene Aufgabe. Am 
16. Auguft erftattete ber Tgl. ſächſiſche Gefandte v. Noftiz einen ausführ- 

fihen Bericht über das Ergebniß der Ausſchußberathungen. Er ſprach 

von ben Gefahren, durch welche die Ruhe und Ordnung Deutſchlands 
bedroht fei, von den mancherlei Zugeftändniffen, die man den Volfsfor- 

derungen des (Jahres 1843 gemacht Habe, von den verfchiedenen Liberalen 

Beſtimmungen, die in die Candesverfaffungen aufgenommen worden feien, 
wodurch die gefammte Staatögewalt in die Hände einer zufälligen Kammer: 
majoritãt gelegt und ber Landesherr auf Ausübung einiger beftimmter Rechte 

befchräntt worden fei. Er bezeichnete als ſolche gefährliche Beftimmumgen: 
die Beſchränkung des landesherrfichen Veto; die Einführung des allge» 
meinen Wahlrechts ohne Cenſus und ſtändiſche Gliederung; die Nöthigung, 

*) Bnndestageprotofolfe 1861. Sigung vom 8. Juli, ©. 180 u fi. 
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die Minifter aus ber jeweiligen ftändifchen Majorität zu wählen; bie 
Entſcheidung der Competenzconflicte zwiſchen Ständen und Regierungen 

durch die Gerichte; die Veeidigung des Militärs auf die Verfaſſung. Um 

diefen Uebelftänden nun abzubeffen, ſei die Bundesverfammlung berechtigt 
und verpflichtet dafür Sorge zu tragen, daß in feinem Bundesftaat In— 
fiitutionen und Zuftände beftehen, welche für die innere Ruhe und Ord- 
nung deſſelben und dadurch für die allgemeine Sicherheit des Bundes 

bedrohlich feien. Die Bundesverſammlung miüfje daher die einzelnen Re— 
gierungen auffordern, die feit 1848 getroffenen ftaatlichen Einrichtungen 
und gefeglichen Beftimmungen einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen 

und dann, wenn fie mit ben Grundfägen des Bundes nicht im Einklang 
feien, die nöthige Aenderung ohne Verzug zu beiverfftelligen. Wenn biefe 

Abänderungen auf Hindernife ftoßen follten, jo müſſe der Bundestag 
Commifjäre abfenden und dieſelben mit Vorfehrung der erforderlichen 
Maßregeln beauftragen. Außerdem weist der Bericht des ſächſiſchen Ge- 

fandten aud noch auf das Bebirfniß einer ftrengeren Ueberwachung der 
Preffe und Errichtung von Birrgſchaften gegen den Mißbrauch ihrer Frei 

heit Hin. Diefe Anträge wurden in der folgenden Sigung mit Stimmen- 
mehrheit angenommen, und es wurde am 23. Auguft insbefondere be 
fchloffen, die unter dem 27. December 1848 erlaffenen und in der Ver- 

faffung des deutſchen Reiches vom März 1849 wiederholten fogenannten 
Grundrechte des deutjchen Voltes für aufgehoben zu erflären. Die Re 
gierungen derjenigen Staaten, in welchen die Grundrechte durch befondere 
Gefege in Wirkjamfeit gebracht waren, wurben verpflichtet, die erforderliche 
Einleitung zu treffen, um jene Gefete, fo weit fie mit ben Bundeszwecken 
in Widerſpruch feien, wieder abzuſchaffen. Mit der Annahme diefes Ber 
ſchluſſes war fowohl für den Bund im Ganzen al für die Eingelftaaten 
die Reaction grundfäglih anerkannt. Nicht nur die Aufhebung der 
Grundrechte wurde in allen Staaten, in welchen fie eingeführt waren, 
mit großer Eimmüthigkeit vollzogen, fondern auch fonft die Verfaffungen 
in confervativer Richtung revidirt und mobificirt, in ben einen mittelft 
directer Einmiſchung des Bundestages, wie in Kurheſſen, Holftein, Bremen, 
Hamburg, Frankfurt, Hannover, in andern durch felbftändige Initiative 

der Landesregierungen. 

Der Hauptſchauplatz der bundestäglichen Wirkſamkeit war Kurheſſen 
und Holftein. Der Kurfürft von Heſſen war, tie wir oben gefehen, im 
Sommer 1850 von der preußiſchen Union abgefallen und auf die Seite 
Oeſterreichs getreten, und Hatte dadurch dem begrabenen Bundestag zur 
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Auferftehung verholfen. Er benügte dann den Ausnahmezuftand, den 
der im December 1850 erfolgte Einmarſch der Executionstruppen ge 
ſchaffen Hatte, um verfaffungstrene Beamte mit zahlreicher Einguartierung 
zu quälen, fie durch Kriegsgerichte verurtheilen zu laffen und aus dem 
ande zu vertreiben. Beſonders aber befolgte er die bundestägliche An» 
weifung zur Nevifion und Modificrung ber Verfaſſung. Da bie kurs 

heſſiſche Verfaſſung, die feit 1831 unbeanftandet in Gültigkeit war, wirklich 
manche für die Staatsgewalt Läftige Beftimmung enthielt, indem fie jeden 
Beamten zur ftrengften Berfaffungstreue verpflichtete, und für jede Will- 
fürfichfeit der Regierung die Anrufung der Gerichte ermöglichte, auch der 

landſtãndiſchen Steuerverwilligung eine fehr meite Ausbehnung gab, fo 
hatte der Kurfürft hieran eine gute Hanbhabe, die er mit wahrer Luft 
ergriff, um alle Schranten allmählich zu befeitigen. Der öſterreichiſche 
Bundescommiffär, Graf v. Leiningen, unterftüßte ihn bei Verfolgung von 
Beamten und bei Verfaffungsverlegungen direct, und ber preußifcde Ge- 
fandte, v. Uhden, erhob menigftens feine Einfprache dagegen, beide aber 
übergaben eine Denktjhrift an den Bundestag, in welcher ausgeführt 
wurde, daß bie kurheſſiſche Verfaſſung mit dem monarchiſchen Princip 

unvereinbar fei und nicht nur zu zahlreichen Competenzftreitigleiten Ver⸗ 
anlafjung gebe, fondern durch den Zwieſpalt zwifchen dem Monarchen 
und feinen Miniftern einerſeits, und den Beamten, Richtern und Offi- 

deren andererfeitö, zur Auflöfung der ganzen ftaatfichen Ordnung führen 
müſſe. Auf Grund dieſes Berichtes erflärte der Bundestag durch Ber 
ichluß vom 27. März 1852 die kurheſſiſche Verfaffung von 1831 mit 
den 1848 und 1849 daran gemachten Veränderungen für unvereinbar 
mit den Grundgefegen des Bundes. Bugleich wurde die Kurfürftliche 
Regierung aufgefordert, eine revidirte Verfaffung an bie Stelle ber feit- 
herigen ohne Zögern als Gefe zu veröffentlichen, biefelbe einer einzu 
berufenden Stänbeverfommlung zur Annahme vorzulegen und das Er- 
gebniß dem Bundestag unter Nachfuchung der Garantie für die neue 

Verfoffung mitzutheilen. Der Kurfürft beeilte fi) nun, eine vom Bunbes- 
tag bereits vorläufig gebilligte Verfafjungsurkunde unter dem 13. April 
1852 vorzulegen, in welcher die anftößigen Bingichaften ftändifcher Nechte 
mit Beſtimmungen vertaufcht waren, melde der kurfürſtlichen Willkür 
Vorſchub leifteten. Der Friede war aber bamit nicht hergeftelit, bie 
neue Ständeverfammlung weigerte ſich, die verjchlechterte Verfaſſung an- 
zunehmen, ber Conflict zwiſchen Bolt und Regierung zog fich ein ganzes 
Jehrzehent Bin, mehrere Ständeverſammlungen wurden aufgelöst, mehrere 

Rlüpfel, Einheitfsefcchungen. L 1 
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Miniſterien mußten abtreten, und ſchließlich mußte 1862 der Bundestag 
unter veränderten Verhäftniffen, gedrängt von Preußen, die heſſiſche Re— 
gierung auffordern, die alte Verfaſſung von 1831 wieder herzuftellen. 
Natürlich trug der lange, vom Bundestag angeftiftete und genährte Ver— 

faffungsftreit nicht dazu bei, das Anfehen des Kurfürften zu befeftigen, 
und bie volfftändige Löſung des Conflicts war bie fpätere Einverleibung 
des Landes in Preußen. 

In Schleswig-Holftein unterzog fi der Bundestag der ſchmäh⸗ 
lichen antinationafen Aufgabe, die Bevöllerung, die ſich für Vertheidigung 
ihres Zuſammenhangs mit Deutſchland erhoben hatte, wieder unter däniſche 

Fremdherrſchaft zurückzuführen. Dies hatte Preußen, welches 1848 ſelbſt 

feine Truppen zum Kampf für Schleswig-Holſteins Rechte aufgeboten 
hatte, in der Ofmüger Uebereinkunft dem öſterreichiſchen Cabinet zuges 
ftanden. Im Januar 1851 erfchienen öſterreichiſche und preußifche Com- 
mifjäre bei der Statthalterfchaft in Rendsburg, um im Namen des Bundes 
Einftelfung der Feindfeligfeiten gegen Dänemark, Zurüdziehen der Truppen 
nach Holftein und die Reduction der Armee auf ein Dritttheil ihrer 
Stärke zu verlangen, widrigenfalls Bundeserecution eintreten und ein 
bereit gehaltenes Heer von 50,000 Defterreihern und Preußen einrüden 

würde, Da mit diefer Aufforderung die Zuſage verbumden war, der 
Bund werde nad) Erfüllung berfelben die altberechtigte Verbindung Schles- 
wigs mit Holftein wahren, fo gab die ſchleswig- holſteiniſche Landesver⸗ 

fammlung dem geftellten Verlangen nad. Die Zurüdziehung der Armee 
über bie Eider erfolgte, und die Dänen rüdten in die geräumten Stel- 

tungen ein. Die Armee wurde reducirt, die darin befindlichen Schles- 

wiger entlaffen. Alles vollzog fi in Ordnung und Ruhe. Aber fatt 
daß das Land zum Lohn für folde Fügſamkeit mit Beſetzung durch fremde 
Truppen verſchont worden wäre, wollten fich die dänenfreundlichen Defter- 
reicher die Genugthuung nicht verfagen, an der unteren Elbe ihre Fahnen 
aufzupflanzen, was feit Wallenfteins Zeiten nicht mehr gefchehen war. 
Und Preußen mollte und konnte feine Einſprache erheben, denn es hatte 

ſich einmal verbindlich gemacht, gemeinfam mit Defterreich die Pacificrung 
des Landes ımd deffen vollftändige Uebergabe an Dänemark zu volfziehen. 
Die Commiffäre kündigten an, ein Theil der Defterreicher nebft einer 

preußiſchen Abtheilung werben einrüden, fie kämen übrigens nicht als 
Executionstruppen, fondern als befreundete Macht, damit der Bund ımter 
ihrem Schutz mit den Dänen über die Zukunft Holfteins verhandeln könne, 
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Die in Rendsburg und Altona vorhandenen Vorräte an Kriegsmaterial 
mußten an die deutſchen Bundestruppen übergeben werden. 

Ein Jahr fang ftanden die Bundestruppen in Holſtein, und während 
diefer Zeit wurde unter Aufficht der Bundescommiſſäre Alles in den alten 

Buftand, wie es vor dem Krieg geweſen, zurücgeftellt, und Verhandlungen 
über die künftigen Beziehungen zu Schleswig gepflogen. Obgleich bie 
Wahrung der altberehtigten Verbindung beider Herzogthümer verheißen 
worden war, wurde doch in einem dänifchen Erlaß vom 28. Januar 1852 
die alte Gemeinſamleit der Verfaffung, Verwaltung und Rechtspflege aufs 

gehoben, nur einige nicht politische Einrichtungen, tie die Untverfität Kiel, 
das Irrenhaus, die Straf und Wohlthätigkeitsanftalten, der Eiberfanal 

und die Corporation der Ritterfehaft folften gemeinfam bleiben. In Hol» 
fein und Schleswig foliten für die Berathung ber provinziellen Anges 
legenheiten beſondere Landſtände beftehen, aber beide Länder mit Dänemark 
durch eine gemeinfame Verfaffung und Vollksvertretung verbunden fein; 
aud auf Armee, Finanzen und auswärtige Angelegenheiten ſollte fich biefe 

Gemeinfamteit erſtrecken; dagegen deutſche und bänifche Nationalität in 

den Herzogtümern gleichmäßig geſchützt fein. 
Am 18. Februar 1852 übergaben die deutſchen Bundescommifjäre 

die Regierung Holfteind dem König von Dänemark, und dabei wurde 
das ganze, zum Kampf gegen die Fremdherrſchaft zuſammengebrachte 
Rrieggmaterial ber ſchleswig⸗ holſteiniſchen Armee den Dänen überliefert, 
Eine Folge der Auflöfung derfelben war auch die, daß die Officiere, die 

ſchon vor der Erhebung gegen Dänemark im Dienft geweſen waren, kriegs⸗ 
tehtlicher Behandlung blosgeftellt und jedenfalls ihre Anfprüche auf Penfion 
vernichtet wurden, jo daß fie im Ausland ihr Brod fuchen mußten. Auch 
außer halb des Militärs war eine große Anzahl angefehener Familien, 
die bei der Erhebung eine Molle gefpielt Hatten, gezwungen, das Land 
zu verlaffen. Beamte, Geiftliche und Lehrer wurden, wenn fie nicht auß« 

gewandert waren, abgejegt und verhaftet, und ber Bundestag machte 
feinen Verſuch, fid für fie zu verwenden. 

Gleichzeitig trafen die europaiſchen Mächte Anftalten, um die Los— 

tigung Schleswigs und Holfteins von Dänemark, vermöge des verſchie⸗ 
denen Erbrechts der betreffenden Regentenhäuſer, zu verhindern. Die 
Erhaltung des volfftändigen Umfangs der däniſchen Monarchie erfchien 

ifuen als ein europäifches Bedürfniß, dem bie nationale Einheit Deutſch⸗ 
lands weit nachſtehen müſſe. Von diefem Gefitspunft aus orbneten fie 

an, daß, wenn die jetzt vegierende Linie des däniſchen Königshaufes in. 
1* 
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der Perfon des dermaligen Königs ausfterbe, die alsdann berechtigte ver- 
ſchiedene Erbfolge auf dem Königsthron und in den Herzogthümern nicht 
in Wirkſamkeit treten dürfe, fondern daß ber nächſtberechtigte Erbe des 
Konigreichs auch Schlestwig-Holftein erben müffe. So wurde nad) längeren 
zu London gepflogenen Unterhandfungen von England, Defterreih, Frant- 
reich, Rufland und Schweden am 8. Mai 1852 ein Aftenftüc unter» 

zeichnet, das unter dem Namen Londoner Protokoll befannt geworben ift, 

und unter Garantie der genannten Mächte erklärt, daß nad) dem Tode 
des jet regierenden Königs Friederich VII. ein Verwandter von ihm, 
der Prinz Chriftian von Glücsburg, mit Erbfolge feiner männlichen 
Nachlommen als Thronfolger für das geſammte Königreich eintreten folle. 

Der preußifche Gefandte in London, v. Bunſen, hatte ſich lange gewei- 
gert, den Vertrag zu unterzeichnen, ber ihm eine willlürliche Abmachung 
vieler Unbetheiligten gegen die Rechte, Bedürfniſſe und Wünfche vieler Be— 

theiligten, und gegen die Natur der Dinge künftlich aufgebaut zu fein fchien; 

er vollzog die Unterſchrift erft auf ausdrüdlichen Befehl feines Königs. 
Holftein und Schleswig wurden dadurch gegen den Willen ihrer Bewohner 
von Deutſchland losgeriſſen und der däniſchen Herrſchaft unterworfen. 

Die unpopulärfte That bunbestäglicher Reaction gegen die nationalen 

Errungenſchaften des Jahres 1848 mar die Auflöfung und Verfteigerung 

der von deutfcher Begeifterung geſchaffenen Kriegöflotte. Das Vedürfniß, 
die Angriffe Dänemarks auf die deutſchen Küften und Schiffe abzuwehren, 
hatte im Frühjahr 1848 den ſchon längft von deutfchen Patrioten in den 

Seeftädten gehegten Plan zur Gründung einer deutſchen Kriegsmarine 
zur Ausführung gebradt. Vereine waren zufammengetreten, um eine 
Agitation für die Sache in's Werk zu fegen und freiwillige Beiträge zur 

Dedung der Koften zu ſammeln. Tauſende fuchten ihre entbehrlichen 
Kleinodien zufammen, um einen Beitrag zur Flotte geben zu können; 

die alte Bundesverſammlung, der Fünfzigerausſchuß, die Nationalver- 
fanımlung und die proviſoriſche Centralgewalt entwickelten eine wetteifernbe 

Thätigfeit, um das neue Gebiet der Vaterlandsvertheidigung zu organi- 
firen. Es wurden von der Centrafgewalt mehrmals bedeutende Summen 

von den deutſchen Staaten erhoben, zum Ankauf und zur Ausrüftung 
von Schiffen und Anftellung von tüchtigen Seeleuten, und im Frühjahr 
1849 war ein ſchöner Anfang einer deutſchen Kriegsflotte zu Stande ger 

fommen, beftehend aus vier Dampffregatten, fünf Corvetten, zwei Segel- 

ſchiffen und ſechs Kanonenbooten. Mit Stolz zeigte man in Bremerhaven 

die neue Schöpfung des einigen Deutjchlands, in ihr ſah man die Grund- 
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Inge einer deutſchen Reichstriegsmacht. Aber als die Schiffe gebaut und 

andgerüftet und die Bemannung einigermaßen eingeübt war — da war 
das Reich abhanden gefommen, die Schiffe hatten feinen Heren. Denn 
da das Reich es nicht zur Anerkennung ber europäifchen Mächte hatte 
bringen fönnen, fo hatte man auch feine anerkannte deutfche Flagge, und 
die Schiffe Fonnten im Sommer 1849 nicht einmal zu Uebungsfahrten 
auslaufen, weil fie fonft in Gefahr gekommen wären, von den mißgünftigen 
Fremden als Seeräuber behandelt zu werden. Cie mußten unthätig im 

Hafen fiegen, die Mannſchaft fühlte ſich unglücklich, die Cchiffe wurden 
ſchadhaft und die Einzahlung der Geldbeiträge gerieth in's Stoden. 

Sogleich nad) Wideranfang des Bundestags wurde die Frage auf- 

geivorfen, was man mit der Flotte machen folfe. Ein Theil der Staaten 
bezweifelte ihre Unentbehrlichteit, beftritt die Pflicht der Beitragsleiſtung 
und hielt früher geleiftete Beiträge zurück; Defterreich hatte ohnehin bisher 
keinen Beitrag geleiftet. Man war geneigt, die Flotte zwar als Bundes- 
eigenthum, aber nicht als eine orgamifche Anftalt zur Erfüllung der Bundes« 
wede anzuerfennen. Preußen und Defterreich beantragten, daß ſich der 

Vundestag gegen bie jernere Beibehaltung der Flotte als Bunbegeigen- 
thum außfpreche, dagegen follte der Fortbeftand derſelben in der Weife 
erhalten werben, daß fich diejenigen Staaten, welche für ihre Erhaltung 
ein wirkliches nachhaltiges Intereſſe Hätten, über die hiefür zu ergreifenden 
Mofregeln ſchleunig verftändigten. Um dazu eine Grundlage zu ges 
winnen, ſollte eine Commiffion von Sadjverftändigen berufen werden, 
welche den Bedarf der flotte zu ermitteln und dabei auf die preußiſche 

umb öfterreichifche Marine Rüdjicht zu nehmen Hätte. Die Sachver⸗ 
fändigen traten im Herbft 1851 zuſammen; zugleich aber wurde von 

Seiten Oeſterreichs der Vorſchlag gemacht, die Flotte in drei Abtheilungen 
zu fpalten: Oeſterreich ſollte die Adria, Preußen die Oftfee, und bie 

übrigen deutſchen Staaten die Nordfee ſchützen. Diefer Vorſchlag wurde 
von mehreren Seiten mit Beifall aufgenommen und von der Commiffion 
der Sachverftändigen aboptirt. Aber Preußen, das Hiebei auf eine Neben- 
tolle angetwiefen und von ber Hauptpartie, der Nordfee, ausgeichloffen 
geiwefen wäre, konnte feine Freude daran haben und z0g fid) von dem 

ganzen Project zurüd. Auch die meiften übrigen Staaten waren für die 
Nordſeeflotte nicht begeiftert. Namentlich die Binnenftaaten brachten aller- 

hand Bedenken bei: die Unterhaltung der Nordfeeflotte gehe über ihre 

Kräfte, es fei ſchwierig, den Handel von drei oder vier Hanbelögruppen 

du [hügen, deren Intereſſen auseinander gehen könnten, uud unbillig, 
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daß der ganze Bund fiir den Schuß des Handels der Küftenftanten ein- 
ſtehen ſolle. Nur Hammover, Oldenburg und die Hanfeftäbte zeigten 
Tebhaftes Antereffe für die Sache. Mecklenburg, das doch die Oftfeeküfte 
zu vertheibigen hatte, erklärte fich gegen die Flotte; Dänemark und die 
Niederlande, al Bundesglieder für Holftein und Limburg, zeigten ſich 
auch in diefer Frage den deutfchen Intereſſen feindſelig. Die Meinungen 

der Bundesſtaaten gingen, wie der Marineausfhuß am 31. December 
1851 erklärte, fo weit außeinander, daß faft jedes Votum eine andere 

Richtung verfolgte, und einige ſchon von vornherein gegen etwa noch offen 

ftehende Auswege Verwahrung einfegten. Der Bundestag beſchloß nun, 
die Norbfeeflotte vom 1. Januar 1852 am nicht mehr als Bundeseigen- 

thum beizubehalten, fonbern diefelbe entweder einem fich bildenden Flotten⸗ 
verein zu überlaſſen, oder fie aufzulöfen. Zur Bildung eines ſolchen 

Flottenvereins erließ bie hannoveriſche Regierung auf den 20. März bie 
Einfabung zu einem in Hannover ſich verfammelnden Congreß. Bon biefer ' 
Einladung waren aber Preußen und Oeſterreich als europätfche Groß ⸗ 
mãchte ausgefchloffen; Hamover wollte fih der Sache allein bemächtigen 
und als Nordfeeftant gegen Preußen einen Vorfprung gewinnen, mußte 

aber feinerfeit8 die Erfahrung machen, daß ohne Preußen in deutſchen 
Angelegenheiten nichts zu Stande zu bringen fei, obgleich Bayern und 
Sachſen die hannoverifchen Plane nad; Kräften unterftügten und erſteres 

gerabezu den Nichteintritt Preußens zur Bedingung feiner Theilnahme 
machte. Wirtemberg, Baden, Kurheſſen, Frankfurt enthielten ſich aller 
Theilnahme. Der Flottencongreß ging am 24. März refultatlos aus- 

einander, und am 2. April 1852 beichloß der Bundestag, die beutiche 
Flotte aufzulöfen und die Schiffe einzeln zu verlaufen. Die beiden beften , 
Schiffe, „Barbaroſſa“ und die den Dänen abgenonmene „Gefion" über- 
nahm Preußen für 713,700 Gulden. Zur Beforgung des traurigen 

Geſchäfts der Entlafjung der Mannfhaft und Verfteigerung des Mate 
rials fand ſich in ber Perfon des großherzoglich oldenburgiſchen Staats- 
rathes a. D. Laurenz Hannibal Fiſcher ein Mann, dem es bei feiner 
reactionären Gefinnung ein Genuß war, ein Werk nationaler Begeifterung 
zu zerftören. Der Erlös aus ber ganzen flotte, die biß zum Juli 1851 

einen Aufwand von etwa 8 Miltionen Gulden erforbert Hatte, war 
1,600,000 Gulden.“) Die Aufgabe aber, eine neue deutſche Flotte zu 
Schaffen, übernahm num Preußen, und that den erften Schritt dazu 1854 
durch den durch ben Antauf einer zur Erbauung eines Kriegshafens erforderlichen 

Siehe Siehe Brochauo {che Gegenwart Bd. X. S. 111 n. ff. „Die deutſche Kriegsflotte." 
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Sandftrede am Jahdebuſen, in ber olbenburgiichen Herrſchaft “ever. 
Eine preußiſche Denlſchrift erflärte damals ausdrüdlich, daß Preußen 
diefe Erwerbung als eine Fortſetzung der Beftrebungen für den Schug 

deutſchen Handels und deutſcher Schifffahrt betrachte. 
Der Bundestag fehte feine venctionäre Politit mit Eifer und Ge- 

nugthuung fort. Das Jahr 1854 brachte die ſchon 1851 angekündigte 
Beſchränkung der Preſſe und des Vereinsrechts. Ein Bundesbeſchluß 
vom 6. Juli 1854 erfannte zwar die Preßfreiheit grundſätzlich an, erließ 
aber eine Reihe von Beftimmungen, welde darauf abzwedten, die Her- 
ausgabe und Verbreitung der Zeitungen zu erſchweren und die Mebacteure 
und Berleger durch Auferlegung von Cautionen zu binden. Für jede 
innerhalb des Bundesgebietes erfcheinende periodifche Druchſchrift folfte 
eine Caution geftellt werben, bie für politiſche Zeitungen in der Regel 
8000 Thaler betragen follte. Ein acht Tage fpäter gefaßter Bundes- 
beſchluß über das Vereinswefen Hatte ſichtlich die Möglichkeit im Auge, 
daß politifche Vereine ſich bilden Könnten, um für die Idee der nationalen 
Einheit zu wirken; man wollte der Gejeggebung die Mittel an die Hand 
geben, um polizeilich dagegen einfchreiten zu können. In allen Bundes» 

fasten, verfügt diefer Beſchluß, dürfen nur ſolche Vereine gebildet werben, 

die fi) genügend darüber ausweiſen können, daß ihre Zwede mit ber 
Bundes- und Landegefeggebung in Uebereinftimmung ftehen. In Be 
Ziehung auf politifche Vereine muß die betreffende Staatsregierung ſich 
in der Lage befinden, nad) Maßgabe der Umftände befondere Beichrän- 
tungen und Verbote erlaffen zu können. Den Lanbesregierungen wird 
fofort die Befugniß zugefprocdhen, alle Vereine, welche ſich mit öffentlichen 
Angelegenheiten bejchäftigen, zu überwachen, ihre Verfammlungen aufzu- 
böfen, werm die ihren Zufammentritt bebingenden Förmlichkeiten nicht 

eingehalten find, oder wenn der Inhalt der Verhandlungen Grund zur 
Beforgniß einer Störung ber öffentlichen Ruhe und Ordnung gibt. Das 
polizeiliche Ueberwachungsſyſtem des alten Bundestages war damit in 
voller Giltigfeit wieder aufgenommen. 

Gleichzeitig mit der Wahl jenes politiſchen Ausſchuſſes, welcher ſich 
den Spottnamen Reactionsausſchuß zu verdienen fo ſehr beeiferte, ge» 
ſchahen aber im Bundestag auch Schritte, um eine Einigung Deutſch⸗ 
lands im öfterreichiichen SJnterefie zu Stande zu bringen. Es wurde ein 
Handelsausſchuß gemählt, in dem außer Preußen und Oeſterreich Bayern, 

Hannover, Wirtemberg, bie herzoglich ſächſiſchen Häufer und bie freien 
Städte faßen. Diefer Ausſchuß follte dazu dienen, die Leitung des Zoll- 
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vereind Preußen aus den Händen zu twinden amd zur Bundesangelegenheit 
zu machen. Aber bier zeigte ſich wieder, daß Oeſterreich nur Verwir⸗ 
zung anrichten, nie einigen konnte, wie ſich aus nachfolgender Zufammen- 
faffung Mar ergibt. Schon im December 1849 hatte der öſterreichiſche 

Handelsminifter v. Brud der proviforifchen Bundescommiffion in Frank- 
furt eine Dentſchrift übergeben, im welcher bie Grundzüge einer öfter- 
reichiſch⸗ deutſchen Zoll: und Handelseinigung niedergelegt waren und bie 
Bereittoilligleit Oeſterreichs zum Eintritt in den deutſchen Zollverein aus⸗ 

geſprochen war, aber auch die Forderung daran geknüpft wurde, daß 
dieſe Frage als Bundesangelegenheit behandelt werde. Eine zweite Dent- 
ſchrift vom 30. Mai 1850 erneuerte dieſe Vorſchläge und hob neben dem 
nationalöfonomifchen Gefichtöpunfte beſonders auch ben politifchen hervor. 

Sie erfennt da8 Streben der deutſchen Nation nad) engerer Verbindung 
ihrer Glieder als ein berechtigtes an und fpricht die Hoffnung aus, daß 
eine Form gefunden werben könne, in welcher die hiſtoriſch berechtigte 
Vielheit und die nothwendige Einheit wirkſam zufammengehen müßten.- 
Als der wichtigfte Schritt zur politifcden Einigung wirb bie öfterreichifch- 
deutſche Bolfeinigung bezeichnet, und fofort ein Gejegesentwurf zu einer 

vollftändigen Boll- und Handelsverfafjung vorgelegt, nach welcher bie 
Bundesgewalt in Gemeinſchaft mit einem großen, durch fachverftändige 
Commiffionen verftärkten Bundesrath die Zollgefeßgebung regeln, bie 
Verwaltung überwachen und die Handelspolitik vertreten follte. Der 
Zuſammenhang ‚der materiellen Intereſſen mit den politifchen Zwecken 
wurde ausdrücklich hervorgehoben und gefagt, daß in unferer Beit ein 
Zollverein felbftverftändfich zum politiſchen Werein werben müſſe. Die 
oͤſterreichiſchen Vorſchläge wollten jedoch bei den Gegnern nicht recht ver- 
fangen, fie wurden auch bei den Dresdener Eonferenzen wieder vorgebracht, 
aber ohne Erfolg, und jelbft der widerhergeftellte Bundestag beeilte ſich 

nicht fonderlich, die einfchlägigen Verhandlungen vorzunehmen. Um ben 
Mitgliedern des preußifch-beutfggen Bolfvereins entgegenzulommen, wutde 
ein neuer öſterreichiſcher Bolftarif veröffentlicht, welcher dem beutfchen in 
vielen Beziehungen ähnlich war. Oeſterreich bot für die nächſte Er- 
neuerung des Zollvereinsvertrags, welche, da er 1842 auf zwölf Jahre 
abgefchloffen war, 1854 ftattfinden mußte, einen Handelsvertrag an, ber 
eine volfftändige Einigung anbahnen folfte, welche bis zum Jahre 1869 
vollendet fein Könnte, Gleichzeitig ſuchte Oeſterreich durch Aufhebung ber 
Binnenzölfe innerhalb der Monarchie die Einheit des Handelsgebiets her- 
zuftellen. In Süddeutſchland wollte man bie Abſichten Oeſterreichs 
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unterftägen, und eine zu Wiesbaben gehaltene Zolfconferenz, auf welcher ) 
Bayern, Wirtemberg, Sachſen, Kurheſſen und Heffen-Darmftadt vertreten 
baren, verlangte in einer Erklärung vom 7. Juni 1851 ſehr dringend, 

daß der Bolfverein den von Defterreich angebotenen Vertrag abſchließen 
folle. Aber Preußen hatte kurz zuvor die Anerbietungen Oeſterreichs 
entſchieden abgelehnt und überrafchte jegt feine Gegner durch den Abſchluß 
eines Vertrags mit Hannover, das mit einigen anderen norddeutſchen 

Staaten ein befondereß Bolfgebiet, den fogenannten Steuerverein, gebildet 

hatte. Hannover trat durch Vertrag vom 7. September 1851 dem Zoll» 
verein filr 1854 bei, der dadurch freien Zugang zur Nordfee befam und 
alle Ströme und Straßen nad) ber Nord» und Oftfee beherrichen konnte. 
Auch Oldenburg und Schaumburg-Lippe folgten bald nad. Da Preußen 
dieſen Vertrag aus guten Gründen ohne Beſprechung mit feinen Mit- 
verbändeten abgeſchloſſen hatte, und biefe die nachträgliche Zuftimmung 
zur Aufnahme Hannovers verweigerten, fo kündigte es ihnen den Zoll- } 
vertrag auf den 31. December 1853, lud aber zugleich ſämmtliche bis- 

herige Zollvereinsftaaten auf den April 1852 zu einer Conferenz ein, 
um auf Grundlage des Vertrags mit Hannover einen neuen Verein zu 
gründen. Nun wurden die Süddeutſchen auf's neue durch die Agitation 
Defterreich® bearbeitet. Bayern, Sachſen, Wirtemberg, Kurhefien, Hefien- 

Darmſtadt, Naſſau und Homburg Bieten Conferenzen in Bamberg und | 

Darmſtadt, und verpflichteten fih am 20. April 1852, für Annahme der 
oͤſterreichiſchen Anträge nach Kräften zu wirken. Doch wollten fie mit 
Preußen keineswegs brechen und die Aufnahme Hannovers zugeftehen, 
dagegen aber eine Garantie für bereinftigen Abſchluß mit Defterreich 

verlangen und die Erneuerung des alten Bollvereins nur fir kürzere 

Perioden abſchließen. Preußen dagegen beftand in ber gleichzeitigen Con- 
fereng zu Berlin auf zwöffjähriger Erneuerung, wollte aber nach Abſchluß 
derfelben die Verhandlung mit Defterreich wieder aufnehmen, und da bie 
Darmftäbter Verbündeten Hierauf nicht eingingen, wurden die Verhand⸗ 
lungen wieder abgebrochen. In Oefterreih ſah man nun ein, daß bie 
bisherige Art, die Sache zu behandeln, wohl zu einer Sprengung des 
Jollverein und zu einem Separatvertrag mit Süddeutſchland, aber nicht 
zu einer Zolleinigung mit ganz Deutfchland führen würde, und verfuchte 
mm eine Verftändigung mit Preußen. Weberbies hatte die antipreußifche 

Stimmung in Wien etwas nachgelaffen, da der Hauptvertreter berjelben, 
Fürft Schwarzenberg, am 5. April 1852 geftorben war. Gegen Enbe 
des Jahres wurden bie Verhandlungen mit Preußen direct wieder aufs 
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genommen. Freiherr v. Brud, ber frühere Hanbelsminifter, reiſte nach 
Berlin, um die Unterhandinngen zu führen, der Kaifer felbft fam am 

17. December dorthin zum Beſuch, und nun wurde am 19. Februar 1853 

zwiſchen Preußen und Oefterreich ein Handelsvertrag abgefchlofien, ber 
gegenfeitige Bollerleichterungen gewährte, aber über eine Tünftige Zoll 
einigung nichts feftfegte, Nun machten auch die Darmftäbter Coalirten, 
die von Oeſterreich im Stiche gelaffen waren, Yeine weiteren Schwierigkeiten, 
und am 4. April 1853 wurde ein Vertrag über die Fortdauer des Boll- 

vereind und defien Ausdehnung auf Hannover und Genoffen auf weitere 
zwölf Jahre abgefchloffen. Indeſſen wieberholten fid) die Verſuche Defter- 
reiche, am Zollverein zu rütteln, auch fpäter von Beit zu Zeit. 

So gut es der bundestäglichen Politif gelungen war, die beutjche 
Frage einzuſchläfern, war bies doch nicht auf lange möglich. Der nächfte 
enropätihe Bufammenftoß mußte ja das Vebürfnig deutſcher Einigung 
und Machtentfaltung wieder wach rufen. Und biefen Stoß brachte der 

Krimkrieg. Der Neffe des erften Napoleon, welcher die Früchte der 
franzöfifchen Februarrevofution von 1848 für ſich außgebeutet hatte, begann 
die Politik feines Oheims wieder aufzunehmen. Er hatte die Revolution 

niebergeworfen und fi) den Ruhm eines Retters der Geſellſchaft erworben. 

Die europätfcen Fürften hatten feine Wahl zum Präfidenten mit Miß- 
trauen und Widerwillen aufgenommen, aber mit zunehmender Beruhigung 

und Freude es mit angejehen, daf er bie revolutionären Kräfte bemeifterte 

und nicht nur in Frankreich, fondern aud in Europa Ruhe ſchaffte. Die 
Reaction in Deutſchland war wefentlich durch die Dictatur ermöglicht, 
welche Napoleon ſchon als Präfibent in Frankreich übte. Die Souveräne 
waren ihm zu großem Dank verpflichtet, und als er im December 1852 

die Kaiferwirbe annahm und dabei verkündete, daß das Kaiſerreich der 

Friede fein und die neue fouveräne Gewalt in Frankreich die friedliche 
Haltung nad) außen nicht ändern werde, beeilten fid) England, Defterreich, 
Breußen und ber deutſche Bund, ihn anzuerkennen. Der deutſche Bund 

verſicherte dabei, er erblide in ben Erklärungen Frankreichs eine Bürg- 
ſchaft der Beobachtung der beftehenden Verträge und ber Aufrechthaltung 
des Territorialbeftandes, auf welchem das politifche Syſtem Europa's 
und ber allgemeine Friede beruhe. Zu dem dermaligen Territorialbeftand 
und dem politiichen Syſtem Europa's gehörte auch die deutſche Bundes- 
verfaffung und die Erhaltung der Selbftändigkeit ber beutfchen Staaten, 

and dafiir Hauptfächlich Hoffte man in dem franzöſiſchen Kaiſerthum eine 
Stüge zu finden. Als nun das Gleichgewicht Enropa's durch die über- 
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müthigen Cröffnungen des Kaiſers Nicolaus von Rußland über feine 
Plane mit der Türkei bedroht wurde, ergriff Napoleon mit Freuden die 
Gelegenheit, fich zum Bürgen ber beftehenden Verträge aufzumwerfen. Die 

confervativen Intereſſen, die Furcht vor dem MWeiterumfichgreifen des 
freiheitöfeinblichen Rußlands machten die öffentliche Meinung zur Bumdes- 
genoffin Napoleons. Unmittelbar intereffirt war außer Frankreich zunächft 

England, und es gelang Napoleon bald, bafjelbe zur activen Allianz zu 
gewinnen. Aber auch Defterreich, als deſſen fpecielfer Beruf der Schutz 

und bie Verbreitung deutfcher Eultur im Orient fo oft verkündet worden 
"war, lonnte, wie e& fehlen, nicht umparteiifch bleiben. Auf der andern 
Seite war es aber durch die Hilfe, welche ihm Rußland zur Unterwerfung 
Ungarns geleiftet hatte, demelben zum Danf verpflichtet, überdies durch 

feine finanzielle Lage darauf angewiefen ben Krieg zu vermeiden. Auf 
beides rechnete Kalfer Nicolaus und hoffte, daß Oeſterreich feine 
Plane gegen die Türkei nicht ftören würde. Aber eine bloß paſſive 
Role zu fpielen, ſchien ben öfterreihifchen Staatsmännern doch nicht ges 

eignet für einen Großſtaat, deſſen Verjüngung fo oft und laut gerühmt 

worden war, unb ber feit ber Nieverlage Preußens in Olmütz die Füh- 

rung Deutſchlands fo zuverfichtlich in Anſpruch nahm. Und mas die 
Dankbarkeit gegen Rußland betraf, fo Hatte ſchon Fürft Schwarzenberg 
verheißen: „Ich werde die Welt durch meinen Undank in Erftaunen fegen," 
und wenn auch feine Nachfolger im Minifterium ben kühnen Schwung 
feiner Politik micht fortzufegen vermochten, fo ſchritten fie doch im Ganzen 
auf ber von ihm gebrochenen Bahn weiter. Kurz Oeſterreich zeigte nicht 
wenig Luft, ſich den Weftmächten zum Kampf gegen Rußland anzufchließen. 
Die õ ſterreichiſche Negierung verfuchte, Preußen zu einer gemeinfamen Neu» 

tralitäät8erflärung zu beftinmmen, biefes ging aber nicht darauf ein und wollte 
fi) Die Freiheit der Entſchließung wahren. Viele firchteten, Preußen 
werbe, ben dynaſtiſchen Ueberfieferungen folgend, ſogar ein Bündniß mit 
Rubland ſchließen. Wirklich war auch am Hofe und unter dem Heere 
eine Partei, welche dahin fteuerte, aber der König Friedrich Wilhelm, 
welchem die Haltung feines Schwagers Nicolaus in der Unionsfache wehe 
gethan hatte, war nicht geneigt, ihn bei feinen Abfichten auf die Türkei 

zu unterftägen, und gönnte ihm einige Vexlegenheit und Bebrängniß. Aber 
dieſe Verſtinmung ging doch keineswegs fo weit, daß er fi den Feinden 

Rußlands Hätte anfchliegen wollen. Ueberdies erfannte er richtig, daß 
& ſich bei dieſem ganzen Streit in erfter Reihe um die Intereſſen Na- 
poleons handle, und diefem wollte er nicht dienen. Die öffentliche Mei⸗ 
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nung in Deutſchland ftand vorwiegend auf Seiten der Weftmächte, und 

wollte diefe noch überboten wiſſen. Die Zeitungspreſſe und befonbere 

Flugſchriften*) verlangten energifchen Wiberftand gegen Rußlands Erobe- 
rungöplane. “Yet, hieß es, fei ber günftige Augenblid gelommen, in 
welchem Deutſchland durch eine muthige felbftändige Politit die Sympathie 
und Achtung Europa's gewinnen könne. Nußland müſſe ald europätiche 
Großmacht vernichtet werben, e8 fei Deutfchlands Beruf, dies zu voll 
bringen. Preußen fei durch fein eigenes wie Deutſchlands Intereſſe ver- 

pflichtet, fi von der ruſſiſchen Bevormundung loszureißen und zum 

Widerftand gegen die drohende Suprematie Rußlands eine europätfche 
Coalition zu organifiren, um entweber den Krieg zu verhindern, ober 
mit vereinten Kräften in benfelben einzutreten. Ein Bündniß Preußens 

mit Rußland würde einen Selbftmord Preußens bedeuten, ſelbſt eine Neu- 
tralitätsallianz mit Defterreich wäre gefährlich, weil diefe bei der Unzu- 
verläffigfeit Oeſterreichs der Uebergang zur Barteinahme für Rußland 

werben könnte. Da es bald Mar wurde, daß von einer Initiative Preußens 

gegen Rußland nicht die Rede fein könne, während Defterreich ernftliche 

Neigung zu einer den Weftmächten freundlichen Neutralität zeigte, ftiegen 
die Sympathieen für Defterreih, und mande meinten, da Preußen die 
Wurnſche und Intereffen Deutſchlands vernachläffige, müffe man bie Füh— 

rung Oeſterreich überlaffen, das fi in der orientalifchen Trage weit befier 
Halte. Das öfterreichifche Cabinet fuchte natürlich die günftige Stimmung 
für fi) auszunügen und erflärte, daß durch Rußlands Beſetzung ber 
Donaufürſtenthümer die Sicherheit Deutſchlands in Hohem Grade bedroht 
fel. Am 14. März 1854 brachte der öfterreichifche Gefandte die Sache 
im Bundestag zur Sprache. „Die Intereſſen,“ fagte er, „um die es 
ſich Handelt, find auch die ber deutſchen Staaten. Darum glaubt das 
taiferliche Cabinet fi) der Hoffnung hingeben zu bürfen, daß in dieſem 

Falle Preußen und die übrigen deutfchen Staaten ihre Kräfte mit denen 

Defterreichd vereinigen werden. Es wird alabann der deutſche Bund 
berufen fein zu bemeifen, daß er über feine vorwiegend defenfive Stellung, 

im europäifchen Staatenfyfteme hinaus eine thätig eingreifende Rolle aus⸗ 
zufüllen wiffen werde.“ Oeſterreich hatte es nämlich darauf abgefehen, 
eine Aenderung der Bundesverfaſſung zu feinen Gunften herauszuſchlagen 

und eine freiere Verfügung über die Kriegsmittel des Bundes zu ers 

*) Deutſche Antwort auf bie orientaliſche Frage. Heidelberg, 1854. Prenfen 
und Rußland. Leipzig, 1854. 
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langen. Darauf ging Preußen natürlich nicht ein, aber zeigte ſich bereit, 
yan Schutz der Donaufürftenthümer Defterreich die Hand zu bieten. Am \ 
20. April 1854 wurde zu Berlin ein Bündniß zwiſchen Oefterreih und 
Preußen gefchloffen, kraft deſſen fich beide ben Befig ihrer deutſchen und 

außerdeutſchen Länder verbürgten, und fich verpflichteten, die Rechte Deutſch⸗ 

lands gegen alle und jede Beeinträchtigung und jeben Angriff gemeinfam 
zu wahren. Auch die übrigen deutfchen Bunbesftaaten ſollten eingeladen 
werben, biefer Uebereinkunft beizutreten. Num aber wollten die Mittel» 

Raaten, insbeſondere Bayern, eine felbftändige Rolle fpielen. Neben der 
fee, als dritter Staat Deutfchlands zur Vermittlung zwiſchen den beiden 
Großmächten berufen zu fein, war es auch noch die Rückſicht auf den 

Schutz des Königreichs Griechenland, was Bayern bewog, feine Stumme 
geltend machen zu. wollen. Auf Anregung Bayerns und Sachſens traten 

Hannover, beide Heffen und Naſſau am 25. Mai mit jenen zu einer 

Eonferenz in Bamberg zufammen, um bie Bedingungen des Beitritts 
zum Aprilbünbniß feftzuftellen. Sie wollten, daß nicht Einzelne, fondern 

der deutſche Bund beitrete. Mit der Aufforderung an Rußland, bie 
Donaufürftenthümer zu räumen, follte auch an die Weftmächte das An- 

finnen geftelft werben, ihre Truppen zurüdzuziehen und die Feinbfeligkeiten 
einzuftellen. Nicht Defterreich und Preußen, fondern der deutſche Bund 

folte zu beftimmen haben, ob ein eingreifendes Verfahren ftattfinden folle 
oder nicht. Endlich wollten die Bamberger Berbündeten dem Bunde 
eine Stimme zur Wahrung der deutfchen Intereſſen beim künftigen Frie— 
denscongreß vorbehalten wiſſen. ALS folche wurden bezeichnet: freie Schiff 

fahrt auf den Gewäſſern, die zum ſchwarzen Meere führen, Schuß der 
unter türkischer Herrſchaft lebenden chriſtlichen Benölferungen, und endlich 
unverletzte Fortdauer des Königreichs Griechenland, deffen deutjche Dynaftie 

gerechten Anſpruch auf warme Theilnahme Deutſchlands habe. Im Ganzen 
machten diefe Bedingungen der Mittelftaaten den Einbrud einer ruffen- 

freundfihen Demonftration. Defterreich und Preußen antworteten in höf⸗ 
licher Form, fie hätten eigentlich nicht mitzureden, doch werde man ihre 

Wünfhe, fo weit e3 die Umftände erlaubten, berückſichtigen und der 

Beitritt der Bundesſtaaten als Ganzes habe feinen Anftand. Hierauf 

beſchloß der Bundestag am 24. Juli den Beitritt zum Bündniß der 
beiden Großmächte, mit der Erklärung, dies gejchehe um jeden Zweifel 

zu befeitigen, daß alle Bundeögenoffen feſt entfchloffen feien, kräftig zus 

ſammenzuſtehen in ben Prüfungen, welche die nächfte Zukunft dem Vaters 
lande bringen könne. 
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Aber die Eintracht zwiſchen den beiden Großſtaaten war bereits 
wieber gelodert durch einen Vertrag, den Defterreich ohne Preußen Mit- 
theilung zu machen am 14. Juni mit ber Pforte abgefchloffen Hatte, 

wonach es ſich verpflichtete, die Donaufürftenthümer zu befegen und nö⸗ 
thigenfalls die Auffen daraus zu vertreiben. Die Nachricht Hievon erzeugte 

in Berlin eine fehr gereizte Stimmung, die noch erhöht wurde durch eine 
oͤſterreichiſche Circulardepeſche vom 28. Juli, worin die Bundesregierungen 
aufgeforbert wurden, ihre Vertreter am Bundestag anzumeifen, fie follten 
Einem von Defterreich und Preußen zu ftellenden Antrag beiftimmen, durch 
welchen bie halben Eontingente unter die Waffen gerufen werden würben. 
Die öſterreichiſche Aegierung Hatte der preußifchen von diefem Vorhaben 
auch wieder feine Mitteilung gemacht, und nun erließ das Berliner Ca- 
binet am 3. Auguft ein Rundſchreiben, worin es erklärte, daß es Feines» 
wegs gefonnen fei einen Antrag auf Mobilmachung bei dem Bund ein- 

zubringen, und daß dies kraft der Allianz vom 20. April auch nicht 
nöthig ſei. Diefen Zwieſpalt benitte Rußland, um Preußen in Betreff 

ber Donaufürftenthümer zufrieden zu ftellen. Die dort ſtehenden ruffiichen 
Truppen erhielten unter dem 13. Auguft Befehl, aus fteategiichen Gründen 
das Land zu räumen. Damit war der Zmed des Aprilbimdniſſes erledigt 
und Preußen konnte fi) von den weiteren Verhandlungen zurüdziehen. 

Defterreich aber ließ in der Preſſe verfimden, es werbe nicht ablaffen 
die deutſchen Intereſſen gegen Rußland zu vertreten. Nun erklärte fi 
auch Preußen bereit, in dieſer Beziehung das Seinige zu tun, und richtete 
eine Empfehlung zur Annahme von vier, mit den Weftmächten früher 
vereinbarten, Punkten nach Petersburg. In biefen war die Abfchaffung 

der von Rußland geübten Schirmherrſchaft über die Donaufürftenthümer 
und Befreiung der Donaufchifffahrt als eine Forderung bezeichnet, für 
welche ber deutſche Bund einzutreten habe, Die Verhandlungen Oeſterreichs 
und Preußens miteinander und mit Rußland .und ben Weftmächten ans 

dererſeits dauerten fort, ohne- fir ben einen oder anderen Theil ein er⸗ 
hebliches Reſultat zu Haben. Die öfterreichifche Politik zielte auf möglichſte 
bipfomatifche Unterftügung der Weftmächte, wobei immer bie Möglichkeit 
drohte, felbft mit in ben Krieg vermwictelt zu werben. Preußen dagegen 
war beftändig bemüht, Defterreich einen Hemunſchuh anzulegen und es zu 
keiner wirklichen Betheiligung am Kriege kommen zu laſſen. Als nad 

dem Fall von Sebaftopol die Friedensunterhandlungen begannen, vers 
fuchten beide deutfche Mächte fich als Vermittler geltend zu machen, und 
Defterreidh entwidelte dabei große Gefchäftigkeit, um Preußen den Rang 
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abzulaufen. Es erreichte auch foviel, daß Preußen nicht zu bem im Fe⸗ 

bruat 1856 in Paris zuſammentretenden Friebenscongreß eingeladen und 
erſt nachträglich zur Mitunterfchrift berufen wurde, nachdem die wich⸗ 

figften Fragen bereitö entſchieden waren. Bon einer Theilnahme des 
Bundes war ohnehin feine Rede. Palınerfton ſprach ſich im englifchen 

Unterhaufe über den Ausfchluß Preußens dahin aus: es habe eine Stel- 
lung eingenommen, buch bie es nicht befähigt geweſen fei, an den 
Unterhandlungen theilzunehmen. Allerdings hatte Preußen die Rolle einer 
Macht zweiten Ranges gefpielt, fein Verhalten Hatte den Eindrud der 
Shwäde und Unficherheit gemacht, aber es entiprach ber wirklichen Lage 
der Dinge. Daß Preußen bei der Orientfrage nicht unmittelbar betheiligt 
war, ließ ſich nicht Täugnen, und um bie von ben ruffenfeinbfichen Heiß- 
fpornen ihm zugebachte Aufgabe der Vernichtung der ruffiichen Großmacht 
auszuführen, dazu befaß Preußen weder die Berechtigung noch die Macht. 

Eine Unterſtützung der Weftmächte aber, wie Oeſterreich fie wollte, würde 
biefen nicht genügt und fie nicht zu befonderem Dank verpflichtet haben, 

auch wäre dann Preußen doch nur als Anhängfel von Defterreich erſchienen. 
Dagegen wäre dadurch das gute Vernehmen mit Rußland gänzlich geſtört 

worden, währen die Erhaltung deſſelben von den ſegensreichſten Folgen 
begleitet war. Denn Rußland erinnerte fi) 1866 banfbar der guten 

Dienfte, die ihm Preußen durch feine redliche Neutralität im Krimfriege 
geleiftet Hatte. Auch mit Defterreich waren die Weftmächte nicht ſonderlich 
zufrieden, denn es hatte zu ihrem Siege nicht entſchieden beigetragen. 

Dagegen Hat Rußland die Undankbarkeit Oeſterreichs tief empfunden und 

dieſelbe bis auf den heutigen Tag nicht vergeffen. So war Oeſterreich 
nad) beiden Seiten hin iſoliri, und für Preußen war Spielraum geſchaffen, 
um fich in feinen Operationen freier bewegen zu können. Diejenigen, 

welche gehofft Hatten, der Zuſammenſtoß zwiſchen Rußland und den Weft- 

mächten werbe auch die deutſche Frage vorwärts bringen, fanden ſich 

ſchmerzlich getäuſcht. Weber Deutſchland noch deſſen Großmächte hatten 
an Macht und Anſehen gewonnen. Dagegen war die Uneinigkeit Preußens 

mb Oeſterreichs und ber Mittelftaaten mit ihnen nur noch greller zu 
Toge getreten. Man hatte aufs neue die Erfahrung gemacht, daß der 
Bundestag nicht? tauge. Einer ſaß darin, welcher fi) das merkte und 

feine Plane darnach machte. Bismarck war am 27. Auguft 1851 als 
preußiſcher Bevollmächtigter in die Bundesverſammlung eingetreten und 

Hatte während des Krimtriegs Gelegenheit gehabt, Oeſterreich und feine 
Anfänger gründlich Yennen zu lernen. 



Achtes Kapitel. 

Der Regierungswechfel in Preußen und der Krieg in Italien 
1858 und 1859. 

Nach dem Parifer Frieden trat wieder ein politiſcher Stilfftand ein 
und man glaubte, die Gelegenheit zu einem Fortſchritt der deutſchen Po— 
litit fei auf lange Zeit verpaßt. Aber in Preußen hatte man die Ent 
wife zu einer Reform ber deutſchen Verfaffung nicht vergefien, e8 gab 
einen Kreis von patriotifchen Männern, welche im Stillen fortarbeiteten 

und mit Sehnfucht der neuen Wendung harrten, die über kurz ober lang 
lommen mußte. Und fie kam. Friedrich Wilhelm IV., an deſſen legiti» 
miſtiſchen Bebenklichkeiten und Willensſchwäche die Ausführung des deut 

ſchen Einigungswerfeß gefcheitert war, wurde von einer Krankheit ergriffen, 
welche feinen Geift ummachtete und ihn nöthigte, die Regierungsgefchäfte 

feinem jüngeren Bruber, dem Prinzen Wilhelm von Preußen zu über 

geben. Durch eine Cabinetsorbre vom 23. Oktober 1857 wurde biefer 
zum Stellvertreter ernannt, und ba die Wiberherftellung bes Königs 
immer ausfichtslofer wurde, erfolgte, freilich nicht one Wiberftand der 
feudalen Partei, am 7. Oktober 1858 die Uebertragung ber fürmlichen 
Regentſchaft an den Prinzen. Schon längft mit der Art und Weiſe 

feines Bruders nicht einverftanden, hatte er ſich doch aller Einmiſchung 
in die Regierungsangelegenheiten enthalten, und auch als zeitweiliger 

Stellvertreter nichtS geändert. Num da er freiere Hand hatte, zögerte 
er nicht, gründliche Aenderungen vorzunehmen, er gab dem bißherigen 
Leiter der preußiſchen Politit, dem Freiherrn v ‚Manteuffel und den meiften 
feiner Collegen am 6. November ihre Entlafjung, und bilbete aus dem 

Kreife der Männer, welche den liberalen Beſtrebungen gehuldigt und 
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inöbefondere den nationalen Gedanken gepflegt hatten, ein neues Minifte- 

rim. An die Spige deffelben trat der Fürft Anton von Hohenzollern⸗ 

Sigmaringen, welcher vor neun Jahren fein Meines Erbland in Schwaben 

an dad ſtammverwandte Königshaus von Preußen abgetreten, feitdem als 

Militärgouverneur in den Rheinlanden freijinnig gewaltet und fich bei 
feinen Untergebenen beliebt gemacht hatte. Ihm zur Seite ftand als 

Staatäminifter ohne Portefeuille ein alter Jugendfreund des Prinzen von 

Preußen, Rudolph von Auersward. Minifter des Neußeren wurde Frei- 

herr v. Schleinig, welcher in den Unionszeiten die deutſche Cache nad 

Kräften vertreten hatte. Das Innere führte der altliberale Graf v. Schwerin, 
das Euftminifterium der gelehrte und fromme Bethmann- Hollmeg, die 
Finanzen Freiherr v. Patow, das Kriegsminifterium General von Bonin. 
Mit großen Hoffnungen begrüßte man diejes Minifterium als den Beginn 

einer neuen Aera, und der neue Regent eröffnete am 8. November eine 
Sitzung des Miniſterraths mit einer Anfprade, in welcher er die Grund- 

züge feiner Politif entwidelte. Mit zarter Schonung deutete er an, baf 

ex mit der bißherigen Negierung nicht ganz einverftanden ſei. Er molle 
zwar feinen Bruch mit der Vergangenheit, aber die Verfafiung ausbauen, 
die Ehre und Macitftellung Preußens und Deutſchlands nad Außen 

wahren. Beſonders bedeutungsvoll war es, was er über das Heer und 
die auswärtige Politik fagte: „Die Armee Hat Preußens Größe ge- 

ſchaffen und deſſen Wachsthum erfämpft; ihre Vernachläßigung hat eine 
Rataftrophe über fie und dadurch über den Staat gebradit, die glorreich 
verwifcht worden ift durch die zeitgemäße Neorganifation , des Heeres, 
welche die Siege des Befreiungskrieges bezeichneten. Cine vierzigjährige 

Erfahrung und zwei kurze Kriegsepifoden haben ung indeß aud) jegt auf- 
merfam gemacht, daß manches, was ſich nicht bemährt hat, Veranlaffung 

zu Yenderungen geben wird. Dazu gehören ruhige politiſche Zuftände 

und Geld; und es wäre ein jeher fich beftrafender Fehler, wollte man 
mit einer wohlfeilen Heeresverjaffung prangen, die deshalb im Momente 

der Entſcheidung den Erwartungen nicht entſpräche. Preußens Heer muß 
mächtig und angejehen fein, um, wenn e3 gilt, ein ſchwerwiegendes Ge- 

wicht in die Wagfchale legen zu können. Preußen muß mit allen Groß: 
ſtaaten in freundſchaftlichſtem Vernehmen ftehen, ohne ſich fremden Ein» 

flüſſen Hinzugeben und ohne ſich die Hände frühzeitig durch Verträge zu 
binden. Mit allen übrigen Mächten ift das freundliche Verhältniß gleich- 
fall8 geboten. In Deutſchland muß Preußen moralifche Eroberungen 

machen, durch eine weife Gejeggebung bei ſich, durch Hebung aller fitt- 
Kiüpfel, Einheitöbeftvebungen. I. 12 
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fichen Efemente und durch Ergreifung von Einignngselementen, wie der 
Zollverein es ift, der indefen einer Neform wird unterworfen werben 

müffen. Die Welt muß wiffen, daß Preußen überall das Recht zu 

fügen bereit ift. Ein feftes, confequente8 und wenn es fein muß, ener- 
giſches Verhalten in der Politif, gepaart mit Klugheit und Befonnenheit, 
muß Preußen das politiſche Anfehen und die Machtftellung verſchaffen, 

die e3 durch feine materiellen Mittel allein nicht zu erreichen im Stande 
ift. Auf diefer Bahn mir zu folgen, um fie mit Ehren gehen zu können, 
dazu bedarf ich Ihres Beiſtaudes, Ihres Rathes, den Sie mir nicht 

verfagen werben. Mögen wir ung immer verftehen zum Wohle des 
Vaterlandes und des Königthums von Gottes Gnaben."*) Man 

beachtete diefe inhaltsreichen Worte damals nicht jo vecht, erft in der 
Folge entdectte man, daß der Prinz hier den fo viel angefochtenen Plan 
der Militärorganifation, die Preußen in den Stand fegen follte, das 

Werk der deutſchen Einigung mit Energie durchzuführen, bereit3 ange 
fündigt hatte. 

Ein erfreufiches Ereigniß in der königlichen Familie trug in jener 

Zeit auch noch dazu bei, die Hoffnung auf eine günftige politiide Con— 
ftellation zu beleben. Der Sohn des Prinzen von Preußen Friedrich 

Wilhelm, der künftige Thronfolger, vermählte fi) am 25. Januar 1858 

mit der älteften Tochter der Königin von England, der Brinzeffin Victoria, 

und biefe Verbindung der Negentenhäufer gab Ausſicht auf politifche 
Allianzen in zeitgemäßer Richtung. 

Zeichen einer fräftigeren Leitung der preußiſchen Politif waren ſchon 

vor Einfegung der Negentfchaft Hin und wieder zu bemerken. Co zum 
Beifpiel bei der im Februar 1858 neu angeregten Frage über die Be— 
fegung der Bundesfeftung Raſtatt. Diefe war feit 1850 ganz von 

Defterreich beforgt worden und Preußen hatte, obgleih von Seiten der 
badijchen Regierung öfters zur Mitbetheiligung aufgefordert, nicht? dazu 
gethan. Als nun von Seiten der Bundesmilitärcommiſſion auf Ergän— 
zung der Befeftigungsbauten und Verftärtung der Befagung gedrungen 

wurde, ſchloß Baden einen Vertrag mit Dejterreih, wonach dieſes 

5000 Mann Friedensbejagung und auch im Krieg die erforderliche Dianıt- 
Schaft ftellen ſollte. Es war nahe daran, daß dieſe Uebereinfunft von 

dem Bundestag anerfamıt und die Bundesfeftung Naftatt ganz in die 

* ©. Anfprade des PBrinzregenten an das Staatsminifterium am 8. Nov. 1858 
Augeb, Allg. Ztg. M. 332 v. 28, Nov. 1858. 
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Gewalt Oeſterreichs gekommen wäre. Nun aber trat Denhen mfg 2 
. für Geltendmachung feines Mitbeſatzungsrechts auf. Ocftereig, 
feinen Vertrag berufend, wollte nicht darauf eingehen, es wurde viel für 

und wider im Bundestag und zwiſchen den betheiligten Mächten darüber 

verhandelt, aber Preußen gab nicht nad), bis die Sache zu feinen Gunften 
entſchieden war. Freilich zog fich die definitive Erledigung des Streites 

bis in das Jahr 1859 Hin. Auch in Dänemark merkte man, daß ein 

kräftigerer Geiſt in der preußifchen Politit eingefehrt fei. Nachdem man 

feit Jahren alle Einfprachen des Bundestags gegen die Giltigfeit der 
diniihen Gefammtftaatsverfaffung unbeachtet gelaffen oder mit aus» 

meichenden Antworten erwibert und die Competenz des Bundes beftritten 
hatte, erließ die dänische Regierung am 6. Nov. 1858 ein fogenanntes 
Patent, in welchem fie die Siftirung ber Gefammtverfaffung für Holftein 

ohne Bedingung ausſprach und bie volle Competenz des Bundes aner- 
fannte, worauf der letztere beſchloß, die angebrohte Execution vor ber 

Hand ruhen zu laſſen. 

Während man nun in Preußen damit befchäftigt war, die Con⸗ 
fequenzen der neuen Aera für bie innere Pofitif zu ziehen, entftand ein 

europãiſcher Bufammenftoß von größter Tragweite, der Krieg Piemonts 

und Frankreichs gegen Defterreich. Hierbei famen die deutſchen Sntereffen 
in ganz anderer Weife ins Spiel, als bei der Bedrohung des morſchen 
türkischen Neiches durch Rußland. Cinerfeit8 war dadurch Oeſterreichs 

Beſitz und Stellung in Italien in Frage geftelft, andererſeits entpuppte 

fih der Befieger der Revolution, der durch die Erfolge des Krimkriegs 

feine Macht fo bedeutend gefteigert hatte, als Beſchützer eines revolu— 
tionären Elements, des Nationalitätsprincips, das für Oeſterreich befon- 

ders gefährlich war. Und zugleich erhob fi ein Volt, das durch den 
Egoismus feiner Fürſten zerriffen und gefnechtet war, zum Kampf für 

"nationale und ftaatliche Einheit, zur Abwerfung der Fremdherrſchaft gegen 
dieſelbe Macht, welche auch der Feind der deutfchen Einheit und Freiheit war. 

Napoleon gab das erfte Signal zum Ausbruch der Krijis durch 
feinen befannten Neujahrsgruß am 1. Januar 1859 an den öfterreichifchen 

Sefandten Baron v. Hübner: „Sch bebaure, daß unfere Beziehungen 

nicht fo gut find, als ich fie zu fehen wünſche.“ Noch deutlicher verrieth 
ein Wort des Königs Victor Emanuel von Cardinien, um was es ſich 
handelte. Als er am 10. Januar die Kammern eröffnete, fagte er: „Der 

Horizont, an dem das neue Jahr herauffteigt, ift nicht vollkommen Mar. 
Bir find entſchloſſen, den Eventualitäten entgegenzugehen. Die Zufunft 

12* 
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wird eine glückliche fein, da unfere Politik auf der Gerechtigkeit und Liebe 
zur Freiheit und zum Vaterlande beruht. Unfer Heine Land ift ger 
wachſen an Anfehen in den Näthen Europa's, weil es groß ift durch 
die Prinzipien, die e8 vertritt, und durch die Sympathieen, die e3 ein- 

flößt. Eine folche Lage ift nicht ohne Gefahr, denn wenn wir die Ver— 
träge achten, fo find wir doch auf der anderen Seite nicht unempfindlich 

für den Schmerzenzfchrei, der fih von fo vielen Seiten Italiens zu ung 

erhebt." Der Schmerzensſchrei bedeutete die allgemeine Ueberzeugung, 
Italien müſſe frei werden von der Herrſchaft und Bevormundung Oefter- 

reichs, und fich zum Kampf gegen daffelbe unter den Fahnen des Königs 

von Sardinien fammeln. Die Andeutung Napoleons aber verhieh den 
Beiftand Frankreichs und Krieg gegen Defterreih. Co wurden die 
Worte des Kaifers und des Königs in Wien und Turin, ja an den 
meiften Höfen Europa’3 verftanden, und man machte ſich allgemein auf 

einen europäiichen Krieg gefaßt. Aber doch wußte man nicht, wie forg« 
fältig der Plan zur Befreiung Jtaliens und zur Wiederaufnahme des 

1849 mißlungenen Kampfes gegen Defterreih von den Staatsmännern 
berathen war. Die nationale Partei Italiens hatte die Einſicht gewonnen, 
daß vereinzelte Erhebungen gegen bie öſlerreichiſche Herrſchaft in Mai- 

fand und Venedig nicht zum Biele führen könnten, und daß die Republi- 
faner nicht mächtig genug feien, um gegen Defterreich etwas auszurichten, 

dag man vielmehr an einen beftehenden Staat fi anfchliegen müfje, um 
mit geordneten mifitärifchen Kräften den Kampf aufzunehmen. Unter allen 

Staaten Italiens aber war das Königreich Sardinien der am beften ge- 
ordnete; es hatte eine freiſinnige und gewifienhaft gehandhabte Verfaſſung, 
eine wohleingerichtete vedlihe Verwaltung, ein gut oyganifirte® tapferes 
‚Heer, forgfältige Pflege aller geiftigen Intereſſen, kurz, es war ein Meufter- 

ftaat, der, wenn auc minder mächtig als Preußen, doch unter den 
italienijchen Staaten in ähnlicher Weife fich auszeichnete, wie Preußen 
unter den deutjchen. Dazu fam, daß das Haus Savoyen unter den 

mächtigeren Herricherhäufern Italiens das einzige einheimifche war. Und 
feit 1852 vegierte in Turin ein genialer Minifter, der Graf Cavour, 
der die Befreiung Italiens von der Fremdherrſchaft als fein Biel feft 
ind Auge gefaßt hatte, und bei allen feinen Neformen den Zweck ver⸗ 

folgte, Piemont fähig zu machen, das Haupt Italiens zu werden. Mit 
Sorgfalt pflegte er die Beziehungen zu den auswärtigen Mächten, be 
jonders zu Frankreich und England. Im Arimfrieg hatte er ihnen ein 

wohlgerüſtetes Heer von 15,000 Mann zur Verfügung geftellt und ſich 
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damit Sig und Stimme bei dem Friedenscongreß in Paris erfauft. 

Dort hatte er den nationalen Wünfchen Jtaliens Gehör verichafft und 

mar als Ankläger Oeſterreichs aufgetreten, deſſen Politik er als Haupt- 

" ujade aller Uebelftände auf der Halbinfel darzuftellen wußte. Wenn er 
aud für den Augenblick nichts erreichte, fo wirkten doch feine Worte 

nd, und die Staatsmänner Frankreichs, Englands und Rußlands 

nahmen vom Congreß zu Paris die Ueberzeugung mit fort, daß hier 
etwas zur Abhilfe gejchehen müſſe. Mit Rußland wußte Cavour durch 
Eimäumung einer Slottenftation im Hafen von Villafranca, einer vor- 
trefflichen Rhede im der Nähe von Nizza, bejondere Freundihaft anzu 

fnüpfen. 

Bald nad) der Rückkehr von dem parifer Congreß trat Cavour mit 
den Führern der nationalen Partei in nähere Beziehungen. Unter biefen 
hatte ſich die Ueberzeugung immer mehr ausgebildet, daß die Abwerfung 

der öfterreichiichen Herrſchaft für die Rettung Italiens nicht genüge, daß 
ſich das ganze Volk einigen müffe, daß aber die Republik chenfo unmög- 
lich fei, wie ein Bund der italieniſchen Fürften, und daß nur der Einheits- 

ſtaat die richtige Form für die Miebergeburt Italiens fei. Diefe An- 

ſichten wurden zuerft von dem Venetianer David Manin, dem Abkümm- 

fing eines alten Dogengeſchlechts, welcher den hartnädigen Wiberftand 
Venedigs während der Belagerung von 1849 mit großer Energie geleitet 
hatte, ausgeſprochen. Als im Jahre 1854 Lord Nuffel die Italiener 
zur Mäßigung und Geduld ermahnte, erwiderte er: „Wir fordern von 

Deſterreich nicht, daß es mild regiere, fonbern daß es gehe. Der Zweck, 

den wir alle ohne Unterſchied uns vorgefegt haben, ift der: vollſtändige 

Unabhängigkeit des italienifchen Gebiets, Union aller Theile Italiens zu 

einem politifcden Körper." Die Republik findet er unmöglich, weil das 
Has Savoyen von feiner Krone nicht laſſen will; ein monarchiſcher 
Staatenbund wäre, meint er, ein Bund der Fürften wider bie Völker, 

derum bleibe nur Eines, die Einheit. „Schaffet ein einiges Italien, 
Ir Fürften des Haufes Savoyen, und id) bin mit Euch; mo nicht, 
nicht. Unabhängigkeit und Einheit fei unfer Wahlſpruch.“ In diefem 
Tinne ſprach er fih in Briefen und Flugſchriften von meifterhafter Bes 

tehtjamfeit aus. An ihm ſchloß ſich der lombardiſche Marchefe Georg 
Pallavicino an. Als junger Mann hatte er 1821 an dem piemontefiichen 

Aufftand Theil genommen,, wurde danıı von den Oeſterreichern verhaftet, 

zu lebenslänglichem Gefängniß verurtheilt und 15 Jahre fang in ftrenger 

daft auf dem Spielberg in Mähren gehalten. Nachdem er 1848 jene 



182 Der Krieg in Italien. 

Freiheit erlangt hatte, wirkte er unermüdet für die Befreiung und Eini- 
gung Italiens. ALS dritter Apoftel der itafienifchen Einheit trat 1857 

der Sicilianer La Farina hinzu. Er organifirte den Verkehr der Ge- 
finnungsgenoffen zu einem über ganz Italien verbreiteten Verein, bem 
italieniſchen Nationalverein, ber bald eine gewaltige Macht wurde und 
fi) um die Verwirklichung der italieniſchen Einheitsidee die größten Ver- 

dienfte erworben hat. Mit Befeitigung aller anderen trennenden Streit» 
fragen verfocht er nur die eine entſchiedene Lofung: „Krieg gegen Defter- 
rei. Victor Emanuel König des einigen Italiens.“ Im Auguft 1857 
wurde ber Verein geftiftet, fein eigentlicher Gründer, Manin, ftarb bald 

nachher (den 22. September). Balfavicino übernahm den Vorfig, La 
Farina war der Sekretär und bejorgte faft allein mit ungeheuver Arbeits: 
kraft die große Correſpondenz. Er war es aud, der den Verkehr mit 
Cavour vermittelte. Morgens um 5 oder 6 Uhr begab er fich in größtem 

Geheimmiß in den Minifterpallaft, berichtete von den Erfolg der Agita- 
tion, und empfing dagegen Rathſchläge und Weifungen.*) So wirkte 
in Stalien ein nationalgefinnter Minifter mit den Führern der Einheitö- 

partei zufammen, während in Deutjchland zwiſchen den Miniftern und 

der nationalen Partei die ſchroffſten Gegenfäge beftanden. 
Kaifer Napofeon Hatte feit feinen Jugendjahren, in melden er fich 

bei dem Aufjtand im Kirchenftaat 1831 betheiligte, immer eine warme 

Theilnahme fir die Geſchicke Jtaliens bewahrt und bie Verpflichtung ge- 
fühlt, etwas für deſſen Befreiung zu thun. Diejes Gefühl wurde aufs 
Neue belebt durch eine erſchütternde Mahnung. Als er am 14. Januar 
1858 mit feiner Gemahlin in die große Oper fuhr, wurde eine explo- 

dirende Bombe gegen den Taijerlichen Wagen geworfen, und der Kaifer 
wurde leicht im Geſicht verwundet, auch von der Umgeb.ng wurden 

Viele getroffen, doch Niemand getödtet, und der Kaifer konnte der Oper 
anwohnen. Die vorgenommenen Berhaftungen und Unterfuchungen er- 
gaben, daß der Thäter ein Italiener, Felix Orfini, war. Dieſer war 
der That geftändig, er behauptete, daß er fie verübt habe, um in Fcant- 
reich eine Revolution zu veranlaffen, damit es Italien die Hand biete, 

ſich zu erheben und feine Unabhängigkeit zu erfämpfen. Aus dem Ger 

füngniß ſchrieb er einen Brief an den Kaiſer, worin er ihn beſchwor, 

) S. Gedichte des italieniſchen Nationalvereins in den Preuß. Iahrbügern 
Bd. VI. ©. 336 u. fi. 2a Farina und der ital, Mationalverein von W. Lang. 
Preuß. Jahrb Bd. XXI. ©. 56 u. ff. und 597 u. fi. 
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Italien die Freiheit zu geben. „Zur Aufrechthaltung des europäiſchen 
Gleichgewichts“, jagt er darin, „ift die Herftellung der Unabhängigfeit 

Jialiens oder die Brechung der Ketten nöthig, wodurch es von Defter- 
reich in der Stlaverei erhalten wird. Fordere ih, daß für die Be— 
freiung der Italiener das Blut der Franzoſen vergofjen werde? Nein, 
jo weit gehe ich nicht! Italien verlangt nur, daß Frankreich nicht gegen 

Italien intervenive, daß Frankreich Deutſchland nicht erlaube, Defterreich 

in den Kämpfen zu unterftügen, welche bald ausbrechen fönmen. Dieß 
if es, was Ihre Majejtät thun fann, wenn Cie nur will. Bon diefem 

Wollen aber hängt das Glück oder das Unglück meined Vaterlandes ab, 
das Leben umd der Tod einer Nation, welcher Europa einen großen 
Theil feiner Civilijation verdankt. Dieje Bitte wage ich von meinem 

Gefängniß aus an Ihre Majeftät zu richten und ich verzweifle nicht an 

der Erhörung meiner ſchwachen Stimme. Ich beſchwöre Ihre Majeftät, 
alien die Freiheit wieder zu geben, welche feine Söhne im Jahre 1849 

durch die Schuld der Franzoſen verloren haben. Möge doch Ihre 

Majeftät ſich erinnern, daß die Jtaliener, mein Vater in ihren Reihen, 
mit Freuden ihr Blut für Napoleon den Großen vergoffen, überall, wo— 
hin er fie führen mochte; erinnern Sie fi, daß fie ihm bis zum Fall 

getreu waren. Vergeſſen Sie nicht, daß die Ruhe Europa’s und bie 

Ihrige jo lange nur eine Chimäre fein wird, fo lange Italien nicht un 
abhängig ift. Möge Ihre Majejtät den legten Wunſch eines auf den 
Stufen des Schaffots ftchenden Patrioten nicht zurücdweifen, fondern 

mein Vaterland befreien, und die Seguungen von 25 Millionen Bürgern 
werden Ihnen in die Nachwelt folgen." Diefer Brief, worin dem Kaifer 

gedroht war, er werde feine Ruhe finden bis Italien befreit fei, machte 

tiefen Eindruck auf ihn; er überlegte ernftlih, was er thun könne, um 

alien zu verföhnen. Im Juli defielden Jahres ließ er an den Grafen 

Cavour eine Einladung ergehen, nach dem Bad Plombieres zu kommen, 
um Bier in tiefftem Geheimniß die italieniihe Frage zu beſprechen. 

Cavour folgte der Aufforderung und begab ſich nach Plombieres, wo er 

mit dem Kaifer in intimem Gedanfenaustaufc verkehrte, und wo am 
21. Juli eine achtſtündige entfcheidende Unterredung ftattfand. Italien 

füllte frei bis zur Adria fein, Piemont durch die öfterreichifchen Provinzen 
Oberitaliens und die kirchenſtaatliche Provinz Emilia zu einem Königreich 
Oberitafien vergrößert, dagegen Frankreich mit Nizza und Savoyen be- 
lohnt werden, jo lautete die Abrede. Daß Piemont von Oefterreih an 

gegriffen, von Frankreich unterſtützt werden ſollte, war die Vorausſetzung 
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dieſes Plans. Es war blos mündlich verhandelt, die franzöfifchen 

Dinifterialbeamten erfuhren nichts davon, nur der König Victor Emanuel 

und der piemontefifche Gefandte in Paris, der Marcheſe Billamarina 

wurden in das Geheimniß eingemeiht. 
Es verfteht ih, daß beide Staatsmänner bei diefer Uebereinkunft 

einander als Werkzeuge benügten. Napoleon wollte feine Schuld an 
alien abtragen und fi vor den Drohungen Orſini's fihern. Zugleich 

veizte ihn der Gedanke, durch Protection nationaler Beftrebungen jeinem 

Namen idealen Glanz zu fichern, und an dem durch feine Hilfe ver- 
größerten Sardinien einen Yumbesgenofjen zu gewinnen, der ihm durch 
Dankbarkeit verpflichtet bei allen Verwiclungen ficher wäre. Cavour 

ging auf die bedenkliche Bundesgenoſſenſchaft ein, weil er aus den biß- 

herigen Verſuchen Jtaliens, ſich von Defterreih frei zu machen, die 

Ueberzeugung geſchöpft hatte, daß die Lombardei und Venetien weder 
alfein noch im Bunde mit Piemont ftark genug wären, mit Oeſterreich 
fertig zu werben, und daß andererfeitS ohne die Beſeitigung Oeſterreichs 

die Wiedergeburt Italiens unmöglich ſei. Die Gefahr, daß Italien die 
Abhängigkeit von Defterreich mit der von Franfreich vertaufche, ſchien 

durch die Ausſicht gemildert, daß ein langer ſchwerer Krieg auch die 
übrigen Theile Italiens zur Betheiligung mit fortreißen und die Fran» 
zoſen verhindern würde, ſich als Befreier Italiens zu viel herauszunehmen. 

Cavour bedachte auch, daß die Franzojen ſchon oft Herren in Italien 

gewejen feien, aber nie ſich haben halten können, während die Herrichaft 
der Defterreicher fich als dauerhaft erwiefen hatte. Nach diefen Erwä- 
gungen glaubte er die dargebotene, Freundſchaft Napoleons nicht ver- 

ſchmähen zu dürfen. Er tröftete ſich dabei mit der Hoffnung, das einig 
und ftarf geworbene Stalien werde ſich der franzöfiichen Vaſallenſchaft 
ſchon zu entziehen wiſſen. Eine Sorge, die er von Plombiered mit fortnahm, 
war, die deutſchen Dynaftien könnten aus Anhänglichkeit an Oeſterreich 

diefem Hilfe leiften wollen; die Intereſſen der Legitimität, die Einflüffe 

des Ultramontanismus und die Befürchtungen für die Integrität Deutſch- 

lands könuten dazu treiben. Deshalb reiste Cavour auf dem Rückweg 
über Baden-Baden, um dort bei dem Prinzen von Preußen zu fondiren. 
Das Reſultat diefer Erkundigung muß über Erwarten befriedigend ger 

wefen fein. Er ſchrieb an Villamarina: „Die fympathifchen Mitteilungen 
von Seiten der Preußen haben mic) aufs angenefmfte überrafcht. Gott 
ſei Dank, daß Oeſterreich durch feine Treulofigfeit es dahin gebracht 

hat, den ganzen Continent gegen ſich aufzubringen.” Nah Cavours 
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Nüdtehr aus Plombiered wurde zu Turin in allen Miniſterien mit 
Dampfeskraft gearheitet, beſonders in denen des Krieges und des Aus- 
wärtigen. Lafarina theilte feinen Vertrauten mit, daß nächſtes Frühjahr 

der Knoten zerhauen werben würde, und andererfeits Tomte er dem 
Grafen Cavour den Plan einer allgemeinen Erhebung Italiens anfüns 
digen. Es galt num, Dejterreih zum Kriege zu nöthigen. Alle Künfte 

ter Diplomatie wurden in Bewegung gefegt, um das öfterreichiiche 
Ninifterium zu Maßregeln zu reizen, bie den Krieg unvermeidlich machten 
und zugleich alle Schuld des Angriffs auf Defterreih wälzten und biefes 

folirten. Es fann wicht unjere Anfgabe fein, hier die Geichichte des 

Krieges der mit Frankreich verbündeten Jtaliener gegen Tefterreih zu 
erzählen, wir wollen nur an die wichtigften Thatfachen erinnern und dann 

die Stellung Deutſchlands zu den Greigniffen betrachten. 
Das Bündniß zwiſchen Franfreih und Piemont wurde ned) fefter 

genüpft durch die am 31. Januar 1859 erfolgte Heivath der Tochter 

Victor Emannel3, Cfotilde, mit dem Prinzen Jerome Napoleon, dem 
Sohne des alten Jérome und Better des Kaiſers Napoleon. Am 

7. Februar wurde bei Eröffnung der franzöfifgen Kammern der Krieg 
mit Defterreich zu Gunften Piemonts ziemlich deutlich angekündigt. Der 
Kaiſer jagte zwar: er Hoffe noch inmer auf Erhaltung des Friedens, 
aber da die Gleichheit der Jutereſſen Piemont mit Frankreich) durch eine 
Heirat verbunden habe und Frankreich durch feine Allianz mit England 
und feine freundfchaftlichen Verbindungen mit Rußland und Preußen 

ſtark genug fei, werde er die mit Defterreich entftandenen Differenzen da- 
durch ſchlichten, daß er, wie es im Intereſſe Frankreichs fiege, der Civili- 
fation Geltung verſchaffen, d. h. Defterreich zwingen werde, den natio- 
nalen Forderungen Italiens nachzugeben. Cavour formulirte num in 
einer dem englifchen Cabinet übergebenen Denkſchrift vom 1. März diefe 

Forderungen aufs neue, und legte beſonderes Gewicht auf die von Orfter- 

reich mit den mittelitafienifchen Staaten abgefchloffenen Verträge, die er 
als völlerrechtswidrig und für Italien verderblich erklärte. Diefe Staaten 
Waren nämlich nach jenen Verträgen verpflichtet, feine Berfaffungen zu 
geben und die freiheitfiche Entwielung nad) dem Mufter der öfterreichifchen 

Regierung in Oberitalien niederzuhalten. Er verlangte die Aufhebung 

dieſer Verträge und Freilaſſung der politiichen Entwicklung Jtaliens. 

Der öfterreichiiche Minifter Graf Buol fuchte in feiner Antwort zu bes 

weiſen, dag dag Glück Italiens von ber Zügelung Piemonts abhänge, 

daß die geforderten Verfaffungen für die Staliener nicht paßten, und 
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daß ber bevormundende Einfluß Oeſterreichs legitim und heilſam fei. 
Er Täugnete die reactionären Bejtrebungen, welche die öfterreichifche Politik 
feit 40 Jahren gegenüber von Italien verfolgt hatte, geradezu ab, und 

ſchilderte das von Piemont befolgte freifinnige Negierungsfyftem als ein 
verderbfiches, vor dem wenigſtens die übrigen Staaten der Halbinfel be- 

wahrt werben müßten. Unter Englands Vermittlung wurde Hin und 

her verhandelt. Rußlaud trat mit dem Vorſchlag eines Congrefjes Hervor, 
auf dem die italienijhe Frage entjchieden werden follte, Bildung einer 

itafienifchen Conföberation und durchgreifende Reformen wurden ala Grund» 
bedingungen der Verhandlung bezeichnet. Wenn Oeſterreich nicht darauf 
eingehen wolle, werde man ohne deffen Theilnahme entfcheiden. Defterreich 

dagegen wollte fi einem Congreß nur dann unterwerfen, wenn berjelbe 

die Verträge von 1815 zur Grundlage nehme, d. h. wenn er ſich ver- 
bindlich mache, die Sachen beim Alten zu laſſen. Auch forderte es all- 

gemeine Entwaffnung. Darüber wurden Borfchläge und Bedingungen 

ausgetaufeht, aber der Congreß fam nicht zu Stande, befonders deshalb 

nicht, weil Defterreih dem Königreich Sardinien feine Theilnahme an 
der Berathung der italienifchen Verhältniffe geftatten wollte. Noch in der 

legten Stunde machte England den Vorſchlag, man müſſe Oeſterreich 
eben die Zulaffung Piemont? als Bedingung auferfegen. Napoleon 
ftimmte bei und erließ an Cavour am 20. April die telegraphiiche Weis 
fung, die von England vorgefchlagene Vorbedingung des Congreſſes, die 

Entwaffnung, anzunehmen. Darüber erfhrat Cavour fehr und glaubte 

ſchon, feine ganze Arbeit, die auf ber Vorausfegung beruhte, daß Defter- 
reich den Krieg erklären werde, vergeblich. Aber die Uebereilung Defter- 
reichs half ihm ſchnell aus der Verfegenheit; am 19. hatte Graf Buol 

bereit3 das Ultimatum unterzeichnet, welches Piemont aufforberte, zuerft 

zu entwaffnen und ohne Verzug fein Heer auf den Friedensfuß zu fegen; 
nur eine Frift von 3 Tagen wurde ihm für die Antwort eingeräumt. 

Diefes Ultimatum fam in der Nacht vom 22.—23. April in die Hände 
Cavours. Der englifhe Vorſchlag und feine Annahme von Seiten 
Frankreichs war'damit von Oeſterreich ignorirt, Piemont, der angegriffene 

Theil, konnte num am 26. April an Oeſterreich eine ablehnende Antwort 
ertheilen. Damit war der Krieg entjchieden. Die formelle Kriegs— 

erflärung Oefterreich® erfolgte am 28. April, und am 29. überfchritt 
die öfterreichifche Armee die piemontefifche Grenze. Am Tage der An: 
tunft des öfterreichifchen Ultimatums in Turin fegten ſich auch bie fran- 

zöſiſchen Truppen, 50,000 Mann ftark, in Bewegung, und Napoleon 
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erließ am 3. Mai eine Proclamation, in welder er die Motive und das 

Ziel des Krieges verkündete: „Frankreich zieht das Schwert nicht um zu 
erobern und zu herrſchen, fondern um zu befreien, um Stalien fich ſelbſt 

zu geben. Es ift dur Oeſterreichs Schuld dahin gekommen, daß 
Defterreidh enttweber bis zu den Alpen herrſchen oder Italien frei werden 

muß 6iß zur Adria. Der Zweck des Krieges für Frankreich ift, daß 

wir an unferen Grenzen ein Volk haben, welches uns feine Unabhängig: 
keit verbanft." Oeſterreich zog indefien von dem Vorfprung, den es durch) 
feine plögliche Kriegserklärung und fein ſchnelles Einrüden in Piemont 

gewonnen hatte, feinen Vortheil. Statt der Vereinigung der Franzofen 

mit den Piemontefen durch einen fchnellen Schlag zuvorzukommen, blieb 

der Feldmarſchall Giulay zwiſchen dem Po und Tiein in den fumpfigen 

Reisfeldern der Provinz Lomellina unthätig ftehen, um abzuwarten, mas 
tie Gegner thun würden. Der erfte Zufammenftoß erfolgte am 20. Mai 
bei Montebelfo, brachte aber feinem Theil entfchiedene Vortheile. Eine 
große Schlaht, die weder der Kaifer noch der öſterreichiſche Feldherr 
eigentlich beabfihtigt hatte, wurde am 4. Juni bei Magenta gefchlagen. 

Die Franzofen, von Napoleon felbft geführt, fanden ſich unvermuthet 
einem an Zahl überlegenen öfterreichiichen Heer gegenüber und kamen 
ſehr ind Gedränge. Da erfchien umerwartet, mehr durch Juſtinct ge— 

führt, als in Folge eines ftrategiichen Plans, der General Mac Mahon 

mit einem neuen Armeecorps, und entſchied die Schlacht zu Gunften der 

Franzoſen. Eine Folge dieſes Sieges war, daß am 8. Juni Napoleon 

und Victor Emanuel an der Spige ihrer Heere in Mailand einziehen 

fonnten, wo fie mit großer Begeiſterung empfangen wurden. 
Gleichzeitig mit den militärifchen Operationen in Norditalien wirkte 

die nationale Bewegung in Mittelitalien. Der Großherzog von Toscana, 
Leopold II., einer ber beften damaligen Regenten Italiens, hatte noch im 

Beginn des Krieges das Anerbieten eines Bündniſſes mit Piemont 

zurückgewieſen, weil es ihm tief eingeprägt war, daß er nur bei Oefter- 

reich den Schuß feines Thrones finden könne; nun aber nöthigte ihn 

ſchon am 27. April eine Militärverfhmörung, Florenz zu verlaffen, 

worauf eine proviforifche Regierung eingefegt wurde, welche die Diktatur 

dem König Victor Emanuel antrug. Auch die Herzogin don Parma 
und der Herzog von Modena mußten ihr Land verlaffen. In der Ro— 
magna fagte ſich die Bevölkerung von der päbftlichen Herrſchaft 108. Bologna 

Tief die Diktatur Victor Emanuels an, in anderen Theilen des Kirchenſtaats 
wie Ancona, Ferrara, Perugia wurde nur mit Mühe die Herrſchaft des 
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Babftes aufrecht erhalten. Die Oefterreiher rafften alfe ihre Kräfte 
zuſammen, um durch eine entſcheidende Hauptſchlacht daS Verlorene wieber 

zu gewinnen. Diefe wurde am 24. Juni unter perfönlicher Führung 

des Kaiſers Franz Joſeph und Napoleons bei Solferino geſchlagen, aber 
endete mit volfftändiger Niederlage der Defterreiher. Nun fehiette ſich 
das franzöfifch- piemontefifche Heer zur Belagerung des oberitalienifchen 

Feſtungsvierecks an, das nicht für unüberwindlich gehalten wurde; die 
franzöfifche Flotte in der Adria follte den Kampf zur See unterftügen, 

und man hoffte in nicht allzu langer Zeit ebenjo wie in Mailand, auch 
in Venedig einziehen zu Können, und fo das Werk der Befreiung Italiens 

bis zur Aria vollendet zu fehen. Da fam Allen höchſt unertartet bie 
Kunde von den am 8. Juli abgefchlofienen Waffenftilfftand und dem am 
11. Juli angenommenen Frieden von Villafranca, einen feinen Städtchen 
bei Verona, durch welchen die Lombardei an Frankreich abgetreten wurde. 
Das Räthſel diefes ſchnellen Friedens löst ſich nur in der Betrachtung 
der dentjchen Angelegenheiten. 

Die Macht, welche den italienifchen Freiheits- und Einigungäbeftre- 
bungen feindlich entgegentrat, war diefelbe, die auch in Deutſchland die 

Freiheit unterdrüdte. Sollte man nicht glauben, die Erhebung Italiens 
und fein Kampf gegen Oeſterreich hätten in Deutſchland die lebhafteſten 
Sympathieen finden müſſen? Das war nicht der Fall. Die öffentliche 

Meinung in Deutſchland war von ganz anderen Geſichtspuntten beherrſcht. 

Man fahte die itafienifche Frage höchft einfeitig als eine Intrigue Napo— 
leons auf, der unter dem Vorwand, die Rechte Italiens beſchützen zu 
wollen, nur eine Gelegenheit fuche, mit der Vormacht Deutſchlands Händel 

anzufangen, und nad) deren Niederwerfung das linfe Rheinufer zu nehmen. 
Die nationale Bewegung in Italien unterfhägte man aus Unkenntniß, 

da beutfche Zeitungen und Zeitſchriften felten genauere Mittheilungen 
über itafienifhe Zuftände brachten, und die Erzeugniffe der nationalen 
Preffe Italiens in Deutſchland feine Verbreitung fanden. Man mußte 
in Deutſchland wirklich nicht? von dem ernften Bemühen der piemonteſiſchen 

Negierung, Bolt und Heer zu heben, nichts von der Organifation des 
italienifchen Nationalvereins und deffen Zufammenhang mit Cavour, nichts 

von deſſen eivopäifcher Politif, die auch England und Rußland ins 
italieniſche Intereſſe zu ziehen gewußt hatte. In dieſer Unkenntniß fieß 
man ſich von Oeſterreich glauben machen, die italieniſche Trage fei von 
Napoleon erfunden, um einen Vorwand zum Krieg zu ſchaffen und feine 
im Inneren unhaltbare Lage durch auswärtige Erfolge zu befeftigen. 
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Bon Defterreih und feinen Anhängern wurde die Lehre gepredigt, der 

drohende Krieg in Italien werde nur das Vorſpiel eines Angriffs auf 
das fine Rheinufer fein, und es ſei daher Deutſchlands nationale Pflicht, 
den Rhein am Po zu vertheidigen. 

Bald nad) dem Lautwerden der franzöfifchen Kriegsdrohung fuchte 

Oeſterreich fi die Hilfe der deutfchen Regierungen zu fichern; eine 
Note vom 5. Februar 1859 war beftimmt, einen Beſchluß des Bundes» 

tag3 zu gemeinfamer Rüſtung gegen einen franzöſiſch-piemonteſiſchen An- 
griff auf Defterreich vorzubereiten. Und als jegt Preußen ſich auf feine 

Stellung als europäifche Großmacht berief und ſich die Freiheit feiner 

Entfhließung zu wahren fuchte, wurde e8 von den Anhängern Defter- 
reichs des Mangels an patriotifcher Gefinnung beſchuldigt. Beſonders 
die Augsburger Allgemeine Zeitung leiſtete in dieſer Beziehung Großes 
und trug viel dazu bei, durch ihre Autorität die unklare öffentliche Mei— 

nung noch mehr irre zu führen. Vom Beginn der Kriegsrüftung bis 
nad) dem Frieden von Villafranca war diejes Blatt unermüdet, Preußen 

zu verdächtigen und anzuffagen und zugleich zum Krieg gegen Frantreich 
zu begen. Es entwickelte ſich befonders in Süddeutſchland ein wahrer 

Terrorismus: wer mit Stalien ſympathiſirte und nichts von dem Ein— 
treten für Defterreich wiſſen wollte, galt als Verräther. In den Volfs- 
dertretungen von Bayern, Hannover, Wirtemberg, Naſſau erhoben ſich 

patriotifche Kundgebungen, die von der Vorausfegung ausgingen, daß 

dur dem Angriff auf Defterreich ganz Deutſchland bebroht fei. In 

Wirtemberg verlangten am 18. Februar 39 Abgeorbnete der damals 
nicht verfammelten zweiten Kammer in einer Eingabe an den ſtändiſchen 
Ausſchuß bie fräftigften Maßregeln zum Schuge Deutfchlands, uud bes 
Magten, daß von Seiten des Bundes noch feine Rüftungen angeordnet 
feien, Auch die Nitterfchaft erließ eine ähnliche Erklärung. Beſonders 
friegseifrig war man in Bayern. In der dortigen Kammer ſprach am 
23. Februar der Abgeordnete Frhr. v. Lerchenfeld unter alfgemeinem 

Beifall von einem großen blutigen Krieg, den Deutſchland vielleicht allein 

zu führen haben werde, nnd am 24. verlangte aud der Reichstag ein 
entjchiedenes Vorgehen. In der haunoveriſchen Kammer wurde am 24. 
der Beſchluß gefaßt, die Regierung zu Bitten, daß fie bei dem Yundestag 

Veſchlüſſe erwirke, durch fräftige Rüftungen die Kriegsgefahr abzuwenden, 
einen etwaigen Angriff auf Oeſterreich und Deutſchland aber mit ver» 

äinter Bundesmacht zurüdzumeifen. Affen diefen Kundgebungen lag zwar 

die richtige Vorahnung zu Grunde, daß es mit Frankreich noch einmal 
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zu einem entfcheidenden Kampfe kommen müſſe, aber man täufchte ſich 

darin, daß man die Intereſſen Oeſterreichs mit denen Deutſchlands ver- 
wechſelte. 

Während fo ein großer Theil von Deutſchland von ungeſtümmem 
Kriegsgejchrei widerhalfte, blieb man in Preußen fehr kühl und ruhig. 

Dort war man eben befchäftigt, dem neuen Minifterium, das man mit 

Begeifterung begrüßt Hatte, in Ausbau der Verfaſſung und Verwirklichung 
eines entſprechenden Regierungsſyſtemes behilflich zu fein, und fah in der 
Bedrohung des öſterreichiſchen Beſitzſtandes in Italien noch feine Gefahr 
für Deutſchland. Ja man fpottete hin und wider über den patriotiſchen 

Eifer Süddeutſchlands und ſchalt die Demonftrationen der Kammern 

Symptome pofitiiher Kinderfrankheiten. Großes Auffehen erregte eine 
Ende Februar in Berlin erſchienene Broſchüre: „Preußen und die ita- 

lieniſche Frage." Hier war unumwunden ausgeſprochen, daß Oeſterreich 
nad) feinem bisherigen Verhalten gegen Preußen demſelben nicht zumuthen 
tönne, ihm durch Aufnahme des Kampfes am Rhein die Laft des Krieges 
in Italien zu. erleichtern oder abzunehmen, und ſich damit zu Gunften 
des ungroßmüthigften Gegners in Gefahr zu ftürzen. Das hieße doch 

die Gemüthlichfeit gar zu weit treiben. Ueberdieß wäre es aud) ein 
Unrecht gegen Stalien, das begründeten Anſpruch auf nationale Selbftän- 
digfeit habe, während Oeſterreich jegt die nothwendigen Früchte feiner 
itafienifchen Politik ernte und die gerechte Strafe für das Unrecht mehrerer 

Jahrhunderte‘ leide. Defterreich könne nur dadurch die Freundſchaft 

Deutſchlands gewinnen, daß es feine einheitliche Organifation nicht länger 
hinbere, Preußen als leitende Bundesmacht anerfenne, und jeden Einfluß 

auf einzelne Bundesftaaten aufgebe. Preußens Sache aber jei es, die 

durch die itafienifch-frangöfifchen Pläne gefchaffene Lage für fi und 
Deutfehland zu vermerthen. Zum Dank dafür, daß es durch Nicht 
einmichung zum Lofalifirung des Krieges beitrage, könne es von Frank» 

reich, England und Rußland die beutfche Löſung der ſchleswig-holſteiniſchen 

Trage fordern, und die Nichtigfeitserflärung des traurigen Londoner 
Protofolls, das vornemlich durch das Zufammenhalten des Kaiſers Nicolaus 

mit Oefterreih zu Stande gekommen tar, verlangen. Ferner möge es, 

um die deutfche Küfte fügen und eine ‘Flotte bauen zu können, ſich 
einen höheren Antheil an den Einnahmen des Bolivereins außbedingen. 

Wenn man an Preußen den Anſpruch erhebe, es folle Deutfchland ver- 
theibigen, fo müffe es aud) das Recht erhalten, mit den einzelnen Bundes» 

ſtaaten Militärverträge abzufchließen, welche ihm geftatten, die deutſchen 
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Bertheidigungskräfte ſich wirkſam und richtig anzubilden. Auch das 

Feſtungsſyſtem des Bundes müſſe in Preußens Hände gelegt werben, 
Kurz, Preußen, meinte der anonyme, aber fehr richtig fehende Verfaſſer 

der Flugſchrift, müffe die Gelegenheit ergreifen und die Gefahr Tefter- 

reichs ausnützen, um diefe undentfche und undankbare Macht von ihrer 

Stellung in Deutſchland zu verdrängen. Begreiflich erregte diefe Ketzerei 
großen Anſtoß; die Augsburger Allgemeine Zeitung beeilte fid), den Vers 

faffer als einen Vaterlandsverräther zu denunciren“) uud füllte ihre 

Spalten mit einer Reihe von polemifchen Artikeln gegen die ärgerliche 
Schrift, die in vier Auflagen große Verbreitung fand und Vielen eins 

leuchtete, obgleich nur Wenige den Muth hatten, ihre Zuftimmung zu 

erllären. Man vermuthete irgend einen hohen Staatsmann al Ver- 
fafler, und glaubte ihn endlich in dem preußiſchen Bundestagsgeſandten 
Freih. v. Bismard gefunden zu haben, der feine Sympathieen für die 

itafienifche Sache und feine Abneigung gegen Oeſterreich nicht verhehfte, 
aud mit dem itafienifchen Gejandten in Frankfurt freundlich verlehrte. 

Die preußische Regierung aber wollte jich zu der in der genannten Schrift 

angerathenen Politik noch nicht befennen und rief den Herrn v. Bismard 
von Frankfurt ab, um ihn als Gefandten nach Petersburg zu ſchicken. 
& verließ Frankfurt am 5. März und machte bekanntlich ſpäter über 
diefe Berfegung den Wig, er fei wie Champagner behandelt und falt 

geftellt worden für fpäteren Gebrauch. Uebrigens hatte er an jener 

Brojhüre nicht den mindeften Antheit. 
Eine Stimme aus dem Lager der Demokratie „Der itafienifhe Krieg 

und die Aufgabe Preußens“ ftelfte ebenfalls in einer Flugichrift ein ähn⸗ 

{ide Programm für Preußen auf. Der Berfaffer war der befannte 

Socialiſt Ferdinand Lafalle. Er erklärte ſich für das Recht Italiens, 
beftritt die deutſchen Befürchtungen als unbegründet und zeigte, daß die 
politiichen Folgen des Krieges Niemand in höherem Grabe zu Gute 
fommen würden, al3 eben Deutſchland. Denn Napoleon werde im Falle 

des Cieges nur die Schwierigkeiten befeitigen, at denen die deutſchen 

Einheitsbeftrebungen von 1848 gejcheitert ſeien. Die deutſche Einheit 
ei bisher durch nichts anderes verhindert worden, als durd) den Dua- 
lismus von Preußen und Defterreih. Die Aufgabe Preußens fir den 

Fall des Krieges, das Ziel einer kühnen Politik im Sinne Friedrichs 
des Großen wäre, den günftigen Moment zu benüten, um in Oeſterreich 

) ©. Algen. Ztg. vom 7. März Nr. 66 Beilage, fowie Nr. 93 bis 118, 
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einzurücen und das deutſche Kaiſerthum zu proclamiren, der habsburgiſchen 
Dynaftie aber zu überlaffen, ob und wie fie ſich in den außerdeutſchen 
Ländern behaupten fünne. Da aber diefe entichloffenfte Haltung der 
preußifchen Regierung aus fattfamen Gründen nicht möglich fein werde, 

fo könne fie doch eine andere große nationale That verfuchen. Sie möge 

auftreten und erflären: Revidirt Napoleon die europäifhe Karte nach 

dem Princip der Nationalitäten im Süden, fo thun wir daffelbe im Norden. 
Bereit Napoleon Italien, gut, fo nehmen wir Schleswig-Holftein. Dieß 
Wort, von Preußen ausgeſprochen und durch eine Proclamation an das 

Bolt begründet, wäre geeignet, die Wogen des jetzt fehlſchießenden deutſchen 

Patriotismus in ihr wahres Bett zu leiten. Statt gegen das Princip 

der freien Nationalität für Oeſterreich zu kämpfen, follten wir mit dieſem 

Princip gehen, dabei‘ unfere eigene nationale Sache bejorgen und die 

Schande der öſterreichiſchen Erecution in Heffen und Holftein rächen. 

Von folhen Planen wollte aber das Berliner Cabinet nichts wiſſen, 

und wenn die Regierung auch eine Proclamation an das Volk in diejem 
Sinne erlafjen hätte, fie würde bei der großen Mehrheit ſchwerlich Ber- 

ſtäudniß und Zuſtimmung gefunden haben. Die öffentliche Meinung war 

ſchon viel «zu befangen und in entgegengefeßte Richtungen verrannt. Die 

einzig mögliche Politik erſchien die: Oeſterreich Beiſtand anzubieten, uber 
dafür Bedingungen zu machen zu Gunften Italiens und Deutſchlands. 

In diefem Sinne ſprach fid) eine vom 23. April datirte, in München 
erfchienene Flugfchrift aus, welche den Anfichten der befonnenen Mittel- 
partei Ausbrud gab. Auf die Frage: „Was will Deutfchland im Kriege?“ 

antwortet diejelbe: „Deutſchland will einen deutſchen Krieg, aber nicht 

einen Kreuzzug für Abfolutisinus und Ultvamontanismus. Deutfchland 

will deutſche Intereſſen verfechten, nicht römiſche. Deutfchland will den 
Principien feiner politiſchen Entwidlung Garantien fehaffen gegen den 

Imperialismus in Paris, aber es bedarf auch Garantieen gegen den 

Abjolutismus in Wien, denn diefe Principien find nicht nur national, 

fondern auch fiberal: die unantafibare Grundlage de deutſchen Staats- 
lebens ift die conftitutionelfe Orbnung. Diefe Grundlage muß derjenige 
anerkennen und verbürgen, für welchen Deutſchland eine furchtbare Kriegs- 

laſt auf ſich nehmen foll. Defterreich muß Garantieen geben, daß es nicht 

daran denfen werde, die deutſchen Verfaffungen in Folge militäriicher 
Succeffe offen oder geheim zu beeinträchtigen." Der Verfaffer verlangt, 

daß Defterreich nad) Beendigung des Krieges die Forderungen, welchen 
es bisher feindlich gegenübergeftanden, unumwunden anerfenne und nach- 
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drüdlich vertrete, daß es namentlich zu eimer bem deutichen Intereſſen 
entfprechenden Löſung der fchleswig-holfteiniichen Frage verhelfe und dem 
rechtswidrigen Zuftand in Kurheſſen feinen Vorſchub feifte, endlich die 
Einführung einer Voftövertretung des gefammten Deutſchlands zulaffe. 

Die waren die Bedingungen, welche die gemäßigte nationale Partei an 

Defterreich geſtellt wiffen wollte, um ihm Hilfe in bem bevorftehenden 
Kampf zu gewähren. Auf diefer Grundlage verfuchte Preußen in Unter: 
handlungen einzutreten, als am 14. April der Erzherzog Albrecht in Berlin 

erſchien und die Anerkennung entgegenbrachte, daß Preußen eine felbftän- 
dige Macht fei, deren Beiſtaud man durch Zugeftänbniffe gewinnen müſſe. 
Aber die Vorſchläge, die der Erzherzog machte, liefen doch wieder darauf 

hinans, daß Preußen und Deutſchland die Hauptlaft des Krieges auf ſich 
nehmen und durch einen Angriff auf Frankreich Napoleons Action in 

alien lähmen ſolle. Dieß wurde von Seiten Oeſterreichs ſogar als eine 
beſonders großartige Auffaffung geltend gemacht. Der Erzherzog meinte, 
der Krieg in Italien folle durch Aufftellung eines großen Heeres am Rhein 
zur Nebenfache herabgebrüctt werden. Der vorgelegte Kriegsplan war ber: 
Oeſterreich wollte ein Südheer von 260,000 Mann unter dem Ober- 
befehl des Erzherzogs Albrecht nach dem Rhein ſchicken; neben diefem 
follte dann ein Nordheer von Preußen und dem deutichen Bund auf 

geſtellt werden und im Bnfammenhang mit den Defterreichern operiren. 
Da diefer Plan mit der Bundesverfafung, die einen gemeinfamen Bundes- 
oberfelößeren forderte, nicht geftimmt haben würde, fo wollte Defterreich 
von den Beftimmungen der Bundeskriegsverfaſſung abfehen, denn es 

glaubte auf jene Weife die Leitung mehr in der Hand behalten zu können; 
aber eben dieſes wollte es auch wieder als ein Zugeſtändniß angefehen 

wiſſen. Diefer Plan fand übrigens auch an dem Anſpruch Bayerns auf 
ein felbftändiges drittes Commando ein Hindernig. Oeſterreichs Abficht 

lief darauf Hinaus, eben doch Preußen wider Willen in einen Krieg mit 

Frankreich zu verwideln, den es dann in übermüthiger Hoffnung des 
Sieges ganz für feinen Vortheil auszubeuten gedachte. Der Erzherzog 
ftellte feine Vorſchläge als Mittel dar, den Krieg zu verhindern, verrieth 

aber durch feine weiteren Mittheilungen, daß es der öfterreichiichen Re— 
gierung mehr um das Tosfchlagen, als um Vermeidung des Krieges zu 

thun war. Denn er geftand, Oeſterreich wolle demnächſt ein Ultimatum 
an Piemont ftelfen, um weitere Verzögerungen abzufchneiden. Davor 
warnte Preußen dringend, und der Erzherzog ſchied am 21. April von 
Berlin mit der Zufage, von dem Ultimatum abrathen zu wollen. Aber 

Klüpfel, Einfeitsbefvebungen. I. 13 
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es war zu fpät, denn an dem Tage feiner Abreife war das Ultimatum 
bereit8 abgegangen, und wenn dieß auch nicht ber Fall geweſen wäre, fo 
würde ber Math des Erzherzogs ſchwerlich etwas geändert haben, da man 
in Wien durchaus Krieg wollte. 

Am 23. April ftellte Preußen, um feinen guten Willen zu bethätigen, 
bei dein Bundestage den Antrag, die Hauptcontingente des Bundes in 

Marſchbereitſchaft zu fegen und gleichzeitig alle Vorbereitungen zur Ar- 

mirung der Feftungen zu treffen. Schon vorher hatte der Prinzregent 
die Kriegsbereitſchaft von den drei preußifchen Armeecorps, welche dad 

Bundescontingent bilden, angeordnet, aber damit die Erklärung verknüpft, 
Preußen fei ferne von jeder aggreffiven Tendenz und werde feine Stellung 

als vermittelnde Macht bewahren. Won öſterreichiſcher Seite aber wurbe 
ſowohl in der officiöfen Preffe, als in diplomatifchen reifen die Sache 
fo dargeftellt, al3 ob das Ultimatum und die Kriegsrüftungen Preußens 
und des Bundes ein Ergebniß der in Berlin mit Erzherzog Albrecht 
gepflogenen Verabredungen wären. Die preußifche Regierung ſäumte 
nicht, ſich gegen diefe Auffafjung zu verwahren und erffärte ſowohl den 
deutſchen Höfen, als dem Minifterium in Wien, fie Iehne jede Verant- 

wortlichfeit für jenes vafche Vorgehen ab, und werde fich durch bafjelbe 

nicht in den Krieg hinein zwingen laſſen. Sie ließ in einer befonderen 

Denkſchrift nachmeifen, daß der Bund, da Defterreich die Offenfive er- 
griffen, nad; der Wiener Schlußakte Art. 46 nicht zum Kriegsbeiftand 

verpflichtet fei. Preußen werde Deutſchlauds Intereſſe ſchützen, ſich aber 
nicht durch einen Majoritätsbeſchluß zur Theilnahme an der öfterreichiichen 

Politik nöthigen laſſen. Doc gab man im öſterreichiſchen Lager die 

Hoffnung nicht auf, daß diefes doc) noch gelingen werde. Die Allgemeine 

Zeitung ftelfte unaufhörlic) die Bekämpfung und den Sturz des napofeonifchen 
Regiments als die Pflicht und Aufgabe Deutihlands Hin.*) In einer 

Circulardepeſche vom 28. April zeigte die öfterreihiiche Regierung den 
ſämmtlichen deuten Regierungen den Ausbruch des Krieges an und 
iprad) dabei die Erwartung einer alsbaldigen Mobilifirung des Bundes— 

heeres aus. Doch wagte Defterreich nicht, diejelbe geradezu bei dem 

Bundestag zu beantragen. Ju einer Eigung am 2. Mai gab der üfter- 

reichiſche Geſandte eine Darlegung de3 Standes der Dinge, begnügte ſich 
aber damit, beizufügen, e8 feheine der. Augenbli für das geſammte 

Deutfchland gekommen zu fein, in ernjte Berathung zu nehmen, ob nicht 

*) Eon. A. in einem Leitartifel vom 28. April „Der Kampf und fein Ziel.“ 
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gleichzeitig mit Oeſterreichs Machtverhäftniffen auch die Sicherheit des 

gefammten Deutfchland® berührt fei. Die hannoverifche Regierung über: 
nahm num den Berfuch, einen herausfordernden Schritt des Bundes herbei- 

zuführen, indem fie am 13. Mat den Antrag auf ſchleunige Aufſtellung 
eine Beobadhtungsheeres am Oberrhein einbrachte. Zwar behauptete 

der haunoveriſche Gefandte, diefe Maßregel ſolle feinen aggreffiven Charakter 
haben, aber in der That war der Vorſchlag nicht anders gemeint, man 

wollte Frankreich zu Feindſeligkeiten herausfordern. Diefe Abſicht merkte 
Preußen auch recht gut, und der preußiſche Gefandte, Herr von Uſedom, 

legte gemäß jeiner Inſtruction eutſchiedenen Proteft ein und erklärte, er 

würde in einer folchen Mafregel nur einen Schritt jehen, welcher dem 
defenfiven Charakter der bisherigen Haltung des Bundes, fowie ber 
Bundesverfaſſung widerſpreche. Da mun ber öfterreichifche Gefandte, 

Graf Rechberg, an der Annahme des hannoveriſchen Antrags zweifelte, 

verſchob er die Beſchlußnahme, um durch Privatbeſprechungen die ein— 
zelnen Vertreter der Regierungen vorher zu bearbeiten; aber auch in der 

nächſten Sitzung am 19. Mai wiederholte Uſedom feinen Proteſt und fügte 
hinzu, da die preußiſche Regierung ſchon früher die Zuſicherung gegeben 

habe, mit ihrer ganzen Macht und weit über die bundesmäßige Ver— 

pflichtung hinaus zum Schutz der Sicherheit und Unabhängigkeit Deutſch- 

lands eintreten zu wollen, ſo könne ſie auch erwarten, daß ihr von den 
übrigen Bundesgeuoſſen die Initiative überlaſſen werde; überdieß vermöge 

ſie den über das Bundesrecht hinausgehenden Anträgen keine Berechtigung 
zuzugeſtehen. Die Regierungen von Sachſen und Bayern neigten nun 
auf die Seite Preußens, und man ließ den hannoveriſchen Antrag fallen. 

Aber Oeſterreich ſetzte außerhalb der Bundesverſammlung die Agitation 
für den Krieg fort, und in Süddeutſchland ging aufs neue die Klage 

über Preußens verdächtiges Zögerungsſyſtem au. 

Mebrigens zeigten die Verhandlungen im preußiſchen Landtag, daß 
man dort gar nicht gefonnen fei, unthätig zuzufehen. Bei der Eröffuung 

deſſelben am 5. Mai erklärte der Minifter des Auswärtigen, d. Cchleinig, 
die Abſicht der Regierung gehe dahin, ihre ganze Thätigkeit auf Wieder- 

herſtellung des Friedens zu richten, und fie erachte es für ihre beſondere 
Aufgabe, über der Sicherheit Deutfchlands und Wahrnehmung der natio- 
nalen Syntereffen zu wachen. Zur Unterftigung ihrer Action könne fie 

einer bewaffneten Stellung nicht entbehren und bedirfe daher eines Credits 
ven 40 Millionen Thalern für den Fall der Mobilmahung. Der Plan 

einer bewaffneten Vermittlung lag diefer Forderung zır Grunde. In den 

13* 
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Verhandlungen gab fich einerjeit3 der entſchiedene Wille fund, für deutſche 
Intereſſen einzutreten, andererfeit3 aber entfchiebene Abneigung gegen 
Defterreih. Der Referent über die Greditforderung, Bürgers, ein 
rheinländifcher Jurift, ſprach ſich wieberhoft gegen eine Theilnahme 
Preußens am italieniſchen Kriege auf der Seite Oeſterreichs aus. Eine 

Parteinahme für letzteres, fagte er, würde und England und Rußland 

entfremden und wäre eine Verzichtleiftung auf eine jelbftändige Politik. 
Dagegen dürfe nicht verfannt werden, daß Creigniffe eintreten könnten, 

durch welche nicht nur Defterreich, fondern auch deutſche Intereſſen ge- 
fährdet wilden, aber e8 ftehe Preußen zu, dieß zu beurtheilen und dar- 

nach zu handeln. Ge. v. Vinde erflärte, nie könne Preußen mit dem 

Kaifer Napoleon gemeinfchaftliche Sache machen, aber anbererfeit3 müſſe 
es Alles vermeiden, was ohne Noth einen europäischen Krieg herbeiführen 
tönnte. Jetzt fei noch durchaus fein Grund zum Einſchreiten in Italien 
vorhanden. Denn die Intereffen, für welche Defterreich dort kämpfe, bie 

Bevormundung der italieniichen Staaten, feien Teine deutfchen. Nur eine 
Schmälerung der territorialen Machtftellung dürfe Preußen nicht dulden. 

Heinrich v. Arnim bemerkte, mit Beziehung auf die Friegerifche Agitation 
in Sübdeutfchland und das damit verbundene Miftrauen gegen Preußen, 

dieſes fei gerne bereit zum Schug Deutſchlands einzuftehen, aber könne 
es nicht, ohne vorher der einheitlichen Leitung der gefammten deutſchen 

Kriegsmacht verfichert zu fein. Simfon erkannte es als die Pflicht 
Preußens an, Deutichland vor Gefahr zu ſchirmen, aber aufs entſchiedenſte 

müffen er und feine Freunde fich gegen eine Theilnahme Preußens an 
dem itafienifchen Kriege unter Führung Oeſterreichs ausſprechen. Werde 

in Frankfurt ein Beſchluß gefaßt, der dahin ziele, Preußen wider feinen 

Willen zum Krieg fortzureißen, und die Regierung weigere ſich, diefem 
Beſchluß Folge zu geben, fo bürfe fie ſicher fein, daß fie daß ganze 
Bolt Hinter fi) Haben werde. Der geforderte Eredit von 40 Millionen 

wurde der Regierung einftimmig verwilfigt, und bei dem Schluß der 
Sigungen am 14. Mai gab die Thronrede des Prinzregenten eine voll- 

ftändige Beftätigung der von den Wortführern der Kammer außgefprochenen 
pofitifchen Grundfäge. „Preußen“, fagte er, „ift entjchloffen, die Grumd- 
lagen de3 europäifchen Nechtszuftandes zu wahren. Es iſt fein Recht 
und feine Pflicht, für die Sicherheit, den Schug und die nationalen In— 

terefien Deutſchlands einzuftehen, und es wird die Obhut diefer Güter 
nicht aus der Hand geben; aber Preußen erwartet auch, daß alle Bundes- 

genofjen ihm bei Löſung biefer Aufgabe zur Seite ftehen und feine Bereit- 
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willigleit für das gemeinfame Vaterland einzutreten mit Vertrauen ers 

widern.“ 
Preußiſchen Staatsmännern mußte es immer mehr klar werden, daß 

ihr Staat in Verfolgung ſeiner nationalen Aufgabe durch Oeſterreich und 

feine Anhänger und durch die Bundesverfaſſung gehemmt werde, und daß 
darum eine Aenderung biefer Berhäftniffe mit aller Macht erftrebt werben 

müffe. Keinem aber war das fo Mar, als dem früheren Bundestags - 
gefandten, Freiherrn v. Bismard, der das Ergebniß feiner Frankfurter 

Erfahrungen eben damals in einem erft 1866 an die Deffentfichkeit ge⸗ 

langten Brief*) aus Petersburg vom 12. Mai 1859 an den Minifter 
v. Schleinig ausſprach. Er fand, das Drängen des deutſchen Bundes, 
Preußen folle ala Oeſterreichs Bundesgenoſſe auftreten, wäre eine will⸗ 

lommene Beranlaffung, die lebensgefährliche Feſſel der Bundesverfaſſung 

abzuwerfen und mit Oeſterreich zu brechen. Die Regierung wollte dieß 
aber noch nicht thun, und bewies in den beharrlichen Verſuchen, ſich mit 

Oeſterreich zu verſtändigen, eine bewundernswerthe Lammesgeduld. Zur 
nächft wurden nun Ende Mai's General v. Alvensleben und Graf Münſter 
an die ſüddeutſchen Höfe geſchickt, um dieſen die Bereitwilligkeit Preußens, 

zum Schutze Deutjchlands einzutreten, wiederholt zu erklären, und General 

v. Willifen wurde nad Wien beordert, um dort als Grumbbedingung 

weiterer Unterhandlungen das Programm Preußens darzulegen und von 

dem Wiener Cabinet zu vernehmen, was es denn für ein Ziel des Krieges 

im Auge habe. Er follte dort begreiflich machen, daß Preußen nım dann 

vermitteln und für Defterreich eintreten könne und molfe, wenn letzteres 
feine bisherige Politif in Italien aufgebe und von feinen Reactionsplanen 

abftehe. Aber davon wollte man in Wien nichts wiſſen. Graf Rechberg, 
der bisherige Bundestagsgefandte, welcher am 17. Mai ftatt des Grafen 
Buol das Minifterium des Auswärtigen übernommen hatte, machte dem 

preußifchen Vertrauensmann folhe Eröffnungen, daß eigentlich alle Aus: 

ſicht auf BVerftändigung dadurch abgefchnitten wurde Oeſterreich war 
nicht nur weit entfernt davon, feinen Territorialbefig in Italien in irgend 
einer Form aufzugeben, fondern wollte auch die Verträge mit den ita- 
lieniſchen Staaten fefthalten und Piemont unſchädlich machen. In Betreff 

feiner Ziele gab Graf Rechberg die entſchiedene Abficht zu erkennen, ben 
Krieg an ben Mhein zu fpielen, Napoleon zu ftürzen und Heinrich V. 

= "Zuerft im Journal des Debats abgebrudt, bald in viele deutſche Blätter 
übergegangen und daun durch Hefetiels Biograpfie Bismards, die auf Mütheilungen 
des Lehteren beruht, beftätigt. S. Heſetiel, Abth. IL, ©. 184—188. 
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auf den franzöfifchen Thron zu fegen.*) Die preußiiche Regierung wies 
diefe Zumuthungen zurüd, aber nicht entſchieden genug, indem fie immer 

wieder die Bereitwilfigfeit betonte, unter gewiffen Bedingungen für den 

Beſitzſtand Oeſterreichs in Italien einzuftehen. Darauf bezeigte Oefter- 
reich einige Nachgiebigfeit, erklärte, die Specialverträge mit den italienis 
ſchen Staaten aufgeben und auf die Demüthigung Piemonts verzichten 

zu wollen, forderte dagegen von Preußen die Garantie des öſterreichiſchen 

Territorialbeftandes und wollte, um Preußen die dazu erforderliche Action 
möglich zn machen, demfelben die politifche und mifitärifche Leitung der 

deutſchen Staaten während des Krieges überlaffen. Dieß fonnte aber 
Oeſterreich nicht alfein gewähren, denn die deutſchen Bundesftaaten mußten 
ihre Zuftimmung dazu geben. Es mußte daher zwijchen Preußen und den 

Mittelftaaten darüber verhandelt werben. Bayern erklärte fi) in der 
Bundestagsſitzung vom 26. Mai bereit, Preußen die Ynitiative zu über« 
laſſen, und wollte es dankbar erfennen, wenn diefe Macht die nöthigen 
militäriſchen Maßregeln ergreife, wozu übrigens alfe anderen Bundes» 

glieder gleich berechtigt feien. Sachſen trat diefer Erklärung bei, aber 
der dortige leitende Minifter v. Beuſt glaubte bei diefer Gelegenheit die 
Selbftändigfeit der Mittelftaaten wahren zu müffen und begab fi zu 
diefem Behuf nach London. Nach feiner Nüdfehr Hielt er dann in der 
fächfifchen Kammer am 3. Juni eine lange Vertheidigungsrede **) für 
die politifche Unabhängigkeit der deutſchen Mittelftaaten. Es fei weder 

Kriegsluſt, noch Vegeifterung für Tefterreih, was einige Regierungen 
bewogen babe, ſich bei den Bundestag fo eifrig an ber ſchwebenden 
Kriegsfrage zu betheiligen, fondern das Intereſſe für Erhaltung der 

DBundesverfaffung. Die Abwehr jedes Angriffs auf diefelbe fei jeit 1848 
die Aufgabe der Mitteljtaaten, fie müßten durch möglichft energifche Be— 
theifigung an den Fragen der europäiſchen Politik ihr Anfehen geltend 

machen, und jeben Zweifel an der Berechtigung ihrer Exiftenz abwehren. 
Der Inhalt diefer Rede wurde noch weiter ausgeführt in einem Artikel 
des Dresdener Journals, des minifteriellen Organs, in welchem der 

Beruf der Mittelftaaten augeinandergefegt wurde. Es gelte, hieß es dort, 
jegt die nationale Kraft am Bundestag zu entfalten, denn es gebe eine 
Partei, welche Umfturz des Bundes durch Preußen, eine Reichsverfaſſung 

*) Bol. Preuß. Jahrbücher 1859 II. ©. 489. , Frankreich, Oeſterreich und der 
Krieg in Stalien.“ 

**) X. Ag. Zeitung vom 9. Juni 1859, auferordentl. Beilage und Hauptblatt 
Nr. 160. 



Mobilmahungsbefehl in Preußen. 199 

mit Parlament und zunächſt militäriiche und diplomatiſche Leitung Preußens 

bei dein bevorftchenden Kriege verlange. In ähnlicher Weife ließ fich die _I 

A. Allg. Zeitung aus Schwaben fhreiben: Jmmer warte man geduldig 

auf Preußen, mittlerweile aber made fih das Otterngezüchte immer 

breiter, daS Preußen die Eroberung Deutſchlands und die Proclamirung 

des Kaiſerthums anrathe. 

Während fi die Mittelftaaten ftritten, ob und in wie weit fie ſich 

die Führung Preußens gefallen laſſen dürften, wurde die Lage für Oeſter 

reich immer gefährlicher, da Victor Emanuel und Napoleon als Sieger 
in Mailand einzogen. Graf Rechberg becilte fi, in einer Note von: 
14. Juni die Geftaltung der Verhältniffe Oeſterreichs zu den übrigen 

itafienifchen Staaten für eine offene Frage zu erklären, und an demfelben 

Tage erließ die preußiſche Regierung den Befehl der Mobilmahung in 
ifre Provinzen. Sechs Armeecorps ſollten unter die Waffen treten. 

Am 19. machte Preußen den europäifchen Mächten Mittheitung von feinem 

Entihluß, die bewaffnete Vermittlung zu verfuchen und am 24. Juni, 
dem Tage der Schlacht bei Solferino, verkündete es feinen deutſchen 

Bundesgenoſſen, daß e3 beabjichtige, Defterreich feinen Räuderbejig zu er— 

haften, daß es den Krieg nicht, fuche, aber ſich wicht verhehfe, daß feine 
BermittlungSverfuche zum Krieg führen könnten. Auch mit Rußland und 
England wurden Verhandlungen von Preußen angefnüpft, ohne jedoch 

eine Verjtändigung zu erreichen, da der britifche Staatzfecretär Ruſſel 
noch am 7. Juli geltend machte, Oeſterreich habe durch feine Miß— 

tegierung bie itafienifchen Provinzen verwirkt, und es fei der richtige 

Moment für das Eintreten einer Vermittlung nicht gekommen. Preußen 
ging indeffen, obgleich der Mobilmachungsbefehl keineswegs ungetheilte 

Zuftimmung im Lande gefunden hatte, noch weiter, und traf Vorkehrungen 
zur Aufftellung einer großen Truppenmacht am Rheine. Es verlangte 

am 25. Juni vom Bundestag Ermächtigung, fein Heer auch auf außer: 
preußifchem Gebiet aufftelfen zu dürfen, beantragte die Mobilmachung 

des VII, aus Bayern beftehenden, und des VIII. aus Wirtenbergern, 

Badenfern und Heſſen gebildeten Armeecorps, und wollte beide unter 

bayriichen Befehl geftellt wiflen; auch das IX. und X., Sachſen und 

Haunoveraner und andere norddeutſche Contingente enthaltend, follten ſich 

marſchfertig machen. Die Führung der Gefammtmacht nahm natürlich 

Preußen für ſich in Anſpruch. Aber eben das glaubte Defterreich doch 

wieder nicht zugeben zu dürfen, und erhob nun afferlei Schwierigkeiten. 
Während man ſich im öfterreichiichen Hauptquartier zu einer neuen Schlacht 
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rüftete, welche die Scharte von Magenta auswegen und Mailand wieder 
gewinnen follte, erließ Graf Rechberg von Verona aus unter dem 22. Juni 

eine neue Note*) an Preußen, worin er außeinanderjegte, Preußen fei 

eigentlich ſchon vermöge der Bundesverfaſſung verpflichtet, den Beſitz 
Lombardo-Venetiend zu fehügen und gar nicht berechtigt, eine felbftänbige 
bewaffnete Vermittlung zu verfuchen, da die Möglichkeit eines Krieges 
gegen Oeſterreich durch das Bundesverhältniß ausgeſchloſſen fei, und 
Preußen nur als Partei fir Oeſterreich auftreten könne. Auch auf. die 

Speciafverträge fam die Note zurüd mit der Bemerkung: es fei dieſem 

Kampfe nie eine Frage zweifelhaften Rechtes beigemifcht gewefen. Ebenſo 
wurde das Zugeftändniß der Initiative Preußens ausdrücklich wieder 

zurüdgenommen. Daburd)- war dem preußifchen Vermittlungsplan der 
Boden entzogen. Auch am Bundestag trat Defterreih dem Borgehen 
Preußens hemmend entgegen. Während Letzteres am 4. Juli den bunbes- 

mäßigen Oberbefehl über die Rheinarmee verfangte, wollte Oeſterreich in 

einem Antrag vom 7. Juli zwar den Prinzen von Preußen ald Ober 
feldheren anerkennen, aber ihn unter bundestägliche Oberhoheit geftelit 
wiffen, fo daß er vom Bundestag, d. h. von Oeſterreich Befehle ans 
zunehmen gehabt hätte. Das geſchah 10 Tage nad} der verlorenen Schlacht 

bei Sofferino. Gleichzeitig machte die öſterreichiſche Regierung auch in 
" Berlin Verſuche, den alten Standpunkt zu behaupten. Am 3. Juli traf, 
der Feldmarſchall Fürft Windifhgräg in, außerordentlicher Sendung ein 
und verlangte im Auftrag feines Kaifers, daß Preußen fein Bermittlungs- 

werf aufgebe, den Krieg am Rhein beginne, den bisherigen Territorial- 
befig Defterreih in Italien förmlich garantire und für Aufrechthaltung 

der Specialverträge mitwirfe. Diefe Zumuthungen lehnte Preußen na- 

türlich entſchieden ab, erklärte ſich jedoch bereit, feine Bemühungen für 
Erhaltung des öſterreichiſchen Beſitzes fortzufegen, forberte aber zugleich 

Reformen in der Verfaffung und Verwaltung der italienifchen Staaten, 

und Einrichtung einer mailändiſchen Secondogenitur, nämlich eines Vice- 
Tönigthumß unter einem habsburgifchen Prinzen. Solche Vorfchläge, die I don 

früher von England gemacht worden waren, deutete man in Berlin als 
möglihen Ausweg zur Befriedigung der Jtaliener an. Fürft Windifch- 
gräg fah wohl ein, daß die vollen Anfprüche Oeſterreichs nicht durd- 

zufegen feien, aber überzeugte ſich, daß e8 in Berlin an gutem Willen 
für die Erhaltung der Lombardei nicht fehle, und berichtete in biefem 

*) Allg. Ztg. vom 30. Juli Hauptblett Nr. 211 und Beil. 211 n. 212. 
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Sime nad Wien, um vor voreiligem Abfchluß eines nachtheifigen Friedens 

zu warnen. Schon während feiner Anweſenheit in Berlin gingen dort 
Gerüchte von Abſchließung eines Waffenftiliftandes und Verzichtleiftung 
anf die Lombardei, aber er glaubte nicht daran und molite feinen Kopf 

zum Pfand dafir fegen, daß fein Kaifer fein Dorf der Lombardei ab- 
treten werde. Aber als er nad) Haufe fam, mußte er ſich überzeugen, 

daß er fchlecht unterrichtet geweſen, und baß feine Regierung bereit3 das 

Zugeftändniß gemacht hatte, das er für unmöglich hielt. Oeſterreich 
wollte nur unter der Bebingung Hilfe von Preußen, daß es ſich ganz 
feinem Syftem füge. Nicht mit Unrecht vermuthet man, die Sendung 

des Fürften Windifchgräg fei mer darauf berechnet geweſen, von Preußen 

eine abfchlägige Antwort zu holen und nachher jagen zu Können: unfer 

Bumdesgenoffe Hat und im Stich gelaffen. Mit diefem Vorwurf ver- 

Himbete am 12. Juli, den Tag nad) dem Abfchluß bes Friedens von 
Villafranca, der Katjer von Oeſterreich feinem Heere die Abtretung der 

Lombardei. Im Vertrauen auf die Heiligkeit der Verträge und geftügt 
auf fein gutes Recht fei er in den Kampf eingetreten, aber von feinen 

natürlichen Bundesgenoffen verlaffen, Habe er ben ungünftigen Verhäft- 

niſſen der Politil weichen müflen. Und einige Tage fpäter widerholte 
der Kaiſer in einem „Manifeft an meine Völker" vom 16. Yuli*) den- 

felben Vorwurf, indem er fagt: „Der Einfag, welchen die Fortfegung 

des Krieges erfordert haben würbe, hätte ein jo hoher ‚fein müffen, daß 
id die treuen Kronlande der Monarchie zu weiteren und bie bisherigen 
noch bedeutend überwiegenden Leiftungen an Gut und Blut in Anfpruch 

zu nehmen geröthigt gewefen wäre. Der Erfolg würde aber dennoch 
zweifelhaft geblieben fein, nachdem ich in meinen gegründeten Hoffnungen, 

daB ich in dieſem allein für Defterreich® gutes Recht unternommenen 

Kampfe nicht allein ftehen würde, bitter enttäufcht worden bin. Der 
warmen und dankbar anzuerfennenden Theilnahme ungeachtet, welche 
mfere gerechte Sache in dem größten Theile von Deutfchland, bei den 

Regierumgen wie bei den Völfern, gefunden hat, haben ſich unſere ätteften 
und natürlichen Bundesgenoſſen Hartnädig der Erkenntniß verfchloffen, 
welche Bedeutung die große Frage bed Tages in ſich ſchloß. Defterreich 
hätte ſonach den kommenden Creigniffen, deren Ernſt jeder Tag fteigern 
tonnte, vereinzelt entgegen gehen müſſen.“ Diefen Klagen Oeſterreichs 
fehen jedoch die Geftändniffe Napoleons entgegen, der in einer Anſprache 
an ben gefegebenden Körper in St. Cloud am 17. “Juli fagte, er würde 

*) Ag. Big. vom 28. Juli Pr. 199 Hauptbfatt. 



202 Der Krieg in Italien. 

bei längerer Fortſetzung des Krieges fich dem bewaffneten Europa gegen- 
über befunden haben und genöthigt gewejen fein, den Kampf am Rhein 

wie an der Etſch aufzunehmen. 
In deutſchem Intereſſe können wir es nicht beffagen, daB Preußen 

nicht mehr Zeit gefunden hat, für Defterreih marſchiren zu lajfen; denn 

die Yetheiligung am Kriege hätte zu einem ſchweren Unglüc werden können, 

da Preußen damals noch nicht hinlänglich gerüftet war, um ben Kampf 
mit Frankreich allein beftehen zu fünnen. Dagegen war es ein großer 

Gewinn, daß durch diefe Entwicklung das Verhältnig der beiden deutſchen 

Großftaaten zu einander bedeutend Harer wurde. Preußen mußte jegt, 
daß ihm Defterreich um feinen Preis eine ebenbürtige Stellung in Deutſch⸗ 

land einräumen, feine Zufammenfaffung der militärifchen Kräfte der 
deutſchen Einzelſtaaten, feinen engeren Bund innerhalb des deutſchen 

Bundes geftatten würde. Daß Oefterreich nicht gefonnen fei, von feiner 
bisherigen Stellung in Deutſchland zu weichen, und daß es darum lieber 
die Lombardei geopfert, als deren Erhaltung um den Preis von Zuges 

ftändniffen an Preußen erfauft Habe, dies geftanden officiöfe öfterreichifche 
Blätter offen ein. So fchrieb z. B. die amtliche Prager Zeitung*) in 
einer Gorrefpondenz aus Wien: „Nach der Proteftation Preußens gegen 

unferen Antrag, ihm den Oberbefehl über die Bundesarmee von Bundes- 

wegen zu übertragen, war feine Täufhung mehr über die Bolitif Preußens 
möglih. Es lieferte dieſe Proteſtation den Haren Bewei⸗ daß Preußen 
nach der Hegemonie in Deutſchland, alſo nach dem Ausſchluß Oeſterreichs 

aus Deutſchland ſtrebe. Da die treuloſe Lombardei unendlich weniger 
werth iſt, als die Behauptung unſerer Stellung in Deutſchland und die 
Aufrechthaltung des deutſchen Bundes, ſo gaben wir ſie hin, um zum 

Frieden zu gelangen, der für uns durch die Haftung Preußens zur ge— 
bieterifchen Nothiendigfeit geworden war." Auch andere öfterreichifche 
Blätter gaben ziemlich einftimmig zu, daß das Wiener Cabinet wegen 

der beutfchen Frage den nachtheiligen Frieden gefchloffen Habe, und daß es 
die Machtentwicklung Preußens mehr fürchte, als den Napoleonismus. 
Deutjchland aber fonnte die Lehre daraus ziehen, daß feine nationafe 

- Einigung möglich fei, jo lange Oeſterreich als Mitglied des Bundes jede 
gründliche Reform verhindern könne. Auch die Politik der deutjchen 

Mittelftaaten konnte man durch die bundestäglichen Verhandlungen während 
des italienischen Krieges ſattſam kennen lernen. Sie wollten um jeden 

Preis die mangelhafte Bundesverfafjung erhalten wiffen, um nicht in 

©. 9. Ag. Zeitung vom 18. Juli Hauptblatt Nr. 199. 
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Unterordnung unter Preußen zu gerathen, deſſen afjimifirende und con- 

entrirende Staatsbildungskraft fie mehr fürchteten, ald das ſchlaffe Oefter- 

rei. Die ganze Agitation, die Hegerei zum Krieg gegen Frankreich in 
Oeſterreichs Dienft, war weſentlich Oppoſition gegen Preußen, ein Mittel, 
diefem Verlegenheit zu bereiten. Daß die öffentliche Meinung in einem 
großen Theil von Deutfchland auf die Einflüfterungen diefer Politik fo 

bereittwilfig einging, daß die ſüddeutſche Preffe fich zum Werkzeug ber 

öfterreichifchen Intriguen hergab, und nicht merkte, daß jie nur den 
teactionären Tendenzen und den Intereſſen der Beſitzer von öfterreichifchen 

Papieren diente, war freilich ein ſchlimmes Zeichen politifcher Unreife, 
das die Hoffnung der Patrioten auf beifere Benügung günftiger Ereigniſſe 

ſehr herabftimmen mußte. 
Der italienische Krieg gewährte einen Einblid in die Leiftungsfähig- 

feit der öfterreichifchen ſowohl, als der franzöfiihen Armee, der für die 
Zukunftsplane Preußens fehr ermuthigend war. E3 war zu Tage ger 

kommen, wie jehr es an ciner intelligenten Führung der öfterreichifchen 
Armee fehlte, und zugleich, daß nicht blos die Perſönlichkeiten, welche zu— 

füllig an ber Spike ftanden, nicht die erforderlichen Feldherrneigenfchaften 
befagen, fondern auch, daß es bei dem herrichenden Syſtem jehr ſchwer 

war, die rechten Leute an die rechte Stelle zu fegen und ihnen eine uns 
gehemmte Wirtfamfeit zu verfchaffen. Weberbies hatte ſich ein bedenklicher 

Mangel an tüchtigen, ftrategifch gebildeten Offizieren herausgeſtellt. Dazu 
tamen die Fehler der Organifation, die Umteblichkeit der Verwaltung. 
Auf der andern Seite waren die Franzofen den Defterreichern an Tapfer- 
keit und Kriegskunſt keineswegs fo ſehr überlegen; oft Bing es nur an’ 
einem Haar, daß die Oefterreicher gefiegt hätten. Die Schlacht bei Ma- 
genta wurbe von den Franzoſen nur dadurch gewonnen, dag Mac Mahon 

zufälligerweiſe, oder von einem Inſtinct getrieben, dort erichien, mo man 

feiner bedurfte. Die Franzoſen eroberten nur wenige Geſchütze, nur eine 
Heine Zahl öſterreichiſcher Gefangener fiel in ihre Hände. Es mar febr 
fraglich, ob die franzöſiſche Armee aud Sieger geblieben wäre, wenn eine 

gut orgamifirte und gut geführte Armee ihr gegenübergeftanden hätte. 
Preußen konnte beredinen, daß, wenn es fein Heer durch zweckmäßige 

Reformen an Zahl und Ausbildung auf eine höhere Stufe brächte, das- 
felbe fih wohl mit den Defterreihern und Franzofen würde meſſen können. 

So wurde der itafienifche Feldzug von 1859 ein wichtiges Glied in der 
Vorbereitung für 1866 und 1870. 



Neuntes Kapitel. 

Der Nationalverein, die Heereöreform und die Fürſten⸗ 
zufammenkunft in Baden. 1859 und 1860. 

Der italienifche Krieg hatte das Bedürfniß einer gründlichen Um- 
geftaltung der deutſchen Bundesverfaſſung auf Neue dargethan, und es 
begann nun eine Reihe von Verſuchen, diefem Ziele näher zu kommen. 
Der erfte war die Stiftung des Nationalvereins. Schon im Juni hatten 

ſich in Naſſau und in Wirtemberg eine Anzahl patriotifcher Männer in 
öffentlichen Erflärungen dahin ausgeſprochen, dag im Fall eines Krieges 

während deffelben bie dipfomatifchen Verhandlungen und die. militärifche 
Führung des nicht öfterreichifchen Deutfchlands in die Hände Preußens 

gelegt werben müßten. Die naffauifche Erklärung hob beſonders hervor, 

daß die Bundeskriegsverfaſſung zu nicht? als zu einem fahmen Schein- 
Trieg tauge, daß mit einem Bundeskriegsrath, der Hin und wieder vor 

gefchlagen wurde, nichts geholfen wäre, fondern, daß man eine militärifche 

Diktatur Preußens brauche und ehe diefe zweifellos feftgeftellt fei, feinen 

Krieg führen könne. Nach dem Friedensſchluß fam man auf diefe For- 
derungen wieder zurüd. Am 17. Juli verfammelte fich eine Anzahl 

Politifer aus Mitteldeutfchland, meift demokratiſcher Färbung, zum Behuf 
einer Kundgebung in Eiſenach, und ſprach in ſechs Paragraphen*) einen 

dringenden Antrag auf ſchleunige Aenderung der Gefammtverfaffung Deutich- 

lands aus. Erſetzung bes Bundestags durch eine ftarfe und bfeibende 

Eentrafregierung, Einberufung einer Nationalverfammlung und Auffer- 

derung Preußens zur Initiative waren die Hauptpunfte biefer Erklärung. 

*) S. Der Nationalverein, feine Entftefung u. |. m. Coburg 1861 ©. 17 u. fi 
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Gleichzeitig ftellte eine Verſammlung in Hannover, die aus Beranlaffung 
des Ammalttages und der Eröffnung der Ständeverfammlung zufammen- 
getreten war, ein Programm anf, das im Wefentfichen mit dem Eifenacher 

übereinftimmte. Da beide Erklärungen in ber Umgebung der Theilnehmer 
großen Anklang gefunden hatten, fo glaubten fich bie Unterzeichner zu 

weiteren Schritten berechtigt, und ein gewählter Ausſchuß berief auf ben 
14. Auguft eine neue Verſammlung nach Eiſenach, welche die Hinweiſung 
af Preußen beftimmter faßte. Bald liefen aus gar manchen Städten 

und Landſchaften Nord- und Mitteldeutichlands zuftimmende Erklärungen 
ein. Aber in Süddeutſchland wollte bie Proclamation der preußiichen 

Centralgewalt feinen rechten Anklang finden, es waren nur Einzelne bie 
zaftimmten, und diefe mußten mancherlei Anfechtung erdulden. Schon bei 
der zweiten Eiſenacher Berfanmmlung hatte der Advocat Mes aus Darm- 

ſtadt, in Berückſichtigung der in feiner Heimath herrſchenden Anfichten, 

eine Erläuterung der gefafiten Beſchlüſſe vorgelegt, welche das Verhältniß 
zu Defterreich ſehr vorfichtig behandelte, die Trage über den Träger ber 

Centralgewalt offen ließ, und ſich begnügte, auf den Vorfprung hinzu⸗ 
weiſen, welchen Preußen in Betreff der politiſchen Reform vor Oefter- 

reich Habe. 
In Bayern wurden zwar aud Erklärungen und Abreffen abgegeben, 

und man verlangte darin eine ſtarke Gentralgewalt, aber vermwahrte fi) 
äugleich gegen deren Uebertragung an Preußen. Als der Advocat Völk 
am 14. Auguft in der zweiten Kammer bei Gelegenheit ber Gelbforberungen 

für daS Heer den Antrag ftellte, den Wunfch auszufprechen, der König 
möge durch die Staatsregierung dahin wirken, daß eine Meform der 

deutſchen Bundesverfaſſung durch Schaffung einer ftarfen Centralgemalt 
und Vertretung des deutſchen Volls bei berfelben erjtrebt werde, wurde 
diefer Antrag mit 87 gegen 45 Stimmen abgelehnt. Die Majorität 

witterte preußifche Plane als Grundgedanken, mehrere Redner ſprachen 

geradezu auß, eine einheitliche Centralgemalt wäre nur durch deren Ueber 
tragung an Preußen möglich, aber dies mollten fie nicht. 

Die Leiter der zu Eiſenach und Hannover gebildeten nationalen 
Partei liegen ſich duch die ungünftigen Nachrichten aus Süddeutſchland 
nicht abhalten, eine Verftändigung und Verbindung mit deu dortigen 
Polititern zu fuchen, da fie eine Trennung des Nordens vom Süden 
durchaus vermieben wiſſen wollten. Es wurde auf den 15. und 16. Sep- 
tember eine Berfammlung nach Frankfurt berufen, die hauptſächlich den 

Zwec hatte, mit den Süddeutſchen zu verhandeln. Dieſe fanden fi in 
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Frankfurt ein, aber mit ihnen waren auch die verſchiedenſten, wider- 
ſprechendſten Anfichten vertreten. Der Gedanke einer preußiſchen Central- 
gewalt wurde zwar nicht unbedingt verworfen, aber man wollte fich 

wenigſtens nicht direct dafür ausſprechen und fi nicht zur Agitation 

für denfelben verbindlich maden. Man könne ja nicht wiffen, ob Preußen 

die erforderliche Macht und den ehrlichen ernften Willen Habe, die Leitung 
Deutfchlands zu übernehmen. Ueberdies fei cben in Süddeutſchland ein 

fo entfchiedeneg Mißtrauen gegen Preußen verbreitet, daß die Sührer der 

liberalen Partei, wenn fie fi dem Eifenacher Programm anſchlöſſen, 
alten Einfluß auf das Volt verlieren würden. Sie könnten deshalb feine 

beſtimmte, bindende Erflärung abgeben. Da aber die norddeutſchen Reiter 

der Partei Frankfurt nicht verlaffen wollten, ohne einen organifirten Verein 
zu Stande gebracht zu haben, ſo boten fie einen Compromiß an und 
legten einige Säge vor, in welchen die Gründung eines Vereins für die 

"deutiche Einheit im Allgemeinen ausgeſprochen war.*) 
So wurde denn der Nationalverein gegründet und ſogleich ein Aus— 

ſchuß gewählt, deffen Vorftand ſchon damals der hannoveriſche Gutsbejiger 

Rudolph dv. Bennigfen wurde, der fi) als Führer der liberalen Oppo— 

fition in der hannoveriſchen Kammer großes Anfehen unter feinen Gejin- 
nungsgenofjen erworben hatte. Zum Sig des Ausfchuffes wurde zunächſt 
Frankfurt gewählt. Den Gründern des Vereins fehwebte die itafienifche 

Societä nazionale vor, die für die itafienifhen Einheitsbeftrebungen mit 
fo großer Energie und fo großem Erfolg gewirkt Hatte. Aber es fehlte 

viel, daß der deutſche Nationalverein dieſelbe Macht erlangt Hätte, 

wie fein italienisches Vorbild. Abgeſehen davon, daß Deutfchland fein 
fo günftiger Boden für pofitifche Geſellſchaften ift, twie Jtalien, wo feit 

Jahrzehnten das politiſche eben nur in geheimen Gefellfchaften ſich er- 

halten hatte, war die Grundlage des deutfchen Vereins durch jenen Com— 
promiß verdorben worden. Das war gerade da8 Verdienſt des italieniſchen 

Nationalvereins, daß er die unklaren vepublifanifhen Föderationsplane 

befeitigte und die Tätigkeit alfer Gebildeten auf den Anſchluß an Piemont 

und die Unterwerfung unter Cavour concentrirte. Dein deutſchen National- 

verein aber fehlte ein fo beftimmtes Biel; die norddeutſchen Einheitgmänner 
tröſteten ſich zwar mit der Hoffnung, die wachſende Erkenntniß werde 
fpäter ſchon zu einer fchärferen Faffung des Programmes führen, uud 

ein entſchiedeneres Hinarbeiten auf eine preußiſche Centralgewalt möglich 

) ©. Der Nationalverein &. 24. 
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machen. Allein die beſſere Erkenntniß drang nicht durch, weil das Beftreben 

des Vereins, ſich möchlichſt weit auszubehnen, zu viel antipreußifche 
Elemente hereinbrachte. 

Die preußiſche Regierung verhielt fich gegenüber von der Reform: 

agitation, die durch den Nationalverein vertreten wurde, fehr zurückhaltend. 

As die Bürgerichaft der Stadt Stettin eine Adreffe an den Prinzregenten 
gerichtet hatte, in welcher fie die Reform der deutſchen Bundesverfaſſung 

als eine nationale Nothwendigfeit bezeichnete, wurde ihr von dem liberalen 
Minifter Graf Schwerin unter dem 12. September 1859 eine Antwort 
zutheil, welche die Hoffnungen auf ein energiſches Vorgehen des Prinz- 

tegenten gewaltig niederſchlug. Die Regierung, hieß e8, werde ſich weder 
durch diefe Kundgebungen des nationalen Bewußtfeins, noch durch ihre 

eigene Ueberzeugung von dem, was an fi das Heiljamfte erſcheinen 
möchte, beſtimmen lafjen, von bem Wege abzumeichen, welchen ihr die 

gewiffenhafte Achtung vor fremden Rechten und die Rüchſicht auf das zur 
Zeit Mögliche und Erreichbare vorzeichne; fie glaube gegenwärtig durch 
Förderung praltiſcher Intereifen, Stärkung der Wehrkraft und Sicherung 
der deutſchen Rechtszuſtände Deutfchland mehr’ nügen zu können, als durch 

verfrüßte Anträge auf Aenderung der Bundesverfaſſung; fie werde zur 
teten Zeit die Wege zu finden willen, auf denen die Intereſſen Deutſch- 
lands und Preußens ſich mit den Geboten der Pflicht und Gewiſſenhaftig- 
keit vereinen. 

Unerachtet diefer vorfichtigen Zurüdhaltung Preußens und des ſchüch⸗ 

ternen Auftretens bes Nationalvereind, war ben beutfchen Megierungen 

tie erneute Agitation für die beutfche Einheit doch jehr unbequem und 

machte ihnen große Sorge. Sie trafen zunächſt allerlei Vorbereitungen 

zur Abwehr, und ſuchten der Verbreitung des Nationafvereins durch Ver- 
bote und polizeiliche Verfolgungen den Weg zu verfperren. Die Behörden 
der Stadt Frankfurt verfagten feinem Ausſchuß die Erlaubniß, ſich hier 
niederzulaſſen. Dagegen gewährte ihm ber Herzog Ernſt von Koburg, 
der ſich ſchon früher gegen eine Deputation der Gothaer Bürgerſchaft 
freundlich und zuſtimmend über die Zwecke des Vereins geäußert hatte, 
eine Zufluchtsſtätte. In Heffendarmftadt wurden gegen die Theilnchmer 
an der Eijenacher und Frankfurter Berfammlung Unterfuchungen eingeleitet 
und ein altes Geſetz gegen politiſche Vereine geltend gemacht, aber der 

Zweck damit fo wenig erreicht, daß nun erſt ein maffenhafter Eintritt der 

Heflendarmjtädter in den Verein erfolgte. Kurheſſen erließ, obgleich das 
Übergericht in einem einzelnen zur Unterfuchung gekommenen Fall bie 
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Theilnahme am Nationalverein fir ftraflos erklärt Hatte, am 26. Januar 

1860 ein Verbot des Beitritts. Dafjelbe Hatte ſchon früher Medien 
burg gethan. In Hannover wurden die Mitglieder des Nationalvereins, 
und überhaupt Alle, die fi der Theilnahme an der nationalen Bewegung 
ſchuldig oder verdächtig gemacht hatten, in eine beſondere Lifte eingetragen 
und durch königliches Nefcript verfügt, daß fie bei feiner Anftellung, Be 
förderung, Gehaltsverbeſſerung ober fonftigen Gunftbezeigung berüdffichtigt, 

bei feiner vom Staat zu vergebenben Leiftung ober Arbeitölieferung zu⸗ 
gelaffen werden dürfen. In Sachſen, Bayern, Wirtemberg wurde der 
Beitritt zum Verein zwar nicht geradezu verboten, aber bie, welche Mit» 
glieder geworden waren, vorgemerkt und bei etwaigen Bewerbungen oder 
Beförberungsgelegenheiten übergangen. Diefe Berfolgungen hatten zwar 
die Wirkung, den Beamtenſtand vom Beitritt abzuhalten, aber anderer 
ſeits dienten fie dazu, den Verein in ber öffentlichen Meinung zu heben 
und in den Credit größerer Macht zu bringen, als er wirklich bejaß. 
Seine unmittelbare Wirkung und Verbreitung war nicht bedeutend, bie 
Zahl feiner Mitglieder ftieg in der Zeit feiner höchſten Blüthe nicht über 
20,000, und die Wodenfchrift, die der Verein feit dem Mai 1860 her- 
ausgab, war nur unter den Mitgliedern und felbft unter diejen nicht ſehr 

verbreitet. Dagegen war der politiihe Standpunkt des Nationalvereins 
in der Preffe, ſowohl in Zeitungen, als in Heinen Gelegenheitsfchriften, 

ſtark vertreten. Dabei hatte jebenfall® der Nationalverein kein Meines 
Verdienft, und es kam wirklich der Arbeit für bie deutſche Einheit zu 
gute, daß fie ſich auch auf einen organifirten Verein ftügen konnte. 

Daß durch Verbote und polizeiliche Verfolgungen die neuerwachte 
nationale Bewegung ſich nicht unterdrücten laſſe, verhehlten fich die Re— 
gierungen der Eingelftaaten nicht, fie fuchten daher das unläugbare Ein- 
heitsbedürfniß auf ihre Weife nicht zu befriedigen, aber doch durch Surro- 

gate und Abfchlagszahlungen zu beſchwichtigen. Beſonders die Minifter 
von Sachſen, Bayern und Darmftadt: Beuft, von der Pfordten und 
Dalwigk waren ungemein rührig und machten Entwürfe, wie ein Schein 

der deutfchen Einheit hergeftellt werden könnte, ohne daß die Regierungen 
ihre Souveränität zu opfern brauchten. Zugleih war ihr Zweck, unter 
den Mitgliedern des Bundes eine Verftändigung über wichtigere ragen 
herbeizuführen, fo daß dabei das fchlimme Preußen mit feinen Anfprüchen 

die Mehrheit gegen ſich hätte. Da diefe numeriſche Mehrheit der Mittel- 
ftaaten und Kleinftaaten denſelben aber doch fein Uebergewicht der Macht 

. gegen Preußen verfchaffte, fo mußten fie ihre Verftändigung fo einrichten, 
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daß fie zugleich mit Defterreih Hand in Hand gingen. Für diefe Allianz 

waren ſchon im Sommer 1859 Berabredungen getroffen worden; am 
21. September kamen die Minifter von Sachſen, Wirtemberg und Baden 

in Münden zufammen und beſchloſſen, die deutſchen Megierungen mit 
Ausnahme der beiden Großftaaten zu einer Conferenz auf ben 21. Nov. 
nach Würzburg einzuladen. Dos Zufammentreten diefer Minifterverfamm- 
lung wurde in ber officiöfen Preffe in einer Weife angekündigt, die große 
Erwartungen erregen mußte. Die Allgemeine Zeitung *) .verhieß in einem 
Leitartifel, die Regierungen würden nun die Reform des Bundes fo ener« 
giſch in die Hand nehmen, daß der aftüberlieferten preußifchen Politik der 

Verhinderung der Bundesentwidlung die nationalliberale Maske abgeftreift 
werde. Der vorhandene Mittelpunkt der Einigung, ber fo lange discreditirt 
worden, mäfje wieder in ber öffentlichen Meinung gehoben werben. Ueber 
die Ergebniffe der Würzburger Verhandlungen beobachtete die Preſſe zunächſt 

tiefes Stillſchweigen; erft in der Mitte December brachten die Zeitungen 
die Runde, daß in Folge derfelben bei dem Bundestag eine Reihe von 

Anträgen eingebracht worden ſei und werben folle, welche dem Drange 

nach nationaler Einheit durch gemeinfame Einrichtungen Genüge thun 

folften. Einführung eines allgemein deutſchen Gerichtsverfahrens, ein 
Straf und Civilgeſetzbuch, ein Handelögefegbuch, gleiches Maß und Ge 
wit, Errichtung eines Bundesgerichts, Befeftigung der Oft- und Nord- 

jeefüfte — die waren die mit Pomp verheißenen Segnungen. Es waren 

ganz ſchöne Dinge, aber ber ſchwerfällige Gefchäftsgang des Bundestags 

war nicht dazu angethan, ſolche Reformen, bei deren Berathung die 
mannigfaltigften Meinungen und provinziellen Wünfhe zu Tage kommen 

mußten, durchzuführen, oder auch nur eine endgiltige Redaction der Vor— 

ſchläge zum Abſchluß zu bringen. Das mußten die Sachverſtändigen 
wohl, und beöhalb konnten die Würzburger Verheißungen und Anträge 
feine großen Hoffnungen erwedten. Buben wachte bie preußiſche Negie- 
rung, welche dem Bunde nicht das Verdienſt gönnen wollte, eine wirkliche 

Berfaffungsverbefferung durchzuſetzen, forgfäftig darüber, daß der Bund 
mit feine Competenz überfchreite. Nur in einem Punkte wollte Preußen 

erftlich eine Reform der Bumbesverfaffung, in Betreff des Kriegsweſens. 
Die eiferfüchtige Wahrung der politiiheh Selbftändigfeit der Einzelftaaten 
hatte zu Beftimmungen geführt, welche ber einheitlichen Organifation des 
Heeres fehr Hinderlich werden mußten. Es war der Grundfag aufgeftellt 

*) Bom 27. November Wr. 381. 

Rlüpfel, Einpeitöbeftrebungen. I. 14 
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worden, daß felbft der Schein einer Suprematie eines Bundesſtaates 
über den anderen vermieden werden follte. Der Kaiſer von Defterreich 
und der König von Preußen follten während eines Bundeskriegs fich 

ihrer Souveränität in Betreff der dem Bundesheer angehörigen Theile 
ihrer Truppen entäußern, und biefelben einem vom Bunde gewählten 

Oberbefehlshaber überlaffen, die Einheit ihres Truppenkörpers aufheben 
und denjelben in Bundestruppen und preußifche und öfterreichifche Heeres- 
förper theilen. Yun Behuf einer felbftändigen Action der Mittelftanten 

war in Art. 4. die Beftimmung getroffen, baß fein Yundesftaat, deffen 

Contingent ein ober mehrere Armeecorps bilde, Contingente anderer Bundes- 
ftaaten mit dem feinigen in eine Abtheilung vereinigen dürfe. Dadurch 

war der innere Zufammenhang der Heerestheife aufgehoben, um fo mehr, 
als auch in Ausrüftung, Bewaffnung, Reglement eine bunte Mannig- 

faltigfeit herrſchte. Einzelne Kriegsherren Tegten überdies befonderen 
Werth auf Erhaltung der Eigenthümlichkeiten ihres Heerweſens, und 
wollten nicht einmal von einer Combinirung ihrer Truppenförper mit denen 
der Großftaaten zum Behuf der Uebumgen etwas wiffen, was doch durchaus 

nöthig war, wenn die Contingente der Einzelftaaten für einen, gemein 

famen deutſchen Krieg nutzbar gemacht werden follten. Daß eine Ber- 
befferung der Bundeskriegsverfaſſung dringendes Bedürfniß fei, erkannte 
man auch in der Bundesverfammlung an, und beſchloß deshalb am 

12. November 1859, eine Nevifion vorzunehmen. Am 4. Januar 1860 

gab Preußen*) nun eine Erklärung darüber, welche Punkte hauptſächlich 

einer Aenderung bebürftig feien. ine Nevifion könne nur dann zum 
Biele einer einheitlicheren Macht führen, wenn diefelbe von Umgeftaltung 
der praftifch unausführbaren Grundbeftimmungen ausgehe. Solche un- 

ausführbare, den realen Verhältniffen nicht entſprechende Beftimmungen 
feien aber die Artifel, welche feftfegen, daß das aufgeftellte Kriegsheer 

des Bundes ein von einem Oberfeloheren geführtes Heer fei, und daß 

der Oberfeldherr vom Bunde gewählt, von der Bundesverfammlung in 

Eid und Pflicht genommen und diefer verantwortlich ſei. Diefe für den 

Kriegsfall herzuftellende Einheit fei eine Fiction, welche der realen Vor— 

bedingungen entbehre. Denn einerſeits fei ja die Kriegsverfaſſung darauf 
angelegt, die Selbftändigfeit der Contingente der Eingelftaaten und die 

Kriegsherrlichkeit der Tegteren nach allen Seiten Hin feitzuftellen; anderer 

ſeits werden die überwiegenden Theile des YBundesheeres von den Con- 

*) S. Protofolle der Militärcommiffton des Bundes 1860 ©. 19 u. ff. 
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tingenten ber deutſchen Großmächte gebildet, welche als Beſtaudtheile 
einheitlich geſchloſſener Ganzen ihren Schwerpunkt außerhalb der Bundes⸗ 
organifation haben, und bei ihrem Auftreten zum Kriege faltiſch niemals 

für einen neuen erft zu bilbenden Organismus fich auflöfen werden, viel- 
mehr nur den in (oderem Zufammenhang ftehenden anderen Contingenten 
zum natürlichen Anhaltspunkt dienen. Es fei nicht denkbar, daß jemals 

einer ber Souveräne der beiben Großftaaten ſich ber Kriegäherrlichkeit 
über fein Heer begeben oder fich als Oberfeloherr in irgend ein Abhän- 
gigfeitäverhältniß zur Bundesverſammlung fegen werde. Die preußiiche 

Regierung Halte es nach den gemachten Erfahrungen für zeitgemäß, daß 
als oberftes Princip der Grundſatz der gedoppelten Leitung fl den Kriegs- 

fall feftgeftelft werde, wofür auch ſchon im Jahre 1840 und 1848 die 
Praris entjchieden Habe. Die Verhandlungen über die Revifion zogen ſich 

in der Militärcommiffion bes Bundes mehrere Monate hin, indem die 

Mittelftanten und Defterreih an der vermeintlichen Einheit des Heeres 
und an ber Idee eines gewählten Oberfeldheren des Bundes feithielten 
und gegenüber ber fehlenden organifchen Einheit auf die patriotifche Einig- 

feit hinwieſen, die im Fall einer Deutſchland drohenden Gefahr das Zu— 
fanmenwirfen erleichtern würde. Preußen beftand auf der Zweitheilung 
des Commandos und beantragte, daß, fobald der Bund die Aufftellung 

feiner ganzen Kriegsmacht beſchließe, er jedesmal die Oberleitung aller 

Rriegsangelegenheiten auf Defterreih und Preußen zu übertragen habe. 

An Oefterreich follte ſich ſtets das 7. Armeecorpg: Bayern, und das 8.: 

Birtemberg, Baden, Großherzogtum Heffen; an Preußen das 9.: Sachſen, 

Kurhefien und Nafjau, und das 10.: Hannover und die Heinen nord» 
deutſchen Staaten auſchließen. Beide Großmächte follten dann dafür 

forgen, daß Gleihförmigkeit der Organijation, der Bewaffnung und des 

Reglements eingeführt werde. Die Mittelftaaten wollten von einem folchen 
Anſchluß an die Großftaaten nichts wiffen, und beftanden darauf, daß ein 

ſelbſtändiges bejonderes Bundesheer erhalten werde. Beſonders Sachſen, 
das für die Mittelftaaten die Aufgabe in Anfpruch nahm, den Zwieſpalt 

zwiſchen den beiden Großmächten zu werhüten, oder zu vermitteln, machte 
geltend, daß für die Erhaltung diefer Möglichteit die Fortdauer ver bis- 
herigen Bundeskriegsverfaſſung unentbehrlich fei, während die Annahme 
der preußiſchen Borfchläge den ungeſchmälerten Beftand der Mittelftaaten 

in Frage ftellen würde. Da die Verhandlungen mit biefen zu feinem 
Ergebniß führten, fo wandte fich Preußen durch eine Depefche vom 12. April 

unmittelbar an Defterreih. Dieſes zeigte fich einen Augenblid geneigt, 

. 14* 
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die Vorſchläge Preußens zu unterftügen, machte aber zur Bedingung, 
daß ihm der Beſitz Venedigs dafür garantirt werde. Darauf konnte na 
türlich Preußen nicht eingehen, und fo ging Oeſterreich wieder auf feine 

Oppofition gegen die Meform der Mititärverfafjung zurüd. Am 2. Mai 
wurben die Vorfchläge Preußens mit fünf Stimmen gegen eine in der 
Militärcommiffion des Bundes verworfen. 

Je weniger der Bund auf die Vorfchläge Preußens eingehen wollte, 

defto mehr fand ſich ber Prinzregent bewogen, die preußifhe Militär 
verfaffung zu verbefiern. Ihre Reform war das Ziel, auf das alle feine 
Gedanken gerichtet waren. Bei der Mobilmachung im Jahre 1850 und 
1859 hatten ſich die Mängel der preußifchen Heeresverfaffung ſehr fühlbar 
gemacht. Da das ftehende Heer nur 150,000 Mann betrug, jo mußte, 

um die für einen großen Krieg erforderliche Zahl der Mannſchaft aufs 

zubriugen, ein bedeutender Theil der Landwehr auch mit einberufen werden, 
wodurch viele verheirathete Leute ihren Familien und ihrem bürgerlichen 
Beruf entzogen wurden. Dies brachte eine große Störung im focialen 
und Geſchäftsleben Hervor, und man erhielt dennoch nicht die erforderliche 
Zahl gut gelibter Krieger. In Betracht dieſer Mißftände hatte der Prinz- 
vegent ſchon bei der Uebernahme der Regentſchaft im Jahre 1858 die 
Armeereform als eine ber wichtigften Aufgaben bezeichnet, und ausgeſprochen, 

daß Preußen ein mächtiges Heer haben müffe, um, wenn es gelte, ein 

ſchwer wiegendes Gewicht. in die Wagfchale legen zu können. In der 
Thronrede vom 12. Januar 1860*) fündigte er die beabfichtigte durch 
greifende Reform des Heeres Har und entfchieden an. „Die Erfahrung 
der letzten 10 Jahre", fagte er, „in welchen die Wehrkraft des Volkes 

mehrfach aufgeboten worden ift, hat verfchiebenartige tief empfimbene 
Uebelftände immer Harer heransgeftellt. Die Befeitigung berjelben ift meine 

Pflicht und mein Recht, und ich nehme Ihre verfaffungsmäßige Mitwir- 

tung für Maßregeln in Anſpruch, welche die Wehrkraft fteigern, der Zu- 
nahme der Bevölferung entfprechen, und der Entwwidfung unferer induſtriellen 

und wirthſchaftlichen Verhäftniffe gerecht werden. Zu biefem Zwed wird 
Ahnen der Entwurf des Gefeges über die allgemeine Wehrpflicht mit den 
nöthigen finanziellen Vorlagen zugehen. — Gewähren Sie einer reiflichft 

erwogenen, ben bürgerlichen wie militärifchen Gefammtinterefien gleichmäßig 
entjprechenden Vorlage Ihre vorurtheilsfreie Prüfung und Beiſtimmung.“ 

*) &. Die innere Politit der preußiſchen Regierung von 1862— 66. Berlin 
1866. ©. 77. 
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Am 10. Februar übergab der Minifterpräfident, Fürſt v. Hohenzollern, 

die angefündigten Vorlagen, und der Kriegsminifter v. Noon, der am 

5. December 1859 an Bonind Stelle in das Minifterium der neuen 
Aera eingetreten war, entwidelte den motivirten Plan feiner Militär 

teorganifation. Er hob nachdrücklich hervor, daß die Negierung erft nach 

ſcht reiflicher und ernfter Prüfung daran gegangen fei, bie beabfichtigte 

Reform zu unternehmen, fie ſei dabei nicht von einfeitigen Liebhabereien 
oder vorgefaßten Meinungen ausgegangen, fondern habe recht eigentlich 

das Wefen der Sache zu erfaffen geſucht. Es habe deshalb an feiner 
Mofnahme gefehlt, melde zur Zeitigung des Projects irgendwie hätte 
beitragen können. Nachdem er augeinandergefegt, wie der Plan aus einem 

alfgemein anerkannten, durch die focialen und politiſchen Umgeftaltungen 
berbeigeführten Bedürfniſſe hervorgegangen fei, ſprach er die Ueberzeugung 

aus, daß e3 durchaus gleichartige Jutereſſen feien, welche der vorliegenden 
Frage gegenüber Regierung und Bolt befeelen müſſen. Das Anſehen der 
Nation und daS der Negierung feien ja in Preußen nicht von einander 
verſchieden. Das Bedürfniß, der politiichen Bedeutung des Landes ein 

größeres und zwar das in nationaler Beziehung gebührende Gewicht geben 

zu fönnen, habe das Neformproject in's Leben gerufen. Um das natio- 

nale Intereſſe mit Ehre und Erfolg wahrnehmen zu können, fei die beab- 

ſichtigte Reform unerläßfih, und die Regierung müffe daher den bezüglichen 
Geſetzesentwurf vorlegen, da es zu ihren wichtigften Pflichten gehöre, 

nichts zu verfäumen, was die Wehrhaftigfeit der Nation fteigere, nichts 
zu überjehen, was fie beeinträchtigen könnte. Das Vertrauen der Re— 
gierung, daß der Geſetzesentwurf eine günftige unbefangene Beurtheilung 

finden werde, beruhe auf der ficheren Borausfegung, daß Preußens Volt 

und Regierung von dem gleich warmen Gefühle für des Vaterlandes 
Macht und Größe durchdrungen fein. Der Finanzminifter v. Patow 

erinnerte daran, daß große Zwede ſich nicht mit Meinen Mitteln erreichen 
laſſen, und geftand, daß das große Ziel, das fich die Regierung gejegt 

babe, auch große Opfer von beim Lande verlange. Uebrigens fei der Plan 

zu der neuen Militärorganifation fo angelegt, daß er nicht mit einem 
Schlage durchgeführt zu werben brauche, fondern allmählich in's Leben 

treten könne. 
Tiefer Plan war nun folgender. Um das ftehende Friedensheer von 

150,000 Mann anf 200,000 zu bringen, follte die Dienftpfliht im 

ftehenden Heere von 7 Jahren auf 8 erhöht, und die wirkliche Dienftzeit, 
die thatfächlich auf 2 und 2"/, “Jahre herabgegangen war, tn der gejeg- 
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chen Dauer von 3 Jahren ftrenge feftgehalten werben. Um weitere 
Cadres zu gewinnen, folten die Infanteriebataillone von 135 auf 253 

erhöht und 18 nee Cavallerieregimenter errichtet werden. Dagegen follte 
bie Landwehr ans dem’ in erfter Linie zu mobilifirenden Kriegsheer auß- 

geſchieden werden und nur als Zeftungsbefagung dienen, bie Lanbmwehr- 

cavalferie aber ganz megfalfen. Der jährliche Mehraufwand wurde auf 

10 Millionen Thaler, die Koften der erften Einrichtung auf 5 Millionen 

berechnet. 
Diefe Vorlagen wurden im Publicum mit Befremden und Schreden 

aufgenommen. In erfter Reihe ftanden die finmnziellen Bedenken. Dann 

war die angefonnene Vermehrung des jtehenden Heeres durchaus im 
Widerſpruch mit den Theorieen des Fiberalismus, die vielmehr eine Ver- 

minberung deſſelben forderten. Man glaubte nicht mehr an große Kriege, 
die Fortſchritte der Cultur und Humanität fchienen biefelben unmöglich 

madjen zu müffen. Wenn man aud) die Möglichkeit eines ungerechten 

Angriffs von Außen nicht in Abrede zog, fo glaubte man doch die Aus» 

bildung der Wehrkraft auf den Dienft zur Vertheidigung bes vaterlän- 
difchen Bodens beichränfen zu müffen, und dafür, meinte man, würbe 

die Aufbietung des wehrfähigen, von Zeit zu Zeit rationelf gelibten Volkes 
genügen; ftehende Heere, Berufsfoldaten brauche man bazu nicht, ober 
wenigjteng nur in der Heinen Zahl, die für die Zwecke der Einübung 

erforberfich fei. Dann ſchien auch Solchen, die nicht fo unfriegerifch 
dachten, jondern ſich mit Stolz an die Leiftungen des preußifchen Heeres 
in den Befreiungsfriegen erinmerten, die vorgeichlagene Reform ein un- 

berechtigter Eingriff in das ehrwürdige, erprobte Inſtitut der Landwehr. 
Die national gefinnten Politifer nahmen Anftoß an dem erhöhten Militär- 
aufmand, weil fie zweifelten, ob die Regierung auch den ernftlichen Willen 

habe, die vermehrte Wehrkräft fir eine kräftige Politik in deutſchen An« 
gelegenheiten zu verwenden. Es ſchien bebenflih, daß der Prinzregent 
in feiner Thronrede jo gar feine Zufagen für die Bundesreform gemacht 
hatte. Auch der Minifter des Auswärtigen, v. Sthleinig, hatte fein Wort 
geſprochen, um die Militärvorlage aus Gründen der deutfchen Politik zur 
Annahme zu empfehlen, weder in der Kammer, noch im Privatverkehr 

mit ben Abgeordneten. Ohnehin hatte man zu ihm micht gerade das 

Vertrauen, daß er, der im Jahre 1850 und 1859 do zaghaft und 
‚ unentfehieden geweſen war, nun eine Thatfraft entwickeln werde, zu welcher 

er einer gefteigerten Militärmacht bedinft hätte. So kam e8, daß man 
ſich in liberalen reifen einrebete, e8 jei dem Minifterium felbft nicht foniel 
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an der Annahme der Militäruorlage gelegen. Freilich, wenn man die 

Borte des Pringregenten in der Thronrede recht beachtet, wenn man ſich 

erinnert hätte, welches Gewicht er ſchon in der Anfprache vom 8. November 

1853 bei Einfegung des Minifteriums auf die Militärorganifation gelegt 
hatte, jo Hätte man ahnen fünnen, daß dieſe der Vollsvertretung 
gemachte Vorlage die weſentliche Bedingung eines pofitiichen Syſtems 

bilde, melches den deutſchen Beruf Preußens erfüllen ſollte. Auch die 

Anteutungen des Kriegminifterd und des Finanzminifter gaben zu ver- 
fiehen, daß die Mititärreform mit größeren Zweden zufammenhänge. Aber 

dies Alles wollte man in den Kreifen ber liberalen Abgeordneten nicht 

merfen umd verftehen, und die zur Begutachtung des Militärgefeges nieder- 
gefegte Commiſſion erftattete unter Leitung Vincke's einen Bericht, der vor 
Men die finanziellen Bedenken hervorhob, die beabfichtigte Trennung der 

Landwehr von der mobilen Armee ſcharf tadelte und die Dienftzeit von 
drei Jahren als eine unerträgliche Belaftung des Volkes anfah, für die 

politiſche Bedeutung de3 Planes aber gar fein Verftändniß zeigte. Da 

voraußzufehen war, daß auf einen ſolchen Commiſſionsbericht Hin der 

Entwurf des Minifterinmg verworfen werben würde, fo zog die Megierung 
denfelben zurück, um damit auf eine beffer unterrichtete und geſtimmte 

Kammer zu warten. Sie bradte am 5. Mai einen anderen Geſetzes- 
entwurf ein, durch welchen der Kriegsminifter zur Anfrechterhaftung und 
Lervollftändigung derjenigen Maßnahmen ermächtigt werben folfte, welche 

für die fernere Kriegsbereitichaft und erhöhte Streitbarkeit des Heeres 
erforderlich und auf den bisherigen gefeglihen Grundlagen thunlich fei, 
wozu die Bewilligung von 9 Milfionen Thaler für das nächſte Etatsjahr 

verlangt wurde. Dabei wurde ausbrüdfich erklärt, daß der gegenwärtige 

Zuftand des Heerweſens als ein proviſoriſcher angefehen und über An— 

nahme oder Berwerfung des Reorganiſationsplanes nichts entſchieden 
werben folle. Hierauf nahm nun die Kammer mit 315 Stimmen gegen 

2 den Antrag der Regierung an, bezeichnete aber die Geldverwilligung 

ausdrüdlich als ein Vertrauensvotum für dag Minifterium, gegeben in 

der, Hoffnung, daß bafjelbe in der deutſchen Frage eine fräftigere Politik 

einfhlagen werde. Der Prinzregent dankte in feiner Thronrede vom 
23. Mai für die Berwilfigung des außerordentlichen Militärcredits, aber 
frac} mit befonderem Nachdruck die Hoffnung aus, daß die Nothwendig - 
leit der Heeresreform endlich richtig gewürdigt werden und die Löfung 

der zueücgeftellten Frage, deren Erledigung als ein unerläßliches- Bedürf- 

niß anerfannt fei, in fürzefter Friſt gelingen werde. . 
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Zunächft erichien dem Prinzen bie Heeresreform bejonders wegen der 
Berhältniffe zu Frankreich wünſchenswerth, und bie beutjche Frage trat 
vor der von Weften drohenden Gefahr mehr in den Hintergrund, So 
fam es, daß er nicht beſonders geneigt war, die Ermahnung der Kammer 
zu einer kräftigen deutſchen Politik zu befolgen. Er hielt vielmehr die 
Eintracht der deutichen Regierungen für unentbehrlich und darum dem 
Beitpunft nicht für geeignet, eine Umgeftaltung der deutſchen Verhältniſſe 
gegen den Willen der Miittelftaaten und Oeſterreichs dircchzufegen. Eine 
preußifche Circulardepeſche vom 6. Juni geftand geradezu, Preußen vers 

zichte für jegt auf die Reform der deutſchen Berfaffung, weil es die Ab- 
neigung ber Bundesglieder für ein unüberſteigliches Hinderniß anſehe. 

Die Regierung lege auf das Beſtehen und Erhalten des Bundes den 
größten Werth. Sie wiſſe ſich zwar mit der Mehrheit der Bundesftände 
in Uebereinftimmung mit der Anficht, daß die Bundesverfaſſung der Ver- 

befferung bebürftig und fähig fei, eine Reform bderfelben könne indeſſen 
nur mit gewilfenhafter Achtung der Rechte Aller, und mit Ausſicht auf 
Erfolg nur in Zeitverhältniſſen unternommen werben, welche für Löfung 
fo ſchwieriger Fragen beſonders geeignet feien. Dies fei aber nicht der 

Tall, fo lange die Mittelſtaaten nicht durch Ereigniffe zwingender Natur 
genöthigt feien, auf einen Theil ihrer Souveränität zu verzichten. Offenbar 
dachte man ſchon damals an die Möglichkeit, daf durch einen gemeinfamen 

Kampf gegen Frankreich die mittelftaatlichen Regierungen zur Einficht 

kommen fönnten, es wäre beffer, fich in mifitärifcher Hinficht einer deutichen 

Großmacht ımterzuordnen. 
Der Gedanke an eine Verwicklung mit Frankreich wurde durch ver⸗ 

ſchiedene Kundgebungen und Gerüchte nahe gelegt. Auf der nationalen 
Seite beftand der Verdacht, daß die mittefftaatlichen Regierungen ſich in 
ihrer Oppofition gegen Preußen auf Frankreich zu ftügen geneigt feien; 
auf ber particulariftiihen Seite fagte man Preufen nah, daß e3 mit 

Hilfe Frankreichs und Rußlands feine Herrſchaft in Deutſchland ausdehnen 
und dagegen Frankreich Zugeſtändniſſe auf dem linken Rheinufer machen 
wolle. Die erftere Vermuthung erhielt durch ein unbebachtes Wort des 
hannoveriſchen Minifters v. Borries Nahrnng. Diefem entjchlüpfte nämlich, 

bei Gelegenheit der Vertheidigung der hannoverijchen Politik, in der Kammer 
die Drohung, daß die Mittelftaaten, wern man fie fortwährend dränge, 

fid) Preußen gu unterwerfen, genöthigt fein würden, bei Frankreich Schug 
zu ſuchen. Als am 1. Mai eine Petition der Stadt Harburg zur Be- 

vathung am, welche über die Verfolgung des Nationalvereins Klage führte 
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und für benfelben das Recht ımangefochtener Verbreitung in Anfpruch 
nahm, erflärte Borries, der Nationalverein erftrebe eine Centralgewalt 
in der Art, daß bie ganze Militärhoheit und diplomatifche Vertretung in 
bie Hand eines Fürſten gelegt werde, und zwar, wie man aus feinem 
ganzen Auftreten nicht anders ſchließen könne, in die Preußens. Das fei 

aber nichts anderes al3 eine völlige Mediatifirung aller übrigen deutſchen 
Vürften. Eine ſolche wiirde und könne fich feiner der größeren Fürften 
gefalfen laſſen, fie würden genöthigt werden, ſich untereinander, ja fogar 

mit auswärtigen Mächten zu verbünden, die fehr zufrieden fein würden, 

die Hand in Deutſchlands Angelegenheiten zu befommen. Diefe Erklärung 

nahm man als ein Geftänbniß, daß die deutſchen Mittelſtaaten unter 

Umftänden entfchloffen feien, bei Napoleon Schug und Hilfe zu fuchen. 
Ein Schrei der Entrüftung ging durch ganz Deutfchland, und die natios 
nale Partei vertwerthete gern die Gelegenheit, die Bolitit der Mittelftanten 

an den Pranger zu ſtellen. Bu diefem Zmed wurde von einer Ver- 
fannnlung angejehener Männer von verſchiedener politifcder Richtung, welche 

ſich in Heidelberg zufammengefunden hatten, am 8. Mai eine geharnifchte 
Erflärung folgenden Inhalts*) erlaflen: „Das deutſche Volk ift ent- 

ſchloſſen, feinen Fuß breit deutfcher Erde unter fremde Botmäßigfeit gelangen 
zu laſſen; immer näher rüdt die Gefahr, mit welcher eine fremde Macht 

ung wmftridt; immer tiefer und weiter verbreitet fich die Erkenntniß, 

daß nur die einheitliche Leitung der militärifchen Kräfte und der auswär— 

tigen Politik die drohende Gefahr erfolgreich zu bekämpfen vermag. Der 
deutfchen Regierung, die Angeſichts diefer Gefahr mit mannhaften Ent- 

ſchluß an der Spige der im Parlament geeinigten Nation für bie Ehre, 
die Freiheit umd die Macht des Vaterlandes in die Schranken tritt, 
wird das deutfche Volk mit Vertrauen die Vollmacht übertragen jehen, 
deren fie zur Röfung ihrer Aufgabe bedarf. Die deutſche Regierung 
dagegen, welche ihre Pflicht fo ſchmachvoll vergefien würde, daß fie bei 
auswärtigen Mächten einen Rüchhalt fuchte in Fragen der nationalen 

Entwidelung, bei feindlichen Mächten Hilfe fuchte oder annähme zur 
Abwehr der Opfer, welche zu kraftvoller Bekämpfung diefer Feinde von 
ihr gefordert werden — eine ſolche Regierung würde dem öffentlichen 
Urtheil und dem Schieffal verfallen, das Verräthern gebührt." Aehnliche 

Nundgebungen folgten an verfdjiedenen Orten Deutfchlands, namentlich 
in der Bolfsvertretung. Im preußifchen Abgeorbnetenhaufe fagte am 

*) BWodenfärift des Nationalvereins Nr. 2 und Allg. Ztg. vom 28. Mai 1860. 

ser? 
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7. Mai der Abgeordnete Ammon unter großem Beifall: „Wenn der 
Miniſter eines deutſchen Staates der Landesvertretung gegenüber, wo es 
ſich um berechtigte Einheitsbeftrebungen handelt, offen mit ehrloſem Landes⸗ 
verrath droht, fo ift dieß die Frucht eines und beffelben*) in unferem Bater- 
lande wuchernden Unfcauts." 

Das unüberlegte Wort des hannoveriſchen Miniſters erſchütterte ben 
Credit der Mittelſtaaten gewaltig, die Popularität, welche ſie durch ihre 
Bemühungen für gemeinſame Einrichtungen ber deutſchen Bundesſtaaten 
gewonnen hatten, war mit einemmale vernichtet. Das Mißtrauen wurde 

noch geſteigert, als der König von Hannover, anſtatt die Aeußerung 
ſeines Miniſters zu desavouiren, ihn einige Wochen nachher in den Grafen⸗ 

ſtand erhob. Auch der wirtembergiſche Staatsanzeiger goß nur Oel ins Feuer 
duch einen Schmähartifel gegen bie Unterzeichner der Heidelberger Er- 
klärung, welcher die Beſchuldigung, man erftrebe einen landesverätheriſchen 

Rheinbund mit der Gegenbejhuldigung erwiderte, der Verrath fünne nur 
etwa bei der Verſchwörung unfeliger Doctrinäre lauern, welche bie deutſche 
Zwieſpältigleit durch das Abſchneiden des Einen Hauptes, durch Lähmung 
feiner Fänge und Schwingen heilen wolle. Die deutſchen Regier.ingen 

würden ihre Schuldigfeit thun und haben fie gethan, wenn es gelte für 
Deutfchland einzuftehen. Sie wirben vor feinem Opfer zurückweichen, fo 
lange noch ein vernünftiger möglicher Weg zur Förderung und Sicherung 
deutfcher Größe vor ihnen liege; zur Selbftvernichtung aber die Hand 

zu bieten, wie ihnen in taufend Variationen von einer revolutionären 

Fraction angefonnen werde, wäre nicht Patriotismus, fondern Wahnfinn 

und Verbrechen. Diefe Auslaffungen waren um fo beachtenswerther, als 

alfgemein angenommen wurde, daß fie von höchſter Stelle ausgingen. 
Die particulariftiihe Partei erwiderte auch fonft den Vorwurf verräthe- 
rifcher Rheinbundsplane mit dem Gerücht, daß in Folge eines ruffifch- 

franzöſiſchen Einverftändniffes Preußen das Anerbieten gemacht worden 
fei, ihm die Annerion des größten Theils von Deutfchland zu geftatten, 

wenn es das linke Rheinufer an Frankreich abtrete und Rußland in 
der orientafifhen Frage freie Hand laſſe. Der preußiſche Geſandte in 

Petersburg follte der Vermittler dieſes Anerbietens geweſen fein**), ber 

*) Nämli des aud) in Preußen den Fortſchritt hemmenden Egoismus. 
**) Bismard felbft ermäßnt diefer Verbädtigung in einem Briefe vom 22. Aug. 

1860, und bietet dem, ber ihm die Keuntniß derartiger Anerbietungen nachweiſen 
tann, 1000 Friedrichedor. &. Heſekiel III. &. 189. 



Ruffifch-franzöflfge Locungen. 219 

Prinzregent jedoch daſſelbe zurüdgewieſen haben. Daß man diefem nicht 
wit folhen Verlockungen kommen durfte, darüber gab er in der Thron. 

tebe bei Eröffnung des preußifchen Landtags vom 23. Mai 1860 Mare 
Ankunft: „Ich werde fortfahren,” fagte er, „in der Wahrung aner- 

lanntet Rechte die Wahrung eigenen Rechts zu erbliden. Wenn auch 
Meinungsverſchiedenheiten über wichtige Fragen ftattfanden, in einem 

Gefühle find, ich ſpreche e8 mit Hoher Genugthuung aus, alfe deutfchen 
Stämme mit mir und dem preußifchen Volt einig, in der unerjchütter- 

lichen Treue für dad gemeinfame Vaterland und in der Tebendigen Ueber- 
zeugung, daß die Unabhängigkeit der Nation und die Integrität des 
vaterländiichen Bodens Güter find, vor deren Bedeutung alle inneren 

Fragen und Gegenſätze zurüdtreten." 
Das Gerücht von einem franzöſiſch- ruſſiſchen Einverftänbni, das 

auch Preußen in feine Nee zu ziehen fuche, war in der That nicht 
ganz ohne Grumd. Es handelte fi um bie orientalifhe Frage, für 
melde man die Mithilfe oder wenigftens die Paffivität Preußens ge- 
winnen wollte. Rußland, welches, um an Preußen einen einflußreichen 

Bundesgenoſſen zu erhalten, deffen Macht gefteigert wünfchte, fuchte einen 
Staatsmann in das preußiſche Minifterium zu bringen, der die deutſche 

Bolitit kräftig in Angriff nähme, aber der Prinzregent zeigte feine Neigung 
hierauf einzugehen. Nun übernahm es Napoleon, in feiner Weife auf 
Preußen einzumirfen. Er bat um eine perjünliche Zuſammenkunft mit 

dem Prinzen und motivirte dieß mit dem Wunſch, ihn von feinen fried- 
lichen Gejinmungen zu überzeugen und bie thörichten Beſorgniſſe zu zer- 
fireuen, welche in Deutfehland in Beziehung auf die Franzöjiiche Politik 

tege geworden fein. Er bemühte fich dem Prinzen nicht nur feine 

Friedfertigfeit, ſondern auch fein ſpecielles Wohlwollen zu erkennen zu 
geben, ihn von England und Defterreih ab und zu ſich und Rußland 

heranzuziehen. Für ben Fall, daß auch dieß nicht gelang, Hatte ber 
Kaiſer noch einen andern Zweck: er wollte ben Prinzen Wilhelm entweder 
gewinnen oder compromitticen. Ex mußte, daß die preußifche Regierung 

von ihren Gegnern beſchuldigt wurde, mit Frankreich unter einer Dede 

zu ſtecken und mit deffen Hilfe die Politik Piemonts nachahmen zu tollen. 
Diefer Verdacht mußte durch eine Zufanmenfunft des Aegenten mit dem 
Raifer neue Nahrung erhalten und die feindfelige Stimmung der deutſchen 

Höfe gegen Preußen fo fteigern, daß es ifolirt und an ber Theilnahme 

an andern europäiſchen Angelegenheiten verhindert wurde. Das preus 

iiche Minifterium, wohl mertend worauf es abgefehen fei, erwiderte auf 
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Napoleons Bitte um eine Zufammenkunft offen: allerdings feien in 
Deutſchland Beſorgniſſe verbreitet, daß die franzöſiſche Politit eine agref- 
five Wendung gegen Deutfchland einſchlagen Könnte, und in diefer Beziehung 

Scheine eine freundfchaftliche Begegnung des franzöſiſchen Kaifers mit dem 
Negenten von Preußen wohl geeignet diefelben zu befchwichtigen, wenn 
nicht zugleich der Verdacht beftände, daß Preußen fih im Einvernehmen 
mit Frankreich und gegen gewiſſe Zugeftänbniffe an daſſelbe auf Koften 
feiner deutfchen Bundesgenoffen vergrößern wolle, und man könne fich 

nicht darüber täufchen, daß eine Zufammenfunft der beiden Regenten 
diefen Beſorguiſſen neue Nahrung geben könnte. Man wolle übrigens 
den Vorſchlag des Kaiſers in weitere Erwägung ziehen. Da Napoleon 
in diefem Beſcheid feine befinitive Ablehnung jehen zu uüſſen glaubte, 
und ihm viel an der Bufammenkunft gelegen war, fo erneuerte er nad) 
einigen Monaten feine Anfrage. Inzwiſchen Hatte der König von Bayern 
dem Prinzen von Preußen feinen Wunfch einer Zufammentunft in Baden 

Baden zu erfennen gegeben, um fich mit ihm über deutſche Angeles 
genheiten zu beſprechen nnd zu verftändigen, und Hinzugefügt, auch der 

König von Wirtemberg hege denſelben Wunſch. Dieß wurde dem Kaiſer 

Napoleon auf ſeine erneute Anfrage mitgetheilt uub ihm angeboten, ob 
er nicht bei dieſer Zuſammenkunft ſich auch einfinden wolle. Obgleich 
dieß gerade nicht mit ſeinen Planen ſtimmte, antwortete er, er freue ſich 

über dieſes glückliche Zuſammentreffen, das ihm Gelegenheit gebe, auch 
anderen deutſchen Fürſten die Verſicherung ſeiner friedlichen Geſinnungen 
und ſeines Wohlwollens gegen Deutſchland auszudrücken. Er nahm den 
Vorſchlag an und verſprach, ſich zu derſelben Zeit wie die deutſchen 
Fürſten in Baden einzufinden. Durch das gleichzeitige Erſcheinen der 

letzteren wurde der Argwohn, daß es ſich um eine Conſpiration gegen 
die deutſchen Fürften Handle, abgeſchnitten. Zugleich war der Eutſchluß der 
füdbeutfchen Könige ein freundfchaftliches Zeichen des lebhaft empfundenen 

Bedürfniffes einer Verftändigung uud des Vertrauens zu der Perfon des 
Prinzregenten, und man konnte hoffen, daß die genannten Fürſten wirklich 

nicht abgeneigt feien, ſich dem preußifchen Standpunkt anzunähern. Nun 

wurde aber der Charakter der Zufammenkunft wefentlic dadurch ver- 
ändert, daß auch der König von Hannover, als er von dem Plane hörte, 

Luft befam ſich dabei zu betheiligen. Er unternahm plöglich eine Reife 
nad) Berlin, um ſich die Erlaubniß auszuwirten, auch Theil zu nehmen, 

die man ihm nicht verweigerte. Nun mußte man au den König von 

Sachſen dazu einladen, und fo geftaltete ſich das Rendezvous in Baden 
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zu einer größeren Verſammlung der deutfchen Fürſten. Außer den vier 
Königen wurde auch der Großherzog von Baden, der von Sachſen⸗ 
Weimar, der von Hefien-Darmftadt und der Herzog von Naffau einge» 

laden. Weber die Grumblagen und einzelnen Punkte ber Verſtändigung 
hatten die Fürſten, unter denen freilich verſchiedene politifche Schattirungen 
vertreten waren, ſehr unllare Ideen, und felbft die Urheber des Planes 
brachten Wünſche mit, welches feineswegs zu dem Zweck einer Berftän- 

digung über nationale Anliegen ftunmten. Entlaſſung des damaligen 
fiberalen preußiſchen Minifteriums, Bundesregeln gegen den National: 
verein follen fogar al8 Mittel zur Herftellung der deutſchen Eintracht 
vorgejchwebt haben. 

Aus fo verfehiedenartigen Antrieben ging die Fürftenzufammentunft 

hervor, welche vom 15. bis 17. Juni 1860 jaben-Baben ftattfand. 
Am 15. Abends 6 Uhr traf der Kaiſer Napı ein und fchicte ſich 
on, dein Prinzen von Preußen feinen Beſuch abzuftatten. Diefer kam 
ihm aber zuvor und fuhr an der Villa Stephanienbad, wo Napoleon 
abgeftiegen war, an. Letzterer ging ihm bis an bie Treppe entgegen, 

und führte ihn dann in fein Zimmer, mo Beide etwa eine Stunde fang 
miteinander ohne Zeugen verfehrten. Man wollte bemerkt haben, daß 
Napoleon eigenhändig die Rouleaur Herabgelaffen habe. Am folgenden 
Tog machte der Kaifer dem Prinzen einen längeren Gegenbeſuch, und 
empfing die Beſuche der deutjchen Fürften. Abends war dann großes 

Galadiner im großherzoglichen Schloffe, an welchem ſämmtliche anweſende 
Vürften theilnahmen; eine glänzende Soiree ſchloß fi an. Am britten 

Tag war großes Frühſtück auf dem alten Schloß, und noch an bem 
Abend deffelben Tages trat Napoleon die Rückreiſe au. Die deutfchen 
Fürſten pflegten noch weiteren Verkehr und verfammelten fih am 15. 
Nachmittags 4 Uhr in Folge einer Aufforderung des Prinzen bei ihm 
in einem Saale des großherzoglichen Schloſſes, bei welcher Gelegenheit 
der Prinz ſich in längerer Mede über die politifche Tage ausſprach. Er 
fügte den Anwefenden feinen herzlichen Danf dafiir, daß fie durd ihre 

Theilnahme an der Zufammenkunft mit dem Kaifer der Franzoſen die 
Abſicht unterſtützt Haben, in weldher er auf den Vorſchlag der Zufammen- 

lunft eingegangen fei. Es fei der Beweis gegeben worben, daß die Deutfchen 
einig fein, wenn jemals dem Vaterland Gefahr drohen follte: „Wir 
find,“ fagte der Prinz, „Beugen gewejen von ben wiederholten unb ung 
Allen übereinftimmend vorgetragenen friedlichen Verficherungen des Kaiſers, 
md’ aus der freimüthigen offenen Antwort, welche dem Kaifer zu Theil 
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geworben ift, wird berfelbe die Weberzeugung geſchöpft haben, daß wir 
gern bereit find, diefen Friedensverſicherungen Glauben zu fehenten." Er 
der Prinz. habe die Bufammenkunft angenommen unter der Bedingung, 

daß die Fntegrität Deutſchlands in feiner Weiſe in Frage geftellt werde. 
Durch des Kaiſers Erfcheinen auf der Grundlage diefer Vorbedingung habe 
biefer Grumdjag eine Anerkennung erfahren, welche nicht verfehlen werde nach 
allen Seiten Hin Eindrud zu machen. Er hoffe damit zugleich ein Zeugniß 

abgelegt zu haben, daß Preufens auswärtige Politit dag Geſammtinterſſe 
Deutſchlands wohl im Auge Habe. Auf feine letzte Thronrede ſich be- 

rufend fagte der Prinzregent, er ſpreche es in diefem erlauchten Kreife 
gerne noch einmal aus, daß er es nicht blos als die Aufgabe der deutfchen, 

fondern der europäifchen Pofitif Preußens erachte, den Territorialbeſtand 
ſowohl des Gefammtvaterlandes als ber einzelnen Randesheren zu fügen. 
An diefer Aufgabe werde er ſich durch nichts beirren laſſen, auch durch 
den Umftand nicht, da die Entwidelung der inneren Politif, die er für 
Preußen als unerläßlich erkannt habe, fowie feine Auffaflung mehrerer 
Fragen der inneren deutjchen Politik, von der Auffaffung einiger feiner 
hohen Bundesgenoffen abweichen möge. Die Erfüllung jener nationalen 

Aufgabe, die Sorge für die Integrität und Erhaltung Deutſchlauds werde 
bei ihm immer oben anftehen. Ueber die Loyalität feiner Bemühungen, 
die Kräfte de deutfchen Volles zu gebeihficher Wirkjamfeit zufammenzu- 
fafien, könne fein Zweifel beftehen. Die preußiſche Regierung habe nie ⸗ 
mals die Abficht gehabt, das wöfferrehtliche Band, das die deutſchen 

Staaten umfafje, zu lodern. Wiederholt Habe er erklärt, daß eine Reform 

des Bundes nur unter gewiffenhafter Wahrung der Intereſſen Aller er- 
ftrebt werde, und die legten Akte feiner Regierung würden feinen Zweifel 

gelaſſen haben, daß er den gegenmärtigen Augenblid für eine Reform 
diefer Art nicht für geeignet gehalten habe. Dagegen feien die Punkte 
bezeichnet worden, an denen er fefthalten müſſe. Wenn er auf dem 

betretenen Wege feiner inneren wie feiner beutjchen Politik beharre, fo 
habe er doch feinen Grund die Hoffnung aufzugeben, daß er auf dem⸗ 

felben mehr und mehr alfen deutſchen Megierungen begegnen werde. Auch 
auf eine Verjtändigung mit Oeſterreich Hoffe er und erachte diejelbe für 

eine Sache von der höchſten Wichtigkeit. *) 

Nach der Rede des Prinzregenten dankten die anweſenden Fürſten 

*) Allg. Big. vom 22. Juni 1860 Nr. 174 Hanptblatt nad; der Karloruher 
Zeitung. 
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dem Großherzog von Baden für feine liebenswürdige Gaſtfreundſchaft, 
morauf biefer feine Freude ausſprach, daß er eine denkwürdige Verfamm- 
lung in dem Schloß feiner Ahnen habe begrüßen dürfen, und wie er 

von Herzen wünſche, daß diejer Tag bie fegensreichften Folgen für das 
deutfche Vaterland haben möge. Gr dankte dem Prinzen für feine er- 

hebende patriotifche Rede, und fagte einem Streben, deſſen Wege jeder 
deutiche Fürſt gern betreten müffe, feine volle Buftunmung und Theil 

nahme zu. Der König von Wirtemberg, als Senior der anweſenden 
dentichen Fürften, fprach dem Prinzen feinen Dank aus für feine Bereit« 

willigteit, die Integrität Deutfehlands fehügen zu wollen, unb verband 
damit den Ausdrud verfchiedener Wünfche in Betreff einzelner ragen 

über die inmeren deutfchen Verhäftniffe. Der Prinz erbat fich weitere 
Mittheilungen auf geſchäftlichem Wege, was von den anwefenden Fürften 
zugeſagt wurde. 

Die franzöfiihen und deutſchen Blätter waren voll Rühmens über 
die Ergebniffe der Badener Fürftenverfammfung. Die franzöfifche Preſſe 

jah darin eime fehlagende Widerlegung übelwollender Gerüchte von ber 
Gefährdung des europäifchen Friedens, eine höchft erfreuliche Befejtigung 

guter internationaler Beziehungen und die beruhigende Widerherftellung 
des öffentlichen Vertrauens; überdieß eine von den deutſchen Fürſten 

der Ueberlegenheit Napoleons dargebrachte Huldigung. Die deutſche 
Breffe triumphirte, daß Napoleon fo ſchön abgebligt fei, daß er habe 
zurückweichen mäffen vor der mannhaften deutichen Haltung des Prinz 
tegenten und ber Ginmüthigfeit der deutſchen Fürften. Betrachten wir 

die Sache näher, fo werben wir fehen,. daß meber Napoleon noch der 

Prinz von Preußen noch die deutſchen Fürſten Urfache hatten, jo ganz 

befriedigt zu fein. Napoleon hatte feinen Zwec nicht erreicht, es war 
ihm weder gelungen den Pringen von Preußen zur ruffiich- franzöſiſchen 
Allianz herüberzuziehen, noch ihn durch den Verdacht von Verabredungen 
wegen der Mheingrenze und preußiſcher Annerionen in Deutſchland zu 
discreditiren. Man hat wohl behauptet, daß zwiſchen Napoleon und 

dem Prinzen blos Höflichteitsphrafen und Friedensverſprechungen aus⸗ 
getaufcht worden jeien, von Politik aber nicht die Rede geweſen jei. Jedoch ift 

die Berfiherung weit wahrfcheinficher, daß Napoleon in der Converſation 

mit dem Prinzen auf die fehleswig-holfteinische Frage zu ſprechen ge 
lommen fei und ihm auseinandergeſetzt Habe, daß eine fefte Stellung an 
der See für eine europäiſche Großmacht unentbehrlich fei, und daß er 
es nicht hindern wiirde, wenn Preußen die Gelegenheit zu Erwerbungen 
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an der Nord- und Oftfee benugen wollte, natürlich in der Vorausſetzung, 
daß ſich Preußen für diefe Begünſtigung durch andere Gefälligfeiten 
dankbar erweifen werde. Der Prinz ging auf biefe Andeutungen jedoch 
nicht weiter ein, umd wies auf feine Pflichten gegen die deutſchen Bun- 
desgenoſſen bin, die ihm feine willkürliche Annerion geftatten. Dieß war 

aber genug, in Napoleon den Stachel einer Ablehnung zurüdzulaffen, 
und das Gefühl des Aergers, daß mit dem gewifienhaften Dentichen 
nichts zn machen fei. Vielleicht datirt von jener Zuſammenlunft in 

Baden die Weberzeugung Napoleons, daß mit Preußen Teine Berftän- 

digung möglich fei, die den Wünfchen der Franzoſen entfpreche, uud daß die 
Frage wegen bes linfen Rheinufers doch ſchließlich durch Waffengemalt 
entſchieden werden müffe. 

Der Prinzregent konnte ſich nicht verhehlen, daß duch diefe Zu- 
ſammenlunft der Friede feinesmegs befeftigt fei, und daß er alle Urfache 

habe, vor feinem Nachbar auf der Hut zu fein und die militärifchen 
Kräfte Preußens und Deutſchlands zu ftärfen. Sein Eutſchluß, die 
Mititärrefotm in Preußen mit allen ihm zu Gebot ftehenden Mitteln in 

Angriff zu nehmen, wurde befeftigt, auf der anderen Seite aber auch 
der Wunfc belebt, mit den deutſchen Fürften fih auf einen Fuß zu 
fegen, der eine Verbefjerung der Bundeskriegsverfaffung ermöglichen konnte. 

. Unter diefen Umftänden mochte er von ben Beſprechungen mit benfelben 

nicht ſehr erbaut fein. Schwerlich hatte ihr Verhältniß zu dem Prinzen 
von Preußen auf Napoleon den Eindrud freundſchaftlichen, herzlichen 

Einverftändnifes gemacht, vielmehr wird ihm eine gewiſſe Spannung 
und Zurädhaltung nicht entgangen fein. Der Gedanke, daß der Boden 

für beſondere Anerbietungen nicht ganz unempfänglich fei, mag ihm nahe 
gelegen haben. Und wenn die Könige verfucht hatten, den Prinzen von 
Preußen zu gemeinfamen Maßregeln gegen die nationale Bewegung, zu 
Unterdrüdung des Nationalvereind zu beftimmen, fo werben fie ſich auch 

bald überzeugt haben, daß er darauf einzugehen weit entfernt fei. Einen 
Einblick in das Verhältniß der anmejenden Könige zum Prinzen gewährt 
die Schlußverfammlung im großherzoglichen Schloffe. Auf der einen 

Seite die vertrauensvolle warme Anfprache des Prinzen, auf der anderen 
die kurze und kühle Antwort bes Königs von Wirtemberg, von ber bie 
offiziöfen Blätter fo wenig zu berichten mußten. Es find unter ben 
anweſeuden Firften ohne Zweifel zweierlei Gruppen zu unterfcheiden, bie 
eine beftand aus den vier Königen, dem Großherzog von Hefien und 
Herzog von Naſſau, die andere aus dem Großherzog von Baden, des 



Reform der Bunbesfriegsverfaflung. . 225 

Prinzen Schwiegerjehn, dem Großherzog von Sadjjen-Weimar und dem 

Herzog von Koburg. Diefe legteren ftanden der Auffaffung des Prinzen 
näher, während die Könige, von Mißtrauen beherrfcht, hinter dem offenen 
geraben Weſen deffelben doch Plane vorausfegten, gegen welche fie auf 

der Hut fein müßten. Ihre politifchen Geſpräche mit dem Prinzen bezogen 
ich wohl auf die Gefahren, welche ihnen von der nationalen Agitation 
drohten, gegen die fie von Preußen geſchützt fein mollten, und auf bie 

Reform der Bundeskriegsverfaſſung, auf die fie ſich nur unter gewiſſen 

Vorbehalten einlaffen wollten. Daß das Verhältnig zu Preußen durch 

die Zufammenkunft nicht beffer geworden war, erfehen wir aus ben neuen 
Vorſchlagen für die Kriegsverfaffung. - 

In Folge der Berabredungen zu Baden wurde zunächſt auf dem 
Bundestag verhandelt, und hierauf die Kriegsminiſter der Mittelftanten 
zu einer Conferenz nach Würzburg beordert, um die Ergebniffe der Be- 
rathung feftzuftellen. Bayern, Sachſen, Hannover, Wirtemberg, beide 
Heffen, Baden und Naſſau waren dabei vertreten, und am 5. Auguft 

wurde der Entwurf einer Uebereinkunft unterzeichnet.*) Nach demſelben 

wollten die Mittelftaaten gerade an dem Punkt fefthalten, gegen welche 

Preußen hauptſächlich Oppofition gemacht Hatte, an der Wahl eines 
Bundesfelbheren. Nur darin gaben fie dem Wunſche Preußens nad, 
daß die Beftellung nicht durch Majoritätswahl, fondern durch eine Ver- 
fändigung zwifchen Oeſterreich und Preußen erfolgen follte, wenn nämlich 
beide Großmächte oder eine derfelben ſich mit ihrer ganzen Heeresmacht 
am Kriege betheiligen wirden. Wenn aber diefe Verftändigung nicht 
gelänge, wenn 3. B. Oeſterreich verhindert wäre mit ganzer Macht am 

Bundeskrieg theilzunehmen, und ben Oberbefehl nicht an Preußen über- 
laſſen wollte, fo follte der Bund doc einen Oberbefehlshaber wählen 
und die Großmächte demfelben verantwortlich fein. Unter allen Um— 

fänden ſollte aber fiir das 7., 8., 9. und 10. Arıneecorps, d. 5. fir dag 
Heer der Mittelftaaten, ein befonderer Oberfeloherr beftelft werden, der 
weder von Oeſterreich noch von Preußen Befehle anzunehmen hätte. 
Dadurch wäre eine Armee ber Mittelftanten gefchaffen morben, die mög. 

licherweiſe eine felbftäudige, von Preußen abweichende Politik hätte treiben 
fönnen, und an eine einheittiche Action wäre nicht mehr zu benfen 

*) Derfelbe wurde zuerft in der Wochenſchrift des Nationalvereins Pr. 28 vom 
3.Rov. 1860 und aus biefer Duelle in ber Allg. Big. vom 11. Nov. Nr. 316 
mitgetheili 

Rlüpfet, Einheitobeſtrebungen. 1. 16 
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geweſen. Dieje principielle Oppofition gegen die Vorſchläge Preußens 

wollte man noch für eine Annäherung an dafjelbe ausgeben. Letzteres 
mußte fi) daher überzeugen, daß auf eine treue Bundesgenoſſenſchaft 
der Mittelftanten nie zu rechnen fein würde. 

— Der Wunſch, mit Oeſterreich ſich zu verſtändigen, welchen der Prinz · 
regent von Preußen gegen die deutſchen Fürſten in Baden ausgeſprochen 

hatte, way von demfelben eruftlich gemeint. ALS der König von Bayern 

ſich erbot, eine perfönfiche Zuſammenkunft zu vermitteln, ging der Prinz 

bereitwilfig darauf ein. Am 26. Juli kamen beive Monarchen in Teplitz 
zufammen, und beſprachen ſich befonder8 über die italieniſchen Angelegen- 
heiten. Der Prinz erkannte an, daß der Befig Venetiens für Defterreich 

fehr wichtig fei, und ftellte in Anzficht, daß wenn Frankreich ſich bei 
einem neuen Angriff Italiens auf Defterreich betheiligen würde, auch 
Preußen Tegterem feine Unterftügung leihen wolle. Mißtrauiſche Hüter 

der preußiſchen Intereſſen fürchteten ſchon, Preußen fei zu weit gegangen. 

Ein Berliner Freund ſchrieb damal3 an Bismard: „Wir find in Teplig 
mit Wiener Gemüthlichkeit glänzend über den Löffel balbiert, für Nichts, 
nicht einmal für ein Linfengericht verkauft." Der frohlodende Ton der 
officiöfen öſterreichiſch geftimmten Preſſe ſchien dieſe Auffaffung zu be- 
ftätigen. 



Behntes Kapitel. 

Die Fortfäritte des Einheitsgedaukens und das fähfifche 
Reformprojert. 

Während Preußen das Drängen ber nationalen Partei vorſichtig 
rüdwies, machte die Einheitöbewegung in Italien xeißende Fortſchritte. 

Der Stilfftand, welchen der Frieden von Villafranca der piemonteſiſchen 

Bolitit auferlegt hatte, wurde durch die gemeinfamen Anftrengungen des 
italieniſchen Volke und feiner StaatSmänner in kurzer Frift überwunden. 

Zwar wollte der Friebenscongreß, der im Spätherbft 1859 in Zürich 
aufemmentrat, die hemmenden Schranfen noch vervollftändigen. Es wurde 
am 10. November die Uebereinkunft unterzeichnet, durch welche ſich Frant- 
reich und Oeſterreich verpflichteten, die Errichtung eines italienifchen 
Staatenbundes zu befördern oder vielmehr einzuleiten. Die beiden Mächte 
hatten damit eine Anftalt wie ber deutſche Bund im Auge, ber fi als 
Hemmfchuh der freiheitlichen und nationalen GEntwidelung fo trefflich 
bewährt Hatte. Defterreich follte Mitglied biefes Bundes werben und 
dadurch die Hand in den italienifhen Angelegenheiten behalten. Auch 

den vertriebenen Fürften wurden ihre Mechte vorbehalten, damit fie, wenn 

wie man hoffte ihre ehemaligen Unterthanen fie zurücberufen würden, 
mgehinbert ihre Throne wieder einnehmen könnten. Nur mit Waffen- 
gemalt, gegen den Willen der Bevölkerung fie wieder einzufeßen, dazu 

wollte man fich nicht‘ verbindlich machen. Auch Hegte Napoleon die 
deffnung, fiir feinen Better den Prinzen Napoleon das Grofherzogthum 
Toscana herauszuſchlagen. Aber jett zeigte fich der Patriotismus, ber 
Gemeinſinn und bie politijcde Disciplin der Italiener in ihrem ſchönſten 
fihte. Sie wollten von keinem Bund etwas wiſſen, der Oefterreich das 

15* 
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Recht geben würde, Einfluß auf italienifche Angelegenheiten auszuüben; 
fie fießen ſich auch nicht durch Umtriebe für die entthronten Fürften und 
den Prinzen Napoleon verführen, fondern fie waren alle darin einver- 

ftanden, daß man die mittelitalieniſchen Provinzen für die Einverleibung 
in Piemont fihern müffe, um dadurch die Grundlage eines Einheits- 
ſtaates zu gewinnen, dem auch Nom und Venedig zufallen müßten. 

Nicafoli und Farini organifirten Toscana, ;die Romagna, Modena und 

Parma nad) piemonteſiſchem Mufter, im Januar 1860 ergriff auch Cavour, 
der nad) dem Frieden von Villafranca ſchmerzlich verzichtend abgetreten 

war, wieder das Steuerruber al3 leitender Minifter, und nahm feine 
alten Plane wieder auf. Im März ſprach ſich Toscana, Modena und 
Parma durch Volksabſtimmung für den Anſchluß an Piemont aus, was 
ber nörbliche Theil des Kirchenftaates, die fogenannte Emilia, ſchon im 
September 1859 gethan hatte. Ein großer nord- und mittelitafienifcher 
Einheitsftaat war damit eine volfendete Thatfache. Freilich beftand jetzt 
auch Napoleon darauf, daß ihm ber in Biarritz ausbebungene Lohn 

bezahlt werde, und Cavour mußte fi mit ſchwerem Herzen entjchließen, 
am 24. März einen Vertrag zu unterzeichnen, durch welchen Savoyen, 
die Wiege des fardinifchen Königshanſes, und Nizza an Frankreich abge 
treten wurben. Daß bei einer in Scene gefegten Volksabſtimmung eine 
große Mehrheit für die Einverleibung in Frankreich fi ergab, mußten 
franzöſiſche Agenten fehon zu machen. Dagegen traf man jet Anftalt, 
die Einheitsbewegung auch nad) Süditalien auszubehnen, das urfprünglich 

in dem Plane Cavours nicht mit in Rechnung genommen war. In 
Sicilien brach, nachdem ber junge König Franz I., welcher im Mai 1859 
feinem Vater Ferdinaud IT. auf dem Throne gefolgt war, das Anfinnen, er 

Tolle feinem Lande eine Verfaffung verleihen und eine Allianz mit Piemont 

Schließen, zurückgewieſen hatte, ein Aufftand aus, und der fühne Freifchaaren- 
führer Garibaldi war alsbald entjchloffen, den fortfchreitenden Sicilianern 

Hilfstruppen zuzuführen. Am 6. Mai fuhr er mit einer Freimilligenfchaar 
von 1000 Mann auf zwei Dampficiffen von Genua ab, ohne daß ihm 

die piemontefifche Regierung Hinderniffe in den Weg legte; am 11. landete 
ex glüdfih in Marſala in Sicilien, vereinigte fi) dort mit den zer- 
freuten Haufen der aufſtändiſchen Bevöfferung und übernahm im Namen 
Victor Emanuel3 die Dictatur in Sicilien. Ohne großen Widerftand 

bemãchtigte er fi Palermo's und war bald Herr auf der ganzen 
Inſel. Nun fegte er, Anfangs Auguft, auch auf das Feſtland über, 

und ſchon am 7. Eeptember zog er als Sieger in Neapel ein. Bald 
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folgten ihm die königlich farbinifhen Truppen, und.am 9. October erließ 
Victor Emanuel ein Manifeft an die Völker Mittelitaliend, worin er 

den Gang der Dinge darlegte und feinen Beruf Italien zu einigen ver- 
fündete. Vierzehn Tage fpäter erklärte die englifche Regierung ihre 

offizielle Anertennung der in Neapel und Sicilien bewirkten Umwäl- 
jung, unb eine veranftaltete Volksabſtimmung ergab eine großartige 

Majorität für die Annerion an Piemont, die im November vollzogen 
ward. Diefe Erfolge der nationalen Einheitsidee machten natürlich in 
Deutſchland das größte Auffehen. Man fah, was ein einmüthiges Volt 

im Berein mit muthigen und nationafgefinnten Heerführern und Staats- 
mönnern ausrichten Tann. Man beneibete Italien und Biele dachten und 

fogten es wohl auch: hätten wir doch auch einen deutſchen Cavour und 
Victor Emanuel! 

Daß in Deutſchland die Verhältniffe ander liegen, daß Preußen 

nicht jo rückſichtslos zugreifen könne und dürfe wie Piemont, fagte man 
ih wohl auch; aber etwas fühner und kräftiger, meinten Manche, könnte 

Preußen wohl vorgehen. Gin großer Unterſchied war ſchon das, daß 
bie Deutſchen noch weit davon entfernt waren, ſich jo entſchieden und 
einmũthig an Preußen anzufchließen, wie bie Italiener an Piemont, 
Nicht nur die particulariſtiſchen Feinde der Einheit, nicht nur die groß- 
deutichen Freunde Oefterreich® waren dagegen, fondern auch der National 
verein wagte nur ſchüchtern und bedingt, bie Führerfchaft Preußen an- 

äubieten, und ſprach anftatt von Anfchluß an Preußen davon, daß ſich auch 

Preußen der ibealen, noch gar nicht vorhandenen deutfchen Gentralgewalt 

unterwerfen ſollte. So die Generalverfammlung des Nationalvereins, 
die am 3. September 1860 zu Koburg zufammentrat und in ihren Bes 
ſchlüſſen ausſprach: „Der Nationalverein erwartet, daß jeder deutſche 
Bollsftamm willig die Opfer bringen werbe, die zur Erreichung dev 
Größe und Einheit Deutſchlands nöthig find. Das preußifche Volk vor 

allem muß darthun, daß es troß feiner glänzenden Geſchichte und trotz 
der Großmachtftellung des preußifchen Staats ſich als Theil des deutſchen 

Volles fühle und daß es gleich jedem andern Staat Deutfchlands der 
deutſchen Gentralgewalt und Volfövertretung ſich unterordne. Wenn bie 

preußifche Regierung die Intereſſen Deutſchlands nach jeder Richtung 
tatkräftig wahrnimmt und die unerläßlichen Schritte zur Herftellung ber 

deutſchen Macht und Einheit thut, wird gewiß das deutſche Volk ver- 
trauensvoll die Centralgewalt dem Oberhaupt des größten vein beutjchen 

Staates übertragen jehen." 
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Dan forderte von Preußen, daß es fich der Intereſſen Deutſchlands 

thatkräftig annehme, daß es die unerläßlichen Schritte zur Herftelfung 
der deutſchen Macht und Einheit ihue. Sehen wir näher zu, was man 

denn eigentlich damit meinte. In dem Programm, deſſen Ausführung 

die liberale Partei von der preußischen Regierung verlangte, ftand in erfter 
Reihe die Erledigung ber ſchleswig- holſteiniſchen und der kurheſſiſchen 
Angelegenheit. Bei erfterer Trage handelte es fich darum, Preußen folle 
die ſeit 1858 ohne Erfolg vom Bundestag angedrohte Execution gegen 
Dänemark zum Vollzug bringen. Die dänifche Regierung zögerte nämlich, 

in der Gefammtftaatsverfaffung, welche fie dem ganzen Reiche verliehen 
hatte, diejenigen Modificationen eintreten zu fafjen, welche Holftein eine 

gewiſſe Sefbftändigfeit verbürgen konnten, und wollte vollends von einer 

Ausdehnung ſolcher Anfprüche auf Schleswig gar nichts wifjen. Die 
öffentliche Meinung in Schleswig- Holftein und in einen großen Theil 
des übrigen Deutjchlands ging nun dahin, Preußen folle durch Befegung 
Holſteins und Schleswigs die däniſche Regierung zwingen, beiden Län- 
dern eine jelbftändige, die Erhaltung deutſcher Nationalität fichernde 
Stellung zuzugeftehen und fie von der Gefammtftaatsverfaffung frei zu 
faffen, und das Land fo lange als Pfand beſetzt halten, bis Dänemark 
jene Forderung gewährt Hätte. Da mun aber Preußen tim Londoner 

Vertrag Dänemark als ein untheilbares Ganze anerkannt hatte, jo war 
es ſchwer, gegen die Geſammtſtaats verfaſſung, die doch eine natürliche 

Conſequenz bievon war, mit Waffengewalt einzufchreiten. 
Der zweite Punkt war die Widerherfteltung der mit Hilfe des Bun⸗ 

destags von dem Kurfürften von Hefien aufgehobenen Verfaffung des 

Jahres 1831 und des Wahlgeſetzes vom Jahre 1849. Der Kurfürft 

ſollte gezwungen werden, biefe Herftellung zu verfügen, und Preußen 
folfte einen dahin gehenden Beſchluß am Bundestag durchfegen. Man 
glaubte nämlich, wenn Preußen diefen Antrag ernftlich ftelfte, jo würde 
es an einer Majorität dafür nicht fehlen und ber Beſchluß künnte ausge: 

führt werden, wenn auch Defterreich nicht bei der Majorität wäre. 
Nicht minder wichtig waren aber die Anforderungen, die man in 

Betreff der inneren Politit an Preußen machte. Die liberale Preſſe 
verlangte, daß die Regierung moraliſche Eroberungen mache durch frei- 
finnigen Ausbau der Verfaffung, d. 5. daß fie ber Theilnahme der 
Voltsvertretung an Verwaltung und Gefeggebung möglichft weiten Epiel- 

raum gewähre, daß fie das veactionäre Hervenhaus durch einen Pairsihub 
veformire, oder durch geeignete Anträge an die Kammer die Hand zu 
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deſſen ganzlicher Beſeitigung biete. Die Regierung dagegen konnte, abs 
gejehen von der monarchiſchen Weberlieferung, welche in der Ariftofratie 
eine Stüge des Thrones fah, ſchon deshalb nicht mit ber confervativen 
Partei brechen, weil fie ihrer Unterftügung in Sachen der Mititärreform 
fier wor, während die fiberale Partei gerade in diefem Punkt bie 

Unterftügung verfagte. Denn unter ben Dingen, in welden fie von 
der Regierung Nachgiebigkeit gegen die Vollswünſche verlangte, ftand bie 
Militärorganifation in erfter Reihe. Man ließ es ſich nicht ausreben, 
daß die Vermehrung des Militärs eben doch nur eine Xiebhaberei des 

Prinzen fei, und daß man feineswegs daran denfe, von dem Heere ernflg 
lichen Gebrauch zu machen. 

Auf beiden Seiten hoffte man, bie Lage werde fi flären, wenn 
das Proviſorium der Megentjchaft einmal aufhöre. Die Liberalen meinten, 

der neue König werde den Vollswünſchen entgegenfommen, und bie Freunde 
der Mititärreform Hofften, man werde dem wirklichen König mehr ge- 
währen als dem proviforiichen Megenten. Der erwartete Thronmechfel 

fand in nächfter Ausſicht, denn jeit dem Herbſt 1860 wurden die Bu- 
ftände Friedrich Wilhelms IV. immer hoffnungslofer. Sein Tod erfolgte 
am 2. Januar 1861, umd num war ber Prinz von Preußen König 
Wilhelm I. Die Broclamation, die er am 7. Januar erfieß, zeugte von klarer 
Erkenntniß feiner Aufgabe und gab in Betreff Deutfchlands zwar feine groß- 

artigen Verheißungen, aber das entjchiedene Belenntniß de beften Willens. 
„Meine Pflichten für Preußen", fagte er, „fallen mit meinen Pflichten 
für Deutſchland zufammen. Als deutſchem Fürften liegt mir ob, Preußen 
in derjenigen Stellung zu fräftigen, welche es vermöge feiner ruhm- 

vollen Gefchichte, feiner entwidelten Heeresorganifation unter den deutſchen 
Stoaten zum Heile Aller einnehmen muß. Das Vertrauen auf bie Ruhe 

Eiropa’s ift erichüttert. Ich werde mich bemühen die Segnungen bes 
Friedens zu erhalten. Dennoch können Gefahren fir Deutfchland und 

Breußen heranziehen. Möge bann jener Gott vertrauenbe Muth, welcher 
Breußen in feinen großen Beiten beſeelte, fi an mir und meinem Wolfe 

bewähren und daſſelbe mir auf meinen Wegen in Irene, Gehorfam und 

Ausdauer feft zu Seite ſtehen.“ Man vermißte in biefen Worten eine 
beftimmte Hinweifung auf bie Aufgabe einer beutfchen Verfaffungsreform. 
And die Thromvede, die der König am 14. Januar bei Eröffnung des 
preußiſchen Landtags hielt, entſprach in dieſer Beziehung den Erwar- 

tungen nit. Dagegen trat Hier die angefochtene Militärorgani-⸗ 
fation als Hauptfache in den Vordergrund. Der König fagte in biefer 
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Beziehung: Nachdem ich es Angeſichts hervorragender Fürſten des 

deutſchen Bundes für bie erſte Aufgabe meiner deutſchen, meiner euro⸗ 

päifchen Politif erklärt Hatte, die Antegrität des deutſchen Bodens zu 
wahren, war es erforderlich, die Verſtärkuug unferes Heeres, zu welcher 
Sie die Mittel einftimmig gewährt hatten, in der Weife zu ordnen, daß 
nicht blog die Zahl der Truppen gefteigert, ſondern auch ber innere 
Zufammenhaft, die Feſtigkeit und Buverläffigfeit der neuen Bildungen 
gefihert wurben. Die zu diefem Zweck getroffenen Anordnungen beivegen 
ſich innerhalb ber gefeglihen Grundlagen unferer Heeresverfaffung. Aus 
den Ihnen vorzulegenden Vorfchlägen werden Sie entnehmen, daß für 
das nächfte Jahr Einrichtungen angeordnet find, welche Ihnen verbürgen, 
daß für die Kriegstüchtigkeit des Heeres ſtets nur das Unentbehrliche - 
beanfprucht werben wird. Preußen hat über ausreichende Hilfsquellen 
zu verfügen, um feine Armee auf einem Achtung gebietenden Fuße zu 

erhalten. Der gegenwärtigen Lage Deutfchlands und Europa's gegen- 
über wird die Landesvertretung Preußens ſich der Aufgabe nicht verfagen, 
das Gefchaffene zu bewahren und in feiner Entwidelung zu fördern; fie 

wird fi) der Unterftügung von Maßnahmen nicht entziehen, auf welchen 
die Sicherheit Deutſchlands und Preußens beruht." 

In der Adreßdebatte kam der Mangel einer beftinmteren Bufage 
über die Bundesreform zur Sprache, und biefes Vermiffen fand auch 
im Adreßentwurf Ausdruck. Es hieß darin: „Wir fühlen uns gedrungen, 

unfere Ueberzeugung offen auszuſprechen, daß eine zweckmäßigere Geftal- 
tung ber Heeresordnung allein nicht genügen wird, die berechtigten 
Wünfde des deutſchen Volkes zu erfüllen. Das einmüthige Zufammens 

gehen aller deutfchen Regierungen und Stämme trägt doch, auch wenn 

es erreicht ift, nur dann die Gewähr der Dauer und ber energiſchen 

Wirkſamkeit in fi, wenn es in zeitgemäßen, dem Drange der deutſchen 
Nation nad) größerer Einigung ihrer Stämme entfprechenden politifchen 
Inſtitutionen ausgeprägt ift. Daß dann Preußen die ihm durch feine 

Geſchichte und feine Machtverhättnifie gebührende Stellung eingeräumt 
werde, ift eine Forderung, welche in dem ungertrennlichen Intereſſe Deutfch- 
lands wie Preußens ihre Begründung findet." Der Abgeordnete Staven- 

hagen, ein alter Oberft, hatte diefe Wünfche in ftärferer Form auß- 

gedrückt, indem er die Faſſung vorfhlug: „Wir fühlen uns gebrungen, 

unfere Weberzeugung offen auszuſprechen, daß eine Umgeſtaltung ber 
Heeresordnung nur dann volfftändig ihren Bwed erreichen kann, wenn 
die oberfte Führung des deutſchen Heeres in €. Maj. königliche Hand 
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gelegt wird“; und ſchließlich: „— — daß dann Preußen die im durch 
feine Geſchichte und durch feine Machtverhältniſſe gebührende Stellung 
an der Spige des deutfhen Bundesftaates eingeräumt werde, 

ift eine Forderung, welche in dem unzertrennlichen Intereſſe Deutſchlands 
wie Preußens ihre Begründung findet." Aber dev Minifter v. Schleinig 
erffärte fich enſchieden gegen diefe Faflung. Die Regierung, fagte er, 
halte zwar eine energifche und feftere Bufammenfafjung der nationalen 

Kräfte nach Außen Hin und eine Fortbildung ber Bundesinftitutionen in 

diefem Eim für in hohem Grabe wünſchenswerth; aber „fie iſt nad 
wie vor der Anficht, daß dieſes Ziel nur auf ftreng geſetzlichem und 
friedlichen Wege und unter gewiſſenhafter Achtung der Rechte Aller zu 
verfolgen fein dürfte. Ihrerſeits die Initiative und insbeſondere eine 
umfaffende Initiative nad diefer Richtung Hin zu ergreifen, würde fie 

nur alsdann mit ihrer eigenen Würde und mit dem mwohlverftandenen 
JIntereſſe der Sache vereinbar finden, wenn ein folder Schritt mit be: 
gründeter Ausficht auf Erfolg gefchehen könnte. — — Was den Antrag 
des Herrn Abgeordneten v. Stavenhagen betrifft, fo vermag die Megie- 
rung demfelben nicht beizuftimmen, weil diefer Antrag über den dermaligen 
Standpunkt der Regierung weit hinausgreift. — — Täuſchen wir ung 
nicht darüber, in einem großen Theil von Deutſchland herrſcht die aller- 
entfchiedenfte Abneigung gegen die Löſung der deutſchen Frage, wie fie 
in Ihrem Antrag formulirt iſt.“ Der Antrag Stavenhagens wurde auch 
wirklich mit 261 gegen 41 Stinnmen abgelehnt und der Sinn deffelben 
in jener ſchwächeren Form ausgebrüdt. Die Sache kam einige Wochen 

fpäter noch einmal zur Sprache, und der Minifter Graf Schwerin fand 
fich veranlaft, am 2. März den Standpunkt der Negierung dahin aus- 
zuſprechen: „Die Regierung treibt feine Conjecturalpofitit, fondern eine 
beftimmte pofitive Realpolitik, welche in Erwägung zieht, was in jedem 

Augenblid dem Intereſſe Preußens und den damit zuſammenhängenden 

Intereffen Deutfchlands entipricht. Wir gehen mit Defterreich jo lange 
es und bequem ift und die Intereſſen Preußens es erfordern und 

wänfchenswerth machen. Wir wollen Preußen ftart im Innern, um 
den möglichen Gefahren, die von Außen drohen — ich verwahre mic 
dagegen, von beftimmten nahen Gefahren zu ſprechen — begegnen zu 
tönmen. In Beiten, wie die jegigen, muß Deutichland auf feiner Hut fein 
und dieß fann es nur fein, wenn es mit Defterreich Hand in Hand 

geht. In dieſem Sinne habe ich Oeſterreichs Entwickelung mit Freuden 
begrüßt. So faffe ich die Politit der freien Hand auf, bag Preußen 
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fi von fremden Händeln fern Hält und auf dem Plage ift, wo e8 gilt, 
für feine Intereſſen zu handeln." 

Dean konnte daraus entnehmen, daß die Negierung den Wünſchen 
der nationalen Partei doch nicht fo fern ftand, als es nach den Aeuße— 
rungen des Minifters v. Schleinig dien, und daß fie fich vorbehielt, im 
geeigneten Augenblid auch um den Wiberfpruch Oeſterreichs ſich nicht 

zu kummern. Das Geſtändniß, daß fie mit Oefterreich gehen werde jo 
fange es ihr bequem fei, war ein Wort, das durch die Allianz zum 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Feldzug und den Bruch vom Sabre 1866 in 
überrafchender Weife erfüllt wurde. 

Die Erklärungen des Minifteriums über die deutſche Politik, die 

Ablehnung des Anſpruchs auf militäriſche Einigung Deutſchlands hatten 
aber auf die Geneigtheit der Abgeordneten, einen erhöhten Militäretat 
zu beiwilfigen, den ungünftigften Einfluß. Die Regierung Hatte nach der 
bedingten Bewilligung des vorigen Jahres die von der Kammer ange- 
fochtene Militärorganifation ſchleunigſt ins Werk gejegt, die Infanterie: 
Bataillone von 136 auf 253, die Cavallerieſchwadronen von 152 auf 
200 erhöht, und die neugebilveten Negimenter mit Fahnen und Stand- 
arten feierlich eingeweiht, zum bentlichen Zeichen, daß es ſich nicht um 
eine proviforifhe, fondern um eine definitive Einrichtung handle. Nun 

wurde, nachdem bie königliche Thronrede aufs neue die Erhöhung der 
Wehrkraft als eine unabweisliche Maßregel angekündigt hatte, ein Mehr- 
bedarf von 8,151,000 Thaler für das Heer gefordert. Die Yubget- 
commiffion beantragte, mit allerlei Fritifchen Bemerkungen gegen einzelne 

Etatspoſten, einen Abſtrich von anderthalb Millionen. Die Kammer war 
fehr geneigt, diefen Vorſchlag anzunehmen, ließ ſich aber doch durch eine 

vor der Abflimmung vorgetragene Erklärung des Minifterpräfidenten 
Zürften von Hohenzollern beftimmen, die geforderte Summe al ein 
Extraordinarium auf ein Jahr mit großer Mehrheit zu bewilligen, 
machte aber, um doc etwas zu ftreichen, einen allgemeinen Abzug von 
750,000 Thalern. 

Eine Folge der Zurüdhaltung in der deutſchen Frage und ber 

Berftimmung über die immer wieberfehrenden Militärreformplane war 
die Bildung einer neuen politischen Partei, der fogenannten Fortſchritts- 

partei. Als es ſich nämlich um die Neuwahlen fir das Abgeordneten - 
haus handelte, ging aus den Wahltomiteg am 9. Juni ein Programm 
hervor, welches folgende Hauptpunkte enthielt: Die Eriftenz und bie 
Groöße Preußens hängt von einer feften Einigung Deutſchlands ab, 
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die ohne eine jtarte Gentralgewalt in den Händen Preußens und ohne 

gemeinfame beutjche Voffsvertretung nicht gedacht werben kann. Für bie 

inneren Verhältniſſe wird firenge und confequente Verwirklichung des 

verfaffungsmäßigen Rechtsſtaates verlangt. Als Confequenz deſſelben wird 
bezeichnet: ein Geſetz über Verantwortlichleit der Miniſter, Selbftver- 
waltung der Gemeinden, Kreije und Provinzen, Gleichberechtignng aller 
Keligionsgenoſſenſchaften. Trennung de Staates von der Kirche und in 
Folge davon obligatoriſche Civilehe. In Betreff des Militärgejeges 
fpricht fi das Programm dahin aus, daß für bie Ehre und Machıt- 
ftellung des Vaterlandes niemals ein Opfer als zu groß angefehen werben 

dürfe, wenn dieje Güter duch einen Krieg gewahrt oder erfangt werben 

müffen, daß aber im Intereſſe einer nachhaltigen Striegführung die 
größte Sparfantfeit für den Militäretat im Frieden geboten fei. Aufrecht- 
haltung der Landwehr, allgemeine körperliche Ausbildung der Jugend, 

erhöhte Aushebung der waffenfähigen Mannfchaft bei zmweijähriger Dienft- 
zeit, jei eine genügende Bürgſchaft für die volfftändige Kriegstüchtigfeit 

des preußiſchen Volles. ALS Anfang und Bedingung aller Reformen 
wird ſchließlich gefordert eine durchgreifende Neform des gegenwärtigen 

Herrenhaufes. 
Diefes Programm mit feinen radikalen Forderungen erregte ſowohl bei 

der Regierung als bei ber confervativen Partei großen Anftoß. Beide 
ſahen fich zu entfchiedener Abwehr herausgefordert, und viele gemäßigte 

und fromme Leute fhloffen ſich nun ängftlih den Führern der Junker- 
partei an, um den rabifalen Tendenzen einen Damm entgegenzufegen. 

Es bildeten ſich Verſammlungen und Vereine, und ein preußifcher Volts- 
verein ftellte am 20. September folgendes Programm auf: „I. Einigfeit 
mfereö deutſchen Vaterfandes, doch nicht auf den Wegen des „König 
reichs Italien” duch Blut und Brand, fondern in der Einigung feiner 

Fürften und Völler und in Fefthaltung an Obrigkeit und Recht. Keine 
Verleugnung unfere8 preußiſchen Vaterlandes und feiner ruhmreichen 

Geſchichte; Fein Untergehen in dem Schmutz einer deutſchen Republik; 

fein Kronenraub nnd Nationalitäten- Schwindel. II. Kein Bruch mit ber 
Vergangenheit im Innern unferes Staates; feine Befeitigung des chrift- 
lien Fundaments und der gejchichtlich bewährten Elemente unferer 

Berfaffung; feine Verrückung des Schwerpunktes umferer europätichen 
Stellung dur; Schwächung der Arınee; fein parlamentarifches Regiment 
md feine conftitutionelle Weinifter-Verantwortliciteit, perſönliches Königs 
thum von Gottes Gnaden und nicht von Verfaffungs-Önaden, licchliche 
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Ehe, chriſtliche Schule, chriſtliche Obrigkeit; fein Vorſchubleiſten der immer 
weiter um fich greifenden Entjittlihung und Nichtachtung göttlicher und 
menfhfiher Ordnung. III. Schutz und Werthachtung der ehrlichen 
Arbeit, jedes Befiges, Nechtes und Standes; feine Begünftigung und 
ausſchließliche Herrſchaft des Geldkapitals; kein Preisgeben des Hand- 

werfeg und Grundbefiges an die Jrrlehren und Wucherkünfte der Zeit. 
Freiheit in der Theilnahme des Unterthanen an der Geſetzgebung und 
in der Autonomie und Selbftregierung ber Korporationen und Gemeinden; 
Freiheit in der Fefthaltung der fhügenden Ordnung. Kein Einlenken 
in den bureaufratijchen Abſolutismus umd in die foziale Knechtſchaft durch 

dag Mittel einer ſchranken⸗ und zuchtloſen Anarchie und die Nachahmung 
der politiſchen und foztalen Geftaltungen, welche Frankreich in den Cä- 
ſarismus geführt." Aber andererſeits gab e8 auch unter den bißherigen 
Anhängern ber confervativen Partei Leute, welche mit biefem überftürgenden 

Eifer ihrer Gefinnungsgenoffen keineswegs einverftanden waren und wohl 
einfahen, daß man mit engherzigen Parteivorurtheilen brechen müffe, wenn 
man für die Zukunft Preußens und Deutſchlands forgen wolle. Der 
preußifche Gefandte in Petersburg v. Bismard, der bisher für einen 

Vorkämpfer der Kreuzzeitungspartei galt, unterwarf da8 Programm des 
neu ‚geftifteten Vereins in einem Briefe vom 18. September 1861*) 
einer ſcharfen Kritik, in welcher er fich über die negative Faffung und 
die bloſe Defenfive mit Entrüftung ausſpricht. „Wir haben unter unferen 

beften Freunden", fagte er, „jo viele Doctrinäre, melde von Preußen 

die ganz gleiche Verpflichtung zum Rechtsſchutze in Betreff fremder Fürften 
und Länder, wie in Betreff der eigenen Unterthanen verlangen. Diefes 

Syftem der Solidarität der confervativen Intereſſen aller Länder ift eine 
gefährliche Fiction, fo lange nicht die vollfte, ehrlichfte Gegenfeitigteit in 
aller Herren Ländern obwaltet. Iſolirt von Preußen durchgeführt, wird 
es zur Donquigoterie, welche unfern König und feine Regierung nur 

abſchwächt für die Durchführung der eigenften Aufgabe, den der Krone 
Preußen von Gott übertragenen Schug Preußens, gegen Unrecht von 
außen oder von innen fommend, zu handhaben. Wir kommen dahin, 
den ganz umbiftorifchen, gott- und rechtloſen Souveränetätsſchwindel 
der deutſchen Fürften, welche unfer Bundesverhältnik als Piedeſtal be- 
nugen, von dem herab fie Europäifche Macht fpielen, zum Schooßfind 
der confervativen Partei Preußens zu machen. Unfere Regierung ift 

*) &. Hefeliel II. ©. 189 u. ff. 
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ohnehin in Preußen liberal, im Auslande legitimiſtiſch; wir ſchützen freinde 

Kronrechte mit mehr Beharrlichfeit als die eigenen, und begeiftern uns 
für die von Napoleon geſchaffenen, von Metternich fanctionirten Hein- 

ſtaatlichen Souveränetäten bis zur Blindheit gegen die Gefahren, mit 
denen Preußen und Deutſchlands Unabhängigkeit für die Zukunft bedroht 
if, fo lange der Unfinn der jegigen Bundeöverfaffung befteht, die nichts 
iR als ein Treib- und Conſervirhaus gefährlicher und revolutionärer 

Porticularbeftrebungen. Ich hätte gewünfcdt, daß in dem Programm 
anftatt des vagen Ausfalles gegen die deutfche Republik offen ausge 

ſprochen wäre, was wir in Deutfchland geändert und hergeſtellt wünfchen, 
ſei es durch Anftrebung rechtlich zu Stande zu bringender Aenderungen 
der Bundesverfaffung, fei es auf dem Wege kündbarer Afforiationen nad) 

Analogie bes Zollvereins und bes Koburger Militärvertrages. Wir 
haben die doppelte Aufgabe, Zeugniß abzulegen, daß das Veftehende der 
Yundesverfaffung unfer deal nicht ift, daß wir die nothwendige Aen- 

derung aber auf recitmäßigem Wege offen anftreben, und über das zur Sicher- 
beit und zum Gebeihen Aller erforderliche Maß nicht hinausgehen wollen. 
Bir branden eine ftraffere Confolidation der deutſchen Wehrkraft fo 
nöthig wie das liebe Brot; wir bebürfen einer neuen und bildfamen 
Eimihtung auf dem Gebiet des Zollweſens, und einer Anzahl gemein- 

ſamer Inſtitutionen, um bie materiellen Intereſſen gegen die Nachteile zu 

ſchũtzen, die aus der unnatürlichen Configuration der deutſchen inneren Landes⸗ 
grenzen erwachſen. Taß wir biefe Dinge ehrlich und ernft fördern wollen, 
darüber follten wir jeden Zweifel heben. — Ich fehe außerdem nicht 

ein, warum wir vor der dee einer Volksvertretung, fei es am Bunde, 

ſei es in einem Bolf- oder Bereinsparlament, fo zimperlich zurüdichreden. 
Eine Inſtitution, die in jebem deutſchen Staate legitime Geltung hat, 
die wir Confervative felbft in Preußen nicht entbehren möchten, können 
wir doch nicht als revolutionär bekämpfen!" 

Dieje Ideen und Vorfchläge blieben ſchon damals nicht im Ge: 

heimniß eines vertraulichen Briefwechſels begraben, vielmehr ftand Bismard 
bereit8 wenigſtens mittelbar im Verkehr mit König Wilhelm. Im Oftober 
deffelben Jahres übergab er ihm in Baden einen Auffak über die Auf- 

gaben der preußifchen Politit, der im Wefentlihen das oben Gefagte 
enthalten mochte. Schon damals rieth der Minifter Rud. v. Auerswald dem 

König, Bismard zum Minifterpräfidenten zu machen; er wäre der Mann, 
welcher die Militärorganifation gegen ben Wiberfprich der Vollsvertretung 

durchzufegen wüßte. Aber noch wollte der König von folchen kühnen 
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Ideen, wie fie ihm Bismarck andeutete, nichts wiffen, er foll fogar 
entfhiedene Abneigung gegen feine Perſon gezeigt haben. Noch Hatte er 

große Scheu vor jeder auch mur ſcheinbaren Verlegung der Nechte feiner 
fürftfichen Collegen, und theifte wohl bis auf einen gewiſſen Grab jene 
legitimiſtiſche Anfchauung, die feinen Bruder abgehalten hatte, die Einigung 
Deutfchlands mit Nachdruck zu betreiben. Dan fah in der Bebenklichkeit 
des Königs eine Haupturfache davon, daß es mit der deutfchen Politit 

Preußens nicht vorwärts gehe. Diefe Mißftimmung kam fogar in einem 
Morbverfud zum Ausdrud, den ein Student Namens Oscar Beder am 
14. Juli 1861 auf der Promenade in Baden» Baden auf den König 

machte. Derjelbe ſchoß ein Zafchenpiftol auf den König ab, traf ihn 

aber nicht, wurde fogleich ergriffen und gab ala Motiv feiner That die 

Ueberzeugung an, daß der König feiner Aufgabe für die deutſche Politik 
nicht gewachſen fei; deshalb habe er ihn aus dem Wege räumen wollen, 

damit fein Nachfolger Gelegenheit bekomme, die Milfion Preußens zu 
erfüllen. Es mar der verrückte Einfall eines einzigen Fanatikers, aber 
doch zugleich das Symptom einer in vielen Kreifen vorhandenen Mih- 

ſtimmung. Der König war jedoch weit entfernt, das Verbrechen der 

nationalen Partei in die Schuhe zu ſchieben; aber die glüdliche Errettung 

aus augenſcheinlicher Gefahr und die Dankbarkeit für den göttlichen Schuß, 
der ihn zu Theil gewordeu, beftärkte ihn in dem Gefühl, daß er auf 

echtem Wege jei. Das Bewußtfein, ein König von Gottes Gnaden zu 
fein, erhielt dadurch eine neue Betätigung. Ju biefem Sinn - hatte er 
ſchon vor dem Attentat befchloffen, dem Antritt feiner königlichen Würde 

durch eine förmliche Krönung eine veligiöfe Weihe geben zu laſſen. Am 
3. Juli verfündigte er, daß er im Oftober feine Krönung in Königs- 

berg vollziehen laſſen werde, „um durch diefe Feier von dem geheifigten 

und in allen Seiten unvergänglichen Rechte der Krone, zu der wir durch 
Gottes Gnade berufen worden, Zeugniß abzulegen." So wurde am 
18. Oftober die Krönung vollzogen. Bei dem Empfang der Mitglieber 
beider Häufer be3 Landtags als Krönungszengen, ſprach ſich der König 

in folgender Weife aus. „Die Herrfcher Preußens empfangen ihre Krone 
von Gott. Ach werde deshalb morgen bie Krone vom Tiſche des Herrn 
nehmen und auf mein Haupt fegen. Dieß ift die Bedeutung bes König- 
thums von Gottes Gnaden, nnd darin liegt die Heiligkeit der Krone, 
welche nnantaftbar ift. Ich weiß daß Sie felbft den Sinn bes Altes 
fo verftehen, zu deſſen Zeugen Ich Ste berufen Habe. Die Krone ift 
mit neuen Snftitutionen umgeben; Sie find nad) denfelben berufen, ber 
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Krone zu vathen. Sie werden mir rathen, und auf Ihren Math werde 

ich hören;“ und der Deputation der beiden Landtagshäufer, die ihm am 

Krönungstag 'jelbit ihre Huldigung darbrachte, antwortete er: „Bon 

Gottes Gnaden tragen Preußens Könige feit 160 Jahren die Krone. 

Nachdem der Thron mit zeitgemäßen Einrichtungen umgeben worden, 

befteige Ich ihn als erfter König. Aber eingebent deſſen, daß bie Krone 
nur von Gott fommt, habe ich durch die Krönung an geheifigter Stätte 
bekundet, daß ich jie in Demuth aus feinen Händen empfangen habe." 

Diefe Erklärungen des Königs waren ſichtlich aus der Abficht hervor · 
gegangen, die Krönung als einen Aft der Demuth, nicht des Hochmuths 
darzuftellen, ımd zugleich die den Thron umgebenden Inſtitutionen, d. h. 

die Verfaffung, an der höheren Weihe theifnehmen zu laffen. Das Zeft 

wurde von vielen Taufenden guter Preußen mit Begeiſterung gefeiert, 
und die allgemeine Theilnahme beftätigte aufs neue die Thatſache, daß 
in ber geſchichtlichen Entwidlung Preußens ein perfünliches Verhäftnik 
zwifchen Fürft und Volk berechtigt und tief begründet fei. Aber auf 

diejenigen, welchen der deutſche Beruf Preußens in erfter Linie ftand, 

machte da König8berger Feſt einen minder günftigen Eindrud. Schon 
das verftimmte, daß einige Tage vorher bei der Beflaggung das Aufſtecken 

deutſcher Fahnen verboten wurde, und eine beveitd aufgeftedte Fahne 
mweggenommen werben mußte. Das Verbot ward zwar wieder aufge 

hoben, aber der ungünftige Eindruc blieb zurüd. Auch vermißte man, 

daß in all’ den Feſtreden fein Wort von Preußens deutſchem Beruf eine 
Stelle gefunden hatte. Dieß beflagten namentlich} die begeifterten Freunde 
Preußens in Süddeutſchland, die ängſtlich auf eine Kundgebung warteten, 
welche ven Glauben an des Königs ernften Willen zur deutſchen Reform 
wieber hätte befeftigen fönnen. Sie mußten ſich von ihren Gegnern 

fagen laffen: Ihr fehet, daß man in Preußen nichts von Deutſchland 
will und nur an Befeftigung bes abfoluten Königthums denkt! 

Auch in Preußen ſelbſt wurde der Gegenfag ber demokratiſchen 

Fortfchrittöpartei zur Megierung immer ſchroffer; die Reihen der An— 

hänger des Minifteriums, die fi in ihren Hoffnungen auf deſſen 
nationale Leiftungen getäufcht fahen, wurden immer bünner, und bie 
treugebliebenen Reſte der aftliberafen Partei bellagten, daß e8 ber Ne 

gierung nunmehr an einer parlamentarifhen Mehrheit fehle, auf, melde 
fie fich ftügen und fo die für eine Löſung der deutſchen Frage unentbehrliche 
Militärveform durchſetzen fünnte. Die neuen Wahlen gegen Ende des 
Jahres 1861 fielen ſo aus, daß bie Fortfchrittspartei, wenn fie auf 
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ihrer Oppofition gegen die Negierung beharren und ſich mit Ultramon- 

tanen und Polen verbinden wollte, die ſichere Majorität hatte. 

Es kam num ſehr darauf am, wie ſich die Dinge im außerpreußijchen 
Deutſchland geftalteten. Da war es ſchlimm, daß der Nationafverein das 

Mißtrauen der preußifchen Fortfchrittspartei gegen den König und fein Mi- 
nifterium theilte, und immer weniger ſich getraute, ben urfprüngfichen Gedanken 
einer Einigung Deutſchlands unter prengifcher Führung als Lofungswort auf 

die Fahne zu fehreiben. Den Regenten der deutſchen Mittelftaaten war diefe 
ſchon feit einigen Jahren herrſchende Tiberal-demofratifche Stunmung ganz 
willkommen, fie fuchten ſich mit ihren Landſtänden auf guten Fuß zu fegen, 

und gaben den Wünfchen des Liberalismus foweit nah, um e8 zu feinem 
Conflict Tommen zu laſſen. So opferte der König Marimilian von 

Bayern (April 1859) feinen unpopulären Minifter von der Pfordten, 
„weil er Frieden haben wollte mit feinem Volt.“ Aber über die Sorge 

für daß eigene Volk ging der Patriotismug der meiften Fürften nicht 
hinaus; wenn der Liberalismus unter der nationalen Fahne focht, fanden 

beffen Wünſche fein Gehör, oder nur foweit fie für die Triasidee ver- 

merthet werden konnten, die ſich namentlich in Bayern großer Gunft er- 
freute und von den Staatsmännern der Allgemeinen Zeitung hin und wieber 

durch einen Leitartikel vertreten wurde. Dagegen wurden nationale 
Seen, die auf Anſchluß an Preußen Hinzielten, als eine perfönliche Be- 

leidigung des Königs aufgefaßt. An diefer Empfindlichkeit gegen natio- 
nale Beftrebungen jcheiterte auch die Freundſchaft des Königs Mar für 
Profeffor Heinrich) v. Sybel, der eine Zeitlang bei dem König hoch in 
Gnaden ftand, aber feiner durchaus politiſchen Natur nicht auf die Länge 
Gewalt anthun konnte. Seine Stellung, durch den Verdacht preußifcher 

Neigung untergraben, war vollends unhaltbar geworben, als er e8 ab» 
fehnte, eine Denkichrift über die Triasidee zu ſchreiben. Er fah fi im 

Sommer 1861 genöthigt einem Rufe nach Bonn zu folgen; bald darauf 
mußte auch fein Gefinnungsgenoffe Bluntſchli abziehen, und faft alle die 

von König Mar nad) München berufenen fremden Gelehrten jahen aus 
pofitifchen Gründen ihre Stellung erſchüttert. Die liberale ſowohl als 
die comfervative Partei in Bayern war freilich mit dieſem antinationalen 
Particularismus ber Regierung einverftanden, doch bildete ſich durch die 

1860 unter Braters Leitung entftandene ſüddeutſche Beitung eine Heine 

nationale Gemeinde, und auch in der Kammer zeigten ſich Anfäge zu 

einer Oppofitionspartei. 
Einen viel ernftliheren Anlauf zum Liberalismus nahm die Regierung 
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in Baben*), und zwar nicht mit jener ängftlichen Scheu vor dem natio- 

nalen Gedanken, jondern mit entjchiedener Zumendung zu bemfelben. Den 
Anfang dazu madjte die Abwerfung des Concordats mit dem römiſchen 

Stuhl, welches das Minifterium Stengel aus Sorge für den confeffionellen 
Frieden dem Lande hatte aufbringen wollen. Nachdem die Kammer am 
3%. März 1861 mit großer Majorität fir bie Verwerfung geſtimmt 
und das Minifterinm darauf erklärt hatte, es fei der entſchiedene Wilfe 
der Staatsregierung, das Concordat dennoch zur Ausführung zu bringen, 

erfie der Großherzog am 7. April ein Manifeft, worin er erklärte, 
daß es leineswegs feine Abſicht fei, einen Conflict zwiſchen Regierung 
und Ständen herbeizuführen, fondern baß er den begründeten Forderungen 
der latholiſchen Kirche auf verfaffungsmäßigem Wege gerecht werben wolle. 

Er entließ fein bisheriges Minifterium und übertrug bie Leitung des 
neuen dem Profefjor Lamey aus Freiburg. Nachdem auch die erfte 

badiſche Kammer das Eoncordat verworfen hatte, wurbe ein neuer Geſetzes⸗ 
entwurf vorgelegt, um die Rechte der Tatholifchen Kirche zu ordnen. 
Dieß war nun die Einfeitung zu einer Aenderung des Syftems, und 

ein völliger Umſchwung beffelben erfolgte, al8 am 1. Mai 1861 Freiherr 
v. Roggenbah zum Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ernannt 
wurde. Die Folge davon war, daß die Nationafgefinnten in Baden 
jegt zur Vereinigung und zu öffentlichen Kunbgebungen erınuthigt wurden. 

Eine zahlreich befuchte Verſammlung in Freiburg verlangte am 6. Juni, daß 
für die Geſammtheit der außeröſterreichiſchen deutfchen Sande die Befugniß 
der Kriegserllärung umd des Friedenſchließens, die Führung der deutfchen 
Streitträfte im Kriegsfall, und die für eine erfolgreiche Kriegſührung 
nöthige Heeresorganifation, fowie bie Vertretung Deutſchlands nach Außen 
in die Hand des Königs von Preußen gelegt werden, und daß berfelbe 

für die conſtitutionelle Ausübung diefer Befugnig ein Minifterium in 
Frantfurt a. M. ernennen, und eben borthin eine Vollsvertretung be- 
tufen folle. Daß die Megierung Willens fei, ein neues Element in die 
bundestägliche Stagnirung zu bringen, zeigte fie durch die Ernennung des 

Sitaatsrechtslehrers Robert v. Mohl zu ihrem Gefandten in Frankfurt, 
und ſchon am 4. Inli 1861 brachte derfelbe einen Antrag in der kurheſſiſchen 

*) Geit dem Tode Großherzog Leopold's im Jahre 1852 regierte dort befien 
meiter Sohn Friederich zuerft als Stellvertreter feines kraulen Bruders, und nad 
deſſen Tod 1856 als Großherzog. Im bemfelben Jahr vermählte er fi mit ber 
Brimgeffin Louiſe von Preußen, der Tochter des Könige. 

Alüpfel, Cinpeitebeftrebungen. I. 16 
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Frage ein, welcher verlaugte, daß dem Kurfürſten die Wiederherſtellung 

der Verfaſſung von 1831 zur Pflicht gemacht werde. Der neue badiſche 
Miniſter des Auswärtigen trat bei den Landtagswahlen ſelbſt als Can— 
didat auf und ſprach ſich bei dieſer Veranlaſſung über die deutſchen An— 
gelegenheiten ſehr klar und entſchieden aus: Bezüglich der deutſchen Politik 
anerkenne er die vollſte Berechtigung des Particularismus auf allen 
Gebieten der inneren Entwickelung und teile jede Uniformirung der Ver— 

waltung und Gefeßgebung entjchieden zurüd. Dagegen könne aber der 
Particularismus nicht in denjenigen Angelegenheiten das maßgebende 
Princip bleiben, in denen es feine befonderen Intereſſen ber einzelnen 

Länder und Stämme, fondern nur Ein großes, Allen gemeinfames beut- 

ſches utereffe gebe. So nachdrücklich er das Sonderleben da ſchirme, 
wo es wirklich exiftire und wohlthätig wirfe, fo rückſichtslos fordere er 

die Centraliſation in allen Beziehungen Deutſchlands zum Auslande. Die 
zu ſchaffende deutſche Regierung folle nur ein Minimum unentbehrficher 
Nechte erhalten, diefes Minimum aber auch ganz und voll. Die deutfche 
Frage folle nicht, nachdem über den Bundestag eine faft fünfzigjährige 

Geſchichte gerichtet, mit einer nenen Halbheit abgethan, fondern zu, einer 
wirklichen Löfung geführt werden. Diefe Löfung fei aber nur zu ger 
winnen durch die Aufrichtung eines Regiments, das in der That regieren 
tönne, [b. 5. eines Megiments, welches eine beftimmte Politif mit ber 

Planmäßigteit eines einheitlichen perfönlichen Willens verfolge. Nur bei 
einer ſolchen Regierung fei ein Parlament und wirkliche Verantwortlichkeit 
möglich, nur eine ſolche laſſe Erfolge hoffen, wie fie die Tüchtigkeit der 
Nation verdiene. Der Großherzog felbjt befaunte ſich in der Thronrede 

bei Eröffnung des Landtags am 30. November offen zur Forderung 

einer einheitlichen Gewalt für die Leitung Deutfchlands, und bei Ge- 
legenheit der Aoreßbebatte legte Roggenbach ein ausführliches Programm 

der Regierung in der deutfehen Frage vor, daS die Adreſſe mit großer 
Einmüthigkeit zuftimmend beantwortete. 

Die Abſichten und Beſtrebungen des Großherzogs und feines Mi- 

nifter8 waren die beften, aber die Erfolge ihrer Bemühungen nicht fo durch⸗ 

ſchlagend, als fie und die jubelnden Anhänger der nationalen Richtung hofften. 
Baden ftand allein und war nicht mächtig genug, um im Nathe des 
Bundes und insbefondere der bisherigen Würzburger Collegen einen ent: 

ſcheidenden Einfluß auszuüben. Die Königreiche verdachten e8 dem minder 
mächtigen Großherzog, daß er die Initiative zu einer neuen politiſchen 
Richtung ergriff. Man konnte nicht glauben daß der Umſchwung aus 
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Ueberzeuguug hervorgegangen fei, und erklärte fich denfelben aus den 

verwanbtichaftfichen Beziehungen zum preußifchen Königshaufe, aus Po— 

pularitätsfugt, aus Berechnung, die einen befonderen Vortheil für ſich 

erhaſchen wolle. Auch im Inneren fand der badiſche Fürft und fein 
Minifter nicht die Unterftügung, die nöthig gewefen wäre, um feine 

Stellung mit Nachdruck behaupten zu fünnen. Der Beamtenftand mar 
nit mit einem Dale fo umgewandelt, daß er in die Abfichten des Groß⸗ 
herzogs thatkräftig Hätte eingehen und Baden zu einem Mufterftaat 
machen fönnen. Auch die Volfsvertretung, an welche natürlich bei einem 
parfamentarif—hen Regiment höhere Anfprüche gemacht werben müffen, bot 
nicht die Kräfte dar, um durch pofitive Zeiftungen, durch ſchöpferiſches 
Mitwirken den Staat über das herkömmliche Maß des Steinftantes 
emporheben zu fünnen. Dann wurde aud die Kraft der Megierung durch 
Eonflicte mit den Firchlichen Anfprüchen gelähmt; ein rabifaler Aufklärungs- 
eifer muthete ben Behörden rüchſichtsloſes Vorgehen in Befreiung ber 

Schule von der Kirche zu, wodurch die ftrengen Richtungen beider Con« 
feffionen in Oppofition gegen den Staat gedrängt wurden. 

Badens Nachbarland Wirtemberg folgte deffen Vorgang in einer 
Beziehung, nämlich in Aufhebung des Concordats. Schon vier Jahre 
vorher war daſſelbe mit der päpftlichen Curie abgefchloffen worden, meil 

der König glaubte, dieſes Zugeftändniß fei nöthig, um den Frieden mit 

dem Tatholifchen Theile feines Volkes zu erhalten. Das proteſtantiſche 
vublicum ſchien die Thatſache mit Gleichmuth hinnehmen zu wollen, und 
die betheiligten Minifterien ſchickten fich ſchon an, die Bollziehung einzu- 

leiten. Aber allmählich entwidelte fi doch eine ſtille Agitatiun dagegen, 
und als ber Vertrag nach längerer Zögerung endlich ber Volksvertretung 
vorgelegt wurde, erhob ſich in der Kammer, die fich fonft gegen die 
Regierung gefällig gezeigt Hatte, eine geſchloſſene fampfgerüftete Oppo- 
ftion, die von der ganzen proteftantifchen Bevölkerung des Landes unter 
fügt wurde. Die Kammer ſprach fi mit 63 gegen 27 Stimmen am 
16. März 1861 für Verwerfung des Concorbat3 aus. Die Regierung 

ſchien Anfangs ihren Vertrag anfrecht halten zu wollen; es war ohnehin 
gegen des Königs Gewohnheit, fi} von der Kammer zu etwas zwingen 

zu laſſen, und überbieß wollte er nicht als Nachahmer der badifchen 

Bofitit erfcheinen. Schließlich gab er aber doch nad, das Concordat 
wurde gekündigt und befchloffen, wie in Baden die Verhältniſſe des 
Staates zur katholiſchen Kirche auf dem Wege der Gefeggebung durch 
Verabſchiedung mit den Ständen zu orbnen. Es war ein Sieg ber 

16* 
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Volksvertretung über die Megierung, wie er in dem ganzen conftitutios 
nellen Leben Wirtembergs noch nie vorgefommen war. Aber weit gefehlt, 

daß ſich die Regierung nun überhaupt zum Princip des Parlamentarismus 
befannt hätte, vielmehr war fie entfhloffen, in andern Dingen ihre Rechte 
um fo ftrenger feftzuhalten. Dieß war namentlich in Beziehung auf die 

nationale Frage der Fall, und der Standpunft der Regierung kam kurz 
vor ber Concorbatäkrife deutlich zu Tage, als bei einer politiſchen Vers 

fammlung in Eßlingen viele Mitglieder der demokratiſchen und ber 

eonftitutionellen Partei dem Nationalverein beitraten. Dieß war eine 

ſchmerzliche Ueberrafchung für die Megierung, bie ſich darauf verlaffen 

hatte, die Ketzerei des Nationalvereins werde feinen Eingang bei dem 
getreuen Bolt Wirtembergs finden. Kurz vorher hatte das offizielle Blatt, 
der Staatdanzeiger gerühmt, daß der gejunde Sinn bes fehmäbifchen 
Volfsftammes für berfei Verirrungen Teine Empfänglichkeit befige, und 

gegenüber den polizeilichen Verfolgungen in anderen Bundesftaaten, 

namentlich in Heffen-Darmftadt, verſichert, es fei in Wirtemberg gar 
nicht nöthig den Verein zu verbieten, er finde ja doch feine Anhänger. 

AS nun die Majorität jener Effinger Verſammlung befchloß, dem Verein 
beizutreten, war man bei Hofe beftürzt, ber StaatSanzeiger beſchuldigte den 
Nationalverein vepublifanifcher Tendenzen und drohte, biefes vaterlands⸗ 

verrätherifche Beginnen mit alfen Mitteln befämpfen zu wollen. Doch 

wurben feine weiteren Maßregeln ergriffen, und der Staatsanzeiger geftand 
fpäter zu, es fei bisher freilich von den Regierungen nicht genug gefchehen, 

um dem Verlangen des Volles nad) Einigung gerecht zu werben. Ein- 
mal Yam fogar die Spur eines Neformgedanfens zum Vorſchein: der 
Vorſchlag, den Bundestag zu einem Staatenhaus umzugeftalten, das aus 
StaatSmännern ber verſchiedenen Länder zufammengefeßt, die gemeinfamen 
deutſchen Angelegenheiten berathen ſollte. Uebrigens konnte ſich die Re— 
gierung beruhigen, die Mehrheit des ſchwäbiſchen Volkes blieb particula- 
riſtiſch und antipreußiſch, und in der Kammer konnte von Moritz Mohl 

ein feierlicher Proteſt gegen die militäriſche und diplomatiſche Leitung 

Deutſchlands durch Preußen mit faſt allgemeinen Beifall ausgeſprochen 
werden. 

Innerhalb des Bundestags tauchten hin und wieder Vorſchläge auf, 
welche auf eine wenigftens theilweife Reform ber Bundesverfaſſung ab- 
zielten. Preußen ließ die Bunbesfeldherrnfrage nicht ganz ruhen und 
ftelfte am 2. Mat den Antrag, im Falle eines Bundesfriegs, an dem 
die beiden Großmächte ober eine berjelben theilnehme, ſolle die Oberleitung 
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durch Vereinbarung geordnet werden. Baden flug 14 Tage fpäter vor: 
wenn Preußen und Defterreich im Verein mit den übrigen Streitkräften 
des Bundes zum Krieg fchreiten, folle die einheitliche Oberleitung dem 
Staat anheimgegeben werben, welcher feine Gefammtmacht aufbiete, mas 
indirect auf die Führung Preußens binzielte. Das Beifpiel einer praf- 

tiden Löſung der Frage wurde von Sachſen-Koburg gegeben, das im 
Juni 1861 eine Militävconvention mit Preußen abſchloß, wonach legteres 

gegen eine von Sachien-Roburg zu leiftende Averſalſumme die volfftändige 
Erhaltung und Organifirung des Toburgifchen Contingents übernahm, und 
das koburgiſche Offiziercorps im bie preußifche Armee einreihte. Damit 
war ein beachtenswerthes Beiſpiel gegeben, wie die Heinftaatlichen Armeen 

ohne unverhältnigmäßigen Aufwand für den betreffenden Staat auf einen 
höheren kriegstüchtigen Stand gebracht und dadurch für ben Kriegsfall 
brauchbar werben könnten, und zugleich ein Anfang gemacht zur Ueber- 
lafjung der militärifchen Oberleitung an Preußen. Aber eben deshalb 
fand der Vertrag von Seiten anderer beutfchen Fürften Anfechtung. Der 

Herzog von Sachſen-Meiningen proteftirte dagegen als gegen eine Ver⸗ 
letzung feiner agnatiſchen Rechte und Schmälerung der herzoglichen Sou- 
veränität. Der Herzog von Koburg erwiderte darauf: er vermöge weder 
die Herzogthümer Koburg und Gotha als Privateigentgum, noch bie 
Hoheitsrechte als Gegenftand eines Familienfiveiconmiffes anzufehen. Er 
jei vielmehr der Ueberzeugung, daß er im richtig erkannten Intereſſe 
feiner Regierungsnachfolger gehandelt habe, daß die Zurückführung der 
als ein Gejchent der Frendherrfchaft erworbenen Souveränität auf ein 

mit dem Veftande der Nation verträglicheg Maß von der Einwil- 
figung der einzelnen Familien rechtlich nicht abhängig fei, und daß 
jeder Verſuch diefelbe davon abhängig zu machen, wenn er gelänge, nur 

dahin führen könnte, die Herrſchaft des Auslandes über Deutfchland zu 

begrünben. *) 
Ein Verſuch Preußens, fih mit Bremen und Hamburg zur Auf: 

ſtellung einer Heinen Flotille zum Schug der norbdeutf—hen Küſten zu 

vereinigen, feheiterte an ber eiferfüchtigen Einmiſchung Hannovers. Auf 
Anregung diefed Staates war ſchon auf den Würzburger Conferenzen 
von einer bundestäglichen Vereinbarung zum Küftenfchug die Rede ge- 

wein. Nun wurbe die Sache in Bremen und Hamburg wieder auf 
genommen, und dort der Plan zur Erbauung einer Meinen Flotte gefaßt, 

*) Gtantsardjiv von Aegibi und Klauhold Bd. I. Nr. 162. ©. 894. 
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melche in befcheidenem Umfang dem nächften Bedürfniß genügen könnte. 

Preußen bot durch eine Note vom 15. Juni den Hanfeftädten an, von 

den 40 Kanonenbooten, die für erforderlich erachtet wurden, 20 auf feine 

Koften zu übernehmen, wenn Bremen und Hamburg die andere Hälfte 

ausrüften wollten. Nun aber trat Hannover dazwiſchen, um Preußen 
zu verdrängen, und bot den Hanfeftädten ebenfalls an, die 20 Kanonen- 

boote zu bauen, mit den Vorbehalt, daß das Ganze vom Bunde über 

nommen würde, und brachte auch am 31. Oftober 1861 einen derartigen 
Antrag an den Bund. Preußen ftellte dagegen vor, da es bei feiner 

geographifchen Lage und feiner politifcden Stellung bei der Angelegenheit 
beſonders betheiligt ei, möge man doch ihm bie Leitung überlafen. Aber 
eben dieß wollte Hannover nicht, fondern entweber ſich zur prädominis 

renden Seemacht aufſchwingen, ober die Nordſeeflotte gar nicht zu Stande 

fommen lafjen. Das legtere gelang denn auch. Bemerkenswerth bei 
diefer Sache ift auch das: auf die Kunde von bem Plane der Hanfe- 
ſtädte wurden in ganz Deutſchland viele freiwillige Anträge für die Flotte 

gezeichnet und eingefammelt, Der Nationalverein nahm fich der Sache 
an, fammelte die Gelder und fandte fie an das preußifche Marineminiſte- 
rium ein. Als aber in Folge des Königsberger Krönungsfeſtes der Eindrud 

von der legitimiftifhen Gefinnung des Königs fich verbreitete, hörten die 
Gelder auf zu fließen, und e8 wurde gegen die Einfendung derfelben nach 
Preußen in mehreren Zeitungen proteftixt. 

Der Einheitögebanfe machte indeffen doch während des Jahres 
1861 ganz entfchiedene Fortſchritte. Für Handelspolitif und Gefeßgebung 
wurden gemeinfame Einrichtungen gefordert. Der Verein für Freihandel 

in Hamburg fieß eine Denkfchrift ausarbeiten, in welcher das Bedürfniß 

eines Organes für die wirthſchaftlichen Intereſſen des Zollverein nadj- 
gewieſen wurde. Es fei, wurde ausgeführt, ein Hauptmangel in der 
Organifation des Zollvereins, daß die Confumenten feine Gelegenheit 

haben, ihre Wünfche und Intereſſen geltend zu machen. Dieß könne nur 

durch eine alle Volksklaſſen vertretende Verſammlung gefchehen. Mit 
Vorlegung der Verträge an die Ständeverfammlungen ber Einzelftaaten 
fei diefer Zweck nicht erreicht, weil dieß erft dann geſchehen könne, wenn 

die Regierungen nad) langwierigen Verhandlungen ſich über eine Vorlage 

geeinigt hätten. Wenn dann erft die Vertretungen der Einzelftaaten gegen 
eine die Intereſſen ihres Landes wirklich oder ſcheinbar verlegende Bes 
ſtimmung Widerfprud) erheben wollten, jo müßten die Verhandlungen mit 

den DVereingregierungen von vorne angefangen werden, und dann wäre 
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gar fein Ende abzufehen. Eine eingehende Verhandlung über die ftreitenden 

Intereſſen würde zur Sprengung des Zollverein führen. Wenn man 
aber diefer Gefahr ausweichen wolle, fo bleibe den Voltsvertretungen ber 

Einzefftaaten nichts übrig, als die Vorlagen in Bauſch und Bogen an- 
zunehmen und ihre Wünfche den betreffenden Regierungen zur Vertretung 

bei der nächften Bollconferenz zu empfehlen. Ganz anders würde fi) 
das Verhältniß geftaften, wenn den Negierungsbevollmächtigten bei der 
Zollconferenz eine die Gefammtbevöfferung des Zollvereins vertretende 

Verfammlung zur Seite ftände. 
Darüber wurde nun auf einem Handelstag, der im Mai 1861 in 

Heidelberg ftattfand, weiter verhandelt. Es mar dieß eine aus Abge- 

orbneten der in verfchiedenen deutſchen Staaten beftehenden Handels- 
lammern zuſammengeſetzte Verfammlung, welche in dieſem Jahr mit dem 

Borfag regelmäßiger Zufammenfünfte zum erftenmal tagte. Nach mehr- 

tägiger Berathung gaben dieſe Vertreter des Handels- und Gemerbe- 
Randes am 13. Mai in Betreff bes Bollvereins die Erflärung ab: „Um 

den ferneren Beſtand des Bollvereind zu ſichern und denfelben den aus— 

geiprochenen Bielen entgegenzuführen, ift eine veränderte Organifation 
deſſelben nothwendig. Bu dem Ende wird bei Erneuerung der Boliver- 

träge darauf Bedacht zu nehmen fein, daß die Gefegebung des Zolfver: 
eins der Vertretung der vereinigten Regierungen einerfeit8 — und der der 

Bevölferung der Vereinsftaaten andererſeits — gemeinſchaftlich übertragen 

werde, dergeftalt, daß die übereinftimmenden, durch Mehrheit gefaßten 
Beſchlüſſe diefer beiden Körperichaften als endgiftige Gefege im ganzen 

Bollgebiete einzuführen find." Der Handelstag wies in feinen Beſchlüſſen 

noch auf zwei andere Gebiete hin, in welchen die deutjche Einheit zum 
Ausdruc kommen miüffe, nämlich in Maß und Gericht und im Miünz- 
weſen. Als Einheit des Längenmaßes ſchlugen die Vertreter des Han- 
delsſtandes das franzöfiiche Meter mit decimaler Theilung, als Maßeinheit 

für trodene und flüffige Dinge den Hectoliter vor, was fpäter für den 
norddeutſchen Bund und für das deutſche Neich twirffich angenommen 
wurde. Auch für die Münzeinheit wurde damals ſchon die Mark mit 
directer Theilung in 100 Pfennige empfohlen. Dagegen bie Frage über 
Gold· und Silberwährung glaubte der Handelstag als eine offene vor- 
behalten zu müffen. 

Wir haben oben gefehen, daß auch Bismard den Gedanken eines 

dolldereinsparlaments ausgeſprochen hatte. Diefelbe Idee wurde von 
einem Wirtemberger, Ludwig Frauer (damals Profeffor am Gymnafium 
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in Schaffhaufen) in einer befonderen Schrift: „Die Neform des Zoll- . 
vereind und bie deutiche Zukunft, Braunſchweig 1862" entwidelt und 
ausführlich dargelegt. Schon früher hatte derjelbe in der Braunſchweiger 
Reichszeitung vom Yahre 1858 in Nr. 199 — 205 in einer Reihe von 

Briefen das Bedürfniß einer Volfsvertretung. neben den Bolfconferenzen 
nachgewiefen, und die Ermeiterung derfelben zu politifcher Competenz 
empfohlen. 

Die Beſchlüſſe des Handelstags, von denen die Urheber große Wir- 
fung ertarteten, wurben den Regierungen der ſämmtlichen deutſchen Staaten 
mitgetheilt; aber die meiften gaben gar feine Antwort, nur einige Heinere 
Staaten verſprachen, den ausgeſprochenen Wünſchen volle Aufmerkfamteit 

und thunlichſte Berückſichtigung zuwenden zu wollen. Die preußiiche 
Regierung allein erklärte, die Minifterien des Handels, der Finanzen 

und der auswärtigen Angelegenheiten werben der Frage wie bißher ihre 
volle Aufmerlſamkeit widmen und wünfchen die eingehendfte Erörterung, 
da ihre Bedeutung wie ihre Schwierigkeit erft dann hervortreten werde, 
wenn fie in concreter Geftalt ing Auge gefaßt werde. Dieß merkte ſich 
der Verein und ließ einen Entwurf außarbeiten. Eben damals ſchwebte 
eine Bolfvereinsfrage, bei welcher eine Volksvertretung erfprießliche Dienfte 
hätte feiften können, da dieſelbe nicht wenig dazu beitrug, die Spannung 

zwifchen Preußen und den anderen beutfchen Bundesftaaten zu verftärfen, 
nämlich der Handelsvertrag mit Frankreih. Im Januar 1860 war 
zwiſchen Frankreich und Großbritannien ein auf die Grundjäge der Han- 

beföfreiheit geftütter Vertrag geſchloſſen worden, und die franzöfifche 

Regierung, welche die Wirkung dieſes Vertrages auch auf Dentſchland 
außzubehnen wünfchte, gab der preußiſchen Regierung ihre Bereitwilligkeit 
zur Anknüpfung von Verhandlungen über einen Handeld- und Sciff- 
fahrt8vertrag mit dem Bollverein zu erfennen. Die Verhandlungen wurden, 
nachdem die Vereinsregierungen ihre Zuftimmung gegeben hatten, von 
Preußen zu Anfang des Jahrs 1861 begonnen, und im März des 

folgenden Jahres ein Vertrag abgeſchloſſen, der für den Zollverein im 
Ganzen unftreitig vortheilhaft war, aber, wie es uicht ander fein fonnte, 
die Intereffen einzelner Vereinsſtaaten und Induſtriezweige verlegte oder 

zu verlegen ſchien, was dann einen Vorwand zu neuen Anflagen und 
Hegereien gegen Preußen gab. Hierauf werden wir weiter unten zurüd- 

zufommen Gelegenheit haben. 
Bald nad) dem allgemeinen Handelstag hielten auch die Jurijten 

eine Verſammlung, ben erften deutſchen Juriftentag in Dresden (27. Auguft 
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1861), auf welchem einheitliche deutſche Gefeßgebung beſprochen und 
beantragt wurde. Anknüpfend an die fehon im December 1859 von den 
Würzburger Verbündeten eingebrachten Vorſchläge für gemeinfame Geſetz ⸗ 

gebung über Civilproceß und Obligationenrecht, fprachen fie die Forderung 

aus, daß dazır eine gemeinfame, von den Negierungen und Kammern der 
Eingelftaaten anerkannte Einrichtung nöthig fei. 

Alte diefe Berfuche, das nationale Einheitsbedürfniß wenigftens theil- 
weife zu befriedigen, und durch gemeinfame Einrichtungen auf dem Gebiete 
der materiellen Intereſſen für die verweigerte politiſche Einheit zu ent 
ſchädigen, führten unvermeiblid immer wieder auf den Gedauken einer 
allgemeinen deutfchen Volksvertretung abgejehen von den Einzelſtaaten. 

Diefer Einficht kounte ſich ſelbſt einer der entfehiebenften Vorfämpfer bes 
mittelftaatfihen Particularismus, ber königlich ſächſiſche Miniſter v. Beuft 
nicht verſchließen. Er arbeitete einen Reformplan aus, welcher wenigftens 

den Schein eines beutichen Parlaments ermöglichen follte. Diejes Akten- 
ſtück*) wurde, von einer ausführlichen Denlſchrift begleitet, unter dem 
15. Oftober 1861 den Bundesvegierungen mitgetheilt. Die Denkichrift 
geht von einer Apologie des deutſchen Bundes aus, von dem als eine 

„geſchichtlich unumſtößliche Wahrheit" behauptet wird, „daß dieſe letzte 

Schöpfung deutſcher Organifation, ſowohl in dem, was fie gefeiftet, als 
auch in dem was fie verhütet hat, die Anerkennung verdiene, Beſſeres 

geihaffen zu haben als ein vorhergehenber Jahrhunderte langer Abfchnitt 
der deutſchen Geſchichte aufzumeifen vermochte." Wenn man über die 

entſchwundene Maditftellung Deutſchlands Elage, fo vergeffe man ganz dag 
Elend des alten deutſchen Reiches, das doch feinen Nimbus ſchon 400 Jahre 

vor feinem Fall verloren habe. Den Vergleich mit denjenigen Zuftänden, 

welche er erſetzt habe, Tönne der deutfche Bund getvoft aushalten. Nur das 
müffe man zugeben, daß er dem nationalen Bewußtjein geringe Befrie- 

digung gewährt, daß er ſich zuviel mit polizeificher Thätigkeit befaßt habe, 
und daß der Geſchäftsgang fat gefliffentlich darauf eingerichtet fei, daß 

Rangfamteit und Verſchleppung nicht allein erleichtert, fondern zur Regel 

. gemacht und jede unfiebfame Aufgabe möglichft von der Hand gewieſen 
werde. Gin Uebelftand, der viel dazu beigetragen habe, den Bund un- 

populär zu machen, fei ber, daß zwilchen der Bundesverfaſſung und 

Einzelverfafjung gar fein Zufammenhang ftattgefunden habe, und leider 

*) Gtantsanzeiger von Aegidi und Klauhold Bd. I. S. 397 und ®b. II 
© 1 und fi. 
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nie ernſtlich erftrebt worden fei. Das BVerfafjungsleben in den Einzel- 
ftaaten Habe im Bunde nur ein ftörendes Hemmniß, nie aber Schub, 
ebenfowenig gegen Verkürzungen als Ausfchreitungen, gefunden. Auch ſei 
den Landeövertretungen nicht allein jede Betheiligung an ben Bımbes- 
angelegenheiten abgeſchnitten geweſen, fonbern ihre verfaffungsmäßigen 

Nechte feien auch durch die von ihrem Beirath unabhängigen Landesbe⸗ 

ſchlüſſe beeinträchtigt worden. In diefer Beziehung müfle Abhilfe ge- 
ſchaffen werden. Freilich könnten die einzelnen Landesvertretungen nicht 

unmittelbar über allgemeine politifche Angelegenheiten befragt werden, 

aber eine Berufung von Abgeordneten der einzelnen Candesverfammlungen 
zu einer allgemeinen deutfchen Volksvertretung fei die richtige Vermittlung. 

Eine Berfammlung von Delegirten der Kammern der Einzelftaaten war 
der Kern von Beufts Reformproject. Diefen Ausihüffen aus den Volks— 
vertretungen mollte er aber nur eine beratende Stimme zugeftanden 

wiſſen. Erſt wenn die Bundesverfaffung über eine ſchwebende politifche 

Trage ſich geeinigt haben wilrbe, follte die Verſammlung der Delegirten 
berufen und ihr Mittheilung über Motive und Folgen der gefaßten Be— 

fclüffe gemacht, und etwaige Wünfche und Anträge entgegengenommen 

werden. Dieß war bie fehr befcheidene Befugniß, welche Beuſt einer 

allgemeinen Volksvertretung zugeftanden wiſſen wollte. Ein vollberech- 
tigtes Parlament weist er als ein Kind ber Revolution entſchieden zurück. 

Eine Berfammlung von Abgeordneten, welche in den einzelnen Staaten 
direct vom Volke gewählt und nicht fir die Einzelvegierung in Pflicht 
genommen würde, führe nicht allein zum Umfturz des beftehenben Föde- 

rativſyſtems, fondern fei der Umfturz felbft. Eine folhe Verſammlung 

würde fich nicht neben die Negierungen, fondern über dieſelben ſtellen, 
und ber hiedurch ebenfo natürlicherweife hervorgerufene Widerftand der 
Negierungen gegen eine folde Ufurpation müßte, wie im Jahre 1849 

geſchehen, zulett zum Kampf zwiſchen ee und Wirklichkeit, zwiſchen 
Anſpruch und Recht führen. Weber den Iegteren Punkt Spricht ſich Beuft 
in einem vom 20. November datirten Nachtrag*) feiner Denkſchrift noch 
meiter aus. Er behauptet hier, daß jeder Meformverjuh, der den 

Staatenbund nicht zum Ausgang nehme, ein unpraftifcher fei, und darum 
aud der Vorſchlag eines aus birecten allgemeinen Vollswahlen hervor- 
gehenden Parlaments. Cine ſolche Nationalvertretung, die ihrem Mandat 
zufolge von den einzelnen confüderirten Staaten nichts wiſſe, könne in 

*) Staatsarchiv I. ©. 11. 
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einem Staatenbund nicht ein organifches Glied werben, ohne entweder 

den Staatenbund aufzulöfen, oder vom Staatenbund aufgelöst zu werben. 
Dieß fei die Gefchichte des Jahres 1848 und 1849 gewefen. Das 
Prindp des Particularismus war die leitende Idee in Beufts Reform- 
vorſchlägen. Dieß trat noch deutlicher hervor in dem, was er über die 

einheitliche Gentralgewalt fagte. Ihre Aufgabe könne fie nur dann er» 

füllen, wenn fie in einer Hand fi) befinde. Dieß fei aber eben jo 
unmöglich als verwerflih. Denn angenommen, daß die beutjchen Staaten 

außer Oefterreih und Preußen fi) in der Geftalt eines unter beiden 
abwechſelnden Turnus dem abjoluten Dualismus unterwerfen wollten, 
was Beuft feineswegs für möglich Hält, fo würden beide Mächte es 
mit ihrer euxopäiſchen Stellung nicht für vereinbar halten, ſich auch nur 

geitweife eine ber andern unterzuorbnen, und noch iveniger, bieß einem 
Vertreter der übrigen Staaten gegenüber zu thun. Unpraktiſch erfcheine 
aus denfelben Gründen ein ftändig in einer Hand befinbliches militärifches 

Obercommando, und nicht minder eine ausſchließliche Vertretung nach 
Augen. Beuſt glaubte damit überzeugend die Unmöglichkeit einer Reform 
in der Richtung des Bundesſtaates nachgemwiefen zu haben. Nachdem 
wir fo die leitenden Ideen feines Meformprojectes dargelegt haben, ift 

noch das Einzelne feiner pofitiven Vorſchläge nachzutragen. Um mehr 
Leben in den Geſchäftsgang des Bundes zu bringen und die Stagnation 
zu verhüten, follte der Bundestag nicht ruhig in Frankfurt figen bleiben, 

ſondern ſich auf die Wanderfchaft begeben. Er follte zweimal des Jahres, 
zuerft im Mai in einer Stadt des Südens, wozu Beuſt Regensburg, 
den Sig des einftigen permanenten Reichstags traurigen Angedenkens, 

vorſchlug, und dann am 1. November in Hamburg fi verjammeln, 
aber nie länger als vier Wochen beifammen bleiben. In Regensburg 

ſollte Defterreich, in Hamburg Preußen den Vorfig führen. Die Bevoll- 
mãchtigten follten mit folchen Inſtructionen verjehen werben, daß die Be— 
rathung und Abftimmung ohne Verzug vor fich gehen könnte. Diefe 
Bundesverſammlung jollte dann, wenn fie eine wichtige Sache vorzu- 
legen Habe, die Delegirten der einzelnen Landesvertretungen berufen. 
Die Delegirtenverfammlung würde aus 30 öſterreichiſchen, 30 preußifchen 
Abgeorbneten und 68 der übrigen Bundesftaaten zu beftehen haben. Die 
Vertheilung war fo berechnet, daß den Hleineren deutſchen "Staaten bie 
Majorität über die Großmächte gefichert fein follte. Das Recht der 
Jnitiative, bie Beftimmung der Gefhäftsordnung, die Befugniß der Ver- 

tagung und Auflöfung der Delegirten follte allein dem Bundestag zuftehen. 



| 

262 \ Das ſachfiſche Reformproject. 

In der Zwiſchenzeit von einer Bundestagsſitzung zur andern ſollte eine 

Bundesexecutivgewalt in Wirkſamkeit treten, welche von dem Kaiſer von 

Oeſterreich, dem König von Preußen und einem dritten durch Wahl oder 

Turnus zu beſtimmenden Bundesfürſten ausgeübt werden ſollte. Für 
außerordentliche politiſche Conjuncturen wird die Executivgewalt mit aus⸗ 

gedehnter Vollmacht ausgeſtattet und iſt berechtigt, außerordentliche, na- 
nientlich militäriſche Maßregeln zu ergreifen. Um feinen Zweifel darüber 
beftehen zu laffen, daß es fich nur um eine Reform der Bundesverfaffung, 
‚nit um deren Auflöfung und Gründung eines neuen Bundes handle, 

ſollte an die Spige bed ergängten Vertrags bie Erflärung geftelft werben: 

die fonveränen Fürſten und freien Städte Deutſchlands geloben fi von 
Neuem unverbrüchliche Haltung und Beobachtung des in der Afte vom 
8. Juni 1815 ntedergelegten Yundesvertrags. 

Das. ganze Project des Miniſters von Beuft Hatte den Zweck, unter 
dem Scheine einer Reform den alten Bund zu conſerviren und die Er- 
haltung der einzelftaatlihen Souveränität zu verbirgen. Ganz treffend 
fagte mit Beziehung darauf der badiſche Minifter von Roggenbach, bei 
Gelegenheit der Eutwicklung feines Programms für die deutſche Frage 
am 13. December: er werde Vorſchlägen der Löſung entgegentreten, deren 

Inhalt dahin gehe, „dem deutſchen Wolfe ftatt eines Stückes Brot für 
feinen Hunger einen Stein zu bieten." Sehr günftig ſticht auch gegen 

die Beuſtiſchen Auslaffungen die Erflärung ab, welche der Herzog von 
Sachſen⸗Koburg in der Bundestagsfigung vom 31. Oftober geben ließ:*) 
„Das Recht und Bedürfniß der Nation," Heißt es hier, „fordern eine 

einheitliche Kriegsverwaltung, Armee und Flotte, eine einheitliche Leis 

tung ber auswärtigen Angelegenheiten und die entjprechende Vertretung 
im Auslande, und eine einheitliche Verwaltung der gefammten inneren 

Angelegenheiten. Diefe Einheit Tann dem monarchiſchen Princip gemäß 
nur durch eine einheitliche Vollsvertretung für die gemeinfamen Angelegen- 

beiten geftügt werden." — „Diefe Reform ift dringend. Die materielle 

Gewalt kann auf die Dauer überlebte Zuftände nicht fefthalten, von ber 
beftehenden Yundesverfafjung hat ſich die Nation ſchon feit lange abge 
wendet, und die Regierungen des Bundes felbft haben noch vor kurzem 
die Notwendigkeit der Reform einftimmig anerkannt." Diefe gut gemeinte 
Ermahnung-hatte jedoch feine weitere Wirkung, fie wurde einfach zu Pro- 
tofolf genommen, über die Sache ſelbſt aber nicht weiter verhandelt. 

*) Staatsarchiv I. S. 895. 
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Der Borjchlag Beuſts war, fo wenig er auch bot, der öfterreichiichen 
Regierung noch zu revolutionär. Sie faßte denfelben einzig und alfein 

vom Standpunkt der öfterreichifchen Intereſſen aus auf. Und diefe jchie- 

nen ihr dadurch verlegt, daß das Präfidiafredht mit Preußen wechſeln 
ſolle. Dieſes Ehrenrecht, erwidert das Wiener Miniſterium,“) habe 
man ſtets als eine von der Gefammtheit der deutſchen Fürſten im allge— 
meinen Intereſſe Deutfchlands dem Kaiferhof anvertrante Borzugsftellung 

betrachtet. Es fei die einheitliche Form des durch die deutfche Bundes⸗ 

alte neugegründeten Nationalbandes. Das ausſchließliche Präſidialrecht 
fönnte zu Gunſten einer alffeitigen Einigung nur dann geopfert werben, 
wenn durch diefes Opfer zugleich ein hoher politifcher Zweck mit Sicher: 
heit erreicht werben könnte, wenn das Fundament des deutſchen Bundes 

an Feftigfeit und Gediegenheit gewinnen würde, mas die Spige an Ein- 
heit verloren Hätte. Diefe Bebingung könne aber nur erfüllt werden 
durch die Heilung bes eigentlichen Grundübels im Bunde. Diefes beftehe 
darin, daß der beutfche Bund in Folge der Doppelftellung Oeſterreichs 
und Preußens fi) nicht zu einem vollſtändigen aufrichtigen Bunde gegen» 
über dem Auslande ausgebildet Habe. Die Bundesverträge ließen die 

Möglichkeit beftehen, daß ein Theil der deutſchen Nation gegen das Aus— 
fand fämpfe, während der andere Theil den egoiftiich rechnenden Zufchauer 
abgebe. Es war damit auf die Haltung Preußens im itafienifchen Kriege 
geftichelt. So lange biefer Zuftand daure, würden Meformen der äußeren 
Drganifation des Bundes nur wenig fruchten können. in lohnendes 
und für Deutſchland wahrhaft heifbringendes Wert werde erft dann voll- 
bracht fein, mern ſolche Meformen mit der durch gebieteriſche Umſtände 

erheiichten politiſchen Confolidation des Bundes, d. h. mit einer feften 
alfeitigen Berbürgung der gefammten deutſchen und außerdeutſchen Be— 

figungen Oeſterreichs und Preußens verbunden fein werben. Das Ver: 

fangen nach einem den Gefammtbefig der deutſchen Mächte ſchützenden 

Defenfivbündniß fei keineswegs bloß eine im ausſchließlichen Intereſſe 

Oeſterreichs erhobene Brätenfion, fondern zugleich eine Fundamentalbedin⸗ 
gung der Sicherheit und Machtſtellung Deutſchlands. 

Auch Preußen beantwortete die ſächſiſchen Vorſchläge von feinen 

Standpunkt aus. Der an die Stelle des Freiheren von Schleinig am 
10. Oktober zum Minifter des Auswärtigen ernannte Graf Bernftorff 

*) Antroort Defterreiche auf das ſachfiſche Reformproject. Wien den 5. Rovbr. 1861, 
Siehe Stoatsario II. ©. 115 u. ff. 
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erließ unter dem 20. December eine Depeſche an den preufifchen Ge— 
fandten in Dresden, worin er den Anfprüchen der Mittelftaaten und 

Defterreich gegenüber den Plan eines engeren deutſchen Bundes als Ziel 

der preußiſchen Politik Hinftellte. Das Hauptgebrechen der ganzen Bundes⸗ 
verfaffung, entgegnete er, beftehe darin, daß in den Bundesverträgen der 
völlerrechtliche Charakter des Bundes nicht in feiner Reinheit feſtgehalten 
fei, fondern daß ſchon die erfte Grundlage defjelben mit Beftimmungen 
fiber Fragen des inneren Staatsrechts in einer für das Bundesverhältniß 
nachtheiligen Weife vermifcht fei. Der Umftand, daß die dentfchen Groß- 
ftaaten und einige andere Mitgliever des Bundes nur mit einem Theil 
ihres Gebietes dem Bunde angehören, fei eine hauptſächliche Urfache vieler 

Mißſtände. Daraus entfpringe eine den Lebensleim des Bundes bedro- 
hende Gefahr, welche dringend mahne, die Grundlage, melde für alle 

Bundesglieder gleichmäßig gelten müſſe, in ihren Elementen zu fichten 
und zu vereinfachen, und zwar in einer dem Plane des ſächſiſchen Mi- 
nifter8 gerade entgegeugefegten Richtung. Diefe von dem Minifter An- 
ſtands halber vorangeftelfte Reformirung der Grundlagen des Bundes war 
aber vor der Hand nicht die Hauptfache, fondern hätte erft auß einer 
Zufammenfaffung der rein deutfchen Angelegenheiten hervorgehen müfjen. 

Dagegen führt er weiter aus, alle auf den bisherigen ganzen Beftand 

des Bundes berechneten Neformvorichläge feien von vornherein unand- 
führbar. Aber es fei wohl unzweifelhaft, daß für eine Reform des 
Bundes, welche die engere Vereinigung feiner Glieder auf dem Gebiete 

des inneren Staatsrechts bezwede, der Weg freier Vereinbarung mit dem 

beften Erfolg zu betreten wäre. Von diefem Geſichtspunkt aus feien 
preußifcher Seits bereits verfchiedene aligemeine Aeformbeftrebungen ein 
geleitet worden. Ein zmeiter wichtiger Geſichtspunkt fei, daß bei der Bil- 

dung verfaffungsmäßiger Organe des Bundes und der Begründung or- 
ganiſcher Einrichtungen bie realen Machtverhäftniffe zu Grunde gelegt 

werben, und daß in den Bundeöbeziehnngen überhaupt da8 Gewicht der 
Stimmen mehr mit dem Getwicht der Leiftungen, die Größe ber Berech⸗ 
tigung mehr mit der Größe der Verpflihtung in Einklang gefegt werde. 
Es fei unftreitig ein liefliegendes Gebrehen der gegenwärtigen Bundes» 
einrichtung, daß den realen Machtverhältniffen Keine irgend gemügende 
Rechnung getragen werde. Gegenüber von der Behauptung Beuſts, daß 
es ſich bei den Reformen des Bundes immer nur um die beifere Ent- 
widlung des Staatenbundes handeln könne, weil der Bundesftaat gleich- 
bebeutend mit der Auflöfung des Bundes fei, fagt Vernftorf: auch er 
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glaube, daß ein ernfter Verfuh, den ganzen Bund in bundesftaatliche 

Formen zu zwingen, leicht von ſolchen Folgen begleitet jein könnte, wäh: 
rend die Bildung eines Bundesſtaats im Staatenbunde mit dem ort: 

bejtehen des letzteren recht wohl vereinbar fei. Bernſtorf theilt mit Beuft 
auch die Anficht, daß für den ganzen Bund keine kräftige Gentralgewalt, 

fei e8 eine einheitliche, fei es eine zufammengefegte, dauernd errichtet werden 
fönne, und fügt Hinzu, daß ein zwifchen beiden Großmächten wechſelnder 

Turnus, welche die eine der anderen zeitweiſe unterorbnen wiirde, mit 
ihrer enropäifcden Stellung nicht vereinbar fei. Der ebenfalls von Beuſt 

anfgefteliten Behauptung, daß ein ftändiges militäriſches Obercommando 

in einer Hand und eine einheitliche Vertretung nad) Außen unpraltiſch 

ober unausführbar fei, erkennt Bernuſtorff nur für den Fall Berechtigung 
zu, daß die Vereinigung dieſer Attribute für den ganzen Staatenbund 
in Anfprud genommen würde, nicht aber für den Fall, daß fie ſich blos 
auf einen engeren Verband im Bunde bezöge, in welchem man für dies 
ſelbe einen vertragsmäßigen Boden gelegt hätte. 

Dieſe Erklärung des preußiſchen Cabinets, welche auf die Unious— 
beftrebungen des Jahres 1849 zurüdgriff, erregte großen Schreden und 

Aerger im mittelfiaatlichen Lager. Bayern, Hannover, Wirtemberg, das 
Großherzogthum Hefien und Nafjau verftändigten fich mit Defterreih und 
rigteten in Gemeinfchaft mit demjelben am 2. Februar 1862 eine gleich 

lautende Note*) nach Berlin, worin fie erklären, daß ihnen Deutfch- 

lands Sicherheit und Einigkeit, fein moraliiher Frieden und feine Hoff- 
ang auf gebeihfiche Entwiclelung des Bundesvertrags in hohem Grabe 

bedroht und gefährdet erfcheinen würbe, wenn Preußen auf das Beſtreben 
zurüdtommen wollte, einen Theil der deutfchen Staaten durch eine cen- 
traliſirte Verfaffung unter einem Oberhaupte zu einigen, während das 

Verhältniß zwiſchen diefem Theile und den übrigen Gliedern de3 Bundes 

auf dem Fuße bloßer Verträge zu regeln wäre. Jeder Verſuch, den Orga- 
nismus des Bundes durch einen engeren Bund zu durchbrechen, fei uns 
vereinbar mit den Verträgen. Der Einwurf, daß man dieje Verträge ja 

abändern könne, Tag nahe, aber das wollte die Mehrheit der Einzelſtaaten 

nicht, weil fie in den Verträgen in erfter Reihe eine Bürgſchaft für die 
Rechte der Dynaftieen, ein Schugmittel zur Erhaltung der Souveränität 
fahen. Sachſen betheifigte ſich nicht an ber ibentifchen Note, weil e8 ſich 

nicht als auf dem Standpunkt der bloßen Negation ftehend angejehen 

*) Siaatsarchiv II. ©. 147 u. ff. 
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; wiffer wollte. Beuſt eriwiderte am 11. Januar 1862 auf die preußiſche 
! Depefche: er verzichte darauf, der königlich preußiſchen Regierung gegen: 
| über bie Entgegnungen näher zu entrideln, zu welchen die gemachten Ein⸗ 

würfe Veranlaffung geben, da bei ber Entfernung der gegenüberftehenben _ 
Standpunkte es ſchwer fallen müßte einen Anknüpfungspunkt zu finden, 
durch welchen ſich die Ausficht auf fofortige Vereinbarung gewinnen Tieße. 

Borläufig genüge ihm, die große Frage angeregt zu haben, aber er würde 
es tief beffagen, wenn bie begonnene Auseinanderjegung einen unfrucht- 
baren Abſchluß finden folfte, er werde jeber Aufforderung gern entfprechen, 

welche dahin gerichtet wäre, durch eine weiter eingehende Beſprechung bie 
angeregte Frage mehr umd mehr aufzuklären, und entfage keineswegs ber 
Hoffnung, doch zufegt Anknüpfungspunkte für eine Verftändigung zu 

finden. 

Die badiſche Regierung, die ſich feit dem Eintritt Roggenbachs in 
das Minifterium von ihren Würzburger Genoffen getrennt hatte, gab am 
28. Januar 1862 auch eine Erklärung”) über das ſächſiſche Neformproject 
ab, welche fich die Aufgabe ftelfte, einige wejentliche Punkte zu widerlegen. 
Sie fagte: fo lange die angeregte Frage noch von dem Stanbpunft ber 
möglichſten Berüchſichtigung der vielfach widerſprechenden Einzelintereffen, 
ftatt von dem anderen der zu exftrebenden höchften Leiſtung fir die Ge— 
ſammtheit betrachtet werde, dürfte ein ähnficher Mißerfolg wie ber Dres- 
dener alle Vorſchläge treffen, von melcher Seite fie aud) ausgehen. Wäre 

es möglich, die Gegenfäge, unter welchen ber politiſche Zuftand Deutſch- 
lands leidet, blog durch Auffindung einer nenen Formel zu heben, fo 
würbe die Aufgabe längft gelöst fein. So Lange aber ein Theil ber 
deutſchen StaatSmänner mit der ganzen Wärme patviotifcher Ueberzeugung 
ein Syftem zu verwirklichen ftrebe, von dem der anbere Theil Teinen An- 
ftand nehme Bürgerkrieg und Einmiſchung des Auslands vorherzufagen, 
liege eine wichtigere Aufgabe vor, als die Auffuhung von Formen, näm- 
fi) vor Allem die Unterorbnung der vielgefpaltenen Einigungsverſuche 

unter ben einen allbeherrſchenden und allein bereditigten Gedanken eines 
einigen und mächtigen Vaterlandes. Gegen die Behauptung Beuſts, daß 
der Staatenbund nicht in Frage geftellt werben dürfe, weil bie Pflicht 

beftehe, zu feiner Neugeftaltung die Hand zu bieten, welche eine Auflö- 
fung des Bundes im fich trage, fett die badiſche Note die Behauptung, 
daß die ftaatenbunbliche Form der Bundesverfaſſung überhaupt zu feiner 

*) Stantarhio I. &. 185 u. ff. 
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größeren Leiſtungsfähigkeit entwickelt werben könne, als der Bund ſeit 
ſeiner Gründung bewährt habe, und die badiſche Regierung ſcheue ſich 
daher nicht, eine Veränderung als nothwendig zu bezeichnen, welche über 
die Schranken des Staatenbundes hinausgehe. Im weiteren Verlauf der 
Auseinanderſetzung bezeichnet Roggenbach die Idee eines engeren Bundes 
in dem zu erhaltenden größeren Verbande, wie ſie Graf Bernſtorff in 
ſeiner Antwort auf den Beuſtiſchen Entwurf angenommen habe, als den 
Vorſchlag, welcher für die Gemeinſamlkeit die größten politiſchen Erfolge 
verſpreche. Auf die Organifation dieſes engeren Bundesſtaates wird nicht 
näher eingegangen, fondern nur angebeutet, daß die herzuftellende Bundes⸗ 
einheit feine ausſchließliche und unbedingte fein folle, fondern eine ſolche, 
die auf dem ganzen Gebiete der inneren Gefeggebung und Verwaltung 
die Selbftändigfeit der dermaligen Bundesſtaaten fortbeftehen laſſe. Das 
gegen follen um fo ausſchließlicher alle Staatsfunctionen, durch welche 
politifcde Macht im Verkehr mit fremden Staaten entwickelt und bethätigt 

wird, alfo das ganze Vertheidigungswefen Deutfchlands und der diplo⸗ 
matifche Verkehr, einer einheitlichen, im Namen alfer deutfchen Staaten 
zu führenden Leitung unterftellt werben. Und zwar werde dabei ber 
Grundfag angewendet werben müffen, daß alfe Staatsfunctionen, deren 
Centralifirung von dem allgemeinen Intereſſe einmal gefordert werde, 
auch ganz und mit Ausſchließung aller Concurrenz der Einzelftaaten in 
der Hand der Centralregierung vereinigt werden. Namentlich dürfen 

alle Kammern der Einzelftaaten ohne Ausnahme in Betreff der gemein- 
famen Yngelegenheiten feine Competenz haben. Auch in ber oberften 
Spige müſſe jede conföberative Mitwirkung, etwa in der Form eines 
nad) Inſtructionen beſchließenden Colfegiums, ausgeſchloſſen bleiben, damit 
die einheitliche, perfönlihe und verantwortliche Executivgewalt im Stande 
fei, einen politifchen Gedanken mit der ganzen Kraft der Nation und allen 
Hilfgmitteln der einzelnen Theile durchzuführen. Diefe dee einer ein- 
heitfichen Centralgewalt erſchien den meiften Staatsmännern als eine ab- 
ſtracte theoretiiche Forderung, bie von feinem Bundesgliede zugeftanden 

werben könne. Um fo größer war das Verdienſt der badiſchen Negierung, 
daß fie als der erfte von alfen Bundesſtaaten biefer wichtigen Einficht 
Haren Ausbrud verlieh. 

Preußen unterließ nicht, die identiſche Note Oeſterreichs und ber 
Mittelftanten mit gebührender Schärfe zu beantworten. Schon gegenüber 
der öfterreichifchen Erklärung vom 5. November gab das preußiſche Ca- 

Xlüpfel, Einfeitebefiresungen. I. 17 

— 
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binet ſein Befremden über die ſeltſamen Dimenſionen zu erkennen, welche 
Graf Rechberg der Bedeutung des öſterreichiſchen Präſidialrechts zu geben 
verſuche, und am 14. Februar*) entgegnete Graf Bernſtorff in Betreff 
der identiſchen Note mit der Bemerkung, die Sprache dieſes Altenſtückes 
entſpreche dem Charakter des von der ſächſiſchen Regierung eingeleiteten 
Meinungsaustauſches fo wenig, daß die preußifche Negierung ſich nicht 

bewogen finden könne, auf Erörterung der Gegenanfichten einzugehen. 
Uebrigens gab fie auf den Vorwurf, daß Preußen durch Wieberaufnahme 

der Unionsbeftrebungen den Frieden Deutſchlands bedrohe, die ſchlagende 
Antwort, daß damals nicht Preußens Beftrebungen fir eine Reform ber 

Bundesverfaffung es geweſen feien, welche nahezu einen Krieg herbeige- 

führt Hätten, fondern das Verhalten derjenigen Regierungen (mit ihren 

BVerabredimgen zu Bregenz,) an deren Widerftand die Beftrebungen Preu- 
Gens fcheiterten. Ihnen verdanfe Deutfchland die Wieberherftellung der 

alten Bundesverfaffung und damit einen dauernden Keim zu ähnlichen 
Wirren. Was aber die pofittven Vorſchläge über eine weiter gehende politifche 
Conſolidation betreffe, welche Defterreich fordere, jo ſcheine es damit auf 
eine Verbindung mit auferbeutfchen Ländern abgefehen zu fein. Die Un- 
ausführbarkeit einer derartigen Neform fei aber längft fo erwiefen, daß 
Berathungen darüber unthunlich wären. 

So wenig auch durch biefen Notenwechſel der Negierungen ein fadh- 
licher Fortſchritt gemacht wurde, fo hatten die verfchiedenen officiellen Er- 
flärungen doch den Erfolg, daß das Bedürfniß einer gründlichen Neuge- 
ftaftung allgemein anerkannt und unter Vorausfegung des guten Willens 
der Betheiligten biefelbe für ausführbar gehalten wurde. Nicht politiſche 
Schwärmer und gelehrte Profefforen, jondern erfahrene Staatsmänner 
formnlivten jet die Bebingungen und Forderungen der Einheit, und 
ſprachen es aus, was bie Nation brauche um zu einer Macht zu gelangen, 
die im Stande wäre, große politifche Ziele zu erreichen. Viele meinten, 
wenn nur Preußen einmal muthig und entfchieden vorginge, um das Pro= 
granım auszuführen, welches Graf Bernftorff in der Antiwort auf das 
ſächſiſche Project aufgeftellt Hatte, wenn es nur einmal die Gründung 
eine3 engeren Bundes verjuchen wollte, fo würde ihm bie öffentlihe Met- 

nung gewiß zufallen und ihm die nöthige Unterftügung gewähren. Die 
Macht bes nationalen Bewußtſeins würde ſchon ben Wiberftand ber 
wiberftvebenden, auf Erhaltung ihrer Sonveränität erpichten Mittelftaaten 

*) Stiaatsarchid II. ©. 184 u. ff. 
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überwinden. In biefem Sinn ſprach fi der am 3. März 1862 in 
Berlin verfammelte Ausſchuß des Nationalvereins aus. „Das nationale 

Bewußtſein ift in ganz Deutfchland lebendig geworden. Cine große, gleich 
tenle umd ideale Bewegung hat fich ber Geifter bemächtigt. Der Glaube 
an die große deutſche Zukunft wächft von Tag zu Tag. Die Unhaltbarkeit 
ber jegigen Gefammtverfaffung und die dringende Notwendigkeit der Re— 
form wagen ſelbſt ihre biöherigen Vertreter nicht mehr zu verleugnen.“ 
— — „Das preußifche Volt ift mit Energie in den Kampf um bie 
höchſten nationalen Güter eingetreten. — Wenn bdeutfche Regierungen, 
die badiſche, die weimariſche, bie Toburg-gothaifche, fich ſchon herzhaft und 
rũchhaltlos unter dem Beifall der Nation der nationalen Bewegung ange- 
ſchloſſen Haben, wie lange wird bie preußifche Megierung ſich ihr noch 
unthätig entziehen können? Hat doc; jegt Graf Bernftorff die Gründung 
eines Bundesſtaats mit einheitlicher Gentralgewalt und beutfhem Parla- 
ment als Biel der preußiſchen Politif aufgeftellt. Das Biel ift nur zu 

erreichen durch ein Bündniß mit dem einzigen mächtigen und treuen Bundes⸗ 
genoffen, dem beutfchen Volle, durch ein entſchiedenes und entichlofjenes 
Eingehen auf feine und des eigenen Volles Bedürfniſſe. Wenn dies Jeder 
im Boffe fieht, wie lange wird die Täuſchung der Staatölenfer Stich) 
halten, daß fo große Dinge allein durch diplomatiſche Verhandlungen mit 

größtentheils wiberwilligen Regierungen zu Ende zu führen feien?" Von 
der Anſicht ausgehend, daß es allein eines kräftigen Impulſes von Seiten 
des Volles bebürfe, ruft der Ausſchuß des Vereins feinen Mitgliedern 
zu: „Thue doch jeder feine Schuldigleit. Erobern wir nad und nad 
alle deutſchen Vollövertretungen, gewinnen und organifiren wir alle aufs 
geffärten uud vorwärtsſtrebenden Kräfte ber Nation durch die Mittel 
gefeglicher Agitation, brechen wir durch die ſchließlich unüberwindliche Macht 
der öffentlichen Meinung den ſchon verzagter geleifteten Widerfland ber 
Gegner, bewegen wir bie Gleichgültigen und Schwachen, fid für ung zu 
entſcheiden und fich nicht Tänger dem Ringen der Nation zu entziehen — 
dann ift der Erfolg gefichert." Die preußifche Megierung theilte dieſes 
Vertrauen auf die Macht des nationalen Bewußtſeins, auf die Wirkſam⸗ 
feit der Vereine nicht, und war der Weberzeugung, daß die beutiche Mer 
form nicht blos eine Frage der Gefinnung und öffentlichen Meinung, 
fondern wejentlich eine Frage der realen Macht ſei. Und diefe Macht 
ſchien dem König mit Recht auf einem tapferen, gut ausgebildeten und 

zahlreichen Heere zu beruhen. Darum glaubte er, nur die von ihm pro» 

jectirte Militärreform könne Preußen zur Durchführung feiner deutichen . 
17° 
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Aufgabe befähigen. Erft wenn das Herr gerüftet daſtehe, könne man 
Oeſterreichs und der Mittelftanten Widerwilligkeit brechen. Aber biefer 

Milittärorganifation, deren Durchführung in den Augen des Königs die 
unerfäßliche Vorausſetzung einer Fräftigen deutſchen Politik war, Leiftete 
die Fortſchrittspartei, welche immer mahnte und drängte, doch die Initi— 

ative zu ergreifen, den hartnädigften Wiberftand. 



Elftes Kapitel. 

Der Militäreonflict. 

Zum Verftändniß ber Schtoierigfeiten, welche die deutſchen Einheit- 
beftrebungen zu überwinden Hatten, ift ein Einblid in den Conflict der 
preußifchen Megierung mit der VolfSvertretung unentbehrlich. Diefer er- 
neuerte fich im “Jahr 1862 mit gefteigerter Heftigfeit. Am 14. Januar 
trat die Kammer, welche großentheils aus Wahlen der Fortfehrittspartei 
hervorgegangen war, zufammen und der König eröffnete diefelbe mit einer 

Thronrede, welche bei der Liberalen Partei neuen Anftoß erregte. Gegen» 
über den Forderungen der Sparfamkeit im Militäretat erflärte der König: 

„Bei der Feſthaltung des für die reorganifirte Armee erforberlichen finan- 
ziellen Bebarfs find die Rückſichten firengfter Sparfamteit beobachtet worden. 
Eine weitere Ausbehnung derfelben würde die Schlagfertigfeit und Kriegs- 
tüchtigfeit des Heeres, folglich deſſen Lebensbedingungen und bamit die 
Sicherheit des Vaterlandes gefährden." In Betreff‘ ber Reform ber 
Bundesverfaſſung, welche die Fortſchrittspartei mit Energie betrieben wiffen 
wollte, geftand der König: „Meine ernften und unausgefegten Bemühungen, 

eine zeitgemäße Reviſion der Wehrverfaffung des deutſchen Bundes herbei- 
zuführen, haben zu meinem Bedauern ein befriedigendes Ergebniß noch 

nicht gewährt." In Beziehung auf das ſächſiſche Neformproject und die 
Erklärungen der badiſchen und fachfen-Toburgifchen Regierung, fagte die 
Thronrede: „Daß Bebilrfniß einer allgemeinen Reform der Bundesver- 

faſſung hat neuerlich auch im Kreiſe der deutſchen Megierungen von ver- 
fchtedenen Seiten ausdrücfiche Anerkennung gefunden. Treu ben natio- 
nalen Traditionen Preußens, wird meine Regierung unabläffig zu Gumften 
folcher Reformen zu wirken bemüht fein, welche, dem wirklichen Machtver» 
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hãltniſſen entfprechend, bie Kräfte des deutſchen Volkes energifcher zuſammen⸗ 
faffen und Preußen in Stand fegen, den Antereffen des Gefammtvater- 

landes mit erhöhten Nachdruck förderlich zu werden." Diefe Verheißung 
fand man zu unbeftimmt; man hatte gehofft, der König werde die Wieder- 
aufnahme der in ber Vernftorffiihen Note angedeuteten Verſuche eines 
engeren Bundes in Ausſicht ftellen, ftatt deffen wies er auf die wirklichen 
Machtverhältniffe Hin, welche dies, ehe Preußen Tampfgerüftet war, nicht 
geftatteten. Cine Ermahnung an bie Abgeordneten, fie feien berufen, im 
Verein mit der Megierung die Gefeggebung, welche in einer großen Zeit 
begonnen wurde, (nämlich die in den Freiheitskriegen gegründete Kriegs- 
verfafjung) weiter zu führen, dadurch dem Patriotismus bes preußifchen 
Vollkes ein größeres Feld ber Bethätigung zu eröffnen und defien Auf 
ſchwung vorzubereiten, — wurde nicht verftanden. Dagegen fand man 
in ber Erklärung: „Niemals kann Ich zulaffen, daß die fortfchreitende 
Entfaltung unſeres inneren Staatslebens das Recht der Krone, die Macht 
und Sicherheit Preußens in Frage ftelle und gefährbe,” eine Abwehr ber 
weiteren conftitutionelfen Entwidlung, eine unberechtigte Feſthaltung der 
Kromehte gegen die Rechte der Volfövertretung. Es war bie aber nur 
eine Abwehr der Anfprüche der Fortfchrittspartel, der Regierung die Wege 
der äußeren Politik vorjchreiben zu mollen. In den Vorlagen des Minif- 
teriums an bie Kammer wurde unangenehm bemerkt, daß bei der Feſt⸗ 
ftellung des Budgets eine Forterhebung von 25 pr. Et. Steuerzufchlag 
in Rechnung genommen und bie Mehrkoften für die Militärorganifation 
unter bie ordentlichen Ausgaben geftellt feien, während die Kammer in 
ihren Verwilligungen biefen Artikel immer als einen außerordentlichen 

Poſten behandelt wiſſen wollte. In den Mittheilungen an dag Herren 
haus legte der Kriegsminifter die 1860 zurüickgemwiefene Abänderung und 
Ergänzung des Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt zur 
Beſchlußnahme vor, und empfahl deſſen befchleunigte Erledigung, da das 
andere Haus in bem Zuſaumenhang des Entwurfs mit dem Budget einen 
Vorwand zur Verzögerung finden könnte, 

Ehe die Kammer auf die Berathung des Budgets einging, einigte 
fie ſich zu einem gemeinfamen Antrag in der deutſchen Frage. Die be— 
treffende Commiffion ftellte am 25. Februar folgende Punkte auf: 1) Das 
Net des deutfchen Volkes auf ſtaatliche Einigung fteht als gebietertfche 
Forderung feiner nationalen Eriftenz und als Ergebniß feiner Geſchichte 
unbeftreitbar feſt. 2) Nur eine feftere Verbindung der deutſchen Staaten, 
als fie das döfferrechtliche Band des deutſchen Bundes gewährt, kann 
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den geiftigen, politijchen und ölonomifchen Intereſſen entſprechen, und darf 
bei der ſchwankenden politiſchen Lage Europa's nicht Länger hinausgeſchoben 
werden. 3) Der König hat in der Thronrede, und neuerlich haben meh- 
tere ber einflußreichten deutſchen Megierungen die völfige Umgeftaltung 

der deutſchen Bundesverfaffung als eine unumgängliche Nothwendigkeit 
ansgeiprochen, und der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten hat auf 
eine bundesftaatliche Organifation innerhalb des weiteren Bundes ald die 
einzig mögliche und genügende Reform Hingemiefen. 4) In der That 

lann nur die Herftellung einer einheitlichen Centralgewalt, unter Mittoir- 
fung einer beutfchen Volfövertretung, die gemeinfchaftlichen Intereſſen der 

Nation bei voller Aufrehthaltung der inneren Selbftänbigfeit der Einzel- 
ſtaaten ſichern. 5) Eine folhe Centralregierung ift unter Theilnahme 
beider deutſchen Großmächte bei der durch außerbeutfche Intereſſen be» 
ſtimmten europäifhen Stellung Oeſterreichs völfig unmöglih, und nur 
die Krone Preußen ift fraft ihrer realen Machtverhältnifje in der Lage, 
die Centralgewalt im deutjchen Bundesſtaate zu üben. 6) Bei dem un» 

trennbaren Zuſammenhang einer nationalen und liberalen Politik kann 
die königl. preußifche Regierung nur durch ein rüdhaltiofes Eingehen auf 
das berechtigte Verlangen des deutfchen Volkes und durch den gleid)- 
zeitigen freifinnigen Ausbau der preußiſchen Verfaffung die zur Erreichung 
des großen Zieles notwendigen Sympathieen Deutichlands erwerben. 
In Erwägung alfer diefer Punkte beantragt der Ausſchuß, für nothwendig 
zu erfläven: „1) daß bei der dringend gebotenen Reform ber beutichen 

Bundesverfaſſung zwiſchen dem öfterreichifchen Bundesgebiete und bem 
übrigen Deutſchland ein unlösliches Bundesverhältniß erhalten wird; 2) daß 
innerhalb dieſes weiteren Bundes Preußen und die übrigen Staaten, un 

beſchadet ihrer inneren Selbftändigfeit, ſich bezüglich ber militäriſchen, 
diplomatifcden und handelspolitifchen Angelegenheiten zu einem engeren 

Bunde vereinigen, in welchem bie Krone Preußen die einheitliche Bundes» 
tegierung führt und eine gemeinfame Nationalvertretung die Mitwirkung 
bei ber Gefeggebung und die verfaffungsmäßige Controle über die Bundes- 
regierung übt; 3) daß die königl. Staatsregierung im vollen Bewußtſein 
ihres deutſchen Berufs diefe bundesſtaatliche Organifation offen als das 
Biel ihrer Politik Hinftelft und zunächft durch Vereinbarungen mit ben 
deutfchen Staaten ihrer Verwirklichung entgegenzuführen ftrebt." 

Gegenüber diefer Faſſung des Antrags machte der Regierungscom- 
miſſär geltend: „Die Tönigl. Regierung betrachte das Bundesrecht als 

Ausgangspumkt, die Vereinbarung als Mittel, den Bundesftaat als Ziel; 
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letzterer jei aber aus praftifchen Nücdfichten nach feiner Ausdehnung und 

nad) feiner Competenz unbeftimmt zu laſſen. Es handle fi gegenwärtig 
nicht, wie 1849, darum, an Stelfe ber aufgehobenen Bundesverfaffung 
eine neue Conſtruction zu fegen: vielmehr beftehe jegt eine Bundesver⸗ 

faffung, und -andere Megierungen feien beftrebt, eben diefer Bundesver⸗ 
faffung nach der Seite des inneren Staatsrechts die möglichfte Ausbeh- 
nung zu geben. Preußen trete einerfeit3 diefem Beſtreben verneinend ent- 
gegen, indem es ben Bundestag auf daS genauefte Maß feiner Competenz 
beſchränkt wiſſen wolle; andererfeitS gehe es auf dem Wege freier Ver- 
einbarung und einzelner Verträge pofitiv in der Nichtung einer bundes⸗ 

ftaatlichen Einigung vor. Eine zu ſcharfe Beftimmung dieſes engeren 
bunbesftaatlichen Verbandes nad feinen Auferlichen Grenzen, wie nad) 
feiner Competenz, entfpreche der Sachlage nicht und könne auf die befreun- 
deten Regierungen ungünftig wirfen. Deshalb erjcheine die Faſſung der 
Nefolutionen 1 und 2 nicht zwedmäßig, weil die Präcifirung des terri» 
torialen Umfanges des fünftigen Bundesſtaats, durch welche Defterreich 
neben benfelben geftelft werbe, und der Ausbrud „Bundesregierung” die 
gegnerifche Politik ſtärlen, weil Megierungen und Völker den Schein eines 
Hinausdrängens Oeſterreichs zum Hebel gegen Preußen bemugen und ein 
Hineinztoingen alfer übrigen Staaten heftig beftreiten würden. Die For- 
derung der Reſolution 3 endlich, daß die bundesſtaatliche Organifation 
offen als Biel hingeftellt und „zunächft" durch Vereinbarungen ihrer Ver⸗ 
wirklichung entgegengeführt werde, fei ein Hindrängen auf einen Weg, 
der eine Drohung einfchließe und zu bebenklichen Auslegungen Anlaß 
geben könne.“ Die Commiffion verzichtete nun auf eine Verſtändigung 
mit dem Minifterium für ben einzubringenden Antrag und beſchloß, den- 

felben unverändert der Kammer zur Annahme vorzulegen; aber noch ehe 
die deutſche Frage zur Verhandlung kam, wurde die Kammer aufgelöft. 
Die Veranfafjung war eine Beanftandung bes von der Megierung vor⸗ 
gelegten Etats. Der Abgeordnete Hagen hatte nämlich beantragt: das 
Haus wolle beſchließen, daß der Etat nad) den wefentlichen Einnahme und 
Ausgabepoften fpecialifirt werde, und daß dies ſchon für das Budget von 
1862 geſchehe. Der Finanzminifter befämpfte diefe Forderung und na- 
mentlich die Anwendung des Grundſatzes ſchon auf das laufende Jahr, 
was fir das Rechnungsweſen große Beläftigung herbeiführen würde, und 
erklärte ſchließlich, es frage fi, ob nach Annahme diefer Vorſchläge es 
noch möglich fei zu vegieren und bie Verantwortung für die Leitung der 
Geſchäfte zu übernehmen, ob darin nicht ein Eingriff in die Executive liege. 
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Dennod wurde der Antrag Hagens mit 171 gegen 143 Stimmen an- 
genommen. Die Majorität fah in dem Widerftand ber Megierung nur 

eine Verkiümmerung der verfaffungsmäßigen Rechte der Volfövertretung, 
deren Recht und Pflicht e8 ja eben fei, die Verwendung der Staatögelber 
zu Überwachen. Die Regierung andererſeits jah in dem Verlangen der 

Kammer einen Beweis des Mißtrauens, und des Verdachts, daß die Ne- 

gierung deshalb die Speciafifiruug verweigere, teil fie nicht geftehen wolle, 
wie viel fie auf das Militär verwende. Die Folge der Annahme des 
Hagen'ſchen Antrags war, daß das Minifterium am 8. März feine Ent 
lafjung verlangte, aber noch ehe diefelbe gewährt wurbe, ben 11. März 
das Haus der Abgeorbneten auflöfte. Der liberale Theil des’ Miniſteriums: 

Auerswald, Graf Schwerin, Patow, Graf Pückler, v. Bernuth wurden ent- 

laſſen, und dur Männer erfegt, welche man zur feudalen Partei rech⸗ 

nete. Der bißherige Handelsminifter von der Heydt wurde Finanzmi⸗ 
nifter und fpielte als folcher eine Hervorragende Rolle im neuen Minifterium. 
Der Kriegsminifter v. Roon, der Schöpfer des Militärplanes, und Graf 
Bernftorff blieben. Statt des Fürften von Hohenzolfern, welcher ſchon 
feit längerer Zeit durch Krankheit verhindert war an den Gefchäften theil- 
zunehmen, wurde dem Fürſten vou Hohenlohe⸗Ingelfingen, bisherigen 

Bröfidenten des Herrenhaufes, der Vorfig im Minifterium interimiftifch 

übertragen. Für Cultus und Unterricht wurde Mühler, für Juſtiz Graf 
Lippe, fiir das Innere dv. Jagow, für Aderbau Graf Itzenplitz ernannt. 

Das Minifterium der neuen Yera, auf das man fo frohe Hoffnungen 
geiegt Hatte, war gefallen, weil die Partei, auf deren Unterftügung das⸗ 

felbe gerechnet hatte, wegen der Militärfrage theils zur Oppojition über- 
getreten war, theil3 nicht mehr gewählt wurde, und ihre Eike in der 

Kammer den Mitgliedern der Fortſchrittspartei überlaffen mußte. Die 
Einen machten dem abgetretenen Minifterium ben Vorwurf, daß es nicht 
dringender dem König zur Nachgiebigfeit gerathen habe, bie Anderen, daß 
& die Wichtigkeit der Militärfrage nicht emergifch genug vor der Kammer 
vertreten und auf ben Bufammenhang berjelben mit der deutſchen Frage 
nicht genug hingewieſen habe. Die mangelhafte Vertretung der Militär- 
reform war auch ber Grund, warum der König dem Minifterium bie 
erbetene Entlaſſung gewährte. Da num neu gewählt werden mußte, fuchten 

beide Theile, der König und die Fortfchrittspartei, dem Volk ihren Stand- 
punft außeinander zu fegen. Der König richtete fogleich nach Ernennung 

der neuen Minifter einen Erlaß an das Minifterium, worin er daffelbe 

beauftragte, den Wählern über die Grundfäge feiner Regierung unziwei- 
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beutigen Auffchluß zu geben und den Verbächtigungen entgegenzutveten. 
Er Hafte feft an den Grundfägen, welche er im November 1858 und in 
feiner Auſprache an dag Minifterium aufgeftellt und ſeitdem wiberholt 
dem Lande kundgegeben Habe. Es fei fein ernfter Wille, der beſchworenen 

Verfaffung ımd den Mechten ber Qandesvertretung volle Geltung zu ſichern, 
aber auch die Rechte der Krone zu wahren und fie in ber ungeſchmälerten 

Kraft zu erhalten, welche fir Preußen zur Erfüllung feines Berufes noth- 
wendig fei, und deren Schwächung dem Baterlande zum Verderben ges 

- reichen würde. Bezüglich feiner deutſchen Politik Halte er feinen bisherigen 

Standpunkt unverändert feft. 
Auch die officiöfen Organe der Regierung ſprachen fi) ausführlich 

über die Motive der Kammerauflöſung aus. Die Sterngeitung vom 
20. März bezeichnete diefelbe als einen Aft tiefernfter Nothwendigkeit. 
Die Kammer fei von Anfang an barauf gerichtet geweſen, ein Berwürfniß 
mit der Megierung hervorzurufen. Als Haupturſache, welche ein weiteres 
Verhandeln mit derfelben unmöglich gemacht habe, wird der wie nad) 
übereinftimmender Parole organifirte Wiberftand gegen die bereit einge 
leitete Heereöreform bezeichnet, welche von der Weisheit des Monarchen, 

in Uebereinſtimmung mit alfen feinen Räthen und mit den urtheilsfähigften 

Fachmannern, als die unerläßfiche Bedingung für die Machtftellung Preu- 
Bens erkannt worden fei. Man habe der Vermuthung Raum geben müffen, 

daß die Oppofition gegen die Heereßvorlagen ſich viel mehr auf andere 
allgemein politifche Beweggründe von meittragender Bedeutung ftüge, als 
auf die fpecififchen, aus gewifienhafter Beurtheilung der Sache felbft her⸗ 
geleiteten Bedenken. Es habe geſchienen, als ob bie Beſchwerden über 

angeblich erbrüdende Steuerlaft bereit wären zu berftummen, wenn ber 
König fi willig finden ließe, den Beſchlüſſen des Abgeorbnetenhaufes 
im der außwärtigen wie in ber inneren Politik einen entfcheidenden Ein- 
flug einzuräumen, die Fülle der Gewalt von der Krone auf das Abge⸗ 
orbnetenhauß zu übertragen. Es handle fi) bei dem Conflict der Re⸗ 
gierung mit dem Wbgeorbnetenhaufe nicht um eine Ginzelangelegenheit, 
fondern um bie Frage, ob die Macht der Regierung bei der Krone bleiben, 
ober ob fie dem Abgeorbnetenhaufe zufallen folle. 

Das Wahlcomite der Forſchrittspartei veröffentlichte al Antwort 

auf den Wahlerlaß des Minifters des Innern eine Anſprache an die 
Wähler, worin es heißt: „Nach ber jetzigen officiellen Auffaffung ſcheint 

es, daß jeder als ein Aevolutionär und als ein Gegner des Königthums 
betrachtet werden foll, der nicht einfach den miniſteriellen Militärvorlagen 
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und Bubgetaufftellungen zuftimmt. Uns ſcheint es nicht wohlgethan, die 
geieglich berufenen Wähler und Abgeorbneten des preußifchen Volkes nach 
ihrer pofitifchen Gefinnung in Wohlmeinende und Webelmoliende, in Ber- 
faflungsfreunde und Verfaffungsfeinde zu ſcheiden. Niemand denkt daran, 

die verfaffungsmäßigen Nechte der Krone anzutaften. Aber darum Handelt 
es ſich, ob neben der großen und unzweifelhaften Macht der Regierung 
das verfafjungsmäßige Recht der Vollksvertretung irgend eine Bedeutung 
haben foll, oder nicht. Soll das Abgeorbnetenhaus nur Duldung ges 
nießen, fo lange e8 „ja" fagt, und gefegtwibriger Uebergriffe geziehen 
werben, ſobald es „nein” fagt, dann hat unfere Verfaſſung feinen Sinn." 
Auch die Univerfität Berlin, die vom Cuftminifter zu confervativen Wahlen 
ermahnt worden war, proteftirte einftimmig dagegen und fagte unter an- 
derm: „Ew. Ercellenz wollen uns in biefer ernften Zeit daS freimüthige 
Wort geftatten, daß wir den Kampf, der gegenwärtig die Gemüther in 

Preußen bewegt, nicht in dem Gegenſatz des Königthums und ber Des 
mofratie ausgedrückt finden. Aber auch wenn es fich fo verhielte, find 
wir doch ber feften Ueberzeugung, daß diefer Gegenjag nicht dadurch zu 
Sunften eines ſtarken Königthums und einer verfafjungsmäßigen Freiheit 
werbe gelöft werden, daß eine in Preußen bis dahin nicht geübte Einwirkung 
auf die Wahlen zum Abgeorbnetenhaufe von Seiten der königlichen Staats⸗ 
regierung verſucht wird. Wir glauben vielmehr im Sinne ber echten 
monarchiſchen Treue und einer wahrhaft confervativen Politit zu handeln, 
wenn wir über ben Wechſel und bie Bewegung des gerade vorwaltenben 
Kampfes hinaus die politifche Gefinmung, welche nur auf der reinen ges 
wiffenhaften Weberzeugung ruht, und deren unabhängige und freie Be— 
thätigung vertreten.” In ähnlicher Weiſe ſprach ſich die Univerfität 

Bonn aus. 
Die Regierung war übrigens zır dem Zmwed, bie Wähler günftig 

für fih zu ftimmen und der Oppofition ein gewichtiges Agitationgmittel 
zu entziehen, darauf bedacht, einige Eonceffionen zn machen. Der Finanz 
minifter von ber Heydt wandte fi an ben Kriegsminifter v. Moon mit 
einem vertraulichen Schreiben, worin er ihn bat zu erwägen, ob er den 
Militäretat nicht etwa um 2'/, Millionen Thaler vermindern könne, fo 
daß man in Folge davon auf den in Ausficht geftellten Steuerzuſchlag 

von 25 pCt. verzichten könnte. Es wurde, um eine folhe Erſparniß 
zu ermöglichen, Berathung gepflogen, ob nicht die dreijährige Dienftzeit 
herabgeſetzt und die Cabre3 der Armee vermindert werden Könnten, aber 
eine Commiſſion von höheren Offtcieren entjChied dagegen. Dennoch 
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wurde beſchloſſen, die beabfichtigte Forterhebung bes Steuerzuſchlags auf- 

zugeben, was am 16. April durch Töniglichen Erlaß verkündet wurde. 
Alte Erklärungen ber Regierung fonnten aber bie oppofitionelle Stimmung 
nicht beſchwichtigen, und aller bei den Wahlen aufgebotene Einfluß der 
Behörden konnte nicht hindern, daß bie Regierung eine entſchiedene Nieder- 
lage erlitt. Als die Kammer am 19. Mai zufammentrat, fah ſich die 

Negierung einer übertiegend feindfeligen Majorität gegenüber, höchſtens 
ein Dugend Feudale hatte fie auf ihrer Seite. Ehe wir aber ihren Ber- 
Handfungen folgen, müffen wir bie Schwierigkeit ins Auge faffen, in welche 
fi) die preußifche Megierung durch den Handelsvertrag mit Frankreich 
verwidelt ſah. 

Am 29. März 1862 wurde zu Berlin, mit Vorbehalt der Zuftim- 
mung der Zollvereinsſtaaten, vorläufig ein Vertrag zwiſchen den Bevoll⸗ 

mächtigten von Frankreich und Preußen abgefchloffen, und fofort, von 
einer ausführlichen Denffchrift begleitet, den betreffenden Regierungen mit« 
getheilt. Bald darauf erhob fich eine von Defterreich geſchürte Oppofir 
tion ber fübbeutfhen Staaten dagegen. Schon im Septeinber 1861 hatte 
Graf Rechberg eine Erffärung an die Zollvereingregierungen erlaffen, 
worin barauf hingewieſen war, welchen Einfluß ein folder Vertrag des 
Zollvereins auf die materiellen Intereſſen des Kaiferftants und feine Stel- 

lung zum Zollverein haben würde. Defterreich verlangte, daß Frankreich 
feine Zufichernng gegeben werde, auf dem Fuße der begünftigten Nationen 

vom Bolfverein behandelt zu werben, und daß der Vertrag mit bemfelben 
in feinem all über die Dauer des jetzigen Zolfvereinsvertrages, d. h. 

über 1865 hinaus abgejchloffen werde, weil dies die im Handelsvertrag 
Oeſterreichs mit dem Bollverein vom 19. Februar 1853 in Ausficht ge- 
fteffte Zolfeinigung unmöglich machen wire. Die preußiſche Negierung 
beantwortete jetst jene öſterreichiſche Denkjchrift, und erklärte, dev Boll- 
verein könne ſich duch eine unfichere Ausficht auf den Beitritt Oefter- 
reichs nicht abhalten laſſen einen Vertrag abzufchließen, der nicht blos 
eine vortheilhafte Veränderung der auswärtigen Handelspolitif, fondern 
einen Akt der inneren Reform zur Folge haben werde. Graf Nechberg 

erwiderte darauf (7. Mai) in einem fehr empfindlichen Tone, die unge- 
ahıte Tragweite der zwiſchen Preußen und Frankreich verabredeten Ber- 

tragsbeftimmungen habe ihn fehr überraſcht. Der Abſchluß eines ſolchen 
Vertrags von Seiten des Zolfvereing und die Verlängerung des legteren 

auf folcher Grundlage wäre eine faktiſche und principielle Costrennung 

Oeſterreichs vom übrigen Deutfchland, eine Verlegung und Hintanfegung 
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des zwiſchen Defterreih und dem Zollverein abgeichloffenen Vertrags. 
Der franzöſiſche Handelsvertrag verpflichte durch Artikel 31 Preußen gegen 
Frankreich, fein Ausfuhrverbot in Kraft zu fegen, welches nicht zu gleicher 
Zeit auf die anderen Nationen Anwendung finde. Diefer Artikel berühre 
nicht blos commerzielle Intereſſen, ſondern den deutſchen Nationalverband 

und die Eigenſchaft des deutſchen Bundes als Geſammtmacht und mili- 
tärifche Einheit. Schließlich erklärt die öſterreichiſche Depeſche, daß der 

zu Berlin verabredete Vertrag als politifches Creigniß betrachtet, und 
in feinem Einfluß ſowohl auf die Stellung Oeſterreichs als auf die Ber- 
hältniffe Deutfchlandg erwogen, die ernftlichften Bedenken hervorgerufen 
habe. Diefe Erklärungen Oeſterreichs fanden in Süddeutſchland Anklang, 
und es entitand eine lebhafte Agitation gegen diefen neuen vermeintlichen 
Verſuch Preußens, die übrigen deutſchen Staaten zu bevormunden und 
feinen Intereſſen zu opfern. Dagegen erklärte fi) in Sachſen, beffen 
NMinifterium keineswegs im Verdacht einer befangenen Hingabe an Preußen 
Rand, ſowohl die Regierung (22. Mai), als die Vertreter der Induftrie 
md des Handels (27. Mai) für Annahme des Vertrags; aud) in Baden 
beſchloß die Megierung ihren Beitritt (14. Juni) und machte dem Landtag 
eine dahin zielende Vorlage, Das preußiſche Cabinet beftritt durch eine 
Note vom 28. Mai dem öſterreichiſchen jedes Recht, Einfpruch gegen ber- 
artige Verträge zu erheben; Preußen und ber Zollverein haben bie volfe 

Freiheit, Hierin Tebiglich nach eigenem Intereſſe zu verfahren. Die Bes 
hauptung, baß der Vertrag mit Frankreich eine Zolfeinigung mit Oefter- 

reich unmöglich mache, wird abgemwiefen. In dem, was in diefer Be- 
ziehung überhaupt als möglich angefehen werden könne, fei durch die 
Verträge mit Frankreich nichts geändert. Auch die Annahme ber äfter- 

reichiſchen Denkichrift, daß der franzöſiſche Handelsvertrag hindern würde, 
ein Ausfuhrverbot in Kraft zu ſetzen, welches nicht zu gleicher Zeit auf 
die anderen Nationen Anwendung fände, wird als nicht begründet nach- 

gewieſen und bemerkt, daß auch Frankreich diefe Auffafjung vollftändig 
theile. Nach einigen Monaten (10. Juli 1862) rüdte das öfterreichiiche 
Minifterium mit dem Anerbieten eines Präliminarvertrags zur Gründung 
eines den Raiferftaat und den Zollverein umfaffenden Zoll- und Handel 
gebiets heraus, um dadurch der Errichtung einer Scheidewand, wie fie 
der franzöfifch-preußifche Zollvertrag für Defterreih und Deutſchland 
wäre, zuvorzufommen. Es war zugleich ein aus 6 Artifein beftehender 

Entwurf eines ſolchen Präliminarvertrags und einer befonderen Verein 

barung über Haubelsbeziehungen des beutfch-öfterreichiichen Zollbundes 
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beigefügt, und daß Verſprechen gegeben, daß fogleich Einleitung zu ben 
erforderlichen Verhandlungen getroffen werben folle. Man war in Preußen 
nicht darüber im Zweifel, daß dieſes Anerbieten von Oeſterreich nicht 
ernftlich gemeint fei und nur die Bedeutung einer Intrigue Habe, zu dem 
Zweck den Zollverein zu fprengen, da Oeſterreich, durch die ſchutzzöll- 

nerifche Neigung feiner Fabrikanten gebunden, unmöglich den Eintritt in 
denfelben durchfegen könne. Eine gleichzeitige Flugſchrift von competenter 

Seite (Geh. Rath Delbrüd) erörtert diefe Trage und kommt zu dem 
Ergebniß, daß die Aufnahme der öfterreihifchen Monarchie in den Boll- 

verein durch bie Intereſſen beider Theile entſchieden verboten ſei; „eine 
Zolleinigung mit Oeſterreich hieße für uns foviel, als einen Gefunden 
zu einem Typhuskranken in's Bett legen." Die preußiſche Regierung 
fäumte nicht, den Antrag Oeſterreichs unbedingt abzulehnen*), da ber 
Bereinszolltarif, den Oeſterreich anzunehmen ſich erbiete, jedenfalls einer 
Reviſion bedirfe, und zwar in einer Michtung, für welche kein Einver- 
ftändniß mit Oeſterreich vorauszufehen ſei. Oeſierreich ließ ſich nicht 
abtreiben, und verlangte num durch Depefche vom 26. Juli Eröffnung 

der Verhandlungen, als ein auf den Vertrag von 1853 gegründetes Recht. 
Indeſſen war ber Hanbelövertrag mit Frankreich von der preußiſchen 
Abgeorbnetenfammer am 25. Juli mit großer Majorität angenommen 
worden, und Preußen unterzeichnete nun feinerfeit8 am 2. Auguft definitiv. 
Am 5. wurde den Bolfvereinsvegierungen hiervon Nachricht gegeben, und 
zugleih, um den Wünfchen der ſüddeutſchen Staaten zu entiprechen, ein 

Zugeftändniß in Betreff der Weinfteuer angeboten. Gleichzeitig wurde 
auch an Defterreich eine Antwort auf feine neue Forderung vom 26. Juli 
ertheilt. Dan fei, wurde gefagt, zwar nicht grundfäglich abgeneigt, in 
Verhandlungen einzutreten, aber jett jei fein gedeihliches Reſultat abzu- 
jehen, fondern nur neue Verwicklungen zu befürchten. Erſt nachdem bie 
Verträge mit Frankreich durch die allfeitige Armahme der Zollvereins- 
ftaaten in ihrer Ausführung gefichert fein würden, könne man bie handelö- 
politiſchen Beziehungen zu Oeſterreich eriägen. 

Die beiden ſüddeutſchen Königreiche und Hannover gingen ganz auf 
die öſterreichiſche Auffaffung ein. Bayern Iehnte deshalb durch Note 
bes Hanbelöminifter8 v. Schrenk vom 8. Auguft den Beitritt zum fran- 
zöffeh-preußifchen Vertrag ab, und einige Tage fpäter (11. Auguſt) folgten 
auch Wirtemberg und Hannover (16. Auguft). Diefer Erfolg veranlafte 

*) Depefhe vom 21. Angufl. 
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Defterreich alsbald, feinen Antrag auf ben Eintritt in dew.gpffwerein zu ⸗ 
erneuern, durch eine Depefche vom 21. Auguft, worin es ven der Bor ” 
ansjegung ausgeht, daß die Mehrzahl der Zollvereinsſtaaten den Vertrag 
mit Frankreich verwerfen werbe, und daß damit die Gründe, welche 
Preußen Hindern, auf Verhandlungen einzugehen, gefallen feier. Die 
preußifche Regierung aber zog aus den Erflärungen Yayerns und Wirten- 
bergs andere Folgerungen, und bebeutete biejen beiden, daß fie eine de— 
fnitive Ablehnung der Verträge mit Frankreich als ben Ausdruck des 
Willens anfehen müffe, den Zollverein nicht fortzufegen. Gegen Defter- 
reich erffärte fie am 19. September, daß fie die Verträge vom 2. Auguft, 

d. 5. dem Abſchluß mit Frankreich Teineswegs als gefcheitert betrachte, 
ba das Hervortreten einer Meinungsverfchiedenheit über eine große han- 
delspolitiſche Maßregel nicht fofort als gleichbedeutend mit ber Verwerfung 
derſelben aufgefaßt werben könne, es vielmehr in ähnlichen Fällen ſchon 
öfter gelungen fei, anfängliche Verfciebenheiten im Wege weiterer Ver— 
handlungen auszugleichen. 

Der beutfche Handelötag, ber ſich in der Mitte Oftobers zu Münden 
verfammelte, zog natürlich au den Vertrag mit Frankreich in den Be— 
reich feiner Beſprechungen. Die Oeſterreicher fanden fich zahlreich ein, 
um für ihre Intereſſen zu wirken, und zweifelten nicht an ihrem Sieg. 
Sie verlangten einfach: Verwerfung bes Hanbelövertrags zwifchen dem 

Zollverein und Frankreich, und Aufnahme Oeſterreichs in den Zollverein. 
Die alte öfterreichifche Bevormundungspolitif, welche feit 40 Jahren am 
Bundestag ihr Spiel getrieben hatte, verfuchte fich jet auch in diefer 

Frage geltend zu machen. Defterreich wollte Deutfchland verbieten, ſich 
feinen Bebirfniffen gemäß zu geftalten und einzurichten. Wber der öfter- 
reihifche Antrag anf Ablehnung des Vertrags mit Frankreich wurde mit 
großer Mehrheit vertvorfen, und dagegen ausgefprochen, es fei zwar höchſt 

wänfchenswerth, daß einige Beftimmungen jenes Vertrags abgeändert 
wärben, aber das fchleunige Buftandefommen deſſelben dürfe nicht in Frage 
geftelft werben. Der Antrag eines Oeſterreichers auf Zolleinigung Deutfch- 
lands mit dem Ralferftaat ward mit 117 Stimmen gegen 80 vertworfen, 
dagegen unter der Vorausfegung, daß die Erhaltung des Zollvereins 
und der Abſchluß mit Frankreich ſich erzielen Taffe, der Wunſch für mög. 
fichfte Ausdehnung der Verfehrserleichterung zwiſchen dem Bolfverein und 
Defterreich ausgefprochen, doch fo, daß bie bisherige Selbftändigfeit der 

beiden Bolfgebiete auch ferner erhalten bleibe. Außerdem ergriff ber 
Handelstag die Gelegenheit, ſich für die Verbefferung der Zollvereins- 
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verfaffung durch Einführung einer ftändigen Verwaltung und Vertretung 
auszufprechen. Die Verfammlung wies babei auf ihre Erklärungen vom 
vorigen Jahre Hin und übergab ausführliche Denffogriften, melde die 
damals aufgeftellten been im Einzelnen darlegen. So hatte auf dem 
commerzielfen Gebiete die Einheitsidee einen neuen Sieg errungen, und 
befanntlich wurde fpäter der franzöſiſch-deutſche Handelsvertrag von allen 
deutſchen Staaten angenommen. 

Auch in der kurheſſiſchen Angelegenheit hatte bie preußifche Regierung 
einen bedeutenden Erfolg erreicht, und fowohl den Bundestag als den 
Kurfürften zum Nachgeben gezwungen. Wir haben ſchon oben bei dem 
Umſchwung ber Politik Badens erwähnt, daß die dortige Regierung am 
4. Juli 1861 den Antrag im Bundestag geftellt Hatte, die kurheſſiſche 
Verfaſſung vom Jahre 1831 ſammt den Erläuterungen und Ergänzungen 
von 1849 als vechtökräftig zu betrachten. So wenig dies auch Eingang 
zu finden ſchien, fo drang doch allmählich die Ueberzeugung durch, daß 
man bie furheffiiche Sache nicht Tänger Hängen laſſen dürfe, und dem 
Treiben des Kurfürften, der ſich immer mehr Willkürlichkeiten und Quäle- 
veien erlaubte, Einhalt thun müſſe. Es wurde zwiſchen Preußen und 

Oeſterreich darüber verhandelt, und am 8. März 1862 brachten Heide 
Mächte einen Antrag für Wiberherftellung ber alten kurheſſiſchen Ver— 
faffung ein, mit Vorbehalt folder Abänderungen, welche zur Ueberein- 
ftimmung mit den Bundesgefegen erforderlich feien. Der Kurfürft ordnete 
aber die neuen Stänbewahlen nad) ber von ihm 1860 octroyirten Ver⸗ 
faffung an. Die preußifche Regierung erhob dagegen Vorftellungen in 
Caſſel, und forderte das Wiener Cabinet zu gemeinfamer Abmahnung der 
turfürftlichen Regierung auf; aber num wollte Defterreich wieder nicht 
darauf eingehen, unter dem Vorwand, es fei für einen ſolchen Schritt 
die Zuſtimmung ber. Majorität de Bundestags nicht zu erwarten. Der 
Kurfürſt dagegen ließ als thatfächlichen Proteft gegen bie preußiſchen 
Borftellungen die ſchon angeordneten Landtagswahlen nad) dem octroyirten 
Wahlgefeg ausfchreiben. Preußen Tieß (6. Mai) eine neue Aufforderung 
nach Wien ergehen, durch auferorbentliche Gefandte beider Höfe den 
Widerftand des Kurfürften zu brechen. Der herausforbernde Charatter 
der neueften Maßregeln fÜ der Art, daß man die Aktion nicht von dem 
Zögern und Schwanfen in Frankfurt abhängig machen dürfe. Die preu= 
Sifche Negierung werde, um ihre Forderungen mit Nachdruck zu unter« 
ftügen, den königl. Adjutanten General v. Willifen nach Caffel ſchicken. 
Oeſterreich wollte noch zugewartet wiflen, aber Preußen ſchickte ben 
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General Williſen mit einem eigenhändigen Schreiben bes Königs an den 
Kurfürften ab. Diefer nahm den auferordentlichen Bevollmächtigten in 
einer Weiſe auf, daß darin eine abfichtliche Heleidigung des Königs ge» 
ſchen werben mußte. Indeſſen hatte der Bundestag am 10. Mai ben 
preußifch-öfterreichifchen Antrag angenommen, nur Hannover und Meden- 
burg ſtimmten dagegen. Die preußifche Regierung forderte von der Hefe 

füchen Genugthuung, namentlich fofortige Entlaffung der dermafigen ver- 
antwortlichen Rathgeber des Kurfürſten. Diefer lehnte die Genugthuungs- 
forderung ab, und Preußen berief nun feinen ordentlichen Geſandten in 

Caffel zurüd, und zwei Armeecorps erhielten Befehl, fich marfchbereit zu 
zu machen. Indeſſen forderte das heſſiſche Minifterlum felbft feine Ent- 
laffung, unb nachdem ein neues gebilbet war, gab der Kurfürft nach und 
erfieg am 22. Juni eine landesherrliche Verfündigung, welche die Ber- 
faffungsurtunde von 1831 nebft anderen ergänzenden Gefeken von 1848 
und 1849 wieder in Wirkſamkeit fegte. Ueberdieß ſchickte der Kurfürft 
einen General mit einem eigenhänbigen Schreiben an den König von 
Breußen, worin er benfelben von ber Wiberberftellung ber Verfaſſung 
und ber Befolgung „ber in wohlwollendſter Mbficht ertheilten Rathſchläge“ 
benachrichtigt. Damit war der wichtige Streitpunft zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen, der im Jahre 1850 zur Wiberherftellung des Bundestags 

die Handhabe gewährt und beinahe ben Ausbruch eines Krieges Herbei- 
geführt hätte, zu Gunften Preußens und ber verfaflungstreuen Heſſen 
entfhieben. Der Kurfürſt bekam indeſſen noch in demfelben Jahre einen 
Rüdfall der Widerfpenftigfeit; er erſchwerte feinem Minifterium, welches 
die alte Berfaffung wieder in Wirkfamfeit fegen follte, auf alle Weife 
feine Aufgabe und vertagte die neu gewählte Ständeverſammlung. Preußen 
fhicte am 24. November durch einen Feldjäger eine neue Drohnote an 
den Kurfürſten, wodurch derfelbe fich veranlaßt fah, die bereits verfügte 
Entlaffung feiner Minifter zurüczunehmen und die vertagte Stänbever- 
fammlımg wieder einzuberufen. 

Während des Streites über ben franzöfifchen Handelsdermog und 
über Kurheſſen hatten auch Berathungen über die Reform der Bundes- 
verfaſſung ſtattgefunden. Am 7. Juli wurde eine Conferenz mittelſtaat⸗ 
fiher und öſterreichiſcher Staatsmänner in Wien begonnen. Preußen, 
wiederholt aufgefordert, an biefen Beratungen theilzunehmen, lehnte ab, 
da e8 feinen erſprießlichen Erfolg vorausfah, und ging nicht einmal auf 
den Vorſchlag ein, den preußifchen Gefandten in Wien in der Eigenschaft 
eines einfachen Zeugen zur Anwohnung jener Berathungen zu ermächtigen. 

lüpfel, Gineitsbeßrebungen. I. 18 
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Der Bundestag ſelbſt that auch einen Schritt in einheitlicher Richtung, 
indem er am 17. Juli befchloß, zur Ausarbeitung eines Entwurfs einer 
allgemeinen Eivilproceßorbnung fir die deutjchen Bundesftaaten eine Com 

miffton niederzufegen, welde am 15. September 1862 in Hannover zu» 
fammentreten follte. Daß Preußen fi) auch dagegen erffärte, gab feinen 

Gegnern eine willkommene Gelegenheit, über preußifhen Egoismus zu 
Hagen, der num dann für die deutſche Einheit auftrete, wenn für Preußen 
ein Vortheil dabei zu erreichen fei. Eine Frucht der Wiener Berathungen 
kam zum Vorſchein in einem am 14. Yuguft von Deſterreich, Bayern, 
Königreich Sachfen, Hannover, Wirtemberg, Kurhefien und Naſſau ge— 
ftelften Antrag, einen Ausſchuß nieberzufegen, welcher nähere Vorſchläge 
über die Art der Zufammenfegung und Einberufung einer aus den ein« 
zelnen deutfchen Ständefammern durch Delegation hervorgehenden Volls- 
vertretung außarbeiten ſollte. Dieſem Ausſchuß follten dann auch die 

Geſetzesentwürfe über eine allgemein deutſche Civilproceßordnung und ein 
Obligationenrecht vorgelegt werben. 

Bor dem Ausgang diefer Verhandfungen müffen wir nun den Stand 
der fpeciell preußiſchen Angelegenheiten betrachten. Wir fehen das buch 

feudale Elemente ergänzte Minifterium einer feinbfeligen Kammer gegen- 
über. Gleich beim Beging der Verhandlungen zeigte es fi, daß eine 
minifterielle Partei gar nicht mehr beftand. Ein Verſuch, die Trümmer 
derſelben zu fammeln, fcheiterte an der Abneigung einzelner Genoffen, 

jest ſchon ſich über ihre Stellung zu entſcheiden. Der ehemalige Führer 
ber minifterielfen Partei, Grabom*), wurde mit einer Heinen Majorität 

zum Präfidenten gewählt, und in feiner Antrittsrede machte er eine 

Schwenlung nad) Lints, indem er ben beftehenden Gegenfag mit ber For⸗ 
mulirung „ob Königthum oder Parlament” bezeichnete, was die Megierung 
keineswegs als richtig anerkennen wollte. In ber Adreßdebatte trat das 
Bemühen hervor, mit einem entſchiedenen Beharren auf Anerkennung der 
conftitutionellen Rechte auch Ehrfurcht vor ber Krone zu verbinden, und 
die Beſchuldigung eines Eingriffs in deren Mechte abzuwehren. Die 
Adreſſe, welde am 6. Juni mit 219 gegen 101 Stimmen angenommen 
wurbe, Tautete in ihrer Hauptftelle folgendermaßen: „Es befteht feine 
gefahrdrohende Aufregung der Gemüther. Das preukifche Volk hat ſich 
nicht verändert. Es vereinigt mit der alten Hingebung an ben Thron 
eine fefte und befonnene Anhänglichkeit an fein verfaffungsmäßiges Mecht. 

*) DBürgermeifter in Prenzlau, von 186% — 66 Präflbent bes Abgeorhnetenhaufes. 
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Es erjehnt im Innern den Erlaß der zum Ausbau unferer Berfaffung, 
zur Begründung einer felbftändigen Gemeinde- und Kreisverwaltung und 
zur höheren Entwidelung ber Vollskraft nothwendigen Geſetze, die Zu 

rüdführung der Gefammtftenerlaft auf ein der Steuerfraft entſprechendes 
Maß, die Sicherung des Staats und ber Schule gegen Kirchliche Ueber- 
griffe, die verfaffungsmäßige Befeitigung des Widerſtandes, welchen bisher 
ein Faktor der Geſetzgebung (das Herrenhaus) diefem Verlangen entgegen- 

geſtellt Hat. Es erfehnt nach Außen eine kräftige und vorwärtsſchreitende 

Politik, welche Ew. Majeftät erhebende Erklärung vom 9. November 1858: 

„Die Welt muß wiffen, daß Preußen überall bereit ift, das Recht zu 
ſchützen“, in vollem Umfange verwirklicht." Die Deputation, welche dem 
König die Abreffe zu überbringen hatte, wurde etwas ungnädig empfangen; 

er ertiberte: „Ich habe die mir foeben außgebrüdten Verſicherungen der 
Treue und loyalen Ergebenheit gern entgegengenommen. Indem ic) 
wiederholt außfpreche, daß ich unverändert auf dem Boden der beſchwo— 
renen Berfaffung ftehe, fowie auf dem meines Programms vom November 
1858, und daß ich mich dabei in voller Uebereinftimmung mit meinem 
Minifterium befinde, Tnüpfe ich hieran die fefte Erwartung, Ihre aus- 

gejprochenen Gefinnungen durch die That bewährt zu fehen, und da Sie 
einen Sat meines Programms von 1858 heraußgehoben haben, fo wollen 
Sie ſich dafjelbe Zeile für Beile einprägen, dann werden Sie meine Ge⸗ 
ſinnungen vecht erfennen.”" 

Beim Beginn der Yubgetberathungen erklärte die Megierung, fie 
beharre anf dem urfprünglichen Plane ber Mititärorganifation vom 9. Fe— 
bruar 1860, und ftellte nur einige unweſentliche Mobificationen in Aus- 
fit. Für die Marineverwaltung wurde auf ben Grund eines Geſetzes⸗ 

entwurfs auch noch eine außerordentliche Forderung von 1,400,000 Thlr. 
eingebracht, und der Kriegsminifter entwicelte mündlich ten Plan zur 
Gründung einer Kriegäflotte, der 46 Millionen Thaler erfordern werde, 
und im Verlauf von fieben Jahren ausgeführt werben follte. Die Budget- 
commiſſion beantragte, ſämmtliche Mehrfoften für das Heer, etwas fiber 
6 Millionen Thaler, zu ftreichen, fo lange die Regierung nicht die er- 
forderlichen Gefegesvorlagen gemacht und mit dem Landtag vereinbart 
haben würde. Da aber der von ber Negierung im Jahre 1860 vor- 

gelegte Entwurf für die Militärreform zurüdgewiefen worden war, und 
für einen neuen, der im Weſentlichen diefelben Grundſätze feithielt, auch 
feine Annahıne zu erwarten war, fo fam die Streichung ber Geldfor- 

derung auf eine Ablehnung bes ganzen Organifationspianes hinaus. Der 

18* 
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Streit drehte fich nicht fomohl, wie bie Führer der Kammermajorität es 

immer barftellen wollten, um Specialifirung des Etat3 und Anerkennung 
des Budgetbewilligungsrechts, um die Aufficht der Kammer über die 

Verwendung der Staatögelder, als um bie materielle Frage der Heeres- 
veform, welche die Vollsvertretung in biefer Ausbehnung und in diefem 
Koftenbetrag nicht annehmen wollte. Der Negierungscommiffär des Kriegs« 
miniſters, Oberft v. Boſe, erwiderte mit Recht, die Negierung habe ja 
Vorlagen gemacht, aber fie feien leider nicht angenommen worden. Man 

verlange, dag Heer müſſe volfsthümlicher werden, man möge nur fagen, 
mie daS gemeint fet, man könne doch nicht Schügen und Turner fo ohne 
Weiteres in das Heer einreihen. Ob das neue Syſtem ſtichhaltig fei, 
könne man freilich noch nicht erproben, da Preußen feinen Kaukaſus und 
fein Algier habe, aber die Negierung glaube das Nichtige getroffen zu 

haben unb werde an dem in der Ausführung begriffenen Plane fefthaften, 
bis ihr ein Beſſeres gezeigt werde. Ein Gejeg wolle fie vorlegen, aber 

ſchwerlich in dieſer Seffion, fondern erft in der nächften. Am folgenden 
Tag übergab derjelbe Commiffär als letzte Conceffion einige Ahänderungs- 

vorſchläge des Meformplanes, aber die Koften für ben vollendeten Meor- 
ganifationsplan bfieben immer noch um 10 Milfionen Thaler Höher, als 

der alte Kriegsetat. Am 11. September begann die Debatte, es wurden 
mehrere Vermittlungsanträge gemacht, die fih alle um möglichfte Spe— 

ciafifirung, um nachträgliche Rubricirung der bereits verwendeten Gelder, 
um Vertheilung in ein Orbinarium und Ertraorbinarium drehten, und 

den Zweck hatten, die Controlirung der Ausgaben durch die Kammer zu 
ermöglichen. In der Sache bildete die Trage, ob dreijährige Dienftzeit 
feftgehaften ober dieſelbe auf zwei Jahre herabgefegt werden folle, einen 

Hauptpunft, und die Regierung fchien einen Augenbfic geneigt, das Zu⸗ 

geftändniß einer blos zweijährigen Präfenzdauer zu machen; aber der 
Krieggminifter erflärte ſchon am folgenden Tag dieſen Vorſchlag aus 
techniſch⸗ militäriſchen Gründen für unausführbar. Am 23. September 
erfolgte die Schlugabftimmung, bei welcher nur 11 Mitglieder für bie 
Bewilligung der vollen Etatspoſition, 308 dagegen ftimmten. Damit 
war der Kriegszuſtand zwiſchen Negierung und Vollsvertretung erklärt. 
Die Oppofition machte zu ihrer Rechtfertigung geltend, fie Habe, nachdem 
ihr die Specialifirung des Etat von ber Regierung vertveigert und duch 
das Beharren auf ber dreijährigen Präfenz die billigften Wünſche des 
Volles zurüctgewiefen worden feien, bie Rechte der Volfsvertretung auf 

Bewilligung des Budget? und Controlirung der Staatsausgaben nicht 
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anders wahren fönnen, als durch Streichung der nicht gerechtfertigten 
Etatspoſten. Es habe fid nicht um unbedingte Berwerfung der Mititär« 
teform, fondern nur um deren Mobificirung zu Gunften des Volkswohls 
und um Bertheibigung anerfannter conftitutioneller Mechte gehandelt. 
In der That war das ber Standpunkt der gemäßigten altliberalen Partei. 
Mer ein großer Theil der Oppofition wollte doch eigentlich überhaupt 

Verwerfung der Militärreorganifation. Nach der biöherigen friedlichen 
Bolitif der Regierung, nach ber unbedingten Friedensliebe, welche fie in 
den Verwicklungen von 1850 und 1859 gezeigt hatte, nad) den aus-⸗ 

drüclichen Erklärungen des Minifters v. Cchleinig, daß man eine Re— 
form des Bundes nicht gegen den Willen Oeſterreichs und der Mittel 
ſtaaten burchfegen wolle, glaubte man, Preußen habe auf Erfüllung feines 
deutſchen Berufes, auf die Anſprüche einer einheitlichen militäriſchen und 
diplomatischen Leitung Deutfchlands verzichtet. Wenn man aber auf 
Erhöhung von Preußens Macht verzichtete, wenn man von dem Heere 
doch feinen Gebrauch machen wollte, wozu deſſen Vermehrung und ge 
fleigerte Ausbildung mit einem jährlichen Koftenaufmand von 10 Mil- 
fionen? Mußte nicht unter diefen Vorausſetzungen die Neorganifation 

als ein Toftfpieliger Luxus erfcheinen, der nur dazu diene, eine Liebhaberei 
des Königs zu befriedigen, da8 Königthum von Gottes Gnaden mit err 
höhtem militäriſchem Glanz zu umgeben? Daß die confervative Partei 
und der Adel das Project der Militärreform fo eifrig unterftügten, war 

natürlich der Fortſchritispartei und den Liberalen fein Grund, auf ihre 
Oppofition zu verzichten, man fah darin einestheils nur den gewohnten 
Gehorfam gegen das Königthum, anderntheils einen Beweis ſerviler Ge⸗ 
finnung. Auch Hatte ja der Abel in feinen Gtandesintereffen Gründe 
fr Vermehrung bes Heeres. Je mehr Offiziersftellen geſchaffen wurben, 
defto mehr gab es fiir die Junker Gelegenheit, ihren Söhnen Verwendung 
und amgefehene privilegirte Stellung zu fihern. Die Abneigung gegen 
Vermehrung und Hebung bes abeligen Elementes war für den Bürger 
ein Grund mehr, auf dem Widerſpruch gegen die Militärreform zu bes 

herren. So war es denn doch großentheil® principielle Oppofition, was 
den Beihluß der Vertveigerung des Budgets herbeiführte. Man wollte 
zeigen, daß die Volfävertretung eine Macht im preußiſchen Staate fei, 
welche dem Königthum zum mindeften ebenbürtig daſtehe. Man wollte 
einen vernichtenden Streich gegen abfolutiftifche Tendenzen führen und 

beweifen, daß die königliche Gewalt Feine Mafregel von eingreifenber Ber 

deutung gegen ben Willen des Volles und Bürgerthums durchſetzen könne. 
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Die Militärorganifation hat ſich in ihrer politifchen Bedeutung und 

ihrem Werth für die Machtfteigerung des preußiſchen Staates fo glänzend 
erprobt, daß die Energie, mit welcher ber König biefelbe gegen den Willen 
der Volfsvertretung burchgefegt hat, volfftändig gerechtfertigt if. Es 
drängt ſich aber doch die Trage auf, ob bei dem Bewußtſein, fachlich 
ganz im Rechte zu fein, die Regierung den Abgeordneten nicht hätte be- 
ftimmtere Andeutungen darüber geben follen, daß man das Heer nicht 
blos zur Erhöhung Königlichen Glanzes und dynaftifcher Liebhaberei ftärten, 

fondern wirklich die Macht des preußiſchen Staates fteigern wolle, um 
wichtige politifche Ziele damit zu erreichen; und auf -ber anderen Geite, 

ob man den doch auch berechtigten conftitutionelfen Anfprüchen auf Con» 
trolirung der Staatsausgaben durch Vorlegung eines fpecielleren Etats 
nicht Hätte entfprechen und damit die conftitutionelfe Gewwiffenhaftigfeit der 
fiberalen Partei zu Gunften der Regierung ftimmen follen. Wir erwidern 
hierauf: an Andeutungen, daß dem ganzen Gedanken der Militärreform 
politifche Zwede zu Grunde Tiegen, daß man bie deutſche Frage als eine 
Machtfrage anfehe, hat es in den Anſprachen des Königs und bes Kriegs- 
minifters nicht gefehlt. Deutlicher Sprechen konnte man nicht, ohne das 
Mißtrauen Oeſterreichs, der Mittelftaaten und ber auswärtigen Mächte 
mad} zu rufen. Gin beſtimmteres politifches Programm zur Begründung 
des gefteigerten Militäretats konnte man auch deshalb nicht vorlegen, 
weil man wirklich noch fein:3 hatte. Im Allgemeinen war man überzeugt, 
daß fowohl die Augeinanderfegung mit Defterreich, als auch der Streit 
mit Frankreich) um das linke Aheinufer in naher Zukunft mit dem Echwert 

entfehieden werben müffe. Welcher Krieg zuerſt ausbrechen würde, das 
wußte man nicht und konnte alfo auch nichts Beftimmtes darüber fagen. 

Aber darin war man nicht im Zweifel, daß, um diefe Kämpfe mit Ehren 

und Erfolg zu beitehen, bie vorhandene Kriegsmacht Preußens und die 

möglichen Alfianzen nicht genügen witrden. Und dann war e8 aus po» 
litiſchen Rückſichten geboten, die Gründe und die Einzelheiten der Kriegs- 

rüftung nicht der Oeffentlichfeit preiszugeben. Die Regierung durfte nad) 
ihren widerholten Erklärungen, daß es ſich un die Jutereſſen Preußens 

und Deutſchlands Handle, wohl einiges Vertrauen beanſpruchen. Doc 
ift nicht zu läugnen, daß die ftreng conftitutionelf gefinnte Kammer, wenn 

auch kurzſichtig, doch nad) Recht und Gemiffen handelte. Mochte auch 
der Einzelne ſchwer unter diefem Conflict leiden, fo war der auf beiden 

Seiten mit ehrenhaften Waffen geführte Kampf doch gewiß ein Zeichen 
politiſcher Gefundheit, und der Staat nicht zu bedauern, in dem ſolche 
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tief gehende Gegenſätze ohne verderbliche Erſchütterungen beſtehen konnten. 
Wenn aber bie damalige Fortſchrittspartei von der Regierung verlangte, 
fie ſolle auf die altpreußifche königliche Machtvollfommenheit verzichten, 

die Gewalt mit dem Bolfe theilen, eine parlamentarifche Regierung werben 
und Die Nationalverfammlung in das Geheimniß ber deutſchen Einheits- 
poßtit ziehen, fo glauben wir, daß König Wilhelm und feine Rathgeber 

ganz recht gethan Haben, wenn fie auf diefe Anfprüche nicht eingegangen 

nd. Nur einer feften, ſtarken, königlichen Gewalt, nicht aber einer auf 
die ſchwankende Vollsſtimmung des Parlamentarismus angewwiefenen Re- 
gierung war es möglich, die Erfolge von 1866 und 1870 zu erringen, 
den nordbentfchen Bund und das deutfche Neich zu gründen. Der König 

verhehlte fich nicht, daß der Kampf gegen die Vollsvertretung und die 
öffentliche Meinung feinen Thron und fein Leben gefährden und felbft bie 
Rechte der Dynaſtie in Gefahr bringen Könnte. Der Gedanke an Nieder- 
legung der Krone zu Gunften feines Sohnes ſoll ihm nahe gelegen haben. 
Doch mußte ihn die Erwägung, daß es den Thronerben in eine ſchlimme 
Lage gebracht haben würde, die Regierung mit einer Conceffion zu bes 
ginnen, von einem foldhen Schritt abhalten. Er entſchloß fi, Herrn 
dv. Bismard zu berufen, und feiner Energie die Geſchicke Preußens und 
Deutſchlands anzuvertrauen. Noch während ber Militärbebatte wurde 

derjelbe von Biarrig telegraphiich nach Berlin beſchieden, und fogleich 
nad) der wichtigen Abftimmung im Abgeorbnetenhaus, am 24. September, 
zum Staatsminifter mit dem interimiftifchen Borfig im Minifterrath er- 
nannt. Der bisherige proviforiiche Minifterpräfident, Prinz von Hohen- 
lohe, wurde dieſes Amtes enthoben, und auch der Finanzminifter von 
der Heybt erhielt die nachgefuchte Entlaffung. 

In ganz Deutſchland hatte die Entlaffung des Miniſteriums der neuen 
Ara den ſchlimmſten Eindrud gemacht, Die getreueften Freunde Preußens, 
welche in ben Zeiten der Unionskämpfe ihr Vertrauen auf deſſen deutſche 
Politik feftgehalten Hatten, glaubten jegt nichts mehr von Preußen erwarten 
du dürfen. Selbſt ein fo tiefblitender und von dem Beruf Preußens 

fo überzeugter Politiker wie P. U. Pfizer theifte diefe Hoffnungslofigkeit. 
E veröffentlichte im Frühjahr 1862 eine Schrift: „Zur deutſchen Ver- 

foffungsfrage", um im Vorgefühl feines baldigen Todes noch einmal ein 
Bart fr die bundesſtaatliche Vereinigung Deutſchlands unter Preußens 

einzulegen, unb befannte in ber vom 30. März datirten Bor 

tee: „Während des Drudes der gegenwärtigen Schrift ift in Preußen 
ein Greigniß eingetreten, welches ganz dazu geeignet ift, im beutfchen Volk 



280 Der Militärconflict. 

die Hoffnung auf Hilfe aus den oberen Regionen zu vernichten: die Auf- 
fung des Haufes der Abgeordneten, in Verbindung mit der theilmeifen 

" Entlaffung eines Minifterlums, das bei den Hinderniffen, welche bie 
Krone felbft ihm in den Weg gelegt ober aus dem Wege zu räumen 
unterlaffen hat, zur Unmacht verdammt war." Die Verfchärfung bes 
Gegenfages durch die Berufung Bismards ſchien vollends jede Hoffnung 
auf eine günftige Löſung des Eonflictes zu zerftören. Selbft in Baden, 
two bie Regierung die preußifche Fahne aufgepflanzt Hatte, ſprach fich die 
officiöfe Karlsruher Zeitung in einem Xrtifel vom 22. Oftober 1862 
über ben in Preußen ausgebrochenen Verfaſſungsſtreit folgendermaßen aus: 
„Die nationale Bewegung war feit 1859 geneigt, ber preußifchen Re 

gierung die Führung nach dem großen Biele unferer politifchen Wider 
geburt anzuvertrauen; Heute muß nicht blos der Liberalismus, welcher 
jebe mögliche Garantie fir die Volfsfreiheit begehrt, es muß ebenfo ber 
unbedingtefte Anhänger der deutſchen Einheit der preußiſchen Regierung 
die Fähigkeit zu jener Führung in Abrede ftellen." Niemand ante, daß 
eben jegt der Mann an die Spige der preußifchen Regierung getreten fei, 
der vor Allen berufen war, dag Werk der deutſchen Einigung in einer 

Weiſe zu vollenden, bie alle bißherigen Programme weit übertraf. 



Zwölftes Kapitel. 

Die Anfänge des Miniſteriums Bismard und der Fürften- 
Cougreß in Frankfurt a. M. 

Der Eintritt Bismards in das Miniſterium war ein Wendepunkt 
für die preußifchen und deutſchen Angelegenheiten. Bisher war ber Streit 
ber Regierung mit der Vollgvertretung eine Sache für fich, es ſchien 
fh nur um die Militärreform und die damit verbundenen Anfprüche der 
Krone zu handeln; jet aber war ein Staatsmann an die Spige getreten, 

welcher den Militäxconflict nur ala einen Zwiſchenfall anfah, und ihn 
baldmöglichſt überwinden wollte, um freie Bahn für höhere politifche 
Zwede zu befommen. Nicht fo faßten zwar bie preußiichen Abgeorbneten 
Bismarcks Berufung auf. Sie glaubten, der König wolle, anftatt 
das Minifterium nach dem Sinn der Kammer zu ändern, 'daffelbe in 
reachionärer Richtung verftärken und der Oppofition Troß bieten. Bis— 
marck galt als der Ausbrud einer übermüthigen, vollsfeindlichen Junker⸗ 
politil. Man erinnerte fih, daß er in der preußiſchen Sammer bes 
Jahres 1849 über den Begriff „Volksſouveränität“ gefpottet und bie 
Rämpfer des 18. März Rebellen genannt, daß er im Erfurter Parlament 

gegen die preußifchen Unionsbeftrebungen geſprochen und das Bedürfniß 

einer nationalen Widergeburt geläugnet, baß er in einer Rede vom 3. De- 
ember 1850 Preußen die Aufgabe zugewiefen hatte, ſich Defterreich unter- 
zuordnen, um im Bunde mit ihm die Demokratie zu befämpfen. Bon 

der Veränderung aber, die in der Schule der Frankfurter Erfahrungen 
mit ihm vorgegangen war, wußte man nichts, jene merfwürbigen Briefe, 

die er feitbern geſchrieben, waren dem Publikum unbefannt, nur wenige 
Eingeweihte ſahen ſchon damals in ihm den Mann ber Zukunft. Auch 
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über die ganze Art feiner Perfönlichfeit war man ſchlecht unterrichtet, 
man fah in ihm, wenn er Andeutungen über feine Abfichten gab, nur 
den bramarbaftrenden Junker und Abenteurer. So kam es, daß man 
feine Verſuche freundlichen Entgegenfommens ſchnöde zurückwies. Er 

hatte ben beften Willen, ſich mit dem Abgeordnetenhaus in ein gutes 
Vernehmen zu fegen und innerhalb deſſelben eine Stüge für feine deutſche 

Politik zu fuchen. Buerft wandte er fih an bie Altliberalen und ſchlug 
ihnen ein Compromiß vor. Aber fie fetten, wie er felbft fpäter geftand, 
ihm den Stuhl vor die Thüre. Er verfuchte es num mit der Fort 
ſchrittspartei; er verwahrte fi auf's entſchiedenſte gegen jebe Identi⸗ 

ficirung mit der Kreuzzeitungspartei, er eröffnete Ausſichten auf eine 
großartige active Politik nach Außen, aber freilich unter der Bedingung, 

daß die Militärorganiſation durchgeführt werde. Aber es half Alles nichts, 
man verſtand ihn nicht, glaubte ihm nicht, und meinte, es ſei gar nicht 
der Mühe werth, ſich mit ihm einzulaſſen. 

Der erſte Schritt, welchen er nach Antritt ſeines Miniſteriums der 
Kammer gegenüber that, war ein verſöhnlicher. Am 29. September 1862 
erflärte er, er wolle das Budget für 1863 zurüdziehen, um bei ber 

gegenwärtigen Stimmung die Hinberniffe der Verftändigung nicht noch 
mehr anwachſen zu laffen; in ber nächſten Seffion wolle er dann den 
Etat vorlegen und zugleich einen Gefegesentwurf, welcher die Lebens⸗ 
bedingungen ber Militärorganifation aufrecht erhalte. Er erſchien am 

folgenden Tage auch noch in einer Sigung der Budgetcommiſſion, um 
für eine Verftändigung zu wirken, und zeigte den Mbgeorbneten, die ihm 
zunächft faßen, einen Delzweig, den er in Avignon gepflüct habe, um 

ihn feinen Gegnern als Friedenszeichen zu bieten, aber leider müſſe er 
bier erfahren, daß die Zeit noch nicht gefommen fei. Er äußerte unter 

Anderem auch: Preußen habe die Vorliebe, eine zu große Nüftung für 
feinen ſchmalen Leib zu tragen; es müſſe die Nüftung auch nügen und 

ſich ſtärken, damit es mehr hineinwachſe. Nicht auf Preußens Liberalis- 
mus, fondern auf feine Macht fehe Deutfchland. Preußen müſſe feine 
Kraft zufammenhalten für den günftigen Augenbfid, der ſchon einigemale 
verpaßt worden fei. Nicht durch Neben und Majoritätsbeichlüffe, wie 

fie 1848 und 1849 aufgeführt worden, werden bie großen ragen der 
Zeit entſchieden, ſondern durd Blut und Eiſen. Alle diefe Andeutungen 

machten jedoch Keinen Eindrud; die Abgeordneten hatten für nichts An⸗ 
dere3 Sinn, als für die Forderung des Etats. Die Bubgetcommiffion 
beſchloß auf den Antrag Forkenbecks, den Etat für 1863 fo vorzulegen, 
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daß bie verfaffungsmäßige Feftftellung vor dem Schluß des “Jahres 1862 

erfolgen könne, und daß es verfafjungswibrig fei, wenn die Stantsre- 
gierung über eine Ausgabe verfüge, welche durch dag Abgeorbnetenhaus 

abgelehnt fei. Bei der Verhandlung über diefen Antrag in der Kammer 
fellte ©. v. Binde das Amendement: das Haus ber Abgeordneten möge 
efären, „baß die fönigl. Staatsregierung, abgejehen von den in An- 
ſchung des Etats pro 1862 zu gewärtigenden weiteren Vorlagen, falls 
fich die Feftftellung des Staatshaushaltsetats für das nächſte Jahr nicht 
no vor dem 1. Januar 1863 herbeiführen läßt, zur Aufrechthaltung 

verfaffungsmäßiger Zuftände verpflichtet ift, noch vor Ablauf bes Jahres 

1862 die Bewilligung eines vorläufigen ertraordinären Credits bei ber 
Landesvertretung zum beantragen." Binde erflärte zum Begründung feines 
Antrags, die Minorität werde den vom Haufe gefaßten Beihluß in der 

Militärfrage als einen verfaffungsmäßigen anfehen und achten; fie fei 
aber nicht mit ber Diajorität vollftändig einig, da fie die Reorganifation 

erhalten wolle und nur die zweijährige Dienftzeit fordere. Nachdem 

Gneift für den Antrag der Commiffion und der Präfident Simfon für 
das Amenbement Binde’3 gefprochen Hatte, erflärte fi am folgenden 
Tage Bismarckh bereit, das letztere als ein Unterpfand für bie entgegen 

kommende Aufnahme feiner Bemühungen zur Verſtändigung anfehen zu 
wollen und Borfchläge zu machen, welche auf den Antrag eingehen, ohne 

jedoch ſich deſſen Motive anzueignen. Binde hatte nämlich eine beftimmte 
Verwahrung vorausgeſchickt, um das Recht der Kammer auf Eontrolirung 

des Etats feftzuhalten. Diefe Erklärung Bismarcks befriebigte die Kammer 
nicht, und fie ftimmte mit 251 Stimmen gegen 36 für den Antrag ber 
Commiffton. Nun glaubte Bismard weitere Verſuche der Vermittlung 
aufgeben zu müffen. So wenig ihm auch eine Verjöhnung bes Mini⸗ 

feriums mit der Kammer gelungen war, fo hatte er doch durch fein biß- 
heriges Verfahren das Vertrauen des Königs in vollem Mafe gewonnen. 

Er wurde jegt (am 8. Oktober 1862) definitiv zum Präſidenten bes 
Staatsminiſteriums und an Bernſtorffs Stelle zum Minifter der aus» 
märtigen Angelegenheiten ernannt. Denn died war das Feld, auf meldes 

die großen politiſchen Plane Bismarcks gebaut waren. Das Herrenhaus 

fleltte ſich ganz auf die Seite der Regierung und beſchloß am 11. Oftober, 
die aus den Berathungen bes Abgeorbnetenhaufes Hervorgegangene Feft- 

ſtellung des Etats abzulehnen, und dagegen den Entwurf der Regierung 

anzunehmen. Bismard ſprach ſich bei diefer Gelegenheit darüber aus, 
daß er auf fernere Verſuche einer Verftändigung mit der zweiten Kammer 
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verzichten müſſe, da von einer Erneuerung ber Verhandlungen nur eine 

Verſchärfung ber principiellen Gegenfäge zu erwarten wäre. 

Der König Hatte die Genugthuung, durch Kunbgebungen aus con« 
fervativen Kreifen zu erfahren, daß er bei dem Beharren auf feinem 

Willen auch im Volke vielfahe Zuftimmung fand. Er erhielt auß ver⸗ 
ſchiedenen Theilen des Landes Bufchriften und Deputationen, welche ihm 

die Verſicherung gaben, daß bebeutende Schichten der Bevölterung zu 

ihm ftehen würden. Einer Deputation aus Halle erwiderte er: „Ich 
bin überzeugt, daß die Durchführung der Militär-Meorganifation für das 
Wohl des Landes und Volkes ſchlechthin nothwendig ift, und werde bei 
ihr beharren. Man hat mich auch recht gut verftanden, aber man will 

nicht, was ich bezwecke. Man zielt mit dem Widerfpruch gegen meine 

Mafregel auf etwas ganz Anderes. Ich ftehe nach wie vor auf dem 
Programm vom Jahre 1858, und bin feſt entſchloſſen, die Verfaffung 
tren zu halten, fo lange man fie mir nicht felbft aus den Händen reift.” 
Einer anderen Deputation aus Potsdam und Spandau antwortete er: 
„Was die Militir-Reorganifation betrifft, fo ift dieſe mein eigenftes Wert 
und mein Stolz, und ich bemerfe hierbei, es gibt fein Bonin’fches und 
fein Roon'ſches Project, es ift mein eigenes, und ich habe daran gear- 

beitet nach meinen Erfahrungen und pflichtmäßiger Ueberzeugung. Ich 
werbe feft daran halten und die Neorganifation mit aller Energie durch- 
führen, denn ich weiß, daß fte zeitgemäß ift. — Ich halte feft an meinem 
Programm von 1858, die Auslegung des Programms kann aber nur 
Der geben, welcher es aufgeftelit Hat, und e8 darf nicht? von Anderen 
hineingelegt werden, was nicht darin ſteht.“ 

Das Beitreben des neuen Minifterd ber auswärtigen Angelegen- 
heiten war zumächft dahin gerichtet, das Verhältniß mit Oefterreich in's 
Klare zu fegen und deſſen beftändigen Verſuchen, durch Aufhegerei der 
Mittelftanten Preußen Schwierigkeiten zu bereiten, ein Ende zu machen, 

Wir haben oben gefehen, daß Defterreih am 14. Auguft in Gemeinfchaft 
mit ben vier Königreichen und einigen anderen Staaten einen Antrag 
auf Einberufung ftändifcher Delegationen beim Bundestag eingebracht 
hatte. Gegen diefe Vorſchläge hielt ſich Bismard zu entſchiedenem Wider⸗ 
ftand verpflichtet, und ſchon fein Vorgänger Graf Bernftorff Hatte erklärt, 
daß die Maßregel ihm nur geeignet jcheine, von dem Biel der wahren 
Reformbeftrebimgen abzulenken. Auch bei den verfchiebenen Fraltionen 
der nationalen Partei fand der Vorſchlag gar feinen Anklang: eine größere 

Verſammlung von Abgeorbneten der verſchiedenen deutfchen Vollskammern, 
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bie am 28. September in Weimar zufammentrat, erklärte fi) gegen ben 

Blon einer Delegirtenverſammlung, in welcher fie nicht einmal eine Ab- 

ſchlagszahlung erfennen wollte. Nur ein aus freien Vollswahlen hervor- 
gegangenes Parlament könne dem nationalen Bedürfniß genügen. Die 
Generalverfammlung des Nationalvereins, welche am 6. Oftober in Ro- 
burg tagte, beſchloß zu erklären, daß das deutſche Volk nicht mit einer 

dürftigen Augbefferung der Bundesverfaffung abgefunden werben könne, 
deren innerſtes Wefen die Zerfpfitterung und politifhe Ohnmacht fei. 

Es könne nimmermehr befriedigt werben durch das Zerrbild der Dele- 
girtenverfammlung und ähnlicher Erfindungen, welche die inneren Schäden 
nut zu vesfchleiern, nicht zu heilen beftimmt feien. Dem Nechtsbewußt- 
fein der Nation und ihrem Verlangen nad Macht und Freiheit entipreche 
nur Eines: die Ausführung der Neichsverfaffung vom 28. März 1848, 
ſammt Grundrechten und Wahlgejeg, wie fie von den legal erwählten 
Vertretern des Volles bejchlofien ſeien. Auf die Verwirklichung dieſes 

Rechts, vor Allem auf die Berufung eines nad den Vorſchriften des 
Reichswahlgeſetzes gewählten Barlaments mit Ernft und Kraft zu dringen, 
fei die Aufgabe der Nation. 

Die regere Thätigfeit der nationalen Partei rief auch bei den Gegnern 

der Einheit den Entſchluß einer Parteiorganifation hervor. Schon längft 

war von großdeutfcher Seite gemahnt worden, diejenigen, welche mit dem 
Treiben des Nationalvereind und der Anhänger Preußens nicht einver: 
fanden feien, müßten fich auch zuſammenthun und eben fo eifrig wie der 

Nationalverein für feine Zwecke, gegen denjelben und für eine wahre 

Reform der Bundesverfaffung im Sinne der von den Würzburger Ver 
bündeten angebafnten Richtung agitiren. Cine derartige Parteibildung 
wurde durch Verfammlungen in Stuttgart uud München vorbereitet, und 

am 28. Oftober 1862 fand am Site des für feine Exiftenz kämpfenden 
Bundestages eine großdeutſche Verſammlung ftatt, zu welcher fi etwa 
500 Theilnehmer aus allen Rändern Deutfchlands einftellten. Cine her⸗ 

vorragende Rolle fpielten dabei die Bayern. Der Freiherr &. v. Lerchen- 
feld, ein Altfiberaler, aber dabei entſchiedener Particnlarift, eröffnete bie 

Verſammlung und ftellte als leitenden Gebanfen den Satz auf: „Das 
ganze Deutfchland muß es fein; wir haben fein Recht, einen Theil aus- 

aufhliegen.“ Es wurde ein von dem bayerifchen Minifterialrath Weis 

verfaßtes Programm vorgelegt, deſſen Hauptſätze folgende waren: „1) Die 
Reform der Berfaffung des deutſchen Bundes ift ein dringendes und 
unabiweisbares Bebürfniß, um ſowohl die Machtftellung nach außen, als 
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die Wohlfahrt und bürgerliche Freiheit im Innern kräftiger als bisher 
zu fördern. 2) Diefe Reform muß allen deutfchen Staaten das Ber- 
bleiben in ber vollen Gemeinſamkeit möglich erhalten. 3) Sie findet 
ihren Abſchluß in der Schaffung einer kräftigen Bundes -Erecutivgewalt 
mit einer nationalen Vertretung. 4) Als die nach den beftehenden Ber- 
hältniffen alfein mögliche Form einer YBundes-Erecutivgemwalt ſtellt ſich 
eine concentrirte colfegiafifche Executive mit richtiger Ausmeſſung des 
Stimmenverhältniſſes dar. 5) Als ein erſter Schritt zur Schaffung einer 
nationalen Vertretung ift die von acht Regierungen beantragte Delegirten- 
verfanmlung anzuerkennen. Hierbei wird vorausgeſetzt, daß bie Negie- 
rungen feine Zeit verlieren, jene Verfammlung zu einer periodiſch wieder⸗ 

kehrenden Vertretung am Bunde mit erweiterter Competenz zu geſtalten.“ 
Diefes Programm wurde mit großer Majorität angenommen, doch fand 
bie Empfehlung der Delegirten ſtarken Widerſpruch, befonders erhob ſich 
dagegen der Wirtemberger Morig Mohl, ein eifriger Großdeutſcher und 
Gegner Preußens; er erflärte, nur eine durch die Nation nach gemein 
ſamem Wahlgefeg gewählte Berfammlung könne die nationalen Wünfche 
befriedigen. Doch blieben die Gegner der Delegirtenverfammlung in ber 

Minderheit, und es wurde ganz nad) dem Mufter des Nationalvereins 
ein großbeutfcher Reformverein gegründet. Als oberfter Grundſatz wurde 
aufgeftelit: „Erhaltung der vollen Jutegrität Deutfchlands und Beläm- 
pfung jenes Beſtrebens, welches bie Ausſchließung irgend eines Theils 
von Deutſchland zum Zweck oder zur Folge hätte." Zum Vorftand des 
Bereind wurbe ber ritterfchaftliche Abgeorditete der wirtembergifchen zweiten 
Kammer und fpätere Miniſter des Auswärtigen, Freiherr v. Varnbüler, 
gewählt. Der Verein, von den Regierungen begünftigt, verbreitete ſich 
raſch in Bayern, Wirtemberg und Hannover, aber feine Wirkſamkeit blieb 

weit unter ber des Nationalvereins, und entiprach von ferne nicht ben 
Wünſchen und Erwartungen feiner Gründer und Patrone. 

Gegen Ende des Jahres kam das von Oeſterreich und Sachſen be 
fonber8 begünftigte Delegirtenproject im Bundestage zur Verhandlung. 

Am 18. December beantragte die Majorität, eine aus ben einzefnen Landes⸗ 
vertretungen durch Delegation hervorgehende Verfammlung einzuberufen, 

welcher demnächſt ein Geſetzesentwurf über Civilproceß und Obligationen- 

recht vorzulegen wäre. Preußen und Baden dagegen beantragten, von 

dem Vorſchlag Umgang zu nehmen. Erſteres machte geltend, daß ber- 
ſelbe überhaupt nicht in der Competenz des Bundes liege. Der badiſche 

Vertreter erfannte zwar an, daß der Bund auf Bolfsvertretung hinwirken 
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bürfe und könne, meinte aber, daß die Delegirtenverſammlung nicht das 
geeignete Mittel dazu ſei. Der Berichterftatter der Majorität, der bayeriſche 
Gefandte Freiherr von der Pfordten, fuchte Hauptfählih dem Einwand 
zu begegnen, daß, um das Biel einer erhöhten Machtftellung Deutfchlands 

zu erreichen, eine principielle Umgeftaltung der Bundesverfaſſung nöthig 
fei, und behauptete, daß man damit die Grenzen einer gedeihlichen Reform 
weit überfchreiten und in das Stadium eines unberechenbaren revolu- 

tionären Beginnens gerathen wiirde. Die Madhiftellung des beutfchen 
Bundes habe eine überwiegend defenſive Aufgabe, und dieſer habe die 
Bundesverfaffung im Ganzen und Großen doch gemügt, indem fie ben 

Bundesftaaten einen Zeitraum bes {Friedens und der inneren Entwicklung 
und Wohlfahrt gefichert Habe, wie ihm bie beutfche Geſchichte in Teinem 
"anderen Zeitraum aufzuweifen habe. Ueberdies vermöge eine Verfaſſungs- 
verämderung für ſich allein nicht die Machtſtellung Deutſchlands zu er- 

höhen, fondern die einmüthige Gefinnung fei die unverfiegbare Quelle, 
aus der vor Allem des Baterlandes Größe und Macht hervorſtrömen 
möüffe. Wenn das Iebendige Gefühl der Zuſammengehörigkeit die Fürften 
und Völker Deutſchlands einige, fo daß fein Glied vor dem anderen einen 

Vorzug erftrebe, als den ber größeren Hingebung an das Gemeinmwohl, 
dann werbe die Machtftellung der Nation unter allen Formen ihrer Bu- 

fammenfaffung unantaftbar fein, fehle es aber an jenem Gefühl, ober 
mache fi) gar eine entgegengefeßte Gefinnung geltend, dann werbe feine 
Verfaſſung im Stande fein, die Kräfte der Nation zu einigen. Das 
Delegirtenproject, meinte von der Pfordten, fei freilich an und für ſich 

noch keine Bunbesreform, aber es bahne fie an, und zwar mit Bewahrung 
der Grundlagen des Bundes. Die Delegirtenverfammlung vertrete bie 

Gefammtheit der in ben Bundesſtaaten geglieberten Nation, und zwar 

nicht in abftracter Weiſe, fondern im Anſchluß an diefe Gliederung. Die 
Eigenthümlichleit des deutſchen Nationalfebens beruhe ja auf der Indi⸗ 

vibuafität der Stämme, auf dem Widerftreben gegen uniformirende Een- 
traliſation, und dieſe Eigenthimlichteit erforbere bei jeber Reform des 
Bundes befondere Beachtung. 

So mußten die Vertheibiger des Delegirtenpfanes fich auf Gefühls- 
politit, Gemeinpläge und Redensarten ftügen! Preußen betonte in feiner 
Entgegnung befonders den Widerſpruch zwiſchen Stimmrecht und Macit- 
gewicht, der in dem Delegirtenproject, wie es Sachſen vorgelegt hatte, 
in ſchreiender Weife zu Tage trat, indem für den Heinften Theil Deutſch⸗ 
fands, die Mittel- und Kleinſtaaten, eine größere Zahl Delegirter gefordert 
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wurde, als für beide Großmächte. Bei der beſchränkten Natur ber 

Bundeszwecke habe das Mißverhältniß zwifhen Stimmen und Macht 
nicht fo viel auf fi gehabt, aber wenn man nun jenes ungebührliche 
Stimmrecht gegen reale Machtverhäftniffe zur Anwendung bringen wolle, 
wenn ber Verfuc gemacht werben folfe, eine mächtige Minderheit duch 
Stimmenmehrheit zu unterbrüden, Könnten gefährliche Conflicte entftehen. 
Preußen müffe zum Voraus gegen drohende Majoriſirung fich verwahren. 

Noch ehe diefe Verhandlungen in der Bundestagsfigung ftattfanden, 
ſprach der preußiſche Minifterpräfident ein deutliches Wort mit dem öfter- 
reichiſchen Gefandten in Berlin, Grafen Karolyi. Bismarck Hat ſelbſt 
von biefen Unterrebungen Bericht erftattet in einer Circulardepeſche*), 

die er unter dem 24. Januar 1863 an die Vertreter Preußens an den 

auswärtigen Höfen gerichtet Hat. Er fagt darin: „Ich Hatte zur Her- 
beiführung beſſeren Cinverftändniffes beider Höfe die Initiative in der 
Form don Unterredungen mit dem Grafen Karolyi ergriffen, in welchen 
ich) dem kaiſerlichen Gefandten Nachftehendes zu erwägen gab. Nach meiner 
Ueberzeugung müſſen unfere Beziehungen zu Oeſterreich unvermeidlich 
entweber beffer oder fehledhter werden. Es fei ber aufrichtige Wunſch 
der föniglihen Regierung, daß die erftere Alternative eintrete; wenn wir 
aber das Hierzu nöthige Entgegenfommen des Taiferlichen Cabinets nad» 
haltig vermißten, fo fei e8 für ung nothwendig, die andere in's Auge 
zu faffen und uns auf diefelbe vorzubereiten." 

„Ich habe den Grafen Karolyi daran erinnert, daß in den Jahr⸗ 
zehnten, die den Ereigniffen von 1848 vorhergingen, ein ſtillſchweigendes 
Abkommen zwifchen den beiden Großmächten vorwaltete, kraft deffen Defter« 

reich der Unterftügung Preußens in europäifchen Fragen ficher war und 
ung dagegen in Deutfchland einen durch Oeſterreichs Oppofition unver- 

fünmerten Einfluß überließ, wie er ſich in der Bilbung des Bolfvereins 
manifeftiet. Unter dieſen Verhältniffen erfreute fich ber deutſche Bund 
eine Grades von Einigfeit im Innern und von Anfehen nad außen, 
wie es feitbem nicht wieber erreicht worden iſt. Ich Habe unerörtert 
gelaffen, durch weſſen Schuld analoge Beziehungen nad) der Neconfti- 

tuirung des Bundestages nicht wieder zu Stande gefommen find, weil 

es mir nicht auf Recriminationen für die Vergangenheit, fondern auf 

eine praftifche Geftaltung der Gegenwart anfam. In legterer finden wir 
gerade in den Staaten, mit welchen Preußen, der geographiſchen Rage nach, 

*) Schultheß' Geſchichtstalender 1863, ©. 27. Hefeliel, Bismard. III, 276— 381. 
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auf Pflege freundſchaftlicher Beziehungen beſonderen Werth Legen muß, 
einen zur Oppofition gegen uns aufftachelnden Einfluß des laiſerlichen 
Cabinets mit Erfolg geltend gemacht. ch gab dem Grafen Karolyi zu 

erwägen, daß Defterreich auf diefe Weiſe zum Nachtheil für die Gefammt- 
verhäftniffe im Bunde die Sympathieen der Regierungen jener Staaten 
vielleicht getwinne, fich aber diejenigen Preußens entfremde. Der faifer- 
fihe Geſandte tröftete ſich hierüber mit ber Gewißheit, daß in einem für 
Defterreich gefährlichen Kriege beide Großſtaaten ſich dennoch unter allen 
Umftänden als Bundesgenoſſen wiederfinden wirben. 

In diefer Borausfegung liegt meines Erachtens ein gefährlicher 
Irrthum, über welchen vielleicht erſt im entſcheidenden Augenblid eine für 
beide Gabinette verhängnißvolle Klarheit gewonnen werben würde, und 

habe ich deshalb den Grafen Karolyi dringend gebeten, demfelben nad 
Kräften in Wien entgegenzutreten. Ich habe hervorgehoben, daß ſchon 
im legten italienischen Kriege das Bündniß für Oefterreich wicht in dem 
Maße wirkſam geweien fei, wie es hätte ber Fall fein fönnen, wenn beide 

Mächte ſich nicht in den vorhergehenden acht jahren auf dem Gebiete 
der deutſchen Politik in einer fchließlih nur für Dritte Vortheil bringen- 
den Weife befämpft und das gegenfeitige Vertrauen untergraben hätten. 

Dennoch feien damals in dem Umftande, daß Preußen die Berlegenheiten 
Oeſterreichs im Jahre 1859 nicht zum eigenen Vortheil außgebeutet, viel- 

mehr zum Beiſtande gerüftet habe, die Nachwirkungen ber früheren in- 
timeren Berhältniffe unverkennbar geweſen. Sollten aber letztere fid nicht 
nen anknüpfen und beleben faffen, fo würde unter ähnlichen Verhäliniſſen 
ein Bündniß Preußens mit einem Gegner Defterreich® eben fo wenig aue⸗ 
gefchloffen fein, als, im entgegengefegten Falle, eine treue und fefte Ver- 
bindung beider deutſchen Großmächte gegen gemeinfchaftliche Feinde. Ich 
wenigftens wiirde mich, wie ich dem Grafen Karolyi nicht verhehlte, unter 
ãhnlichen Umftänden niemals dazu entſchließen können, meinem allergnä- 
digſten Herrn zur Neutralität zu rathen; Defterreich habe die Wahl, feine 

gegenwärtige antipreußifche Politit mit dem Stügpunfte einer mittelftaat- 

lichen Eoafition fortzufegen, oder eine ehrliche Verbindung zu fuchen. Zu 
fegterer zu gelangen, fei mein aufrichtigfter Wunſch. Diefelbe könne aber 

nur durch das Aufgeben der uns feindlichen Thätigfeit Oeſterreichs an ben 

deutfchen Höfen gewonnen werben. 

„Graf Karolyi erwiderte mir, daß es für das Kaiſerhaus nicht thun⸗ 
lich fei, feinen traditionellen Einflüffen auf die deutſchen Megierungen zu 

entfagen. Ich ftellte die Eriftenz einer folgen Tradition mit dem Hin- 

Kiüpfel, Einfeitöbefirebungen. I. 19 
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weiß in Abrede, daß Hannover und Heffen feit Hundert Jahren vom An⸗ 
beginn des fiebenjährigen Kriegs vorwiegend ben preufifchen Einflüffen 
gefolgt feien, und daß in der Epoche des Fürften Metternich) die genann- 
ten Staaten auch von Wien aus im Intereſſe des Einverftänbniffes zwi⸗ 
ſchen Preußen und Oefterreich ausdrücklich in jene Richtung gewiefen wor⸗ 
den feien, daß alfo die vermeintliche Tradition des öſterreichiſchen Kaifer- 
hauſes erft feit dem Fürften Schwarzenberg batire, und das Syſtem, 

welchem fie angehöre, fich bisher der Conſolidirung des deutſchen Bünd⸗ 
niſſes nicht förderlich erwieſen habe. Ich bob hervor, daß ich bei meiner 
Ankunft in Frankfurt im Jahre 1851 nach eingehenden Beſprechungen 
mit dem damald auf dem Johannisberg wohnenden Fürſten Metternich 
gehofft habe, Defterreich ſelbſt werde es als die Aufgabe einer weiſen 
Bolitit erkennen, und im deutſchen Bunde eine Stellung zu ſchaffen, welche 
es für Preußen ber Mühe werth mache, feine gefammte Kraft für gemein 
ſchaftliche Zwede einzufegen. Statt deſſen Habe Oeſterreich dahin geftrebt, 
uns unfere Stellung im deutſchen Bunde zu verleiden und zu erſchweren, 
und und thatſächlich auf das Beſtreben nach anderweiten Anfehnungen 
Hinzuweifen. Die ganze Behandlungsweife Preußens von Seiten des 
Wiener Cabinets ſcheint auf der Vorausfegung zu beruhen, daß wir mehr 
als ‚trgend ein anderer Staat auswärtigen Angriffen ausgefegt feien, gegen 
welche wir frember Hilfe bebürfen, und daß wir ung deshalb von Seiten 
der Staaten, von welden wir ſolche Hilfe erwarten könnten, eine rüd- 

ſichtsloſe Behandlung gefallen Lafjen müßten. Die Aufgabe einer preußi- 
ſchen Regierung, welder die Intereſſen des Königlichen Haufes und des 
eigenen Landes am Herzen liegen, werde e8 baher fein, das Irrthinmliche 
jener Vorausſetzung durch die That nachzumeifen, wenn mar thren Worten 
und Wünfchen feine Beachtung ſchenle. 

„Unfere Unzufriebenheit mit der Lage der Dinge im daſchen Bund 
erhalte in den letzten Monaten neue Nahrung durch die Entſchloſſenheit, 
mit welcher die mit Defterreich näher verbundenen deutſchen Regierungen 
in ber Delegirtenfrage angriffsweife gegen Preußen vorgingen. Bor 1848 
fei es unerhört gewefen, daß man im Bunde Fragen von irgend welcher 
Erheblichkeit eingebracht habe, ohne fich des Einverftändniffes beider Groß ⸗ 
mächte vorher zu verfichern. Selbft da, wo man auf Widerfpruch mins 
der mächtiger Staaten geftoßen fei, wie in ber Angelegenheit der ſüddeut ⸗ 

fchen Bundesfeftungen, habe man e8 vorgezogen, Zwecke von diefer Wich- 
tigfeit und Dringlicfeit viele Jahre unerfült zu laſſen, anftatt den 
Widerſprechenden mit dem Verſuch der Majoriſirung entgegenzutreten. 
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Heutzutage werde dagegen der Widerſpruch Preußens nicht nur gegen 
einen Antrag, fondern gegen die Verfafjungsmäßigfeit befjelben als ein 
der Beachtung unwerther Zwiſchenfall behandelt, durch welchen man fi 
in entſchloſſenem Vorgehen auf der gewählten Bahn nicht beirren laſſe. 
Ich Habe den Grafen Karolyi gebeten, den Inhalt ber vorftchend ange- 
deuteten Unterrebung mit möglichfter Genauigkeit, wenn auch) auf vertraus 
lichem Wege zur Kenntniß bes Grafen Nechberg zu bringen, indem ich 
die Ueberzengung ausſprach, daß die Schäden unferer gegenfeitigen Be⸗ 

ziehn ngen nur durch rüchaltSlofe Offenheit zu heilen verfucht werden könnten. 
„Die zweite Unterrebung fand am 13. December v. J., einige Tage 

nach der erften, auß Veranlaffung einer Depefche des Königlichen Bundes⸗ 
tagsgeſandten ftatt. ch fuchte den Grafen Karolyi auf, um den Ernft 
der Lage der Dinge am Bunde feiner Beachtung zu empfehlen, und ver- 
hehlte ihm nicht, daß das weitere Vorfchreiten der Majorität auf einer 
bon uns für verfaffungswibrig erfannten Bahn uns in eine unannehm ⸗ 
bare Stelfung bringe, daß wir in den Conſequenzen beffelben den Bruch 
des Bundes voransfähen, daß Kerr v. Ufebom über dieſe unſere Auf- 
faflung dem Freiherrn v. Kübel und dem Freiherrn v. d. Pfordten lei⸗ 
nen Zweifel gelaſſen, auf feine Andeutungen aber Antworten erhalten habe, 
die auf fein Verlangen nach Ausgleichung fchließen Tieen, indem Freiherr 
v. d. Pforbten auf beichleunigte Abgabe unferes Minoritätsvotums dränge. 

Ich bemerkte Hiergegen, daß unter folchen Umftänden das Gefühl 
der eigenen Wide und nicht geftatte, dem von ber anderen Seite herbei- 
geführten Conflict ferner auszuweichen, und daß ich deshalb den Königs 
lichen Bundestagsgeſandten telegraphiſch zur Abgabe feines Minoritäts- 
votums veranlaßt habe. Ich ſtellte in Ausſicht, daß wir die Ueberſchreitung 
der Competenz durch Majoritätsbeſchlüſſe als einen Bruch der Yundes- 
verträge auffaſſen und dem entſprechend verfahren würden, indem dieſſeit 
der königliche Bundestagsgeſandte ohne Subſtitution abberufen werben 
twärbe, und deutete die praftifchen Conſequenzen an, melde fi aus einer 
ſolchen Situation in verhäftnißmäßig kurzer Beit ergeben müßten, indem 

wir natürlich die Wirkſamkeit einer Verfammlung, an welcher wir uns 
aus rechtlichen Gründen nicht mehr betheiligten, in Bezug anf den 
ganzen Geſchäftskreis des Bundes nicht weiter für zuläffig anerkennen 
tönnten. — — — 

„Wenige Tage darauf erhielt ich die vertraufiche Mittheilung, daß 
der kaiſerlich öfterreichifche Gefandte in St. Petersburg (Graf Thun) 
über Berlin auf feinen Poſten zurückkehren und die ſchwebende Streit» 

19° 
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frage mit mir beſprechen werbe. ALS berfelbe hier eintraf, habe ich mich 

durch die eben ermähnten bedauerlichen Erfahrungen nicht abhalten laſſen, 
feine mir zum Zweck einer Verftändigung gemachten Eröffnungen in der 
entgegenfommendften Weife aufzunehmen. In Folge berfelben erflärte ic) 

mid) bereit, auf verfehiebene ziwifchen ung verabredete Auswege zur Bei 

fegung der Frankfurter Schwierigfeiten einzugehen. — — Graf Thun 
flug mir darauf vor, eine Zuſammenlunft zwiſchen dem Grafen Rech-⸗ 
berg und mir behufs weiterer Beſprechung der Frage zu veranftalten. 
Ich erklärte mich hierzu bereit, erhielt indeffen in den folgenden Tagen 
durch Graf Karolyi vertrauliche Mittheilungen, nach welchen Graf Med 
berg dor unferer Zufammenfunft die Erklärung meines Einverftändniffes 
mit Bundesreformvorſchlägen erwartete, für welche meines Erachtens 
längere und eingehenbere Verhandlungen erforderlich gewejen wären. Da 
hierzu die Zeit bis zum 22. December zu Kurz war, fo glaubte ih auf 
die vorgefhlagene Zufammenkunft nur in dem Kalle eingehen zu Fönnen, 
daß von vorgängigen, bindenden Berabrebungen Abftand genommen werbe. 
— Da Graf Nechberg hierauf erklären Tieß, daß Defterreich auf weitere 
Verfolgung des Antrages in Betreff der Delegirtenverfammlung nicht ohne 

geſichertes Aequivalent verzichten könne, fo ift die Zuſammenkunft bisher 
unterblieben." — 

Diefe meifterhaften Ausführungen hätten Oeſterreich zu einer rich“ 
tigeren Auffaffung von Bismard’3 ſiaatsmänniſcher Bedeutung und zu 
einer gewiffen Selbfterfenntniß anleiten follen; aber fie erregten nur Aer⸗ 
ger über die Anſprüche und den Hochmuth Preußens. Oeſterreich hielt 
feine Illuſionen feft, war überzeugt, daß Preußen doch nichts wagen 

werde, und wenn e8 fich je zum Kampfe erheben ſollte, alle Welt auf 
Oeſterreichs Seite ftehen und ihm helfen würde, den anmaßenden Rivalen 
zu demüthigen. Graf Rechberg antwortete auf die von Bismarck auß- 
gefandte Note im Tone der Ueberlegenheit und unter vorzeitiger Appel- 
Tation an den Erfolg. Mit Bezugnahme auf weitere Andeutungen, die 
Bismard gemacht haben muß, fagte er am Schluß einer Depeſche vom 

28. Februar 1863: „Wenn man uns von Berlin aus die Alternative 
ftelft, entweder uns aus Deutſchland zurüdzugiehen, den Schwerpunkt 
unferer Monarchie — wie ber preußiſche Minifter meinte — nad Ofen 
zu verlegen, ober in dem nächſten europäifchen Eonflicte Preußen auf der 

Seite ımferer Gegner zu finden, fo wird bie öffentliche Meinung Deutfch- 
lands über ſolche Gefinnung urtheilen, die Ereigniffe werden fie richten, 
wenn fie je zur That werben follte. Und aber fomınt es zu, den Bor- 
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wand, den man ſich in Berlin zurechtiegen zu wollen ſcheint, rechtzeitig 
als einen folden zu fennzeichnen.“ 

In Frankfurt hatte der Widerſpruch Preußens gegen die Plane 
Oeſterreichs doch einige Wirkung gehabt. Als jener am 14. Auguft von 
der Majorität geftellte Antrag auf Einberufung einer Delegirtenverfamm- 
tung endlih am 22. Januar 1863 zur Berathung am, wurde er mit 
9 gegen 7 Stimmen abgelehnt. Kurheſſen, welches felbft unter den Un- 
terzeichnern des Antrags geweſen war, ftimmte nun dagegen. Die jegige 
Mojorität wurde außerdem von Preußen, Baden, Ruremburg, Holſtein 
und den fähfischen Häunfern gebildet. Die preußifche Regierung erklärte 

in ihrer motivirten Abftimmung, nicht blos durch bie formelfe, dem Geift 
der Bundeöverträge zuwiberlaufende Behandlungsweiſe, welche diefe An- 
gelegenheit feit dem Erlaß der identifchen Note vom Februar 1862 er- 
fahren Habe, fondern auch durch bie materielle Untauglichleit und Halb- 
heit der Vorſchläge ſelbſt werde die königliche Regierung verhindert, den- 
felben beizuftunmen. Ausſchüſſe der Landesvertretungen mit fo bejehränt- 

ten berathenden Befugniffen wie bie beantragten, würden eine praltifch 
ganz bebeutungsfoje Einrichtung fein, nur geeignet, dem Geſchäftsgang 
der Bundesverhandlungen ein neues Moment der Schwerfälligfeit und 
Verſchleppung zuzuführen. Nur in einer Vertretung, welche nach Ma$- 

gabe der Bevöllerung jedes Bundesſtaats aus unmittelbarer Wahl her- 
vorgehe, könne die deutſche Nation das berechtigte Organ ihrer Einwir- 
fung auf gemeinfame Angelegenheiten finden. Die öfterreichifche Negie- 

rung war nun durch die Abjtunmung genöthigt, ihren Antrag fallen zu 
laſſen, aber fie erflärte, daß fie fih das Recht wahre, den Antrag durch 
Bereinbarung mit denjenigen NMegierungen in Ausführung zu bringen, 

„welche dies denmächft zur Förderung der in Hannover und in Dresden 
im Gang befindlichen Gefeggebungsarbeiten für nüglih halten würden, 
und baß fie ſich vorbehalte, bei erneuter Hoffnung auf Annäherung der 
Anfihten auch in der Bundesverſammlung auf den Antrag zurückzukom- 
men. Preußen hatte einen biplomatifchen Sieg errungen, und bie Me 

gierung hätte denfelben für die deutfchen Angelegenheiten verwerthen 

Können, wenn fie nicht duch ihren Conflict mit der eigenen Volksvertre⸗ 
tung, durch die Spannung mit den deutſchen Bolfvereinsregierungen wegen 
des franzöſiſchen Zollvertrags, und durch neue Verwicklung, in welche fie 

durch den polniſchen Aufftand gerathen war, in ihrer Action gehemmt 
geweſen wäre. Wir müfjen daher jegt zu den preußifchen Kammerver⸗ 

handlungen zurücklehren. 
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Bel der Eröffnung des neuen preußifchen Landtags am 10. Januar 
1863 fprad; der Minifterpräfident mit Nachdrud den Wunf aus, daß 
es diesmal gelingen möge, über bie ungelögt gebliebenen Fragen eine 
dauernde Verftändigung herbeizuführen, und verhieß zu biefem Zweck die 
Vorlegung eines neuen Etat? und eines Geſetzesentwurfs über die Ver— 
pflichtung zum Kriegsdienſt. Die Megierung, fügte ex bei, gebe ſich ber 
Hoffnung Hin, daß die Meorganifation des Heeres, zu deren Aufrecht- 
erhaftung ſich das Minifterium im Intereſſe der Macht Preußens ein- 

müthig verpflichtet erachte, durch die gefegliche Feftftellung nunmehr ihren 
volfftändigen Abfchluß erhalten werde. Die Kammer aber war weniger 

als je zur Nachgiebigfeit geneigt und trat der Regierung in einem nad 
acht Tagen vorgelegten Adreßentwurf mit der Anklage der Berfaffungs- 
verlegung entgegen, weil: fie fortfahre, Staatsgelder für Ausgaben zu 
verwenden, die von ber Volksvertretung nicht verwilligt fein. Bismarck 
behauptete dagegen in einer Rede vom 27. Januar: Wenn eine Verein- 
barung zwiſchen den brei Faktoren der Gewalt: Krone, Herrenhaus. und 

Rammer der Abgeordneten nicht zu erzielen ift, fo fehlt es für dieſen 
Fall an jeglicher Beſtimmung darliber, welcher Faktor nachgeben müffe. 

Die Berfaffung hält das Gleichgewicht der drei gefetgebenden Gewalten 
in allen Fragen, auch der Budgetgefeggebung, durchaus feft; feine biefer 

Gemalten ann die andere zum Nachgeben zwingen; die Berfaffung verweist 
daher auf den Weg der Compromiſſe zur Verſtändigung. Wird ber 
Compromiß dadurch vereitelt, daß eine der betheiligten Gewalten ihre 
eigene Anſicht mit doctrinärem Abjolutismus durchführen will, fo wird 
die Reihe der Compromiffe unterbrochen und an ihre Stelle treten Con- 
flicte, und Conflicte werden, da das Staatsleben nicht ftille zu ftehen 
vermag, zu Machtfragen. Wer bie Macht in Händen hat, geht dann 
in feinem Sinne vor. Die Anficht, daß eine Lücke in der Berfaffung fei, 

fei gar feine neue Erfindung; bei der Revifion des Staatsgrundgefeges 
hätten ſich mehrere Abgeordnete fehr eingehend mit diefer Frage beichäf- 
tigt. Er wolle die Theorie, was Rechtens fei, wenn fein Budget zu 

Stande komme, nicht weiter verfolgen, für ihn reiche die Nothwendigkeit 
Hin, daß der Staat exiſtiren müffe, und er wolle e8 nicht in peſſimiſti-⸗ 

{cher Anfchauung darauf ankommen laffen, mas daraus werde, wenn man 
die Kafſen ſchließe. 

Jene Lückentheorie wurde alsbald in und außer der Kammer lebhaft 
beftritten. Wenn man aud) zugab, daß die Staatsmafchine ungehindert 
fortgehen müffe, und daß deshalb die Laufenden Ausgaben indeffen gemacht 
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werben müffen, fo gab man doch nicht zu, daß, im Fall der Verwerfung 
des Budget, die Regierung in ber Zwiſchenzeit bis zur Feſtſtellung eines 
neuen, fo eingreifende Neuerungen vornehmen bürfe, wie bie Militärreform 
eine war. Die Berufung auf die thatfächliche Macht gab dem Ahgeord- 
neten Grafen von Schwerin Veranlafjung, dagegen zu proteftiren. Die 
Macht des preußiſchen Königshauſes beruhe nicht auf dem Grundfag, daß 

Macht vor Recht gehe, fondern vielmehr auf dem entgegengefeßten, daß 
Necht vor Macht gehe. Bismard erwiderte: man habe ihn mißverftan- 
den, er habe nicht gefagt, „Macht geht vor Recht", ſondern vielmehr zu 
Compromiſſen gerathen. Schwerin antwortete, er habe dem Redner auch 

nicht dieſen Ausdruck untergelegt, ſondern nur geſagt, dies ſei der Kern- 

punkt feiner Rede, und dabei bleibe er; es blieb ein ſtehender Vorwurf 
gegen Bismard, daß eben ihm Macht vor Recht gehe. Daß feine Rede 

nicht zur Beruhigung der Kammer diente, ift fein Wunder, dies lag in 
ben Berhältnifien. So fam es, daß das Ergebniß einer breitägigen Des 
batte die Annahme der oppofitionellen Abreffe war, welche mit 268 gegen 
68 Stimmen durchging. Die Hauptftelle derfelben ‚lautet: „Die legte 
Seffton wurde geichloffen, bevor für das Jahr 1862 das von der Ver- 
faffung vorgefehriebene Etatsgeſetz feftgeftellt worden war. Der Etats- 
entwurf für das Jahr 1863, welcher vor Ablauf des vorigen Jahres 
hätte vereinbart fein follen, war zurückgezogen worden. Die Aufforbe- 
rung an die Regierung Ew. Majeftät, diefen Etat noch rechtzeitig wieder 
vorzulegen, war ohne Erfolg geblieben. Seitvem haben die von Ew. 
Majeſtät berufenen Minifter verfaſſungswidrig die Verwaltung ohne ge 

ſetzlichen Etat fortgeführt, und fogar, entgegen einer beftimmten Erklärung 

des Haufes ber Abgeordneten, ſolche Ausgaben verfügt, welche durch Be— 
ſchlüſſe des Haufes definitiv und ausdrücklich abgelehnt waren. Das 
oberfte Recht der Volksvertretung, das der Ausgabe- Bewilligung, war 
damit angegriffen, ein Recht, welches die Grundlage des conftitutionellen 
Staatslebens überhaupt if, welches daher auch alfe beftehenden confti- 
tutionellen Berfaffungen gewährleiſten, und welches bisher, unter fteter 
Anerkennung durch die Staatöregierung felbft, von der preußiſchen Volts- 
vertretung geübt war. Das Land fah mit Schreden den ganzen Gewinn 

unferer bisherigen ftaatlichen Entwidelung in Frage geſtellt. Es ftand 
zu feinen Abgeordneten. Nur eine Heine, der Nation feit lange entfrem- 
bete Minderheit hat, geftügt durch die Minifter Em. Majeftät, bis zu 

den Stufen des Thrones die gröbften Verleumbungen gegen einen Factor 
der Gejeggebung getragen und den Verſuch nicht geſcheut, das Urtheil 
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über Maaß und Bedeutung Harer Verfaffungsrechte zu verwirren. Gleich⸗ 

zeitig iſt vielfach ein Mißbrauch der Regierungsgewalt, wie er in ben 
trüben Jahren vor Beginn der Regentſchaft Ev. Majeftät ftattfand, her⸗ 
vorgetreten. Es find verfaſſungstreue Beamte,*) zumal foldhe, welche 
zugleich Wbgeorbnete waren, mit brüdenden Mafregeln heimgefucht wor⸗ 
den. Es ift die Prefie verfolgt worden, wo fie für das Mecht offen 
eintrat. Es ift der Verſuch gemacht, die Ausübung unzweifelhafter ſtaats⸗ 
bürgerlicher Rechte Seitens nicht einberufener Landwehrmänner durch un- 
äuläffige, außerhalb der Dienftorbnung liegende Befehle militäriſcher Vor- 
gefegter zu hindern. Ew. Majeftät haben noch jüngft zu erklären ge- 
ruht, daß Niemand an Allerhöchft Ihrem Willen zweifeln dürfe, die 
beſchworene Verfaſſung aufrecht zu haften und zu ſchützen. In der That 

wagt Niemand, einen folchen Zweifel zu hegen. Aber geftatten Ew. Ma- 
jeftät es offen auszuſprechen — die Verfaſſung ift durch die Minifter 
ſchon jet verlegt. Der Artilel 99**) ift Teine Wahrheit mehr. Das 
Uebel einer bubgetlofen Regierung ift über das Land gekommen. Und 
die neue Seffton hat begonnen, ohne daß durch ein thatſächliches Ent- 
gegenfommen der Megierung aud nur die Ausſicht eröffnet wäre, e8 werde 
gelingen, bie geregelte Handhabung der Finanzen zurückzuführen und bie 

Heereseinrihtung wieder auf gefegliche Grundlagen zu ftügen.” 
Da ber König es ablehnte, die Adreßbeputation des Abgeorbneten- 

hauſes zu empfangen, fo wurde ihm die Adreſſe ſchriftlich zugefandt. Er 
blieb die Antwort nicht ſchuldig und fandte unter dem 3. Februar eine 
ausführliche ſchriftliche Erwiderung, diesmal ohne Gegenzeichnung eines 
Minifters. Die Beſchuldigung einer Verfaffungsverlegung wird darin als 
unbegründet zurückgewieſen. Es märe unmöglich geweſen, jagt er, die 
Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes auszuführen. (Denn bie Ausgaben 
für die Militirreform waren gemacht und konnten nicht zurüdgenommen 
werben, aud) wäre es Unfinn gewefen, die bereits vollzogenen Einrichtum- 

gen aufzulöfen und die Heeresorbnung dadurch in Verwirrung zu bringen.) 

Es fei eine Ueberſchreitung der Befugniffe des Abgeorbnetenhaufes ge- 

wefen, wenn es feine Beſchlüſſe allein als definitiv maßgebend Habe be- 

trachten wollen. Auch er erfenne das Recht der Volfövertretung auf 

*) Bodum-Dolffe, der Borfland der Budgetcommiffion, preuß. Regierungörath, war 
am 28. October 1862 aus der Rheinprovinz nad) Gumbinnen in Oftpreußen verfet worden. 

**, „Alle Einnahmen und Ausgaben müfjen für jedes Jahr im Voraus veran- 

ſchlagt und auf ben Staatshaushalts - Etat gebracht werden. Letzterer wird jährlich 

durch ein Geſetz fefigefteltt.“ 
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Ausgabenbewilfigung an, aber nad} ber Berfafjung gehören die Mitglieder 
beider Häufer zur Vollövertretung, umd der Staatshaushalt könne nur 
durch ein Gefeg, d. h. durch einen von ber Krone genehmigten, überein 
fünmenden Beſchluß beiver Häuſer feftgeftellt werden. Da eine folde 
Uebereinſtimmung nicht zu erreichen geweſen, fo fei es Pflicht ber Re⸗ 
girung, die Verwaltung bis zur Herbeiführung eines ſolchen Beſchluſſes 
fortzuführen. Wenn die Adreſſe behaupte, bie neue Seffion habe begonnen, 
ohne daß bie Megierung auch nur die Augficht eröffnet habe, zu einer 
geregelten Finanzverwaltung zurüdzufehren und die Heereseinrichtung auf 

geiegliche Grundlagen zu ftügen, fo fei dies nicht wahr. Es fei ja in 
der Eröffnungsrebe bie Vorlage eines neuen Etats für 1863 und 64, 
ſowie ein Kriegsdienſtgeſetz angekündigt worden. Auch fei es Teinesivegs 
das ganze Land, das zum Abgeordnetenhans ftehe, zahlreiche Adreſſen 

hätten ihm (dem König) die Zuſtimmung zu ben Anordnungen feiner 
Regierung ausgebrüdt. Es ſei biefer Theil des Volls keineswegs eine 
Heine, der Nation entfremdete Minderheit. Schließlich erflärte er: „Es 

taun aber eine Vereinbarung über ben Etat nicht durch Preisgebung ber 
verfaffungsmäßigen Rechte der Krone und des Herrenhauſes erwirkt, es 
fann nicht, der Berfaffung entgegen, das Recht der Bewilligung und Ber» 
weigerung der Staatsausgaben ausfchließlih auf das Haus der Abge 
ordneten übertragen werden. Es ift meine Iandesherrliche Pflicht, die 
auf mich vererbten und verfaffungsmäßigen Machtbefugnifie der Krone 
ungeſchmälert zu bewahren, weil id) darin eine nothwendige Bedingung 

für die Erhaltung des inneren Friedens, für die Wohlfahrt des Landes 
und für das Anſehen Preußens in feiner europäifchen Stellung erkenne.“ 

Zu allem Unftern kam auch noch jene oben angedeutete auswärtige 
Angelegenheit Hinzu, um ben Gegenfag der Volfsvertretung zum Regierung 
zu verfchärfen. Anfangs Januar war ein Aufftand in Polen gegen bie 
ruffifche Regierung ausgebrochen. Preußen war fchon durch die Rück— 

ſicht auf die eigenen polnifchen Unterthanen darauf angemwiefen, ber wei⸗ 

teren Verbreitung biefer Unruhen nad) Kräften Schranken zu fegen, dazu 
tam and; noch die Verwandtſchaft des preußiſchen Megentenhaufes mit 

dem ruſſiſchen. Aus diejen Beziehungen erwuchs eine geheime Convention, 
die zwiſchen Rußland und Preußen gegen die polniſche Inſurrection abs 

geichloffen wurde. Die erfte Wirkung dieſes Vertrags war, daß am 

13. Februar ruffifhe Truppen, welche, von polniſchen Juſurgenten ver⸗ 

folgt, auf preußiiches Gebiet übergetreten waren, von preußiſchen Trup⸗ 

pen, ohne ihre Waffen niederfegen zu müſſen, wieder nach Nußland zurück- 
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geleitet wurden. Bei einem ähnlichen Vorfall des Uebertritts ruſſiſcher 
und polniſcher Truppen auf öfterreichiiches Gebiet wurben fie einfach ent» 
waffnet. Ferner wurden vier junge Polen in Thorn verhaftet und an 
Rußland ausgeliefert. Diefe Nachrichten erregten num großen Lärm. 
Die unter den Liberalen verbreitete Sympathie für Polen wachte auf, 
man ſprach ſich entrüftet über die Parteinahme der Regierung gegen bie 
armen Polen aus, und zwei Abgeordnete der preußifchen Kammer, Schulze 
Delitzſch und v. Carlowitz, brachten, nachdem fie ſich mit den beiden großen 
liberalen Fraltionen des Hauſes verftänbigt hatten, eine Interpellation 
ein, worin die Regierung über das Beftehen und den Inhalt eines Ber- 
trags mit Rußland gefragt wurde. Biömard, der denfelben übrigens 
nicht abgefchloffen Hatte, lehnte es ab, die Interpellation zu beantworten, 
der Verdacht und Unwilfe fteigerte fich noch, und nun beantragten Hover- 
bet und Carlowitz eine Erflärung der Kammer, welche ftrengfte Nei- 

trafität im pofnifchen Aufftande forderte. Die preußifche Regierung ſollte 
weber ber ruffifchen Negierung noch den Aufftändifchen irgend eine Unter- 
ſtützung oder Begünſtigung zuwenden, und feinem ber kämpfenden Theile 
geftatten, das preußiſche Gebiet ohne vorgängige Entwaffnung zu betreten. 
Indeſſen Hatte die geheime Convention Preußens mit Rußland auch bei 
den auswärtigen Mächten Mißtrauen erregt und Vorwände zu einem 
Einverftändniß gegen Preußen gegeben. Lord Ruſſel ſprach am 21. Ze 
bruar im englischen Dberhaufe davon. Napoleon fehlug England ben 
Erlaß identiſcher Noten an Preußen gegen die Barteinahme fir Rußland 
vor, und fuchte eine allgemeine europäifche Intervention zu Gunften Polens 

einzuleiten. Eine Anzahl preußifcher Städte, Berlin, Danzig, Königsberg 
und andere ſchickten Adreffen ihrer Kaufleute ein, die fi vom Stand- 

punkt der materiellen Intereſſen aus gegen die Convention mit Rußlaud 
ausfpradgen. Nun kam die Sache wieder in ber Kammer zur Sprache. 

Die auswärtige Politit der Megierung wurde auf's heftigſte angegriffen, 
als eine, welche die Intereſſen des Landes den verwandtſchaftlichen Be— 

siehungen des Megentenhaufes opfere, den Abfolutismus begänftige und 
Preußen iſolire. Bismarck ſprach dagegen im Tone eines überlegenen 

Staatsmannes, der das diplomatiſche Geheimniß, um das es ſich han- 
delte, beſſer kannte, als die Redner der Kammer und die fremden Diplo- 

maten, die gejchürt hatten. Freilich gelang es ihm nicht, das Haus zu 
belehren und zu befänftigen; ber Antrag Hoverbeck und Genofjen wurbe 
mit großer Majorität angenommen. Bismard aber wußte die von Na« 
poleon verfuchte Coalition mit England und Oeſterreich, deren Spige fi) 
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gegen Preußen richten folfte, glücklich zu verhindern und anbererfeits bie 
Freundfchaft Rußlands zu bewahren, bie ihm für die Operationen ber 
folgenden Jahre fo gut zu ftatten kam und eine wichtige Vorausſetzung 
war, mit der er zn rechnen hatte. 

Unter dem Eindruc der Mißftimmung über bie ruffifche Convention 
wurde nun über das Budget von 1863 und 1864 und das neue Kriegs- 
bienftgefeg verhandelt. Die Megierung beharrte auf ihrer Forderung, 
die Zahl der jährlich auszuhebenden Rekruten auf 23,000 zu vermehren, 
die breijährige Präſenz feftzuhalten und die Mefervepflicht von zwei Jahren 
auf vier zu erhöhen. An dem Tage, an welchem die Jnterpellation wegen 
der ruſſiſchen Convention eingebracht war, beſchloß die Kammer mit 
4 Stimmen gegen 45, die Summe derjenigen Ausgaben feitzuftellen, 
für welche als verfafjungswidrige die Minifter mit ihrer Perfon und ihrem 
Vermögen zu haften hätten. Gegen das Militärgefeg ftelfte der Abge- 
ordnete Forlenbeck einen anderen Entwurf auf, melden bie Commiffion 
der Karnmer ihren Anträgen zu Grunde legte. Schulze-Deligfch brachte 
mit 118 Genoffen den Antrag eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes 
an, das am 22. April mit großer Mehrheit angenommen wurde. Bei 

der Beratung des Militärgefeges kam es zu ben heftigften Debatten, 
Der Kriegsminiſter erklärte die Vorſchläge der Militärcommiffion für 
durchaus umannehmbar und unbrauchbar. Profeſſor v. Sybel, der eben- 
falls in den Reihen der Gegner des Minifteriums ftand, warf ihm wegen 

feiner Unnachgiebigfeit Mangel an Patriotismus vor, ein Vorwurf, den 

Room als unberechtigt zurücwies. Der Vicepräfident der Kammer, 
Bocum-Dolffs, fiel dem Minifter in die Rede, um dieſe Bemerkung 
zurückzuweiſen, was Moon fid) natürlich nicht gefallen laſſen wollte. Es 
entftand ein heftiger Wortwechfel, den der Präfident nur dadurch zu be 

endigen wußte, daß er fich bebecte und die Verhandlungen auf eine Stunde 

fffirte. Der Streit wurde fortgefegt durch einen Schriftenwechſel zwiſchen 
der Kammer und dem Minifterium, das fich weigerte, in dem Abgeord- 
netenhaus wieber zu erſcheinen, wenn ihm nicht Genugthuung gegeben 
werde. Das Haus erklärte endlich in einer ausführlichen Adreſſe vom 
22. Mai: „jede weitere Verhandlung befeftigt uns in der Ueberzeugung, 
daß zwiſchen den Nathgebern der Krone und dem Lande eine Kluft be- 
ſteht, welche nicht anders als durch einen Wechfel der Perfonen, und noch 
mehr durch einen Wechjel des Syſtems ausgefüllt werden Tann." Der 
König aber wollte weder von dem Wechſel der Perſonen feiner Rathgeber, 
noch des Regierungsfuftems etwas willen. Er fagte in einer wieber ohne 
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Gegenzeihnung eines Minifterd erlaffenen Erwiderung: „Dem Artikel 46 
der Verfaſſungsurkunde entgegen, wonach der König die Minifter ernennt 
und entläßt, will das Haus mich nöthigen, mich mit Miniſtern zu um⸗ 
geben, welche ihm genehm find; es will dadurch eine verfafjungsmwidrige 
Alleinherrſchaft des Abgeordnetenhaufes anbahnen. Dies Verlangen weiſe 
ich zurüd, meine Minifter befigen mein Vertrauen, ihre amtlichen Hand» 
lungen find mit meiner Bewilligung gejchehen, und ich weiß es ihnen 
Dank, daß fie es ſich angelegen fein laſſen, dem verfafiungswibrigen 
Streben des Abgeorbnetenhaufes nach Machterweiterung entgegenzutreten.“ 
Den Tag darauf erfolgte die Auflöfung des Abgeorbnetenhaufes, und 
Bismard fchloß die Sigung mit einer Mebe, in welcher er einen Rückblick 

anf bie Verhandlungen warf und die Schuld der mißlungenen Verftän- 
digung der Kammer zuſchob. „Die Regierung," ſagte er ſchließlich, 
„ertennt den vollen Ernſt ihrer Aufgabe und die Größe der Schmwierig- 
feiten, welche ihr entgegentreten; fie fühlt fich aber ſtark in dem Bewußt⸗ 
fein, daß es bie Bewahrung der wichtigſten Güter des Vaterlandes gift, 
und wird daher auch dag Vertrauen fefthalten, daß eine befonnene Wür⸗ 
digung diefer Intereſſen ſchließlich zu einer dauernden Verftändigung mit 
der Landesvertretung führen und eine gebeihliche Entwidelung unjeres 

Verfaſſungslebens ermöglicht werde." 
Der Kampf der Regierung, nicht allein mit der Vollsvertretung, 

ſondern mit der ganzen öffentlichen Meinung, war nun in ein Stadium 
gekommen, in welchem die Krone alle Waffen aufbieten mußte, um den 

Sieg zu behalten. Sie befand ſich im Stande der Notwehr, und ent- 

ſchloß fi) zu Maßregeln gegen die Preffe, da vorauszufehen war, daß 
diefe nun einen vereinten Angriff auf das Miniſterium machen und die 
Aufregung dergeftalt fteigern würde, daß es zu aufftändifchen Bewegungen 
fommen könne. Am 1. Juli erließ die Negierung eine Preßordonnanz, 
welche die Verwaltungsbehörben ermächtigte, das fernere Erjcheinen einer 
inlãndiſchen Zeitung oder Zeitfchrift wegen fortdauernber, die öffentliche 
Wohlfahrt gefährdender Haltung zeitweiſe ober dauernd zu verbieten. 
Das Verbot ſollte erfolgen nad) vorheriger zweimaliger Verwarnung des 
BVerlegerd. Der Bericht des Staatsminifteriums au den König zur Bes 

gründung ber Preßverordnung machte geltend, daß die Einwirkung der 
Juſtizbehörden auf Grund des Preßgefeges und Strafgefegbuches ſich als 

unzureichend erwieſen hätte, um bie Ausfchreitungen der Preſſe erfolgreich 
zu verhindern, da bie gehäffigflen Angriffe gegen die Megterung oft mit 
Vorbedacht fo gefaßt würden, daß fie zwar für Jedermann leicht ver- 
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Kändfich und von verderblicher Wirkung feien, ohne jedod den Thatbe- 
fand einer firafbaren Handlung, wie ihn der Richter feiner Strafbe- 
ſtimmung zu Grunde legen müſſe, nachweisbar darzuftellen. Manche 
Artilel eignen fich nicht für eine Handhabe gerichtlicher Verfolgung, wäh⸗ 
tend doch der Zuſammenhang mit ber ganzen Haltung des Blattes die 
Roatsgefährliche Abficht Har erkennen laſſe. Diefer Wirkfamfeit der Preffe 

inne nur Einhalt gethan werben, wenn neben der gerichtlichen Berfol- 
gung einzelner ftraffälliger Kundgebungen ein Blatt auch wegen feiner 
Gefammihaltung zur Verantwortung gezogen und verboten werben könne. 
Die nächfte Wirkung der Preßordonnanz war freilich eine Steigerung 
des allgemeinen Unmillens. Man fah darin nicht ganz mit Unrecht eine 
Verlegung der bie Preffreiheit verbürgenden Verfaffung. Die Berliner 

Zeitungen proteftirten gegen bie verfaſſungswidrige Maßregel, die Stadt- 

verorbneten und ber Magiftrat fandten Deputationen an den König, 
andere Städte trafen Einleitung dazu oder ſchickten wenigftens ſchriftliche 
Erklärungen ein. Aber das Miniſterium verwarnte bie proteftivenben 
Zeitungen und bebrohte fie mit gänzlichem Verbot, den Magiftraten wurde 
die Weiſung gegeben, fie hätten fich nicht mit politifchen Verhandlungen 
mb Beſchlüſſen zu befaffen; ihre Deputationen wurden weder vom König 
noch von den Miniftern empfangen, und mehrere Magiftrate, die politiihe 
Beichlüffe gefaßt hatten, mit Gelbftrafen belegt. Die Mißbilligung diefer 

Maßregeln war fo allgemein, daß felhft der Kronprinz ſich ihr nicht ent⸗ 
sieben konnte. Er war eben im Begriff, die Provinz Preußen zu be 

reifen, und mußte da Hören, daß in den Städten ausdrücklich beſchloſſen 

worden fei, alle Empfangsfeierlichkeiten zu unterfaffen und feine Depu- 
tationen an ihn zu ſchiclen. Ex ließ fi num in Danzig durch den Ober⸗ 
bürgermeifter Winter beftimmen, fein Bedauern außzufprechen, daß er 
gerade in dieſer Zeit bes Zerwürfniſſes zwiſchen Regierung und Bolt 

nach Preußen gekommen fei. Er habe von den Preßverorbnungen nichts 
gewußt und keinen Theil an den Rathſchlägen gehabt, die dazu führten. 
Die Reife wurde nicht weiter fortgefegt und der Kronprinz kehrte in der 
Stille nach Berlin zurüd. 

m außerpreußifchen Deutfchland erwartete mar, daß demnächſt eine 
Revolution in Berlin ausbrechen werbe. Man erinnerte fi der Preß- 

ordonnanzen Polignacs, welche der Julirevolution vorausgegangen waren. 

Mer die preußiſchen Staatsmänner kannten ihr Boll beſſer; fie wußten, 
daß ein kräftiges Auftreten der Regierung die beabſichtigte Wirkung nicht 
verfehfen würde. Als die Verorbneten der Städte fahen, daf die Re— 
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gierung fi) durch Deputationen und Abreffen nicht bange machen ließ, 
unterliegen fie ihre Demonftrationen; bie verwarnten Beitungen wagten 

nicht, durch eine zweite Proteftation ihre Eriftenz aufs Spiel zu fegen, 
fie enthielten ſich jeder Kritik über innere Angelegenheiten. Die ganze 
Oppofitionsbewegung gerieth in's Stoden, und allmählig trat eine ruhigere 
Stimmung ein. Denn das Vertrauen zur Megierung war im Ganzen 
doch größer, als das zur Yortfehrittöpartei; man ahnte wenigftens, daß 
fie ein feftes Syſtem und bei demſelben das Wohl bes Volles im Auge 
habe. Die, welche eine Revolution in Preußen prophezeit, gefürchtet oder 
gehofft Hatten, fahen fich getäuſcht. Sie fingen an, über die ſervilen 
Preußen, die ſich Alles gefallen ließen, loszuziehen, Volt und Negierung 
wurden als unfähig zur Führung Deutſchlands verurtheilt. 

Schon vor dem Erlaß der Preßordonnanz fagte ſich der Ausſchuß 
des Nationalvereind in einer Anfprade vom 25. Mai an bie Mitglieder 
deſſelben förmlich von den Hoffnungen auf Prenßen 108. Zunächſt wird 
in diefem Aftenftüc eine Anklage gegen Preußen wegen feiner Haltung 
in Betreff Polens erhoben. Es Heißt darin: „Durch die Stellung der 

preußifchen Regierung zu dem Aufftand in Polen, durch den Abſchluß 
der Convention mit Rußland, durch ben gehäffigen Vollzug ummenfchlicher 

Austieferungsverträge, durch ein herausforbernbes und dennoch ſchwankendes 
Berhalten zu den ‚übrigen Mächten — durch biefe von ganz Europa vers 

urtheilte Politit wird die Ehre ber Nation gefährdet und zugleich ber 
bewaffneten Einmiſchung des Auslands die willfommenfte Handhabe ger 
boten. Wir achten daS heldenmüthig vertheidigte Recht des polnifchen 
Bots auf nationale Eriftenz; find auch die Eroberungen, die beutfcher 
Geift und deutſche Arbeit auf ehemals polnifchem Boden gemacht haben, 
unwiberruflich, fo verſchmähen wir e8 boch, bie Helfershelfer der Unter- 

drüdung zu fein. Wir fehenen den Krieg nicht, der für eine gute Sache 
unternommen und von vertrauensmürbigen Führern geleitet wird; wir 
verabſcheuen aber den Krieg, den eine abfolutiftiiche Cabinetspolitif im 
Dienft verwerfliher Intereſſen uns aufbrängen will, und Halten den 
ſchonungsloſen, unverföhnlichen Kampf gegen die Träger einer folchen 
Politit für die erfte bürgerliche Pflicht." Und dann wird im weiteren 
Verlauf die jegige Lage Deutfchlands und der nationalen Partei folgender- 

maßen geſchildert: „Ein Blick auf die legten Schickſale der nationalen 
Bewegung fcheint jede Hoffnung niederzuſchlagen. Als im Jahre 1859 
Deutfchland dem Krieg entgegenging, wurde das Verlangen tauſendfach 
Taut, es müſſe die Leitung der deutſchen Politik and Heeresmacht in die 
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Hand Preußens gelegt werben. Jene Krifis verlief ohne Entſcheidung, 
fie Hatte aber bie Erfenntniß der alten Wahrheit auf neue belebt, daß 
Deutſchland die Stellung, die im unter den Völkern gebührt, nicht ein- 
nehmen wird, fo lange nicht feine Verfaſſung im @eift der bundesſtaat⸗ 
lichen Einheit von Grund aus veformirt ift. Diefe Erlenntniß ſchuf den 
Nationalverein und führte zu dem Ausdruck ber Buverficht, der in unferer 
Grflärung vom 4. September 1860 niedergelegt ift: Deutfchland merde 
willig dem Oberhaupt des mädjtigften deutſchen Staats die politiſche und 
militärtfce Leitung anvertrauen, wenn diefe Macht durch energifche Ver⸗ 
tretung aller nationalen Intereſſen ſich fähig erweife, ihren gefchichtlichen 
Beruf thatkräftig zu erfüllen. Und was ift ſeither geſchehen? Schritt 
für Schritt ift die preußifche Megierung von ihrer Aufgabe weiter zurüd- 
gewichen, bis zu bem Punkt, auf dem wir fie heute erbliden: micht als 
den Schirmheren, fondern als den gefährlichften Wiberfacher der nationalen 
Intereſſen. Heute wie im Frühjahr 1869 bedroht und Kriegsgefahr; 
aber die Aufrufe, die damals Preußen zur Leitung beriefen, erneuern ſich 
nicht — fie klingen wie ein bitterer Hohn auf bie Gegenwart. Heute 
wie im Herbft 1860 ift es die gleiche Gefinnung, die ben Nationalverein 
beherrſcht; wenn aber Diejenigen, die jet an der Spitze des preußiſchen 
Staates, vom eigenen Volke verurtheilt, am Muin der preußifchen Staats» 
macht arbeiten, vollends nad} der Leitung Deutſchlands greifen wollten, 
fo würben fie in ber erften Neihe ber Kämpfer gegen eine ſolche Ver⸗ 
mefjenheit dem Nationalverein begegnen.“ Heute Hingen ung dieſe Tiraden 
ſeltſam; denn gerade die Mitglieder des Nationalvereing waren doch in 
überwiegenber Mehrheit jo vernünftig, zu rechter Beit ihre kurzſichtige 

Dppofition aufzugeben. 
Unter diefen Umftänben war e8 fehr natiefich, daß man in Wien 

glanbte, jet fei der Augenblick gelommen, Preußen den Rang abzulaufen 
und die von ihm beanſpruchte Stellung an der Spige Deutſchlands ein- 
zunehmen. Schmerling, ber damalige Premierminifter, meinte, e8 bebürfe 
mr eines vafchen, Fühnen Actes, um Deutſchland unter den Fahnen Habs- 
burg8 zu einigen. Es war nämlich gerade in ben letzten Jahren der 
Öfterreichifchen Megierung gelungen, ſich in einen leidlich conftitutionelfen 
Credit zu fegen, und dadurch die Gunft ber öffentfichen Meinung zu 
gewinnen. Die verfchiedenen Nationen waren im Reichsrath zu gemein 
famer Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten vereinigt, und doch 
hatte die Regierung ſich im Befig der Gewalt foweit gefichert, daß fie 
durch die Vertretung ber verſchiedenen Reiche und Völkerſchaften feinen 
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weſentlichen Abbruch erlitt. Sollte nicht etwas Aehnliches auch in Deutſch- 

fand zu erreichen fein? Sollte es nicht möglich fein, auch Hier die vielen 
Stämme und Staaten zu einer Einheit zufammenzufafien, bei welcher die lei⸗ 
tende Rolle der Macht gefichert wäre, die feit vier Jahrzehnten das Präfi- 

dium des dentfchen Bundes feftgehalten hatte? Man glaubte in der That, 
mit Benugung ber Öfterreichifcden Erfahrungen einen Organismus herftellen 

zu können, welder den einzelnen Staaten einen gewiſſen Einfluß auf die 
allgemeinen Angelegenheiten einräumte und doch Defterreich wicht hinderte, 
die Mittel Deutſchlands für öfterreichifche Intereſſen zu benügen. Mit 
Deutſchlands Hilfe dachte man fich den Befig Venetiens zu fichern und 
Ungarn in Reſpect zu erhalten. Die Hevabfegung Preußens auf bie 
Bedeutung eines Vaſallenſtaates war dabei felbftverftändfih in Ausficht 
genommen und erſchien als Hauptgewinn der deutfchen Einheit unter öfter- 
reichiſchem Scepter. Um ben günftigen Augenblick nicht zu verpafien, 
wurde mit einer in Defterreich unerhörten Eile, im Laufe des Monats 

Juli der Entwurf einer neuen deutſchen Bundesverfaffung ausgearbeitet, 
welcher Oefterreich ftatt Preußens an die Spige des Bundesſtaates ſetzte. 

Wahrfcheinfih war Schmerling, der einft die deutſche Reichsverfaſſung 
verpfufchen Half, ber intelfectuelle Urheber des Planes. 

Mit großem Vertrauen auf das Gelingen beffelben fehritt man zur 
Ausführung. Daß Preußen, auf deffen Demüthigung es abgefehen war, 

nicht damit einverftanden fein wirbe, konnte man vorausſehen, aber man 
hoffte es durch Ueberrumpelung zu gewinnen. Der Kaifer Franz Joſeph 

übernahm es felbft, dem König Wilhelm die erften Eröffuungen zu machen. 
Er befuchte ihn im Bade Gaftein, wo der König gerade zu feiner Er- 
Holung weilte. Am 2. Auguft traf der Kaifer dort ein und begab ſich 
noch an demfelben Abend zu dem König, um ihm bie vertrauliche Mit⸗ 
theilung zu machen, baß er entichloffen fei, die Längft erfehnte Einheit 
Deutſchlands in's Werk zu fegen. Er wolle zu dem Ende die fänmt- 
lichen Zürften Deutſchlands zu einer Bufammenkunft in Frankfurt auf 
den 16. Auguft einladen, um ihnen den Entwurf einer neuen Bundes- 
verfaffung vorzulegen und ihre Zuftimmung, die fie ihm nicht vertweigern 

würden, entgegenzunehmen. Ex hoffe, der König, der fich jo lebhaft für 
dieſes nationale Biel intereffire, werbe freudig mit ihm den Ruhm der 
Initiative zur Bundesreform theilen. Er übergab ihm zugleich eine aus- 
führliche Denkſchrift über Motive und Ziel des beabfichtigten Wertes. 
Der König war fehr überrafeht und fagte, er könne im Augenblick feine 
Zuſicherung geben, wolle aber in ber Stille der Nacht die wichtige An- 
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gelegenheit überlegen. Bei dem Plan der Ueberrumpelung in ber Ge— 
möüthlichteit des Badelebens hatte man öfterreichifcherfeits nicht in Mech- 
nung genommen, baß der Minifterpräfident v. Bismard feinen Herrn 
begleitet hatte, und wahrſcheinlich nicht ohne Kunde von der falle war, 
die man dem Könige legen wollte. Das Ergebniß der mit Bismard 
gepflogenen Berathung war, daß der König bei feinem Gegenbefuch: dem 
Kaifer die Antwort gab, es fcheine ihm nicht zweckmäßig, mit: einer pers 

fönfihen Zuſammenkunft der Fürften zu beginnen; es müßten, wenn bie 
Anregung Erfolg haben follte, eingehende Vorarbeiten und Conferenzen 
der Minifter vorausgehen. Dies wollte man in Wien gerabe vermeiden, 

da man wohl wußte, daß dann neue Schwierigfeiten ſich ergeben würden, 
und Bismard, deſſen Standpumft Oefterreich gegenüber aus feiner Unter 
rebung mit Rarolyi Hinlänglic; befannt war, die Sache Hintertreiben würbe. 
Der Blan war ja keineswegs auf gründliche Erwägung ber Betheiligten, 
fondern anf Ueberliftung berechnet. Schon jest fand der Kaijer, daß 
Bismard nicht zu umgehen fei. Diefer ließ ſich eine Audienz erbitten, 
welche ihm gewährt wurde und Nachmittags den 3. Auguſt ftattfand, 
aber nad} einigen Minuten vom Kaifer abgebrochen wurde.*) Bald darauf 
reiste der Raifer ab, und am Abend überbrachte ein Adjutant deſſelben 
dem König bie fürmliche, ſchon vom 31. Juli datirte Einladung zu dem 
Congreß in Frankfurt. Am 4. Auguft wurden bie gleichlautenden Ein- 

ladungsſchreiben an alfe deutſchen Fürſten von der kaiſerlichen Kanzlei 
verfandt. Die fhriftliche Antivort des Königs von Preußen erfolgte um- 
gehend, und es waren darin die fehon mündlich ausgefprochenen Bedenken 
und bie Forderung einer vorhergehenden Miniſterberathung ausgeſprochen. 
Am folgenden Tag ſchrieb der König auch noch eigenhändig an ben Kaifer 
und drückte fein Bedauern aus, daß er fich nach der angreifenden Badekur 

der anftrengenden Theilnahme an den Frankfurter Verhandlungen nicht 
unterziehen dürfe. Eine neue Erwiderung bes Kaiſers vom 7. Auguft 
verſuchte nochmals, den König zur Theilnahme zu beflimmen, und ſprach 

die Hoffnung aus, derſelbe werde ſich doch noch entſchließen, ſich in Frank- 
furt einzufinden, ober wenn Gefundheitsrüdfichten dies unmöglich machten, 
einen anberen Vertreter des preußiichen Königshaufes ſenden. Auch von 
anderer Seite wurbe auf den König einzuwirken verſucht: der Kronprinz, 
welcher feinen Bater in Gaftein befuchte, foll ihm zugefprocdhen haben, 

*) Siehe Entküllungen an das deutſche Volk Über das Fürftenparlament. Brüffel 
unb Leipzig 1863. Eine Schrift, welche dem Herzog von Sachſen -Coburg zuge 
fägriehen wird. 

Kupfer, Ginpelsseftresungen. 1. 20 



1 

306 Der Fürftencongreß in Frankfurt. 

und das englifche Miniſterium richtete Vorftellungen zu Gunſten des öfter- 
reichiſchen Projectes an den König. 

Die öſterreichiſche Denkfchrift ging von dem unumwundenen, auf 
diefer Seite überrafchenden Geftändnig aus, daß „die Bundesverträge von 
1815 und 1820 in ihren Fundamenten erſchüttert“ feien, daß ſich in 
Deutſchland unaufhaltfam ein fortjchreitender Procep der Abwendung von 
dem beftehenden Bunde vollzogen habe, daß die Megierungen nicht mehr 
in einem feften gegenfeitigen Vertragsverhältniß zufammen ftehen, fonbern 
nur big‘ auf weiteres im Vorgefühl naher Kataftrophen neben einander 
fortfeben, die deutſche Nevolution aber, im Stillen geſchürt, auf ihre 
Stunde warte. Diefer Kataftrophe zuvorzufommen, fei die Aufgabe und 
Pflicht Oeſterreichs und Preußens. Die öſterreichiſche Regierung fei mit 
äußerfter Vorſicht an die Frage ber Ausbildung der Bunbesverfaffung, 
und befonder8 an das fchwierige Werk einer Neugeftaltung der gefege 

. gebenden Gewalt des Bundes herangetreten. Sie habe den folgenfchweren 
Schritt, die Vertretungen der Einzelftanten zur Theilnahme an den Bundes» 
angelegenheiten zu berufen, nur in Form einer vorübergehenden Maßregel 
in Vorſchlag gebracht. Erſt die Ablehnung ihres Antrags auf eine Dele- 
girtenverfammlung zu einem befondern Bmwed Habe fie genöthigt, ihre 

Mitwirkung zu einer organifchen Neform in Ausſicht zu ftellen. Seitdem 
fei Oeſterreichs Wort für ein ernftes Streben nad) diefem Biele verpfänbet, 
und ber Kaiſer fühle fich gedrängt, dieſes Verſprechen einzulöfen. Er 
erfenne vollfommen an, daß auch die deutfche Nation in ihrer Gefammt- 
heit mit Recht eine Neugeftaltuni ee Tann en 
md er in 1 Sunes fir feine Pflicht, feinen Mit- 

firften offen darzulegen, wag”er-tn dieſer Beziehung für möglich hafte 
und für feinen Theil zu gewähren bereit ſei. „Oeſterreichs Menrgani- 
ſationsvorſchläge,“ Heißt es weiter, „Lünen nur auf dem mit voller Klar⸗ 
heit und Entſchiedenheit feftgehaftenen Föberativprincip beruhen." — — 
„Eine dem Bundesprincip entgegengejegte Richtung kann man in Deutfch- 
lands gemeinfamen Angelegenheiten nicht einſchlagen, ohne bei jedem Schritte 
auf Warnungszeihen zu ftoßen und am Ende des Wegs an einem Ab- 
grunde anzufommen. Monarchiſche Staaten, zwei Großmächte unter ihnen, 
bilden den deutſchen Staatenverein. Einrichtungen, wie eine einheitliche 
Spige oder ein aus birecten Vollswahlen Hervorgehendes Parlament, 
paffen nicht für biefen Verein, fie widerftreben feiner Natur, und wer fie 
verlangt, will nur dem Namen nach den Bund, oder das, was man ben 

Bundesftaat genannt hat, in Wahrheit will er das allmählige Erlöſchen 
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der Lebenskraft der Einzelftaaten, er will einen Zuftand des Uebergangs 
zu einer künftigen Unification, er will die Spaltung Deutſchlands, ohne 
welche diefer Webergang ſich nicht vollziehen kann. Solche Einrichtungen 
wird Oeſterreich nicht vorſchlagen. Wohl aber Hält e8 den Augenblick 
für gefommen, two bie Serge für das Wohl Deutſchlands gebieteriſch 
verlangt, daß bie Grundlagen, auf de be Bach ehrt an 
wurde, verftärkt, und das Föderativprincip gegenüber der ſchon dem Be- 
griffe nach durch daffelbe änften Souberänetät der Einzelftaaten mit 
erhöhter Kraft und er mw Der neue Bund 
Rt a ee iſt aber auch ausbrädtic 
als das an bie Stelle des vormaligen Neiches getr; Nationalband 
ber Deutſchen anerkannt, und er wird ſich Fünftig, um den Bebirniffen 
unferer Epoche zu entfprechen, mit Nothwendigkeit ſchon durch den Charakter 
feiner Verfaffungsformen der Welt als ein Bund der deutſchen Staaten 
als folder, ber Fürfien wie ber barftellen miiffet. "Ver Kaifer 
erblickt Baher in ber Krafrigumg di ubfogeivalt des Bundes und in 
der Berufung ber conftitutionelfen Körperfchaften ber Einzelſtaaten zur 
Theilnahme an der Bundesgefeßgebung zwei in gleichem Grade unab⸗ 
weisbare und ſich zugleich gegenfeitig bedingende Aufgaben." Die Dent- 
ſchrift erfannte an, daß ohne Preußens bundesfreunblihe Mitwirkung fein 
definitiver Abſchluß der Bundesreform möglich fei, da bie Bundesverträge 
Preußen ein Recht des Widerſpruchs gegen jebe tiefer greifende Neuerung 
geben. „Preußens Wille kann die Reform der Gefammtverfaffung Deutjch- 
lands factif und rechtlich Kindern; — — — aber die Dinge find in 
Deutſchland fo weit gediehen, daß eim abfoluter Stilfftand unmöglich ift 
und die Regierungen, welche dies erfennen, werben fich zuletzt gezwungen 
fehen, die Hand an ein Werk der Noth zu Iegen, indem fie fich zur 
portiellen Ausführung der beabfichtigten YBundesreform im Bereich der 
eigenen Staaten entjhließen, und zu biefem Zwecke unter Wahrung des 

Bundesverhältniſſes ihrem freien Bünbnißrechte die möglichft ausgedehnte 
Anwendung geben." 

Man fieht aus diefen Sägen der Denffchrift, daß es der öfter 
reichifchen Regierung zwar daran gelegen mar, Preußen zur Theilnahme 
an dem Reformplan zu beftimmen, daß fie aber aud den Fall der be 
harrlichen Weigerung Preußens in Ansficht nahm, und dann entfchlofien 
war, jene partielle Ausführung des Planes ohne Preußen zu verfuchen. 

Auf preußiſcher Seite ftand, jedenfalls bei Bismard, der Entſchluß feft, 
das öſterreichiſche Project nicht zur Ausführung kommen zu laſſen. Es 

20* 

„> 
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handelte fi um die Erhaltung von Preußens Macht und Stellung in 
Deutſchland und Europa, denn diefe war aufs äußerfte gefährdet, wenn 

es gelang, eine Veränderuug des deutſchen Bundes in's Werk zu ſetzen, 
welche Oeſterreichs Einfluß auf bie deutſchen Angelegenheiten verftärkte, 

und anftatt der beanfpruchten Gleichſtellung mit Defterreich ein unter« 
geordneies Verhältnig Preußens zur Folge hatte. Diefe Dinge wurden 
wohl in Erwägung gezogen, ald bie Frage zur Entſcheidung kam, ob 
ſich Preußen an dem Fürſtentage betheiligen folle. Daß es feinen gan- 
zen Einfluß aufbieten müſſe, um den öfterreidhifchen Plan nicht zur Aus- 
führung Kommen zu laffen, war Har; es fragte fi nur, ob der Zweck 
beſſer erreicht werde, wenn Preußen am Fiürftencongreß Theil nehme, oder 

wenn es fi) ganz ferne Halte. Der König und Bismard entſchieden ſich 
für das Letztere und bfieben gegen alfe diplomatiſchen und freundfchafte 
lichen Zuſprachen feft. Der Erfolg hat gezeigt, daf fie den rechten Weg 
eingefehlagen haben. 

Zwei Depeſchen, melde Bismarck an den preußiſchen Geſandten in 
Wien richtete, die aber beftimmt waren, auch zur Kenntniß des übrigen 
biplomatifchen Corps zu kommen, Hatten den Zweck, den befreundeten 
Fürften von ber Betheiligung an dem Zilrftencongreffe abzurathen. In 

der erften vom 13. Auguft fpricht Bismard fein Befremden darüber aus, 

daß die Reformvorſchläge duch Anſchauungen motivirt werben, melde 

die Grundlagen des Bundesverbands ſelbſt in Frage ftellen. Die Dent- 
ſchrift enthalte Deductionen, welche ſchließen laſſen, daß Defterreih das 
bisherige Bumbesverhältmiß als fehon gelöft anfehe. Wenn es aber nicht 
gelinge, den Gegenſatz der Particular- und der Gejanmttintereffen Deutſch⸗ 
lands angemefjener als bisher zu vermitteln, fo werde die Erfchütterung 
des. Vertrauens auf die Bunbesverträge das einzige Ergebniß der Er- 

Öffnungen bleiben, welche die Yaiferfiche Negierung ihren Bumdesgenofjen 
gemacht Habe. In der zweiten Depeſche vom 14. Auguft fagt Bismard: 
„Ich halte es der Würde meines Königs nicht entfpredhend, ſich nad 
Srankfurt zur Entgegennahme von Vorſchlägen in Bundesangelegenheiten 
zu begeben, über welche der Math Preußens vorher nicht gehört worden 
ift und beren volle Tragweite Sr. Majeftät erſt in Frankfurt eröffnet 
werben fol." In Betreff der etwa beabfichtigten Reformen felbft ver- 
weist Bismard auf die in der preußiſchen Ahftimmung über die Delegir- 

tenfrage vom 22. Januar niebergelegten Motive und erklärt: „Ich kann 
nur die Meinung wiederholen, daß ich nur in einer nach dem Verhäft- 
niß der Volkszahl ber einzelnen Staaten aus birecten Wahlen hervor 
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gehenden DVertretung des deutſchen Volls, mit Befugniß zu beichließenber 
Mitwirkung in Bundesangelegenheiten, die Grundlage von folchen Bundes» 
inftitutionen erfenne, zu deren Gunften die preußifche Regierung ihrer 
Selbftändigkeit in irgend welchem erheblichen Umfang entfagen Lörmte, 
ohne die Intereſſen der eigenen Unterthanen und die politifche Stellung 
des preußifchen Staats weſentlich zu benachtheiligen.“ 

Die deutſchen Fürften ließen fich durch die Weigerung und das Ab⸗ 
rathen Preußens nicht abhalten, der Einladung nach Frankfurt zu folgen. 

Sie erſchienen faft vollzähfig und am 17. Auguft wurde die Verſamm ⸗ 
lung eröffnet.*) Der Kaiſer übergab den ziemlich ausführlichen Ent- 
wurf der neuen Bumbesverfaffung mit einer kurzen Anſprache, in welcher 
er die Verbefferungsfähigteit feiner Vorfchläge anerkannte, aber um ſchleu⸗ 
nige Erledigung bat und zu verftehen gab, er wolle nicht weitausſehende 
Berathungen, jondern einen raſchen einmüthigen Beſchluß. Der König 
von Bayern verſprach dagegen in feiner Antwort die gewiſſenhafteſte Er- 
wägung, und ftellte Modificationen der gegebenen Grundzüge in Ansficht. 

Schon die Denkfchrift hatte eine einheitliche Spitze entſchieden zurück⸗ 
gewiejen; der Entwurf felbft bot nun ein fünflöpfiges Directortum, das 

aus dem Raifer von Defterreich, den Königen von Preußen und Bayern 

und aus zweien ber am 8., 9. und 10. Bundesarmeecorps betheiligten 

Souveräne, aljo etwa Wirtemberg, Sachſen, Hannover beftehen ſollte. 

Die Fürften das Directoriums follten fih in der Regel durch Bevoll- 
mächtigte vertreten laffen, aber für wichtigere Angelegenheiten follte ihnen 
unbenommen fein, auch in Perſon zu erſcheinen. Den Borfig ſollte Oeſter⸗ 
reich führen, und nur im Fall einer Verhinderung des Bevollmächtigten 
an Preußen abgeben. Das Directorium follte die volfziehende Gewalt 
in Händen haben, nämlich die Entſcheidung über Krieg und Frieden, die 

Zeitung des Heerweſens und der auswärtigen Angelegenheiten, die Ober- 
aufficht über das Innere, Juftiz, Finanzen, Zoll- und Handelsweſen. 

Zur Beforgung ber in diefen Gebieten fich ergebenden Gefchäfte ſollten 
Commtiffionen niedergejegt werben. Alle Beichlüffe des Directoriums follten 
mit einfacher Majorität gefaßt werben. Oeſterreich rechnete darauf, dieſe 
Maojorität immer zu befommen, wenn auch Preußen anderer Meinung fein 
ſollte. Neben dem Directorium follte der engere Rath der Bundesver- 
fammlung als zweites Organ der volfziehenden Gewalt fortbeftehen, wäh- 
rend das bisherige Plenum ganz wegfiel. Auch hier nahm Oeſterreich 

*) Der äußere Hergang des Fürftencongreffes ift fehr lebendig gefchildert in: Ludwig 
Robert, Federzeihnungen ans Frankfurt a. M., Preußiſche Jahrbucher 1871, Juliheft. 
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den Borfig für fi in Anſpruch; die Stimmeuzahl wurde von 17 auf 
21 erhöht, da Preußen und Oeſterreich, ftatt wie bisher je eine, je drei 

Stimmen führen follten. Uebrigens war die Competenz dieſes engeren 
Rathes fehr befchränkt, da der größte Theil feiner bisherigen Befugniffe 
auf da8 Directorium und deffen Commiffionen überging. Nur bei der 
Entſcheidung über Krieg und Frieden war die Zuftimmung des Bundes- 
raths mit zwei Drittheifen feiner Stimmen erforderlih. Den Forberun- 
gen einer allgemeinen beutjchen Volksvertretung war durch eine Verſamm⸗ 
fung von 300 Bundesabgeordneten entſprochen, die aus den Landtagen 
durch Delegationen hervorgehen follten, und zwar fo, daß zwei Drittheife 
von ben zweiten Kammern, ein Drittheil von den erften gewählt würden. 
Die eine Hälfte follten Defterreih und Preußen, die andere die Mittel- 
und Kleinſtaaten ftellen. Diefe Verſammlung follte bei Ausübung der 
geſetzgebenden Gewalt des Bundes eine Mitwirkung Haben; dieſelbe er- 
ſtreckte fich aber, genau genommen, nur auf Abänderung der Bundesver- 
faffung. Auch war ihr Einfluß ſchon dadurch auf ein befcheidenes Maß 
zurüdgeführt, daß fie nur alfe drei Jahre zufammentreten follte. Nach 

dem Schluß jeder Seffion der Abgeordnetenverfammlung ſollte werigftens 
in der Regel eine Fürſtenverſammlung ftattfinden, um die Befchlüffe der 
Abgeordneten zu genehmigen oder zu verwerfen. Der ganze Entwurf 
mar im Wefentlihen eine neue Auflage des Beuſtiſchen Delegirtenpros 
jectes mit Modificationen zu Gunften Defterreihs. Preußen war ganz 
in die Neihe der übrigen Rönigreiche Herabgefegt und würbe wenig mehr 
zu fagen gehabt haben als Bayern. In der Bunbesfriegäverfaffung war 
gar feine Aenderung gemacht. Es blieb bei der für Preußen unannehm⸗ 
baren Wahl eines Bundesfeldherrn und bei der Abfonderung der mittel 
unb Heinftaatlichen Contingente von dem größeren gefchloffenen öſterreichi⸗ 
ſchen nnd preußifchen Heeregförper. Che die Fürften in die Berathung 
dieſes Entwurfes eintraten, befchloffen fie, noch einmal einen Verſuch zu 
madjen, ob der König von Preußen fich nicht zur Theilnahme bewegen 
ließe. Sie richteten ein gemeinfames Schreiben an ihn, und ber König 
von Sachſen reiste felbft nach Baden-Baden, um es ihm zu überbringen 

und durch feinen mündlichen Zufpruc die Bitte zu unterftügen. Der 
König blieb aber ftandhaft und hat durch feine Zeftigfeit viel bazu bei« 
getragen, Deutfchland vor einem Experiment zu bewahren, das große 
Verwirrung oder einen neuen Stilfftand hätte herbeiführen müſſen. Dem 
Ablehnungsſchreiben des Könige fügte Bismarck noch eine Depeſche an 
den preußiichen Gefandten in Frankfurt Hinzu, worin er erklärte, „daß bie 
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öfterreichifchen Reformplane weder der berechtigten Stellung ber preußi- 
fen Monarchie, noch den Intereſſen des deutſchen Volles entfprechen. 
Preußen würde der Stellung, bie feine Macht und feine Gefchichte ihm 
in dem eiropäifchen Staatenverein geſchaffen haben, entjagen, und Gefahr 
laufen, bie Kräfte des Landes Zwecken bienftbar zu machen, welde den 
Interefſen des Landes fremd find, und fr deren Beftinmung und daß- 
jenige Maß von Einfluß und Controle fehlen würbe, auf welches wir 
einen gerechten Anſpruch haben.“ 

Gleichzeitig mit dem Fürftencongrefie follte auch der freiwillige Ab- 

georbnetentag, der ſchon vor der Einladung der Fürften auf den ZT. Anguft . 
mberaumt war, in Srankfurt feine Berathungen Halten. Die öfterreis 
chiſche Regierung rechnete darauf, daß die Mehrheit der mittelftaatfichen 
Abgeordneten den dargebotenen Reformplan unterftügen wiirde und hatte 
fih zum Theil deshalb mit Berufung ber Fürften fo ſehr beeilt. Bei 
der Bevölferung des außerpreußifchen Deutſchlands, befonders im Süben, 
war die Stimmung für Defterreich nicht ungünftig; man war gerührt 
von der Großmuth des Kaiſers, der aus freien Stücken barbiete, was 

man längft erfehnt und erbeten Habe. Wenn man auch mit der “dee 
einer Delegirtenverfammlung nicht einverftanden war, fo meinte man, es 

fei doch Etwas, ein Anfang, ein Keim, und es wäre undankbar und un 
Hug, wenn man eigenfinnig gutgemeinte Vorſchläge zurückweiſen wollte, 

. Weil fie nicht ganz mit ausgeſprochenen Wünſchen und Forderungen über- 

einftimmten. Man tadelte heftig die unerbittliche Weigerung des Königs 
von Preußen und fagte, das deutſche Volk dürfe nun nicht denfelben Feh⸗ 

ler machen, indem es bie dargebotene Hand troig verſchmähe. Mit 
diefer Stimmug fam ein großer Theil der Abgeordneten nad) Frankfurt. 
Die Berfammlung wurbe zahlreich befucht, mehr als 300 Abgeorbnete 
fanden fi ein, und obgleich fie fein officielles Mandat hatten, fo hielt 
man fie doch für berechtigt, in diefer wichtigen Angelegenheit ein Votum 

abzugeben, das Auſpruch auf Beachtung Hätte. Die Begutachtung des 
Öfterreichif—hen Entwurfs wurde einem Manne von Autorität übertragen, 
dem Hiftorifer Ludwig Häuffer. Diefer beſprach die Anerbietungen der 
Öfterreichifchen Negierung mit Wohlwollen und Unparteilichkeit, als ein 
mit allgemeiner Freude aufgenommenes Ereigniß. Er verzichtete darauf, 
die Motive und Hintergedanken zu unterfuchen, die zum Entſchluß der 
Borlage des Entwurf mitgewirkt Haben mochten, und hielt ſich an die 
offene, klare Thatſache, daß die deutſchen Fürften das Bebürfniß ber Bun- 
desreform entfchieden anerfanıt und ihre Bereinvilligfeit erklärt hatten, 
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zur Verwirklichung derfelben Opfer bringen zu wollen. Dies hinderte 
ihn jedoch nicht, berechtigte Kritif zu üben und nachzuweiſen, daß bie 
öfterreichifche Meformakte mehr den Schein der Einheit und ber nationa- 
len Vertretung, als das Wefen gewähre. In Folge feiner Berihterftat- 
tung gab der Abgeordnetentag eine Erflärung ab, welche den Entwurf 
zwar nicht ganz verwarf, aber Forderungen Binzufügte, die weit über 
das Angebotene Hinausgingen. Es wurde am 22. Auguft der Beſchluß 
gefaßt, zu erflären: „1) Der Abgeorbnetentag erblidt in Oeſterreichs 
JInitiative und in ber Teilnahme faft aller Bunbesmitgfieder ein er- 
freuliches Zeugniß der allerwärts fiegreichen Ueberzeugung von der Uns 
zulänglichleit der beftehenden Bundesformen und der dringenden Noth- 
wendigfeit der Neugeftaltung; ob zugleich die Bürgſchaft, daß das gute 
Necht des deutſchen Volks auf eine feiner würdige Verfafjung endlich zur 
Erfüllung kommt, ift von weiterem Entgegenkommen ber deutſchen Für⸗ 
ften abhängig. 2) Der Abgeorbnetentag fann nur von einer bunbes- 
ftaatlichen Einheit, wie fie in der Reichsverfaſſung von 1849 rechtlichen 
Ausdruck gefunden Hat, die volle Vefriedigung des Freiheits-, Einheits-, 
Sicherheit: und Machtbedürfniſſes der Nation hoffen; indeſſen ift der 

inneren Kriſis und den äußeren Fragen gegenüber der Abgeordnetentag 
nicht in der Lage, zu Oeſterreichs Entwurf ſich lediglich verneinend zu 
verhalten. 3) Er muß aber eine Reihe von Cinzelbeftunmungen ber 
Reformakte, insbefondere die Zuſammenſetzung und Gompetenz ber De 
legirtenvertretung, file höchſt bebenffich erachten und muß vielmehr die 
Bildung einer von ber Nation ermählten Vertretung als unerläßliche Bor- 
Bedingung bes Gelingens bezeichnen. 4) Der Abgeorbnetentag betrachtet 
die Anerkennung der Gleichberechtigung beider Großmächte im Staaten» 
bund als ein Gebot der Gerechtigkeit und der Politif, ebenfo den Ein: 

tritt der nichtdeutſchen preußifchen Provinzen. 5) Unter alfen Umftänden 
erklärt der Abgeorbnetentag: daß von einem einfeitigen Vorgehen der Re— 
gierungen eine gebeihliche Löfung ber Nationalreform nicht zu erwarten 
ift, fondern nur von der Buftimmung einer nad Norm ber Bundes» 
bejälüffe vom 30. März und 7. April 1848 zu berufenden National- 
verfammlung." 

An dem Tage, an welchem biefe Erklärung befchloffen wurde, began- 
nen die Verhandlungen bes Fürftentags. In welcher Richtung und in 
welchen Schranten fie, ſich bewegen follten, wurde von Defterreid in einer 
Art Inſtruction vom 21. Auguſt feftgeftelft, in welcher ber Grundſatz 
ausgefprochen war, daß bie Aenderungsvorfchläge ſich nicht gegen das 
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Spftem und die leitenden Gedanken, auf welden das Ganze berube, 
richten dürften. Dagegen verwahrte fich mın der Großherzog von Baden 
und nahm für ſich den Vorbehalt in Anfprud, den Entſchluß über An« 
nahme ober Nichtannahme der Reformalte von dem Schluß ber Gefammt- 
berathung abhängig zu machen. Wir fönnen Bier dem Gang der Ber- 
hanbfungen, über welche ein fürmliches, fpäter veröffentlichte Protokoll) 
aufgenommen wurde, bier nicht folgen und bemerken nur, baß ein vevi« 

dirter Entwurf feftgeftellt und angenommen wurde, der von bem öfter 
reichiſchen Entwurf ſich wicht weſentlich unterſchied. Die befchloffenen 
Aenderungen waren hauptjächlich folgende: Das Directorium wurde auf 
das Andringen der Heineren Mittelftaaten und größeren Kleinſtaaten von 
fünf Mitgliedern auf ſechs erweitert, fo daß den Meineren Königreichen 
die vierte Stimme, Baden, den beiden Heſſen, Medtenburg und Naſſau 

die fünfte, Weimar, Oldenburg und den zahlreichen Kleinſtaaten die ſechſte 
Stimme zugeftanden wurde. Der Bundesrath, deſſen Befugniß in bein 
Öfterreichifchen Entwurf fo fehr beſchränkt war, erhielt feine höhere Be— 

deutung. Nur das wurde burchgefegt, daß für Abänderung ber Ber- 

faffung und für Weberweifung neuer, bisher der Gejeggebung ber Einzel» 
ſtaaten angehöriger Gegenftände an den Bund, die Uebereinftimmung aller 
21 Stimmen des Bundesraths gefordert wurde, während Oeſterreich blos 
17 Stimmen gefordert Hatte. Für die Theilnahme des Bundes an einem 
Kriege ſolcher Bundesfürſten, die zugleich auch außerhalb des Bundes 
Befigungen haben, wurden, ftatt bloßer Stimmenmehrheit, zwei Drittheife 
der Stimmen des Bundesraths verlangt. Dies war die einzige nennens⸗ 
werthe Nachgiebigkeit Oeſterreichs, das in dieſer Frage befonders betheifigt 
war. Den fo vevidirten Entwurf nahın die große Mehrzahl der Fürften - 
an, nur Baden und Medflenburg verwarfen ihn im Ganzen. Baben be 
lannte fich offen zu den entgegengefeßten Principien eines wahren Bundes⸗ 
ſtaates, und hob fünf befondere Punkte hervor, in melden es feine Zus 
ftimmung verfagen müſſe. Mecklenburg wollte feine Abgeordnetenverfamm- 
Inng zugeftanden wiſſen. 

Am 1. September wurde die Verfammlung gefchloffen, nachdem die 

Fürſten ein zweites Collectivſchreiben an den König von Preußen gerich- 
tet hatten. Sie fagten darin: „Won deutſcher Eintracht und opferwilliger 
Sefinnung ſämmtlich befeelt, find wir unter und über den Entwurf einer 
Reformatte des deutjhen Bundes vollfommen einig geworden und werden 

*) Gtaatsardjiv, Bd. VIIL, ©. 74 u. fi. 
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es als ein hohes Glück für ung Alle und für unfere Völker betrachten, 
wenn nunmehr in der Bruft Ew. Majeftät, unſeres mächtigen und mohl- 
gefinnten Bundesgenoſſen, Entſchließungen reifen werben, durch welche 
Deutſchland, Dank dem Einverftändniffe feiner Fürſten, auf ber bundes- 
gefeglichen Grundlage an das Ziel einer heilfamen Reform feiner Ver⸗ 
faffung gelangen wird." Sie ſprachen in diefem Altenſtück die Erwartung 
aus, daß der König von Preußen fchließlich doch noch zuftimmen werde; 
aber was dann geſchehen follte, wenn bieje keineswegs berechtigte Hoff» 
numg fih) nicht erfüllte, darüber trafen fie feine Verabredung. Und doch 
folgte auf dieſes Schreiben eine Antwort, die nicht anders denn als eine 
definitive Ablehnung ausgelegt werden konnte. Das preußiiche Staatd- 
minifterium veröffentlichte einen Bericht vom 15. September an den Kö- 
nig, in welchem die Neformakte einer vernichtenden Kritik unterworfen 
wurde und Bedingungen aufgeftellt waren, von denen man worausfehen 
Tonnte, daß Defterreich nimmermehr barauf eingehen würde. Das preu- 
ßiſche Minifterium forderte 1) ein Veto Preußens und Oeſterreichs min 
deſtens gegen jeden Bundeskrieg, welcher nicht zur Abwehr eines Angriffs 
auf das Bundesgebiet unternommen werde; 2) die volle Gleichberechti- 
gung Preußens mit Oefterreih zum Vorſitz und zur Leitung der Bunbes- 
angelegenheiten; 3) eine Volfövertretung, welche nicht aus Delegationen 
der Landtage, fondern aus directen Wahlen nad) Maßgabe der Bevölke— 
rung der einzelnen Staaten hervorgehe, und deren Befugniffe jedenfalls 
außgebehnter zu bemeffen fein würden, als in ber öfterreichiichen Reform⸗ 
alte. Auf diefen Grundlagen fei Preußen bereit, Minifterialconferenzen 
mit Oefterreih und ben übrigen Bundesſtaaten zur Zeftftellung eines 
anderen Reformplanes zu halten. Aber wenn man dann übereingelommen 
fei, was man ber Nation anbieten wolle, fo fei die weitere Aufgabe, die 
Aeußerung ber Iegteren durch das Organ gewählter Vertreter zu ver— 
nehmen oder wenigftens die Einwilligung der Einzellandtage einzuhofen. 

Oeſterreich fehien vorläufig gewillt, die Ausführung feines Reform 
plane3 auch ohne Preußen zu verfuchen. In einer vertraulichen Depeche 

Rechberg's an die zuftimmenden Genoffen ſchlägt er vor, dem preußiſchen 
Cabinet mittelft identiſcher Noten mitzutheilen, daß die gemachten Vor— 
ſchläge nicht ohne praktiſches Nefultat bfeiben dürfen und daß Preußen 
fid) wohl befinnen möge, ob es auf unannehmbaren Bedingungen behar- 
ven wolle, nachdem die äfterreichifchen Worfchläge bereit8 von 24 Megie- 
rungen angenommen feier. Defterreich berief dann eine Conferenz nach 
Nürnberg auf den 13. Oftober, um ſich über eine gemeinfame Antwort 
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an Preußen zu verftändigen. Die Eonferenz fand auch wirklich flatt, aber 
hatte fein neunenswerthes Ergebniß. Es war den Mittelftanten offenbar 
entfeibet, mit Defterreich weiter zu gehen, fie erflärten die Antwort bie- 
ſem allein überlaflen zu wollen. Nechberg ſandte am 30. Dftober ein 
weitſchweifiges Altenſtuck an ben öſterreichiſchen Gefanbten in Berlin, in 
welchem bie Bedingungen Preußens als unannehmbar nachzuweiſen ver- 

jucht werben. Aber weiter Hatte die Sache feine Folgen. Bismard war 
entſchloſſen, es zum Kriege konunen zu laſſen, wenn Oeſterreich verfuchen 
ſollte, die Ausführung der Frankfurter Meformakte zu erzwingen. Diefer 
Verſuch wurbe abgefchnitten durch eine neue Geftaltung ber ſchleswig⸗ 

holfeinifcjen Frage. 
Merkwürdiger Weife ſprachen in letter Stunde, nachdem der öfter- 

reichiſche Plan bereits gefcheitert war, auch noch der Nationalverein und 
der Reformperein ihr Votum aus. Der erftere erklärte in einer General 
verfammfung vom 16. Oftober, daß bie öfterreichijche Reformakte in kei⸗ 

ner Weife den Anfprücen der Nation genüge, und daher von der Nas 
tionalpartei mit aller Eutſchiedenheit zu bekämpfen fei. Eine General» 
verſanunlung des Refornwereins dagegen erflärte am 28. Oftober, daß 
der Fürftentag eine patriotiiche That, „bie Meformafte eine geeignete 
Grundlage fiir die Entwicklung der deutſchen Verfafjung und daher an- 

zunehmen fei". 
Mit dem Fürſtentag ſchließt ſich die Reihe ber Verſuche Defter- 

reichs, Deutfchland habsburgiſchen Intereſſen dienftbar zu machen. Es 
beginnt num eime neue Epoche, Preußen bricht mit feiner unbedingten 

driedenspolitik und iſt bereit, für die Erhaltung feiner Macht und bie 
Behauptung feines deutſchen Berufes and mit dem Schwerte einzutreten. 



Dreizehntes Kapitel. 

Die Eroberung Schleswig⸗ Holſteins und der Wiener Frieden. 
1863 und 1864. 

Ein Wendepunkt nicht nur für die fehleswig - holſteiniſche Frage, 
fondern auch für die deutfche Politik Preußens war der Tod König Friede- 

richs VII. von Dänemarf, der am 13. November 1863 erfolgte. Jetzt 

war der Fall eingetreten, in welchem das verjchiedene Erbrecht, das für 

dag Königreich Dänemark und die Elbherzogthümer beftand, für Tren- 
nung der leßteren von dem Geſammtreich verwerthet werben konnte. Schon 
längft Hatte die deutſche Partei darauf gehofft und gewartet. Aber auch 
die europäifchen Mächte hatten Vorkehrungen getroffen, um die Integrität 
der dänischen Monarchie zu erhalten und die Anſprüche, die Deutjchland 

dom Standpunkt des Nationalitätsprincips an Schleswig-Holftein machte, 
abzumeifen. Eine Seitenlinie des ſchleswig- holſteiniſchen Fürſtenhauſes, 
welche ſowohl auf Dänemark als auf die Herzogthümer Erbanſprüche 

hatte, der Prinz von Holftein-Sonderburg-Glüdsburg, war auserwählt 
worben, um daß Erbe des gejammten dänifchen Königreiches anzutreten, 

und diefe zunächit unter den erbberechtigten Fürften auf Anvegung Ruß⸗ 
lands getroffene Verabredung Hatte durch das fogenannte Londoner Pro- 
tofolf vom 8. Mai 1852 die Sanction der europäifchen Mächte erhalten.*) 
Für die Wahl des Prinzen Chriftian von Glücksburg wurde befonders 
geltend gemacht, daß er allein von den Prinzen des ſchleswig ⸗holſteiniſchen 

Fürſtenhauſes während der Erhebung des Jahres 1848 nicht gegen Däue- 

mark die Waffen getragen habe. 

*) Bol. Seite 164. 



Prinz Priederich von Auguſteaburg. 317 

Um den Londoner Vertrag rechtskräftig zu machen, war die Ein- 
willgung ber Agnaten nöthig, deren Erbrecht durch die darin vorge⸗ 
ſchlagene Erbfolgeorbuung verlegt war. Unter biefen ftand für Schleswig ⸗ 
Holftein in erfter Meihe der Herzog Ehriftian Auguft von Holftein-Auguften- 
burg. Diefer hatte ſich, theils durch däniſche Drohungen, theils durch 
den Zuſpruch bes damaligen preußiſchen Minifterpräfidenten v. Man 
teuffel, bewegen Iaffen, gegen Ausbezahlung von 2,260,000 Thaler auf 
fein Erbrecht zu verzichten, und am 30. December 1852 die Erklärung 
außgeftelit, er werde den Anorbnungen des Königs von Dänemark in Be- 
treff der Erbfolge nicht entgegentreten. Es wäre fon im Jahre 1848 
den Schleswig-Holfteinern nahe gelegen, diefen nächſtberechtigten Thron- 
erben zu berufen, um unter feiner Fahne den Kampf für die Selbftänbigfeit 

Schleswig-Holfteind und die Losreigung von Dänemark aufzunehmen, aber 
er ftand als fehroffer Ariftofrat, der nur auf fein Familienrecht pochte, 
dem nationalen Elemente ber damaligen Bewegung zu ferne, als daß 
man ihn beſonders zum Megenten gewünſcht hätte. Die nachfolgende 
Verziätleiftung auf fein Erbrecht gegen Geldentſchädigung machte ihn 
vollends unpopulär. Seine beiden Söhne traten feiner Erklärung nicht 
bei, fie unterliegen e8 aber auch, dagegen zu proteftiven, obgleich ſie be- 
reits volljährig waren; erſt fieben Jahre fpäter gab der Altefte, Prinz 
Friederich, eine Erflärung ab, daß er die Verzichtleiſtung feines Vaters 
nicht als vechtägiltig anerfenne. Eben diefer wurde jegt von der nationalen 
Partei in Schleswig-Holftein aufgefordert, fein Erbrecht geltend zu machen. 
Er Hatte im Jahre 1848 in der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Armee gedient, 
nachher zwei Jahre lang auf der Univerfität Bonn ſtudirt, war Hierauf 
in preußiſchen Milttärbienft getreten, hatte fich aber, da er feine befonbere 
Neigung für die miktärifche Laufbahn fühlte, aus dem activen Dienfte 
zurückgezogen unb bewirthſchaftete ein don feinem Vater für ihn gefauftes 
Nittergut Dolzig in ber Niederlaufig. Er Hatte Feine Gelegenheit gehabt, 
fi die befonderen Sympathieen feiner Landsleute zu erwerben, aber fein 
Ruf war mafellos, und die nationale Partei hoffte die Unterftügung des 

Volles für Geltendmachung feiner Erbanſprüche zu gewinnen. 
Kurz vor dem Tobe des Königs Friederich VII. Hatte der deutfche 

Bund das Erecutionsverfahren gegen die däniſche Regierung beſchloſſen, 
um fie zur Zurücknahme der auch Holftein und Lauenburg umfafjenden 
Gefammtftaatsverfaffung zu zwingen. Dänemark Hatte fein Biel ber 
vollſtändigen Ginverleibung Schleswigs und Holfteins nie aufgegeben 
unb feit 1852 immer wieber Verfuche gemacht, das geringe Maß von 
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Selbftändigteit, das nach Wieberunterwerfung der Herzogthümer den⸗ 
felben zugeftanden war, wieber aufzuheben und die altbereitigte Ver- 

bindung beider Provinzen zu vernichten. Wir müffen, um ung die Streit= 
punkte zwiſchen Dänemark und Deutfchland richtig zu vergegenwärtigen, 

auf den Gang der Verhandlungen zurücbliden. 
Die im Londoner Protofoll feftgefegte Thronfolgeordnung wurde 

durch ein neues Gefeg, welches der König von Dänemark feinen Reichs- 

ſtänden vorlegte und welches von diefen, nach längerem Sträuben wegen 
der darin anerkannten ruſſiſchen Anfprüche auf Hofftein, am 31. Juli 1853 
angenommen wurde, ſanctionirt. Die Provinziafftinde von Holftein, Lauen- 
Burg und Schleswig wurden gar nicht um ihre Buftimmnng gefragt, und 
auch dem deutſchen Bunde, der doch wegen Holfteind ein Wort mitzu- 
veben Hatte, wurde weber ber Londoner Vertrag noch das neue däniſche 
Thronfolgegefeg officiell mitgetheilt. Doch erflärten fpäter auf Betrieb 
Englands mehrere deutſche Bundesſtäude, nämlich Kurheſſen, Hannover, 
Sachſen und Wirtemberg die Anerkennung des Londoner Vertrags. Diejer 
enthielt in Artikel 3 eine Beftimmung zu Gunften der Sonderrechte der 
Herzogthümer, welche durch bie veränderte Thronfolge nicht beeinträchtigt 
werben ſollten. Auch war in den Depefchen Oeſterreichs und Preußens 
vom 26. und 30. December 1851*), worin fie der däniſchen Regierung 
die VBorausfegungen des Londoner Vertrags dargelegt Hatten, die Aufredht- 
baftung der befonderen Rechte Holfteind und Lauenburgs, und in Be— 
ziehung auf Schleswig namentlich ausgefprochen, daß weder eine Incor⸗ 
poration dieſes Herzogthums in bag Königreich Dänemark vollzogen, noch 
irgend diefelbe bezwedende Schritte vorgenommen werben follten. Yu 
einer Broclamation des Königs von Dänemark vom 28. Januar 1852**) 
über die Organifation des Königreich und der darin begriffenen Herzog- 
thümer Schleswig, Holftein und Lauenburg mar die Bufage gegeben, 
daß man den Provinziafftänden der Herzogthümer eine folde Entwicklung 
angebeihen laſſen werde, daß jebes, hinſichtlich feiner bisher zu dem Wir⸗ 
kungskreiſe der berathenden Provinztalftände gehörigen Angelegenheiten, 
eine ftänbifche Vertretung mit bejchließender Befugniß erhalten werbe. 

In Beziehung anf Schleswig war insbeſondere verfprochen, baß der für 
daſſelbe auszuarbeitende Gefegesentmurf die erforderlichen Beftimmungen 
enthalten werde, um der bänifchen und deutſchen Nationalität völfig gleiche 
Berechtigung und Teäftigen Schuß zu verfchaffen und zu ſichern. In der 

*) &iche Martens et Samwer, Recueil göneral de traités IL. ©. 388 fi. 
**) Recueil IL ©. 410. 
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dieſes Altenſtück begleitenden däniſchen Depeſche vom 29. Januar 1862*) 
war ausdrücklich ausgeſprochen, daß der König von Dänemark die in 
dem Schreiben des öfterreichtichen Cabinets vom 26. December nieder⸗ 

gelegte Auffaffung der den Höfen von Wien und Berlin kundgegebenen 
Abfichten, wie im Allgemeinen, fo namentlich auch was die Nichtincorpos 
ration Schleswigs in das Königreich betrifft, als mit ber feintgen über⸗ 
einftimmend anerfenne. Durch folche wiederholte Aeußerungen der däniſchen 
Regierung war den Unterzeichnern des Londoner Vertrags, und befonbers 
den deutſchen Großmächten eine Handhabe gegeben, für die Wahrung ber 
Rechte Schleswig-Holfteins einzutreten, und namentlich das Recht, gegen 
eine Incorporation Schleswigs ihr Veto einzulegen. Schon nach einigen 
Jahren aber wollte ſich die däniſche Negierung ihrer Verſprechungen nicht 
mehr erinnern. Im Febrnar und Juni 1854 legte fie zwar den Ent- 
wurf zu Specialverfaffungen für Schleswig und Holftein vor, geflattete 
aber den Provinziafftänden feine freie Berathung, und erließ, ohne bie 
Herzogthümer zu fragen, am 2. Oftober 1855 eine Geſammtſtaatsver⸗ 
faſſung für alle Länder der däniſchen Monarchie, wobei die Sonberftellung 
der Herzogthümer ganz ignorirt war. Die ſchleswigiſchen und holſtei⸗ 
niſchen Stände proteftirten dagegen und wandten fich mit einer Beſchwerde 

an den deutfchen Bund, worauf diefer nach Beſchluß vom 11. Februar 
1858 der bänifchen Regierung erflärte, daß er dieſes Verfaſſungsgeſetz 
für die Herzogthümer Holftein und Lauenburg nicht als gültig anerfenne, 
nud daß dieſes Verfahren der däniſchen Negierung im Widerfpruch fiche 
mit den bindenden Buficderungen vom 29. Januar 1852. Da Dänemark 
dieſe Einſprache des Bundes gar nicht beachtete, fo wiederholte der deutſche 
Bundestag am 12. Auguft feine Erklärung und fügte die Drohung einer 
Erecntion Hinzu, wenn die Bufage vom 29. Januar 1852 nicht alsbald 
erfüllt werde. Auch diefe Mahnung ließ die dänifche Regierung zunächft 
umbeadhtet, fand ſich aber durch den Wechſel des preußiſchen Mintfteriums, 
nach Uebernahme der Negentfchaft von Seiten des Prinzen von Preußen, 
veranlaßt, doch einen Zug zu tun und duch Erlaß vom 6. Noveniber 
1858 die Giltigfeit der däniſchen Gefammtverfaffung fir Holftein und 
Lauenburg zu fifliven; dagegen follte fie für Schleswig in ungeſchwächter 
Kraft fortbeftehen. Hiergegen proteftirten bie ſchleswigiſchen Stände in 
einer Adreſſe an den König vom 11. Februar 1860. Auch Oeſterreich 
und Preußen thaten wieder einige Schritte vorwärts, aber nur zögernd, 

*) Becueil IL ©. 406. 
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fie warteten bis zu Anfang des Jahres 1862. Erft als die Gefammt« 
flaatsverfaffung aufs neue dem däniſchen Reichstag vorgelegt war, legten 
fie Verwahrung dagegen ein, erhielten aber von dem däniſchen Minifterum 
Hall eine Höhnifche Antwort, in welcher jede Einmiſchung der beiben 
deutſchen Großmächte und des deutſchen Bundes als völlig unberechtigt 
zurückgewieſen, der Verſuch einer Incorporation Schleswigs aber frech 
abgeleugnet war. Zugleich erließ die däniſche Regierung eine Depeſche 
an die Höfe von Paris, London, Petersburg und Hag, worin ſie ſich 

über bie Abficht der deutſchen Großmächte, die ſchleswigiſche Frage mit 
der holſteiniſchen zu vermengen, auf das heftigſte beſchwerte, und klagte, 
man wolle die däniſche Monarchie in die Lage eines Vaſallen von Deutſch- 
land herabbrüden. Da nun auf biefe Weife Dänemark die Intervention 
der europälfchen Mächte angerufen hatte, machte ber englifche Minifter 
Ruſſell Vermittlungsvorfchläge, in welchen er von der Anerkennung aus⸗ 

ging, daß die däniſche Gefammtftantöverfaffung nicht auf bie Elbherzog ⸗ 
thümer und Schleswig ausgedehnt werben bürfe. Seine Forderung an 
Dänemark ging dahin, daß es Holftein und Lauenburg Alles zugeftehen 
folfe, was der deutſche Bund für beide Länder verlange. Schleswig folle 
die Befugniß Haben, ſich felbft zu regieren und auf die Vertretung im 
dänifhen Meichstag zu verzichten. Die bänifche Regierung wies diefe 
Vorſchläge aufs entſchiedenſte zurüd, da ihre Ausführung bie Integrität 
der Monarchie, die durch den Londoner Vertrag geſchützt werben folle, 
ſchwer gefährden und der Auflöfung bes Reiches gleichkommen würde. 
Die Aufrechthaltung der gemeinfamen Verfaffung für dag Königreich, und 
Schleswig fei eine Frage über Leben und Tod für Dänemark, und bie 
Regierung ſei daher entfchloffen, auf s äußerſte daran feitzuhalten. Einige 
Wochen fpäter ertheilte der Minifter Hall an Defterreich bie Antwort, 

daß feine Negierung zwar die Forderungen des Bundes, Holftein eine 
bejondere Verfaffung und felbftändigere Stellung einzuräumen, als einen 
bloßen Landestheil gebühre, erfüllen wolle, aber für Schleswig ein um 
fo engeres Verhältniß erftreben werde, um die Anziehungskraft der däniſchen 
Monarchie zu ftärken. Cine zweite Depeſche vom 5. Januar 1863 ſprach 
ſich noch ſchärfer in diefem Sirme aus. Der däniſche Landesthing richtete 
am 21. Januar eine Adreſſe an den König, worin er Ausfcheibung des 
dänenfeinblichen Holfteins, dagegen um fo engere Vereinigung Schleswigs 
mit Dänemark verlangte, Auch eine freie, am 28. März in Kopenhagen 
zufammengetretene Berfammlnng ſprach fi dahin aus: da die Anſprüche 
des beutfchen Bundes eine Gefammtftantsverfaffung nun einmal unmöglich, 
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machen, fo ſolle man in diefer Beziehung nachgeben, aber dafür die con- 

ſtitutionelle Gemeinſchaft mit Schleswig um fo mehr fefthalten und weiter 
entwickeln. Diefem Verlangen entfprechenb, erließ num ber König von 
Dänemark am 30. März 1863 eine Belanntmadhung, wodurch Holftein 
aus der bißher feftgehaltenen Gemeinſamleit mit den übrigen Theilen der 
dãniſchen Monarchie entlaffen wurde und eine ſcheinbar felbftändige Stellung 
erhielt, aber zur Bezahlung bes Antheil® an den Abgaben verpflichtet 
murbe, welcher im Normalbubget von 1856 feftgeftellt war. Dadurch 
wäre Holftein, ohne vollen Antheil an den Rechten der däniſchen Staats⸗ 

bürger zu befommen, eine bem Königreich tributpflichtige Provinz geworden. 
Auch follte das holſteiniſche Contingent von bänifchen Offizieren befehligt 
und in dänifchen Garnifonsorten ftationirt werben. Dies konnte der 
deutſche Bund nicht zugeftehen, er forderte daher nach Beſchluß vom 
9. Juli die dänifde Regierung auf, der Bekanntmachung vom 30. März 
feine Folge zu geben, wibrigenfall® er ſich genöthigt fehen würde, zur 
Aufrechthaftung der verlegten Rechte Holfteins das durch Bundesbeſchluß 
vom 12. Auguft 1858 eventuell angebrohte Erecutionsverfahren in Wirk: 

fomfeit treten zu laffen, in Betreff Schleswigs aber alle geeigneten Mittel 
zur Geltendmachung der ihm durch ein vwölferrechtliches Abkommen er- 
worbenen Rechte zur Anwendung zu bringen. Die däniſche Regierung 
erwiberte Hierauf unter dem 27. Auguft: daß fie nicht im Stande fei, 
die Bekanntmachung vom 30. März zu widerrufen, aber zu jeder wün⸗ 
ſchenswerthen Auskunft bereit fei. Gegenüber der angebrohten Bundes- 
execution erließ das däniſche Minifterium am 3. September eine Circular« 
depeſche an die europäiſchen Mächte, worin erkfärt wurde, daß eine etwaige 
Befegung Holfteins durch den deutfchen Bund eines berechtigten Grundes 

entbehren würde, und daß die däniſche Negierung alle Urſache habe, zu 

glauben, fie werde in einem Kampf, in welchem e8 ſich nicht blos um 

das Schickſal Dänemarks, fondern um bie heifigften Intereſſen des ganzen 
Nordens Handle, nicht auf ihre eigenen Hilfsmittel beichränft fein. In 

diefer Hoffnung auf fremde Hilfe machte die dänische Regierung noch 
einmal einen Verſuch, die Gejammtverfaffung trog des Widerſpruchs ber 

deuticheh Großmächte durchzuſetzen, und legte fie dem am 28. September 
eröffneten Reichsrath zur Annahme vor. Der deutfche Bundestag aber, 
der endlich die Gebuld verlor, beſchloß am 1. Dftober 1863, das ſchon 

mehrmals angedrohte Erecutionsverfahren gegen Dänemark zur Ausfüh- 
tung zu bringen, um diefen Staat zur Erfüllung feiner früheren Zufagen 

in Beziehung auf die Herzogthümer zu zwingen. Der Auftrag der Voll- 
üpfel, Ginfeiteseftrefungen. I. 21 
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ziehung wurde der öfterreichiichen, preußifchen, ſächſiſchen und Hannoverifchen 
Regierung gegeben, und zwar fo, daß bie beiden letztgenannten zunächft 
eine Truppenabtheilung von 6000 Mann und je zwei Eivilcommiffäre 

fenden follten, welche das Land im Namen des Bundes zu vermalten 
haben wilden, bis der Executionszweck erreicht wäre. Oeſterreich und 
Preußen ſollten überlegene Streitkräfte bereit halten für den Fall, daß 

die dänifche Regierung ernftlichen Widerftand leiften wiirde. Der bänifche 
Neihstag gab nım unter dem Jubel der Kopenhagener Bevölkerung bie 
Antwort durch Annahme der Schleswig incorporivenden Verfaſſung. 

So ſtanden die Dinge, als am 15. November 1863 König Frie⸗ 
derich VII. von Dänemark ftarb. An folgenden Tage verfünbete ber 
durch das Londoner Protokoll zum Thronfolger defignirte Prinz Chriftian 
von Glücksburg die Uebernahme der Negierung ber dänischen Gefammt- 
monarchie als Chriftian IX. Er Hatte noch die Wahl, ob er bie kurz 

vorher beichlofiene Verfaffung annehmen, oder die im Londoner Protokoll 
voraußgejegte Anerkennung der Sonderrechte Schleswigs und Holfteins 
zur Bedingung machen wolle. Durch Letzteres würde er fich die fämmt- 
lichen Unterzeichner des Londoner Protokoll zum Beiftand verpflichtet, 
aber fih dagegen in Dänemark unpopulär gemacht haben. Ex zog es vor, 

fi) den Dänen gefällig zu zeigen, und unterzeichnete unter dem Drud 
von Vollsdemonftrationen jene Verfaſſung. Das deutſche Intereſſe for- 
derte aber jegt die Aufftelfung eines anderen erbberechtigten Thronprä⸗ 
tendenten für bie Herzogthumer. Dazu bedurfte es einer Iebhaften, 
Träftigen Agitation. Denn die Bevöllerung ber Herzogthümer felhft war 
damals viel ‘weniger politifch aufgeregt, als man ſich in Deutfchland vor⸗ 
zuftellen pflegte. Seitdem der Kampf der Jahre 1848—51 um bie 
ſchleswig / holſteiniſche Selbftändigfeit niedergeſchlagen war, Hatte die Reac⸗ 
tion den ohnehin ruhigen, phlegmatiſchen Vollksſtamm fo ziemlich einge 
feläfert. Hofftein war von der dänifchen Regierung aufgegeben und fie 
machte dort wenig Anſprüche. Es genügte ihr, wenn die Leute zahlten, 
und dies konnten fie, da der Wohlftand des fruchtbaren Landes in den 
Friebensjahren wieder auf einen hohen Grab geftiegen war. In Schleswig 
wurden bie Danifirungsbeftrebungen Täftiger und brüdenber; bkſonders 
in den Gegenden, wo Deutfche und Dänen gemiſcht lebten und, jene in 
der Minberzaßl waren, hielt ber Sprachenzwang und ber Uebermuth der 
dänischen Beamten den Dänenhaß und ben deutſchen Patriotismus rege, 

aber man hatte die Hoffnung auf Vereinigung mit Deutſchland doch eigent- 
lich aufgegeben. Die eifrigften Vorkämpfer des Deutſchthums hatten nach 
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der Unterwerfung Schleswig-Holfteins unter Dänemark das Land theils 
freiwillig, theil® gezwungen verlaffen. Cine nationale Partei beftand 
zwar noch, aber fie war fehr in der Minderzafl. Der Nationalverein 
fand wenig Anklang und der Credit Preußens war durch die getäufchten 
Hoffnungen auf beffen Schug und Hilfe ſehr erſchüttert. In Holſtein 
fehlte es unter der Ariftofratie ſogar nicht an Anhängern der däniſchen 
Gefammtftaatspartei, welche eine Bufammengehörigkeit mit Dänemark auf 

rund des Londoner Protokolls und der Vereinbarungen von 1851 und 

1852 dem Lande und fich felbft für vortheilhafter erachteten, als bie 
Gründung eines ſchleswig / holſteiniſchen Kleinſtaates unter dem deutſchen 
Bunde. Dieſer Richtung gehörten hauptſächlich jüngere aufftrebende 
Mönner an, welche eine Laufbahn im Staatsdienſt machen wollten, und 
ihr Führer war der damalige Präfibent bes Holfteinifchen) Landtags, Baron 
R. v. Scheel-Blefjen. 

Obgleich alfo die Ausfichten auf das Gelingen einer Agitation zu 
Gunſten eines Herzogs von Schleswig-Holftein nicht beſonders erfolg« 
verſprechend waren, fo glaubte die nationale Partei in Deutſchland und 
in den Elbherzogthümern bie Gelegenheit, die ſich darbot, nicht ungenützt 

vorübergehen laſſen zu bürfen, und einen ernftlichen Verſuch machen zu 
folfen. Der einzige mögliche Prätendent war der oben erwähnte Prinz 

Friederi von Auguſtenburg. Ihm machten bei Gelegenheit einer land» 
wirthſchaftlichen Ausftellung, welde im September 1863 zu Hamburg 
fattfand, einige Führer der nationalen Partei den Vorſchlag, er möge 

fich bereit halten, um bei dem ſchon damals in Ausficht ftehenden Tod 
König Friederichs feine Erbanfprüce geltend zu machen. Der Prinz 
ging darauf ein, foll aber geäußert haben, er zweifle, ob ſich etwas 
machen laſſe, und er würde dem König von Preußen, felbft wenn er auf 
eine Bereinigung der Herzogthümer mit feinem Staate hinwirlen wollte, 
wicht entgegentreten. Auf bie Nachricht vom Tode König Friederichs 
fäunnte er denn nicht, als nächſtberechtigter Erbe aufzutreten. An dem⸗ 

felben Tage, an welchem der Prinz Ehriftian von Glüdsburg feinen Re 
gierungsantritt als König erklärte, erließ ber Prinz von Auguſtenburg 
eine Profflamation*) als Herzog Friederich VIII. von Schleswig-Holftein. 

- *) &r fagte darin unter anderem: „Scqhleswiger l Holfteiner! Ihr habt bis jeht 
Ungereihtigfeit ebenfo manmhaft getragen, als ihr mannhaft gefämpft Hattet, Ungerech - 
tigleit ebpuochren. Für das Jech, das man euch auflegte, gab bis jegt ein unbe- 
eittenes Hecht den Vorwand, denn ber König von Dänemark war zugleich euer Her- 
309. Bon jegt am wäre bie Herrichaft eines Königs von Dänemark über euch eine 

" 21* 
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Der badiſche Yundestagsgefandte Robert dv. Mohl zeigte gleichzeitig in 
der Bundesverfammlung den Negierungsantritt des Herzogs Frieberich 

an, mit dem Beifügen: er lerachte es für eine, wie er ſich ſchmeichle, 
überflüffige Maßregel, wenn er hiermit eine feierliche Rechtsverwahrung 
gegen jede etwaige Veftreitung der Regentenrechte des Herzogs, fowie 
gegen jede mit dem vollen Genuffe derfelben nicht zu vereinigende Hand» 
lung verbinde. 

Die Proclamation zündete in Schleswig und Holſtein, und es be» 
gann jegt eine vege Thätigkeit für den angeftammten Herzog. In Kiel 
traten am 19. November 24 Mitglieder der holſteiniſchen Stänbeverfamm- 
fung zujammen, erklärten fich für das legitime Erbrecht des Herzogs 

Friederich und befchloffen eine Eingabe an den Bund mit der dringenden 
Bitte, ſchleunigſt die geeigneten Mafregeln zu ergreifen, um die Rechte 

der Herzogthümer und des Bundes felbft gegen die ernftlich drohende 
Gefahr ficher zu ftellen, daß die Entſcheidung nicht dem Rechte, fondern 

der Gewalt anheimfalle. Cine weitere Anzahl anderer Ständemitglieder 
und ein Theil der holſteiniſchen Nitterfhaft ſchloſſen ſich diefer Erklärung 
und Bitte an. Dazu kam auf der anderen Seite der günftige Umftand, 
daß die Mehrzahl der Beamten in Holftein ſich weigerte, den angefonne- 
nen Huldigungseid für Chriftian IX. zu leiſten. 

Noch viel lebhafter war die Bewegung im übrigen Deutſchland; es 
entftand eine politifhe Aufregung, welche beinahe dev des Frühjahrs 
1848 gleihfam. Der Tob des Königs von Dänemark ſchien alle Bar- 

teien zur Arbeit für ein gemeinfames Biel einigen zu wollen. Die Los— 
reißuug Schlestwig- Holfteind von Dänemark und die Anerkennung des 
auguftenburgifcden Erbrecht? war das Lofungsmwort, in welchem Liberale, 
Demokraten und Confervative, Großdeutſche und Kleindeutiche zufammen- 
ftimmten. Ueberalf wurden Vollsverſammlungen berufen, begeifterte Neben 
gehalten, Vereine gebildet um Gelder zu fammeln und die Agitation zu 
betreiben, wohl auch Freiwillige zum Kampf auszurüften. Es war frei- 
lich oft komiſch anzuhören, wie demofratifche Volfsredner ſich abmühten, 
den ſpröden Stoff genealogifcher Begründung des legitimen Erbrechts 

Ufurpation und rechtloſe Gewaltthat. Und unfere gemeinfame Aufgabe ift «8, diefer 

dertſchaft ein Ende zu madien. Ich kann eud; jegt wicht aufrufen, Gewalt mit Ger 
malt zu begegnen. Euer Sand ift von frembeu Truppen beſetzt, ihr habt feine Waf- 

fen. Mir fiegt deshalb vor allem ob, die Regierungen des Bundes um Schutz mei« 
nes Regierungsrechtes und eurer nationalen Rechte anzugehen. Der deutſche Bund 
iſt niemals der Iegitimen Erbfolge entgegengetreten. —“ Schultheß, 1863, S. 88. 
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des Bringen von Auguftenburg zu popularifiren. Und doch ſchien biefe 

Fegitimitätöfcage das Band zu fein, durch welches Particulariften und 
Confervative, Diplomaten und Fürften auf die Eeite der nationalen Bes 

wegung berübergezogen werben Tünnten. 
Indeſſen wurde der neue Herzog von Schleswig. Holftein von den 

Negierungen nicht anerkannt. Der Bundestag wollte fich nicht mit einem 
verfrühten Ausſpruch übereilen; nur Baden und der Herzog Ernft von 
Sachfen-Koburg- Gotha wagten es, den Prinzen von Auguftenburg als 
tehtmäßigen Erben ausbrüdtich anzuerfennen. Dies bewog denfelben 

au, in Gotha vorläufig feine Reſidenz aufzuichlagen und dort ſich 
mit einem Minifterium zu umgeben. Denn in Hofftein felbft aufzu- 
treten, wagte er, da noch) dänifches Militär dort war, doch nicht. Hätte 

er es gewagt, wäre er mit ledem Muth und kühner Rede dort vor eine 
Vollsverſammlung getreten, wer weiß, ob er ſich nicht fein Herzogthum 
erobert hätte, ob nicht das Gericht der vollendeten Thatſache die fhles- 

wig⸗ holſteiniſche Frage entſchieden hätte. Aber dazu war er nicht der 
rechte Mann; auch fehlte ihm die Sicherheit des Bewußtſeins, daß das 
Recht und der Sieg auf feiner Seite fei. 

Die Vollsvertretungen in Sachen, Wirtemberg, Heffen- Darınftadt 

ſprachen ſich an einem Tage (den 24. November) für das gute Recht 
der Herzogthüimer und die legitime Erbfolge des Herzogs Friederich aus, 
Der ſächſiſche Minifter v. Beuſt erflärte auf eine Interpellation in der 
‚weiten Kammer, daß er am Bunde die Nichtzulafjung eines däniſchen 

Gefandten beantragen werde; ebenfo werde er Anordnungen zur Befegung 
Holſteins durch ein Erecutiongheer beantragen, das fo Tange bfeiben folfe, 
618 fi der Bund im der Lage fehen würde, dem von ihm als rvedht- 

mäßig anerkannten Nachfolger in den Herzogthümern das Land zu über- 
geben. Die erfte Kammer verband mit der Zuftimmung zu diefer Er- 

Härung die Mahnung, auch die Rechte Schleswigs zur Geltung zu brin- 
gen. Das ſächſiſche Volk werde bereit fein, die Regierung zu unterftügen, 
wenn auch bie äußerſten Mittel ergriffen werden müßten, um beutfches 

Net und deutſche Ehre gegen fremde Anmaßung und fremde Eingriffe 
zu fhirmen. Der wirtembergiſche Minifter des Auswärtigen, v. Hügel, 

in der zweiten Kammer interpellirt, befannte, die Regierung habe zwar, 

dem Drängen der Großmächte nachgebend, fi dem Londoner Protolkoll 
angefchloffen, fehe fich aber durch die feitherige Haltung Dänemarks von 

ihren Verbindlichkeiten vollſtändig befreit. Der Bund Habe das Recht, 
bis zur Regelung der Succeffionsfrage Holftein militäriſch zu beſetzen. 
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In der Bundesverſammlung ftellte Sachſen am 28. November ben an- 
gefündigten Antrag, und auch Wirtemberg fchloß fich ihm an, und bie 
meiften Bundesftände wären geneigt geweſen, fi} vom Londoner Vertrag 
loszuſagen, wenn nicht Defterreich und Preußen dem liberalen Eifer einen 
Hemmſchuh angelegt Hätten. Sie erflärten in ungewohnter Eintracht, 
ihre Stellung fei durch den Londoner Vertrag und die ihm vorhergehen- 
ben Verhandlungen bedingt. Sie fallen die Geſammtheit diefer Verab- 
redungen als ein untrennbares Ganzes auf und feien zur Ausführung 

des Vertrages bereit, wenn die Krone Dänemark ihrerfeit3 die vorgängie 
gen Verabredungen erfülle, deren Verwirklichung eine Vorausſetzung der 
Unterzeichnung des Londoner Vertrags durch Preußen und Defterreich 
gebilvet habe. 

Indem das preußifhe Minifterium, oder vielmehr deſſen Leiter, 
v. Bismard, diefen Standpunkt vertrat, hatte er dabei feine eigenen Ge— 
danfen, die er jedoch damals nicht ausſprechen konnte. Er ftimmte darin 
mit der herrſcheuden Meinung überein, daß die Gelegenheit ergriffen wer⸗ 
gen müfje, um das Anfehen Deutſchlands gegenüber ben auswärtigen 
Mächten wieber Herzuftellen und Schleswig-Holftein fiir Deutſchland zu 
retten; aber die Wege, auf denen er biefes Biel zu erreichen dachte, waren 
nicht die, welche die nationale Partei in Deutſchland für die einzig rich« 
tigen hielt. Er wollte weder Losfagung vom Londoner Vertrag, noch 
Einfegung des Prinzen von Auguftenburg als Iegitimen Herzogs von 
Schleswig-Holftein. Erfteres nicht, weil er ſich dadurch in einen Krieg 
mit England und Rußland zu vertwideln fürdhtete, und der alte Rivale 
Defterreich wahrſcheinlich auf die Seite jener Mächte getreten wäre. Die 
Anerkennung des auguſtenburgiſchen Erbrechts aber paßte bewegen nicht 
in feinen Plan, weil er für ben Fall, daß Dänemark nicht nachgeben 

wirde, die Erwerbung Schleswig- Holfteins für Preußen beabfichtigte. 
Denn es war ihm Har, daß, fo lange es noch Fein deutſches Reich gebe, 

diefe Provinzen nur durch Vereinigung mit Preußen fir Deutſchland ge- 

wonnen und erhalten werden könnten. 
Als die fhlesmwig-hoffteinifche Frage in der preußifchen Kaumer zur 

Sprache kam, ftellten die liberalen Parteien diefelben Forderungen, wie 
die VolfSvertretung der deutſchen Mittelftanten. Stavenhagen und Bir- 
chow braten in der am 9. November wieber eröffneten preußiſchen Kam 

mer einen Antrag für Anerkennung des Prinzen von Auguftenburg ein, 
und die begutachtende Commiffion formulirte ihn dahin: die Ehre und 
das Intereſſe Deutſchlands verlange es, da fämmtliche deutſche Staaten 
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die Rechte der Herzogthümer fügen, den Erbprinzen Friederich als Her- 
zog von Schlestwig-Holftein anertennen und ihm in Geltendmachung ſei⸗ 
ner Rechte wirkfamen Beiſtand leihen. Diefer Antrag kam am 1. De- 
cember zur Verhandlung, und der Minifterpräfident nahm Beranlaffung, 
den abweichenden Standpunkt der Negierung darzulegen. Wie er fchon 

in Gemeinfchaft mit Defterreih vor dem Bundestag erflärt Hatte, fo hob 
er auch jegt hervor, daß für Preußens Stellung zur Sache zunächft der 
Londoner Vertrag maßgebend fein müffe Die Unterzeichnung befielben 

Tonne man beffagen, aber fig fei einmal erfolgt, und es fei ein Gebot 
der Ehre wie ber Klugheit, an ber Vertragstreue keinen Zweifel haften 
zu laffen. Der Londoner Vertrag aber bilde den Abſchluß einer Reihe 

von Unterhandfungen, welche 1851 und 1852 zwiſchen Deutfchland und 

Dänemark gepflogen worden feien. Die aus benfelben herborgegangenen 
Zufagen Dänemarls und ber Vertrag, welcher auf Grund berfelben in 
London abgefchloffen worden, bedingen ſich gegenfeitig fo, daß fie mit 
einander ftehen und fallen. Die Aufrechthaltung diefer Stipufationen fei 
insbefondere für Schleswig von wefentlicher Bedeutung. Sie geben Preu- 
Ben und Defterreich das Recht, in biefem Herzogthum die Erfüllung ver- 
tragsmäßiger Bufagen von Dänemark zu fordern. Fallen aber mit dem 
Londoner Vertrag die Verabredungen von 1851 und 52, fo fehlen in 
Betreff Schleswigs folde vertragsmäßige Rechte, welchen bie Anerkennung 
der europäiſchen Großmächte zur Seite ftände. Die Losfagung von den 
Berträgen von 1852 würbe aljo der Stellung Schleswigs und den deute 
ſchen Forderungen in Betreff berjelben die 1852 geſchaffene vertrags⸗ 

mäßige Grundlage entziehen und die alffeitige Anerkennung einer anderen 
von neuen Verhandlungen oder von bem Ausgang eines europätfchen 
Krieges abhängig machen. Das preufifche Abgeordnetenhaus aber, zum 

Voraus in Mißtrauen gegen Bismarchs Politit befangen, glaubte auf 
diejen Standpunft nicht eingehen zu Tönnen und beſchloß mit großer Ma- 
jorität die Annahme des oben erwähnten Antrags. 

In derjelben Richtung ſuchte Bismarck auch den Bundestag zu 
befehren. in großer Theil der Bundesglieder wollte, wie Sachſen 
und Wirtemberg beantragt hatten, die ſchon früher beichloffene Execu- 
tion in eine Occupation des Landes zu Gunften des Erbprinzen von 
Auguftenburg verwandeln. Bismard richtete nun wieder in Gemein- 
ſchaft mit Defterreih am 4. December eine Note ar die beutfchen 
Regierungen, um fie filr ein Vorgehen auf Grund des Londoner Ver— 
ttages zu gewinnen. So lange deſſen Giftigfeit rechtlich beftehe, könne 
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man nicht unter dem Namen irgend welcher Occupation ober Interven⸗ 
tion mit den Waffen in der Hand dagegen auftreten. Deutfchland dürfe 
nicht ohne dringende Noth der Eventualität eines Krieges ausgeſetzt wer⸗ 
den, beffen Ausbehnung unberedhenbar wäre. Oefterreih und Preußen 
hätten. fih über diefe Frage vollftändig geeinigt, um die Rechte und 
Intereſſen Deutſchlands mit dem Nachdruck zu wahren, welcher nad) der 
Geſammtlage Europas anwendbar fei. Diefe Note Hatte benn doch einige 
Wirkung. Als am 7. December die Executions- und Occupationsfrage 
am Bundestag zur Verhandlung kam, ergab ſich eine Majorität von 8 
gegen 7 Stimmen für Ablehnung des fächfifchen Antrags und fir das 
Zurückgehen auf den früheren Executionsbejchluß vom 1. Oftober 1863 
(gl. ©. 321). 

Indeſſen gewann die Agitation für den Bruch des Londoner Ver: 
tags und die Anerkennung Herzog Friederichs immer größere Ausbeh- 
nung und Stärke, Die bayerifche Negierung, welche bei dem eben er- 
wähnten Bundesbeſchluß auf Seiten der Minorität geftanden hatte, erhielt 

darob begeifterte Vertrauenserflärungen. Cine Volfsverfammlung in 
Augsburg richtete am 9. December folgende Adreffe an den König: „Ew. 
Majeftät Haben fih an dem jüngften Bundesbeſchluſſe nicht betheifigt; 
Bayern hat feinen Theil an der Schuld an dem was gegen Schleswig- 
Holftein bis heute gefündigt wurde, und darum blickt das deutſche Volk 
in dieſem Augenblid auf Em. Majeftät. Es ruft Ihnen zu: „Führe 
Du ung! wie einft Dein Stammherr bei der Veronefer Klauſe den deut⸗ 
ſchen Raifer von dem Webermuthe der Welfchen befreite, fo befreie Du 
uns von dem Hohne der Dänen!" Em. M. Haben ein trefflihes Heer 

unb ein opferbereite Volt; verfammeln Sie die Landesvertretung um fich, 
fie wird geben, was E. M. verlangen. Senden Sie, fobald der Beit- 

punkt dazu gekommen ift, — und er wird kommen — Ihre Truppen an 
die Geftade der Nordſee, fie werden mit Freuden dem Töniglichen Rufe 
folgen, mit Jubel auf dem Schauplatz ihrer fiegreichen Kämpfe: dort 
empfangen werben. Segen Sie Herzog Friederich in fein Erbe ein, und 
das deutſche Volk wird in Ihnen feinen Netter verehren. Indem Em. 
t. M. ſolche Entſchlüſſe faffen, genügen Sie nicht alfein den heißen Wün- 

ſchen Ihres Volles und der ganzen Nation, fihern Sie nicht nım fi 
felbft für immer die Liebe und den Dank Ihrer treuen Bayern; nein, 

Sie fügen auch Ihre Mitfürften ımd das Vaterland vor einer Zeit 
voller Gefahren und unberechenbaren Ereigniffen." Die erfte Kammer 

in Baden bezeichnete in ihrer Antwortsadreſſe auf bie großherzogfiche 
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Thronrede bie Anerlennung ber Rechtsanſprüche von Sage Friedetich 
als den einzigen Weg, auf welchem dem fchtwergeprüfier Vruderſiammi 
volles Recht und wirkſame Hilfe gewährt werde. Die Abreffe der zwei⸗ 
ten Kammer ſprach ſich in gleichem Sinne aus. Sie verfennt „die Schwie- 
rigfeiten nicht, die aus ben deutſchen Verhältniffen entfpringen, aber baut 
auf die fiegreiche Macht der feltenen Einmüthigfeit, die alle Stämme und 
alle Parteien Deutfchlands zu einem Gebanfen vereinigt." Die ſchließ— 
liche Verfiherung, daß dem badifchen Volke fein Opfer zu ſchwer fein 
werbe, wenn es gelte, durch Thaten deutſche Ehre und deutſches Mecht 
ungefehmäfert einzulöfen, wurde bekräftigt durch einftimmige Bewilligung 

des von ber Megierung geforderten Credits von 2,300,000 fl. behufs 
eventueller Mobilmachung des badifchen Armeecorps. Die wirtembergifche 

Regierung mahnte die eifrig drängende Kammer zur Ruhe und Geduld. 
Auf einen am 11. December gefaßten Beſchluß derfelben, die Regierung 
zu erfuhen, das Erbfolgerecht des Herzogs Friederich alsbald anzuer- 
Tennen und am Bunde den Antrag auf bewaffnete Beſetzung des Herzog- 

thums Schleswig zu ftellen, erwiderte der Minifter v. Hügel: „es Lünne 
nicht in der Abficht einer gewiſſenhaften deutſchen Megierung liegen, daß 

die Mittelftaaten ohne ober gegen Oeſterreich und Preußen vorangehen 
und damit bie ſchweren Folgen und Wechſelfälle eines europäifchen Con- 
flicts auf ſich laden follten. Nur durch einmüthiges Hand in Handgehen 
der Mittelftaaten mit ben Großftaaten könne das erwünſchte Ziel erreicht 
werben." Der König von Bayern, der auf die dringendften Bitten der 

Mündener von Rom, wo er feiner leidenden Gefundheit wegen Hatte 
überwintern wollen, nad) Haufe zurückgelehrt war, ſprach ſich in einem 
Handſchreiben vom 17. December an feinen Minifter des Auswärtigen 
zwar für das Erbrecht des Herzogs Friederich aus, aber lehnte bie in 

Arefien an ihn gebrachten Aufforderungen zu einfeitigem Vorgehen ent- 
fieden ab. Er wolle das vorgeſteckte Ziel nur durch den Bund er | 
reichen. Die ſächſiſche Kammer ſprach einftimmig am 15. December ihre \ 
Entrüftung über den gemäßigten Bundesbeſchluß vom 7. December aus, ' 

ohne daß der Minifter Proteft dagegen erhob. 
Den Ständeverfammfungen fecundirten die ſchleswig- holſteiniſchen 

Vereine in ganz Deutfchland. Sogar die alten Gegner, der National- 
verein und der Meformverein, Hatten fich am 6. December zu Nürnberg 
zufammengethan und eine gemeinfchaftliche Kundgebung für die Trennung 
der Herzogthlimer von Dänemark ımd das Erbrecht der Auguftenburger 
beſchloſſen. Zugleich richteten fie an ſämmtliche Mitglieder der deutſchen 
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Landesvertretungen eine Einladung zu einer großen Verfammlung, bie 
am 21. December 1863 in Frankfurt a. M. gehalten. werben ſollte. Dieſe 
tam auch wirklich zu Stande und nahm eine vom bayriſchen Abgeorbne- 
ten Edel verfaßte und vom Ausſchuß beantragte Erflärung als Ausdrud 
ihrer Ueberzengung und Gefinnung an, worin gejagt war, daß die wirt 
fame Sicherung der Rechte Deutſchlands an Schleswig-Holftein unbedingt 
auf 2oslöfung der Herzogthümer von Dänemark beruhe. Der Londoner 
Vertrag wurde für unverbindlich erklärt, weil er ohne Zuſtimmung ber 

Vollsvertretung und der berechtigten Agnaten zu Stande gelommen und 
vom Lande nicht anerfannt fei. Herzog Friederich fei als ber berechtigte 
Erbe einzufegen. Alle Mitglieder der Berfammlung übernahmen die Ver- 
pflichtung, mit allen geſetzlich zuläffigen Mitteln dahin zu ftreben, daß 
1) das Recht Herzog Friederichs von Auguftenburg anerkannt und die 
Anerkennung durch den Bund erwirkt werde, 2) daß ohne Rückſicht auf 
fremden Einſpruch diefem Rechte Geltung verſchafft, die Trennung ber 
J von Dänemark vollzogen, ihre verfaſſungsmäßige unzer⸗ 

trennlihe Verbindung und ihre Selbftändigfeit, ſowie die Unabhängigkeit 
der Vollsvertretung in Schleswig-Holftein fofort hergeftellt werde. Sie 
verpflichteten fich ferner, diejenigen deutfchen Regierungen zu unterftügen, 
welche für das volfe Recht der Herzogthümer ehrlich und thatkräftig ein« 
treten, und dagegen mit allen verfafjungsmäßigen Mitteln diejenigen zu 
‚befämpfen, welche das Recht und die Ehre Deutſchlands in diefer Sache 
preisgeben. Die aus nahezu 500 Mitglievern aus allen deutſchen Län- 
dern beftehende Berfammlung wählte einen Ausfhuß von 36 Mitgliedern, 
der den Mittelpunkt bilden ſollte für jede gefegliche Thätigkeit der Nation 
zur Durchführung der Rechte Schlestwig-Holfteins und feines vehtmäßi- 
gen Herzogs Frieberih. Unter den Mitgliedern dieſes Ausſchuſſes finden 
wir Häuffer und Bluntſchli aus Baden, Brater aus Bayern, v. Ben- 

nigfen und Miquel aus Hannover, Tweften, Schulze-Deligid, v. Sybel 
aus Preußen. Uebrigens proteftirte eine Anzahl von Mitgliedern der 

Verſammlung unter Vortritt des Grafen Hegnenberg und Freiherrn von 
Lerchenfeld gegen die Niederſetzung eines ſolchen Ausſchuſſes, da er bei 

feinen weitgehenden Befugniffen und feinem unbeftimmten Wirkungsfreife 
leicht in Conflict mit der beftehenden Gefeßgebung gevathen Könnte. 

Unter die Regierungen, welche nad dem Programm der Verſamm⸗ 
fung mit alfen verfaffungsmäßigen Mitteln befämpft werden follten, ger 
hörte vor allen die preußiſche. Denn aus ihrer bisherigen Haltung glaubte 
man fliegen zu müſſen, daß fie nur darum mit Oefterreih Hand in 
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Hand gehe, um den Londoner Vertrag aufrecht zu erhalten und das Erb⸗ 
recht des Auguſtenburgers zu befämpfen. Ohnedies glaubte man Bismard 
das Schlimmfte zutranen zu müſſen. AL bie preußiiche Regierung am 
9. December die Verwilligung einer Anleihe von 12 Millionen Thalern 
zur Beftreitung der auferordentlichen Ausgaben für die wegen ber ſchles⸗ 
wig⸗ holſteiniſchen Angelegenheit erforberlichen militärifgen Mafregein vom 
Abgeorbnetenhaufe verlangte, antwortete dieſes mit einer Mißtranens- 
erklärung gegen das Minifterium. Die am 18. December mit 207 gegen 
107 Stimmen vorgeſchlagene Adreffe an den König fagte: Mit tiefem 
Leidweſen fehe das Haus der Abgeordneten die königl. Staatsregierung 
in einer Richtung wirken, welche nicht die Befeitigung, fondern bie Her- 

ftellung und Kräftigung der Vereinbarungen von 1851 — 52 zur Folge 

zu haben drohe. Das Haus ber Abgeordneten wende fih an Königliche 
Meajeftät, um bie ſchwere Schuld von fich abzuwenden, daß es nicht Alles 
verfucht Habe, um eine Politit zu ändern, welche das Land auf lange 
Zeit zu ſchädigen drohe. Nach dem Syſteme des Minifteriums müſſe 
man fürchten, daß in feinen Händen bie begehrten Mittel nicht im In— 

texeffe der Herzogthümer und Deutſchlands, nicht zum Nugen der Krone 
und des Landes verwendet werben mürben. Schließlich bittet dag Haus 

den König dringend, von dem Londoner Vertrag zurüdzutreten, den Erb⸗ 
prinzen von Auguftenburg als Herzog von Schleswwig- Holftein anzuer- 
fennen und dahin wirken zu wollen, daß ber deutfche Bund ihm in der 
Befigergreifung und Befreiung feiner Erblande wirkſamen Beiſtand leiſte. 

Bismard ertwiderte dem Haufe, daß es von falfchen Vorausfegungen 
ausgehe und, weil in die Geheimniffe der Diplomatie nicht eingemeiht, 
von der Sache nichts verftehe. Auf eine eigentliche Widerlegung glaubte 
er eben darum verzichten zu müſſen, fragte aber ben Abgeordneten Bir» 
chow, der den Adreßentwurf hauptſächlich vertreten hatte, was er thun 
würde, wenn auf dem Gebiete feiner eigenen Fachwiſſenſchaft Jemand, 

der die Anatomie nur als Nebenbefchäftigung triebe, Säge enttwidelte, 
von deren Umrichtigfeit er als Sachverſtändiger vollfommen überzeugt 

wäre? ob er fi, vor einem Publikum, das ebenfall® nicht mit den 
Tiefen der Wiſſenſchaft vertraut wäre, auf eine Wiberlegung einlaffen 
würde? Gegenüber der Borausfegung der Kammer, daß der König feine 
richtige Kenntniß der politifchen Lage Habe, daß er übel unterrichtet ſei 

und durch die Adreffe befjer unterrichtet werden müffe, bemerkte er, daß 
die eine Fiction fei, am welche die Kammer felbft nicht glaube. Die 
Adreſſe fei nur eine Vorbereitung zur Ablehnung ber Anleihevorlage, und 
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die Motivirung diefer Ablehnung vor den Wählern und vor dem Volt, 
„Um zur Ablehnung zu gelangen,” fuhr er fort, „ſchieben Sie uns eine 
Politik unter, die wir eben nicht treiben. Wenn wir biefe Politif trieben, 

jo wäre es unfere Aufgabe geweſen, von Haus aus fich feft auf den 
Standpunkt des Londoner Tractat3 zu ftellen und zu fagen: „Vertrag 
ift Vertrag, wir Halten daran feſt“, und ung Feine Brücke offen zu laſſen, 
am von ihm je wieder Toszufonmen. Unfere Politik ift eine andere, fie 
ruht auf dem Ausſpruch Seiner Majeftät, daß fein Fuß breit deutſcher 
Erde verloren gehen folle, und daß ebenfo fein Titel deutſchen Rechts 
geopfert werben folfe. Der Weg, den wir zu dieſem Behufe gehen, 
ſcheint Ihnen nicht der richtige zu fein. Diefen Weg richtig zu wählen 
und ihn überhaupt zu wählen, ift aber Sache der Executive; ſoweit es 
in menſchlichen Dingen überhaupt möglich ift, richtig in die Zukunft zu 
jehen, Tann dies eben nur die Negierung, weil die Regierung nad der 
Lage der Gefchäfte mit diefen Dingen vertrauter fein muß, als Sie. Eine 

Berfammlung von einigen hundert Mitgliedern kann Heutzutage die Politit 
einer Großmacht nicht in letzter Inſtanz dirigiren wollen, indem fie der 
Regierung ein Programm vorſchreibt, welches in allen Stadien ber fer- 
nerven Entwidlung befolgt werben folle — das ift nicht möglich." Die 

Abgeordneten ließen fich durch diefe Auseinanderfegung nicht belehren und 
nahınen die Erklärung Vismards, daß er die Sache beſſer verftehe, aber 
ihnen nicht Alles fagen könne, nur als neuen Beweis feines Uebermuthes 
und feiner Mißachtung der Vollsvertretung auf. Bismarck hatte damit 
die wahre Urfache der Spannung zwiſchen den liberalen Parteien und 
dem Minifterium berührt. Die Oppofitton, in der Vorftellung bes Parla- 
mentarismug befangen, nahm das leitende Programm der deutfchen Politik 

für fih in Anſpruch und wollte dem Minifterium nur die Ausführung 
überlaſſen; e8 war ihr unleidlich, daß ſich Bismard feine eigenen Wege 

vorbehielt und feine Geheimniffe hatte, in melde er nicht einmal den 
Führern der Parteien einen vorzeitigen Einblid gewähren wollte. In 
ihrem Mißtrauen glaubten fie nicht, daß er überhaupt höhere Biele habe. 

Der König beantwortete die Adreſſe des Abgeorbnetenhaufes in einem 
von dem gefammten Staatsminifterium unterzeichneten Erlaß. „Das 

Hans ber Abgeordneten," fagt er darin, „Tann überzeugt fein, daß die 

Richtung, in welcher meine Regierung die auswärtige Politif bisher ger 

führt Hat, das Ergebniß meiner reiflich ermogenen Entſchließungen ift. 
Ich habe die letzteren gefaßt mit Rückſicht auf die von Preußen gejchloffenen 

Verträge, auf die Gefammtlage Europa's und auf unfere Stellung in 
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derfelben, aber zugleich mit dem feften Willen, das deutſche Recht in den 
Herzogthümern zu wahren und für bie berechtigten Ziele, welche Preußen 
zu erftreben hat, erforderlichen Falls mit den Waffen in der Hand ein 
zuftehen. In welcher Form und zu welchem Beitpmft jedes einzelne zur 
Erreichung dieſer Biele führende Mittel zur Anwendung zu bringen fein 
wird, darüber Tann die mir verfaffungsmäßig zuſtehende Entiheidung nur 
von mir felbft getroffen werben." Bunächft handle es fi um Beſchaffung 
der Mittel für die vom deutſchen Bunde befchloffenen Erecutiomaßregeln, 
und für bie im Gefolge derfelben etwa nöthig werbenden Vertheidigungs⸗ 
anftalten. Das Haus werde bie ſchwere Verantwortung nicht auf ſich 
nehmen wollen, diefe ganz unentbehrlichen Mittel zu verweigern ober 
ihre Bewilligung an Bedingungen zu knüpfen, welche in die zmeifelfofen 
Rechte der Krone eingreifen. „Ich würde es nicht verftehen,“ fagte ber 
König, „wenn dafjelbe Haus, welches meine Negierung fo Tebhaft zur 
Action drängt, in dem Augenblick und auf dem Felde, wo diefe Action 
eintreten Tann und muß, die Mittel zu derfelben verſagte.“ 

Indeſſen hatten ſich die Dinge in Schleswig-Holftein weiter ent» 
widelt. Die Mitglieder der alten jchlestwig-Hoffteinifhen Stänbeverfamm- 

fung traten, da fie in Altona von den dänischen Behörden verhinvert 
worden waren, in Hamburg zufammen, wo e8 nicht ohne Tebhafte Der 
batten abging, da auch die däniſche Geſammtſtaatspartei dabei vertreten 
wor. Zu ihr gehörte namentlich der Präfident der Verfammlung, von 

Scheel Bleffen. Er überzeugte ſich jedoch bald, daß er gegen die herr- 
ſchende Stimmung nichts würde ausrichten könuen, und trat mit jech® 
anderen Mitgliedern aus. Nun beſchloß die Mehrheit eine neue Eingabe 
an den Bund mit der Bitte, bie Thronfolge des Herzogs Friederich an⸗ 

euerlenuen und ihn in die Megierung der Herzogihümer einzufegen. Die 
Bundegerecution war indeffen and) in Vollzug gefegt. Am 23. December 
überfgritten die Sachfen und Hannoveraner bei Büchen, in der Nähe 
von Hamburg, die dänifche Grenze. Die däniſchen Truppen wichen 
Schritt für Schritt zurück und der erfte Ort, der von den Dänen ges 
räumt wurde, Wandsbek, proclamirte den Prinzen Friederich als Herzog; 
ebenfo ging's in Altona und fo fort in jeder Stadt, in der die beutfchen 

Truppen einrückten. Zugleich wurden die Beamten, welche dent neuen 
Dänentönig gehuldigt Hatten, verjagt. Die Bundescommiffäre mahnten 

zwar ſowohl davon als von der Proclamation Herzog Friederichs ab, 
aber ohne Erfolg. Auch die Univerfität Kiel erklärte ſich für den Herzog. 

Am 27. December traten zu Elmshorn gegen 20,000 Holfteiner zuſammen, 
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um ben Erbprinzen als ihren legitimen Landesherrn zu proclamiven, und 
fandten eine Deputation an ihn mit der Bitte, nicht länger feinem treuen 
Erblande fern zu bleiben. Diefem Rufe folgte er denn auch; am ZOften 
traf er unerwartet in Kiel ein und warb von ber Bevölferung mit großem 
Zubel empfangen. Am folgenden Tage erließ er eine Proclamation, worin 
er unter Anderem fagte, die Bundesexecution fei jet gegenſtandlos ge» 
worden, da er nie einen Zweifel darüber gelafien habe, daß er die Rechte 
de3 Landes in ihrem ganzen Umfang anerfenne und zur Geltung bringen 
wolfe. Ex habe die begründete Buverficht, daß der Zwiſchenzuſtand ber 
commiffarifchen Verwaltung des Bundes von Furzer Dauer fein werde. 

Bei dem Bundestag waren in der zweiten Hälfte Decembers ver- 
ſchiedene Bufchriften und Anträge über bie fchlestwig-Holfteinifche Frage 
eingegangen. Der bayerifche, ſächſiſche und wirtembergifche Minifter hatten 
fih in Münden über eine gemeinfame Haltung verftändigt, und in Folge 
davon ſtellte nım Bayern den Antrag, den Ausſchuß zu beauftragen, die 
Erbfolgefrage ohne weiteren Verzug eingehend zu prüfen, und zwar mit 
möglichfter Beſchleunigung. Diefer Antrag wurde von der Majorität 
angenommen, aber Oefterreich, Preußen und Mecklenburg ftimmten da- 
gegen. Von England aber, daS ſchon in einer Note vom 29. September 
verfucht Hatte, die Bundesexecution in Holftein zu verhindern und eine 
internationale Behandlung der Frage einzuleiten, Tief unter dem 27. Der 
cember eine Note bei dem Präfidium des Bundes ein, in melcher erflärt 

wurde, daß, wenn die Bundesverfammlung durch irgend einen übereiften 
Schritt einen dem Londoner Vertrag entgegengefeßten Weg einfchlage, 
„ernfte Verwicllungen fich ergeben witrden. Die engliſche Regierung ſei 
dagegen bereit, die ſchleswig ⸗ holſteiniſche Frage in einer Eonferenz zu 
verhandeln, an welder alfe Unterzeichner des Londoner Vertrags und 
noch ein Vertreter des deutfchen Bundes theilnehmen könnten. Graf Ruſſell 
ernenerte diefen Vorſchlag am 30. December 1863, mit der Bedingung, 
daß, bis diefe Conferenz ihre Arbeit beendigt habe, der status quo aufe 

recht erhalten bleiben ſolle. Es ſei, erflärte er, ſchließlich an ſich von 
geringer Bedeutung, ob ein Prinz aus dem Haufe Glücksburg oder ans 
dem Haufe Anguftenburg in Holſtein oder in Schleswig regiere. Aber 
von großer Bedeutung fei es, daß den Verträgen Treue bewahrt werde, 
dag man Recht und Beſitz achte und daß die Kriegsflammen fich nicht 
über Europa verbreiten. Preußen Tief ſich durch die engliſchen Drohungen 
nicht einſchüchtern; es war entfchloffen, mit der Action gegen Dänemark 
Ernſt zu machen, und noch weiter zu gehen, als ber Bund wollte. Es 



Defterreich und Preußen gegen den Abgeorduetenausſchuß. 335 

flelfte wieder in Gemeinſchaft mit Oefterreich am 28. December in der 
Bundesverfammlung den Antrag, an die königl. dänifche Negierung bie 
Aufforderung zu richten, das Grundgejeß vom 18. November, das die 
Incorporation Schleswigs verfügte, in Beziehung auf letzteres definitiv 
aufzuheben, wibrigenfalls der Bund ſich durch eine mifitärifche Befegung 
des Herzogthums Schleswig ein Pfand für Erfüllung feiner gerechten 
Forderungen verſchaffen wilde. Heſſen-Darmſtadt beantragte die Bes 
fegung Schleswigs durch Bundestruppen bis zur Erledigung der Erb- 
folgefrage. Andererſeits aber traten Defterreich und Preußen ber Agis 

tation für Herzog Friederich und für die Aufhebung des Londoner Vertrags 
ernftlich entgegen. Sie ftellten in der Bunbesverfammlung am 31. De 

cember den Antrag, die Bundescommiſſäre dahin zu inftruiren, daß fie 
den Herzog Friederich auffordern follten, Holftein zu verlaſſen, was aber 
am 2. Januar 1864 mit 10 Stimmen gegen 6 abgelehnt wurde. 

Beſonders feharf fprachen ſich die verbündeten Megierungen Defter- 

reichs und Preußens gegen bie Wirkſamleit des Sechsunddreißiger Aus- 
ſchuſſes der Abgeordnetenverſammlung aus. Sn einer Circularbepefche. 
vom 31. December an die deutſchen Regierungen fagten fie: „Die Bor- 
gänge, welche am 21ften d. Mts. in Frankfurt ftattgefunden, bilden ben 

Schlußſtein einer Reihe von Beftrebungen, welche ſeit längerer Zeit Deutfch- 
land in Aufregung erhalten und welche jetzt in ber fchleswig-Hoffteinifchen 
Angelegenheit, und in dem Verjuche, die Leitung berfelben den Megierungen 

aus der Hand zu winden, einen wilftommenen Vorwand und ein wirk⸗ 
fames Mittel für die Agitation zu finden glauben." Als beſonders ges 
fahrdrohend wird die Niederjegung eines permanenten Ausſchuſſes bezeichnet, 

„welcher ſich zum amtlichen Organ des Willens der Deutfchen erklärt 
und als ſolches bazu beftimmt ift, einen Mittelpunkt fir die Thätigleit 
der Bereine zu bilben, dieſe in fortwährendem Bufammenhang zu erhalten 
und über die Mittel, welche die Gefammtheit derfelben barbietet, einheitlich 
zu verfügen. Bugleich ſchreitet die Herftellung von Vereinen, welche mehr 
oder weniger ausdrücklich politifche Zivedle verfolgen, überall fort, und 
& werben in der Wendung, welche man den Turner» und Wehrvereinen 
gibt, und in der Bildung von Freiſchaaren, welche angeblich die an fi 
ſchr ausreichenden militärifchen Kräfte des Bundes unterftügen folfen, die 
Einleitungen getroffen, wm organifirte materielle Kräfte in Bereitſchaft 
zu haben, welche in einem günftigen Augenblid für revolutionäre Zwecke 
verwendbar find. Deutſchland ift auf dieſe Weife von einem Netze res - 
volnfionärer Elemente durchzogen, weiche vorläufig dich den moraliſchen 
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Drud, den fie auf die Entfehliegungen der Regierungen üben, die be- 

ftehende gefegliche Ordnung zu erſchüttern ftreben und die nächfte Zukunft 
mit ernftlichen Gefahren bebrohen, wenn bie Regierungen nicht bei Zeiten 

der weiteren Entwidfung mit Energie entgegentreten." Die Depefche 
verlangt dann, daß die Bundesgefege über das Vereinsweſen gegen den 

Sechsunddreißiger Ausfhuß und gegen die Organifation der ſchleswig⸗ 
Hoffteinifchen Vereine von den deutfchen Regierungen in Anwendung ge- 

bracht werben. „Die Fortdauer des permanenten Ausſchuſſes am Site 
des Bundestages, felbft in der Eigenfchaft eines Centralausſchuſſes für 

ganz Deutfchland, kann ebenfowenig geduldet werden, wie etwa feine 
Widerherftellung an einem anderen Ort unter anderen Namen. Die 

Bildung von Freiſchaaren werben wir auf unferem Gebiete nicht zugeben, 
und ebenfowenig den Durchgang durch dafjelbe geftatten. Es liegt im 
dringenden Intereſſe der deutſchen Sache, welche der Bund in Holftein 
in feine Hand genommen hat, daß dieſes Land nicht durch den Einfluß 
fremder, vevolutionärer Elemente zum Brennpunkt der Beftrebungen der 
Umfturzpartei gemacht werde.” Dieſe Ausfaffungen über die revolutios 

nären Tendenzen des Abgeorduetenausſchuſſes und der Schleswig-Holftein- 
vereine war von Seiten Preußens darauf berechnet, den mittelftaatlichen 
Regierungen, welde die Agitation für Herzog Friederich und die Er— 
richtung eines neuen deutſchen Mittelftants unter feiner Herrſchaft bes 
günftigten, bange zu machen. Je ernftlicher Preußen auf Erwerbung der 
Elbherzogthümer bedacht war, deſto umbequemer und gefährlicher mußte 

ihm der Eifer für den Herzog von Auguftenburg und die Selbftändigfeit 
Schleswig-Holfteins erſcheinen. Und dann war diefe Auffafjung, als ob 

die fehlestwig-holfteinifcde Bewegung eine allgemein vevolutionäre wäre, 
auch am meiften geeignet, Defterreih zu ausdauerndem und entfchiedenem 

Widerftand gegen dieſelbe zu beftimmen. Webrigens war die Hinweifung 
auf die revolutionären Elemente, die bei den fchlestwig-hoffteinifhen Ver— 

einen mit im Spiele feien, auch nicht ganz unbegründet. Die demofratifche 
Partei betheiligte fich hauptſächlich darum fo eifrig dabei, um einen auch 
für andere Zwecke brauchbaren Vereinsorganismus zu ſchaffen und bereit 
zu halten. ö 

Daß Oefterreich fehr gern auf diefe Auffaffung einging, erſehen 
wir aus einer Depeche, welche Graf Nechberg am 10. Januar 1864 

an Bayern erließ, worin bie von den Mittelftaaten und der öffentlichen 
Meinung in Deutihland eingenommene Stellung in der ſchleswig -hol- 
ſteiniſchen Frage als eine unberechtigte, zwedwidrige und gefährliche be« 
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zeichnet und großes Bedauern ausgeſprochen wird, daß man in Frankfurt 
dem Antrage Oeſterreichs und Preußens, durch militäriſche Beſetzung 
Schleswigs die Incorporation dieſes Landes zu verhindern und dadurch 
ein ſicheres Pfand für die Wahrung der Rechte Deutſchlands zu ergreifen, 

einen anberen Antrag, ben ber Belegung für Herzog Friederich, entgegen- 
flellen zu wollen ſcheine. Der Vorſchlag Oeſterreichs und Preußens gehe 
bis an die äußerfte Grenze befien, was mit dem befenfiven Charakter der 
Yundesinftitution vereinbar fei; die beiden Großmächte würben fich nicht 
majorifiren fafjen und nöthigenfalls an bie Stelle von Bundesbeſchlüſſen, 
die feinen verfafjungsmäßigen Charakter an fich tragen, ihr eigenes unab« 
bängiges Handeln ſetzen. 

Da am 1. Januar 1864 die neue däniſche Verfaffung in Kraft trat, 
war Schleswig thatſächlich incorporirt. Der Vorſchlag Oeſterreichs und 
Preußens, activ gegen Dänemark durch militärifche Befegung Schleswigs 
vorzugehen, hatte baher Eile. Die beiden Großmächte mahnten den Bund 
zu fchleuniger Beſchlußnahme, und am 14. Januar kam die Frage zur 

Berhandlung, aber jener Antrag wurde mit 11 gegen 5 Stimmen ab- 
gelehnt; nur Defterreich, Preußen, Kurheſſen, Medlenburg und die 16te 
Eurie ftimmten dafür. Die übrigen wollten nicht Execution gegen Däne 
mart, fonbern bundestägliche Occupation zu Gunften Herzog Friederichs. 
Oeſterreich und Preußen erklärten num unter. bem Ausbrud lebhaften Be” 
dauern, daß bie gehoffte Verftändigung nicht erzielt worben fei, fie glauben 

ſich der Pflicht nicht entziehen zu dürfen, die Geltendmachung der Rechte 
Schleswigs in ihre eigene Hand zu nehmen und ihrerſeits zur Ausführung 

der in ihrem Antrage vom 28. December 1863 bezeichneten Maßregel, 
d. h. zur Pfandnahme Schleswig zu fchreiten. Bayern, Sachen, Wir- 

temberg, Baden, Heſſen-Darmſtadt und die Mehrzahl der ſächſiſchen 

Häufer proteftirten mun gegen das Vorgehen der Großmächte. Diefe 
tehrten fich nicht daran und erließen am 16. Januar eine Aufforderung 

am Dänemark, binnen 48 Stunden die Verfaffung vom 18. November 
1863 wieder aufzuheben, und als Dänemark umgehend ablehnte und da- 
gegen die Berufung des Reichstags anbot, um jene Verfaffung in con- 
fütutioneller Weile abzuändern, beſchloſſen Oeſterreich und Preußen bie 

fofortige Bejegung Schleswigs. 
Durch jene gemeinfame Erklärung ber beiden Großmächte am Bun- 

destag war ihre Allianz befiegelt. Aber eben daß Preußen ſich zur Löſung 
der fchleswig-Holfteinifchen Frage mit feinem alten Gegner verbündete, jah 
man als das ſchlimmſte Zeichen an; Preußen im Bunde mit dem Oefter- 

Klüpfel, Einfeitebefirebumgen. 1. 2 
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reich, das ſchon in den Jahren 1848—50 insgeheim mit den Dänen 
’gehalten und Preußen in dem Vertrag von Olmüg zur Preisgebung und 

Unterwerfung Schleswig⸗ Holſteins gezwungen hatte, das fünne doch feine 
gute, Feine deutſchgemeinte Politik fein. Man konnte nicht glauben, daß 
es dem mit Defterreich verbündeten Preußen mit der Wahrung der 

Rechte Schleswig-Holftelns und Deutfchlands Ernſt fein könne, man nahm 

diefe Allianz vielmehr als einen Beweis, daß es fih nur um Aufrecht- 
Haltung des Londoner Vertrags handle. In der That aber hatte Preußen 
bei feinen Abfichten auf die Erwerbung Schleswig-Holfteins gute Gründe, 
ſich zunächſt mit Defterreich zu verbinden. Einmal galt e8 bei ven be- 
kannten Gefinnungen ber öfterreihiihen Staatsmänner gegen Preußen, 
zu verhindern, daß fich Oefterreich nicht mit andern Bürgen des Londoner 

Vertrags feindfelig gegen Preußen ftelfe, wenn dieſes die Rechte Schles- 
wigs zu wahren ſuche. Dann aber Hatte Bismard bei diefem Bündniß 
noch den Nebenzwed, Defterreih mit deu Mittelftaaten zu überwerfen 
und die Sympathieen, welche zwifchen ben beiden Legteren beftanden, und 
welche der deutfchen Politit Preußens immer hinderfih wurden, zu zer- 
ftören. Schon ber Ausgang bes Fürftentags und des damals verfuchten 

deutjchen Berfafjungsprojects hatte die Verbindung zwiſchen Defterreich 
und den Königreihen etwas gefodert. Diefe waren mit den Anfprüchen 
Oeſterreichs auf die ausfchliefliche Leitung der deutfchen Angelegenheiten 
doch nicht ganz einverftanden, umd anbererfeit3 war Defterreich verftimmt 
darüber, daß es von den Mittelftaaten bei dem Verſuch, das großdeutſche 

Verfaffungsproject auch gegen den Willen Preußens durchzufegen, im 

Stiche gelaffen worden war. Diefe Mißſtimmung wollte Bismarck zu 

Gunften Preußens benügen, den Gegenſatz, der zwiſchen Oeſterreich und 

den Mittelftaaten in der Auffaffung der fehlestig-hoffteinifchen Frage be- 
ftand, zu einer feindlichen Oppofition verftärfen, und fo der Confpie 
ration der Mittelftanten mit Defterreich ein Ende madjen. Ueber bie 
gegen das Bündniß Preußens mit Oeſterreich gerichteten Vorwürfe und 

die Nechtfertigungsgründe für baffelbe ſprach fi Bismarck felbft in einer 
Rede aus, die er fpäter, am 24. Januar 1865, im Herrenhauſe hielt. 

Er fagte hier: „Won der liberalen Seite ift uns bei der Kritif der aus« 
wärtigen Politit der Vorwurf gemacht worden, daß wir die zufünftige 
Geftaltung der Herzogthümer uns dadurch erfchwert hätten, daß wir in 
ein Bündniß mit Defterreich eingegangen find. Ich glaube, daß die 

Niüglichkeit dieſes Bündniſſes während der vergangenen Phafe von der 
Zufunft in ein helleres Licht geftellt werden wird, als bie bisherigen 
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Greigniffe, fo weit fie zu Tage liegen, es gethan haben, und als ich felbft 

im Augenblide im Stande bin es zu thun. Einſtweilen erlaube id, mir 

zu bemerfen, daß, wenn wir ben Weg, den wir gegangen find, nicht gehen 
wollten, uns kein anderer regelmäßiger Weg übrig bfieb, als der des 

Bundeskriegs. Es ift derfelbe auch mit mehr oder weniger Variationen 
in Bezug auf die Art, wie er einzuleiten fei, empfohlen und in ber That 
vergeblich verfucht worden. Nun liegt es auf der Hand, daß in einem 
Bundeskriege Defterreich nicht blos als einfacher Bundesgenoffe, fondern 
als Präfidiafmacht betheiligt geweſen fein würde, und daß neben Defter- 
eich, und viel entſcheidender als diefes, die Majorität des Bundestages 

nicht blos auf bie Kriegführung, fondern namentlich auf die ſchließliche 
Geftaltung der Herzogthümer eingewirft haben würde. Daß mir von 
diefer Majorität eine wohlmollendere Berüdfichtigung der preußiichen In—⸗ 

terefien zu erwarten gehabt hätten, al3 von dein verbündeten Defterreich, 
das, glaube ich, werden felbft die Herren, die uns jenen Vorwurf machen, 

nicht behaupten. Ich glaube, fie machen ihre Vorwürfe nur in der Art, 

daß fie die Confequenz derſelben nicht bis an's Ende ziehen, und daf 

fie ſich nicht Mar machen, was die nothwendigen Refultate geweſen wären, 

wenn wir ihrem Rathſchlage gefolgt wären. Der Gedanke, daß der Krieg, 
den wir geführt haben, unter Zurückweiſung der öfterreichifchen Allianz, 
iolirt von Preußen zu führen geweſen fei, bringt ung auf ein Feld der 

Conjecturalpolitik, was ih im Hinblick auf meine amtliche Stellung mir 
verfagen muß zu betreten. Nur fo viel ift gewiß, daß wir zu einem, 
folden Kriege ohne Defterreich die Zuftimmung der deutſchen Bundes» 
regierungen nicht erlangt haben würden, daß wir uns aljo außerhalb ber 

preußifcden Armee nur auf Elemente hätten fügen können, die entweder 
im Widerſpruch, oder jedenfalls ohne Berilfigung ihrer Negierungen fich 
uns angefchloffen hätten, regelmäßige Truppen wären e8 nicht gewefen." 
Auch Oeſterreich, deffen Politik in diefer Angelegenheit von der Preußens 
beftimmt wurbe, glaubte feine guten Gründe zu biefer Allianz zu haben. 

Wohl merfend, daß Preußen die neu aufgetretene fehlestwig-holfteinifche 
Frage zur Erweiterung feiner Machtiphäre benügen wolle, fand ſich bie 
öfterreichifche Regierung, die zunächſt ſehr zufrieden war, daß Preußen 
nicht gemeinjchaftlihe Sache mit den Mittelftanten mache und nicht durch 

Begünftigung der nationalen Bewegung feinen Einfluß in Deutſchland 

zu verftärken fuche, darauf angewieſen, Preußen zu überwachen und zu 

zũgeln. Auch mochte e8 den öfterreichiichen Machthabern eine Befriebi- 
gung gewähren, wenn auch in Gemeinſchaft mit Preußen, Deutfchlands 

22* 
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Mittel- und Kleinſtaaten zu bevormunden und die auftauchenden revo— 
lutionären Elemente zu bekämpfen. 

Die öſterreichiſche Voltsvertretung war mit der Politik ihres Mi— 

niſteriums gar nicht zufrieden. Auch in Defterreich Hatten ſich Sympa- 
thieen für Schleswig- Holftein gezeigt; e3 waren Vereine entjtanden, 

Geldſammlungen veranftaltet, Adrefien für die Trennung von Dänemark 
an dad Abgeordnetenhaus und den Kaiſer gerichtet, aber von dieſem fehr 
ungnädig aufgenommen worden. ALS die Regierung am 11. Januar 

eine Erigenz von 10 Milfionen Gulden für die Ausführung der Bundes- 
execution einbrachte, wurde fie vom Abgeordneten Mühlfeld und Anderen 

ſehr getadelt wegen ihrer Politik in’ ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage, 
und der Finanzausſchuß beantragte, ftatt der geforderten 10 Millionen 

nur fünf zu verwilligen, was denn auch geſchah. Ein von Herbft vor- 
geſchlagenes Tadelsvotum gegen die Occupation Schleswigs wurde zwar 

mit 103 gegen 59 Stimmen abgelehnt, aber doc) nur damit conftatirt, 

daß man mit dem Vorgehen der Negierung nicht einverftanden fei. Das 

preußifche Abgeordnetenhaus lehnte am 22. Januar nicht nur die von 
der Megierung geforderte Anleihe von 12 Millionen mit 275 gegen 51 
Stimmen ab, fondern ſprach auch in fehr ſcharfer Weife feine Mißbilligung 

der Politit des Miniſteriums aus. Eine von Schulze Deligfch bean. 
tragte Erklärung wurde mit großer Mehrheit angenommen. Sie lautete: 
„In Erwägung, daß Preußen gemeinfam mit Defterreih) am Bunde 

erklärte, e8 werde fi) dem Bundesbeſchluſſe vom 14. Januar mwiderjegen, 
die ſchleswig⸗ holſteiniſche Sache in die eigene Hand nehmen und die Ber 
ſetzung Schleswigs als europäifche Großmacht ausführen; in Erwägung, 
daß Preußen damit von Deutſchland abfälft und feine Großmachtſtellung 
mißbraucht; in Erwägung, daß die preußifch-öfterreichifche Politik kein 
anderes Ergebniß haben kann, als die Herzogthümer abermals Dänemark 

zu überliefern; in Erwägung, daß die angebrohte Vergewaltigung den 
wohlberechtigten Widerftand der übrigen deutſchen Staaten, ımd damit 
den Bürgerkrieg in Deutſchland heransfordert — erklärt das Haus der 
Abgeordneten; daß es mit allen ihm zu Gebote ſtehenden gefeglichen 
Mitteln diefer Politik entgegentreten werde.“ 

In den Mittelftaaten machten Volfsvertretung und Minifterien 
Tebhaftefte Oppofition gegen die großmächtliche Politif. Die Bayern for« 
derten ihren König geradezu zum Krieg gegen Defterreih und Preußen 
auf. Eine Vollöverfammlung in Minden richtete am 20. Januar fol- 
gende Adreffe an den König: „Wir fühlen ung gebrungen, in biefem für 
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alle Zukunft verhängnigvollen Augenblick unferem König ben Eid der 
Treue zu ernenen, indem wir ihm fagen, daß wir mit Gut und Blut zu 
ihm ftehen, wenn er zur Abtvehr der angedrohten Demüthigung und zur 
endlichen Einfegung des Herzog3 von Auguftenburg in alle feine Rechte, 
die geſammte Kraft unferes Volkes aufbietet. Ein Sturm der Begeifte- 

rung wird durch die deutſchen Länder wehen, wenn Ew. Majeftät in Ge— 
meinſchaft mit Ihren erlauchten Bundesgenoſſen eine Truppenmacht nad) 
den Herzogthümern ſenden, die jede verrätheriſchen Sondergelüſte, jeden 

bundesbrüchigen Frevel niederzuhalten vermag, und zugleich geruhen, zur 
Gewährung nachhaltiger Mittel für dieſe heilige Sache, die beiden Kam— 

mern des Landtags einzuberufen. Noch können wir nicht glauben, daß 
es zum Weußerften komme, daß Deutjche gegen Deutſche das Schwert 
ziehen follen. Noch Hoffen wir, daß in der elften Stunde die deutjchen 

Großmächte vor dem Fluche des Bürgerkrieges zurücichreden werben, 
aber es drängt ung heute, in bie Schale der Entſcheidung aud das 

bayerijhe Schwert zu werfen, und darım beſchwören wir Ew. Majeftät, 
in dem fchleunigen Heeresaufgebote zum Schutze des gefährdeten Rechtes 

auf Opfermwilligfeit auch de Legten in Ihrem Volke zu zählen und feft 

zu vertrauen, daß wir ung in der Stunde ber Entfcheidung unferes Für- 
ften werth zeigen werben." Cine Verfammlung in Augsburg erflärte: 

„In der fchleunigften Anerkennung des Herzogs Friederich von Schles- 
wig-Holftein und der Einfegung deſſelben in feine Rechte, welche zugleich 

die Rechte der deutfCen Herzogthümer find, in dem thatkräftigen Ein- 
greifen der Wehrfraft der bundestreuen Regierungen lönnen wir allein 
die wirkſame BVereitelung von Mediatifirungsgelüften, die Abwendung der 

Unterjochung und Zerreifung Deutſchlands finden. Verfammeln Em. k. 

Majeſtät die Vertreter des Landes um fich; diefelben werden Zeugniß 
geben, wir find deſſen überzeugt, einſtimmiges Zeugniß dafür ablegen, 

daß Ahr ganzes Volt bereit ift, alle umd jede Opfer für die Freiheit 
und Selbftändigfeit des Vaterlandes, fiir die gefährdeten Rechte und die 

fo ſchnöde verfannten Intereſſen deffelben zu bringen. Wenn Em. k. 

Majeſtät im Verein mit Ihren bundestreuen Mitfürften, wenn das baye- 
riſche Volt, eins mit den Bevölkerungen ber bunbestreuen Staaten, den 

entſchiedenen Willen zeigen, dem Bundesbruch und dem undeutſchen ver- 
rätherifchen Sonderftreben mit alfer Gewalt ſich entgegenzufegen, fo ift 

wohl, wir hoffen es zu Gott, das Aeußerfte noch abzuwenden.“ 
In Sachſen machte der Minifter v. Beuft Front gegen das Aus— 

land, indem er eine Drohnote Englands mit undiplomatifcher Grobheit 
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beantwortete und dem engliſchen Geſandten erklärte, die ſchleswig-holſtei⸗ 
niſche Frage ſei „eine Sache, die eine fremde Regierung durchaus nichts 

angehe". Gegenüber den ausgeſprochenen Warnungen und Drohungen. 
bemerfte er: „daß fein wirffameres Mittel als die Androhung von Ge— 

malt gedatht werden könne, um eine Regierung, welche mit Eifer auf ihre 
Ehre und Würde hält, zu veranlaffen, den Folgen einer vom Pflicht- 
gefühl dictirten Entſcheidung ruhig die Stirn zu bieten". Die zweite 

Kammer, eımuthigt durch die Haltung des Minifters, befchloß die Regie 
rung zn erſuchen, „1) im Verein mit den bundestreuen Regierungen das 
Anfehen und die Autorität des deutfchen Bundes gegen bunbestoibrige 
Unternehmungen energiſch zu vertheibigen; 2) für die fofortige Anerken⸗ 

nung des Herzogs Friederich von Schlestwig-Holftein beim deutfcden Bunde 
fräftigft einzutreten; 3) für ben Fall, daß eine fofortige Abftimmung fiber 

die Erbfolgefrage vom Bunde nicht zu erlangen fein follte, im Verein, 
mit den gleichgefinnten deutfchen Regierungen eine Erklärung am Bunde 
abzugeben, worin das Erbfolgerecht des Herzogs anerfannt und fobald 
die Majorität ſich dafür herausgeſtellt Hat, auf fofortige Zulaſſung eines 

Bevollmächtigten deffelben beim Bundestage angetragen wird; 4) daß fie 
im Verein mit bundestrenen Regierungen fowohl auf eine fofortige Ver— 

ftärfung der Bundestruppen in Holftein al3 auch fobald wie thunfich auf die 
Belegung Schleswigs durch Truppen bumdestreuer beutfcher Regierungen 
hinwirke“. Am weiteften ging der 36er Ausfhuß in Frankfurt. Er 
richtete unter dem 24. Januar eine Anſprache an das deutſche Volt, in 

welcher er offen zum Kampf gegen Defterreih und Preußen aufforderte. 

„Zwei Mächte," Heißt es darin, „die den Anſpruch verwirkt haben, die 
Großmãchte Deutſchlands zu heißen, find in offener Wiberfegung begriffen 
gegen das Recht des Bundes, der Bundesftaaten und der Natiort. Eigen- 
mädtig haben fie ihre Truppen in das Bundesland Holftein gefandt. — 

Eine Anzahl deutſcher Regierungen hat gegen den gemwaltfamen Bruch 
der Bundesordnung Proteft erhoben. Das Vol der Herzogthlimer, bie 
ganze entrüftete Nation ſchließt ſich diefem Proteft an. — Mit dem nad« 

ten Proteft aber ift nichts gethan. Die Negierungen, die das Bewußt⸗ 
fein ihrer Pflicht und ihres Rechts bewahrt haben, müſſen handeln und 

helfen. Sie müffen handeln, wenn nicht der Glaube an die oft gerühmte 
Bedeutung der Mittelftaaten bis an die Wurzel vertifgt, die monarchiſche 
StaatZordnung in ihren Grundlagen erfchüttert, das Volt unaufhaltfam 
früher ober fpäter auf die Bahn der Selbfihilfe gedrängt werben ſoll. 

So leck und rüchſichtslos das Verfahren der Gegner, fo kühn ımd ener- 
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giſch muß das ihrige ſein. Auf ihrer Seite ſteht das gute Recht, ſteht 
der Wille der Nation. Sie kämpfen um den höchſten Preis, um die 
Freiheit von öſterreichiſcher und preußifcher Knechtſchaft, um die Rettung 

ihres Dafeins. Die Gegner, umringt von inneren und äußeren Fein— 
den, pochen mehr auf den Schein als auf den Beſitz ihrer Uebermacht; 
fie find nur ſtark, wenn das übrige Deutfchland rath- und muthlos zu- 
rückweicht. — Reine Regierung wird fernerhin Anſpruch haben auf die 
Achtung umd das Vertrauen des Volkes, die nicht der Sache der Her- 
zogthümer, d. 5. der Sache Deutſchlands ihre ganze Wehrfraft ohne 

Rüchhalt zur Verfügung ſtellt. Dies ift daS Begehren, das wir aus— 

äufprechen haben, nicht aus eigener Willkür, fondern, wir wiffen es, im 

Namen der Nation, ein ernfte und großes Begehren, nicht aus leicht. 
fertiger Laune entiprungen, ſondern die Frucht der tiefen Ueberzeugung, 
daß für Deutchland die Stunde gekommen ift, wo nur der Entfchluß, 

ehrenvoll Alles zu wagen, die Gefahr abwendet, ſchmachvoll Alles zu 
verlieren. Das deutſche Volk ift erfüllt von biefer Weberzeugung; ift 
es auch erfüllt von dem thatkräftigen Eutſchluß? Iſt es feinerjeits bereit, 
nicht nur zu proteftiren, fondern auch zu handeln? Alle Randesvertre- 

tungen, alle Gemeinden und Genoffenfchaften ruft die gleiche Pflicht; fie 
ruft jeden einzelnen beutfchen Mann in jedem deutſchen Lande, fie ruft 
mit fantefter Stimme die Bevöfferungen jener mächtigften Staaten, die 

man verdammen will, das Werkzeug des Verrathes zu fein. Preußen 

und Oefterreicher! Im Dienfte der unwürdigſten Politik follen eure Söhne 
ihr Blut vergießen, fol die Steuer- und Schuldenfaft, die euch bedrückt, 
von neuem anfchwellen, für euer Gut und Blut foll die Schande der 

Nation eingetaufcgt werben. Deutſche in allen Ländern! Duldet es nicht, 
daß der böfe Wille der Einen und die Schwäche der Anderen namenlojes 
Unheil über Deutſchland bringt! Laßt nicht ab, die guten Regierungen 
zu ftügen, die ſchwachen anzufpornen, die ſchlechten ſchonungslos zu be- 
lämpfen. Weist die Heinmüthige Einflüfterung von euch, es fei doch 
Alles vergeblich; ihr habt noch nicht Alles gethan. Sprecht nicht von 
gewaltſamem Umfturz als dem einzigen Nettungsmittel. — Handelt in 

der Uebung eures gejeglichen Nechtes, ftatt revolutionär zu fprechen, Macht 
die Politif, das Gefchäft eurer Mußeftunden zur täglichen Berufsarbeit, 
verbreitet die Bervegung über Stadt und Land, über alle Klaffen der 
Geſellſchaft! erneuert raftlo8 eure Forderungen, beftürmt die faumfeligen 

Fürften, erdrückt mit euren Anlagen die pflichtvergefienen Minifter!" — 

Diefe Auslaffumgen, welche auf der falſchen Vorausſetzung beruhten, 
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daß Preußen ganz einverftanben mit Oeſterreich bie Herzogthümer wieder 

an Dänemark überliefern wolle, waren der Augdrud der damals ziem- 

ich allgemeinen Stimmung in Deutſchland. Die Ermahnungen hatten 

glücklicherweiſe keinen Erfolg, den großen Worten folgten feine Thaten, 
weil da8 Gefühl der Unmacht der Mittelftaaten doch allgemeiner und 
färfer war, als die Sprecher glaubten. Es ift unbegreiflih, daß ver- 
ftändige Politifer, wie fie doch in dem 36er Ausſchuß waren, hoffen konn⸗ 
ten, die Mittelftanten würden gegen den Willen Preußens und Oefter- 
reichs die Anerkennung Herzog Friederichs durchfegen. Hätten die Negie- 
rungen wirklich, wie die Vereine und die Vollsvertretungen wollten, Krieg 

angefangen und, wie zu erwarten, Niederlagen erlitten, jo würde fich die 
Opferwilligkeit nur zu fehnell in lagen und Tadel der Regierungen ver- 

wandelt haben. Das fahen die Könige von Wirtemberg und Bayern 
voraus und liegen ſich daher nicht zu voreifigen Schritten hinreißen. Sie 
mußten wohl, daß die Großmächte fich nicht durch Demonftrationen ab- 
Halten fafjen würden, auf dem betretenen Wege weiterzugeben. 

Gegen Ende Januars ließen Defterreih und Preußen ihre Armee 
in Hofftein einrücken. Ihre Stärke befief ſich auf nahe an 60,000 Mann, 

die Defterreicher hatten unter dem Befehl des Feldmarſchalls v. Gablenz 
20,800 Mann mit 48 Kanonen, die Preußen 39,000 Mann mit 110 

Kanonen unter dem Befehl des Prinzen Friedrich Karl aufgeftellt. Der 
Oberbefehl über die ganze Unternehinung wurde dem achtzigjährigen preußie 
ſchen Feldmarſchall Wrangel übertragen. Schon durch die Ueberzahl der 
Truppen, noch mehr aber durch die Leitung des Ganzen, lag das Haupt 
gewicht in den Händen Preußens. Auch das ſchon vorher in Holftein 

ftehende Executionsheer de deutfchen Bundes follte jegt dem preußiſchen 
Oberbefehl untergeordnet werden. Wrangel kündigte dies dem Comman⸗ 
danten, dem fächfifchen Generallieutenant Hade an. Diefer aber verwei⸗ 
gerte die Unterwerfung, und ber Bundestag gab ihm zuerft recht, wies 
aber, nachdem Defterreich und Preußen beruhigende Erklärungen abge- 

geben hatten, fowohl den General Hade, als die Bundesconmiffäre an, 
den Durchmarſch der öfterreichifch-preußifchen Truppen durch Holftein 
feine Hinderniffe in den Weg zu legen, vielmehr allen Vorſchub zu leis 
ften. Die Bundestruppen zogen fi) nun zurüd, und die Oeſterreicher 

und Preußen rückten gegen Schleswig vor. Feldmarſchall Wrangel zeigte 
dem dänifchen Obercommandanten de Meza am 31. Januar an, daf er 
den Auftrag habe, das Herzogtfum Schleswig zu bejegen, und fragte ar, 
ob er bereit fei, daflelbe zu räumen. Meza gab eine verneinende Ant- 
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wort und erklärte feinen Entſchluß, jeder Gewaltthat mit den Waffen zu 

begegnen. Am 1. Februar rüdten die Preußen unter Prinz Friedrich 
Karl von Kiel’ aus gegen Eckernförde vor, befegten diefe Stadt und ftirm- 
ten dann am 2. Februar unter dem euer der dänifchen Kanonen Mif- 
funde, wobei fie ziemlich ſtarke Verlufte erlitten; ſchlugen am 3. Februar 
eine Brüde über die Schley und marfchirten auf Flensburg zu. Gleich 
zeitig griffen die Defterreicher auf der andern Seite an, nahmen das Dorf 
Oberſelk, ftürmten Jagel und den dicht bejegten Königsberg, und dran- 

gen dann fiegreich bis zum gefürchteten Danewirke vor, mußten aber diefe 
Erfolge mit nicht unbeveutenden Verluften bezahlen. Die Dänen, welche 
bisher ftetig zurüdgewichen waren, ftanden nun, 30,000 Mann ftark, 

Hinter dem genannten Danewirke, einer etwa 11 Stunden langen Ber- 
theidigungslinie, welche von der Eider, dem Meerbuſen der Schley und 

ausgedehnten Suinpfftreden gebildet, feit Jahrhunderten durch Schanz- 
werfe befeftigt, al3 ein faft müberwindliches Bollwerk galt. Namentlich 

in dem letzten Jahrzehent war, in beftändiger Erwartung eines Krieges 
mit Deutſchland, viel auf den weiteren Ausbau ber Befeſtigungen ver- 
wendet worden, und die Dänen blicten mit Stolz und Zuverficht auf 
dieſes Bertheidigungsmittel. Aber um bafjelbe gegen ein große Heer 
zu halten, bedurfte es auch einer Befagung von 50 bis 60,000 Daun, 
während die Dänen nur über die Hälfte verfügen fonnten. Der bänifche 

Dbergeneral, ein ſchon 73jähriger, aber fehr befonnener und einfichtiger 
Feldherr, fah ein, daß die ganze Vertheidigungslinie nicht gegen die Ueber» 
macht der öſterreichiſchen und preußifchen Truppen haltbar fein würde. 
Das Wagniß einer Schlacht ftellte die Gefangenſchaft oder Vernichtung 
der Armee in Ausficht. Unter diefen Umftänden kam ein zufammenberu- 
fener Kriegsrath zu dem einftunmigen Beſchluß, das Heer ohne Kampf 
zurüdzuziehen. Im Norden Schleswigs war noch eine andere ähnliche 
Bertheivigungslinie, die Düppeler Höhen, nicht fo lang geſtreckt wie das 
Danemwirke, und von der Inſel Alfen und der nahen Feſtung Fridericia 
unterftügt. Hinter diefe Düppeler Schanzen zogen ſich nun die Dänen 
zurüd, in der Hoffnung, fi fo lange halten zu können, bis Hilfe von 
den Bürgen de3 Londoner Vertrags käme, auf die fie ficher rechneten. 
Diefe Stellung konnte nur durch eine förmliche Belagerung genommen 
werben, wozu daß Heer ber Verbündeten noch nicht mit dem erforder⸗ 

lichen Geſchütz verfehen war. Es mußte daher eine Pauſe im Krieg ein- 
treten, welche die Diplomatie benügen konnte. Die größte Hoffnung 

fette Dänemark auf England. Wirklich mar das englifche Cabinet geneigt, 
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den Dänen materielle Unterftügung zu gewähren, und wandte fid) an Frank- 
reich mit dem Vorfchlag zu gemeinfamer Action. Aber Napoleon, der die 
ſchleswig⸗ holſteiniſche Frage doch mehr vom Standpunkt des Nationalitäts- 

prinzips aus beurtheilte*) und überzeugt war, Dänemark werde nicht auf 

die Ränge den deutſchen Forderungen Widerftand leiſten können, hatte feine 
Luſt zum Krieg umd befürchtete, wenn berfelbe zum Ausbruch käme, würde 

die Hauptlaſt auf Frankreich fallen. Auch war er nicht abgeneigt, Preußen 
einige Machterweiterung zu gönnen, denn Bismard hatte als Geſandter in 

Paris ein freundliches Verhältniß mit Napoleon herzuftellen gewußt. Letz⸗ 
terer Iehnte daher die in einer Note vom 24. Januar an ihn gerichtete 
Aufforderung Englands zu gemeinfamen Maßregeln entſchieden ab. Eine 
Depefche feines Minifter8 Drouin de lHuys vom 28. Januar erklärte: 
„Der Kaiſer ift ftet3 geneigt, den Gefühlen und Beftrebungen der Natio- 
nalitäten große Nüdficht zu widmen. Es ift unmöglich zu leugnen, daß 
das nationale Gefühl und die Beftrebungen der Deutſchen auf eine engere 

Verbindung zwiſchen ihnen und Holftein und Schleswig gerichtet find. 
Der Kaifer würde Widerwillen gegen Alles fühlen, was ihn nöthigen 
tönnte, den Wünfchen der Deutfchen mit den Waffen entgegenzutreten. 
Es witrbe vergleihungsweife leicht für England fein einen ſolchen Krieg 

zu unternehmen, für welches er ſich immer nur auf maritime Unterneh- 
mungen, auf Bfodirung von Häfen und Gefangennahme von Schiffen 

befchränfen würde. Aber der Boden Deutfchlands ftößt an den Frankreichs, 
und ein Krieg zwifchen Frankreich und Deutſchland würde der unglüd- 
lichfte und gemwagtefte aller Kriege fein, auf melde ſich das Kaiſerthum 
einfaffen könnte.” Diefe richtige Einficht, die der Kaifer unbegreiflicher 
Weife im Jahre 1870 verleugnet hat, gab damals den Ausſchlag dafür, 
daß die Einmifchung der europäiſchen Mächte in die fehlestwig-hoffteinifche 
Frage unterblieb. 

Rußland, welches die erfte Anregung zum Londoner Vertrag gegeben 
hatte, war jegt nicht in der Lage, etwas für Dänemark thun zu können, 
da e8 noch an den Folgen des polnifchen Aufftandes zu leiden Hatte, 
Denn einmal war es durch die ein Jahr zuvor verfuchte Intervention 
der Weftmächte in eine Spannung mit dieſen gerathen, und Hatte bie 
öffentfihe Meinung Europas in biefer Sache gegen fih; dann war der 
Aufftand in Polen nicht ganz unterbrüct, die Neugeftaltung des Landes 

*) Er nannte in einer Depeſche an bie deutſchen Regierungen vom 8. Januar 1864 
den Londoner Bertrag ein „unmächtiges Berk, das fich nicht aufrecht erhalten Laffe.” 
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noch nicht vollzogen. Ueberdies war Rußland der preußifchen Politik 
wegen ihres Verhaltens gegenüber ben polniſchen Angelegenheiten zum 
Danfe verpflichtet, denn Preußen hatte nicht num zur Unterdrüdung des 

Aufftandes Beiftand geleiftet, fondern auch die beabſichtigte Intervention 
zu Gunften Polens verhindert. Darum konnte Rußland jegt nicht für 
Dänemark gegen Preußen auftreten. Auch Schweden, auf deſſen Beiftand 

die Dänen fo ficher gerechnet Hatten, Tieß fie im Stiche. Ein Allianz 
vertrag, über welchen der ſchwediſche Minifter des Auswärtigen im Sep- 
tember 1863 zu Kopenhagen verhandelt hatte, wurde von Schweden fchließ- 

lich nicht ratificirt. Zwar fchrieb derfelhe Minifter noch am 5. Oftober 

an feinen Gefandten in Kopenhagen: wenn Deutſchland einen Einfall in 
Schleswig verfuchen follte, jo würde Dänemark mit Sicherheit auf that- 

ſächliche Unterftügung von mehr als einer Macht zählen können, und 
mas Schweden betreffe, fo ftehe er, möge nun ein eigentlicher Allianz» 

vertrag abgefchloffen fein oder nicht, nicht au, auf's allerbeftimmtefte zu 
erllären, daß Schweden jederzeit geneigt fei, nach Maßgabe feiner Kräfte 
und Mittel Dänemark diejenige Hilfe zu gewähren, die man von ihm 

verlangen Eönne. Aber in dem Augenblict, wo ein ſchwediſches Hilfscorps 
den Dänen ſehr mwillfommen geweſen wäre, um den erften Angriff der 

Deutfchen abzuwehren, war feines da, und das ſchwediſche Volk fehien eben 
minder geneigt als die Regierung, Gut und Blut für eine rechtlich und 

fachlich fehr zweifelhafte Sade zu opfern. Man fand, daß die ohnehin 
knappen Finanzen der äußerſten Schonung bebürften, man hatte Noth 

ein fchon befchloffenes Eiſenbahnanlehen abzufchließen; auch mußte ber 
norwegifche Storthing vorher noch einberufen werben, um Gelb und Maun- 

ſchaft zu verwilligen. So ftand Dänemark allein und ohne Bundes» 
genoffen, nicht dem energielofen deuten Bund, wie es immer noch wähnte, 

fondern den deutfchen Großmächten gegenüber. 
Diefen wurde freifich der Kampf gegen Dänemark durch bie beftän- 

digen Gonflicte mit den Mittelftaaten und der öffentlichen Meinung in 
Deutſchland erfäwert. Kaum Hatte das öfterreichifch-preußifche Heer die 
erften Erfolge erreicht, fo trat auch wieder die Oppofition des Bundes- 
tags hemmend in den Weg. Unter Vortritt Bayerns ftellte am 11. Februar 

die Mojorität in der Bundesverfammlung den Antrag, man folle befchlie- 

Ben, daß der Londoner Vertrag feine verbindliche Kraft mehr für den 
deutfchen Bund habe und daß der Ausſchuß über die Erbfolge in den 
Herzogthümern ſchleunigſt Bericht erftatten, d. h. entſcheiden folle; Defter- 
reich und Preußen verlangten Ablehnung dieſes Antrags, aber die Ver: 
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ſammlung fegte einen Termin von 14 Tagen für die Abftimmung. Dieje 
Frift wurde von beiden Seiten für ihre Bwede benügt. In Hofftein 
mar die Partei Herzog Friederichs fehr geſchäftig, unerachtet ber Abmah- 
nungen des preußifchen Obercommando8 und der Eivilcommiffäre, Huldis 
gungsdemonftrationen für den Herzog in Scene zu fegen. Wrangel er- 
Härte dem Bundesgeneral Hade, daß es wegen der Sicherheit der Kriegs» 
operationen für ihn von zwingender Notwendigkeit werde, Altona, Neu- 
münſter und Kiel zu befegen, eben die Orte, welche ber Hauptherb der 

Agitation für Herzog Zriederich waren. Hade lehnte das Anfinnen ab, 
mit Berufung auf feine Yundesinftruction, aber Wrangel ließ der Pro- 
teftation unerachtet Altona mit einem Bataillon befegen. 

Der 36er Ausſchuß fehlug auch wieder Lärmen duch ein Umlauf 
ſchreiben an bie fehleswig -holfteinifchen Vereine vom 11. Februar, das 
dringend mahnte, doch alle Mittel der Agitation zu erfchöpfen, um die 
Fürften und ihre Rathgeber von der unerſchütterlichen Energie des Volls- 

willens zu überzeugen. Die Ahnung einer gewaltfamen Kataftrophe ge» 
wime in immer weiteren reifen Verbreitung. Es fei eine dringende 

Aufgabe, die verblendeten Regierungen und ihre Dynaftieen von dem Ab- 

grund zurüdzubalten, dem fie entgegengehen. Der fhleswig-hoffteinifche 
Verein in Nünberg richtete eine Adreſſe an den König von Bayern, worin 
ex bei hworen wurde, mit feiner Armee für die Sache der Herzogthümer 
und nöthigenfall® gegen Oeſterreich und Preußen einzuftehen. Noch be 
ſtimmter ſprach fich eine Landesverfammlung in Erlangen am 28. Februar 

aus. Sie erklärte: „Wir bedauern tief, daß die Mar vorgezeichnete Bahn 
au fefter Einigung der reindeutſchen Staaten bisher nicht mit Energie 

eingefchlagen worden ift und wir erwarten, daß durch fofortige Einberu- 
fung des bayerifchen Landtags und durch Aufbietung ber bayerifchen Heeres⸗ 
kraft dem vollen Exnft der gegenwärtigen Lage entiprochen werde." In 
die Begeifterung ber Bayern für Schleswig-Holftein mifchte ſich nun auch 
die Schwärmerei für die Triasidee und jenen unfinnigen Gegenfag eines 
vermeintfi reinen Deutfchlands gegen den wahrhaft beutjchen Staat, der 

in Preußen herangewachſen war. Diefe von den ſchleswig ⸗ holſteiniſchen 
Vereinen empfohlene Politik hätte, wenn fie wirklich von Bayern, Träftig 

vertreten worden wäre, zu bem verberblichften Biviefpalt und einem ge 
fährlichen Hinderniß ber wahren Einheit Deutſchlands führen müſſen. 
Es war ein Glück, daß König Max II., der befanntlid für die Triade 

ibee fehr eingenommen war, doch genug nüchterne Einficht hatte, und auch 
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zu wenig friegerifhen Sinn und Muth befaß, um ein Wagniß zu ver- 
ſuchen, da8 man ihm als nationale Pflicht vorfpiegelte. 

Wenn man au in den Kreifen der Bundesregierungen weit davon 
entfernt war, auf die Zumuthungen der ſchleswig ⸗ holſteiniſchen Vereine 
einzugehen, fo dachte man doch ernftlich daran, den Bundestag aus feiner 
Gebrochenheit wieder aufzurichten. Die Würzburger Conferenzen wurden 
wieder aufgenommen, um zu berathen, was zu thun fei, um fich aus ber Be- 
vormundung der Großftaaten loszuwinden. Am 18. Februar traten Gefandte 
Bayerns, Wirtembergs, Sachſens, Babens, Hefjen-Darmfladts, Naſſau's, 

Braunfchweigs, Weimars und Sachfen-Koburgs in Würzburg zufammen 
und befchloffen, den pofitiven Ausſpruch des Bundes in der Succeſſions⸗ 

frage fo fehr wie möglich zu befchleunigen, und am Bunde Einberufung der 
hoffteinif hen Stände und Verſtärkung der Bundestruppen in Holftein zu 
beantragen, und zu verlangen, daß biefelben unter einen dem Bunde ver 
antwortlichen Oberbefehlshaber geftellt werben. Kurhefien und Hannover, 
welche die Einladung nah Würzburg abgelehnt hatten, wurden von den 
Organen ber nationalen Partei zur Theilnahme ermahnt. Der jchles- 
wig⸗ holſteiniſche Ausſchuß in Kaſſel richtete eine Adreffe an das Mini« 
ſterium, worin ihm bebeutet wurde, wenn die Entſcheidung der ſchleswig ⸗ 
holſteiniſchen Sache durch die Mitſchuld Kurheſſens noch Länger verichleppt 
oder gar gegen Recht und Gerechtigkeit entſchieden werden follte, fo mwilrden 
die Folgen ſchwer und unaußbleiblich fein. In Hannover beantragte der 
Ageorbnete Rud. v. Bennigſen, der Präfident des Nationalvereing, in 
der zweiten Kammer die Nieberfegung eines Ausſchuſſes zu fchleuniger 
Berathung und Berichterftattung über eine angemefjene Adreffe der Stände- 

verfammlung zur Wahrung und Durchführung der bedrohten Nechte der 
Herzogthümer und ihres rechtmäßigen Herzogs Friederich VIII. Diefer 
Antrag wurde denn auch am 23. Febrnar einftimmig angenommen. Am 
Zöften wurde in der Bundesverſammlung über jenen bayeriſchen Antrag 
dom 11. Februar verhandelt und abgeftimmt, und zwar die Ungiftigfeitg- 
erllärung des Londoner Vertrags mit 9 Stimmen gegen 7 abgelehnt, 
dagegen die Nichtzulaffung des däniſchen Gefandten und die Herbeiführung 

einer fehleunigen Entſcheidung über die Erbfolgefrage angenommen. Zu— 

gleich beantragten Sachen und Wirtemberg die Einberufung der Hol 
ſteiniſchen Stände. Oefterreich und Preußen dagegen gaben eine Erflärung 
ab, worin fie den Oberbefehl über die Bunbestruppen in Holſtein und 
die Beftellung zweier weiteren Bundescommiſſäre fir dieſes Land durch 
Defterreich und Preußen fordern, um bie Beziehungen zur Verwaltung 
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Schleswigs zu vermitteln. Die Einheit des militäriſchen Oberbefehls 
für die in Holftein und Schleswig aufgeftellten Truppen fei dringend 
nöthig, da das erforderliche Jneinandergreifen der ftrategiichen Operationen 
zum Schuß gegen feindliche Angriffe und ber Erfolg des offenfiven wie 
defenfiven Kampfes gegen den gemeinfamen Gegner nur durch die einheit- 
Tiche Leitung gefichert werden könne. Als es nun am 3. März zu einer 
Abftimmung über den öfterreichif—h-preußifchen Antrag Tam, zeigte es fi, 
daß die Megierungen, welche auf den Würzburger Conferenzen gemeins 
fame Schritte verabredet hatten, doch nicht fo feft zufammenhielten. Nur 
drei: Bayern, Baden und Braunfchweig erklärten fich unbedingt gegen 

jener Antrag, und machten in Gemeinſchaft mit Wirtemberg den Gegen- 
vorſchlag, die fächfifch-hannoveriichen Bundestruppen durch bayerifche und 

eines der drei gemifchten Armeecorps zu berftärken, und einen bejonderen 

Oberbefehlshaber zu beftellen, der ſich mit Wrangel über die von Oefter- 
reich und Preußen für erforderlich erachtete Etappenftraße zu verftändigen 
hätte. Sachſen ſtimmte zwar zu, wollte aber doch auch wieder etwas 

Anderes, indem ber ſächſiſche Gefandte erflärte, „die Frage trete nun 

nnabweislich an ben Bund heran, ob nicht feine Betheiligung am Kriege 

unter den von Defterreich und Preußen hervorgehobenen Umftänden durch 
Pflicht und Ehre geboten fei." Kurz, Sachſen und Bayern wollten, im 
Fall ihre Politik nicht durchginge, die Entſcheidung in der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Sache nit den Großmächten allein überlaffen, fondern mit 

dabei fein. Aber eben jegt, wo Bayern ſich zu dem Verſuch aufraffen 
wollte, die Führung der Mittel- und Kleinftaaten an fi zu reißen, wurde 

feine Action durch den Tod feines Königs gelähmt, der nach kurzem, un. 
bebentend ſcheinendem Unwohlſein am 10. März 1864 ftarb. Der Zwie- 

fpalt zwifchen den Aufgaben, welche ihm die öffentliche Meinung ſtellte, 
und dem, was fein politifcher Verſiand als möglich, erfcheinen ließ, ging 

ihm zu Herzen und vieb feine ohnehin ſchwache Gefundheit auf. 
England ernenerte indeſſen feinen Vorſchlag einer Conferenz zur 

Widerherftellung des Friedens, und auch Oefterreich und Preußen erflärten 
fi) im Allgemeinen einverftanden, aber Dänemark wollte immer noch 

nicht unterhandeln. Nun drang Preußen auf Wideraufnahme der friege- 
riſchen Operationen. Zunächſt handelte es fih um das Vorrüden der 
Truppen nad) Jütland. General Manteuffel begab ſich in beſonderem 

Auftrag nah Wien, um ſich mit dem dortigen Cabinet zu verftändigen, 
und nachdem die gelungen war, zeigten am 7. März die beiden Mächte 

den Unterzeichnern de3 Londoner Protokolls den Einmarſch ihrer Truppen 
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in Yütfand an und erflärten zugleich, unter welchen Bedingungen fie zu 

BVaffenftillftand und Conferenzen bereit wären, nämlich entweder auf der 
Grundlage der Räumung der beiderfeitigen Stellung zu Düppel, auf der 

Inſel Alfen und in Yütland, oder auf Grund des bermaligen militäri⸗ 

fen Standes. 

Die Preußen rüdten nun wirklich in Jütland ein, befegten bie zu 
Schleswig gehörige Infel Fehmarn, und die preußiſche Kriegsmarine bes 
ftand am 17. März ein rühmliches Seegefecht gegen ein überlegenes 
dänifches Geſchwader bei Stralfund. Jetzt erklärten fich die Dänen zu 
Eonferenzen bereit, aber nur auf Grundlage der Vereinbarungen von, 

1851 und 52. Hierauf entgegnete Bismarck, die däniſche Regierung 
ſollte doch einfehen, daß dieſe Abmachungen durch den Krieg hinfällig 

geworden jeien, und dürfe nicht erwarten, im Jahre 1864 dieſelben Be- 

dingungen zu erfangen, die ihr bei Beendigung des Krieges von 1848 

bewilligt worden feien; ihm fei e8 eben jet micht befonderd um irgend 
welche Friedensbedingungen zu thun. Doc) willigte er in die von Eng- 

fand betriebenen Conferenzen ein, in der richtigen Vorausfegung und 
Hoffnung, daß man dabei doch nicht zu einer Verftänbigung gelangen 
werde. Am 26. März zeigte der englifche Gefandte dem Bundestag an, 

daß die Eonferenzen am 12. April in London eröffnet werben würden, 

und {ud den Bund ein, durch einen Vertreter an benfelben theilzunehmen. 
Der Bundestag befchloß, die Conferenz zu befchiden, wählte aber nicht den 

bayerifchen Bundestagsgeſandten von der Pfordten, der ein Recht dazu zu 
haben glaubte, fondern den ſächſiſchen Minifter v. Beuft. Derjelbe wurde 
dahin inftruirt, auf Anerfennung der Rechte und Sicherftellung der Intereſſen 
de3 Bundes und ber Herzogthilmer, und insbefondere auf größtmögliche 

Selbftändigfeit der letzteren hinzuwirken. Auch wurde dem Vertreter des 
Bundes aufgegeben, nur nach Verftändigung mit den Bevollmächtigten 
Defterreihd und Preußens zu handeln. In der Preffe und den Vereinen 
wurden nun auch bie Forderungen, welche Deutfchland bei den Conferenzen 
machen müffe, eifrigft beſprochen und formulirt. Auf einer Reihe von 

Vollsverſammlungen wurde befchloffen, daß für die Herzogthümer das 

Recht der engen Verbindung miteinander, der Trennung von Dänemark 
und ber Selbftändigfeit unter einem eigenen Yürften gefordert werben 
müffe, und daß jede Entjcheidung, die wider den Willen der Bevölkerung 

getroffen werbe, jede Uebereinkunft mit fremden Mächten, die das Recht 
der Herzogthümer preisgebe, null und nichtig fel und eine rechtloſe Ge— 
maltthat, ein Verrath an den Intereffen und der Ehre Deutſchlands fein 
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würde. Der Ausfhuß des Abgeorbnetentages übergab dem Vertreter des 
deutſchen Bundes auf der Londoner Conferenz einen von 1353 Abge- 
ordneten unterſchriebenen Proteft gegen jede derartige Verfügung, und 
ſelbſt der fast verſchollene Neformverein gab wieder ein Lebenszeichen von 
fi, um feine Stimme für das Recht Schlesmwig- Holfteins zu erheben. 

Während diefer Vorverhandlungen zu der Londoner Conferenz waren 
unter Leitung des Prinzen Friedrich Karl die Belagerungsarbeiten gegen 
die Düppler Schanzen eifrig betrieben worden, am 7. April wurde bie 
Beſchießung begonnen und am 18ten nad) meifterhafter taltiſcher An— 

ordnung Morgens 10 Uhr der Sturm in's Werk gefegt, und fchon 
um 2 Uhr war der Sieg vollftändig errungen, freilich mit bedeutenden 

Opfern an Mannſchaft. Die Verlufte auf preußifcher Seite betrugen an 
Todten und Verwundeten 70 Offiziere und 1,118 Mann, nachdem etwa 
15,000 Mann, ausfchließlih Preußen, zum ernften Kampf gekommen 
waren. Die Dänen, von melden etwa 11,000 Mann wirklich in's Ge— 

fecht gekommen waren, berechnen ihre Verlufte auf 110 Offigiere und 
4,736 Mann, unter welchen über 2,600 unverwundete Gefangene waren. 
Auch fielen 120 Gefüge und 4000 Gewehre in die Hände der Sieger. 

Der Sieg war glänzend. Die europäiiche Preſſe erkannte einftinmig 

an, das Sondoner Protokoll fei vor Düppel mit dem Schwerte zerhauen 
worden. Jütland wurde volfftändig bejegt, die Feſtung Fridericia be- 

lagert, aber von den Dänen am 29. April in aller Stile geräumt. Die 
Eröffnung der Londoner Conferenz verzögerte fi, ba es im Intereſſe 
der deutſchen Mächte war, die Wirkungen des Düppler Sieges zu ver- 
werthen. Der Bevollmächtigte bes deutſchen Bundes ließ auf ſich warten, 
und ehe diefer angekommen wäre, wollten auch die Vertreter Oeſterreichs 
nnd Preußens nicht an den Verhandlungen theifnehmen. Am 25. April 
begannen endlich die Sigungen, aber die Dänen, die offenbar immer noch 
nicht genug gebemüthigt waren, machten felbft in Betreff der Einftellung 
der Feindfeligkeiten, der Vorbedingung der Verhandlungen, immer noch 
Schwierigkeiten, und erft nachdem Fridericia verloren war, gelang es, 
einen Waffenftillftand, und zwar nur auf einen Monat, zu vereinbaren. 

Die Hartnädigkeit Dänemarks, welche jebe gütliche Uebereintunft 
unmöglich machen mußte, beftärfte Preußen in feinen Abſichten auf Los- 
fagung vom Londoner Protofolf und Eroberung der Herzogthümer. Biß- 
mard erflärte in einer Depefhe vom 15. Mat an den preußifcen Ger 

fandten in London, da die dänifche Megierung ihr Beharren auf der 
Weigerung, ihre Verpfliätungen von 1851 und 52 zu erfüllen, bis aufs 
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Arußerfte getrieben Habe, erachte ſich aud die preußifche Regierung in 
feiner Weife gebunden und betrachte ſich ald volltommen frei von allen 
Berpflichtungen, die aus dem Londoner Vertrag gefolgert werden könnten, 

und berechtigt, jede anderweite Combination ganz unabhängig von biefem 
Traftat zu erörtern. Am 17. Mai zeigte, gemäß dieſer Depeſche, der 
Vertreter Preußens bei der Londoner Conferenz bie Losfagung von dem 

Londoner Vertrag an, und verlangte eine vollftändige Vereinigung der 
beiden Herzogthümer, Trennung derſelben von Dänemark, Unabhängigteit 
in politifcher und adminiſtrativer Hinfiht. Doc) folften die Herzogthümer 

dem König Ehriftian noch unterworfen bleiben, und die Verbindung mit 
Dänemark in Form einer Perfonalunion erhalten werden. Diefem Vor⸗ 
ſchlag ſchloß ſich auch Oeſterreich an. Preußen vechnete darauf, daß Däne- 

mark diefe Bedingung al3 unannehmbar zurückweiſen werde und täufchte 
fi darin auch nicht. Der däniſche Vertreter weigerte ſich fogar, die 
Idee der Perfonalunion auch nur nach Haufe zu berichten. England 
gab num auch feinerjeitd den Londoner Vertrag auf und ſchlug vor, Hol» 
ftein, Lauenburg und den füblichten Theil von Schleswig von Dänemark 
abzutrennen. Oeſterreich und Preußen erklärten am 28. Mai, da Däne- 
mark den Vorſchlag der Perfonafunion verworfen habe, fo bleibe nichts 

übrig, als die Herzogthümer ganz von der däniſchen Krone zu trennen, 

und einen jelbftändigen S Staat daraus zu machen unter der Sonveränität 
des Pri Bringen von. Auguftenburg, ber in den Augen Deutſchlands nicht 

nur die begrünbdetften Exbrechte geltend zu machen vermöge, fondern auch 

ohne Zweifel die Stimmen ber ungeheuren Majorität ber Bevöfterung 

auf ſich vereinigen werde. Auch der Bevollmächtigte des deutſchen Bundes 
gab Hierzu feine Zuftimmung, und die Yundesverfammlung erklärte am 

2. Juni, daß fein Votum im vollen Einklang mit dem Geift und Inhalt 
feiner Inſtructionen fei. Aber die Großmächte, insbeſondere Preußen, 

fahen damit die ſchleswig- holſteiniſche Frage, und namentlich die Frage 
über bie Erbberedhtigung der Auguftenburger, noch nicht als definitiv er- 

ledigt an. Vielmehr erffärte die preußiſche Regierung ein Jahr fpäter, 
fie habe die Einfegung des Prinzen Friederich nur als eine den damaligen 
Umftänden entfprecjende Löfung vorgefchlagen, ohne damit einen aus— 
ſchließlichen und zweifelloſen Rechtsanſpruch des Prinzen auf die Erbfolge 
anzuerfennen. Bismarck jah voraus, daß die Londoner Conferenz doch) 

kein abſchließendes Nefultat ergeben, daß es noch einmal zum Krieg kommen 
werde und daburd die Anſprüche Preußens ſich fteigern würden. 

Zunächft ſtritt man ſich noch über die von England vorgefchlagene 

tupfel, Einheitöteftrebungen. I. 23 
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Teilung. Auf diefe konnte Preußen ſchon deshalb nicht eingehen, weil 
England damit die Forderung verband, daß Deutfchland in dem abge- 
tretenen Theil der Herzogthümer weder Feſtungen noch befeftigte Häfen 
follte anlegen dürfen. Gegen die Theilung felbft ſprach ſich ſowohl in 
Schleswig als im übrigen Deutfchland die öffentliche Meinung entſchieden 
aus. Sogar im nördlichen, däniſch redenden Theile von Schleswig pro- 
teflirte eine große Volksverſammlung gegen eine Trennung vom übrigen 
Lande umd gegen Einverfeibung in Dänemark. ine Deputation von 
dort begab ſich deshalb nach Berlin. Der Ausſchuß der deutſchen Ab- 
georbnetenverfammlung organifirte eine allgemeine Agitation gegen das 
Trennungsproject, und zwar mit foldem Erfolg, daß am 20. Juni dem 
Bevollmächtigten des deutfchen Bundes im Namen von 240 beutjchen 

Vereinen für Schleswig-Holftein ein Proteft gegen jede eigenmächtige 
Theilung übergeben werben Tonnte. Im Ganzen fprachen ſich 360 Vereine 
und öffentliche Berfammlungen und die Volksvertretungen von Baden, 

Braunſchweig, Bremen, Frankfurt, Koburg, beiden Heſſen, Naffau und 
Sachſen gegen die Theilung Schleswigs aus. Es wurde verfucht, eine 

neue Theilungslinie zu ermitteln, aber es zeigte ſich die Unmöglichkeit, 

eine folche zu finden. Dies und ber beharrliche Widerſpruch Dänemarks 
gegen jeden Vorfchlag, der ihm nicht Schleswig ganz und ungefchmälert 
zuſprach, machte, daß bie Conferenz ſich außer Stand erflärte, die Auf 

gabe einer friedlichen Vermittlung zu löfen. Sie ging daher am 25. Juni 
unverrichteter Dinge auseinander. Nun war bie Entſcheidung wieder der 
Waffengewalt anheimgegeben und der Krieg konnte aufs neue beginnen. 

Dänemarf machte ſich immer noch Hoffnung auf Waffenhilfe von 
Seiten Englands. Das dortige Minifterium erließ auch wirklich an 
Frankreich eine neue Aufforderung zu einer gemeinfamen maritimen Der 
monftration zu Gunften Dänemarks; aber Napoleon, deſſen Abneigung 
gegen einen Krieg mit Deutfchland wir ſchon kennen, wollte fi nur dann 

zur Mitwirkung entfchließen, wenn er der unbegrenzten Unterftügung Eng- 

lands fiher wäre. So war e8 aber von Seiten Englands keineswegs 
gemeint. Seit dem Krimkrieg Hatte ſich dort die Ueberzeugung feſtgeſetzt, 

daß England ſich nicht auf einen europäiſchen Krieg einlafjen dürfe, und 
am wenigften auf Seiten Frankreichs. Die Stimmung in ben leitenden 
und insbefondere in den merfantifen Kreifen war entſchieden gegen einen 
Krieg, und ein Parlamentsbeihluß vom 9. Juli billigte die Politik des 
Miniſteriums, welches der Königin von einer Einmiſchung in den Krieg 
der deutjchen Großmächte abgerathen Hatte. 
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Sogleich nach Auflöfung der Londoner Conferenz nahmen die Preußen, 
welche auf das Scheitern der Verhandlungen gerechnet uud ihre Rüſtungen 
fortgefegt Hatten, die feindlichen Operationen wieder auf. Das nächte 
Ziel war die Wegnahme der befeftigten Inſel Alfen. Prinz Friedrich 
Karl, der nun ftatt des greifen Feldmarſchalls Wrangel den Oberbefehl 
führte, ließ am 29. Juni das Armeecorps des General Herwarth v. 
Bittenfeld auf 160 Kähnen über den Alfenfund fegen, um unter dem 

Feuer ber dänifhen Batterien auf ber Inſel zu landen. Alsbald wichen 

die Dänen der Uebermacht und wurden auf die Halbinfel Kekennis zurüc- 
gebrängt. Von dort fehifften fie fich nad) der Inſel Fühnen ein. Gegen 
3000 Dänen geriethen in preußiſche Gefangenfchaft, auch viel Krieges 

material fiel in bie Hände der Preußen. Dieje rücten mit den Oefter- 

reichern nad) Jutlaud vor, und das dortige däniſche Heer ſchiffte ſich nach 
Seeland ein. Oeſterreichiſche Kriegsſchiffe nahmen num auch die weſt⸗ 
ſchleswigiſchen Inſeln Föhr und Sylt, und vertrieben die dortigen Ge— 
walthaber. Jetzt erft fühlten fi) die Dänen, die bisher immer noch den 
deutjchen Grogmächten getrogt hatten, beficgt, und fingen an zu fürchten, 
die Sieger möchten noch weiter vorbringen und Kopenhagen angreifen, 
König Chriftian bat um Einftellung der Feindſeligkeiten und erflärte ſich 

zu Friedensunterhandfungen bereit, die al8bald zu Wien begannen. Am 
1. Auguft ſchon wurden die Präliminarien, und am 30. Oftober der 
definitive Frieden abgefchloffen. Schon in ben Prälimtinarien war aus— 

geſprochen, daß der König von Dänemark allen feinen Rechten auf die 
Herzogthüner Schleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunften des Kaifers 
von Oeſterreich und des Königs von Preußen zu entfagen habe, und ſich 

berpflichte, die Verfügungen anzuerkennen, welche genannte Majeftäten 
bezüglich diefer Herzogthüimer treffen werden. Diefelben waren alfo Traft 
der Eroberung gemeinfames Eigenthum der beiden Großmächte. Eine 

Beftimmung, welche für die finftige ftaatsrechtliche Stellung der Herzog- 

thümer von großer Bedeutung war, war die, daß fie nicht nur von ber 
dänifchen Staatsſchuld eine bedeutende Quote, nämlich die Summe von 

29 Milfionen bänifcher Thaler zu übernehmen haben, fondern auch die 

Regierungen von Defterreih und Preußen fich vorbehielten, die Krieg» 
toften von den Herzogthümern zurüderftatten zu laſſen. Dadurch mußte 
ihnen die Selbftändigkeit ungemein erſchwert werben, und nur dann eine 

leidliche Eriftenz in Ausficht ftehen, wenn die Großmächte, oder eine der= 
felben, fie bleibend einverfeibte. 

23* 



BVierzehntes Kapitel. 

Das Nachſpiel des ſchleswig⸗holſteiniſchen Kriegen nom Wiener 
Frieden bis zum Vertrag von Gaſtein. 1864 und 1865. 

Schleswig-Holftein war jetzt von Dänemark befreit und für Deutſch⸗ 

land erobert. Es fragte ſich, in welcher Geftalt e8 für Deutfchland er⸗ 

halten werben follte, ob als ſouveräner deutſcher Bundesftaat unter dem 
Schu des deutſchen Bundes, oder als Theil der preußifhen Monarchie. 

Die öffentliche Meinung in ganz Deutſchland fah es als ſelbſtverſtändlich 
an, daß, da Dänemark die drei Herzogthümer abgetreten hatte, jegt Prinz 
Friederih von Auguftenburg als rechtmäßiger Erbe eingefegt werben 
milffe. Auch in Preußen war dieſe Anficht verbreitet und wurde nament- 

lich von der Volfövertretung geheilt. Doch erhoben fi) auch Stimmen, 
die da meinten, was Preußen mit feinem Blut erobert Habe, dürfe, ja 

müffe e8 auch behalten. Schon während ber Londoner Gonferenz hatte 

eine Anzahl hochgeftellter confervativer Männer, der Graf Arnim · Boytzen⸗ 
burg voran, in einer vom 11. Mai batirten Adreſſe an den König es 

ausgefprochen, daß die Vereinigung Holfteind und Schleswigs zu einem 
Ganzen unter dem wirkſamen Schuß eines mächtigen deutſchen Staates 
ober als Theil diefes letzteren, bie einzige Löſung fei, welche die Opfer 

lohne, die gebracht worben feien, und welche Dauer des Friedens und 
Wohlbefindens für die Betheiligten verſpreche. Und nun nad) dem Frieden 
gab der Oberbürgermeifter Seybel von Berlin bei dem feftlichen Einzug der 

aus Schleswig zurücgelehrten preußifhen Truppen dem Einverleibungs- 
gedanken Ausdrud, indem er fagte: „Wiederum ift e8 Preußens gutes 

Schwert, durch das die Gränzen des beutfchen Vaterlands weit hinaus⸗ 
gerüdt find. Es ift ein Wort, das einft Friedrich Wilhelm ITL., gefegneten 
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und teuren Anbentens gefproden: „Was Preußen erworben Hat, es ift 
Deutſchland gewonnen". Gin halbes Jahrhundert, fünfzig Iehrreiche 
Jahre find feitdem verfloffen und ihre Lehren laſſen ohne Sefbfttäufhung 

und ohne Uebermuth heute laut es uns fagen: Auch jener Boden, ber 
in dieſen Tagen mit unferm Blut getränkt if, jenes hoch nach Norden 

ſich erſtredende, von zwei mächtig Hinaus lockenden Meeren umfpülte 
Land mit dem fpröden Erz feiner Bevölferung — es wird dauernd und 
ſicher und zu rechtem Gewinn nur dann Deutſchland erworben und fi, 

felbft wiedergegeben fein, wenn und foweit Preußens Macht und Wehr 
& ſchirmend umfängt, Preußens firenge Zucht und Ordnung und ftaatd- 
bildende Kraft‘ es erfaßt und durchdringt. Wir freuen uns des glorreich 
errungenen Friedens und find ftolz darauf." — Uber noch koſtete es 
viele Kämpfe, ſowohl mit den deutſchen Mittelftanten al3 auch mit Oefter: 
reich, bis Preußen der Frucht feines Sieges froh werden konnte. 

Oeſterreich war auf die Allianz mit Preußen eingegangen, glücklich 
darüber, daß der Nebenbuhler, deſſen Oppofition am Bundestag ihm 
fo viel Not gemacht Hatte, num mit ihm einig fei, um revolutionäre 

Tendenzen zu bekämpfen und bie deutſchen Bundesſtaaten zu bevormun- 
den. Für den Fall, daß es Preußen gelingen folfte, feine Macht im 
Norden auszubehnen, wollte Defterreich auch dabei fein, um den etwaigen 

Gewinn mit ihm zu theilen. Aber wenn Graf Rechberg in feiner beſchränk- 

ten Berechnung meinte, Preußen fei durch feine Unpopularität im übrigen 
Deutſchland verhindert, feinen Sieg auszubeuten, fo hatte er feine Ahnung 
von der überlegenen Willenskraft und dem genialen Borausblid Bismarcks. 
Der Mitbefig Schleswig- Holfteins brachte Defterreich feinen Gewinn, 
und es bemühte ſich nur zu verhindern, daß Preußen das Land nicht 
ganz in feine Gewalt befomme. Daher begünftigte es die Erbanſprüche 
des Uuguftenburgers, um an ihm einen Verbündeten zu befommen. Man 
fah wohl ein, daß die Verbindung mit Preußen ein Fehler gemefen fei, 

und Graf Rechberg, der Träger diefer verunglücten Politit, mußte am 
5. Oftober feine Entlaffung nehmen. Sein Nachfolger wurde Graf Mens» 
dorff⸗ Pouilly. 

Andere Schwierigkeiten ergaben ſich aus dem Verhältniß zu der 
Mehrzahl der deutſchen Bundesftände. Die Spannung, welche zwiſchen 
der Politit der Großmächte und der des deutſchen Bundes beftand, hatte 
fi) auch den beiderjeitigen Truppen mitgetheilt. Es war für die auf 
Holſtein beſchränkten ſächſiſchen und hannoveriſchen Truppen eine ſehr pein- 
liche Lage, unthätig in ihren Quartieren liegen zu miffen, während ihre 
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Öfterreichifchen und preußifchen Kameraden in Schleswig glänzende Waffen- 
taten verrichteten und fi Ruhm erwarben. In den Orten, wo groß. 

möächtliche, befonder8 preußiſche Truppen mit den Bundestruppen und 
ihren Behörden in Berührung famen, gab es mancherlei Reibungen, und 
es machte fi in Berlin ber Wunſch geltend, die nutzlos in Holſtein 

ftehenden Bundestruppen ganz befeitigen zu können. In ber Feſtung 
Rendsburg, wo gleichzeitig Preußen und Hannoveraner die Befagung. bil- 
beten, kam es Ende Juli zu gegenfeitigen Nedereien und bald auch zu 
wirkichen Händeln und Prügeleien. Die hannoveriſchen Offiziere ver- 
fäumten es, durch firenge Digciplin die erften Spuren der Unordnung zu 

unterdrüden, ja ein Oberftlientenant Dammer fügte durch gewaltfame Weg- 
nahme öfterreichif—her und preußifcher Fahnen, die ein Privatmann nad 

dem Siege bei Alfen hatte auffteden laſſen, der verbünbeten Armee eine 
Beleidigung zu, die durch Entfernung des fhuldigen Offiziers nicht ſchnell 

genug gejühnt wurde. Um terartigen Vorfommniffen für die Zukunft 
vorzubeugen, wurde von Berlin aus verfügt, daß Rendsburg durch eine 

größere preußiſche Truppenmaſſe befegt werben folfte. General Göben 
erhielt Befehl, am 21. Juli mit einer combinirten Brigade in Nende- 
burg einzurüden und ſich zum Herrn des Plages zu machen. Prinz 

Friedrich Karl machte dem Oberbefehlshaber der Bundestruppen, dem 
General Hade, Mittheilung von der beabfichtigten Mafregel. Hacke pro- 
teftirte, aber ohne Erfolg, er mußte, wenn er es nicht zu einem Conflict 

kommen laffen wollte, den Hannoveranern Befehl zum Abzug geben. Als 

fie Morgens 11 Uhr vom Exerciren in die Stabt zurüdfehrten, fanden 

fie den Befehl vor, ſich innerhalb einer halben Stunde zum Abmarfch 
fertig zu machen. Kaum waren fie abgezogen, fo rüdten die Preußen 

unter dem lang des Preußenliedes ein. 

Die Regierungsbehörden in Hannover und Sachſen geriethen auf 
die Nachricht von dieſem Vorfall in. gruße Aufregung. Sie fragten in 

Wien an, ob Defterreich mit biefer Maßregel einverftanden geweſen fei, 
erhielten aber die Antwort, man habe gar nichts davon gewußt. Als bie 
Sache acht Tage fpäter in der Bunbesverfammlung zur Sprache kam, 
machte Preußen die militäriſche Nothwendigkeit geltend, die entgegenftehen- 

den Berichte der Bundescommifjäre wurden an den Militärausſchuß ver- 
tiefen und es erfolgte nichts, ba die zunächft betheiligten Staaten doch 
nicht wagten Genugthuung zu fordern. Die Schwäche der Mittelftanten 
war in deutfichfter Weife offenbar geworben; Preußen hatte einen unblu⸗ 
tigen Cieg gewonnen, den es in den nachfolgenden Verhandlungen über 



Niederlagen ber mittelſtaatlichen Politik. 359 

Scyleswig- Holftein zu nügen verftand. Die öffentliche Meinung war 
getheilt, in Preußen gönnte man der Bunbesautorität die erlittene Nieber- 

lage allgemein, in den Mittelftaaten, befonders in Süddeutſchland, Hagte 

man bitter über preußiſchen Uebermuth und vechtlofe Vergewaltigung. Die 

weite Kammer in Wirtemberg beſchloß am 26. Juli faft einftimmig, einen 
feierlichen Proteft gegen dieſen Act der Gewalt zu erheben und die Re— 
gierung dringend aufzufordern, in Gemeinfchaft mit den übrigen Bundes: 
vegierungen der drohenden Vergewaltigung entgegenzutreten. Auch die 

füchfifche zweite Kammer beſchloß, die gemaltthätige Beſetzung Rendsburgs 

für eine Verlegung des Rechts des beutfchen Bundes und eine Kränfung 
der Ehre deutſcher Bunbestruppen zu erklären und gegen diefen Gewaltact 
Verwahrung einzulegen. Auch die erfte Kammer trat biefem Beſchluſſe 

bei. Aber bei ſolchen Erklärungen blieb es; die Regierungen fühlten ſich 

doch nicht ſtark genug, um mit Erfolg gegen Preußen auftreten zu Fönnen. 
Auch auf einem anderen Gebiete erlitt bie mittelftaatliche Politik eine 

eınpfindfiche Niederlage. Wir Haben oben gefehen, daß Bayern und 

Wirtemberg gegen den Zollvertrag, den Preußen mit Frankreich im 

Namen des Bundes abgefchloffen Hatte, hartnädige Oppofition machten, 
wogegen Preußen mit Auftünbigung des Zollvereing drohte. Dabei hatten 
ſich jene Staaten hauptſächlich auf Defterreich geftügt, das ihnen Hoff- 
nung auf einen Zolfvertrag machte. Aber durch die fchlestwig-hoffteinifche 

Angelegenheit und das daraus erwachfene Bündniß Oeſterreichs mit Preußen 
Hatte die Agitation gegen den preußifch-franzöfifchen Bollvertrag ihren 
Nüchalt verloren. Sachſen, das aus induftriellen und merfantilen Grün- 

den nie auf jene Oppofition eingegangen war, ging mit Annahme des 
Bertrags voran, Baden, Kurheſſen und die thüringiſchen Staaten folgten 

nad. In Wirtemberg waren Regierung und Stände zwar immer noch 

gegen den Vertrag, aber die Induſtriellen fegten eine lebhafte Agitation 

für Erhaltung des Zollvereins in's Wert, und die Conferenzen, die 
Bayern, Wirtemberg, Hannover und Heffen-Darmftadt zum Behuf eines 

ſchutzzöllneriſchen Sonderbundes in Münden abhielten, ergaben fein Re— 

fultat. Hannover fiel zuerft ab und erflärte am 11. Juli 1864 feinen 
Beitritt zum franzöſiſchen Zollvertrag. Auch in Bayern wurde die Ne- 
gierung durch die Induſtriellen gedrängt, die Erhaltung des Zollvereins 

durch ſchleunigſte Annahme des beanftandeten Vertrags zu ſichern. Defter- 

reich machte noch einmal einen ſchwachen Verfuch zu Gunften der von 

der Münchener Conferenz vorgefehlagenen Berntittlungsbedingungen. Aber 

Preußen beharrte auf feinen Forderungen, und Bayern und Wirteinberg 
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mußten, wenn ſie nicht aus dem Zollverein ausgeſchloſſen werden wollten, 
ſich beeilen, ihre Oppoſition fallen zu laſſen, und dem neuen Zollverein 
bedingungslos beitreten, was aın 30. September geſchah. Dies war ein 

neuer Sieg Preußens. Daß man in Bayern die Niederlage fühlte, geht 
daraus hervor, daß ber bayeriſche Miniſter des Auswärtigen und des 

Handels, v. Schrend, der verbiſſenſte Gegner des franzöfich-preußifchen 

Bollvertrags, am 5. Oftober feine Entlaffung nahm. Auch der ein Jahr 
fpäter erfolgte Rücktritt des wirtembergifchen Miniſters v. Neurath Bing 
wenigſtens mit feiner Politik in Beziehung auf den Zollverein zuſammen. 
Eine weitere Folge der mittelftaatlichen Niederlage war, daß zu den am 
25. Auguft in Wien eröffneten Friedensverhandlungen weder ein Vertreter 
des deutfchen Bundes noch des Prinzen von Auguftenburg beigezogen 
wurde, 

So jehr man das Erbrecht des Auguftenburgers als eine audge- 
machte Sache anfah, über welche fein Zweifel beftehen könne, fo machte 

fid) doch auch in Schlestwig-Holftein felbft die Anſicht geltend, daß ber 
neu zu gründende Staat eines befonderen Schuges gegen däniſche Quäle- 
reien und Angriffe, die gewiß nicht ausbfeiben würden, bebürfe, und daß 

diefen Schug nur Preußen in wirkſamer Weife gewähren könne. Diefer 

Anficht verſchloß ſich auch der Erbprinz von Auguftenburg nicht. Noch 
während ber Londoner Conferenz, fogleich nad) jener Erflärung der Groß- 
mächte vom 28. Mai 1864 zu Gunften des auguftenburgiichen Erbrechts, 
entſchloß fich ber Prinz zu direkten Verhandlungen mit Bismard, und 

er harte mit ihm am 1. Juni eine längere Unterredung, welche ber letztere 

ein Jahr fpäter zu feiner Nechtfertigung veröffentlichte. Bismarck er- 
öffnete ihm, da das Intereſſe Preußens nırr ein deutjches, Fein dynaſtiſches 

fei, fo fei er bereit, de8 Prinzen Anfprüche zu allgemeiner Anerkennung 
zu bringen, nur unter Bebingungen, welche die Rückſicht auf das preu- 
ßiſche Volk erheifche, dem die Regierung nad) einem biutigen Feldzug 

nicht mit leeren Händen entgegentreten dürfe, Auf des Prinzen trage, 
was denn die Forderungen Preußens feien, erwiderte Bismard: 1) In 
Betreff der Marine-Etabliffement3 wünfche Preußen einen von Eckernförde 
nad) Brunsbüttel zu ziehenden Schifffahrtöfanal mit zwei befeftigten Enden 

an beiden Meeren, deren Belegung wie das dazu nöthige Territorium 
Preußen überlaffen werben müffe, ſowie das Auffichtärecht über den Kanal, 

nach Analogie einer Staatzeifenbahn. 2) Eine Militärconvention, die 

ſich auch auf das Marinewefen erftreden müßte, fo daß die Zahl der 
zur preußifchen Flotte zu ftellenden Mannfchaften von dem Landcontingent 
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in Abzug gebracht würde. Hierauf entgegnete nun ber Erbprinz, das 

Aufſichtsrecht über den Kanal ſei ihm in feiner Ausdehnung nicht klar, 
und etwaige Ranbabtretungen würde er ſchwer und nur in ſehr beſchränktem 

Maß vor dem Landtag verantworten können. Auch in Beziehung auf 
die Militärconvention machte er Schwierigleiten und bemerkte, daß fie 
micht fo weit gehen bürfte, wie die Koburger. Ueberhaupt aber meinte 

er, habe er gehofft, Preußen werde mehr darauf ausgehen, fein Herz zu 
gewinnen, als ihn durch fefte Abmachungen zu binden. Im erfteren Fall 
würde er gern bereit fein, preußiſche Politik zu treiben. Uebrigens, äußerte 

er, hätten die Herzogthümer Preußen nicht gerufen, ohne Preußen würde 

der Bund die Befreiung der Herzogthümer mit mehr Leichtigkeit und 
unter weniger läftigen Bedingungen bewirkt haben. Der Prinz fragte 
and, ob denn Preußen mit Defterreich einig fei über bie ihm zu machenden 

Zumuthungen? Bismarck verneinte dies, fügte aber bei, daß Preußen 
unter alfen Umftänden feine Forderungen aufrecht erhalten wilcde und 
mit Defterreich ſchon einig zu werden Hoffe. Schließlich fagte der Prinz, 
er wolle ſich die Sache in Dolzig überlegen.*) Die ganze Unterrebung 
Hatte auf Bismard den Eindruck gemacht, daß der Prinz Preußen feine 

Dankbarkeit entgegenbringe, fondern es als unwilllommenen Mahner be- 
trachte unb bereit fei, den Beiſtand ber ſchleswig- holſteiniſchen Stände 
und Oeſterreichs gegen die ihm läftigen Anfprüche Preußens in Bewegung 

zu ſeben. 
Die politiſchen Vereine in Schleswig. Holftein hielten felbft eine 

freundliche Berftändigung mit Preußen für wünſchenswerth, ja unumgäng ⸗ 
lich nöthig. Sie ſuchten daher in biefer Michtung auf ben Prinzen zu 

wirfen, und die Führer der deutfchen Partei erliegen eine Adreſſe an ihn, 

worin fie unter Anderem fagten: „Das Land kann e8 nicht verkennen, 
daß die ſchließliche Entfcheidung in den Händen desjenigen Staates liegt, 
der im Kampf um die Norbgrenze Deutichlands zur Führung bereit ift. 
Es ift durchdrungen von der Ueberzengung, daß es gerade in dieſem 
Augenblick geboten ift, uns Garantieen zu ſichern, welche die entſchloſſene 

und energifche Haltung der norbdeutichen Großmacht verbürgen." Der 
Prinz antwortete Hierauf fehr allgemein und unbefriedigend: er Hoffe, daß 
das Land ihn künftig in Stand fegen werde, feine Verpflichtungen gegen 

Deutſchland zu erfüllen und die Beziehungen zu derjenigen Macht zu 

pflegen, die auch in Zufunft die nächte und wirkſamſte Stüge gegen 

®) Siehe: Unfere Zeit, Rene Folge 1866. Erſte Hälfte. &. 512. 
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Dänemark fein werde. Cine Delegirtenverſammlung der ſchleswig ⸗ hol⸗ 
ſteiniſchen Vereine, welche unter dem Eindruck der Rendsburger Vorfälle 

dort zuſammenkam, um die Anſchlußfrage zu berathen, trennte ſich in 
zwei entgegengeſetzte Hälften, und während der Ausſchuß eine Gemein- 
ſamleit der diplomatifchen, militäriſchen und maritimen Einrichtungen mit 
Preußen als eine mit Freuden zu begrüßende Webereinkunft bezeichnet 

wiffen wollte, nahm die Majorität eine allgemeine Faffung an, die nur 
die Verpflichtung, Opfer zu bringen, anerfannte. Preußen drängte nicht 
auf Entfeheidung und Hoffte, durch Verzögerung derſelben fowohl die Be— 

vöfferung als den Erbpringen mürbe zu machen. 
Eine Verfammlung von Prälaten und Nittern erffärte am 8. Auguft, 

daß ihrer Anficht zufolge ein enger Anſchluß Schleswig: Holfteins an 
einen mächtigen deutſchen Staat im höchſten Grade den Intereſſen und 

zugleich den Wünfchen bes Landes gemäß fei, und daß Prälaten und 
Nitterjchaft die Herbeiführung einer Gemeinfamteit der biplomatifchen, 

militärifchen und maritimen Verhältniſſe ihres Vaterlandes mit dem preus 
ßiſchen Staat als ein für alle Theile Heilverfprechendes Ereigniß begrüßen 

wilrden. Dagegen erhob fid) aber eine zunächſt leife, bald aber immer 
ftärfer auftretende Oppofition. Ein Städtetag in Neumünfter erklärte 
fi am 24. Auguft zwar für einen Anſchluß an’ Preußen, aber nur in- 
foweit, als dadurch die Selbjtändigfeit der Herzogthümer nicht aufge 

hoben würde. 
Der Sechsunddreißiger Ausſchuß beſchloß auf einer Verſammlung zu 

Weimar am 16. Oftober, es gelte jegt in&befondere darüber zu wachen, 
daß das bisher mißachtete und noch immer bedrohte Sefbftbeftimmungs- 
recht des ſchleswig ⸗ holſteiniſchen Volles gewahrt werde. Dieſes Recht 
erheiſche vor Allem. die unverweilte Einberufung der nach dem Staats- 

Grundgefege vom 15. September 1848 gewählten Landesvertretung, wie 
nicht minder die endliche Anerfennung und Einfegung des Herzogs Frie- 

derich. Diefes Recht erheiſche ferner freie, nur durch Deutſchlands und 
die eigenen Intereſſen beſtimmte Beſchlußfaſſung des Landes über das 
neu zu ordnende Verhältniß zu Deutſchland und über die Frage, ob und 
welche Verträge mit Preußen zu ſchließen feien, über den Anſchluß Schles- 
tig-Holfteind an den Bolfverein, den Deutfchland und die eigenen In⸗ 
terefien forderten, und endlich über den Eintritt Schleswigs in den beut- 

fhen Bund. Ueber den bald nachher erfolgten Abſchluß des Wiener 
Friedens ließ fich derjelbe 36er Ausſchuß mit ſchärfſter Kritit vernehmen. 
Einem Rundſchreiben vom 13. November an ſämmtliche ſchleswig- hol- 
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ſteiniſchen Vereine entnehmen wir folgende Stelle: „Nach dem Inhalt 

des Friedensvertrags zu urtheilen, wäre der Krieg mit Dänemark nichts 
anderes geweſen, als ein Eroberungstrieg, deſſen Ausgang zu der Ab- 
tretung breier, bisher der däniſchen Krone gehöriger Provinzen an Defter- 
reich und Preußen geführt hat. Indem der König von Dänemark feinen 
angeblichen Rechten auf dieſe Provinzen entfagt, wird dadurch der Lon⸗ 
doner Bertrag mittelbar als vechtögiltig anerkannt. Nur das Recht der 

Gewalt ift es, welches feine Geltung aufhebt, und das Recht der Gewalt 
lann fie eben jo gut wiberherftellen. Die Eigenſchaft der beiden Groß- 
mächte ald Glieder des beutfchen Bundes, die Rechte des Bundes auf 

Holſtein und Lauenburg, die alten verbrieften Rechte Schleswig-Holfteins, 
das Necht eines deutſcheu Firften zur Thronfolge in den Herzogthümern, 
Alles die ift in dem ganzen langen Altenſtück nicht mit einer Silbe an- 
gedeutet. Mit gleicher Nüdfichtslofigfeit wird das Selbftbeftimmungs- 
recht des fchlesmwig-hoffteinifchen Landes und Boltes, fein Recht, über die 

Friedensabmachungen gehört zu werden, in dem Vertrag bei Seite ge- 
hoben. Ganz nad) Art der alten Cabinetspolitil hat mar es micht fir 

der Mühe werth gehalten, diefem Lande auch nur einen Schein der Be- 

achtung zu gönnen, welche heute dem Willen aller übrigen europäifchen 

Bölfer gezollt wird; gleich einer unterjocdhten, dem Recht des Siegers 
verfalfenen Völlerſchaft werben die Herzogthümer der fouveränen Ber- 
fügung ber beiden Mächte bahingegeben. Jusbeſondere werden dem Lande 
Schleswig⸗ Holſtein die ſchwerſten finanziellen Taften aufgebürbet, es wird 
zu Gunften des befiegten Dänemark in die Zahlung der öſterreichiſch- 
preußischen Kriegsloſten verurtbeift, ohne daß es vorher um feine Bu- 

finmung befragt und ohne daß jegt auch mur feine nachträgliche Ge— 
nehmigung vorbehalten worden wäre. Im befchämenden Gegenfage zu 
diefer unwürdigen Behandlung, welche einem deutſchen Volfsftamme von 
feinen beutfchen Befreiern wiberfährt, ift in Dänemark die Voffsvertretung 
fofort einberufen worden, um dem Vertrag ihre Zuftimmung zu ertheilen, 
ohne welche die Matification deſſelben däniſcherſeits nicht erfolgen. konnte. 
Ein folches Verfahren, welches die Willlür und Vergewaltigung Däne- 
wart? nur befeitigt zu haben ſcheint, um die Willfür und Gewalt unferer 
Großmächte an die Stelle zu fegen, darf ein ehrliebendes Bolt nimmer- 
mehr mit Stillſchweigen hinnehmen. Bor Allem gilt e8, auf die unver- 

zugliche Einberufung der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Landesverfammlung zu 
dringen, deren Zuſtimmung zu dem Friedensvertrag eingeholt werden muß, 

ſoll derfefbe nicht mit dem Matel der Nichtigkeit behaftet fein. Weiterhin 
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haben wir gegen die in Art. 3 des Vertrags enthaltene Anerkennung 
eines bänifchen Rechts auf Schleswig- Holſtein und die etwaigen Fol- 
gerungen daraus für jet und alle Zukunft Verwahrung einzulegen. Da 
der König von Dänemark ein Recht auf die Herzogthümer nicht befeffen 
hat, fo konnte er ein ſolches auch nicht auf Defterreih und Preußen 
übertragen." 

Auch der Nationalverein gab in einer Generalverſammlung zu Eifenach 
am 1. November fein Votum über die Zukunft der Herzogthümer dahin 
ab: er verwerfe auf's entfchiebenfte ihre Annerion an Preußen, ald eine 

ſchwere Gefährdung der bundesftaatlichen Einigung der Nation. Dagegen 
müßten die deutfchen Intereſſen gewahrt werden durch Aufnahme Schles- 

wigs in den deutſchen Bund und Zollverein, und fo lange eine deutſche 

Flotte nicht vorhanden fei, durch maritimen Anfchluß an Preußen. 
In Folge des Friedensfchluffes war eine gemeinfame öſterreichiſch- 

preußifche Regierung proviforif in den Herzogthümern eingefegt worden. 

Diefe fand fich aber durch die noch fortdauernde Anweſenheit der Bundes- 
truppen und Bundescommiſſäre fehr genirt. Es war daher wünſchens-⸗ 

werth, daß diefelben entfernt würden. Biömard trat darüber in Unter» 

Handlungen mit Defterreih. Der fähfiihe Minifter v. Beuſt beftritt in 
feinem officiöfen Blatt, dem Dresbener Joutnal, in einem Artikel vom 
20. November den Anfpruc) der Großmächte auf unbeichränfte Verfügung 
über die Herzogthümer und ihr daraus hergeleitetes Anfinnen, daß bie 

Vertreter der Bundesgewalt nunmehr ſich aus dem Lande zu entfernen 
hätten. Dies gab der preußifchen Regierung Veranfaffung, ben bereits 
begonnenen Abmarſch ihrer Truppen zu fiftiren. Die durch Holſtein 
siehenden Megimenter erhielten am 24. November Befehl, Halt zu machen, 
und eine bereits in Hamburg angelangte Abtheilung wurde nach Altona 

zurückbeordert. Auch bei Minden, Brandenburg und Berlin wurden Trup- 
pen concentrirt. Am 29. November verlangte Preußen mit Berufung auf 

einen Artikel der Bundesexecutions Ordnung von Sachſen und Hannover 
ſchleunige Räumung der Herzogthümer und Abberufung der Civilcom⸗ 
miffäre. In jenem Artikel hieß e8 nämlich: „Sobald der VBollziehungs- 
auftrag vorſchriftsmäßig erfüllt ift, hört alles weitere Executionsverfahren 

auf und die Truppen müffen ohne Verzug aus dem mit Execution be- 

legten Staate zurüdgezogen werden." Während diefe Forderungen vom 
bundesrechtlichen Standpunft aus geftellt waren, überſandte Preußen auch 

noch ein anderes Aftenftücd, in welchem es fein durch den Wiener Frieden 
erworbenes Beſitzrecht geltend machte. Hannover erklärte ſich alsbald 
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bereit, die Herzogthümer zu räumen, Sachſen aber weigerte ſich und wollte 
fi) mr einem ausdrücklichen Bundesbeſchluß fügen, proteftirte nicht nur 
gegen die Forderung Preußens, jondern rüftete ſich zum bewaffneten Wider- 

fand. Die Beurlaubten wurden einberufen, Pferde für die Neiterei auf⸗ 
gekauft, die amtlichen Kaſſen nad) Dresben eingezogen, die Koftbarkeiten 
der Krone eingepadt, um auf den Königftein geflüchtet zu werden. Durch 

diefe voreifigen Demonftrationen ſchadete fi aber Sachſen nur und gab 
Preußen einen Vortheil an die Hand, melden Bismard nicht fäumte, 
ſich zu Nugen zu machen. Da Sachſen einen Bundesbeſchluß begehrt 
hatte, wurde am 5. December eine Sitzung gehalten, in welcher der preu- 

Fifche Geſandte geltend machte, daß feine Regierung auf Grund des Bundes- 

rechts fowie des Wiener Friedens das längere Verweilen der Bundes- 
truppen in Holftein nicht geftatten könne und die Verantwortung der Fol⸗ 
gen von fich ablehne, wenn nicht ungefäumt ihrem Verlangen entfprochen 
werde. In Gemeinſchaft mit dem öſterreichiſchen Geſandten brachte er 
den Antrag ein, die Bundeserecution für beendigt zu erflären, und dies 

wurde nun mit neun gegen ſechs Stimmen befchloffen. Bayern, Wirtem- 
berg, Sachſen, bie ſächſiſchen Herzogthümer, Braunſchweig und Naffau 

bildeten die Minorität gegen die Großmächte. Bayern und Sachſen ver- 
langten, bie Befegung und Verwaltung Holſteins durch den Bund miüffe 
fortbauern bis zur Entſcheidung darüber, wer der rechtmäßige Landesherr 
ſei. Oeſterreich wollte diefe Entſcheidung beſchleunigen und machte den : 

Vorſchlag, einftweilen dem Herzog Friederich als dem beftlegitimirten Thron- 
candidaten das Land zu übergeben, die übrigen Prätendenten aber an ein 

Aufträgalgericht zu verweifen. Sachen verzichtete nun anf ferneren Wider 
ſpruch und unterwarf ſich dem Bundesbeſchluß, der die Execution fir 
beendigt erflärte. An demfelben Tage, an welchem jener Beichluß gefaßt 

war, am 5. December, fünbigte auch ber Oberbefehlöhaber der öfterrei- 
chich preußiſchen Armee das Aufhören der Execution an, und machte zite 

gleich befannt, daß die oberſte Verwaltung Holjteins in die Hand der 
biößerigen Civilcommiſſäre für Schleswig gelegt und mit dieſem vereinigt 

fü. Die Bundescommiffäre übergaben nun fofort ihr Amt an ben öfter» 

reichiſchen und preußiſchen Eivilcommiffär. Die hannoveriſchen Truppen 
zogen fogleich ab, die Sachſen aber zögerten auffallend, und fehrten end» 

ld) auf weiten Umwegen durch Hannover, um nicht buch preußifches 
Gebiet marſchiren zu müſſen, in ihre Heimath zurück, wodurch bie Koſten 

des Rüczuges bedeutend vermehrt wurden. Die preußiſchen Truppen 
durften jet auch nach Haufe. Ste wurden mit großem Jubel empfangen 
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und hielten am 7. December ihren feſtlichen Einzug in Berlin. Seit den 
Siegen in Schleswig hatte ein bedeutender Umſchlag der öffentlichen Stim- 
mung in Bezug auf daß Heer ftattgefunden. Man hatte num eingejehen, 
daß daſſelbe doch zu etwas gut fei, und auch die vielgefchmähte Neu- 
geftaltung des Heerweſens Hatte ihren Nuten bewährt und manchem älter 
ren Sandwehrmann den Ausmarſch erjpart. 

In der That konnte Preußen auf feine Erfolge ftolz fein, Dem 
es hatte nicht nur die Dänen befiegt, die fo fange der Unmacht des Bun⸗ 

des gefpottet und Teinen Zug gethan Hatten, die gerechten Forderungen 
Deutſchlands zu erfüllen. Es Hatte auch einen Sieg über Oeſterreich 
davongetragen, indem es dafjelbe feinen Intereſſen dienftbar gemacht und 
gezwungen Hatte, ihm Schleßwig-Holftein erobern zu helfen, befien Be— 

* freiung in den Jahren 1848 und 1850 an dem Widerſtand Oeſterreichs 

geſcheitert war. Mit Preußen verbündet mußte Defterreich ſelbſt zu Auf- 
hebung des Londoner Vertrags und zur Demüthigung des deutſchen Bun⸗ 
des mitwirken, deſſen Widerherftellung Preußen von Defterreih aufge- 
nöthigt worden war. Die Schmad von Olmüg war num gefühnt und 

die Machtſtellung Preußens ftärker als je zuvor. Jetzt Tonnte Preußen 

feine weiteren Biele, die Annerion Schleswig-Holfteins ımb die Reform 
bes deutſchen Bundes eruftlich verfolgen. 

Ein Schritt zur Erwerbung Holfteins war ber gegen Ende bes Jah- 
res nahezu volfzogene Anfchluß Lauenburgs an Preußen. Daß der Prinz 
von Auguftenburg an Lauenburg keine Anſprüche habe, war ziemlich all 
gemein anerfannt und felbft Bayern Hatte fich gelegentlich in den fetten 

Bundestagsfigungen dahin ausgefproden. Schon im Jahre 1815 war 
diefe Landſchaft acht Tage preußiſch gemefen, aber im Wege eines Länder⸗ 
taufches wieder an Dänemark gefonımen. Am 20. Oftober 1864 ſprach 
die lanenburgiſche Nitter- und Landſchaft den Wunfch aus, daß das Her- 
zogthum am Preußen kommen möge. ine Deputation begab fi im 

November nad) Berlin, um über die Sache zu unterhandeln. Der Kö- 
nig und Bismard fagten zu, unter Vorbehalt der Einwilligung Oefter- 

reichs, an der Bismarck nicht zweifeln zu dürfen glaubte. 

Das oben erwähnte Anfinnen Defterreihs, die Herzogthümer dem 
Prinzen von Auguftenburg als dem beftlegitimirten Prätendenten zu über- 
geben, verurfachte in Berlin einige Verlegenheit; Bismarck zögerte bis 
zum 13. December mit einer Antwort, die dann eutſchieden ablehnend 
lautete und durch die Bemerkung motiviert war, daß das Berliner Cabi- 
net auf eine Entſcheidung der Erbfolgefrage nicht eingehen könne, bevor 
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über die künftige Stellung Preußens in den Herzogthlimern entſchieden 
fei. Uebrigens gab er zu verftehen, daß man fich im preußifchen Minis 
ſterium mit dem Gedanten der Cinverleibung der Herzogthümer in ben 
preußiſchen Staat (jelöftverftändlich gegen Geldentſchädigung) trage.*) Der 
öfterreichifche Minifter Graf Mensdorff erwiderte am 21. December: 
Defterreich Könnte in die Einverleibung Schleswig - Holfteins nur gegen 
das Aequivalent einer ihm felbft zu gewährenden Vergrößerung feines 
deutſchen Gebietes willigen. Es waren alfo keineswegs rechtliche oder 
fittfihe Bedenken, wie es bie öſterreichiſch gefinnten Blätter darſtellen 
wollten, welche Defterreich abhielten, der Annerion zuzuftimmen; ſondern 
am Gründe der Eiferfucht gegen die Machtvergrößerung des Rivalen. 

Bon mn an mehrten fi bie Anzeichen, da die Allianz zwiſchen Oefter- 
rei) und Preußen in der Auflöfung begriffen fei. 

In Schlestwig-Holftein fingen die ariſtokratiſchen Kreife an, ſich mit 
dem Gedanken an eine Annerion an Preußen vertraut zu machen. Um 
Weihnachten 1864 richtete der fchon mehr genannte Baron Karl von 
Scheel⸗Pleſſen mit 16 anderen, meift dem höheren Abel angehörigen Ge: 
finnungsgenoffen eine Adreffe an den König von Preußen und den Kais 

fer von Oeſterreich, worin fle ausfpraden: die Wohlfahrt des Landes 
erforbere möglichfte Sicherung durch genügende Machtverhältniffe. Diefe 

Sicherung könne aber nad} ihrer innigften Ueberzeugung nicht beffer ge- 
währt werben, als durch den engften Anfchluß an eine ber deutfchen 
Großmãchte und zwar an bie preußifcde Monarchie al die nächfigelegene. 
Dieſe wohl nicht ohne Einverftändnig mit der preußifchen Regierung er- 
laffene Erflärung wurde von dem Kaiſer von Oefterreich zurückgewieſen 

und deren Empfangnahme förmlich verweigert. In Schleswig-Holftein 
erklärte ſich die Preſſe faft einſtimmig gegen die Annexion, und es be— 
gann eine allgemeine Agitation, in Folge deren fich eine Meihe von grö- 
Beren ımd Heineren Voll3verfammlungen dagegen ausfprahen. Die bes 

deutendſte Erflärung ift wohl die in Kiel zur Zeit des fogenannten Kieler 
Umfdlags, d. h. ber Meffe in der Mitte Januars 1865, von etwa 40 
angefehenen Männern, meiftens größeren Grunbbefigern unterzeichnet. Sie 
Tautete: „Wir unterzeichnete Bewohner der Herzogthiimer Schleswig. 
Holftein erflären hiemit, gegenüber der Abreffe des Freiherrn v. Scheel- 

Pleſſen und Genoffen wie folgt: Im Bewußtſein der Uebereinftimmung 
mit dem Willen und ber Nechtsüberzeugung der Gefammtbevöfferung un⸗ 

*) ©. Unfere Zeit, R. %., ter Jahrgang I., ©. 692 u. fi. 
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ſeres Laudes und in der Ueberzeugung, zum Beſten unſeres Vaterlandes 
zu handeln, halten wir feſt an der auf Grund des Rechts gelobten Treue 
du unſerm Herzog Friederich VIIL, Halten wir feſt an der Forderung, 
daß bei ber zu befchleunigenden Ordnung unferer ftaatlichen Verhältniſſe 
ſowohl im nern als in Beziehung zu Deutichland dem Herzog und 
den gefeglichen Vertretern des Landes eine entſcheidende Stimme zufteht." 
Diefe Erklärung gewann bafd die weitefte Verbreitung und wurde binnen 

eines Monats von 60,000 Schleswig-Holfteinern unterzeichnet, Da bie 
Anhänger Herzog Friederichs und die mittelftaatfihe Politik ſich fo fehr 

auf defien ſonnenklares Erbrecht beriefen, das von 16 juriftiichen Falkul⸗ 

täten beutfcher Univerfitäten anerfannt war, fo juchte Preußen einen Däm- 
‚pfer auf den unbedingten Glauben der auguftenburgifchen Erbberechtigung 

zu fegen. Der Großherzog von Oldenburg, der nad) dem ruffiichen 
Kaiſerhaus die meiften Auſprüche auf Schleswig-Holftein hatte, und wel- 
chem der Kaifer von Rußland durch ein Handbillet vom 7./19. Juni 1864 
feine Anfprüche cedirt Hatte, wurde aufgefordert, diefelben geltend zu machen 

und zur Prüfung vorzulegen, was in einer befonderen Staatsfchrift, die 

er verfaffen Tieß, gefchah. Auch von Preußen felbft wurden Erbanfprüche 
an einzelne Theile Schleswigs und Holfteins hervorgeſucht. Ein Pro- 
feſſor der Geſchichte an der Univerfität Berlin Namens Helwig hatte 
ſchon 1846 eine Schrift veröffentlicht, in welcher er Preußens Anfprüche 
an mehrere Theile des Landes begründete. Diefe Schrift wurde num 
mit neuen Unterſuchungen vervolfftändigt herausgegeben, und die preußi⸗ 
ſche Regierung geftand unverholen, daß es ihr mit ihren Anfprücen 

voller Ernſt fei. Bismarck machte in einem Rundfchreiben vom 24. De- 
cember deu deutjchen Megierungen die Anzeige, daß der König die Kron⸗ 
ſyndici mit einem eingehenden Gutachten über die Erbrechtsfrage beauf- 

tragt habe. 
Diefem Colfegium von anerkannt bedeutenden Juriften wurden drei 

Punkte bezeichnet, über welche fie ſich auszuſprechen hatten. 1) Ueber 

die verſchiedenen auf die Herzogthümer Holftein, Schleswig und Lauen- 
burg erhobenen Erbanſprüche; 2) über die den kgl. preußiichen Haufe 
ſelbſt zuftändigen Succeffionsrechte; 3) über diejenigen Rechte, weiche durch 
den Friedensfhlug mit Dänemarf auf den König von Preußen und den 
Kaifer von Defterreich übergegangen find. Dieſes Gutachten, das im 
Spätfommer 1865 theilweife*) und in der Folge ganz veröffentlicht wurde, 

*) ©. des agl. preußiſchen Krouſhudicats - Gutachtens über bie fchlestmig-hoffkei- 
niſche Stantserbfolge erften Theil. Bafel, 1865. 
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ftellt die Antwort auf die dritte Frage als die Hauptſache voran, und 
ſpricht im Gegenfag gegen die von der ganzen liberalen Partei getheilte 
Behauptung, daß König Chriftian fein Recht auf die Herzogthümer ge- 

habt und folglich aud) feines habe abtreten können, die Anficht aus, daß 

durch das däniſche Thronfolgegefeg vom Jahre 1853 die Erbfolge in den 
drei Herzogthümern in rechtögiltiger Weife geregelt worden fei, und daß 
daher König Chriſtian IX. vollftändig befugt gemefen fei, die ihm gebüh— 
renden Rechte an die Kronen Preußen und Defterreich zu übertragen. 

In Folge davon feien diefe beiden Mächte auch nicht gehalten gemefen, 

die Erbanfprüche der anderen Mitglieder des oldenburgiſch-holſteiniſchen 
Haufes zu beachten. Weiter bemerften die Kronjuriſten: „Preußen und 

Defterreih find in den Krieg gegen Dänemark für fi und auf eigene 
Gefahr eingetreten. Sie Haben dafür und für die Erfolge niemand Rechen⸗ 
ſchaft zu geben. Dem deutfchen Bunde fteht auch fein Entſcheidungsrecht 
und feine Mitwirkung bei den Verfügungen zu, melde die allerhöchjften 

Alüirten über die drei ihnen abgetretenen Herzogthlimer zu treffen für 
angemeffen erachten können, fofern dem Bunde uur nichts von feinen biß- 

her begründeten Rechten entzogen wird." 

Nach diefem Gutachten der Kronjuriften war bie Erörterung über 
die zwei erften Fragen ihrer Aufgabe eigentlic) überflüffig geworben, doch 

ſprachen fie auch über diefe Punkte ihr Urtheil aus. Daffelbe ging da- 
hin, daß feinem ber Präteudenten ein Anſpruch auf das Ganze, fondern 

nur auf einzelne Theile zuftehe; auf die von Profeffor Helwig nach- 
gewwiefenen Anfprüche Preußens ließen fie ſich nicht weiter ein. In Be— 

treff des auguftenburgifchen Hauſes aber erklärten fie, daß demfel- 
ben Tein Vorzug vor anderen Prätendenten Hinfichtlich der Rechte auf 
Schleswig und Holftein gebühre, da durch bie Verzihtleiftung des Her- 
3033 Chriftian von Auguſtenburg fein und feiner männlichen Nachkommen 
Erbrecht Hinter das des Königs Chriftian zurücgetreten ſei. Der Wort- 
faut der Verzichtleiftung war allerdings fo deutlich und unbefchränft, daß 

die Einwendungen und Protefte, die Prinz Friederich im Jahre 1859 

dagegen erhob, ganz unberechtigt erſcheinen. Der Herzog von Anguften- 
burg hatte darin verfprocdhen, der neuen Ordnung der Erbfolge in keiner 

Weiſe entgegentreten zu wollen, und am Schluß des Atenftüdes für ſich 
und feine Nachkommen in bündigfter Weife gelobt, alles was in ber 
Vereinbarung feftgeftelft fei getreufich erfüllen und nie geftatten zu wollen, 

„daß von ben Uuferigen auf einige Weife dawider gehandelt oder etwas 
Mlüpfel GEinheitösefirebungen. I. 24 
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vorgenommen werde”. Die Kronjnriften betonten*) dieſe Verzichtleiftung 
befonbers und machten geltend, daß dadurch eine rechtliche Thatſache ge- 
ſchaffen worden fei, an der die fpätere Zurücknahme des Prinzen Friede- 

rich nichts Habe ändern können. Auch war die Entſchädigungsſumme, 
welche Herzog Chriftian von Dänemark erhalten Hatte, mit ausdrücklicher 
Zuftimmung feiner beiden Söhne zum Ankauf des Rittergutes Dolzig 
verwendet und dieſes Gut zum Familienfideicommiß gemacht worden. Prinz 
Friederich hatte alfo die Entſchädigung für fein Erbrecht in Händen und 
es erklärt ſich daraus vollfommen feine anfängliche Burüdhaltung. 

Bismarck fah indefjen wohl ein, daß man mit einem Rechtsſtreit 
nicht zum Ziele komme. Er ging von dem politifchen Bedürfniß Preu- 
ßens aus, welches eine fefte militärifche Stellung im Norden Deutſchlands 
als unentbehrlich erſcheinen ließ, formulirte die Bedingungen, unter wel⸗ 

hen er in eine felbftändige ftaatliche Conftituirung Schleswig- Holſteins 
zu willigen geneigt wäre und theilte diefe in einer Note vom 22. Februar 
dem Wiener Cabinet mit. Später wurden diefelben auch veröffentlicht. 

Wir entnehmen ber einleitenden Begründung und Erläuterung Folgendes: 
„Daß Preußen bei der Conftituirung des neuen Staates an benjelben 

die Forderung eines feften und unauflöglichen Bündniſſes ftellen muß, ift 

ſelbſtverſtändlich; es kann ſich nicht einei: eventuellen Gegner ſelbſt ſchaffen 
wollen. Eben ſo ſehr und noch mehr bedarf der neue Staat ſelbſt eines 
ſolchen Bündniſſes zu feiner eigenen Sicherheit, welche zugleich die Siche- 
rung Deutſchlands gegen Norden in ſich begreift." — „Daß bie Herzog- 
thümer nicht im Stande find, dem erften, mit nachhaltiger Kraft geführ- 
ten Stoße einer fremden Macht zu widerftehen, haben die Erfahrungen 
zu Anfang bes Jahres 1848 und 1850 gezeigt. In ähnlicher Weife 
wird für Schleswig. Holftein, wenn es nur auf feine eigenen Kräfte au— 
gewiefen ift, immer die Gefahr beftehen, daß das Herzogtum Schles- 
wig im erften Anlauf verloren gehe. Die Folge davon würde fein, daß 
der Feind dort fofort eine fefte und ſehr gefährliche Operationgbafis ge- 
mönne, und daß Preußen genöthigt wäre, das Fand mit großen Opfern 
wieder zu erobern, wie dieß im Jahre 1848, namentlich aber im vorigen 
Jahre geſchehen iſt. Diefer Gefahr, der wir und nicht ausſetzen dürfen, 
Tann nur vorgebeugt werden, wenn bie in Schleswig vorhandenen Streit- 

fräfte und militärifchen Einrichtungen in einem organiichen Zuſammenhang 

*) ©. Zwei Jahre preufiicj-beutfcher Politit 1866 — 1867, herausgegeben vom 
8. Hahn. Berlin, 1868. ©. 19 u. ff. 
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mit den preußifchen ſich befinden; wenn dieſes Herzogthum, in militäri« 

ſcher Beziehung, einen integrirenden Theil unferes eigenen Vertheidigungs- 
ſyſtems bildet, und wir daher in ber Lage find, einem erften Angriff ſchon 

dort nachhaltig zu wiberftehen und ein Feſtſetzen des Feindes daſelbſt zu 
verhindern.” — Die einzelnen Punkte, die Bismard fordert, find dieſe: 

„A. Bündnig und Verſchmelzung der Einrichtungen des Heeres und ber 
Flotte. Der new zu gründende Staat Schleswig-Holſtein ſchließt ein 
ewiges und unanflögliches Schug- und Trugbündniß mit Preußen, vermöge 
defien letzteres fich zum Schuge und zur Vertheidigung ber Herzogthümer 
gegen jeden feindlichen Angriff verpflichtet, Schleswig-Holftein dagegen 
St. Moj. dem Könige von Preußen bie gefammte Wehrkraft beider Her- 

zogthümer zur Verfügung ftelit, um fie innerhalb der preußifchen Armee 
und Flotte zum Schuge beider Länder und ihrer Intereſſen zu vermen- 

den. Die Dienftpfliht und die Stärke ber zu der preußifchen Armee 

und Flotte von Schlestig-Holftein zu ftellenden Mannfchaften wird nad 
den in Preußen geltenden Beftinmungen feftgeftelft, vorbehaltlich einzelner 
nad} den befonderen Verhältniſſen der Herzogthümer von Sr. Maj. dem 
Könige zu bewilligender Abweichungen. Die Aushebung der Mannfchaften 
wird von den preußifchen Mititärbehörden in Gemeinfchaft mit den Civif- 

behörben der Herzogthümer nad den in Preußen geltenden Grundfägen 
vorgenommen und findet auf die herzoglichen Unterthanen die gefammte 
preußiſche Kriegsverfaſſuug Anwendung, namentlich auch alfe in Preußen 
allgemein eingeführte Aushebungs- und Dienftzeitbeftimmungen, alle regle- 
mentarifche und fonftige Verordnungen über Servis- und Verpflegungs- 

weſen, Einquartierung, Erfat von Flurbefchädigungen, alle Mobilmahungs- 
vorſchriften u. f. w. für Frieden und Krieg, Es bleibt dein Ermeſſen 
Sr. Maj. des Königs überlaffen, die aus den Herzogthümern auszuheben- 
den Mannfchaften zu einem befonberen Armeecorp8 zu formiren, ober fie, 

vorbehaftlich der Anwendung ber Vorjchriften des Art. 5 der Bundes» 
kriegsverfaſſung, mit andern preußifchen Truppentheifen zu verbinden, ihnen 

ihre Standquartiere in den Herzogthümern felbft oder in Preußen anzu 
weifen und preußiiche Truppen, denen im Allgemeinen die freie Circulation 

in Schleswig-Holftein in demſelben Mafe wie in Preußen zufteht, in den 
Herzogthümern zu ftationiven und bie Garnifonsverhäftniffe zu regeln. 

Die in die preußische Armee und Flotte eintretenden fchlestwig-hoffteinifchen 

Unterthanen leiften Sr. Maj. dem Könige den Fahneneid und Haben in 
Betreff des Avanceutents, der Verforgung, Penfionirung und ber fonftis 
gen mit dem kgl. Dienft verbundenen Rechte und Vortheile diefelben An- 

. 1° 



372 Das Nachſpiel des ſchleswig · holſteiniſchen Krieges. 

ſprüche, wie die geborenen Preußen. Ebenſo ſind für die Vorbereitung 
zum Eintritt in die Armee alle preußiſchen Militär-Bildungsanſtalten den 
herzoglichen Unterthanen ganz in gleicher Weiſe offen und zugänglich, wie 
den föniglichen. Diejelben Grundjäge wie für das Landheer treten behufs 
gemeinfomer Bertheidigung zur See au für die Marine in Kraft." 
B. Unterftelfung des holſteiniſchen Bundescontingents unter die Befehle 
bes Königs von Preußen. C. Erhebung Rendsburgs zu einer Bundes- 
feftung. D. Territorialabtretungen: 1) Die Stadt Sonderburg mit einem 
entjprechenden Gebiet. 2) Die Feſte Friedrichsort mit Gebiet. 3) Er- 
forderliches Terrain an den beiden Mündungen des Norboftfee- Kanals 
für Anlage von Befeftigungen und Kriegshäfen. E. Ausführung bes 

Norvoftjee- Kanals. F. Eintritt in den Zollverein. G. Verſchmelzung 
des Poſt⸗ und Telegraphenwejens mit dem preußiſchen. 

Die Forderungen, welde Bismarck hier ftellte, waren allerdings 
etwas ſtark. Preußen verlangte damit eine völlig unbeſchränlte Verfügung 
über die fchleswig-holfteinischen Mititärkräfte in einem Umfang, wie fie 
im jegigen deutſchen Neich die Reichsgewalt in allen den Staaten hat, 

welche fich nicht durch beſondere Verträge Vorbehaltsrechte gefichert Haben. 
Wollte aber Preußen einen feften ftrategiihen Stügpunft im Norden haben, 

wie es nöthig war, wenn e8 ben Beruf einer Schugmadt für Schleswig 
und ganz Deutfchland erfüllen follte, fo mußte e8 auf jenen Bedingungen 
beftehen. Mit Recht fagte Bismard in der Beglcitungsnote an Defter- 
reich: „Ohne eine vorgängige und bindende Negelung der Verhältniſſe 
zu Preußen nach diefen Grundfägen würben wir in der Bildung eines 
neuen Staates eine pofitive Gefahr für Preußen erkennen.” Daß Prinz 
Friederich diefe Bebingungen in vollem Umfang annehmen wide, hielt 
wohl Bismard felbft nicht für wahrſcheinlich; ebenfowenig, daß Oeſter⸗ 

reich ihm dazu vathen würde. Sehr wahrſcheinlich aber ift es, daß Bis- 

ward die Annahme von Seiten Prinz Friederichs nicht wünfchte, und daß 
er entfchloffen war, ſich aus Oeſterreichs Widerſpruch nichts zu machen. 

Ehe wir auf die zwijchen dem Prinzen und Preußen ge; flogenen 

Unterhandlungen eingehen, wollen wir und die damalige Stimmung in 
Deutſchland vergegenwärtigen. Wir können dies am beften thun, wenn 
mir und zweier Auffäge erinnern, in welchen zwei namhafte Hiftorifer, 
Ludwig Häuffer und Heinrich v. Treitſchke, die entgegengefegten Richtungen 
vertraten, in welche damals die nationale Partei außeinanderging. Der 
erftere fprach feine Anficht aus in den „Sylveſterbetrachtungen aus Süb- 

deutſchland“, welche im erſten Heft des Jahrgangs 1865 der Preußiſchen 
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Jahrbücher abgedruct find. Während er die Idee der Annerion bekämpft 
und den bundesftaatlichen Anſchluß des felbftändigen Schleswig-Holfteins 
an Preußen befürwortet, erwidert ihm Treitſchle im zweiten Hefte unter 

dem Titel: „Die Löfung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage" mit einer 
Empfehlung der Annerion and Rechtfertigung der Bismarckiſchen Politik. 
Häuffer blickt mit Wehmuth auf die Eintracht der politichen Begeiſterung 
unmittelbar nach bem Tode des Dänenkönigs zurüd. Er meint, damals 

habe die Nation einen feltenen Grad von politiihem Verftand und Dig- 
Gpfin gezeigt, und beflagt, daß bie Höfe von Berlin und Wien fo wenig 

auf den mächtigen Impuls eingegangen fein. Daß fie einen vorzeitigen 

europäifchen Conflict vermeiden wollten, fei ziwar wohl recht und gut ge- 
wefen, aber fie hätten doch der nationalen Sache nichts zu vergeben ge 
braucht, fie hätten nicht nöthig gehabt, das traditionelle Recht der Herzog- 

thüner zu ignoriren und ſich gegen die nationale Begeifterung fo ablehnend 
zu verhalten. Der von den Großmächten herbeigeführte Executionsbeſchluß 
am 7. December erfcheint ihm als ein widerfinniger Aft, der in ber 
Geſchichte des Bundes ähnliche Epoche mache, wie die Incompetenzer- 

Härung in der hannoverifchen Verfaſſungsfrage. Daß Preußen den edlen 
Inpuls der Nation jo wenig vermerthet habe, ift ihm ein neues benf- 
würdiges Blatt in der Gejchichte der verlorenen Gelegenheiten. Eine 

hochſinnige Staatskunſt, die gleich im November 1863 die Sache in ihrer 
Tiefe und Macht ergriffen hätte, meint er, hätte die ſchleswig-holſteiniſche 
und die beutfche Frage in einem Zuge löſen kömen. Die Verſuche ber 

Mittelſtaaten, den Bundestag aus feiner Gebrochenheit wieder aufzurichten, 
meint Häuffer, wären größerer Thatkraft und eines beſſeren Erfolges werth 

gewefen. Der Triasgedanfe fei damals vollkommen berechtigt und durch 
den nationalen Ziel motivirt geweſen; man hätte ſich mit allen gefunden 

Elementen der Vollsbewegung verftändigen, das gute Recht der Herzog- 
thümer auf bie Fahne fchreiben, eine Vollsvertretung der dritten Gruppe, 

des fogenannten reinen Deutſchlands, einberufen folfen. Daß von all dem 
nichts gefchehen fei, daß es in ben entfcheidenden Kreiſen theil® an ber 
Thatkraft, theils am guten Willen gefehlt habe, erfennt Häuffer als eine 
alfgemeine Verſchuldung an, und erachtet es als den bedeutendften Erfolg 
der preußifchen Politit, daß fie den Bundestag in gründlichen Mißcredit 

bei alfer Welt gebracht, die Kleinſtaaterei in ihrer politifchen Unzuläng- 

lichkeit enthüllt und das Bewußtſein davon auch dort lebendig geweckt 

habe, wo man ſich amı higigften dagegen fträubte, in Hannover, in Wir» 
temberg und vor Allem in Bayern. Aber er fürchtet, Bismarck fönnte 
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doch, wenn auch die Gerüchte, daß er an die praftiiche Wiederaufnahme 
der deutfchen Verfaffungsfrage denke, guten Grund haben mögen, die Er— 
fahrung machen, daß es viel leichter fei, das Vorhandene in feiner Blöße 
zu zeigen, als Neues zu ſchaffen. In Beziehung auf die Frage, welche 
damals unmittelbar zur Löſung drängte, nämlich über das Schiefal Schles- 
wig⸗Holſteins, antwortete er, fie dürfe nicht länger unentſchieden bleiben, 
das Land müffe felbftändig oder preußich werben. Unter felbftändig ver- 
ftehe er aber nicht, daß ein neuer Großherzog zwiſchen Nord- und Oftfee 
gejegt werde, un die Pofition Mecklenburgs und Hannovers gegen Preußen 
nachzuahmen und zu verftärken. Auch wünſche er Kiel, Rendsburg und 

Schleswig nicht der Bundegleitung anvertraut, fondern unter den Schuß 
Preußens geftellt. Die Gründe, die Preußen in diefer Richtung habe 
vernehmen laſſen, feien vollkommen zutreffend, nur führe ihre Conſequenz 

nicht zur Annexion, fondern lediglich zu einer engeren ftaatsrechtlichen 
Verbindung. 

Wenn man bamals fo häufig forderte, Schleswig-Holftein folle ſich 
in der Art an Preußen anfchliegen, daß es ihm die diplomatifche, mili⸗ 

tärifche und maritime Leitung überlaffe, jo lag bei der bundesſtaatlichen 
Fraction der nationalen Partei der Gedanke im Hintergrund, es folle 

damit ein Anfang gemacht werben für eine auf alle deutfchen Staaten 

auszubehnende ſtaatsrechtliche Verbindung mit Preußen. Schleswig-Hol- 
ftein Hätte für alle übrigen das Mufter zur Form des Anfchlufies an 

Preußen abgeben follen, und man wollte ihm daher nur einen ſolchen 
Anschluß zumuthen, der auch auf alle andern Staaten Anwendung finden 

kounte. Auf diefes bundesftaatliche Progranım weist denn auch Häuffer 
am Schluß feiner Abhandlung Hin im Gegenfag gegen diejenigen Freunde 

preußiſcher Führung, die zunächſt eine Vergrößerung Preußens durch 
Annerion empfahlen. Zu den legteren gehörte Treitſchle, und er ber 

feuchtete von diefem Gefichtspunft aus die fchlestwig-hoffteinifche Frage. 
Er erfannte an, daß die Einfegung des Prinzen von Auguftenburg auf 
den Thron von Schleswig-Holftein wohl im pofitiven Recht begründet 
wäre, führte aber mit fehlagenden Gründen aus, daß das, was vor alten 

Zeiten Recht geiwefen, dem Wohle Deutſchlands ſchnurſtracks zumiderlaufe. 

Man habe nicht die mindefte Bürgſchaft, daß der etwaige neue Groß- 
herzog, auf deffen nationale Gejinnung Treitfchfe freilich ein ſehr geringes 
Vertrauen fegt, feine Souveränität zum Vortheil beutfcher Iuterefien ge- 
brauchen würde. „Soll,“ ruft er aus, „das Blut auf Alfen und den 

Düppler Schanzen darum gefloffen fein, damit biefer Krieg mit einem 
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parfamentarifchen Poffenfpiel endige?" — „Um Deutſchlands wichtigfte 

Intereſſen zu wahren, bleibt num ein im guten Sinme vevolutionärer Ent« 
ſchluß übrig. Man muß den Rechtsboden verlaffen. Die bunbesftaatliche 
Unterordnung Schleswig-Holfteins unter Preußen ift aber eben jo revo⸗ 
lutionãr, eben fo widerrechtfich, wie die Annerion. Unbegreiflich, daß fo 
viele unferer politifcden Freunde dieſe einfache Wahrheit überjehen. In 
dem Chaos unfere® Bundesrechts ift vielleiht nur ein Punkt über jeden 

Zweifel erhaben: die Souveränität der Dynaftieen und die völferrechtliche 
Natur des Bundes." — „Steht es aber fo, ift e8 geboten, ben Rechts- 
boden zu verlaffen, fo bleibt lediglich die politifche Erwägung übrig, wie 
durch den notwendigen Rechtsbruch eine dauerhafte, für das Vaterland 
beiljame Ordnung gegründet werben Tann." Gegen die Selbſtändigkeit 

Schleswig-Holfteins macht Treitſchke ferner mit Necht auch geltend, daß 
ein Kleinftaat nicht im Stande fei, die vielen wichtigen Aufgaben der 
inneren Reform zu bewältigen, die in beiden Herzogthümern vorliegen, 

deren innere Zuftänbe nicht viel befier ald die Medlenburgs feien. Bon 
einem bundesftaatlichen Verhältniffe könne bei der Unterordnung, die man 

von Schleswig · Holſtein gegen Preußen forbere, ehrlicher Weile nicht bie 
Nebe fein. Dem einen Theil würden nur Rechte, dem anderen nur 

Pflichten obliegen. Für alle Opfer würde Schleswig nit einmal das 
ärmliche Recht erhalten, durch eine parlamentarifche Vertretung indirect 
einzuwirken auf die Leitung feines Heeres und feiner auswärtigen Ber 

hältniſſe. Man könne nicht einen befonderen fehlestoig-Hoffteinifch-preußifchen 
Reichstag einrichten. Ein fo untergeordneteg Schleswig. Holftein würde 

nur ein Vafallenftaat Preußens fein. Das märe aber feine ehrenhafte 
Zumuthung an einen ehrenhaften deutſchen Staat. Es wäre etwas ganz 

Anderes, wenn 18 Millionen Nichtpreußen gemeinfam unter Preußens 

militärifche Leitung geftellt würden, als wenn ein einzelner Staat feiner 
Militärhoheit ganz beraubt ſei. Auf den Einwurf, man dürfe vom Stand» 

punlt des Liberalismus aus das Selbftbeftimmungsrecht eines Volkes nicht 
mißachten, antwortet Treitfchle, man könne ſchon aus Rechtsgründen ben 
Schleswig» Holfteinern kein ausſchließliches Selbſtbeſtimmungsrecht zuges 
ftehen. Die Schleswig-Holfteiner feien ja feine felbftändige Nation, fon- 
dern nur ein Bruchſtück des nieberfächfiihen Stammes. Die Einheits- 

partei dürfe nicht zugeben, daß ein Theil Deutſchlands kraft fouveräner 

Machtvollkomuienheit Beſchlüſſe faffe, welche für die Bufunft des ganzen 
Baterlandes verhängnißvolf werben Können. Ueberdies bezweifelt Treitichte, 

daß die ganze fehlesmwig-holfteinifche Bevöfferung darauf erpicht fei, auguſten⸗ 
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burgiſch zu ſein und zu bleiben. Die ganze holſteiniſche und ein Theil 
der ſchleswigiſchen Preſſe ſtehe unter dem Einfluß des auguſtenburgiſchen 

Preßbireaus. In Südſchleswig herrſche eine den preußiſchen Anneriond- 
gedanken gar nicht ungünſtige Stimmung. Auch das müſſe man ſich vor- 
halten," daß Unzähfige dem Haus Auguftenburg treu bleiben wollen, weil 
fie dem Herzog gehuldigt haben, indem fie dies lediglich für das einzige 
Mittel zur Befreiung von Dänemark gehalten haben. Der Herzog felbft 

habe hoc) und heilig verfichert, er würde das Erbrecht feines Hauſes nicht 
geltend machen, wenn dafjelbe nicht zufanmenfiele mit den heiligften In— 

tereffen ber beutfchen Nation. Jetzt Habe der überrafchende Gang der 
Ereigniffe gezeigt, daß diefe Vorausſetzung irrig geweſen fei. Wenn jene 
Verſicherung des Herzogs Eruft gewefen fei, fo müffe er den Hochherzigen 

Entſchluß der Entfagung faffen, die Holfteiner ihres Eides entbinden, und 
raſch werde fi) die Tage des Landes zum Heile Deutjchlands ändern. 
Schließlich tommt Treitfchle zu dem Ergebniß, Preußen werde weder bie 
Annerxion noch die bundesftaatliche Unterordnung Schleswig-Holfteins er- 
reichen, wenn es nicht feine volle Kraft dafür einfege; nun liege es im 

Weſen eines gefunden Staatsegoismus, daß er nur dann die äußerften 

Mittel aufbiete, wenn ihm eine veale unzweifelhafte Machterweiterung 

winke. Die fehleswig-hoffteinifhe Verwicklung werde ſich zulegt zu ber 

Trage zufpigen: ein fouveräner Mittelftaat oder eine preußifche Provinz 
zwiſchen Nord und Oftfee? Stehe aber die Frage fo, dann feien bie 

Mitgkieder der nationalen Partei Mann fir Mann verpflichtet, die legi- 
timiſtiſchen Nückfichten über Bord zu werfen und fiir die Annerion zu 

ſtimmen. 
Dies waren die Anſichten und Auffaſſungen, über die ſich die Par— 

teien in ber Preffe und in den perfönlichen Erörterungen ftritten. Sehen 

wir zu, wie die zunächſt Betheiligten, Bismarck und der Herzog Friederich 
und feine Anhänger ſich dazu verhielten, Zunächſt traten die Mitglieder 

des engeren Ausſchuſſes der fchleswig-hoffteinifchen Vereine und des 36er 
Ausſchuſſes am 26. März 1865 zu einer Berathung in Berlin zufammen, 
um zwiſchen ben Forderungen Prenfens und den Anfprüchen Herzog 

Friederichs zu vermitteln, und vereinigten fich zu einem Compromiß, dag 
den größten Theil der Zebruarbedingungen zugeftand, aber folgende drei 
Punkte als unannehmbar bezeichnete: 1) Die Ableiftung des Fahneneides 
an den König von Preußen. 2) Die Uebertragung der preußifchen Armee- 

Organifation und Mititärgefeggebung auf ES chlestwig-Holftein ohne Mit 
wirkung der fehleswig-Holfteinifhen Staatägewalten. 3) Verwaltung des 
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Zoll⸗, Vofte und Telegraphentvefeus durch andere als die eigenen Landes» 

behörden. Der Prinz von Auguftenburg felbft legte in einer Denkſchrift, 
welche er am 31. März an feinen Agenten, den Landrath v. Ahlefeldt, 

richtete, feine Anſicht nieder. Er kam darin ſcheinbar den preußiſchen 
Forderungen mit aller billigen Anerlennung entgegen, wies aber bie mili— 

tärifchen Kernpunfte volfftändig zurüd, und gewährte nichts, was in dieſer 

Beziehung für Prenfen von realer Bedeutung geweſen wäre. 
Es war Bismard ohne Zweifel willtommen, daß der Erbprinz auf 

die Febrnarvorfchläge nicht einging, denn er hatte ſich nur auf den dringen« 
den Wunſch des Königs und des Kronprinzen von Preußen zu einer Aus— 
Humft verftanden, welche die Intereſſen Preußens und Deutfchlands mit 

den Wünfhen und Anfprücen bes Prätendenten zu verbinden fuchte. 
Wären die Februarbedingungen einfach angenommen worden, fo wäre 
Preußen moraliſch verpflichtet gewefen, dem Herzog die Befignahme Schles- 
wig-Holfteins einzuräumen und fie gegen etwaige Gegner zu vertreten und 
zu erfämpfen. Der Herzog ſcheint jedoch von diefer Sachlage nicht ges 
hörig unterrichtet und durch den Rath feiner Umgebung, ſowie durch 
öfterreichifche Einjläffe in der Täuſchung befangen geweſen zu fein, es 
laſſe fi von jenen Vorſchlägen etwas herunterhandeln. So fehr es 
auch feinem fürftlichen Bewußtſein wiberftreben mochte, ſich zu einer folchen 
Ausnahmeftellung zu verftehen, fo würde er doch ohne Zweifel eine bes 
dingte Souveränität der gänzlichen Ausfchliegung vorgezogen haben. Hätte 

er vollends vorausfehen können, was anderthalb Jahre fpäter gefommen 
ift, daß dag ganze nichtpreußifche Norddeutſchland in die von ihm abge- 

lehnte Abhängigfeit von Preußen gerathen würde, jo würde er ohne Zweifel 
zugegriffen haben. Oeſterreich erfannte bie theilweiſe Berechtigung der 
Zebruarbedingungen an, erflärte aber, die Schöpfung eines halbfouveränen 
Staates, defjen Fürft weſentlicher Hoheitsrechte ermangeln würde, ohne 
die er nicht Mitglied des deutfchen Bundes fein könnte, nicht zugeftehen 
zu dürfen. Geeignete Taufchobjecte, durch welche Oeſterreichs Eiferfucht 

auf Preußen beſchwichtigt werden könnte, wollten fi aud nicht finden 
laſſen. Es war ber Vorſchlag gemacht worden, Preußen folle die fchle- 
ſiſche Grafihaft Glatz an Oeſterreich abtreten, aber Bismard war zum 
Voraus nicht geneigt, Defterreich zur Erwerbung weiteren deutjchen Landes 
die Hand zu bieten. Er war von der Ueberzengung geleitet, daß bie 

fchleswig-hoffteinifche Frage doch nur im Zufammenhang mit der beutjchen 
gelöst werben könne; das Verhältniß mit Oeſterreich mußte über Kurz ober 

fang zur Entſcheidung kommen, und darauf arbeitete nun Bismarck hin, 
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Die Berhandlungen am Bundestag nahmen ihren Fortgang. An 
27. März 1865 ftelften die Megierungen von Bayern, Sachſen und Heffen- 

darmftadt den Antrag, die Erwartung auszufprechen, daß der Erbprinz 
von Anguftenburg in die Verwaltung Holfteins eingefegt werde. Defter- 
reich wollte diefen Antrag am 6 April zur Abftimmung gebracht wiffen, 
aber Preußen verlangte die Verweiſung an einen Ausſchuß, da eine vor- 
hergehende Prüfung des Erbrechts nöthig fe. Die Anficht Oeſterreichs 
drang durd, und am 6. April wurde jener Antrag mit 9 gegen 6 Stim⸗ 

men zum Beſchluß erhoben. Defterreich erklärte, daß es ja ſchon nad) 
dem Friedensfchluß bereit geweſen fei, die erworbenen Rechte an den Prin- 

zen Friederich abzutreten, daß aber Preußen nicht darauf eingegangen fei, 
und daß es auch jet noch dazu bereit fei, wen Preußen zuftimme. Die- 
ſes zeigte ſich zur Verftändigung geneigt, die aber bedingt fei durch Prü- 
fung alfer, auch der preußiſchen Erbauſprüche. Einftweilen werde es die 
Rechte an dem gemeinfamen Befig wahren, bis eine der eigenen Weber- 
zeugung und den Intereſſen Aller entſprechende Löſung erfolgt ſei. Es 
Bıme übrigens ſchon jegt erflären, da die Erfüllung ber im Bundesbe— 
ſchluß ausgefprochenen Erwartung nicht in Ausſicht ftehe. Da die An- 
Hänger des Prinzen von Auguſtenburg ſich gegenüber von Preußen immer 
wieder darauf beriefen, daß es ja felbft auf der Londoner Eonferenz bie 

Bereinigung Schleswig und Holfteins unter dem Prinzen Friederich vor- 

geſchlagen Habe, erklärte der preußifche Bevollmächtigte, es fei die nur 
ein fir die damalige Lage vorgejhlagener Ausweg geweſen, jet da Preu⸗ 
Ben durch das Recht der Eroberung in den Mitbefig Schlestvig-Holfteins 
gefommen und ber Großherzog von Oldenburg mit Anſprüchen aufgetre- 
ten fei, die aller Beachtung werth feien, ftehe die Sache anders. 

Noch immer entbehrte Preußen der Unterftügung bes Abgeordneten 
hauſes für feine auswärtige Politil. Bei Eröffnung der neuen Seffion 

in der Mitte Januars 1865 hatte man auf eine Verföhnung gehofft; 

der König hatte im der Thronvede ben dringenden Wunfch ausgefprochen, 

daß der Gegenfag, der in den legten Jahren zwiſchen Regierung und 

Volksvertretung obgewaltet Habe, feine Ausgleihung finde; er hoffe, die 

bedeutungsvollen Ereigniffe der jüngften Vergangenheit werben dazu bei⸗ 

getragen Haben, die Meinungen über das Bedürfniß der verbeiferten Or- 

ganifation des Heeres, die ſich in einem fiegreidh geführten Kriege bewährt 

habe, aufzuklären. Auch der Präfident Grabow gab in feiner Bewill- 

tommnungsrede der Befriedigung über die ruhmvollen kriegeriſchen Ereig- 

niffe Ausdruck und vühmte, daß num die Scharte von Ofmüt ausgewetzt, 
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Preußens verpfändete Ehre auf Schleswigs Fluren eingelöst jei, aber 

in der Rede nad) feiner Wiederwahl zum Präfidenten verfiel er wieder 
in ben alten oppofitionellen Ton gegen bie Regierung. Cine Folge da- 

von war, daß aud das Minifterium wicht weiter entgegenkam. Bei Ge 
legenheit der Adreßdebatte erflärte der Minifter des Inneren Graf Eulen; 
burg, daß ein Nachgeben in der Militärfrage ganz unmöglich fei. Die 
Könige von Preußen würden länger beftehen als bie dreijährigen Sigungs« 
perioden bes Abgeorbnetenhaufes. Bismarck ſprach in diefen fein Wort, 
würdigte dagegen das freunbficher gefinnte Herrenhaus einer Rechenſchaft 

über den dänischen Krieg und die öfterreichiihe Allianz, über deren Mo— 
tive er einige Auffchlüffe gab, beren wir ſchon oben gebacht haben. Die 

Adreſſe des Herrenhaufes brachte dem Könige die volle Anerkennung der 
Heereöreform entgegen und fagte: „In den ruhmvollen Erfolgen der preus 

Fifchen Waffen erkennen wir mit gerechtem Stolz eine erfte Frucht der 
neuen Heeresverfaffung, welche €. k. M. eigenftes Werk ift." Im Ver- 

laufe diefer Sigungsperiode gab ber Kriegäminifter auch einige gewichtige 
Andeutungen über die Annerionsplane. Bei Gelegenheit einer Borlage 
zu außerorbentlichen Geldbewilligungen für die Marine am 5. April 1865 
fagte er: da Preußen gegenwärtig im Beſitz eines für die Zioede der 
Kriegsmarine wohlgeeigneten Hafens und entfchloffen fei, im Beſitz dieſes 
Hafens zu bleiben, fo werde vorläufig von ber Begründung eines befon- 
deren HafenetablifjementS an der preußifchen Oftfeefüfte Abftand genom⸗ 

men. Diefe Aeußerung verurfachte im öſterreichiſchen Lager große Auf- 
regung. Man mußte wohl, daß damit der Kieler Hafen gemeint fei. Am 

24. März war an die preußiſche Marineftation in Danzig der Befehl 
ergangen, dieſelbe nad) Kiel zu verlegen. Da nicht nur eine größere An- 
zahl von Kriegsfchiffen, fondern auch das Bureau des befehligenden Ad- 
mirals, das Seebataillon und die Matrofenveferve in Kiel untergebracht 

werben mußten, fo wurden große Grundſtücke angefauft, um verjchiedene 
Bauten auszuführen und Befeftigungen anzulegen. Als nım die Aeuße- 
rung des preußifchen Kriegsminiſters befannt wurde und man daraus er- 
lannte, wie e8 mit den Burüftungen in Kiel gemeint fel, ließ bie öfter- 

reichiſche Regierung am 14. April durch ihren Gefandten in Berlin Pro- 
teft erheben gegen jene Yeußerung und babei ihr Mitbefigrecht fehr ernſt 
betonen. Bismarck antwortete: die Behandlung der Marinevorlage fei 
eine Sache, die zwiſchen der preußifchen Regierung und Volfsvertretung 
ſchwebe und daher fein Gegenftand diplomatifcher Unterhandlung fei. Auch 
in Hofftein felbft trat die öſterreichiſche Negierung den preußiichen Vor— 
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tehrungen entgegen; der öſterreichiſche Civilcommiſſär Halbhuber verwei ⸗ 
gerte dem preußiſchen Civilcommifjär Baron v. Zedlitz die Beihilfe und 

Zuftimmung zu den angeordneten Vorbereitungen und erflärte, daß kraft 
des öfterreichifchen Mitbefiges von dem preußifhen Commifjär feine bie 

öffentlichen Angelegenheiten der Herzogthümer betreffende Verfügung ein- 
feitig erfaffen werden könne; er erfuche daher die Landesregierung, die ver- 

fügte Anordnung zurüczunehmen. Nun wurde zwiſchen Berlin und Wien 
verhandelt, Preußen berief fich auf fein Mitbeſitzrecht und erflärte ſich 
bereit, die Befagung in den Herzogthümern im Verhäftniß des Zuwachſes 
an Seeftreitfräften vermindern zu wollen. Oeſterreich wollte nun dagegen 
feine weitere Einfprache erheben, beftritt aber die Berechtigung einer blei« 
benden Feſtſetzung Preußens in Kiel. Indeſſen ließ man immer mehr 
Kriegsſchiffe lommen, preußifhe Offiziere fuhren, ohne auf den Proteft 
des öfterreichifchen Civilcommiſſärs zu achten fort, ihre Vermeffungen für 
die Hafenanlagen zu madjen, und befegten die Seefefte Friedrichsort. Gtfeich- 
zeitig machte Preußen ber öfterreichifchen Negierung den Vorſchlag, eine 
ſchleswig⸗ holſteiniſche Ständeverfaommlung einzuberufen, verband aber da- 

mit das Anfinnen, Defterreich folle zur Ausweiſung des Erbprinzen aus 

den Herzogthüimern die Hand bieten, ba derſelbe auf die Wahlen und 
Verhandlungen einen ungebührenden Einfluß ausüben könnte. Diefe 
Beforgnig war nicht unbegründet, denn aus dem Anhang des Herzogs, 
der fi in Kiel gefammelt Hatte, Hatte ſich eine förmliche auguften- 
burgifche Nebenregierung gebildet, die überdies, von Oeſterreich begün- 
ftigt, in Holftein mehr Gehör fand, als ber preußiihe Eivilcommiffär, 
ein fteifer ftrammer preußiicher Landrath, ber die Gabe fich beliebt zu 
machen überhaupt nicht befaß. Defterreich weigerte fi, zur Entfer⸗ 
nung des Herzogs behilflich zu fein, aud wurde von den Holfteinern 
mit offenem Wiberftand gebroht, wenn man zur Entfernung des Herzogs 
Gewalt anwenden würde. Die Oppofition gegen Preußen fteigerte fich 
aufehends, und man fonnte damals in Holftein das Wort hören: „lieber 

dänifh als preußiſch.“ Herr v. Beblig erhielt die Weiſung zu energi- 
ſchem Auftreten gegen die auguftenburgifche Agitation. Da befonders die 
Preffe ein Werkzeug derjelben war, fo ließ er ben Redacteur der in Al- 
tona erſcheinenden jchleswig-Holfteiniihen Zeitung, Mai, einen geborenen 

Schlefier, am 25. Juli verhaften, und einem anderen Journaliſten, Dr. 
Julius Freſe aus Weftfalen, der zugleich Mitglied des preußifchen Ab- 
georbnetenhaufes war, anfünbigen, er habe binnen 24 Stunden das Her- 

zogthum zu verfaffen. Der öfterreihifche Civilcommiſſär Hafbhuber, an 
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den fi nun die Verfolgten wandten, proteftirte gegen dieſe Diaßregel und 
verlangte Befreiung des Verhafteten und Zurücknahme des gegen Freſe 

erlaffenen Ausweifungsbefehles, was aber den beiden Betroffenen nichts 
half. Zwiſchen den Vertretern der öfterreichifchen und preußifchen Negie- 
rung in den Herzogthümern herifchte von nun an eine Art Kriegszuſtand 

und bie gemeinſame Herrſchaft war nicht mehr haltbar. 

Ein neuer Verſuch des Bundestags, die Löſung ber fchleswig- hol- 
ſteiniſchen Frage zu fördern, zeigte fi, wie nicht anders zu erwarten, 
als unwirkam. Als am 27. Juli Bayern, Sachen und Heffendarmftadt 
den Antrag ftellten, an Defterreih und Preußen die Anfrage zu richten, 

welche Schritte fie beabjichtigen, und namentlich, ob fie gefonnen feien, 
eine aus freien Wahlen Hervorgehende allgemeine Vertretung ber Herzog- 
thümer zu berufen und ihr Votum zu vernehmen, wurbe dieſer Antrag 
an den holſteiniſchen Ausſchuß verwieſen, der aber erflärte, er werde in 

diefer Angelegenheit feinen Vortrag mehr erftatten. 
Bismard machte fich bereit3 daranf gefaßt, daß die ſchwebende Frage 

durch einen Krieg entjhieden werben müffe. Die europätfche Tage Preu- 
Bens war nicht ungünftig. Die Beziehungen zu Franfreich waren freuud⸗ 

lich. Der Abſchluß des preußifch-deutich-franzöfifchen Zollvertrags hatte 

viel dazu beigetragen, und nun hatte Preußen zunächft aus volfswirth- 

ſchaftlichen Gründen aud) einen Handelsvertrag des Zollvereins mit Ita⸗ 
lien in Anregung gebracht, der eine politiſche Anerkennung bes neuen 

Königreichs von Seiten Preußens und der Bolfvereinsftaaten, und zwar 
auch der Defterreich zugeneigten, in ſich ſchloß, was von Seiten Frank— 
reichs als eine neue Gefälligkeit aufgefaßt wurde. Dagegen hatte fich 
Oeſterreich den Wünfchen Frankreichs in Beziehung auf Italien fortwäh— 
rend ungefügig gezeigt. Nicht nur wollte Oeſterreich von einer Anerfen- 

nung Staliens nichts wiflen, fondern aud auf das Anfinnen einer Ab: 
tretung Venetiens gegen Geldentihädigung nicht eingehen. Und während 
Frankreich den Verſuch einer Ausföhnung zwiſchen dem Hofe von Florenz 
und der römifchen Curie ſehr begünftigte, arbeitete Defterreich nach Kräf- 
ten entgegen. Im Sommer 1865 ſandte Italien einen Unterhändfer, 
Vegezzi, nad) Rom, der über einzelne kirchliche Differenzen einen Ausgleich 
herbeiführen follte; dieſe Miffion feheiterte und man gab in Paris nicht 
mit Unrecht Hauptfählih den Einwirkungen des öfterreichifchen Inter⸗ 

nuutius v. Bach die Schuld. Dies verftimmte Napoleon fo jehr gegen 
Defterreich, daß er im falle eines Krieges diefer Macht mit Preußen 

Defterreich feine Unterftügung gewährt haben wiirde. Ueberdies gab er 
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zu verſtehen, daß er einer etwaigen Annexion der Herzogthümer nicht in 
den Weg treten würde. Die Hoffnung auf Compenfationen, Plane auf . 

Erwerbung Belgiens und deutſcher Gebietstheile auf dem linken Rhein 
ufer, die er mit Hilfe Preußens machen zu können glaubte, beſtimmten 
auch damals feine Politit. England wollte den vergeblichen Verſuch, 

Frankreich zur Intervention zu beftimmen, nicht widerhofen,. und eben fo 
wenig auf eigene Hand zu Gunften des Auguftenburgers gegen Preußen 
einfchreiten, obgleich bei Hofe Neigung dazu vorhanden war. Rußlands 
Neutralität war ebenfalls gefihert, ja man glaubte fogar, im Fall eines 
Mißerfolges gegen Oeſterreich, auf deſſen Hilfe reinen zu können. Von 
den dentfchen Mittelftaaten war zwar anzunehmen, daß fie im Fall eines 
Eonflict3 auf Seiten Oeſterreichs ftehen würden, aber ob fie es zu emer 
gemeinfamen, feft geeinigten Politik in biefer Richtung bringen, ob fie un« 

bedingt mit Oeſterreich gehen würden, das war doch fehr die Frage. Unter 
diefen Umftänden glaubte Bismard einen Krieg mit Oefterreich, in dem 
er immer mehr das einzige Mittel zur Löfung der fchlesiwig-Holfteinifchen 
und ber deutſchen Frage fah, nicht länger vermeiden zu müffen. 

Das größte Hinderniß war ber innere Conflict. So überzeugend 
auch die Erfolge in Schleswig die Bedeutung des Heeres und die Zweck- 
mäßigfeit der Reorganifation ins Licht gefetst hatten, fo beharrte die Ma- 

jorität des Landtags immer noch auf ihrem Widerfprud. Die Militär 
commiffion beantragte die Ablehnung des Militärgefeges, das die Regierung 
am 8. Februar unverändert wieder vorgelegt hatte. Bei den Verband» 
lungen, die vom 28. April bis 5. Mai in dem Abgeordnetenhaufe darüber 

geführt wurden, gab ſich der Kriegsminifter v. Roon die größte Mühe, 
das Recht der Regierung und das Berhältniß Preußens zu Deutſchland 

Har zu machen, aber ohne Erfolg. Zwei vermittelnde Vorfchläge des 
Oberften v. Stavenhagen und des Generals v. Bonin fanden weber von 

Seiten der Regierung noch von Seiten des Abgeorbnetenhaufes die nöthige 
Unterftügung. Der Berichterftatter der Militärcommiffion, Profeſſor Gneift, 

erflärte: ohne das Zugeſtändniß der zweijährigen Dienftzeit fei feine Ber- 
ftändigung möglih. Offen und ehrlich bringe da8 Haus der Regierung 

feine Bedingungen entgegen, unter denen es bereit fei, feine Zuftimmung 
zur Organifation zu geben. Heute noch fei unter diefer Bedingung eine 

Mehrheit für die Annahme des Geſetzes, aber diefe Mehrheit ſchwinde 
von Monat zu Monat immer mehr zufammen. Bei der Abftimmung 
wurde zuerft der Artikel des Militärgefeges, welcher von der Dauer der 
Dienftpflicht handelte, vorgelegt und mit 258 gegen 33 Stimmen verworfen. 
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Nun erklärte der Negierungscommiffär, daß die Megierung nach Ableh- 

nung dieſes Punktes Tein weiteres Intereſſe an der Discuffion umd Ab- 
ſtimmung habe, und bei der Schlufabftimmung wurde das ganze Geick 
mit berfelben Majorität verworfen. Das gleiche Schickſal hatte am 2. Juni 

die Marinevorlage, darunter die ſechs Milfionen Thaler, welche für Be- 
feftigung bes Kieler Hafens verlangt worden waren. Ebenſo wurde ber 
Militäretat mit den bisher aufgetvendeten Reorganifationgtoften am 8. Juni 
mit 207 gegen 22 Stimmen verworfen. Daß alle diefe Ablehnungen 

nicht blos auf verfchiedener Anficht über die fachlichen Fragen beruhten, 
fondern auf principielfer Oppofition gegen das Minifterium, zeigte bie 
Maojorität dadurch, daß fie auch bie Kriegskoſten nicht verwilligte und 
damit den ganzen ruhmreichen Krieg gegen Dänemark und die auswärtige 
Politik des Minifteriums verurtheilte. Die Regierung hatte am 9. Mai 
eine Denlſchrift über die außerordentlichen durch den Krieg gegen Dänemarf 
veranlaßten Ausgaben vorgelegt, theils um finanzielle Rechenſchaft zu geben, 
theils um die Kammer zu einer Aeußerung über die bisher befolgte Politif 

und die Annerionsfrage zu nöthigen. Aber die Kammer vermied es beharr- 

lich, fi darüber auszuſprechen, die Fortſchrittspartei that als ob ihr bie 
ganze ſchleswig · holſteiniſche Frage gleichgültig wäre, und Walde verhöhnte 
geradezu das Intereſſe daran. Andere, die ſich eigentlich der in Ausficht 
ftehenden Ermwerbung freuten, wollten doch dem Minifterium nicht den Ge- 
falten thun, feine Erfolge anzuerkennen, und ſprachen, als ob fie bloß für 
das Erbrecht des Auguftenburgers und das Selbſtbeſtimmungsrecht des 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Volkes zu forgen hätten. In Betreff der Kriegskoſten 
aber beantragte die Commiſſion, der Regierung für bie zum Behuf ber 
Kriegsführung gefchehene Entnahme von Geldern aus dem Staatsſchatz 

feine Indemnität zu gewähren, fondern den ganzen Aufwand für verfaflungs- 

widrig zu erflären. Nur vereinzelte Stimmen machten eine vernünftigere 

Anficht geltend. Der Abgeordnete Wagener von der äuferften Rechten, 

der Redacteur ber Kreuzzeitung, beantragte: das Haus folle die von der 
Negierung begehrte nachträgliche Zuſtimmung zu der Verwendung der 
Gelber für die Kriegsführung erklären und die Erwartung ausſprechen, 
daß die Staatsregierung die Elbherzogthümer, nöthigenfalls unter Abfin: 
dung des Erbprätendenten für Preußen erwerbe. Auch eine Heine Fraction 

der Fortſchrittspartei fprach ſich in dieſem Sinne aus. Der Abgeordnete 

Michaelis brachte einen auch von dem Hiftorifer Mommfen, einem gebo- 

renen Schleswiger, unterftütsten Antrag ein, meldjer forderte, daß die Con⸗ 
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ftituirung der Herzogthümer nur unter folden Maßnahmen ſtattfinde ⸗ 
welde eine unauflögliche Verbindung mit Preußen feitftellen, und daß 
der Schuß der Nordgrenzen Deutſchlands in Preußens Hände gelegt und 

die zu diefem Zwecke nöthigen territorialen, finanziellen, maritimen und 

militärtfchen Vorbedingungen gemährleiftet werden. Aber diefe vernünf- 

tigen Stimmen fanden fein Gehör, weder der Antrag Wageners, noch 
der von Michaelis erhielt eine Mehrheit, obgleich Iegterer von einem 
Hauptredner der Kammer, K. Tweſten, unterftügt wurde; vielmehr wurbe 

am 13. Juni der Antrag der Commtiffion mit großer Mehrheit angenommen. 
Durch dieſes negative Verhalten, durch diefe demonftrative Theil- 

nahmlofigkeit an einer fo wichtigen Angelegenheit des preußiſchen Staates 

verzichtete die Kammer auf weiteren politiſchen Einfluß, und gab damit 
dem Minifterium das Recht, fi) nicht weiter um den Widerſpruch und 

das Votum des Abgeordnetenhaufes zu kümmern. Der Zweck der Oppo- 
fition, das Minifterium zu ftürzen, wurbe dadurch fo wenig erreicht, daß 
fie vielmehr zur Befeftigung defjelben diente. Mit diefem Bewußtſein 

— — hchlloß der Minifterpräfident die Sitzung beider Häufer. Er fagte: „Die 

Regierung Sr. Majeftät wird, unbeirrt durch feindfeligen und maßlofen 

Widerftand in Rede und Schrift, ftark im Bewußtſein ihres guten Nechtes 
und ihres guten Willens, den geordneten Gang ber öffentlichen Ange— 

Tegenheiten aufrecht erhalten und die Intereſſen des Landes nad) aufen 
mie nad) innen kräftigſt vertreten. Sie lebt der Zuverficht, daß der Weg, 

den fie bisher innegehalten, ein gerechter und heilſamer geweſen ift, und 

daß der Tag nicht mehr fern fein fan, an welchem die Nation, wie be- 
reits duch Tauſende auß freier Bewegung kundgewordene Stimmen ge- 

ſchehen, fo auch durch den Mund ihrer geordneten Vertreter ihrem könig- 
lichen Herrn Dank und Anerkennung ausſprechen werde." 

In der beutfchen Preffe machte fich jet ein entſchiedener Umſchwung 

zu Gunften-der preußiichen Politit bemerflih. Namentlich in den Preu- 
Bifchen Jahrbüchern und in den Grenzboten wurde diefe Richtung vertreten. 
Mommfen erließ ein Sendfchreiben an feine Wahlmänner in der Stadt 
Halle und im Saalefreis, worin er die Februarforderungen Bismarcks 
rechtfertigte und das particuläre Selbftbeftimmungsreht der Schleswig- 

Holſteiner befämpfte. Treitſchke ließ feinem Artikel im Februarheft der 
Vreußiſchen Jahrbücher im Oftoberheft ein fehr einfchneidendes Wort über 

die Parteien und die Herzogthümer" folgen, worin er nachwies, wie fehr 
die Errichtung eines felbftändigen Staates Schleswig-Holjtein den deutſchen 
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Jutereſſen wiberftreiten würde, und daß die Einverleibung der Herzog 

thümer in den preußiſchen Staat ber einzig richtige Weg fei. 

Für den Fall eines Kriegs zwiſchen Preußen und Oefterreich war 
man in ben Mittelftaaten keineswegs ganz Har, auf welche Seite man 

fih zu ftellen habe. Die Minifter in Dresden und München wollten 
feine definitive Entſcheidung -zwifchen ben Großmächten, denn die Bedeu- 
tung ihrer Staaten berubte ja auf der Fortdauer des Dualismus; fie 
bemühten fi) daher ernftlich für Vermittlung und Vermeidung des Kriege: 

_Beuft,_der ſich ſchon längft zur Leitung ber mittelftaatlichen Politik be» 
rufen glaubte, beeilte fih, die Vermittlung in die Hand- zu nehmen. Nun 
glaubte ber bayerifche Bundestagsgeſandte von der Pfordten, der zunächft 

eine abwartende Stellung hatte einnehmen wollen, jenem doch zuvorfommen 
zu müffen und reiste Ende Juli's nad) Salzburg, um mit Bismard, 

der auf dem Weg zu feinem König nad) Gajtein war, zu conferiven. 

Kurz darauf finden wir Beuſt, der mehr zu Defterreih Hinneigte, in 
Wien, wo er mit Auszeichnung empfangen wurde und mit den Miniftern 

und- den mittelftaatlichen Gefandten verhandelte. In Wirteinberg, wo nach _ 
dem Tode König Wilhelms, am 25. Juni 1864 deffen Sohn Karl I. 
den Thron beftiegen hatte, und Freiherr v. Varnbüler zur Peitung des 

Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten berufen war, war man 
ſchwanlend, und auch die Kammer, obgleich vorherrſcheud preußenfeindfich 
geftimmt, hegte doch großes Mißtrauen gegen Oefterreih. Dies fam in 
einer Interpellation, welche am 8. Auguft die demofratifchen Abgeordneten 

Oeſterlen und Wolbah an den Minifter richteten, zum deutlichen Aus— 
drud. Die Interpellanten gingen in ber Begründung ihrer Frage davon 
aus, daf die Fortdauer des Proviforiums die Verlängerung eines mit 

dem Rechte und Intereſſe Schleswig-Holfteins und Deutſchlands unverein- 
baren Zuftandes und ein neuer Beweis bafür fei, daß der Dualismus 
der beiden deutſchen Großmächte, wie er die politifche Conftitwirung Deutjch- 

lands verhindere, fo auch die Sache der Herzogthlimer zu feinem Abſchluß 
kommen Laffe, und daß die ſchleswig-holſteiniſche Frage nur im Bufammen- 
hang mit der deutſchen Frage durch ein deutiches Parlament und. eine 

deutſche Centralgewalt definitiv gelöst werben könne. Won biefen Voraus— 

fegungen ausgehend, richteten fie drei Tragen am die Regierung, wovon 
die zweite das Verhältniß zu Defterreich betraf und fo lautete: „Wenn 

die Königl. Regierung, wie wir annehmen dürfen, nicht geneigt ift, die 
Politik des preufifchen Cabinets in ber Angelegenheit der Herzogthümer 
zu unterftügen, und im alle eines Conflicts einen Anflug an Defters 

Ktüpfel, Einheitsbeftvebungen. L 25 
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reich für geboten halten ſollte, hat ſie zutreffenden Falls eine Garantie 
dafür, daß fie mit einem ſolchen Anſchluß nicht einer öſterreichiſchen Sonder⸗ 
politit, fondern der Sache Deutfchlands dient?" Diefes Mißtrauen gegen 

Defterreich war damals felbft in großdeutſchen Kreifen ſtark verbreitet und 
der mirtembergifche Diinifter v. Barnbüler war fo wenig im Stande, den 

unbequemen Fragern eine befriedigende Antwort zu geben, daß er e8 vor⸗ 
309, von bem conftitutionelfeu Rechte ber Ablehnung einer Antwort Ges 
brauch zu machen.“) Hannover war mehr auf eiten Preußens, uud 
es war fomit nicht möglich, eine gemeinfame mitteljtaatliche Politik zu 

Gunſten einer Vermittlung zwiſchen Defterreihh und Preußen in Aus- 
führung zu bringen. Beuft fam von Wien aus nad Münden und reiöte 
von dort mit von der Pforbten nach Poſſenhofen, den dermaligen Aufs 

enthalt des Königs von Sachſen, und Beide gewannen die Ueberzeugung, 
daß fie nicht im Stande feien, einen beftunmten Vorſchlag zur Verftändis 
gung zwifchen den beiden Großmächten zu machen. Aber zmwifchen dieſen 

ſelbſt wurde nun ernftlich unterhantelt. Preußen trat dabei fo entjchieden 

auf, daß der Krieg unvermeidlich ſchien. Bismarck mwenigitens war dazu 
entſchloſſen. Ein preußijcher Minifterrath, der am 21. Juli in Regens— 

burg, wo der König Wilhelm auf der Reife von Karlsbad nach Gaftein 
verweilte, in der Eile zufammenbernfen wurde, fam zu dem Ergebniß, 

daß man nöthigenfall3 gerüftet fei. In Wien aber hatte man dringende 

Gründe, es eben jet nicht zum Aeußerſten kommen zu lajjen. Man war 

im Begriff, eine neue Anleihe abzufchlichen, und fah fich genöthigt, 
Ungarn Zugeftänduiffe zu machen, und von deffen Einfügung in die öfter- 

reichiſche Gefammtverfaffung abzuftchen. Nun wurde Graf Blome, der 

öſterreichiſche Geſandte in München, welcher ſchon mehrmald als Unter 

händler gebraucht worden war, nad) Gaftein zu König Wilhelm und Bis- 
mard geſchickt, um mit ihuen über ein neue Provijorium in Schleswig⸗ 

Holſtein zu verhandeln. Der König war durch Nachrichten aus Holftein, 
die ihm meldeten, daß Herr v. Zedlig Erjolge über die Kieler Neben- 
regierung errungen habe, e:wa8 güuftiger für den Frieden geftimmt, und 

am 16. Auguft konnte Graf Blome nad) Wien telegraphiren, es fei ihm 
gelungen, eine Berftändigung zu erzielen. Eine Zufammenkunft des Kaifers 

mit ben König Wilhelm, welte von der Wittwe des Königs Friedrich 
Wilhelm IV. und ber Erzherzogin Eophie, der Mutter des Kaiſers, be= 
trieben wurde, follte dad Friedenswert vollenden. Am 19. Auguft kamen 

ey 591. Baandfungen der wirtemb, Kammer der Abg ordneten in den Jahren 
1862—65, vd. V. ©. 4.98 und 4608. 
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die beiden Monarchen in Salzburg zufammen, und mit ihnen der öfter» 
reichiſche Minifter Graf Mensdorff und Graf Blome, fowie Bismard. 
Es wurde eine Uebereinfunft aufgefegt und unterzeichnet, die unter dem 

Nomen des Gafteiner Vertrags einen fehr wichtigen Ruhepunkt in ber 
Geſchichte der fchlestwig-Hoffteinifchen Streitigkeiten bildet. 

Die Auskunft, welche man getroffen hatte, war die, daß inan bie 
bisher beftandene gemeinjame Herrſchaft über Schleswig- Holftein in eine 
geographifche Theilung verwandelte. Oeſterreich follte in Hotftein, Preußen 

in Schleswig das Negiment führen. Der Kieler Hafen wurde zum 

Bundeshafen beftummt, und bie beiden vertragfchliegenden Mächte follten 

die Herftellung einer deutſchen Zlotte bei dem Bunde beantragen. Bis 
zur Ausführung des diesfallfigen Beſchluſſes follte das Commando und 

die Polizei über den Hafen von Preußen ausgeübt werden, und diefe 

Macht berechtigt fein, die zur Vertheidigung der Einfahrt nöthigen Be— 
feftigungen anzulegen, welche gleichfalls unter preußifchem Commando zu 

ftehen haben. Rendsburg follte deutſche Bundesfeftung werben, und deren 
Beſatzung aus öfterreihifchen und preußiſchen Truppen beftehen, mit jähr- 
lich wechſelndem Obercommando. Während der Dauer ber verabrebeten 
Theilung follte Preußen zum Behuf der Verbindung mit Kiel und Rends— 
burg ztvei Militärftraßen durch Holftein behalten, einen Telegraphendraht 
zur Verfügung haben und das Recht, preußifche Poftwagen auf beiden 

Linien durch Holftein gehen zu laſſen, fowie eine Eijenbahn durch das 
boffteinijche Gebiet zu bauen. Ueberdies follte Preußen befugt fein, den 

anzufegenden Norboftfee-Ranal durch Holftein zu führen. Beide Herzog. 
thümer follten dem Boliverein beitreten. Die im Wiener Frieden er- 
worbenen Rechte auf das Herzogthum Lauenburg überläßt der Kaifer von 

Oeſterreich an den König von Preußen gegen 2,500,000 däniſche Reichs- 

thaler, die vier Wochen nach gegenmwärtiger Uebereinkunft in Berlin aus— 
bezahlt werben. 

Diefer Vertrag, der am 15. September in Giftigfeit treten follte, 
machte großes Auffehen und war bald Gegenftand allgemeinen Tadels. 
Das ſchwierige Verhältnig des gemeinfamen Beſitzes war durch diefe 

geographifche Theilung nicht viel gebeffert, über die Zukunft der beiden 
Herzogthümer war wieber feine definitive Entſcheidung getroffen, denn das 

war Har, daß dieſe Nachbarſchaft öfterreichiicher und preußifcher Herrichaft 

nicht auf die Länge friedlich beftehen konnte. Die adminiftrative Trennung 

der beiden Herzogthümer war fo ganz gegen die im fchlestwig-Hoffteinifchen 

Streit betonte Zufammengehörigkeit, zu deren Vertheidigung ja die Groß. 

25* 
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mächte gegen Dänemark Krieg geführt hatten. Ferner ſtand der Verkauf 
Lauenburgs in ſchneidendem Widerſpruch mit den modernen Nechtsbegriffen 

und ſchien ein Rückfall in die alte Cabinetspofitif zu fein, welche Ränder 
und Völker ald Privateigenthum behandelte Der Schuß, den Oefter- 

reich dem auguſtenburgiſchen Erbrechte bisher Hatte angedeihen laſſen, 
erichien in fehr zweifelhaften Lichte, dem eben fo gut wie Lauenburg, 

Tonnte e8 auch Holftein an Preußen verfaufen oder austauſchen. 
In der Preffe, ſowie von der englifhen und franzöfifchen Diplo 

matie, wurde die Gafteiner Convention auf's ſchärfſte verurtheilt. Lord 
Nuffell nannte fie einen „acte blamable et indigne de notre temps“ 

und wies auch die Vertreter Englands im Auslande an, ſich in diefem 
Siune zu äußern. Ebenſo erließ der franzöfifche Minifter Drouin be 
Lhuys ein Circufar an feine Gefandten, in welchem er dieſen unbegreif- 

lichen Vertrag verhöhnte, für den ſich feine andere Rechtfertigung finden 
laſſe, als die Willkür der betheiligten Großmächte. Die Vertreter und 
Leiter derſelben waren aud) feineswegs der Meinung, damit eine deflnie 
tive Löfung der ſchwebeuden Frage gefunden und ein Meifterftüd pofi- 
tifcher Weisheit aufgeftellt zu Haben. Defterreich war es nur darum zu 

thun geweſen, für den Augenbfit den Ausbruch des Krieges zu vermeiden; 
Bismard hätte vorgezogen, fogleich loszuſchlagen, aber die Friedensliebe 
feines Königs und die Verwendung einflußreicher Verwandten bes könig- 
lichen Haufes hielt ihn zurüd. Und dann waren die Stimmung des 

ſchleswig⸗holſteiniſchen Volkes, die Oppofition des preufifchen Abgeorbneten- 
haufes, die Verblendung der nationalen Partei Momente, die zur Vor— 

fit mahnten und eine Verzögerung des volljtändigen Bruchs wünſchens- 
werth erfcheinen liegen. Preußen hatte nachgegeben und feine Friebfertigkeit 

bemiejen, aber der Vortheil bei der Theilung war doch auf feiner Seite. 

Es war in Schleswig, wo die Stimmung günftiger war, als in Hol- 
ftein, in ungetheiftem Beſitz, konnte die Verwaltung ganz auf preußtichen 

Fuß einrichten und fo das Definitivum einleiten. Holftein war freilich 
größtentheils in öſterreichiſchem Beſitz, diefer war aber ein mit dem übrigen 

Neich gar nicht zufanmmenhängender Poften, auf dem es wegen der be 
fonderen Verhältniffe eine bedeutende, große Koften verurfachende Truppen- 

macht erhalten mußte. Es war dadurch der öſterreichiſchen Regierung 
der Wunſch nahe gelegt, Holftein baldmöglichſt auszutauschen oder zu 

verfaufen. 

Im Eeptember kamen die Vertragsbeftimmungen zur Ausführung; 
in Schleswig wurde eine preußiſche Regierung eingerichtet und der General 
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v. Manteuffel als Statthalter eingefegt. Für Holftein wurde diefes Amt 

dem öfterreichifhen Felbmarfchali-Lientenant von der Gablenz übertragen, 

der feine Reſidenz in Kiel nahm. Die Befigergreifung Lauenburgs fand 
am 15. September ftatt, nachdem das Geld aus dem Töniglichen Kron- 

fideicommißfond baar entrichtet war. Der König von Preußen war mit 
feinem diplomatiſchen Sieg wohl zufrieden und gab dieſe Befriedigung 

auch dadurch zu erkennen, daß er Bismard anı 16. September in den 
Grafenftand erhob. Der nee Graf aber ſteuerte unaufhaltfam feinem 
weiteren Biele, der Reform der Buudesverfaſſung zu. 
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Fünfzehntes Kapitel. 

Berhandlungen über Schleswig-Holſtein, das preußiſch⸗italie⸗ 
niſche Bündnig und die deutſche Verfaſſungsfrage. 

Wir haben am Schluß des vorigen Bandes geſehen, wie der 
Bertrag von Gaſtein den drohenden Ausbruch des Krieges aufhielt und 
einen augenblicklichen Stillſtand der diplomatiſchen Fehde bewirkte; aber 

er konnte weder die öffentliche Meinung beruhigen, noch die Cabinette 
abhalten, eine definitive Entſcheidung durch den Krieg zu ſuchen. Die 
nächte Vollskundgebung war ein Beſchluß des Abgeordnetentages, ber 
am 1. Oftober 1865 zu Frankfurt gehalten wurde. Der 36er Aus- 
ſchuß ſtellte folgenden mit Acclamation angenommenen Antrag: „I Die 

Verſammlung beſchließt unter Aufrechthaltung der einftimmigen Exklä- 
rung vom 31. December 1863: 1) Das Selbftbeftimmungsrecht des 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Volles fchließt jede Vergewaltigung beffelben und 
jede Entſcheidung über fein Schickſal ohne freie Zuftimmung der Ber- 
tretung des Landes aus. Der Gafteiner Vertrag verlegt auf das Tieffte 
alle Rechtsordnung und Nechtsficherheit in Deutfchland und droht ber 
in jeber Form verberblichen und unter alfen Umftänden abzumehrenben 

Einmiſchung des Auslandes in vein beutfchen Fragen einen Vorwand zu 
geben. Er wird als Rechtsbruch von der Nation vertorfen und ift 
namentlich für bie Herzogthümer in feiner Weiſe rechtsverbindlich und 

gültig. 2) Die vom engeren Ausſchuß der Schleswig Holftein» Vereine 
vom 26. März d. J. in Berlin zu Gunften Preußens gebotenen und 
in ber Delegirtenverfammlung vom 19. April beftätigten Zugeſtändniſſe, 
fowie die in der Eingabe ber Holfteinifchen Stänbemitgliever an ben 

deutſchen Bund vom 6. September I. J. in Berlin zu Gunften Preu- 
RTUpfeL, Ginfeitäefrebungen. IL. 1 
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Ben gebotenen und in der Delegirtenverfammlmg vom 19. April be- 
ftätigten Bugeftänbniffe, fowie bie in ber Eingabe der holſteiniſchen 
Stänbemitglieber an ben deutfchen Bund vom 6. September I. J. aus- 
geſprochene Geneigtheit zu Concefftonen an Preußen find ein unbeftreit- 

bares Zeugniß der Opferwilligfeit der Herzogthümer. IL. Gegenüber 

dem bisherigen Vorgehen der Regierungen von Defterreih und Preußen 
erflärt die Verfammlung es als heilige Pflicht der deutſchen Vollsver⸗ 
tretungen, insbeſondere des preußifchen Abgeordnetenhauſes, für die ver- 
Tegten Rechte der Herzogthümer, für die Berufung ihrer Vertretung 
und für die fofortige ftaatliche Conftituirung Schleswig Holfteins ent⸗ 
ſchieden und ohne Verzug einzutreten und damit ihre eigenen verfaffungs- 
mäßigen Rechte zu wahren. Die Verſammlung vertraut auf den bes 
währten Rechtsfinn der Bevölkerung ber Herzogthüimer, daß fie feft und 
muthig ausharre. Sie erwartet und fordert, daß das ganze beutjche 

Bolt den bedrängten Schleswig» Holfteinern treu und kräftig zum Seite 
fiehe und alle Gegenfäge der Parteien und Meinungen fehtweigen Laffe, 
welche die Kraft der nationalen Kundgebungen nur lähmen, bie Sache 
der Herzogtümer gefährden und ftatt zur Kräftigung des gemeinfamen 
Vaterlandesnur zu deſſen Zwietracht und Zerriffenhett führen werben. 
IN. Die Verſammlung erklärt es für Pflicht der deutſchen Vollsver⸗ 

tretungen: 1) Anlehen oder Steuern, welche die bisherige Politif ber 
Vergewaltigung fördern könnten, find feiner Regierung zu verwilligen. 
2) Dagegen ift es, wenn bie Sache ber Herzogthlimer im Sinne bes 
Nechtes erledigt wird, gerecht und billig, daß bie Koften des ebenſowohl 
für. Deutſchland al für die Herzogthümer geführten Krieges nicht ben 
letztern allein aufgebürbet, fondern von ganz Deutſchland verhältniß- 
mäßig getragen werben.” Man fieht Hieraus, wie biefer großen Der- 
ſammlung deutſcher Patrioten noch immer fein Licht darüber aufgegangen 
war, um was es ſich eigentlich Handle. Sie erkannten an, daß bie 
deutſche Frage Höher ftehe als das augenblidtiche Geſchick der Herzog: 
thümer, aber fie begriffen nicht, daß daſſelbe unmöglich richtig geordnet 

werben konnte, eh es entfchieden war, ob Defterreich das Mecht haben 
follte, Deutſchland nach feinen Intereſſen zu Ienfen, oder ob Deutich- 
land an Preußen ein Organ zu felbftändiger nationaler Geftaltung be 
kommen follte. In Preußen war die Erfenntniß inbefjen doch meiter 

vorgeſchritten, und die Scheidung ift bemerkenswerth, bie jegt zwiſchen 
Nord- und Süddeutſchland eintrat. Unter 267 Abgeorbneten, die ſich 
einfanden, waren nur 17 norddeutſche und nur 8 preußiſche. Der grö- 
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Bere Theil der Preußen zog e& vor, gar nicht zu erſcheinen, und meh- 
rere hervorragende Kanmermitglieder fchrieben fürmliche Abfagebriefe. 
Karl Tweſten ſpräch ſich beſonders ſtark aus. Er ſchrieb unter anderm: 
„Wir haben nicht blos das Selbſtbeſtimmungsrecht des Volles in 
Deutſchland, nicht blos die Rechte des Volles den Regierungen gegen» 
über, wir haben auch bie Machtftellung unferes Staates ins Auge zu 
faſſen und fünnen ung nie an Schritten betheifigen, welche ſich nicht 
blos gegen die augenblidlichen Machthaber, fondern gegen ben preußi⸗ 
chen Staat wenden, welche darauf abzielen, Preußen eine Nieberlage 

zu bereiten. Ich Hielt e8 im Februar v. J. für geboten, nicht mehr 
an dem Sechsundbreißiger- Ausfchuß theilzunehmen, als er das übrige 
Deutſchland gegen Preußen aufrief. Aehnlich Liegt die Sache jegt. Wir 
ziehen jede Alternative einer Niederlage des preußifchen Staates vor. 
Wir thun das nicht blos in preußifchem, fondern auch in beutfchem 

Intereſſe, weil wir durch den Verlauf ber neueſten Ereigniffe nur in 
der Ueberzeugung beftärkt find, daß es feine Macht gibt, bie fir 
Deutfchland etwas leiften und wirken Tann, als Preußen. Eine Gefahr 
von Schmach und Schande dem Auslande gegenüber, eine Gefahr ber 
Einmiſchung deſſelben Liegt nicht vor. Eine ſolche Gefahr würde nur 
entftehen, wenn die vagen, von ferne gegen Preußen eingegebenen Ge⸗ 
danfen eines Deutihland ohne Preußen Nealität gewinnen Tönnten. 
Darauf gerichtete Pläne würde ich fir verberblich Halten, wenn fie nicht 
ohnmãchtig wären. — — Die Mehrheit der preußifchen Abgeordneten 
wird niemals Beichlüffen zuftimmen, welde gegen die Macht und die 
Zukunft de preußiſchen Staates in die Schranken treten." 

Die Eabinette von Preußen und Oefterreih erließen mißbilfigende 
Noten an den Frankfurter Senat, in welchen fie demfelben einen derben 
Verweis dafür gaben, daß er die Abhaltung des Wbgeorbnetentages 
geftattet Habe; fie droßten, fie würden in künftigen Fällen durch eigenes 
Einfchreiten den Folgen nachläßiger Nachficht vorzubeugen wiſſen. Der 
ſãchſiſche Minifter v. Beuft aber nahm ſich großmüthig der bedrohten 

Republik an und erließ an feine Gefandten in Wien und Berlin eine 

den Miniftern mitzutheilende Depeihe, worin er fagte: Das angebrohte 
Einfchreiten werde noch feine Schwierigfeiten haben; es fei Sache ber 
ganzen Bundesverſammlung, zu entſcheiden, welche Maßnahmen gegen 

über von Territoriafregierungen geboten und zuläffig fein möchten ober 
nicht. Und der Frankfurter Senat warf fi, ermuthigt durch folchen 

Troſt, in die Bruſt, und pochte troß einer fürftlihen Regierung auf 
. 1» 
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feine Souveränität, der gegenüber ein anderer Bundesftaat nicht von 
„Nichtbulden" und „eigenem Eingreifen“ fprechen dürfe. 

Der Nationalverein, deſſen Anfehen, ſeitdem er in der fchlestwig« 
holſteiniſchen Trage ſchon fo oft feine Unmacht gezeigt Hatte, bedeutend 
gefunfen war, befchloß in feiner Generalverfammlung am 29. Oftober 
in Frankfurt folgende Erklärung: „I. Der Nationalverein hält feft an 
feinem Statut, wonach er gleichzeitig bie Einheit und freiheit Deutſch⸗ 
lands anftrebt, und am Programm von 1860, worin er ben deutjchen 

Bundesftant mit einheitlicher Ceutralgewalt und Parlament, fowie am 
Programm von 1862, wodurch er die Reichsverfaſſung als Ziel feft- 
geftellt. Der Nationalverein beharrt auch auf dem Satz feine Pro- 
gramms von 1860, wonach unter ber Bedingung, daß auch das preu- 

Bifche Volk ſich der deutſchen Centralgewalt und Volfsvertretung unter» 
äuorbnen bereit fei, und daß bie preußifche Megierung Deutſchlands 
Intereſſen nach jeder Richtung thatkräftig wahrnehme und die unerläß- 
lichen Schritte zur Herftelfung ber deutſchen Macht und Einheit thue, 

die Webertragufig ber Centralgewalt an das Oberhaupt bes größten 
rein deutſchen Staates Seitend bes deutſchen Volles erfolgen werde, 

fowie gleichzeitig an feinem in Uebereinftimmung mit der Reichsverfaſ⸗- 
fung gefaßten Beſchluſſe von 1864, wonach die Entſcheidung über den 
Träger ber Gentralgewalt der im Parlament vertretenen geſanunten 
Nation zufteht. Der Nationalverein widerholt endlich den Ausdruck 

feiner Weberzeugung, daß zu einer gebeihlichen Löſung ber beutjchen 
Frage im Wege der Neform der baldige Sieg eines wahrhaft freifin- 
nigen und nationalen Syſtems in Preußen bie erfte Bedingung ift. 
I. In Uebereinfimmung mit dem Beſchluſſe vom 1. November 1864 
erflärt der Nationalverein es widerholt als eine Pflicht bes beutichen 

Bolfes, zu wachen über dem Gelbftbeftimmungsrechte Schleswig-Hol- 
ſteins. Nur die Intereſſen Deutfchlands dürfen es befchränfen. Bei 
dem Mangel einer deutſchen Gentralgewalt fann nur Preußen zur Zeit 

die Vertheibigung ber deutfchen Küften und Grenzen im Norden wirkſam 
und nachhaltig durchführen. Mit Rüchſicht darauf erfennt der National 
verein die zwiſchen preußifchen Abgeordneten und dem engeren Aus- 
ſchuſſe der Schleswig-Holftein-Vereine getroffene Berliner Vereinbarung *) 
vom 26. März I. J. als eine genügenbe Baſis zur beiberfeitigen Ver⸗ 
ftändigung und zur Befriedigung der nationalen Intereſſen, ſoweit ſolche 

) S. 8.1. ©. 376. 
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vor Durchführung der deutſchen Reichsverfaſſung möglich ift. Nicht 
länger darf die Einberufung ber Landeövertretung ber Herzogthilmer 
verzögert werben. Unerträglich laſtet feit dem Wiener Frieden und dem 
Gaſteiner Vertrage auf dem von bänifcher Willkürherrſchaft befreiten 

Lande die Vergewaltigung durch deutſche Bundesgenoſſen, melde bie 
Herzogthlimer vollfommener Rechtloſigleit Preis gibt, ja nicht einmal 
vor ber gänzfichen Zerreifung der alten Verbindung Schleswig-Holfteins 

gurüdgeförest if." 
Der Bundestag bemühte ſich auch noch einmal mit einem neuen 

Antrag und Beihluf. Baiern, Sachſen und Heffen-Darmftat bean- 
trogten am 4. November: „an bie Regierungen von Defterreih und 
Brenfen das Erſucheu zu richten: 1) Daß fie baldigft eine aus freien 
Wahlen hervorgehende allgemeine Vertretung des Herzogthums Holftein 
berufen, um zur definitiven Löſung der bezüglich der Elbherzogthümer 
noch ſchwebenden Fragen mitzuwirken; 2) daß fie auf bie Aufnahme 
des Herzogthums Schleswig in ben deutjchen Bund hinwirken.“ Am 
18. November follte darüber abgeftimmt werden, aber nun erklärten 
Defterreich und Preußen, da fie ſich die Berufung der ſchleswig ⸗hol⸗ 
fleinifchen Stände vorbehielten, bis fie bie rechte Zeit gekommen eradj- 
teten. Ueber den Eintritt Schleswigs in den Bund zu verhandeln, 
hielten fte jetzt noch nicht für zeitgemäß und wünfchten den dießfallfigen 

Vorſchlag Baierns und Sachſens an den Ausſchuß verwiefen, was auch 
mit 8 gegen 7 Stimmen befchloffen wurde. Jene drei Megierungen 

erflärten nun, fie müßten diefen Beſchluß tief beffagen, wilcben ſich 

aber bemfelben fügen, da es nicht in ihrer Macht ftehe, ihren Beftre- 
bungen für eine andere Haltung des Bundes den gewünſchten Erfolg 

zu derſchaffen 
In den Herzogthiimern ſchalteten die beiden Großmächte ihren 

Neigungen und Bweden entfprechend. In Schleswig ſchritt die preu- 
Bifche Negierung ſcharf gegen die Agitation ber ſchleswig⸗ holſteiniſchen 

Bereine und die auguftenburgifche Preffe ein, und mußte wirklich durch 
ihre fefte, entſchiedene Haltung auch den abgeneigten Parteien Reſpect 

einzuflößen. Es fehlte auch nicht an einer Heinen muthigen preußifchen 
Partei, welde fih offen fiir die Bereinigung der Herzogthümer mit 
Preußen ausfprad. Die norddeutſche Zeitung in Flensburg fagte An⸗ 
fangs December: „Schon feit Längerer Zeit ift die particulariſtiſche 
Preſſe in Holftein nur noch beftrebt, den Einſturz ihres Kartenhaufes 

mühfam ‚zu verdecken. Sie hat gewahr werben müſſen, daß die miß⸗ 
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brauchten Redensarten von Selbſtbeſtimmungsrecht, von Recht und Ehre, 
von Sünde und Treubrud) ihren Zauber verloren, daß alle Denkenden 
und Verftändigen fich zu fragen beginnen, weldhen Erſatz diefe augu⸗ 
ſtenburgiſche Dynaftie, die weder zu magen noch zu vefigniven Im 
Stande gewefen, den Herzogthümern dafür bietet, daß fie biejelben in 
die bitterfte Feindſchaft mit ihrer natürlichen Schutzmacht zu verwideln 
bemitht ift. Gründe Hat die Kieler Hofprefe folgen Erwägungen nicht 

mehr entgegenzufegen; nur die allerfurzfichtigften Particulariften und ver- 

rannten demokratiſchen Doctrinärs entziehen ſich noch der Einfiht, daß 
gegenwärtig die Vereinigung des Landes mit Preußen der einzige Aus- 
weg aus endloſen Verwidelungen fein kann. Der Prinz von Auguften- 
burg ift uns nie ein Glaubensartilel geweſen, bie deutſche Zukunft 
diefes Landes aber mehr als ein Glaubensartikel. Diefe, nur dieſe 
allein ift das praktische Motiv unferes Handelns geweſen. Eine Ver- 

ſöhnung ift nicht mehr möglich; jeder wahrhafte und ehrliche Mann hat 
feine Wahl zu treffen zwifchen Preußen und Auguftenburg. Für ung, 
die wir den zuverfichtfichen Glauben an den hohen Beruf der Monarchie 
Friedrichs des Großen niemals verloren haben, Tonnte die Wahl nicht 
zweifelhaft fein. Wir Haben ung für Preußen entſchieden.“ In Hol- 

ftein bemühte ſich der öfterreichifche Statthalter, Feldmarſchall v. Gablenz, 
durch ein milbes Regiment fi) populär zu machen, und begünftigte die 
Partei des Herzogs don Auguftenburg, um Preußen die Annerion zu 
erſchweren. Doch gerieth er in einige Verlegenheit, als eine Maſſen⸗ 
verfammfung vorbereitet wurde, um eine auguftenburgiiche Kundgebung 
in Scene zu fegen. Er mahnte ab, verbot, erlaubte aber doch ſchließ— 
lich die Verfammlung unter der Bedingung, daß feine fürmlichen Be- 
fchlüffe gefaßt werden. Wirklich fand die Verfammlung am 23. Januar 

1866 in Altona ftatt und wurde von 3 bis 4000 Männern befucht. 
Einberufung einer fehleswig- holſteiniſchen Ständeverfammlung wurde 
dringend gefordert. Auch der Nationalverein und ber 36er Ausſchuß 
Hatten ihre Vertreter geftellt, zur Bürgichaft, daß ganz Deutſchland 
dem Lande umd dem Herzog im Kampf für feine Rechte beiftehen werde. 
An demfelben Tage, an welchem diefe Verſammlung ftattfand, richtete 
ber Freiherr v. Scheel-Plefjen mit 13 anderen Mitgliedern der Nitter- 
Schaft eine Abreffe an Graf Bismarck für Perfonalunion der Herzog- 
thümer mit Preußen und gegen bie öſterreichiſche Verwaltung in Hol- 
ftein. Die gegenwärtige Webergangsperiobe ziehe, fagten fie, unbere- 

Henbare Nachtheile für die Herzogthümer nad fi), deren längere Fort- 
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dauer das Land voliftändig bemoralifiren wirde Die Agitationen, 
deren außgefprochener Zwed eine rechtliche und moraliſche Unmöglichkeit 
fet, müſſen ben gefunden Sinn der Bevölkerung und ihr Urtheil über 
ihre heiligſten Intereſſen verwirren. Es gebe nur ein Mittel, dieſen 
Zuftänden ein Ende zu machen, die Vereinigung des Landes mit ber 
preußiſchen Monarchie. Die Bittfteller erhielten einige Wochen fpäter 

eine Antwort von Bismard, worin er fagte: unter ben verfchiebenen 
Formen, in melden die Nechte Preußens und die Intereſſen Deutfch- 

lands in den Herzogthümern gewahrt werben können, ſei ihm immer bie 
Bereinigung mit Preußen als die für Schleswig-Holftein vortheilhaftefte 
erfchienen. Die Thatſache, daß fo angefehene Männer im Lande, wie 
die Unterzeichner ber Adreſſe, biefe Ueberzeugung theilen, ermuthige die 
Regierung zu neuen Beftrebungen, die Zuſtimmung Defterreih zu dies 

fer Löfung der fehwebenden Frage zu gewinnen, und fo bie preußiſchen, 
von ber Fönigl. Regierung unter allen Umftänben feftzuhaltenden An- 
ſprüche unter Bebingungen zu befriedigen, welche gleichzeitig Wieber- " 

herſtellung einheitlicher Verwaltung der Herzogthümer herbeiführen und 
ihre Wohlfahrt ebenfo wie ihre Sicherheit verbürgen würden. Syn den 
Berhandlungen mit Defterreich fuchte Bismard bie Tängere Fortdauer 

ber damaligen Verwaltung in Holftein als durchaus unerträglich nach- 
zuweiſen. Schon am 20. Januar hatte er zu diefem Zweck eine Note 
nach Wien gerichtet und ausgeſprochen, daß dieſe Verhäftniffe auf die 
Beziehungen beider Höfe zurückwirlen müffen. Die Demonftration der 
Altonaer Maffenverfammlung beftimmte ihn, am 26. Januar eine zweite 
Note nach Wien abgehen zu laffen, worin er bie fortdauernde Begün- 
fligung der auguftenburgiichen Agitation von Seiten Defterreihs für 
eine Verlegung der bisherigen antirevofutionären Politit beider Regie- 

rungen erflärt, und wofern Oeſterreich darauf beharre, einen Bruch der 
bisherigen Allianz in Ausſicht ftellt. Man werde“ auch in Wien fühlen, 
daß bie in Altona flattgehabte Verſammlung ſchleswig-holſteiniſcher 
KRampfgenoffen und Vereine nicht mehr blos ein einzelnes Glied in ber 

Kette ſcheinbar unbedeutender Vorkommniſſe bilde, über welche fich Preu- 
gen feit lange zu beſchweren gehabt Habe, fondern daß fie eine ent- 
ſcheidende Wendung bezeichne, bei welcher es ſich herausſtellen milfje, 
welchen Character das Wiener Cabinet feinen Beziehungen zu Preußen 
geben wolle. Der Kampf gegen die Revolution, den Bismard hier in 
den Vordergrund ſtellt, war wohl mehr duch Rüdficht auf den König ge- 
boten, als das eigentliche Motiv für die Politil gegenüber von Schlesmig- 
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Holſtein und Oeſterreich. Der öſterreichiſche Miniſter Graf Mensdorff 
uͤeß ſich auch nicht auf Widerlegung dieſer Vormirfe ein, ſondern 

te durch feine am 7. Februar gegebene Antwort deutlich, daß bie 
öfterreichifche Regierung nicht gefonnen fei, den Geift ihrer Verwaltung 
in Holſtein zu ändern, daß fie vielmehr entſchloſſen fei, es auf einen 
Bruch ankdumen zu laſſen. Wir Heben einige Stellen der Antworts- 
note bier aus: „In ber einftweiligen Verwaltung Holſteins ift die kai⸗ 
ferliche Regierung nach der Webereinfunft von Gaftein feiner Controle 
unterworfen. Sie ift nicht bie alleinige Eigenthümerin der holſteiniſchen 
Souveränitätsredite, aber die Art der Ausübung berfelben iſt ihrem 
eigenen freien Ermeſſen überlaffen. Wie überall, fo vertritt fie auch 
im Norden Deutſchlands Hohe confervative Intereſſen, und ift ihre ernfte 
Sorge, daf ihre ganze Action in Holftein ben Anforderungen diejer 
Pflicht entſpreche. Allein ihr Verfahren in Holftein hängt nur von 
ihren eigenen Eingebungen ab, und fie betrachtet jede einzelne Frage, 

" „weldde im Bereiche ihrer dortigen Aominiftration auftauchen mag, als 
ausschließlich zwifchen ihr und ihrem Statthalter ſchwebend, jeder andern 
Einwirkung aber entzogen. Diefelbe Unabhängigkeit räumt fie in Schles- 
tig der Königlich preußiſchen Megierung ein.“ — — „Graf Mens- 
dorff fan ohne Zweifel dem Freiherrn v. Werther anvertrauen, wie 
die Regierung des Kaiſers über die Zulaſſung jener Altonaer Verfamm- 
tung denlt, welcher man übrigens in Berlin allzugroße Wichtigkeit bei- 
zulegen fcheint, Der Minifter des Kaifers aber muß ben Auſpruch des 
tgl. preufifchen Geſandten, Rechenſchaft über einen Aft der Verwaltung 
Holſteins zu erhalten, entſchieden zurüdweifen.” „In Altona haben 
wir gegen Preußen — deß werben wir geziehen — bie nämlichen 
Exceffe verüben laffen, die wir in Frankfurt gemeinſchafttich mit Preu- 
Ben verurtheilt Haben. Wie hat das Ygl. preußiſche Cabinet fi ber 

nabeliegenden Entgefhung ausfegen mögen, daß gerade Preußen ſich 
geweigert hat, ein Verbot folder Verfammlungen, wie fie in Altona 
ftattgefunden, für daß gefammte Bundesgebiet zu beantragen? Wäre 
eine Megelung von Bundeswegen erfolgt, jo hätte es Holftein nicht an 
einer feften Norm gefehlt, und die kgl. Megierung wäre nicht darauf 

beſchränkt, von ung die Wiebereinführung jener dänifchen Orbonnanzen 
zu verlangen, über deren Drud bie Herzogthümer ſich meift laut bes 
{werten und die wir nicht mehr in praftifcher Geltung vorfanden, al 
wir die Verwaltung Holfteins übernaßmen. — Der Kaifer, unſer Aller- 

gnädigfter Herr, beklagt diefe ganze Polemit. Schwer wird ©. Mai. 
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fi) entſchließen, zu glauben, daß König Wilhelm den Maßſtab für den 

Werth, welchen der Raifer auf feine Beziehungen zu Preußen legt, von 

Oeſterreichs Einwilligung oder Nichteinwilligung in ben Wunſch der 

Annegton der Herzogthlimer an Preußen werde entnehmen wollen. Ein 

fo einfeitiger Anſpruch ſteht den Gebanten des Königs ſicher ferne. 

Dennoc) fpricht die Lönigl. Regierung zu uns, al ob unfere fo natür- 

liche Weigerung, diefe Annerion ſich vollziehen zu laſſen, nicht anders 

als durch eine Müdkehr zu einer Politit verberblicder Eiferſucht und 
Rivalität erflärt werben könne. a fie fpricht, als ob fie von Oefter- 
reich im Kampfe gegen den gemeinfamen Feind, bie Mevolution, ver» 

laſſen und dadurch an der Ausführung ihres Willens gehindert fei, auf 
die Dauer mit und gemeinfame Wege zu gehen. — Möge die königl. 
Regierung einen unbefangenen Bli auf die jüngfte Vergangenheit wer- 

fen: Betrachtet fie Deutſchlands Zuftände, fo tritt ihr bie Thatſache 

entgegen, baß wir, weit entfernt, eine Coalition gegen Preußen bilden 
zu wollen, unfere Verhältniffe zu den Mittelftaaten der Allianz mit 
Preußen entſchieden nachgefegt, ja fo ernſtlich benadhtheiligt haben, wie 

dies die durch die Anerkennung des Königreichs Italien gelibte Vergel- 
tung befundet. — Wirft fie die Augen auf die Verhältniffe zwifchen 
den europälſchen Gabinetten, ſo wird fie befennen müſſen, daß mir 

überall als deutſche Macht und als Bundesgenoſſe Preußens gehandelt, 
niemals durch auswärtigen Druck auf Preußen zu wirken geſucht haben, 

- und ſelbſt die in Berlin fo viel geſchmähte Wirkſamleit unſeres Bot⸗ 
ſchafters in Paris hat ſtets nur den Zweck gehabt, Frankreich in feiner 
Politik der Enthaltung in ber fehlestwig-holfteinifhen Frage zu beſtärken. 

Eine Enttäufhung hat fomit die Handlungsweiſe bes Kaiſers, bie ſich 
unveränderlich nach den oberften Intereſſen des Friedens und der Orb» 
mung in Oeſterreich wie in Deutfchland und Europa regelt, dem Könige 

von Preußen nicht bereiten Können, und mit fefter Ueberzeugung lehne 
ich vom Taiferlichen Hofe den Vorwurf ab, daß in feinen Gefinnungen 
und Handlungen der Grund liege, wenn bie von Preußen nad ben 

Schlußworten des Herrn Grafen v. Bismard aufrichtig angeftrebte 
intime Gemeinfamfeit der Geſammipolitik beider Mächte fi nicht ver- 
wirklichen ließe.“ 

Die öfterreichiichen Behörden in Holſtein fuhren fort, die auguften- 
burgiſche Partei zu begünftigen und diejenigen, welche ſich an einer 
preußenfeinbfichen Agitation betheiligten, in ihren Schug zu nehmen. 
ALS das Kammergeriht in Berlin die Auslieferung des in Altona fi) 
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aufhaltenden Redacteurs May verlangte, verweigerte das Gericht in Al⸗ 
tona dies, und Gablenz lehnte jede diplomatiſche Verhandlung mit Preu⸗ 

Ben über dieſe Angelegenheit ab. Zugleich kam Gablenz den Wünſchen 
der Holſteiner nach Einberufung der Stände dadurch entgegen, daß er 
wenigſtens die Einberufung einer Commiſſion von 15 Notabeln zur Be— 
gutachtung des Budgets anordnete und ſich bei diefer Gelegenheit für bie 
Giltigkeit der holſteiniſchen Verfaſſung von 1854 ausſprach. 

In Schleswig dagegen entfernte der preußiſche Statthalter General 
Manteuffel die auguſtenburgiſch geſinnten Beamten von ihren Stellen, 
ſchritt gegen jede Demonftration zu Gunſten des Prinzen mit Poligei- 

mafregeln ein, und verbot auf’ ftrengfte die Anwendung des Präbicats 

Herzog und die Bezeichnung Friedrich VIII. Das Stärffte war aber 
ber Erlaß einer Königlichen Verordnung vom 11. März 1866, wonach 
jeder Verſuch, einer anderen landesherrlichen Gewalt als der preußiſch- 
öfterreichifchen in den Herzogthüimern oder in einem berfelben Geltung 
zu verfchaffen, mit Zuchthaus von 5 bis 10 Jahren beftraft werben 
folfte. In Preußen fand das entſchiedene Auftreten der Regierung in 
der fchleswig-holfteinifchen Frage immer mehr Billigung und fie Hatte 
die Mehrheit des Volles unzweifelhaft auf ihrer Seite. Nır die Mehr- 
heit des Abgeorbnetenhaufes beharrte auf ihrer Oppofition. Am 15. Jar 
nuar 1866 wurden die Situngen wieder eröffnet. Aber diesmal machte 
Graf Bismard, der ftatt des Königs die Thronrebe hielt, gar feinen 
Verſuch zu einer Verföhnung. In Betreff der ſchleswig - holſteiniſchen 
Frage kündigte er die Vereinigung Lauenburgs mit ber Krone Preußen 

an; von ben anberen beiden Herzogthümern fagte er, die fchließliche 
Entſcheidung fei durch den Vertrag von Gaftein einer weiteren Verftän- 
digung vorbehalten; Preußen aber habe „in dem Beſitz Schleswigs und 
der in Holftein gewonnenen Stellung ein außreichendes Pfand dafiir er- 
haften, daß diefe Entſcheidung nur im einer den deutſchen National- 
intereffen und den berechtigten Anfprüden Preußens entfprechenden Weiſe 
erfolgen werbe. Geftügt auf bie eigene, durch das Gutachten der Kron- 
ſyndici beftärfte rechtliche Ueberzeugung ift Se. Majeſtät ber König ent- 
ſchloſſen, dieſes Pfand bis zur Erreichung des angedeuteten Zieles unter 

alfen Umftänden feftzuhalten, und weiß ſich in biefem Entſchluſſe von 

der Zuftimmung feines Volkes getragen." Waren die Abgeordneten ſchon 
dadurch verftimmt, daß ihnen von Seite der Regierung gar feine Con- 

ceffion in Ausficht geftellt wurde, fo kam noch ein befonderer Vorfall 
dazu, der die oppoſitionelle Stimmung fteigerte. Zwei Abgeordnete, 
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Tweſten und Frenzel, waren ſchon im vorigen Jahre wegen injuriöfer 
Aeußerungen tim Abgeorbnetenhaufe gegen ben Juſtizminiſter gerichtlich 
verfolgt worden. Die Sache war folgende: Jene Abgeordneten glaubten 
duch die im Juſtizminiſterium übliche Anftelung proviſoriſcher Hilfe- 

richter die Unabhängigfeit des Nichterftandes gefährbet und machten bem 
Grafen von ber Lippe Heftige Vorwürfe darüber. Die betreffende lage 
des Staatsanwaltes war jebod mit Bezugnahme auf einen Artikel der 
Berfaffung, welcher den Abgeordneten vollfommene Mebefreiheit verbirgt, 

abgewiefen worden. Nun appellirte aber der Staatsanwalt an das 
Obertribunal, und dieſes faßte am 29. Januar 1866 einen Beſchluß, 
wodurch eine neue Auslegung jenes bie Mebefreiheit zuſichernden Artikels 

der Verfaſſung verſucht umd die Straflofigkeit jener Abgeorbneten in 
Frage geftellt und beſchränkt wurde. Diefer Beſchluß des Obertribunals 
fand affgemeine Migbilfigung, und da man hörte, daß er nur mit einer 
einzigen Stimme Mehrheit und nur durch Beiziehung zweier Hilfsrichter 

zu Stande gefommen fei, fo vermehrte dies ben Unmwillen gegen das 

Syſtem des Juftizminifters. Die Sache wurde im Abgeordnetenhaus 
zur Sprache gebracht und Hoverbeck ftelfte mit 162 Genofjen den An— 
trag, die Anklage gegen Tweſten und Frenzel und ben biefelhe beftäti- 
genden Beſchluß des Obertribumals für einen Eingriff in «bie verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Abgeordnetenhaufes zu erflären und zum Voraus 
gegen jede Verurtheilung der Angeklagten, fowie gegen ähnliche Schritte 
der Staatsanwaltſchaft in Beziehung auf Abgeordnete zu proteſtiren. 
Diefer Antrag wurde am 10. Februar mit großer Majorität angenom- 
men. Einige Tage vorher erklärte das Haus bie Vereinigung bes 
Herzogthums Lauenburg mit der Krone Preußen für vechtsungiltig, fo 
Tange nicht die verfaffungsmäßige Zuſtimmung beider Häufer erfolgt fei. 
Ein weiterer Aft der Feindſeligkeit der Abgeorbneten gegen bie Regierung 
war eine Erflärung gegen die im Laufe des vorhergehenden Sommers 
verfügten Mafregeln zur Verhinderung eines zu Köln veranftalteten 
Abgeorbnetenfeftes, welche für gefegwibrig erklärt wurben. Alle dieſe 
drei Beſchlüſſe erflärte Graf Bismard in einem Schreiben vom 18. Fe— 
bruar an das Präfidium der Kammer nicht annehmen zu können, da fie 
eine Ueberſchreitung ihrer Befugniffe enthalten, und einige Tage naher 
(am 23. Februar) verfündete ein königliches Derret den Schluß des 
Landtags, da auf dem vom Haufe eingefchlagenen Wege das Land ern- 
teren Zerwürftiffen entgegengeführt und eine Ausgleichung der beftehenden 

auch für die Zukunft erſchwert würde. 
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Jetzt hatte der Mintfterpräfident für die auswärtigen Angelegen- 
heiten freiere Hand, und er ſchritt mm unbedenklich vor, um feine längft 
gehegten Plane.zur Ausführung zu bringen. Schon ehe ber Gafteiner 
Vertrag abgefchlofien worden war, hatte er dem König borgefchlagen, 
einen Schritt zur Löſung der deutfCher® Frage zu thun, und kam jegt 
wieder darauf zurüd. Der König follte, meinte er, die Allianz des 
beutfchen Volkes gegen Defterreich zu gewinnen fuchen und die Reichs- 
verfaffung des Jahres 1849 proclamiven. Zur Ausführung dieſer Maß⸗ 
regel hielt er fich zwar felbft, wegen feiner Untecedentien nicht fir ge⸗ 

eignet; er bot feinen Rücktritt an, dann möge ber König Männer ber 
fiberalen Partei berufen und mit biefen den Kampf gegen Defterreich 

führen. Aber davon wollte der König nichts wiſſen; er war vielmehr 
geneigt, als letztes Mittel zur Verföhnung mit Defterreih, dieſem bie 
Garantie Venetiens anzubieten, um dadurch die Nachgiebigkeit Defterreichg 
in Betreff der Annerion Schleswig. Holfteind zu erfaufen. Dagegen 
widerſetzte ſich Bismarck entſchieden, weil dadurch wohl die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Frage gelöst, für Deutſchland aber nichts gewonnen worden 

wäre. Ueberhaupt hielt er es nicht für klug, ſich Oeſterreich gegenüber 
zu binden, da hiedurch eine Allianz mit dem Königreich Italien, welche 

Bismard ernſllich in's Auge faßte, unmöglich geworden wäre. Dieſe 
wünſchte er um fo mehr, als er glaubte, jet fei ber geeignete Zeitpunlt 
zu einer Triegerifchen Entſcheidung gekommen. In dieſer Anficht wurde 
er beſtärkt, da ihm auch von Wien die Nachricht zukam, daß dort die 

friedliche Stimmung, die den Vertrag von Gaſtein bewirkt hatte, einer 
mehr kriegeriſchen gewichen ſei, und daß die Kriegspartei, welche von 

Erwerb Schleſiens zum Erſatz für Schleswig-Holftein und von einer 
Reftanration in Italien träumte, ben Kaifer für fich gewonnen habe. 
Ein fehr wichtiges Moment der politifchen Lage, das von Preußen in 
Rechnung genommen werden mußte, war das muthmaßliche Verhalten 

Napoleons. Es war natürlich, daß Bismarck ſich darüber Gewißheit zu 
verſchaffen fuchte und alle Mittel anwandte, um die genaueften Nachrichten 
darüber zu erhalten. Als er nun noch im Oftober 1865 nad dem 
Babeort Biarrig reiste, wo damals Napoleon weilte, und erft Anfang 
Novembers über Paris nach Berlin zurüdfehrte, jo nahm man mit 
Sicherheit an, daß diefe Reife in ein entferntes Pyrenäenbab nicht blos 
den Zweck der Erholung gehabt, fondern einer politifchen Unterredung 
mit Napoleon gegolten Habe. Man fihrieb befonbers nachher biefer 
voransgefegten Zuſammenkunft die wichtigfte Bedeutung zu nud ſetzte fie 
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in eine Linie mit der Zuſammenkunft Cavours mit Napoleon in Plom- 
bieres. Die Zeitungen behaupteten mit Beftimmtheit, daß der Plan des 

fpäteren Krieges mit Oefterreich ausführlich beſprochen und gegenfeitige 
Bedingungen ausgetaufcht worden feien. Üranzöfifche*), italieniſche und 
deutſche Publiciften wußten je nach ihrem politifchen Stanbpuntt den 

Inhalt der Unterredung zwifchen Bismard und Napoleon genau anzu⸗ 
geben. Letzterer foll fir den all eines Krieges zwifchen Preußen und 
Defterreich mindeftend Neutralität zugefagt, fi) dagegen für ben Fall 
eines für Preußen glücklichen Ausgangs Abtretungen deutſchen Gebietes 
ausbedungen und Bismard diefe auch zugefagt haben. Bon anberer 
Seite wird erzählt, daß Bismard gegen Napoleon die Hoffmmg aus- 
gefprochen Habe, er werde fich neutral verhalten, und daß er ihm, als 

Napoleon mit einer Bufage in diefem Sinme gezögert, angebeutet habe, 
im Fall Frankreich Oeſterreich ımterftügen wollte, würde Preußen ſich 
genöthigt fehen, mit Rußland ein Bündniß zu ſchließen, bei deffen ber 
lannter Gefinnung gegen Defterreih es an Bereitwilligkeit dazu nicht 
fehlen wirbe. Erſt Hierauf Habe Napoleon feine Neutralität für den 
Fall eines Rrieges zwiſchen Preußen und Oefterreich in Ausſicht geſtellt. 
Es ift nicht näher befannt geworben, was Bismarck damals mit Napo— 
leon, fei e8 in Biarrig ober fpäter in Paris, verhandelt hat, aber das 
darf wohl mit Sicherheit angenommen werben, baß er ſich über das 
wahricheinliche Verhalten Napoleons unterrichtet, und daß er ihm feine 
Verſprechungen von Compenfationen gemacht hat, da man ſich fonft von 
Bonapartifcer Seite gewiß fpäter darauf berufen Haben würde. Aus 

den Enthüllungen?*), die Bismarck im Jahre 1870 vor dem Ausbruch) 
des beutfch-franzöfifchen Krieges gegeben hat, ift wohl zu fchließen, daß 
Napoleon ihm damals Anerbietungen machte, welche Bismard ſich wohl 
hütete anzunehmen, die ihm aber bie größte Wahrfcheinlichfeit gewährten, 
daß Napoleon in Hoffnung auf fpäteren Lohn fich nicht feindfelig ver- 
halten werde. Wenn Bismare nicht ſicher gewefen wäre, daß Napoleon 
vorerft neutral bleiben werde, fo hätte er vor Beginn bes Krieges im 
Sommer 1866 die Rheingrenze nicht umbefegt laſſen dürfen. 

Auf die Stellung Napoleons zu Deutſchland und auf die Plane 

*) Bol. Jules Klaczko, Les pröliminaires de Sadowa in ber Revue des 
deux mondes 1868, vol. LXXVII, p. 365 u. ff. u. 521 n. ff; unt Chiala, Cenni 
storiei su i preliminari della guerra del 1866, I, 70 n. ff. 

**) &. befonders has Rundſchreiben Bismarde vom 29, Juli 1870. 
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Bismarcks werfen auch die neuerlich veröffentlichten Nachrichten über die 
Entftehung des preußiſch⸗ italieniſchen Bündniffes*) einiges Licht. Wir 
müſſen daher die Geſchichte deſſelben etwas ausführlicher erzählen. 

Der Gegenfag Preußens zu ber öſterreichiſchen Politik hatte erfteres 
ſchon im Juli 1862 dazu geführt, das neue Königreich Italien anzuer- 
fennen, während Oeſterreich umd bie zu ihm haltenden deutſchen Staaten 
ihm Hartnädig die Anerkennung verweigerten. Bald nad dem Eintritt 
Bismarcks in das preußiſche Minifterium geſchah ein weiterer Schritt 
der Annäherung, indem der italieniſche Gefandte am preußiſchen Hofe 
de Launay ben Auftrag befam, feiner Negierung die Frage vorzulegen, 
welche Haltung fie im Falle eines Krieges zwifchen Preußen und Oefter- 

reich einnehmen würde. Diefe Frage fehlen dem Geſandten fo wichtig, 
daß er zu perfünlicher Erledigung derſelben nad) Turin reiste. Das 

Minifterium Farini antwortete ohne Bögerung, daß Italien mit jedem 
Feind Defterreichs zufammenftehen würde. Bismarck fand damals in 
Berlin ſelbſt allzuviele Schwierigkeiten, um ben Gebanten an ein Bünd⸗ 
niß mit Italien weiter verfolgen zu können, und in Italien herrſchten 
die franzöſiſchen Sympathien zu fehr vor, als daß man fi dort 
hätte bewogen finden können, die Verbindung mit Deutfchland be— 

fonder8 zu fuchen und zu pflegen. Indeſſen wurde der Handelövertrag 
zwiſchen Italien und dem Zollverein betrieben, ber im December 1865 
zum definitiven Abſchluß kam und die Folge hatte, daß felbft Sachſen 
und Baiern das Königreich Italien anerkennen und in biplomatifchen 
Verkehr mit demfelben treten mußten. Im Auguft 1865 wurde von 

dem preußifchen Gefanbten in Florenz, dem Grafen Ufedom, zum zweiten 
Mal im Auftrag Bismards an das damalige Minifterium La Marmora 
die Anfrage gerichtet, wie e8 über einen in Gemeinfchaft mit Preußen 
gegen Oeſterreich zu führenden Krieg benfe, mit der Anbeutung, daß 
diefer Fall bald eintreten könnte. Das Minifterium erwiderte: die Ges 

finnungen der Italiener Hinfichtlich Oeſterreichs ſeien befamnt, aber man 
könne ſich nicht in fefte Verſprechungen einlaffen, ehe das Miniſterium in 
Berlin fih über feine Abfichten und Plane näher ausgefprochen habe. 

*) ©. R. Bonghi, L’alleanza prussiana e l'acquisto del Veneto. Nuovo 
antologia 1869, ©. 77. Jacini, due anni di politica italiana. Milano 1868. 

Heine. Homberger, Die preußiſch-italieniſche Allianz von 1866, in dem preuß. Iahr« 
Büchern Bd. 28, Jahrg. 1874 IT, Artikel 1-4, und Bd. 9: Yacini, Eine 
Stimme aus Italien über das preußiſch- italieniſche Bündniß. Auch die Flugſchrift: 
General Marınora und die preufilfritafienifcie Mliang. Leipzig 1868. 
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Auch verhehlte La Marmora nicht, daß er vorher den Math Kaifer Na- 
poleons einholen müfle. Doc; machte er Vorbereitungen zum Kriege 
und Tieß die Stellung Oeſterreichs am Mincio näher unterfuchen, um 
einen Angriffspunft zu ermitteln. Aber während diefer Vorarbeiten kam 
die Nachricht von der Convention zu Gaftein; man fand ſich in Turin 
ſehr enttäufcht und klagte über die Unzuverläffigkeit Preußens. Der 
italieniſche Minifter knüpfte nun Unterhandinngen in Wien an, über Ab- 
tretung Venetiens gegen eine Geldentjhäbigung, aber man wies dort die 
Anerbietungen entſchieden zurüd, da der angetragene Handel unverträglich 
mit der Ehre und Machtſtellung Oeſterreichs fei. Ende Februars 1866 
erging durch Vermittelung des preußifchen Gefandten in Paris eine neue 
Aufforderung an bie italienifche Regierung, fie möchte einen in militä- 
riſchen und biplomatifchen Dingen bewanberten Mann nad) Berlin ſchicken, 
um über ein Bündniß zu gemeinfchaftlicher Kriegsführung gegen Oeſterreich 
zu unterhandefn.. La Marmora wählte einen ber tüchtigften Offiziere der 
Armee, den General Govone, welcher ſchon 1850 im preußifchen Lager 

den ſchleswig / holſteiniſchen Feldzug mitangefehen und fich von der Tüch⸗ 
tigfeit der militärifchen Leiftungen Preußens überzeugt Hatte Er wurde 
unter bem Vorwand, das Syſtem bes preußiſchen Feſtungsbaues kennen 
zu lernen, nach Berlin geſchickt, und ſollte in Gemeinſchaft mit dem or⸗ 
dentlichen italieniſchen Geſandten in Berlin, Graf Barral, die Verhand⸗ 
lungen führen. Bismarck machte bei der erſten Begegnung einen impo— 
nirenden Eindruck auf Govone, er ſchrieb nach Haufe: „Das iſt unſer 
Cavour wie er leibt und lebt.“ Aber in ſeiner Erwartung, er werde 

nun mit den preußiſchen Staatsmännern und Generalen einen Feldzugs- 

plan zu entwerfen haben, fah er ſich getäufcht, denn Bismarck erklärte 
ihm in einer Unterrebung am 14. März, daß die Dinge noch nicht fo 
weit gebiehen feien. Die öffentliche Meinung nehme an einem Kriege 
gegen Oefterreich noch Anftoß, zumal wenn Preußen als im Einverftänd- 

niß mit Frankreich handelnd erſcheine. Es fei allerdings feine Abficht, 
eine Lage zu ſchaffen, aus welcher der Krieg nothwendig hervorgehen 
müſſe, aber feine Stellung in Preußen und Deutfchland fei noch zu 
Holirt, er müſſe vorher einen Anhang und Rüchalt gewinnen. Diefen 

hoffe er zu befommen, wenn er die große Frage der Bunbesreform und 

der Berufung eines durch aligemeine Abftimmung zu wählenden Parla- 
ments aufwerfe. Auf diefem Wege fei der Bruch mit Defterreich un- 
vermeidlich und er werde in dem nächften fünf bis ſechs Monaten erfol- 

gen. Dann fei der Augenblie für den Abſchluß einer Allianz zum ger 
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meinſamen Kriege gekommen, welcher für Italien die Erwerbung Venetiens 
und für Preußen Gebietsvergrößerung in Norddeutſchland bringen werde. 
Vor der Hand aber müſſe man ſich mit einem allgemeinen Freundſchafts- 
bündniß begnügen. *) 

Diefe vertrauliche Eröffnung erregte bei Govone den Verdacht, es 
fei dem preußiſchen Minifter überhaupt nicht Ernſt mit dem Bimdniß. 
Er ſchrieb nach Florenz, es fei feine Ausſicht, mit dem preußiſchen Ca- 
binet zum Ziele zu kommen, und erffärte dem Grafen Bismard, bei der 
großen Aufregung in Italien könne man nicht ſechs Monate lang warten, 
mit dem Riſico, daß die Spannung in einer neuen Täufchung endige wie 
bei Gaftein. Nun erbot ſich Bismard, die Einzelheiten feines Programms 
darzulegen und die Phaſen anzugeben, die es noch durchlaufen müffe. Ex 
müffe mit Behutjamfeit vorgehen und verfuchen, ob nicht der Bund, wenn 
nicht zur Unterftügung gegen Oeſterreich, doch zur Neutralität zu bewegen 
fei; auch fei der König dem Krieg noch zu fehr abgeneigt und werde ſich 
nicht eher dazu entjchließen, als bis er die Weberzeugung gewonnen habe, 
daß man es in Wien auf Demüthigung Preußens abgefehen habe. Diefe 
Einfiht werde nicht außbleiben und dann fei ber Krieg auch gewiß, benn 
König Wilhelm werde nicht Handeln wie fein Bruder im Jahre 1850. 

Da das italienifche Cabinet auf feinem Mißtrauen beharrte und ſich zur 
Rechtfertigung deffelben immer wieder auf die Erfahrung von Gaftein 
berief, deutete Bismard an, daß dieſe Uebereinkunft gegen feinen Rath 
und Willen abgefchloffen worben fei und daß er ſich dabei dem Willen 
feines Königs habe unterwerfen müffen. Endlich erklärte er fich auf das 
wiberholte Drängen der Sytaliener bereit, ſogleich loszuſchlagen, wenn 
Italien zuerft den Krieg gegen Oefterreich erfläre; in diefem Falle werde 
er gewiß feinen König zum Eintritt in die Action und zum Offenfiv- 

bündniß mit Italien beftimmen können. Das wollten die Italiener aber 
doch nicht, fie fürcteten von Preußen nur als Werkzeug benutzt zu wer- 
den, und dann fpielte bei aller Kriegsluft die Hoffnung dazwiſchen, Ver 
nebig ohne Schwertſtreich mit Hilfe Frankreichs durch Unterhandlungen 

au befommen. Endlich machte Bismarck den Vorſchlag, einftwweilen einen 
in allgemeinen Ausdrücken gehaltenen Bünbnißvertrag abzuſchließen, aber 

damit die Erklärung zu verbinden, daß, wenn genauer beftummte Veran⸗ 

laſſungen zum Kriege einträten, die beiden Mächte zu einem Offenfio- 
und Defenſivbündniß fehreiten follten, mit der gegenfeitigen Verpflichtung, 

*) &. Chiala, Cenni storici, I ©. 106. 
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daß Fein Theil die Waffen niederlegen dürfe ohne Zuſtimmung des anderen, 
und ohne baß beide ihren Zmed erreicht Hätten. Nun kam auch das dazu, 
daß man in Italien hörte, Oefterreich rüfte ernftlich und Habe auch die 
beutfchen Mittelftanten in vertraulichen Noten zur Kriegsbereitſchaft auf 
gefordert. Auch kam von Paris her Zufprud und Ermuthigung. Na 

poleon, der die Verpflichtung fühlte, den Italienern zu Venedig zu ver 
helfen, aber doch nicht felsft einen neuen Krieg mit Oeſterreich anfangen 
wollte, dachte, die Sache ließe ſich durch eine Preffion auf Defterreich 
vermittelt preußifcher Waffen ausrichten. Er rieth dem italieniſchen 
Minifterium zum Abſchluß eines Bündniſſes mit Preußen. Nun ertheilte 
La Marmora am 3. April 1866 feinem Gefandten in Berlin die Voll⸗ 
macht zum Abſchluß eines Vertrages. Diefer wurde denn wirklich auch 

am 8. April unterzeichnet und enthielt folgende wefentliche Punkte: Wenn 
die Unterhanblungen, welche Preußen mit ben übrigen deutſchen Regie— 
rumgen zum Behuf einer Reform des beutfchen Bundes eröffnen wird, 
fceitern und der König fich genöthigt fieht, die Waffen zu ergreifen, um 
feinen Vorſchlägen Geltung zu verfchaffen, fo wird Stalien, nachdem 

Preußen die Initiative ergriffen hat, ebenfalls den Krieg an Oeſterreich 
erffären. Bon dieſem Augenblid an wird es den Krieg führen mit allen 
Kräften, welde ihm zur Verfügung ftehen, und meber Stalien noch 
Preußen ſchließen Frieden oder Waffenftillftand ohne gegenfeitiges Ein- 
verftändniß. Diefes darf aber nicht verweigert werben, wenn Oeſterreich 
eingewilligt hat, Lombarbo-Venetien an Italien und einen biefer Provinz 
an Bevölferung gleichen Tandftrih an Preußen abzutreten. Wenn die 
öſterreichiſche Flotte das adriatiſche Meer vor der Kriegserllärung ver- 

läßt, wird Italien eine hinreichende Anzahl von Schiffen in die Oftfee 
ſchicken, um fi mit der preußifchen Flotte zu verbinden. Diefer Vertrag 

ſoll als erloſchen gelten, wenn Preußen nicht binnen drei Monaten ben 

Krieg an Defterreich erklärt hat.*) 
Man Hat damals dieſes Bundniß Preußens mit Italien den preu- 

ßiſchen Staatsmännern fehr zum Vorwurf gemacht und es in eine Linie 
geftellt mit einem etwaigen Bünbnig deutfcher Fürſten mit Frankreich. 
Aber dies war ganz unberechtigt, denn Italien war micht wie Frankreich 
der Feind Deutſchlands, der baffelbe feit Jahrhunderten zu berauben und 

zu unterbrüden fuchte; Deutſchland war vielmehr der Leidensgenofje 

*) Der Bortlaut des Vertrags ift zuerſt veröffentfiht in: Bonghi, l’alleanza 
prussiana x., erfhienen im Auguſt 1870, ©. 135. S. auch Preußiſche Jahrbücher 
Bd. 28, ©. 237 u. ff. 

atapfel, Einfeitäbefttebungen. IL. 2 
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Italiens, beide von Oeſterreich an ihrer natürlichen nationalen und po- 
litiſchen Entwicllung gehindert. Wir Haben uns ſchon oben bei der Ge- 
ſchichte des italienifchen Krieges von 1859 zu der Anficht befannt, daß 
die itafienifche Erhebung gegen Oeſterreichs Fremdherrſchaft die lebhaf⸗ 
teften Sympathien Deutſchlands verdient Hätte, und finden daher auch 
in dem 1866 von Preußen abgefcjloffenen Bündniß nichts Arges, ſondern 
nur eine ganz berechtigte, auf gemeinfame nationale Intereſſen gegründete 

Allianz, die natitrlichfte, die Preußen ſchließen konnte. Site bedarf daher 
feiner Entſchuldigung, fondern war unzweifelhaft von einer richtigen, vor⸗ 
urtheilglofen Stoatsfunft geboten. 

Inzwiſchen half die öfterreichifche Politif dem Grafen Bismard, die 
Schwierigkeiten zu überwinden, die er bei Ausführung feines Planes, bie 

Entſcheidung zwiſchen Defterreich und Preußen durch Waffengemalt herbei- 

zuführen, fand. Wir haben gefehen, daß er fich heute, vor der öffent- 
lichen Meinung als Angreifer zu erfdeinen, und fi bemühte, feinem 
König durch Thatfachen die Ueberzeugung beizubringen, daß man nicht 

durch friedliche Mittel mit Defterreich in's Klare komme. Da that ihm 
Graf Mensdorff am 16. März den Gefallen, eine „ganz vertrauliche” 

Eirculardepefche an die Oefterreich befreundeten deutfchen Cabinette zu 

richten, worin er den biplomatifchen Operationsplan und ben bereits 

feftftehenden Entſchluß zum Kriege verrieth. Die Depefche enthielt den 
Wortlaut der Anträge, die Defterreich einige Monate fpäter am Bundes- 

tag ftelfte, und welche eine Kriegserklärung in fich fehloffen. Oeſterreich 
wollte ſich von der Verpflichtung, eine definitive Entſcheidung über das 
Geſchick der Herzogthlimer nur in Gemeinſchaft mit dem Berliner Cabinet 
zu treffen, losſagen und biefelbe der Majorität des Bundes aufladen, 

die Preußen überftimmen und daſſelbe zwingen follte, der Entſcheidung 
des Bundes fih zu unterwerfen. Schließlich werden die befreundeten 
Regierungen gebeten, das 7., 8., 9. und 10. Bundesarmeecorps kriegs⸗ 
bereit zu halten, um im Verbande mit ber öfterreichifchen Armee aufge 
ftelit zu werben. Diefe Note kam alsbald zur Kenntniß der preußiſchen 
Regierung, wurde jedoch erft einige Monate fpäter alfgemein bekannt. 

Bismard aber benutzte biefe Thatfahe, um feinem König zu beweifen, 
daß Preußen wirklich bedroht fei. In einem Artikel der Kreuzzeitung 
wurde auf die Rüftungen in Oeſterreich und Sachſen hingewieſen, welche 

Preußen zu Gegenrüftungen zwängen. Letzteres war durch feine neue 
Milttärorgantfation in ber günftigen Tage, ohne dich außerordentliche 
Maßregeln Aufjehen zu machen, alle erforderlichen Vorbereitungen fir 
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den Krieg treffen zu können, während in Oeſterreich die Beurlaubten 
und Referven aus entfernten Gegenden in die Garnifonsorte eingezogen 

werben mußten. 

Der öſterreichiſche Gefandte in Berlin richtete an Bismarck bie 
ſchon in jener vertraulichen Circulardepeſche angefünbigte Frage, ob benn 
die preußiſche Megierung wirklich die Gafteiner Convention gewaltfam 
brechen wolle. Bismard antwortete mit einem verclaufulirten Nein, 

und richtete am 24. März eine Circulardepeſche an ſämmtliche deutſche 
Regierungen, worin er unter Darlegung der thatfächlichen Lage die Trage 
an fie ftellt, ob und im welchem Mafe er auf den guten Willen der 
Einzelſtaaten zählen dürfe. Nachdem er von den nothwendigen DBore 
Tehrumgen gegen die Nüftungen und Drohungen Oeſterreichs gefprochen, 
fährt er fort: „Aber Mafregeln zu unferer augenblidtichen Sicherung 
find nicht das Einzige, was die Situation von und gebieterifch fordert. 
Die Erfahrung, welche wir wiederum über die Buwerläffigfeit eines 
Öfterreichifchen Bindniffes und über die wahren Gefinnungen des Wiener 
Cabinets gegen und gemacht haben, nöthigen ung, auch bie Zukunft in’s 
Auge zu fafen und ung nad; Garantieen umzufehen, welche und die 
Sicherheit gewähren Lönnen, die wir in dem Bunde mit ber andern 
deutſchen Großmacht nicht nur vergebens gefucht haben, fondern fogar 
durch dieſelbe bedroht fehen. Preußen ift durch feine Stellung, feinen 
deutſchen Charakter und durch die deutſche Gefinnung feiner Fürften vor 
Allem zunächft darauf angewiefen, diefe Garantieen in Deutſchland felbft 

zu fuchen. Auf dem Boden der deutſchen Nationalität und in einer 
Kräftigung der Bande, welche und mit ben übrigen deutſchen Staaten 
verbinden, dürfen wir hoffen und werben wir immer zuerft verfuchen, die 
Sicherheit der nationalen Unabhängigkeit zu finden.” — — „Die ab» 
norme Lage, in welche Preußen durch die feindfelige Haltung ber andern 
im Bunde befindlichen Großmacht gebracht ift, drängt uns die Roth 
wendigkeit auf, eine ben vealen Verhältniſſen Rechnung tragende Reform 
des Bundes in Anregung zu bringen. Das Bedürfniß berfelben wird 
fi für uns um fo dringlicher fühlbar machen, je weniger wir auf die 
eben geftellte Frage hinſichtlich des Beiftandes, den wir zu gewärtigen Haben, 
eine befriedigende Auskunft erlangen; abmeifen aber können wir es in 
feinem Falle, und wir glauben in ber That, daß wir dabei nicht nım 
in unferem eigenen Intereſſe handeln. Schon durch die geographiſche 
Lage wird das Intereſſe Preußens und Deutfchlands identiſch — dies 
gilt zu unſern wie zu Deutſchlands Gunften. Wenn wir Deutſchlands 

g* 
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nicht ficher find, if unfere Stellung gerade wegen unferer geographiichen 
Rage gefährbeter, als die ber meiften andern europäiſchen Staaten; das 
Schickſal Preußens aber wird das Schidfal Deutfchlands nach fich ziehen, 

und wir zweifeln nicht, daß, menn Preußens Kraft einmal gebrochen 
wäre, Deutſchland an der Politik der europäiſchen Nationen, nur noch 

paſſiv betheifigt bleiben wiirde. Dies zu verhüten, follten alle deutfchen 

Regierungen als eine heilige Pflicht anfehen, und dazu mit Preußen zu- 
fammentwirfen. Wenn der deutſche Bund in feiner jetzigen Geftalt und 

mit feinen jegigen politifchen und milttärifchen Einrichtungen ben großen 
europäifchen Kriſen, die aus mehr als einer Urfache jeden Augenblic 
auftauchen können, entgegengehen ſoll, fo ift nur zu ſehr zu befürchten, 
daß er feiner Aufgabe erliegen und Deutſchland vor dem Schidfale 

Polens nicht fügen werde.” — „Wir erjuchen die ..... Regierung, 
auch ihrerfeitS die Verhäftniffe ernſtlich und eingehend in Erwägung zu 
stehen, und behalten wir ung baldige weitere Eröffuungen in biefer 

Richtung vor. Zunächft aber haben wir von berfelben eine Beantwortung 
der oben angebeuteten Frage zu erbitten, ob und in welchem Maße wir 
auf ihre Unterftügung in bem Falle zu rechnen haben, daß mir von 
Defterreich angegriffen oder durch unzweideutige Drohungen zum Sriege 
genöthigt werden?" — — 

Die deutfchen Regierungen antworteten, wie man in Berlin wicht 
ander erivartet hatte, ablehnend ober ausweichend. Sie beriefen ſich 
auf die Bundesacte, in deren Artikel 11 fich die Bundesglieder verbind- 
fi machen, einander unter Teinerlei Vorwand zu befriegen, noch ihre 
Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei der Bundes⸗ 
verfammlung anzubringen, welche dann eine Aufträgalinftanz zu beftellen 
babe, deren Ausſpruch ſich die freitenden Theile zu unterwerfen haben. 
Auch die Wiener Schlußacte wurde citirt, dig in Artifel 19 beftimmt: 
„Wenn zwifchen Bundesgliedern Thätlichkeiten zu beforgen find, fo ift 

die Bundesverſammlung berufen, vorläufige Maßregeln zu ergreifen, 
wodurch jeder Selbfthilfe vorgebeugt und ber bereits unternommenen 
Einhalt gethan werde." Zwiſchen Defterreih und Preußen wurden 
vorläufig noch Verſicherungen gewechſelt, daß man einander nicht be- 
friegen wolle: am 31. März erging von dem Wiener Cabinet die Er- 

Härung, daß den Abfichten des Kaiſers nichts ferner liege, als ein offen- 
fives Auftreten gegen Preußen, und Bismarck erwiderte am 6. April: 
daß der Künig keineswegs einen „Angriffskrieg" gegen Oeſterreich beab- 
fiohtige. Aber am 28. März wurde in Berlin ein Miniſterrath gehalten, 
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in welchem über die militäriſche Lage und bie in Defterreich in's Wert 
gefegten Müftungen berichtet wurde, und in Folge davon erließ der König 
den Befehl zu einer wenigſtens theifweifen Kriegsbereitſchaft. 

Das preußiſche Volt war keineswegs kriegeriſch geftimmt; man 
wollte ſchon deshalb feinen Krieg, weil derfelbe von Bismard betrieben 
wurde und weil es in ben Kreiſen ber liberalen Partei Grunbfag war, das 

zu mißbilfigen, was von. bem Minifterpräfidenten ausging. Die Libe- 
ralen fürchteten ernſtlich, ein Triegerifcher Erfolg der Bismardifchen 
Politil konnte der Verfaffung und der Freiheit gefährlich werden. Außer 

dem war in ben Stäbten, wo bie Jnbuftrie und der Handel in Blüthe 
und die materiellen Intereſſen in erfter Linie ftanden, der Gebante an 
den Krieg ſehr unpopulär. In der Preffe und in politifchen Verſamm⸗ 

fungen wurde zu Demonftrationen gegen die Kriegsplane aufgefordert. 
Die Kölnifhe Zeitung rief am 25. März den wohlhabenden Bürger- 
Hand zu Petitionen gegen ben Krieg auf, und verlangte dringend den 

Rüdtritt des Minifteriums Bismarck. Vierzehn Tage darauf richtete 
die Kaufmannſchaft in Berlin eine dringende Bitt-Abreffe an den König 
um Bewahrung des Friedens.  Defterreih war man viel Friegerifcher 
gefinnt. Ein Wiener Blatt verſicherte: „Wir fürchten den Krieg und 

feine Koften nicht, nur bie Rüftungskoften ohne den Krieg." Auch 
meinten die Defterreicher, der Krieg wäre daS befte Mittel, ihren 
Finanzen aufzuhelfen, in Berlin fei Gelb in Fülle. Doch. verlangte 
num Graf Mensborff als Antwort auf die Verficherung der preußiſchen 
Note vom 6. April, daß der König keinen Angriffskrieg beabftchtige, 

von Preußen Abrüftung und Zurücknahme des Mobilifirungsbefehls. 

Bismard erwiderte: Defterreich habe zuerft gerüftet, es folfe auch mit 
der Abrüſtung den Anfang machen. Gfleichzeitig aber warf er dem 
öfterreichifcen Cabinet den Fehdehandſchuh Hin durch einen am 9. April 
bei dem Bundestag eingebrachten Antrag auf Berufung eines beutfchen 
Parlamentes auf der Grundlage allgemeiner directer Vollswahlen. Er 
erinnerte in der Einleitung des Antrags an die Kritil der Bundes⸗ 
verfaffung, welche von Seiten Oeſterreichs bei Berufung des Fürften- 
tags nad) Frankfurt im Jahre 1863 ausgeſprochen war, an das Ge- 
ſtändniß, daß feine der beiden Großmächte fi mit irgend einem Grab 
des Vertrauens auf den Bund in feinem jegigen Zuſtand ftügen könne. 

Preußen habe zwar damals an den zur Abhilfe diefes Buftanbes ein- 
geleiteten Schritten ſich nicht betheiligen Tönnen, aber das Bedürfniß der 

Reform anerkannt und in jeiner Eröffnung an die beutfchen Regierungen 
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vom 22. September 1863 ſich Mar darüber ausgeſprochen. Seit jener 
Beit feien nun wichtige Ereigniffe eingetreten, welde die Schäden der 
beftehenden Bundesverhältniſſe in ein noch helleres Licht geftelit haben. 
Zunächft Habe der däniſche Krieg gezeigt, daß der Bund in feiner gegen» 
wärtigen Geftalt fir die Sicherheit ber nationalen Unabhängigkeit und 
für die Erforberniffe einer activen Politik auch unter den günftigften 

Verhäftniffen nicht ausreichend fei. Insbeſondere ſei erwiefen worden, 
daß die Bundesmilitäreinrichtungen nicht im der für bie Sicherheit 
Deutſchlands unbedingt nothwendigen Weife geordnet fein. Sodann 
aber habe die gegenmärtige politische Situation ber preußiſchen Megierung 
die Ueberzengung geben müſſen, daß der Bund in feiner jegigen Ver— 

faſſung ſelbſt die inneren Gefahren zu überwinden nicht in der Lage fei. 
Bon allen Seiten her dränge fi die Notwendigkeit auf, die große 
Frage nicht länger zu verfchleben. Denn wenn Deutſchland in ber 
jenigen Verfaſſung, in welcher es ſich gegenwärtig befinde, großen euro- 
päifchen Krifen entgegengehen follte, fo werde es entweder ber Revo⸗ 

lution ober der Fremdherrſchaft verfallen. Die preußiſche Regierung ſei 
darauf bedacht geweſen, neuen Verhandlungen über die Reform der 
Bundesverfaſſung einen beſſeren Erfolg als bisher zu ſichern. Die 
Geſchichte der mannigfachen in ben letzten Jahrzehnten unternommenen 
Neformverfuche habe erfahrungsmäßig gelehrt, daß weber bie einfeitigen 
Verhandlungen unter den Megierungen, noch die Debatten und Beſchlüſſe 
einer gewählten Verſammlung im Stande gemwejen feien, eine Neu- 

geftaltung des nationalen Verfaſſungswerkes zu ſchaffen. Crftere feien 
immer bei dem Austauſch verfchtebenartigfter Meinungen und der Anz 
ſammlung eines endlofen Materials ftehen geblieben, weil es an ber 
ausgleichenden und treibenden Kraft des nationalen Geiſtes bei dieſen 
Verhandlungen gefehlt Habe und die particulariſtiſchen Gegenfäge zu 
ſchroff und einfeitig dabei feftgehalten worden ſeien. „Ein folder", 

fährt Vismard fort, „zu höherer Einigung der Gegenfäge führender 

Factor ift nur in einer aus allen Theilen Deutſchlands gewählten Ber- 
ſammlung zu finden. Wollten dagegen die Negierungen einer ſolchen 
Verſammlung Tallein die Initiative bezüglich der Neconftruction ber 
Bunbesverfaffung überlafjen, wie dies im Jahre 1848 geſchah, fo wilt- 

den biefelben Gefahren der Ueberhebung und der Nichtachtung bes im 
deutſcher Eigenthümlichkeit wirklich Begründeten wieder erwachen und 
damit auch die Hoffnungen des deutſchen Volkes einer neuen Täuſchung 
entgegengeführt werden. — Nur durch ein Zuſammenwirken beider 
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Bactoren kann daher, nach ber feften Meberzeugung der königlichen Re— 

gierung, das Ziel erreicht werden, daß auf dem Grunde und innerhalb 

bes Rahmens des alten Bundes eine neue lebensfähige Schöpfung er- 

Rede. — Diefe Erwägung ift es, welche die königliche Regierung zu 
dem Vorſchlage an ihre Hohen Mitverbindeten beftimmt, bie Reform 
des Bundes fofort damit in Angriff zu nehmen, daß zum Mitwirkung 

für bie Neugeftaltung der Verfaſſung dur Bundesbeſchluß eine allge 

meine beutfche Berfanmlung von gewählten Vertretern berufen werde. 
— Die töniglihe Regierung hat bereit3 in ihrer oben erwähnten Dar- 
Tegung vom 22. September 1863 entwidelt, in welcher Weiſe eine Ber- 

ſammlung, wie fie bier in's Auge gefaßt ift, am zweckentſprechendſten 

gebildet werben könne. Sie muß aud, jegt an der damals vertretenen 
Anſicht fefthalten, daß für eine Verfammlung, berufen, um insbeſondere 
das Intereſſe der Gefammtheit und das einheitliche Prinzip als ſolches 

zur Geliung zu bringen, der Grundſatz der birecten Vollswahl im Ge— 
genfage zur Delegation ber Einzeln-Rammern allein annehmbar er 

ſcheint. — Das allgemeine Stimmrecht aber muß für den im Auge 
gehabten Zweck und bei der Nothwenbigkeit, die verſchiedenſten particu- 
laren Verhältniffe einem Mafftab bienftbar zu machen, als das allein 
Mögliche bezeichnet werden, und nimmt die Königliche Aegierung um jo 
weniger Anftand, dieſe Form der Wahl in Vorſchlag zu bringen, als 
fie dieſelbe für das confervative Prinzip förberlicher erachtet, wie irgend 
einen anderen auf Lünftlichen Combinationen beruhenden Wahlmodus.“ 
— — — „Die Beftimmung eines feften Termins für die Berufung 
des Parlaments wird aber der Nation zugleich die große Gewähr bieten, 
daß die Verhandlungen zwiſchen ben Regierungen über die zu machenden 
Neformoorfchläge nicht volfftändig in's Ungewiffe ſich Hinausziehen kön— 
nen. Indem die königliche Regierung alles Weitere den Verhandlungen 
mit ihren hohen Bundesgenoſſen vertrauensvoll vorbehält, ſtellt fie jegt 
den Antrag: Hohe Bunbesverfammlung wolle befchließen, eine aus directen 
Wahlen und alfgemeinem Stimmrecht der ganzen Nation hervorgehende 
Berfammlung für einen noch näher zu beftimmenben Tag einzuberufen, 
um bie Borlagen der deutſchen Regierungen über eine Reform der Bundes» 

verfaffung entgegenzunehmen unb zu berathen; in ber Zwiſchenzeit aber, 

bis zum Bufammentritt derfelben, durch Verftändigung der Regierungen 
unter einander, diefe Vorlagen feftzuftellen. *) 

*) Die frühere Darlegung vom 22. September 1863, auf welche fih die Ein 
feitung des Antrags beruft, ift eine Eröffnung des preußiihen Minifteriums an, die 
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Virfung “es Meformantrages war, daß Oefterreich, 
yeberbet Hatte, wieder einen Schritt zum Frieden 

und durd; ı'ne Depeſche vom 18. April einen Vorſchlag zur Ab- 
ruſtung machte. wer Kaifer erklärte ſich bereit, feine bie Kriegsbereit⸗ 
ſchaft fördernden Dislocationen zurücknehmen und alle darauf bezüglichen 
Maßregeln einftellen zu wollen, wenn er vom Berliner Hofe die beftimmte 
Zufage erhalte, daß an demſelben ober doch am nachfolgenden Tage eine 
tönigliche Orbre den früheren vegelmäßigen Stand derjenigen Heerestheile 

wieberherftelfen werde, welche feit dem 27. vorigen Monats einen er- 
höhten Stand angenommen haben. 

Diefe Erklärung belebte allgemein die Hoffnung auf Erhaltung des 

Friedens, die Papiere fliegen an den Börfen. Oeſterreich hatte ger 
wichtige Gründe, die für ben Frieden ſprachen, denn ‚abgefehen von 
feinen finanziellen Zuſtänden zeigte ſich feine Ausficht auf Allianzen, 
und es ließen fi) über die Unvollkommenheit der militärifchen Rüftungen 
Stimmen hören, welche die Buverficht des Sieges bebeutend ſchwächten. 
Bismard theilte das wieberfehrende Vertrauen auf Frieden nicht und 

beantwortete am 21. April die Mittheilungen des öfterreichiichen Ca⸗ 
binet3 ziemlich kühl. Die Lönigliche Regierung werde ihrerſeits bie 

deutſchen Regierungen, worin erflärt wird, bie von Defterreich vorgelegte Reformacte 
laſſe jede Burgſchaft dafür vermifien, „daß in der beabfiätigten neuen Organifation 
des Bundes bie wahren Bedürfniſſe und Intereſſen ber deutſchen Nation und nicht 
partieulariſtiſche Beftrebungen zur Geltung kommen werben. Diefe Bürgſchaft kanız 
das Minifterium nur in einer wahren, aus birecter Betheiligung der ganzen Nation 
Hervorgehenben Rational Vertretung finden, Nur eine folde Vertretung wird für 
Preußen die Sicherheit gewähren, daß es nichts zu opfern Bat, was nicht bem ganzem 
Deutſchland zu Gute komme. Kein noch fo tünftlich ausgedachter Organismus von 
Bundesbehörden lann das Spiel und Wiberfpiel dynaftiier und particnlarikiicher 
Iutereffen audſchließen, weldhes fein Gegengewicht und fein Correctiv in der Nationafe 
Bertretung finden muß. In einer Verſammlung, die aus dem ganzen Deutſchland 
nad dem Maßſtab der Bevöllerung durch birecte Wahlen hervorgeht, wird ber 
Schwerpunkt, jo wenig wie außer Deutſchland, fo auch nie in einen einzelnen, vom 
dem Ganzen ſich innerlich loslsſenden Theil fallen; darum kann Preußen mit Ber« 

trauen in fie eintreten. Die Jutereffen und Bebürfniffe des preußiſchen Volkes find 
wefentfich und ungertrennfidh identiſch mit denen des deutſchen Bolles; wo dies 
Element zu feiner wahren Bedeutung und Geltung kommt, wird Preußen niemals 

befürchten bürfen, im eine feinen eigenen Intereſſen wiberfirebende Politik hinein» 
gezogen zu werden; — eine Befürchtung, bie doppelt gerechtfertigt if, wenn neben 

einem Organismus, in welchem der Schwerpunkt außerhalb Preußens fällt, bie wiber- 
ſtrebenden partienfariftifchen Elemente principiell in die Bilbung ber Vollsvertretung 
hineingebracht werden.“ 

€ 
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Reduction der SHeerestheile in bemfelben Make und in benfelben Zeit⸗ 
räumen bewirfen, in welchen die entfprechenbe Verminderung der Kriegs⸗ 
bereitſchaft der öfterreichif—hen Armee thatſächlich vor ſich gehen werde. 
Ueber das Maß und die Friſten fehe die Königliche Regierung weiteren 
Eröffnungen entgegen. Bismarck wußte, daß die Rüftungen der Defter- 
reicher in alien ſchon fo weit gebiehen waren, daß ein Burüdziehen 

der Armee nicht mehr möglich war, auch hörte er, daß in Sachſen 
Nüftungen in größerem Maßftab betrieben und namentlich Cavallerie 
und Artillerie auf den Kriegsfuß gejeht fein. Am 26. April ließ die 

öfterreichifche Regierung erklären, daß fie die Verftärkung der in Böhmen 
ftehenden Truppen zurüdziehen werde, daß fie fich aber genöthigt fehe, 
das italienifche Heer auf den Kriegsfuß zu jegen und ſowohl zur Ver- 
theibigung der Pogrenze, als ber bedrohten Küften umfaſſende Anftalten 

zu treffen. Bismard antwortete nun am 30. April, man jehe fi in 
Berlin fehr enttäufht. Man habe gehofft, die Herftellung des normalen 
Standes werbe fi) auf die Geſammtheit der die Kriegsbereitſchaft für- 
dernden Bewegungen erftreden, die laiſerliche Megierung erwähne aber 

nur die Truppen in Böhmen, und lafje das in Schlefien, Mähren und 
Weftgalizien Verfügte unberührt. Auch die Berufung auf Rüſtungen in 
alien könne er nicht anerfennen, da bort feine ftattgefunden hätten, 
ober wenn fie in jüngfter Zeit zur Ausführung gebracht worben feien, 
aur in den öſterreichiſchen Rüſtungen ihren Grund haben. Die preußifche 

Regierung hoffe, daß Oeſterreich alle in’ den nördlichen Provinzen ge» 
troffenen Maßregeln zurüdnehmen, fi) von der Grundloſigkeit der im 

Süden veranlaften Rüſtungen überzeugen und zur "Herftellung des 
Friedensfußes der gefammten k. k. Armee fehreiten werde, erſt dann 

würde es für bie Yöniglich preußiſche Regierung möglich fein, ben kom⸗ 
menden Verhandlungen anders als unter Feſthaltung des Gleichgewichts 
in ber Kriegsbereitſchaft entgegenzugehen. 

Gleichzeitig mit der Erklärung Oeſterreichs, daß es wegen Italiens 
nicht volfftändig abrüften könne, Hatte die öſterreichiſche Megierung neue 
Vorſchläge zur Löfung der ſchleswig- holſteiniſchen Frage nah Berlin 
gerichtet. Da fie in diefer Sache die Mittelftanten und die Demokratie 

auf ihrer Seite Hatte, fo hoffte fie, dadurch gegen den preußifchen Bundes» 
eformantrag eine Gegenwirfung ausüben zu können. Diefe neuen Bor- 
ſchläge waren freilich nichts Anderes, als die alte Forderung, man fulfe 
dem Erbprinzen von Auguftenburg die Herzogthümer übergeben. Die 
betreffende Depefche ſchloß mit der Drohung, wenn Preußen immer noch 
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diefer Pflicht ſich entziehe, fo werde nichts Anderes übrig bleiben, als 
dem deutfchen Bunde den-ganzen Stand der Angelegenheit offen barzu- 
legen unb ber gemeinfamen Erwägung der Bunbesgenofien anheimzu- 
geben, welche Wege in Ermangelung bes Cinverftändniffes zwiſchen 
Defterreih und Preußen einzufchlagen fein. Auch werde dann bie 

Stimme des Landes Holftein ſelbſt nicht länger ungehört bleiben kön— 
nen. Diefer Vorſchlag, welcher den Wiener Frieden und die Convention 

von Gaftein ganz ignorirte, ſchien dem Grafen Bismard gar feiner Bes 
antwortung werth, er begnügte fi), im Staatsangeiger vom 3. Mai 
erflären zu laffen, daß Preußen am Wiener Frieden und der Gafteiner 

Convention und den dadurch erworbenen Rechten fefthalte; wie Oefter- 
reich eine in Ausſicht geftellte Entfheidung durch den Bund damit ver- 
einigen wolle, fei nicht abzufehen. Preußen aber könne nicht gefonnen 
fein, den in Gemeinſchaft mit Oeſterreich erfämpften Befig von anderer 
Entfeidung, als der eigenen freien Entfchliefung abhängig zu machen. 

Es kam nad) biefem Beſcheid unerwartet, als eimge Wochen fpäter in 
auswärtigen Blättern die Nachricht auftauchte, daß die preußiſche Re— 
gierung doch eine auf die öſterreichiſchen Vorſchläge eingehende Antwort 

"gegeben habe. Wirklich mar eine vom 7. Mai datirte, von Bismarck 
unterzeichnete Depeſche nach Wien geſchickt worden, welde Defterreich 
mit bem vertraulichen Anetbieten entgegenfam, in Unterhanbfungen über 
die Abtretung ber Rechte an die Herzogthümer gegen angemeffene Ent- 
ſchädigung einzugehen. Dies würde gleichbedeutend mit einer Umlehr 
vom betretenen Wege gemwefen fein, und ber Erlaß jener Depefche war 

auch nur die Wirkung einer auf den Sturz Bismarcks hinarbeitenden 
Partei, für welde ein freundfchaftliches Verhältniß zu Oeſterreich ein 
weſentlicher Punkt des politiichen Programms war, und die an dem auf 

demokratifchen Vorausfegungen beruhenden Bundesreformvorſchlag Anftoß 
genommen hatte. Glüdficherweife fand der Annäherungsverfuch, der, 
wenn er gelungen wäre, ein entſchiedener Rückſchritt geweſen wäre, unb 

Bismarck vieleicht zum Rücktritt genöthigt hätte, bei Oefterreih, wo 
man ſchon zu ficher auf Preußens Demithigung vechnete, keinen An- 

Hang; es erfolgte, wie es feheint, nicht einmal eine officielle Antwort. 
Der Eifer für Erhaltung des Friedens verirrte ſich zu zahllofen 

Intriguen und Angriffen auf die Perfon bes Minifterpräfidenten, in 
welchem man die alleinige Urſache ber Kriegsgefahr ſah. Diefe Stim- 

mung gegen ihn fam fogar in einem Morbverfuc zum Ausdruck. Als 
er am 7. Mat 1866 Nachmittags 5 Uhr, nad) längerer Unpäßlichkeit 
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zum erften Male vom Vortrag beim König in feine Wohnung zurück⸗ 
Tehrend, unter ben Linden daherſchritt, hörte er zwei Schüffe fallen, er 
wenbete fi) um und fah einen jungen Mann vor ſich ſtehen, ber eben 

im Begriff war, feinen Revolver zu einem britten Schuß loszudrücken; 
er foßte ihn beim Handgelenk und an der Kehle, Konnte aber doch nicht 
verhindern, daß. auch ber dritte Schuß Toßging und ihn an der rechten 
Schulter ftreifte. Es gelang dem Thäter, ben Nevolver in die linke 
Hand zu befommen und noch zwei Schüffe loszudrücken, wovon ber eine 
auf einer Rippe auffchlug, fo daß Bismarck ſich getroffen fühlte, ohne 
jedoch verwundet zu werben, da bie Mippe elaftifch nachgegeben hatte, 
ber andere durchbohrte blos den Weberzieher. Zwei Vorbeigehende, ein 
Buͤchbinder und ein Kaufmann, halfen den Thäter fefthalten, dann kamen 
auch noch Soldaten und Officiere des erften Garderegiments, von dem 
eine Abtheilung in ber Nähe vorbeimarfgirte, bazu, und ber Thäter 
wurde auf die Polizei geführt. Graf Bismard aber erreichte feine Woh- 
nung in der Wilhelmsſtraße, noch ehe eine Kunde der That dorthin ge- 

drungen war. Es war bei feiner Gemahlin eine Heine Geſellſchaft ver- 
ſammelt, in die er ohne fich etwas ammerfen zu laffen, eintrat, nur 
feiner Fran flüfterte er zu: „Sie haben auf mich geſchoſſen, aber es 
iſt nichts.” Bald verbreitete ſich das Gerücht des Vorfalls, und es 
fanden fi eine Menge von Freunden und Belannten ein, um dem 
Grafen zu feiner glücklichen Nettung zu gratulicen und Näheres zu 
hören. Auch der König kam und bezeugte dem Geretteten feine Theilnahme. 
Zuletzt ſammelte ſich eine große Vollsmenge vor dem Haufe, und Bis- 
marck fand ſich ſchließlich veranlaßt, einige Worte des Dankes zu der freubig 
erregten Menge zu ſprechen. Das mit dem Thäter vorgenommene Ver⸗ 
hör ergab, daß er Yulius Cohen Hieß und ein Stiefjohn des in London 
Tebenden politiichen Flüchtlinge Karl Blind war. Er Hatte Bis vor 
Kurzem in Hohenheim in Wirtemberg Landwirthſchaft ſtudirt und ſich 
ſchleunigſt nach Berlin begeben, um Bismarck zu töbten und dadurch 
den Ausbruch des Krieges zu verhindern. Giner weiteren Unterfuchung 
entzog er ſich durch einen Schnitt in den Hals, den er ſich unvermerft 
mit einem in das Taſchentuch verborgenen Federmeſſer beizubringen 
wußte, woran er am folgenden Morgen um 4 Uhr flarb. Cr hatte 
vor der That einen Brief an feinen Stiefvater in London abgeſchickt, 

in welchem er erflärte, daß es fein feſter Entſchluß fei, ben Grafen 

Bismord zu erfchiegen, weil er ihn für den Argften Feind ber Freiheit 
Deutfchlands halte. Wie das Attentat Orſini's auf Napoleon Ytalien 
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frei und einig gemacht habe, fo hoffe er durch die Ermordung Bismarcks 

Deutſchland zu erretten. Das Attentat und die wunderbare Errettung 
Bismards machte natürlich das größte Aufſehen in ganz Deutſchland; 
die Einen bedauerten umverholen, daß ber Morbverfuch nicht gelungen 
fei, Andere aber Iernten anders benfen von dem Mame, ber fo unver⸗ 

tennbar durch. Gottes befonderen Schug bewahrt worden war. Bei der 
angeftellten ärztlichen Unterfuchung fand man es faft unbegreiflih, daß 
feine von ben abgeſchoſſenen Kugeln verwundet hatte, es twurben alferlei 

Erklärungen verſucht, Bismarck felbft fagte endlich: „Meine Herren, 
es iſt nur eine Grffärung: Gott hat Seine Hand dazwiſchen gehabt." 
In diefer Ueberzeugung fehritt er muthig und feſt auf dem betretenen 
Wege fort; er fühlte fi in feinem ſtaatsmänniſchen Beruf durch ein 
beſonderes Zeichen. von oben beftärkt, umd and; der König hielt um fo 

fefter an dem Rathgeber, der ihm durch Gottes gnädige Schickung er- 

halten worden war. 



Scehzehntes Kapitel. 

Diplomatiſche Einleitung zum Krieg und der Vundesbeſchluß 
vom 14. Juni 1866, 

Der Hauptpunkt, an deffen Durchführung Bismard Alles gelegen 
war, und der nicht anders als durch den Krieg erledigt werben zu 
können fhien, war die Reform oder vielmehr radicale Umgeftaltung bes 
deutfchen Bundes. Jener preußifche Antrag vom 9. April wurde meber 
von den Regierungen noch dom deutſchen Voll in feiner Bedeutung er- 
lannt. Preußen verlangte, daß derſelbe einem Ausſchuſſe zur Begut- 

achtung übergeben werde, und am 21. April fand die erfte Berathung 

darüber im Bundestag ftatt. Oeſterreich erklärte, nur durch Preußens 
Schub fei 1863 das Meformproject des Kaifers gefcheitert, übrigens 
fei die Yaiferliche Regierung zur Prüfung der preußifchen Vorfchläge be- 

veit, aber man könne noch nicht darüber beraten, weil man noch nicht 

wiffe, was Preußen eigentlich wolle; die Niederfegung einer Commiffion 
fei daher verfrüht. Baiern unterftüßte jedoch das Verlangen Preußens, 
und es wurbe ein Ausſchuß von 9 Mitgliedern gewählt, der aus ben 

Bunbestagsgefandten von Defterreih, Preußen, Baiern, Sachen, Han- 

nover, Wirtemberg, Baden, Großherzogthum Heffen und ben ſächſiſchen 

Herzogthümern beftand. Unmittelbar naher, am 21. und 22. April, 
verſammelten ſich die Minifter der Mittelftanten in Augsburg, um fi) 
über eine gemeinfame Haltung bezüglich des preußifchen Antrags zu bera- 
then. Die Verſammlung erflärte, fie faffe den Antrag fo auf, daß fein 

Bwed eine wirkliche Reform des Bundes fei. Die noch nicht bekannt 
gewordenen Vorſchläge müßten zeigen, ob Preußen eine Neform des 

Staatenbundes auf der alten Grumblage im Sinne habe, oder ob es nur 

feine militärifchen Geſichtspunkte zur Geltung bringen wolle, oder ob es 

gar eine neue Union anftrebe. Sobald Preußen ber bunhestäglichen Com- 
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miffion feinen Reformentwurf vorgelegt habe, wollten fi die Minifter 
in Bamberg wieber verfammeln, um ſich je nach Befund fir voliftän- 
dige Annahme, für nothwendige Abänderungen oder für einen Gegenent- 
wurf zu entfcheiden. Hierauf gab nun Preußen die Antwort durch eine 
Circulardepeſche an die deutſchen Regierungen vom 27. April. Es heißt 

darin: „Man erwartet von ung die Einbringung unſeres volfftändigen 

Neformplanes in den Ausfhuß, und eine Regierung geht jo weit, fogar 
den Beginn der Thätigfeit deſſelben von einer folchen Mittheilung ab» 
hängig machen zu wollen. Diefer Auffaffung gegenüber, deren Ber- 
wirklichung die Befeitigung jedes ernfthaften Reformverſuchs wäre, müſſen 
wir darauf aufmerffam machen, daß nad) unferem Antrage und bem 
Bundesbeſchluſſe vom 21. April die Aufgabe des Neuner-Ausſchuſſes 
nicht die Verhandlung über bie dem Parlamente zu machenden Reform- 

vorlagen, fondern die Verichterftattung darüber ift, ob von Bundes» 
wegen die Einberufung einer aus birecten Wahlen hervorgehenden Volls⸗ 
vertretung zur Berathung ber Bundesreform zu befchliegen fei oder nicht. 
Unfere Vorſchläge für die Neformdorlageu werden wir unferen Bumbes- 
genoffen erft dann vorlegen, wenn ber Bufammentritt bes Parlaments 
zu einem beftimmten QTermine gefichert iſt. Wir werben bei den Aus» 
ſchußberathungen die Gebiete des Staatslebens bezeichnen können, auf 
welche umfere Vorfchläge fich erftredten werben. Es find größtentheils 
Fragen, welche ſich auf die Sicherftellung ber höchſten Zwede des 
Bundes beziehen, die bereits Gegenftand der eingehendften Verhandlungen 
gewefen find und deshalb eine Verftänbigung zu einem beftimmten Ter- 
min möglich machen. Wir werden ung, um dies Biel zu erreichen, gern 
beſcheiden, nur die allernothwendigſten Fragen anzuregen, da und da= 

durch der Erfolg des Reformverſuchs am meiften gefördert erſcheint. An 
eine Verftändigung der Regierungen über den Inhalt und Text der Bor« 
ſchläge aber glauben wir nicht, wenn für dieſelbe nicht ein Präcluſiv- 
termin mit der Ausſicht auf die fördernde Mitwirkung bes in ber Volls- 
vertretung liegenden einheitlichen und nationalen Factors geftellt wird. 
Nach den mit den Reformverſuchen in den legten Jahrzehnten gemachten 
Erfahrungen halten wir es für ganz zweifellos, daß ohne die felbftaufer- 
legte Nöthigung, welche in der vorherigen Zeftfegung des Termins fir 
die Parlamentseröffnung liegt, an eine Verftänbigung ber Regierungen 
au) nur über die allernothiwendigften Reformen gar nicht zu benfen ift. 
Wir ftehen mit diefer Ueberzeugung, für welche die eclatanteften That- 
ſachen fprehen, gewiß nicht allein. Sind doch die Gefahren, welche dem 
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Bunde von außen drohten, nicht ausreichende Motive geweſen, um fir 
die dringend nothwendige Neform ber Bundeskriegsverfaſſung auch nur 
die erften Schritte zuwege zu bringen, zu welcher Preußen feit 4 Jahr⸗ 
zehnten wiberholt in energifcher Weiſe den Anſtoß gegeben hat. Und 
hat doch noch im legten Jahrzehnt, Ungefichts des ftets drohenden bäni» 
fen Krieges, die Verhandlung über bie Küftenvertheibigungs- und Flo⸗ 
tillenfrage, wo es fich bei Preußens Opfermwilligfeit num um ganz gering» 
fügige Leiftungen Seitens der Bundesgenofjen handelte, troß aller unferer 

Bemühungen am Bunde und bei den Megierungen, feit 1859 big jegt 
ausſichtslos geſchwebt. Die Beftimmung des Termins der Parlaments» 
eröffnung vor Beginn der Megierungsverhandlungen über die Reform» 
vorlagen ift der Kern unſeres Antrages vom 9. April. Mit der Ablch- 
mung dieſer Frage wäre bie ernftliche Behandlung der Bundesreform 

überhaupt thatfächlich abgelehnt." 
Der preußiſche Bundestagsgeſandte reiste nad) der Sitzung nad 

Berlin, um nähere Inſtructionen einzuholen, und kam mit einem Ent 
wurf zurüd, den er am 11. Mai dem Ausſchuß vertraulich mittheilte. 
Es find folgende 8 Puncte, die al wefentliche Beſtandtheile der von 
Preußen beabfichtigten Reform bezeichnet werden: „a) Einführung einer 

periobifch einzubernfenden Nationalvertretung in den Bundesorganismus. 
Durch Beſchlußfaſſung der Nationalvertretung wird auf fpeciell bezeich- 
neten Gebieten ber finftigen Bundesgeſetzgebung die [bisher] erforder- 
lie Stimmeneinheit der Bundesglieder erfegt. b) Zu den Gebieten ber 
Bundeögefeggebung, auf die fi) die Competenz des neugeftalteten Bun- 
desorgans zu erftreden hat, gehören im Allgemeinen die in Art. 64 ber 
Wiener Schlußacte unter dem Namen „gemeinmügige Anordnungen" 
zuſammengefaßten Materien. c) Als neu tritt bie im Art. 19 der Bun- 
desacte ing Auge gefaßte Regulirung bes Verkehrsweſens hinzu, d) Ent- 
widlung des Artifels 18 der Bundesacte, namentlich Freizügigkeit, allge 
meines deutſches Heimathsrecht. e) Allgemeine Zoll- und Handelsgeſetz⸗ 
gebung, unter dem Gefichtöpunfte einer regelmäßigen gemeinfamen Fort⸗ 
entwidlung. f) Die Organifation eines gemeinfamen Schutzes des deut- 
chen Handels tm Auslande, Regulirung der Confularvertretung Ge— 

ſammtdeutſchlands, gemeinfchaftlicher Schug der deutſchen Schifffahrt und 
Seeflagge. g) Gründung einer deutſchen Kriegsmarine und der erfor- 
derlichen Kriegshäfen zur Küftenvertheidigung. h) Reviflon der Bundes- 
Eriegö-Verfaffung zum Bmwede der Confolidirung. der vorhandenen mili- 
tärifhen Kräfte in ber Richtung und aus dem Gefihtspunfte, daß durch 
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beffere Bufammenfafjung ber deutf—hen Wehrkräfte die Geſammtleiſtung 
erhöht, die Wirkung gefteigert, die Leiftung des Einzelnen möglichſt er- 
leichtert werde." Man fieht Hieraus, daß Bismard ſchon damals die 

Einrichtungen im Auge gehabt hat, welche in ber Folge in der Ver- 
faffung des norbbeutfchen Bundes ausgeführt worden find, Bugleich 
erffärte der preußtfche Gefanbte: „Bezüglich der Berufung des Parla- 
mente ad hoc foll für das active Wahlrecht das Princip birecter 
Wahlen und des allgemeinen Stimmrechts maßgebend fein; ein Wahl- 
bezirk von 80- bis 100,000 Seelen hätte einen Deputirten zu wählen. 
Bezüglich des paffiven Wahlrecht? erwartet Preußen bie Vorſchläge des 
Ausſchuſſes, bezeichnet aber ſchon jet die bezüglichen Beſtimmungen des 
Neihswahlgefeges vom Jahre 1849 für ſich als annehmbar. In diefem 
Sinne wäre fofort ein Wahlgefeg ad hoc .zu vereinbaren." Zur Ber- 
volfftändigung falten wir hier ein, daß bie mündlichen Vorſchläge der 
preußiſchen Regierung unter anderem auch bahin gingen, den Oberbe- 
fehl über das Heer mit Baiern zu theilen, fo daß letzteres die Staaten 
füdlich des Mains vertreten follte, während das öfterreichiiche Bunbes- 

contingent als dritte Gruppe vorbehalten wurde. Die Yührung der 
deutſchen Flotte follte Preußen allein zukommen. 

Es wäre nun Sache des Volles, d. h. einſichtsvoller Vaterlands— 
freunde und Politiker geweſen, die Reformanträge Preußens mit allem 
Nachdrud zu unterſtützen und dieſelben zu einer einſtimmigen Forderung 

der Nation zu machen. Statt deffen fuhr man fort, allgemeine Adreſſen 
für -unbebingte Erhaltung des Friedens und Einfegung Herzog Frie⸗ 
derichs in ben Befig von Schleawig-Holſtein zu befcjließen und zu ver- 

faffen. Unter biefer Ueberprobuction politifchen Unverftandes macht die 

Erflärung*) einer Verſammlung von Altliberalen, die am 26. Aprif in 
Halfe gehalten wurde, einen wohlthuenden Eindrud, Diefe verftändigen 
Männer fagen: „1) Die von Preußen geforderte Berufung eines deut ⸗ 
fen Parlaments zu einem fofort feft zu beſtimmenden Tage ift ber 
Weg zur endlichen Löſung ber deutſchen und der Herzogthümer- Frage 
im nationalen Sinne. Der Selbftbeftimmung ber Herzogthümer darf die 
Ordnung des Verhältniffes Schleswig-Holfteins zu Preußen und Deutjch- 
land nicht überlaffen bleiben. 2) So lange das preußiſche Miniſterium 
biefen Weg mit Entfcjiedenheif verfolgt, Tann es auf bie Zuftimmung 
des preußifchen Volles zählen, tie wenig dieß auch die innere Politik 

*) Diefelbe war von 65 Männern: Gewerbsienten, Beamten, Profeſſoren un 
tergeichnet. Bon legteren nennen wir: R. Haym, G. Schmoller und H. Ulrici. 
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diefes Minifteriums billigen mag. Die glücliche Löſung der deutſchen 
Frage verbirgt die folgenreichfte Mitwirkung auch auf die inneren Ber- 
faffungsftreitigfeiten. 3) Iſt das große nationale Biel friedlich nicht zu 
erreichen und will insbefondere Oefterreich den Weg dahin Preußen ver- 
treten, fo darf auch der Krieg nicht geſcheut, und er wird vom preufi- 
ſchen Volle mit aller Entſchloſſenheit und Opferwilligkeit aufgenommen 

werben. Nicht ein folcher Krieg, wohl aber Umkehr auf dem betretenen 
Wege wäre ein nationales Unglüd." Dieß war auch einmal ein ver- 

nünftiges wahres Wort. In foldem Sinne hätte fi) die ganze Nation 

außfpredhen follen, um die wiberftrebenben Regierungen mit fortzureißen. 
Dann Hätte der Krieg wenigftens auf ben Kampf gegen Oeſterreich be- 
ſchränlt bleiben Eönnen. Aber es lag noch ein Mebel der Vorurtheile 

auf der Öffentlichen Meinung. Cie Tonnte nicht über Bismarcks Ver— 
gangenheit, über den Conflict mit der Volfövertretung, über das par 
ticulare Recht der Herzogthümer hinwegſehen umd nicht begreifen, baß 
& ſich jegt in erfter Linie um bie Befreiung Deutſchlands von dem 
Bann ber Bımdesverfaffung handle. Ein bemerfensmwerthes Beifpiel 
davon, wie ſchwer es aud) fonft befonnenen Männern wurde, die, wirk- 

liche Lage der Dinge zu begreifen, ift die Anſprache, welche der Aus- 
ſchuß des Nationalvereins bei einer Verfammlung in Berlin am 14. Mai 
an feine Mitglieder richtete: „Eine eigenmächtige Cabinetöpolitit droht den 
unzweifelhaften Willen unferes Volles zu überwältigen, dad Wohl und 
Wehe Deutfchlands ben Wechſelfällen eines Krieges preiszugeben, ber nur 

durch die Höchften Intereſſen der Nation als äußerſtes Mittel der Noth 
gerechtfertigt werben könnte. Die Heere ber beiden Grofftaaten ftehen in 
voller Rüftung einander gegenüber und die nächfte Stunde Tann den Aus» 
bruch eines Krieges bringen, defjen Beweggründe nnd Endziele in Dunkel 
gehüllt werden und deſſen Verlauf unfägliches Unheil mit fi bringen 

wird, ja fogar die Integrität Deutſchlands gefährden Tann. Das Wort 

und die Hand des beutjchen Volfes Hat fich bis jetzt zu ſchwach erwieſen, 
den erhobenen Arm der Machthaber aufzuhalten; das Rechtsbewußtſein 

der Nation aber proteftirt bis zum letzten Augenblide gegen die Will: 
für, welde mit dem Schichſale Deutſchlands ein unverantwortliches 
Spiel treibt. Treu feinem patriotiſchen Beruf, erhebt der Nationalverein 
nochmals jeine Stimme gegen einen Bruch des deutſchen Landfriedens, 

defien Schuld wie ein Fluch auf das Haupt feiner Urheber zurüdfallen 
wird." Wenn dann am Schluß diefer Auslaffung die Berufung einer 

nad) den Grunbjägen des Reichswahlgeſetzes gewählten Nationalverfamm- 
Kläpfel Ginpeitsbeftrebungen. IL. 3 
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lung gefordert wirb und die Einzelnen ermahnt werden, durch Wort 
und That zu wirfen gegen den Bürgerkrieg und zu arbeiten für unver 
zügliche Schaffung einer wahren Nationafvertretung, zugleich aber ver- 
fihert wird: „So lange die preußifche Verfaſſung ein tobter Bud» 
ftabe ift, wird unfere Nation niemald an eine deutſche Verfaffung 

glauben, melde ihr von Preußen in Ausficht geftellt wird, geſchweige 

denn ſich durch ſolche Ausficht in eine tiefgehende Bewegung fegen laſſen“ 
— fo ift das nur ein Beweis von dem ibealiftifchen Doctrinarismus, ber 
nicht verftand, mit ben gegebenen reafen Mitteln zu arbeiten, und eigen- 

finnig an Werkzeugen fefthielt, die ſich als unbrauchbar erwiefen hatten, 
wie bie beftehende liberale Partei. 

Bon den miittelftaatlichen Negierungen begriff feine ihre Aufgabe. 
In Baden, das feit 1860 den übrigen Mittelftanten durch eine natios 
nale Politif vorgeleuchtet hatte, war ein gewaltiger Rüchſchritt gefchehen 
dadurch, daß Freiherr von Roggenbach aus Gründen, die noch nicht 
aufgehelft find, im October 1865 feine Entlafjung genommen Hatte, und 

an feine Stelle der öfterreichiich gefinnte badiſche Geſandte am Wiener 

Hofe, Freiherr von Edelsheim, berufen worden war, ber fid) an bie 

Bamberger Coalition ber Mittelftaaten anſchloß. Baiern, wo feit dem 
December 1864 Freiherr v. d. Pfordten wieder erfter Minifter war, 
Tonnte fi, an alten Ueberlieferungen hängend, nicht entfchließen, auf 

die preußifchen Vorſchläge, die ihm einen bebeutenden Antheil an der 
Führung Deutſchlands anboten, einzugehen und fehwanfte zwifchen Preu⸗ 

Ben und Oefterreich, um ſchließlich doch auf des Iegteren Seite zu treten. 

Der ſächſiſche Minifter von Beuft brannte in feinem Preußenhaß vor 
Ungeduld, für Oeſterreich ins Zeug zu gehen, und hatte am eifrigften 
unter alfen Mittelftaaten zum Krieg geſchürt und gerüftet, obwohl er 
vorausſehen konnte, daß bei Ausbruch eines Krieges Sachſen der Schau- 

platz deffelben werden würde. Das preußifche Minifterium forderte daher 
am 27. April eine Erklärung von dem fächfifchen Gefandten, wie es 

mit den Rüſtungen gemeint fei, und brohte mit militäriſchen Maßre- 
gen. Herr von Beuſt antwortete in einer langen Auseinanderfegung, 

die Nüftungen hätten nur den Zweck des Schutzes der Landesgrenzen 
and der Erfüllung der Bundespflichten. Bismarck erwiberte dem ſäch- 
füchen Gefandten, daß er bie ertheilte Aufklärung keineswegs als eine 

befriedigende betrachten könne, und e8 werde Preußen nichts übrig bfei- 
ben, als die angebrohten Mafregeln zur Ausführung zu bringen. Sach- 
fen wandte fi nun Hagend und Hiffeflehend an den Bund und bat, 
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derfefbe folle von Preußen eine Erklärung verlangen, welche mit Rüd- 
ficht auf Art. 11 der Bunbesverfafiung vollfommene Beruhigung ge 
währen könne. Diefer Art. 11 enthielt befanntlich die Beftimmung, daß 

ſich die Bundesglieder unter Teinerlei Vorwand befiegen bürften. Der 
preußifche Gefandte antwortete Hierauf, daß es ſich blos um defenfive 

Mafregeln handle und der in Art. 11 berührte Fall nicht vorliege. 

Defterreich erflärte, daß der Bundesfriede nicht als gefichert angefehen 
werden könne, fo’ lange von Preußen feine beruhigendere Erklärung gege- 
ben werde. 

Die Bevölferung Sachſens war mit dem Nüftungseifer ihres Mi- 
nifter8 keineswegs einverftanden und fürchtete mit Recht, Sachſen könnte 

biefe Parteinahme für Defterreich ſchwer büßen müſſen. Der Magijtrat 
und die Stabtverorbneten von Leipzig richteten daher am 5. Mai eine 
Borftelfung an das Gefammtminifterium, in welcher im Hinblick auf die 
Wahrſcheinlichkeit, daß auf Sachſens Fluren der Krieg würde ausge⸗ 

tämpft werben, bie Regierung gebeten wurde, jede Maßregel, die als 
Kriegsrüſtung gedeutet werben könnte, ſofort rückgängig zu machen. Dieſe 
Demonſtration war dem Miniſter Beuſt natürlich ſehr unangenehm, und 
es war ihm daher willkommen, als eine demokratiſche Voltsverfamm- 
lung zu Dresden gegen die Eingabe des Leipziger Magiſtrats, „ber 

eine feige landesverderbliche Neutralität anzırathen wage“ proteftirte, 
und energiſches voltsthümliches Handeln und allgemeine Volksbewaff- 

nung forderte. Auch in Leipzig beſchloß eine große Volksverſammlung, 
das Vorgehen der ftäbtifchen Corporationen für unpatriotifh und un 

heilvoll zu erklären, und forderte die Regierung auf, die Vertheibigungs- 
maßregeln auszubehnen und allgemeine Volksbewaffnung zum Schuß des 

Landes anzuordnen. Bald darauf verlangte die ſächſiſche Regierung von 
ihrem Landtag einen außerorbentlichen Militärcredit von 4,650,000 
Thaler, welcher denn auch am 5. Juni einftimmig verwilligt wurde, 

In Wirtemberg neigte die Regierung und die Mehrheit der Be- 
völferung vorwiegend zu Oeſterreich hin, und jene vertrauliche Note vom 
16. März hatte ſowohl bei Hof als bei dem Minifterium empfängliches 
Ohr gefunden. Der Kriegsminifter v. Wiederhold, welcher von vorei⸗ 
ligen Rüftungen abrieth, wurde am 7. Mai in Ungnaden entlaffen und 

durch den General O. v. Hardegg erfegt. Obgleich die Rüſtungen fei- 
neswegs dem entſprachen, was die öffentliche Meinung verlangte, jo 
erregten fie dod die Aufmerfjamfeit der preußifchen Regierung, und 
Graf Bismard erließ am 22. Mai eine Depeſche an ben preußiſchen 

3° 
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Gefandten in Stuttgart, worin er ber wirtembergifchen Regierung den 

Vorwurf macht, daß fie neben Defterreih und Sachſen in der Reihe 
derjenigen Regierungen erſcheine, welche durch unerwartete und in ihren 

Beweggründen unaufgeflärte Rüftungen den Anftoß zu ber gegenwärti- 
gen Spannung gegeben Haben. Der’ Minifter bes Auswärtigen, v. Varn⸗ 
büfer, erwiberte am 26. Mai, daß die Beſchuldigungen ber preußifchen 
Depefche der Megierung die peinlichfte Ueberrafchung bereitet Haben, 
und daß fie mit Zahlen und Daten nahweifen könne, waß fie nicht eine 
vorbereitende militärijche Maßregel getroffen gehabt habe, als bereits 
die in der königl. preußifchen Depefhe vom 24. März angefündigten 
Rüſtungen in vollem Gange gewefen feien. Dagegen war die Vorauss 

fegung feindfeliger Gefinnung infofern nicht ganz unberechtigt, als 
das officielle Blatt der Aegierung, der Staatsanzeiger, ſich eine 
beſonders aufreizende und feindfelige Sprache gegen Preußen erlaubte. 

Hatte ſich doch die Redaction in einem Leitartitel vom 9. Mai zu ber 
Behauptung verirrt, eine bivecte oder inbivecte Herrſchaft Preußens in 
Süddeutſchland wäre ein viel fehlimmeres Nationalunglüd, als eine 
franzöfifche Eroberung ober Annexion. Mit der Hetzerei des Staatsan- 
zeigers gegen Preußen und preußifche Einflüffe wetteiferte die demokra⸗ 
tifche Preffe, deren Hauptorgan, der Beobachter, unermübet die Verdäch- 
tigung wiberholte, Bismard ftehe im Einverftändnig mit Napoleon und 
habe ihm deutſche Gebiete als Lohn feiner Nachficht gegen preußiiche 
Annerionspfane verfprochen. Jede Ieife Hinneigung zu Preußen wurde 
in diefen Blättern als Vaterlandsverrath denuncirt. So war denn Wir- 
temberg einer von den Staaten, von welden man am wenigften Neu- 
trafität erwarten Konnte. Bei Eröffnung des Landtags am 22. Mai 

ſprach zwar der König Karl in feiner Thronrede noch einige Hoffnung 
auf Erhaltung des Friedens aus, fügte aber bei: wenn ber Friede ge- 
brochen würde, dann würden Pflicht und Ehre gebieten, einzutreten fir 
die gefährbeten Intereſſen der Nation, für das Bundesrecht und bie 
Sefbftändigkeit des wirtembergiſchen Staates. Am folgenden Tage legten 
die Miniſter des Kriegs und der Finanzen zwei Gejegesentwilrfe vor, 
welde das Aufgebot der gefammten Landwehr und einen auferorbentli« 
hen Militärcredit von 7,700,000 fl. forderten. Beides wurde denn auch 

am 5. Juni mit 82 Stimmen gegen 8 verneinende verwilfigt. Wie ſehr 
man in Regierungskreifen auf den Ausbrud) des Krieges und ben Sieg 
Oeſterreichs rechnete, verrieth Freiherr v. Varnbüler bei der hierüber 

geführten Debatte, Der Abgeordnete Römer, eines der wenigen preu- 
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ßiſch gefinnten Mitglieder der Verſammlung, Hatte gegen die Verwilli— 
gung geſprochen und vorgeftelft, wie ein Sieg Oeſterreichs und bie 
Begründung feiner Suprematie in Deutſchland nur die craffefte Reac⸗ 
tion zur Folge haben würde, und daß eine Schwächung Preußens eine 

Schwähung Deutſchlands wäre, und hatte darum verlangt, daß bie 

Regierung, wenn Oeſterreich angreife, auf die andere Seite ſich flellen 
umd einer Verkleinerung Preußens fi mit allen Mitteln, felbft mit 

Waffengewalt wiberfegen folle. Darauf erwiderte Varnbüler in höhnen- 
dem Tone der Siegesgewißheit: „Wenn bie Kriegswürfel geworfen find 
und wenn in biefem alle das Kriegsglück gegen Preußen fein follte, 
dann werde auch der Profeffor Römer nicht im Stande fein, das „vae 

vietis“ von feinem Lieblingsſtaate abzuwenden.“ *) 
Die bairiſche Regierung, welche fi von allen Mittelftaaten am 

freundfichften gegen Preußen hielt, wagte doch nicht auf deſſen Eeite zu 
treten ober auch nur die Neutralität zu bewahren. Ein föniglicher Erlaß 
vom 10. Mai befahl die Mobilmahung der ganzen Armee, und am 30. 
Mai verlangte der Minifter v. d. Pforbten zu den erforderlichen Rü— 
ftungen die Summe von 31 Mitfionen Gulden, um wenn ber Friedens» 
Bruch nicht abzuwenden fei, einzuftehen für die Nechte des Bundes, die 
Erhaltung des Bundesfriedens, die geheiligten Rechte der Nation umd 
die Selbftändigfeit Baierns. Die baierifche Volksvertretung verwilligte 
dieſes außerorbentfiche Militärbubget einſtimmig am 18. Juni. In Baden 
bemühte ſich der Großherzog, der bei feiner verwandtſchaftlichen Bezie- 

Hung zu dem Könige von Preußen umb feiner politifchen Gefinnung 
einerfeit3, und der Stimmung des Volles und ben Anfichten feines Mi- 
niſteriums andererjeitö, in einer äußerſt peinlichen Lage war, ernftlich 

für Vermittlung und Erhaltung des Friedens. In feinem Minifterium 
wor nur ein Mitglied, der Handelöminifter Mathy, ein bewährter 
Kämpfer fir die nationale Einheit Deutſchlands, preußiſch gefinnt. Er 

Hatte ſchon während des fchlestwig-hoffteinifchen Krieges die Ueberzeugung 

gewonnen, daß Bismarck ein höheres nationales Ziel verfolge und ge- 
flanden, daß er ihm immer beſſer gefalfe. Die Parteinahme feines Col- 
legen Edelsheim fiir Defterreih ımb die Hinneigung Stabels und La- 
meys auf diefe Seite war ihm ein tiefer Kummer. Als am 9. Mai 
über bie Inſtructionen für die Bamberger Conferenz berathen wurde, 

*) Verhandlungen ber wirtembergiſchen Kammer ber Abgeordneten, Landtag 1866 

Mai und Juni. Protocolle S. 28 und 50. 
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ſprach er ſich dahin aus, Baden folle neutral bleiben ımd den Vorſatz 
diefer Neutralität ſcharf betonen, auch dafür forgen, daß die badiſchen 
Truppen im Lande bleiben, damit fie nicht in eine Action zu Gunften 
Oeſterreichs vertvidlelt werben. Auch der Großherzog ftimmte Mathu’s 
Anſicht bei, und Edelsheim reiste zu der Eonferenz nad) Bamberg mit 
dem Auftrag, auf Neutralität zu beftehen.*) Geh. Rath Bluntſchli ftellte 

am 14. Mai in ber erften Kammer einen eben bahin zielenden Antrag: 
1) Baden folle feiner der beiden Mächte in den Krieg folgen, ſondern 

ſich möglichſt lange neutral halten und verfuchen, fich für diefe Neutra- 
fität mit den übrigen ſüddeutſchen Staaten zu verftändigen. 2) Diefe 
Haltung bürfe nicht durch Kriegsrüſtungen von offenfivem Charakter ver- 
dorben werben. 3) Ebenfowenig bürfe diefe Haltung durch Abftimmungen 

am Bundestag, welche in ihren Folgen zum Krieg führen, gefährdet 

werben, vielmehr müffe fi) Baden für den Fall eines Bruchs feine 
freie Entſchließung vorbehalten. 4) Deutſchland wiffe, daß der Groß- 

herzog und fein Wolf jederzeit bereit feien, zu einer Umgeftaltung bes 
deutſchen Bundes mitzuwirken, welche dem deuiſchen Volke eine einheit- 

liche politifche Action ſichere. Zu diefem Behufe fei auch der Vorſchlag 
Preußens zum Berufung eines deutichen Parlaments nachdrüchlich zu 
unterftügen. B 

Solche Stimmen bfieben leider aud) in Baben vereinzelt. Es kam 
auch in der erften Kammer zu feinem Beſchluß in diefer Richtung. Edels⸗ 
heim verhielt fich in Bamberg nicht im Sinne feines Großherzogs, fon« 
dern folgte mehr feinen eigenen Neigungen, und da man ihm zu ver 
ftehen gab, daß die Neutralität als Bundesbruch angefehen werden 

würde und die Neutralen nur Objecte der Entſchädigung für die Groß» 
mächte fein würden, glaubte er im Intereſſe feiner Regierung nicht mehr 
auf der Forderung ber Neutralität beftehen zu dürfen. So wurde es 
denn für Baden unmöglich gemacht, eine felbftändige Stellung einzu- 
nehmen. 

Hannover Hatte, obgleich durch die Verbrängung feiner Executions ⸗ 
truppen aus Holſtein empfindlich gereizt, doch in der fchlestwig-holftei- 
nifhen Frage eine weſentlich andere Stellung eingenommen, als bie 
anderen mittelftaatlichen Königreiche. Die ganze ſchleswig- holſteiniſche 

Bewegung, als eine vom Volt auögehende, war dem König Georg und 
feinem Hofe durchaus zuwider, er verhielt fich gegen ben Prinzen Frie- 

*) ©. Freytag, Mathy's Leben, S. 400. 
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derich von Auguftenburg, weil derſelbe fich nicht blos auf fein Erbrecht, 
fondern auch auf die Huldigung von Volfsverfammlungen und die öffent- 

lie Meinung fügte, durchaus kühl, es wollte ihm auch von Defter- 
reich nicht gefallen, daß es die auguftenburgifche Agitation unterftüßte. Es 
ſchien, als wolle man in Hannover fid) Lieber eine preußifche Machtermeite- 

rung im Norden gefallen laſſen, als den Sieg einer Volfsforberung. Aber 
als Preußen in jener Depeihe vom 24. März nun die nationale Fahne 
aufftectte und eine Bundesreform, welche die Souveränität ber Cinzel- 

ſtaaten mit Beſchränkungen bedrohte, als fein Biel verfünbigte, war es 

mit ben preußiſchen Sympathieen in Hannover aus. Die Einladung 
Bismarcks zum Abſchluß eines Neutralitätövertragd wurde ausmeichend 

beantwortet, und als am 20. Mai der Halbbruder des Königs, Prinz 

Solms, mit dem Angebot eines öſterreichiſchen Bündniſſes erſchien, und 
als Preis deſſelben nicht nur bie Bürgſchaft der hannoverſchen Inte⸗ 

grität und Selbftändigfeit, fondern ſogar GebietSvergrößerung Hanno- 
vers auf Koften Preußens in Ausficht ftellte, war auch der Gedanke an 

Neutralität erſchüttert. Man fchloß zwar noch fein Bündniß mit De- 
ſterreich, fondern fette die Verhandlungen mit Preußen fort, aber nur 

zum Schein, weil man ſich vor einem offenen Bruch mit Preußen doch 

fürgtete.*) 
In Preußen gewann die Agitation gegen den Krieg immer größeren 

Umfang. Eine Bollsverfammlung in Köln ſprach fih am 13. Mat 
energifh gegen den Krieg aus, ber nur durch einen fchleunigen und 
gründlichen Wechfel des Regierungsſyſtems vermieden werden könne. 

Eine Reihe don Städten der Nheinlande und Weftfalens folgte dem 
Beifpiele Kölns; 17. Handelskammern richteten eine Colfectivnote an ben 
König für Erhaltung des Friedens. Sie erflären, bei aller Opferwil- 
Tigfeit des preußiſchen Volks, für die höchſten Giter des Waterlandes 

einzuftehen, fehle ihm die Begeifterung, deren ein Kampf für die wahren 

deutſchen Intereſſen nicht entbehren könne. Auch in dem altpreußifchen 
Königsberg war dieſelbe Stimmung; eine Adreſſe von dorther bittet, 
durch einen gründlichen Wechfel des Syſtems und der Perfonen der Re— 

gierung, durch Berufung von Männern, die das Vertrauen des Volles 

=) Welfiſche Hanstraditionen und dentfe Nationaf-Imtereffen, Leipzig 1868. 
©. 46. Das Welfentfum und feine Vorkämpfer. Potsdam 1868. ©. 50 u. ff. ©. 

Graf zu Münfter: Mein Antheil an ben Creigniffen des Jahres 1866. Hannover 
1868. M. vuſch, das Uebergangsjahe in Hannover. Leipzig 1867. ©. 27 u. ff. 
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befigen, den inneren Frieden twiberherzuftellen und die drohende Gefahr 
eines beutfchen Bruderkriegs abzuwenden. Yon Stettin, Köslin, Kol- 

berg, Magdeburg kamen ähnliche Erklärungen. Nur eine einzige Stabt 

machte eine rühmliche Ausnahme, Breslau, die Hauptftabt ber Provinz, 

welche fich Oeſterreich als Siegespreis auserſehen hatte, die aber zugleich 

im Fall des Krieges megen ihrer Lage und Befeftigung am bebrohteften 
erſchien. Die ftäbtifen Behörden zu Breslau, an beren Spige ber 
jegige Oberbürgermeifter von Berlin, Hobrecht, ſtand, richteten unter 
dem 15. Mai eine Adreſſe an den König, worin fie unter Anderm 
fagten: „Wir glauben an Allerhöchfter Stelle die Verfiherung abgeben 
zu dürfen, daß Breslau an Opfermilfigkeit, wie im “Jahre 1813, fo 

auch jetzt feiner andern Stadt nachſtehen wird. Wir fühlen gemeinfam 
mit Ew. Maj. die Drangfale des Krieges; wir unterfhägen nicht die 
Laſten, welche das preußiſche Voll zu tragen Haben wird; wir kennen 

die Opfer, welche der Krieg fordert. Demungeachtet fprechen wir es aus 
und glauben hierin der Zuftimmung unferer Mitbürger ficher zu fein, daß 
wir, wenn es die Macht und die Ehre Preußens, feine Stellung in Deutſch⸗ 
land und die mit biefer Stellung in nothwendigem Zuſammenhange 

ftehende Einheit unferes gemeinfamen Vaterlandes ‘gilt, ben Gefahren 
und Nöthen des Krieges mit berjelben Opfermilfigfeit und Hingebung 
entgegen gehen, twie die fchlefifchen Männer es unter der Führung von 
Ew. Maj. hochſeligem Vater gethan. Können jene höchſten Güter Preu⸗ 

ßens uud Deutſchlands erhalten werden im Frieden, jo begrüßen wir diefel« 
ben freudigen Herzens; follten aber die Gegner Preußens und Deutſchlands, 
wie e8 im Jahre 1850 gefchehen, wieder eine Minderung der Machtftellung 
Preußens, wiederum eine Demüthigung Preußens erftreben, fo wird Schle- 

fien lieber alle Laften und Leiden des Kampfes auf ſich nehmen, als die Lö— 
fung ber hiftorifchen Aufgabe Preußens, die Einigung Deutfchlands, wieder 
auf Jahrzehnte hinausrücken laſſen. Aber wir können Ew. Majeftät in 

dem Gefühle, daß es in der fir das ganze Vaterland fo ſchweren Zeit 
unfere erfte Pflicht ift, unferer aufrichtigen und innerften Ueberzeugung 
offenen Ausdruck zu geben, nicht verhehlen, wie in biefem Augenblick 

die Grundlage einer allgemeinen Begeiſterung noch fehlt. Der Einflang 
zwiſchen Regierung und Volt, ber in jener fir Preußen und Deutfch- 
land fo ruhmreichen Zeit den unvergejjenen Thaten Sieg verlieh, ift 
nicht vorhanden; der Verfafjungsfampf ift nicht beendet. Die Weisheit 
En. Maj. wird die Mittel und Wege finden, den inneren Conflict, der 

fo ſchwer auf dem Lande laftet, zu befeitigen und das Vertrauen zwi- 
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fchen der Staatsregierung und dem Volke herzuftellen, welches erforder- 
lich ift, um die für einen folhen Kampf nothwendige nationale Begei» 
fterung wach zu rufen.“ Der König, ber die Friedensadreffen ber an- 
deren Stäbte unbeantwortet gelafjen und deren Deputationen nicht 
empfangen hatte, richtete an die Breslauer am 19. Mai folgende Ant« 
wort: „Die Worte, welche Magiftrat und Stabtverorbnete der Stadt 

Breslau in der Borftellung vom 15. des Monats an mic; richten, habe 
ich gern vernommen. Ich erkenne in ihnen ben Ausfluß deſſelben Geiftes, 

welcher im Jahre 1813 die Väter der heutigen Bewohner Breslaus 
befeelte; es hat mir wohlgethan, daß die Vertreter der Stadt diefem 
Geiſte mit Ernft und Wärme Ausdruck gegeben Haben. Niemand Tann 

die Schwere der Opfer, welche der Krieg dem Vaterlande auferlegen 

würde, ſchmerzlicher empfinden als ich, Niemand das Bedürfniß lebhafter 
fühlen, daß dieſelben von Herrſcher und Volt in ungetrübter Eintracht 

getragen werben. Möge mein Wort der Stadt Breslau als Bürgſchaft 
dienen, baß fein ehrgeizige Streben, jelbft nicht dasjenige, welches im 
Jutereſſe des großen gemeinfamen Vaterlandes berechtigt genannt werden 

tönnte, fondern nur die Pflicht, Preußen und feine heiligften Güter zu 
vertheidigen, mich mein Volt Hat zu den Waffen rufen lafien. Mögen 
die Einwohner der Stadt überzeugt fein, daß die Verftändigung über 
die zwiſchen meiner Regierung und dem Landtage ftreitigen Fragen das 

Ziel meiner Wünfhe und meines eifrigen Strebens iſt.“ 
So vereinzelt die Breslauer Adreſſe auch ſchien, fo bereitete ſich 

doch eine Umftimmung vor. In Hoffnung auf diefelbe hatte das Mi- 
niſterium am 9. Mai das Abgeordnetenhaus aufgelöst, um bem Volfe 
Gelegenheit zu geben, durch neue Wahlen feiner Einmithigfeit für Er- 
haltung der Unabhängigkeit und Ehre des Landes Ausdruck zu geben. 
Zunãchſt ſchien diefe Appellation an das Volf feine günftige Wirkung zu 

haben. Dan tabelte heftig, baß der König, auftatt das Minifteriun zu 
ändern, eine Kammer auflöfe, welche fo tapfer und ausbauernd für die 

Nechte der Volksvertretung eingeftanden fei. ber bald änderte fich die 
Stimmung, und bie öffentliche Meinung befreundete fi) Immer mehr 
mit der auswärtigen Politif der Megierung. Zunächſt fiel die Wahl der 

Wahlmänner vegierungsfreundfih aus; und die größeren politichen 
Blätter vereinigten fich in der Einficht, daß fchließlich doch nur das 
Schwert bie Löſung der Aufgabe, die Alle dem preußifchen Staat zuer- 
Tannten, werde durchführen können. Die Unmöglichkeit einer freien Ver— 
ftändigung mit Defterreich wurde immer mehr begriffen. 
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Der Bundestag verfuchte es noch einmal mit einer Demonftration 
gegen Preußen. Am 4. Mai fand die ſchon erwähnte Conferenz ber 
Mittelftanten zu Bamberg flatt, bei welcher Baiern, Sachen, Wirtem- 

berg, Baden, Nafjau, Heffen-Darmftabt, Weimar, Koburg und Mei 
ningen vertreten waren. Sie einigten fih mit Ausnahme Sachſens über 

einen Antrag, der die Erhaltung des Friedens zum Zweck Hatte Er 

wurde am 19. Mai eingebracht und lautete fo: „Hohe Bundesverſamm⸗ 

fung wolle an alle diejenigen Bundesglieder, welche militäriiche, über 
den Friedensſtand hinausgehende Maßnahmen ober Nüftungen vorge 

nommen haben, das Erſuchen richten, in der nächſten Sigung ber Bun- 
besverfammlung zu erflären, ob und unter welchen Vorausſetzungen fie 

bereit jeien, gleichzeitig und zwar von einem in ber Bunbesverfammlung 

zu vereinbarenben Tage an die Zurüdführung ihrer Streitkräfte auf den 
Vriedensftand anzuordnen." Um 24. wurde der Antrag vom Bundestag 
angenommen, aber hatte, wie vorauszufehen war, gar feine Wirkung. 

Es war in der That eine umbegreifliche Tauſchung der mittelftantlichen 
Staatämänner, daß fie meinten, mit ihren unmächtigen Befchlüffen die 
Ereigniffe aufhalten zu können. Preußen hatte fehon feit Ende April 

begonnen, fünf Armeecorps mobil zu machen, und verfügte am 8. Mai 
die völlige Mobilmachung der drei noch übrigen Armeecorps. 

Oeſterreich Hatte den bei der italienifchen Armee ftehenben Feld⸗ 

zeugmeifter Benedek, den populärften General der Monarchie, nach 
Wien berufen und ihm zum Oberbefehlshaber der Nordarmee ernannt. 
Er veröffentlichte am 18. Mai einen Tagesbefehl, der von ber Vorans⸗ 

ſetzung ausging, daß der Krieg demnächſt ausbrechen werde. Es heißt 

darin: „Die Armee wird in Kurzem verfammelt fein, in Allem geord- 
net, mit Allem audgerüftet, ſchön, tüchtig und brav, getragen und ges 

hoben von bem alferbeften Geifte der Orbnung und Disciplin, der Ehre 

und Treue, ber Zapferfeit und unbedingten Hingebung. Des Kaifers 

Auge und fein edles Herz werben ber Armee überalfhin folgen, bie 

Opferwilligkeit und der Enthuſiasmus aller Völker Oeſterreichs werden 
uns geleiten, die Theilnahme, die Erwartungen und Hoffnungen unſerer 
Landsleute und unſerer Lieben werden mit uns ſein, auch wenn es zur 

Entſcheidung kommen ſollte für des Kaiſers und Vaterlandes heiliges 

Net. Die k. f. Armee wird aber in jedem Kampfe mit Begeiſterung 
und alt-öfterreichifher Zähigfeit in Treue und Ehre zu fiegen, in Treue 
und Ehre zu fterben wiffen für Kaifer und Vaterland." — In alien 
wurde feit der Erklärung Oeſterreichs, daß es feine Armee zur Verthei- 
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digung gegen Italien anf den Kriegsfuß fegen müſſe, mit aller Anftren- 
gung gerüftet. Gin Lönigl. Decret vom 29. Upril berief ſämmtliche 

kriegspflichtige Mannfchaften zu den Fahnen. Binnen 9 Tagen follten 

zwölf Altersffaffen eingeteilt fein. Auch die neu einverleibten Staaten 
Parma, Modena, Toscana und Neapel follten ihre Contingente ftellen. 

Die Kammer beſchloß am 30. April einftimmig, alle möglichen Maß« 
regen in Vorausſicht des Krieges zu treffen. 

Ehe es zum Ausbruch deſſelben kam, glaubten die auswärtigen 

Mächte noch einmal ben Verſuch einer Friedensvermittlung machen zu 

müflen. Am 24. Mai hatten fi) Frankreich, England und Rußland 

zur Berufung einer Friedensconferenz geeinigt und Einladungen nad 
Berlin, Wien, Frankfurt und Florenz erlafien. Preußen und Italien 

fäumten nicht, die Einladung anzunehmen, erſteres erklärte fich ſchon 
am 29. Mai bereit, Italien am 1. Juni. Die Erfahrung des legten 
Friedenscongreffes in London Hatte gezeigt, wie wenig eine ſolche Con⸗ 
ferenz geeignet fei, den Krieg zu verhindern, wie fie vielmehr das befte 
Mittel fei, die Nothwendigkeit einer kriegeriſchen Entſcheidung Har zu 

machen. Das Einladungsſchreiben der drei neutralen Mächte ging dem 
Wortlaut nach von ber Vorausſetzung aus, daß es fih nur um Schlich- 

tung des Streites über Schleswig-Holftein handle. Hierauf antwortete 
Bismarck am 29. Mai, er könne nicht zugeben, daß bie Angelegenheit 

der Eibherzogthümer es fei, was ben Frieden Europa’8 bebrohe. Die 

preußifche Regierung habe nie die Abficht gehabt, diefe Frage mit bes 
waffneter Hand Iöfen zu wollen. Im Gegenteil, fie betrachte die dro- 

hende Stellung und die Sriegsvorbereitungen Defterreich® und anderer 
beutfchen Regierungen als den wahren Ausgangspunkt ber Verwidlungen, 
die ſeitdem die beunruhigendſten Verhältniffe angenommen haben, 

Defterreich zögerte zwar nicht mit einer im Allgemeinen zuſagenden 
Antwort, aber machte Vorbehalte, die feine Abneigung gegen den Con» 
greß deutlich verriethen. Das öfterreichiiche Schreiben vom 1. Juni ent» 
hielt die Bemerkung: „Nur wünſcht die kaiſerl. Megierung früher die 

Zuſicherung zu erhalten, daß alle Mächte, melche an ber projectirten 

Zufanmentretung Theil nehmen follen, gleich ihr bereit feien, dort fein 
Sonderintereſſe zum Nachtheil ber allgemeinen Ruhe zu verfolgen. Zum 

Gelingen des von den Cabinetten im Auge gehaltenen Friedenswerkes 
erfcheint es uns unerläßlich, im vornhinein feftzuftelfen, daß von den 

Berathungen jede Combination ausgefchloffen bleiben werde, die darauf 

abzielen würbe, einem ber jegt zur Bufammentretung eingelabenen Staaten 
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eine territoriale Vergrößerung ober einen Machtzuwachs zu verſchaffen. 
Ohne diefe vorläufige Bürgſchaft, durch melde ehrgeizige Anfprüche 
befeitigt werden und welche nur gleihmäßigen, für Alle billigen Verein 

barungen Raum läßt, müßte e8 uns unmöglich erfcheinen, auf einen 
glücklichen Ausgang der vorgefchlagenen Berathungen zu zählen." Des 

fterreich beging damit die Unflugheit, zu verrathen, daß e8 zum voraus 
entfehloffen fei, jedes mögliche Ergebniß der Konferenz zu verhindern. 
In einer gleichzeitigen Depeſche an feine Gefandten in Paris, London 

und Peteröburg ſprach ſich das öſterreichiſche Cabinet noch deutlicher 
aus: „Je aufmerffamer wir die Sachlage ind Auge fallen, deſto mehr 
drängt fi ung die Ueberzeugung auf, daß wir kaum ein günftiges Re— 
ſultat von den Verhandlungen zu erwarten haben, welche bie drei neu- 

trafen Mächte vorgefchlagen haben. Mit welch großen Nüdfichten auch 
das Gonferenzprogramm abgefaßt ift, die in demſelben ausdrücklich be» 
tonte italienifche Frage kann in der That Feine andere Bebeutung haben, 

al3 von ung die Abtretung Venetiens zu erlangen. Diefes ift aber eine 
Forderung, melde wir in dem gegenwärtigen Augenblid mit Entſchie- 
denheit von und weifen. Die Abtretung einer Provinz in Folge eines 
moralifhen Druds, und insbefondere einer Provinz, welche vom drei— 

fahen Standpunkte ihrer militärifchen, geographiſchen und politifchen 

Bedeutung von fo großer Wichtigkeit ift, käme einem politifcden Selbft- 
mord gleich, durch welchen Defterreich fich feiner Stellung als Groß⸗ 
macht auf immer verfuftig machte. Die Annahme einer Geldentſchädi- 
gung ift gleichfalls unmöglih. Die veretianifche Frage ift eine Ehren- 

frage umd fteht mit der Würde der Taiferlihen Regierung in zu genauem 
Zufammenhang, als daß diejelbe von der faiferlihen Regierung zum 

Gegenftand von Verhandlungen gemacht werden könnte. Was den Aug- 
tauſch Benetiend gegen eine Territorial- Compenfation anbelangt, fo ift 
dies eine jener Combinationen, welde die Folge eines Krieges und 
etwaiger aus demfelben ſich ergebenber Territorialveränderungen fein 
tönnen, die aber nie das Nefultat einer am Congreßtiſche ftattfindenden 
Verhandlung vor dem Krieg zu fein vermögen. Wo wären übrigens in 

diefem Augenblid die Compenfationen zu fuchen, womit man uns be- 

denken möchte?" — — „Man Hat uns andeutungsweiſe zu verſtehen 
gegeben, daß Schleſien eine hinreichende Entſchädigung für die Abtretung 
Venetiens fein dürfte. Wir find weit entfernt, dieſe Eventualität zu 
wünſchen, und fehen e8 viel fieber, daß vor Allem jede Macht dasje- 

nige behalte, was ihr bis zum gegenwärtigen Augenblid von Rechts- 
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wegen gehört. Wenn ber Krieg wirklich ausbricht, und wenn glän- 
zende militärifche Erfolge unfere Macht erhöhen, unfer moraliſches Ge- 
wicht in Europa verftärten und uns in den gejicherten Befig von erober- 

ten Gebieten bringen, dann märe die Annahme nicht auszuſchließen, 

daß wir, mit meifer Mäßigung unferen Vortheil benügend, auf ben 
Beſitz einer Provinz Verzicht feifteten, um uns dafür den Befig einer 

anderen zu fichern.” Diefe Auseinanderſetzung war nicht einmal ehrlich 
gemeint, denn gleichzeitig ftand, wie wir jet auß dem itafienifchen Ver- 
öffentlihungen wiſſen, Graf Mensdorff mit Napoleon über Abtretung 

Benetiens in Unterhanblung, und andererſeits war auf Eroberung Schle⸗ 
ſiens ſicher gerechnet. Bereits war die bevorftehende Eröffnung ber 
Friebensconferenzen in Paris angekündigt, und bie Vertreter der bethei- 
figten Mächte beftimmt, von Seiten Preußens follte Bigmard ſelbſt die 

Verhandlung führen und der Bund durch den bairiſchen Minifter von 
der Pfordten vertreten werben. Aber auf bie Nachricht von ber bedingten 
Annahme Oeſterreichs folgte bald die Anzeige, daß ber ruſſiſche Mini- 
fer Fürft Gortſchaloff erkrankt fei und jedenfalls nicht ſogleich kommen 

fönne. Bugleich that Defterreich einen Schritt, der bie weiteren Ver— 
Handlungen unmöglich machte, indem es die in ber Note vom 26. April 
ausgeſprochene Drohung erfüllte und die Entſcheidung der ſchleswig⸗ 
Hoffteinifchen Frage dem Bund überantwortete. Der Statthalter in Hol» 

ſtein erhielt die Vollmacht, die Hoffteinifchen Stände einzuberufen. Der 
öfterreichifche Gefandte am Bundestag übergab am 1. Juni eine Erflä- 
rung, worin der alte Standpunkt in Betreff Schleswig-Holſteins feft- 

gehalten wird, und unter Beziehung auf die bisherigen Verhandlungen 
mit Preußen fchließlich gefagt wird, daß Oeſterreich alle Bemühungen, 

ein Einverftändniß mit Preußen vorzubereiten, als vereitelt betrachte uud 

alles Weitere den Entihließungen des Bundes anheimftelle. Der preu- 
Fische Gefandte erwiderte, daß der Bund in feiner gegenwärtigen Geftaft 
feiner Aufgabe nicht gewachſen fei und feine oberften Zwecke nicht er- 

fülle, umd daß Preußen feine Entſcheidung nicht anerkennen könne. Die 
Tönigl. Regierung müſſe nachdrücklich widerholen, daß nicht die ſchles— 

wig⸗ holſteiniſche Frage ben Anlaß zu der gegenwärtigen Verwicklung 
gegeben habe, fonbern bie von Defterreih und Sachſen unternommenen 

Rüftungen. 
Bismard nahın von der Erklärung Oefterreihd am Bunde Veran- 

laſſung zu einer Circulardepeſche vom 4. Juni an die fremden Höfe, in wel⸗ 
her er Oeſterreichs Abficht, e3 zum Kriege kommen laſſen zu wollen, conftas 
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tirt. Er fagt darin: „Wir find gezwungen, die Erklärung der öſterreichiſchen 
Regierung beim Bundestage zu Frankfırt a. M. am 1. Juni als bie 
Antwort auf unfere verföhnlichen Eröffnungen zu betrachten. In diefer 
Erklärung übergibt Defterreih, nach einer rückblidenden Darlegung, bie 
mit den Thatſachen nicht übereinftimmt und gegen Preußen beleidigend 
ift, dem Bundestage die Entſcheidung über die ſchleswig-holſteiniſche 
Frage, und gibt zugleich Kenntniß von einem Acte der Souveränetät in 

Holftein — nämlich) die Einberufung der Stände —, welche es für fich 
allein zu unternehmen von dem Augenblicke an nicht berechtigt ift, wo 
es ſich ſelbſt durch die Verweifung auf den Bundestag vom Gafteiner 
Vertrage entbindet und dadurch an Stelle der jüngften geographiſchen 

Theilung das alte Verhältnig des Mitbefites fegt. Wir Haben ſchon in 

Wien gegen dieſen nicht zu vechtfertigenden und einfeitigen Act, ſowie 
auch gegen die ebenfo nicht zu vechtfertigende Verfügung über unfere 

Rechte durch die Uebertragung derſelben an ben Bundestag proteflirt 
und behalten ung vor, weitere Schritte zu thun. Doc vorab kann ih 

mich nicht enthalten zu erklären, daß wir nicht im Stande find, in die 
fem Verfahren der öfterreichifchen Negierung etwas Anderes wahrzuneh⸗ 
men, als bie Abfiht einer directen Provocation und den Wunſch, mit 
Gewalt einen Bruch und Krieg herbeizuführen. Affe unfere Erkundigun- 
gen geftehen zu, daß der Entſchluß, gegen Preußen Krieg zu führen, in 
Wien feft gefaßt ift." — — „Die Verhandlungen, auf Seiten ber 
Bermittfer auf bie friebfichften Wünfche geftügt, haben, wie Se. Mai. 

mir mittheilt, nur erwieſen, daß ein entfprechendes Gefühl in Wien nicht 
mehr vorhanden ift. Sie haben, ungeachtet der theoretiihen Friedens- 
fiebe, des Kaiſers, das Verlangen nad Krieg dargelegt, welches jede 
andere Erwägung in feinem ganzen Mathe beherrſcht, ſelbſt unter Jenen, 
welche nach unferem Wiffen Anfangs gegen den Krieg und felbft gegen 
die Vorbereitungen und Rüſtungen ftimmten, und daß dieſes Verlangen 
jest auch entſcheidenden Einfluß über den Kaifer jelbft gewonnen hat. 
Nicht allein wurde dort der gänzliche Mangel alfer und jeder Bereit- 
willigkeit befundet, in felbft vertrauliche Verhandlungen einzutreten, und 
die Möglichfeit einer Verftändigung zu digcutiven, fondern Auslaffungen 
einflußreiher öfterreichifcher Staatsmänner und Nathgeber des Kaiſers 
find dem Könige aus einer authentifhen Quelle mitgetheilt worden, 
welche feinen Zweifel laffen, daß die faiferlichen Minifter Krieg um 

jeben Preis wünſchen, theil in der Hoffnung auf Erfolg im Selbe, 

theils um über innere Schwierigkeiten Hinwegzufommen — ja, ſelbſt mit 
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der ausgeſprochenen Wbficht, ben öſterreichiſchen Finanzen durch preußifche 
Gontributionen ober durch einen „ehrenvollen" Bankerott Hilfe zu ver- 
Schaffen. Die Handlungen der öſterreichiſchen Regierung ftimmen mit 
diefer Abſicht nur zu genau überein.” — — „Nachdem die Form der 
Einladung zur Conferenz durch Verhandlungen zwiſchen den einlabenden 
Mächten eigens fo abgefaht worden war, daß Defterreih anzunehmen 
im Stande fein follte, ohne fich felbft irgend etwas im voraus zu ver⸗ 
geben, und ohne gezivungen zu fein, Vorbehalte zu machen, fo ift es 
beftimmt das Wiener Cabinet, welches alfe dieſe Mühen fruchtlos macht. 

Dahinter Tönnen wir mir die entjchiebene Abficht Oeſterreichs ſehen, 
Krieg wit Preußen zu erzwingen und bei dem Gingehen in Berhand- 
Umgen über ben Gongreß höchſtens durch Aufſchub Zeit für feine eiger 
men, noch nicht gänzlich vollendeten Anordnungen, befonders aber für 
die feiner Verbündeten, zu gewinnen. Der Krieg ift ein abgemachter 
Beſchluß in Wien; der einzig nächſte Punkt ift der, ben günftigen Aus 
genblid zu wählen, ihn zu beginnen." — — 

Ehe Oefterreih zum Kriege ſchritt, machte es noch den Verſuch, 
die preußifch-italienifche Allianz zu fprengen. Am 4. Mai ließ der Kaiſer 
an Napoleon den förmlichen Vorſchlag gefangen, er wolle Venetien ab- 
treten unter der Bedingung, daß Frankreich und Italien neutral blieben 
amd Oefterreich geftatteten, fich mittelft der Eroberung Schlefiens zu 
entſchädigen; die Abtretung follte an Frankreich gejchehen, welches ſei⸗ 

nerſeits das abgetretene Land an Italien zu überantworten hätte. Beide 
Acte, die Ceffion Venetien und die Groberung Schlefiens, follten 

gleichzeitig gefchehen und der eine die Vorausfegung des anderen bilden. *) 
Der Vorſchlag wurde von Parid aus an das italienifche Cabinet tele- 
graphirt, welches im Wugenblid fehr in Werlegenheit gerieth und 
anfänglich nicht übel Luft hatte, das vortbeilhafte Anerbieten anzuneh⸗ 

men. Aber bei näherer Meberlegung fanden bie Stafiener, daß, wenn 
fie fi) auch über den Treubruch gegen Preußen hätten hinwegſetzen 

wollen, die Sache doch einen bedenllichen Hacken habe. Die Abtretung 
Venetiens war abhängig gemacht von der Eroberung Schleſiens. In 
Stalien, wo man bie militäriihe Macht Preußens nicht unterſchätzte, 

mußte man auch die Möglichkeit in Rechnung nehmen, daß Preußen 
fiege und Oeſterreich Schlefien nicht erobern könne. Wie dann? Diefe 

*) &. Chiala, Cenni storici ©. 152, Aus ihm Homberger in den Preuß. 
Sahrbüchern Bd. 28 ©. 409. Beflätigt von Jacini Preuß. Jahrb. Bb. 29 &. 687. 
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Möglichkeit ind Auge faffend, entſchloß fich der vorfichtig rechnende ita⸗ 

lieniſche Minifter La Marmora am 5. Mai, dem Kaifer Napoleon eine 
abfehnende Antwort uach Paris zu telegraphiren. Die Hinderte ben 
Tegteren aber nicht, mit ber öfterreichiichen Negierung auf der Baſis der 
Abtretung Venedigs weiter zu verhandeln, um bie Erfüllung der Wünfche 
Italiens von ber Allianz mit Preußen und deffen Sieg unabhängig zu 
machen. Zugleich wünſchte er fir den Fall, daß Preußen im Kampf 
gegen Oeſterreich Unglüd Hätte, in der Lage zu fein, auch Oeſterreich 
zu Gunften Preußens etwas zumuthen zu können. Cr hoffte nämlich, 
dag man in Berlin feinen Rath und Beiftand fuchen werde, und ließ, 

da von Seiten Bismarcks fein Schritt in diefer Richtung geſchah, im 

Verlauf des Mai durch geheime Agenten Frankreichs Allianz anbieten, 
natürlich mit dem Anſpruch auf dankbare Gegenleiftung. Aber Bismard, 
im Vertrauen auf Preußens Stärke, wollte feine Verbindlichfeiten gegen 
Napoleon eingehen, und teilte feinem König nicht einmal etwas von 
den franzöfifchen Anerbietungen mit. Weber die damaligen Abfichten Na» 

poleons find wir jet durch authentiſche Mittheilungen befehrt, welche 

Bismarck vor dem Ausbruch des beutfch-franzöfifchen Krieges im Jahre 
1870 in der Times, befonder8 aber in der Depefche vom 29. Jult 

1870*) gemacht hat. Er fagt darin, es feien ihm vor Ausbruch des 

Krieges von 1866 theils durch Verwandte des Kaiſers (wahrſcheinlich 
den Prinzen Napoleon), theils durch vertrauliche Agenten Vorſchläge 
gemacht worden, welche dahin gingen, Kleinere ober größere Vergröße- 
rungen auf beiden Seiten zu Stande zu bringen; es habe fi) bald um 

Zuremburg, ober um bie Grenzen von 1814 mit Landau und Saar 
Touis, bald um größere Objecte, von benen bie Schweiz und bie Frage, 
wo die Sprachgrenze in Piemont zu ziehen fei, nicht außgefchloffen ge- 
blieben feien, gehandelt. Am Monat Mai, eben zu derfelben Zeit, in 
welche Chiala in feinen Cenni storiei die oben erwähnten Verhandlun⸗ 

gen zwiſchen Frankreich und Oeſterreich ſetzt, haben nad Bismarcks 
Enthüllung dieſe Verlockungen eine beſtimmtere Geſtalt angenommen in 
dem Entwurf eines Offenſiv- und Defenſivbündniſſes. Zunächſt ſollte 

der damals geplante Congreß die Abtretung Venetiens an Italien und 
der Herzogthümer an Preußen zu Stande bringen. Wenn aber der 
Congreß unverrichteter Dinge ſich auflöſe, ſo ſollie eine Allianz zwiſchen 

Frankreich und Preußen geſchloſſen werden, wonach letzteres bie Feind⸗ 

*) ©. Hahn, der Krieg Frankreichs gegen Deutſchland. S. 394. 
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fefigfeiten zu beginnen hätte, ber Kaiſer der Franzoſen ben Krieg gegen 

Defterreich erklären und mit 300,000 Mann an bemfelben Theil nehmen 
ſollte. Der Friede follte nur unter folgenden Bedingungen gefchloffen 
werben: Venetien wird an Italien abgetreten, Preußen erhält eine Ber- 

größeruug von 7 bis 8 Millionen Seelen und Tann überdies die Bundes- 
reform nach feinem Sinne durchfegen. Frankreich nimmt das beutfche 

Gebiet zwiſchen Mofel und Ahein, doch ohne Coblenz und Mainz für 
fich in Anſpruch, nämlich ein Stüd von Rheinpreußen, Aheinbaiern, 
Birkenfeld, Homburg und Rheinheſſen. Bismard Iehnte dieſen Antrag 
ob, obgleich er risfiren mußte, daß Napoleon, durch die Abweiſung bes 

Teibigt, nicht einmal eine wohlwollende Neutralität bewahren werde. Der 
italieniſche Unterhändler, General Govone, rieth dringend, durch irgend 
welche Zufagen ſich die Gunft Napoleons zu ſichern. Aber Bismard 
wollte ſich nicht durch Verſprechungen binden, bie ihn fpäter von Napos 
leon abhängig gemacht Haben würden, er mollte Deutſchland mit 
deutſcher Kraft einigen. Es ift wohl anzunehmen, daß die Ablehnung 
der franzöfifchen Anträge fo gehalten war, daß fie für ben Fall des 
preußiſchen Siege Napsleon einige Hoffnung auf fpätere Zugeſtändniſſe 
Übrig ließ. Jedenfalls dachte er, Preußen werde feiner ſchon noch be» 
dürfen, und rechnete darauf, daß Preußens Niederlage ihm Gelegenheit 
geben werbe, daffelbe durch feine Vermittlung aus großer Noth zu retten. 
Er näherte ſich jegt wieder Defterreich und fegte feine Hoffnung auf deſſen 
Sieg, den er erleichtern wollte, indem er das preufifch-italienifche Bünd« 
niß, das er nicht auflöfen konnte, wenigftens unwirkſam zu machen fuchte. 
Defterreih war mit Bufagen für eventuelle Abtretungen deutſchen Gebietes 
auf dem linlen Rheinufer weniger ſpröde als Preußen, und fo kam am 
9. ober 10. Juni ein geheimer Vertrag zwifchen Napoleon und Franz 
Joſeph zu Stande, wonach Defterreich Venetien eventuell an Frankreich 

abtrat gegen Entihädigung durch Schlefien.*) 
In Preußen war man nicht ohne Kunde von den Abmachungen, die 

zwifchen Napoleon und dem öfterreichifchen Cabinet ftattgefunden Hatten. 

In den Tagen, in welden die Wagfchale zwiſchen Krieg und Frieden 
ſchwankte, erſchien der Herzog von Koburg in Berlin, um für Erhaltung 

des Friedens zn wirlen. Er warnte vor ber Bweibentigfeit Napoleons 

®) ©. Klaczto, Preliminaires de Sadowa, Revue des deux mondes, vol. 77 
p. 552, und Calonne, Les affaires de l’Allemagne et de l'Italie en 1866. Re- 
vuo contemp. 31. Oct. 1868. Ser. II vol. LXV p. 718. 

Ktüpfel, Finfeitsbeftrebungen. I. 4 
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und berief ſich gegenüber von dem Unglauben an Unterhanbfungen, bie 
zwiſchen Wien und Parts ftattgefunden haben follten, auf einen Brief 
des öfterreichtfchen Miniſters Grafen v. Mensdorff, worin diefer ſich fehr 
flegesgewiß ausſpricht und droht, wenn Preußen Krieg anfange, werde es 

nicht blos mit Defterreich, fondern auch mit Frankreich zu thun bekom⸗ 
men, benn der Kaifer habe fich mit Napoleon dahin verftändigt, daß er 
ihm eventuell Venetien zu freier Dispofition abgetreten und dagegen bon 
ihm die Bufage erhalten habe, daß er nichts dagegen einzumenben habe, 
wenn Oefterreih Schlefien nehme. Italien habe dann, wenn es Venetien, 
ohne Kampf bekommen fönne, Tein Intereſſe daran, an ber preußifchen 
Allianz feftzuhalten, e8 werde mit Defterreich Frieden machen und dieſes 
tönne dann feine Truppen aus alien zurüdziehen und gegen Preußen 
verwenden. 

Nachdem wir fo einen Einblick in die Intriguen Napoleons gethan 
haben, werden wir deifen viel genanntes Schreiben vom 11. Juni an 

den Minifter Drouyn de Lhuys beſſer verftehen, al8 man es damals 
verftehen Tonnte. Napoleon geberbet ſich darin als bie wohlwollende 
Vorſehung, welche dem Streit der deutſchen Großmächte unpartetifch zu« 
ſchaut, und die politifche Welt faßte diefes Programm gläubig als die 

Norm auf, nach welcher fich die bevorftehenden territorialen Veränderungen 
geftalten ſollten. Daffelbe lautet: „Im Wugenblide, wo bie legten 
Friedenshoffnungen zu ſchwinden feheinen, welche man noch auf die Con- 
ferenz ſetzte, ift e8 erforderlich, den diplomatiſchen Agenten im Ansland 
durch ein Eircular die Ideen mitzutheilen, welche meine Regierung geltend 

machen wollte, und das Verfahren, welches fie den kommenden Ereig- 
niffen gegenüber beobachten wird. Diefe Mittheilung wird unfere Politik 
in ihr wahres Licht ftelfen. Wenn die Conferenz ftattgefunden hätte, fo 
würden Sie eine beutliche Sprache geführt Haben; Sie würden in mei- 
nem Namen erklärt haben, daß ich jeden Gedanken an Gebietsvergrößerung 

zurückweiſe, fo lange das Gleichgewicht Europa's nicht gebrochen wird. 
In der That Könnten wir unr an eine Ausdehnung unſerer Grenzen 
denfen, wenn die Karte von Europa zum ausſchließlichen Vortheil einer 
Großmacht verändert wiirde, und wenn Orenzgebiete durch ihren frei 
ausgedrückten Wunſch die Annerion an Frankreich fordern. Unter andern 
Umftänden halte ich es unferm Lande würdiger, jeber Gebietserweiterung 
den unfhägbaren Vortheil, in guter Eintracht mit unſern Nachbarn zu 
leben, vorzuziehen, indem wir ihre Unabhängigkeit und ihre Nationafität 

achten. Bon diefen Gefühlen beftimmt und nur bie Erhaltung des Frie- 
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dens im Auge habend, Hatte ich mich an England und Rußland gewendet, 
um gemeinfchaftliche Worte der Verfühnung an die betheiligten Negies- 
rungen zu vichten. Das Einvernehmen ber drei neutralen Mächte bleibt 
ein Pfand der Sicherheit für Europa. Cie haben ihre Unparteifichkeit 

gezeigt, indem fie den Entſchluß faßten, die Discuſſion der Conferenz 
auf die brennenden Fragen zu befchränfen. Um fie zu fchlichten, mußte 

man offen an fie herantreten, den biplomatifchen Schleier, der fie bebedite, 
wegziehen und bie Iegitimen Wünfche der Fürften und Völfer ernftlih in 
Betracht ziehen. Der Conflict hat drei Urſachen: die ſchlecht begrenzte 

geographifche Lage Preußens — den Wunſch Deutfchlands nach einer 
politiſchen Verfaffung, die mehr feinem Bedürfniß entfpricht — die Noth- 

wendigfeit für Italien feine nationale Unabhängigfeit ſicher zu ftellen. 
Die neutralen Mächte konnten nicht beabfichtigen, ſich in bie inneren 
Angelegenpeiten fremder Länder einzumiſchen. Nichtsdeſtoweniger hatten 
die Höfe, welche an der Conftituirungsacte des beutfchen Bundes Theil 
genommen haben, das Recht zu prüfen, ob die verlangten Aenderungen 
die in Europa beftehende Orbnung nicht ftören wilden. Was uns be- 
teifft, fo Batten wir für die zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten 
zweiten Ranges ein engere Aneinanderſchließen, eine kräftigere Organi- 
fation, eine wichtigere Rolle gewünscht; für Preußen mehr Abrundung und 
Kraft im Norden; fir Defterveich die Erhaltung feiner großen Stellung 
in Deutfhland. Wir würden außerdem gewünſcht haben, daß Oefterreich 
gegen eine verhäftnigmäßige Entſchädigung Venetien an Italien cedirt 

hätte; denn wenn es, ohne ſich um den Vertrag von 1852 zu kümmern, 
mit Preußen einen Krieg gegen Dänemark im Namen der deutſchen Na- 
tionafität geführt hat, fo fehien e8 mir gerecht, daß e8 in Italien den 
gleichen Grundſatz anerfennen werde, indem es bie Umabhängigfeit der 
Halbinfel vervolfftändigt. Diefes find die Gedanken, melde wir im 

Sntereffe der Ruhe Europa’3 zur Geltung zu bringen verfucht Haben 
würden. Heute fteht zu befürchten, daß das Scidfal der Waffen 
allein darüber entſcheiden wird. Welches ift die Haltung, welche Ange- 

fiht3 dieſer Eventualitäten Frankreich zufommt? Sollen wir unfer 
Mißvergnügen kundgeben, weil Deutſchland die Verträge von 1815 ohn— 
mächtig findet zur Vefriebigung feiner nationalen Zwecke und zur Aufe 

rechthaltung feiner Ruhe? In dem Kriege, welcher auszubrechen auf 
dem Bunte fteht, haben wir nur zwei Intereffen: die Bewahrung des 
europäifchen Gleichgewichts und die Erhaltung deffen, was wir in Ita— 
lien aufgebaut haben. Reicht aber die moralifche Kraft Frankreichs nicht 

4* 
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Hin, dieſe beiden Intereſſen zu befchügen? Wird e8 nöthig haben, zum 
Schwert zu greifen, damit feine Worte gehört werben? Ich dente, nein. 
Wenn ungeachtet unferer Bemühungen die Friedenshoffnungen fi nicht 
verwirklichen, find wir gleihwohl durch Erklärungen der in dem Conflict 
beteiligten Höfe gefichert, daß, welches auch der Ausgang des Krieges 
fein möge, feine der ung berüßrenden Fragen ohne bie Zuftunmung 
Frankreichs gelöst wird. Bleiben wir daher in einer aufmerfamen 
Neutralität und ftark durch unfere Uneigennügigfeit, von dem aufrichtigen 

Wunde geleitet, daß die Völfer Europa's ihre Steeitigfeiten vergeſſen 
und fi zum Zwede der Eivififation, der Freiheit und des Fortſchritts 
vereinigen möchten, bliden wir vertrauensvoll auf unfer Recht und ruhig 
auf unfere Kraft." Das Gejeg für Europa follte alfo das europäiſche 

Gleichgewicht, daS Heißt das Webergemicht Frankreichs fein! 
Während: die Politik der fremden Mächte fpielte, um in dem Streit 

zwiſchen Preußen und Defterreich theils zu vermitteln, theil zu ſchüren, 
legte Bismard den deutſchen Bundesgliedern fein Programm in der 

deutſchen Verfaffungsfrage, die ihm die Hauptſache war, noch einmal 
vor, um zu zeigen, wie bie beſcheidenſten Forderungen, deren Erfüllung 
als nationales Bedürfniß anerkannt war, auf frieblichem Wege wicht zu 
erreichen feien. In einer Eirculardepefhe vom 27. Mai fegte er die 

Nothwendigkeit der Bundesreform auseinander und gab zugleich den Be- 
weiß großer Mäßigung. Die wichtige Erklärung lautet wie folgt: 
„Wenn wir in der jegigen Geftaltung bes Bundes einer großen Krifis 
entgegengehen follten, jo ift eine volfftändige revolutionäre Zerrüttung in 

Deutſchland bei ber Haltlofigeit der gegenwärtigen Zuſtände bie wahr« 
ſcheinlichſte Folge. Einer ſolchen Kataftrophe kann man lediglich durch 

eine rechtzeitige Reform von oben her vorbeugen. Es ift nicht die Maffe 
ber unberechtigten Forderungen, welche den revolutionären Bewegungen 

Kraft verleiht, fondern gewöhnlich ift es ber geringe Antheil der berech- 
tigten Forderungen, welcher die wirkſamſten Vorwände zur evolution 
bietet und ben Bewegungen nachhaltige und gefährliche Kraft verleiht. 

Unbeftreitbar ift eine Anzahl berechtigter Bedürfniſſe des beutichen Volls 
nicht in dem Maße ficher geftellt, wie es jede große Nation beanſprucht. 

Die Befriedigung derfelben im georoneten Wege ber Verftändigung herbei- 
zuführen, ift die Aufgabe der Bundesreform. Die lettere ift recht 
eigentlich im Intereſſe des monarchiſchen Princips in Deutſchland noth> 
wendig. Sie ſoll durch die Initiative ber Regierungen den Uebelſtänden 
abhelfen, welche in bewegten Seiten die Quelle und der Vorwand für 
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gewaltſame Selbfthilfe werben können. In biefer Richtung bewegen ſich 
die Reformvorſchläge der preußiſchen Regierung. Sie werben fi auf 

das alfernothwendigfte befchränfen und den Bundesgenoſſen auf das be- 
veitwilligfte mit den ihnen erwünſchten Modificationen entgegenkommen. 

Das Biel verlangt allerdings Opfer, aber nicht von Einzelnen, 

fondern von Alten gleihmäßig. Was Se. Maj. den König perſönlich 

anbetrifft, fo Tiegt demfelben nichts ferner als feine Bundesgenoſſen, die 

deutſchen Fürſten, beeinträchtigen ober unterbrüdten zu wollen. Derfelbe 
will mit ihnen als einer ihresgleihen gemeinfam für die gemeinfame 

Sicherheit nad) innen und außen forgen, aber befier als bisher. Wer 
diefen ernften Willen und das längft auf jenes Biel gerichtete Beſtreben 

Sr. Majeftät als Ergebniß perfönlichen Ehrgeiges ſchildert, ber entftelft 
die Thatjachen, welche von deffen Handlungs und Sinnesweife offenes 
Zeugniß ablegen. Se. Majeftät ber König find ſtets meit davon ent- 

fernt geweſen, einen Ehrgeiz zu hegen, der auf Koften der Nachbarn und 
Bundesgenoſſen Befriedigung gefucht hätte, wenn er auch nach mannigfachen 
Erfahrungen darauf verzichten muß, die Verleumdungen zum Schtweigen zu 
bringen. Se. Majeftät beabfichtigen auch jet nicht, mit der Bundesreform 

den deutſchen Fürften Opfer anzufinnen, welche Preußen nicht ebenfo im 
Intereſſe der Gejammtheit zu bringen bereit wäre." Es folgen nun bie 
fchon am 11. Mai im Neuner-Ausfhuß zu Frankfurt gemachten Vor 

ſchläge. 1) die Organifation des Bundes foll in der Art verändert 
werben, daß an die Stelle der Stimmeneinpeit der Bundesverſammlung 
für beſtimmte Gebiete der Bundesgefeggebung die Beſchlußfaſſung der 
Nationalvertretung tritt. 2) Als Gegenftände der Competenz fir die 
neue Bundesgewalt merben folgende Punkte bezeichnet: Münz, Maf- 

und Gewichtöwefen, Patentgefeßgebung, eine gemeinfame Civilprocefs 

ordnung, das Heimatsweſen und bie Freizügigkeit. 3) Es tritt dazu 
die allgemeine Zoll» und Handelsgeſetzgebung. 4) Organifation eines 
gemeinfamen Schutzes des deutſchen Handels im Auslande, Confular- 
wefen, Schu der Flagge zur See. 5) Das Verkehrsweſen zwiſchen den 
Bundesſtaaten, Land»; Waffer- und Eifenbahnftraßen, Telegraphie und 
Poftwefen. 6) Gründung einer ben gemeinſamen Zwecken entfprechenben 

Kriegsmarine mit Häfen und Küftenvertheidigungsanftalten. 7) Confoli- 
dirumg und Bufanmenfaffung ber militäriichen Kräfte Deutſchlands. 

.Auf diefe bejcheidenen forderungen," fagt die Depeiche, „Haben wir 

uns befchränfen zu können geglaubt und zugleich die Verficherung gegeben, 

dag wir. um im friedlichen Wege zu einer Verftändigung darüber zu 
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gelangen, gern unſeren Bundesgenoſſen in Modalitäten entgegentommen 
mürben. Erft wenn Preußen auf dem Wege der Verftändigung am Bund 
und mit den Megierungen alle Mittel vergebens erſchöpft haben wird, um 
auch nur die nothwendigften Zugeftändniffe zu erlangen, werben wir unfer 
enges Programm erweitern." Der Iettere Sat beutet auf weiter gehende 
Vorſchläge, womit hauptſächlich das fir eine freiere Geftaltung des 
Bundes nothwendige Ausſcheiden Defterreih® gemeint war, Dieſes er- 
weiterte Programm wurbe denn auch unmittelbar vor der legten Ent- 
ſcheidung durch Circulardepefhe vom 10. Juni ausgegeben, und enthält 
bereit3 die Veftimmungen im Einzelnen, welche nach dem Sieg und 
Friedensſchluß die Grundlage der neuen Bundesverfaffung blieben. *) 

Es war ein ſchlimmes Zeichen des fehlenden Verftändniffes der da- 
maligen Lage, daß weder die Regierungen noch die politifchen Vereine von 
diefer ſtaatsmänniſchen That Bismarcks ernftliche Notiz nahmen. Um 
einen Schritt weiter zn kommen, mußte es der preußifchen Regierung in 
der That willkommen fein, eine Provocation zum Kriege zu bekommen. 

Diefe wurde ihr gegeben ‚duch das Vorgehen Oeſterreichs in Holftein 
und durch einen Beſchluß des Bundestags. Der öfterreidhifche Statthalter 
in Holftein, Feldmarſchall-⸗Lieutenant v. Gablenz, berief am 5. Juni die hol-⸗ 
ſteiniſchen Stände auf den I1ten nad) Itzehoe. Darauf erflärte der preußiſche 

Statthalter, General v. Manteuffel, nach früher erhaltener Inſtruction, 

feinem Colfegen, daß hiedurch die Gafteinifche Convention gebrochen fei 
und daß nun das Recht der gemeinfamen Herrfchaft wieder in Kraft trete. 
Er werde daher am 7. Juni feine Truppen wieder in Holftein einrüden 
Taffen, jeboch in ſolche Orte, welche von öfterreichiichen Truppen befegt 

feien, feine preußifchen legen, damit der friedliche Charakter biefer Maß— 
regel nicht geftört werde, denn er Habe den Befehl, jeder feindlichen Be— 
gegnung nad) Kräften vorzubeugen. Auch wurde Gablenz von der preu= 
ßiſchen Regierung aufgefordert, ſich mit Manteuffel über Einfegung einer 
gemeinfamen Regierung für beide Herzogthümer zu verftändigen. Gablenz 
machte jedoch von diefer Aufforderung feinen Gebrauch, und ordnete unter 
Proteftation gegen die preußiiche Maßregel den Rüdzug ber öſterreichiſchen 
Truppen in die Umgegend von Altona an, wohin er au den Sit der 
Statthalterfchaft verlegte. In Rendsburg, wo gemeinfame öſterreichiſche 
und preußifche Befagung war, verabſchiedete ſich die erftere in ritterfich 
freundfchaftlichen Formen. Gablenz erhielt von feiner Regierung Befehl, 

*) 6. Hahn, S. 121 u. fl, Schultheß, ©. 88. 
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das öfterreichifche Corps über Hamburg und Hannover zurückzuführen; 
der Führer General Kafit mußte wegen Krankheit in Holftein bleiben. 
Da fomit die öſterreichiſche Negierung ſich thatjächlich aufgelöst hatte, 

mußte eine neue Regierung beftellt werben. Manteuffel ſetzte nun am 
10. Juni den Baron dv. Scheel-Pleffen als Oberpräfibenten der Regierung 

beider Herzogthümer ein und übergab ihm bie Leitung ſämmtlicher Ge» 
ſchäfte der Civilverwaltung. Die von Gablenz nach Itzehoe berufene 

Stänbeverfammlung unterblieb, die wenigen Mitglieder, die fi) eingefun- 
den Hatten, machten feinen Verſuch, ſich zu conſtituiren. Der Kronpräten 
dent Prinz Friedrich verließ am 7. Juni in aller Frühe, von Wenigen 
begleitet, Kiel. . 

In der Bundesverſammlung gab Preußen am 9. Juni eine Er- 
tlärung ab, welche auf den Bruch der Gafteiner Convention durch die 
von Defterreih am 1. Juni gemachte Eröffnung Hinmwies, und fich gegen 
den Vorwurf, daß die preußifche Regierung eine gewaltfame Annerion 
exftrebt Habe, auf eine am 9. Mai abgegebene geheime Note berief, worin 
fie ſich bereit gezeigt Hatte, mit Oeſterreich über die Abtretung feiner 
vertragsmäßig erworbenen Rechte an die Herzogthüimer gegen Entſchädigung 
in Unterhanblung zu treten. Die Regierung betrachte die fchleswig-hof- 

fteinifche Frage als eine nationale, und fei zu ihrer Löſung in Verbindung 
mit der Bundesreform bereit. Cie erwarte auch jet nur den Augenblick, 
wo fie dieſe Frage mit einer Bundesgewalt verhandeln und erledigen 

tönne, in welder die Mitwirkung ber nationalen Vertretung dem Einfluß 

particufarer Jutereſſen das Gleichgewicht Halte und die Bürgichaft gewähre, 
daß die von Preußen gebrachten Opfer ſchließlich dem gefammten Vater 
lande und nicht der dynaſtiſchen Begehrlichkeit zu Gute kommen. Damit 
war die von Defterreich und den Mittelftaaten begünftigte, auch in Berlin 
bis in die höchſten Kreife fi ausbehngede Agitation fir den Auguften- 
burger gemeint. Oeſterreich behauptete, es fei von feiner Seite immer 
eine den Rechten und Intereſſen des Bundes entſprechende Löfung ber 
ſchleswig · holſteiniſchen Frage angeftrebt worden, und proteftirte in einer 
befonderen Depeſche an Preußen gegen die Behauptung, daß von feiner 
Seite durch den Antrag bei dem Bunde der Vertrag von Gaftein ge- 
brochen morben fei; dagegen habe Preußen durch den Einmarſch in Hol- 
ftein den Art. 11*) der Bundesacte verlegt, und es fei mm ber im Art. 19 
der Wiener Schlußacte vorgefehene Fall eingetreten, wonach die Bundes⸗ 

*) Nimlid) den Sag, daß Bundesglieder einander nicht bekriegen birfen. 
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verfammlung berufen fei, Mafregeln zu ergreifen, wodurch der Selbfthilfe 
borgebeugt und der bereit3 unternommenen Einhalt gethan werde. Diefer 
Auffaffung gab Defterreich Folge durch einen am 11. Juni bei der Bundes⸗ 
verfammlung eingebrachten Antrag auf Mobilmahung der gefammten 

Bundesarmee, das preufifche Bundescontingent ausgenommen. Binnen 
14 Tagen follten die betreffenden Armeecorps derart marfch- umd fchlag- 
fertig fein, daß fie auf ergebende Aufforderung innerhalb 24 Stunden mit 
allem Kriegsbedarf abmarfchiren könnten. Der preußifche Gefandte erklärte 

mit Recht diefen Mobilifirungsantrag für bundeswidrig. Das Bundes- 
echt kenne ein Einfchreiten, wie es Hier unter nichtigem Vorwand gegen 
Preußen verfucht werben folle, überhaupt nicht. Glaube der Bund ein Recht 

zur Herftellung der bundesmäßigen Ordnung in Holftein zu haben, fo 
tönne dies nur auf dem Wege der Bunbeserecution geſchehen, für melde 
aber ganz beftimmte Formen und Bebingungen feftgefegt fein, ohne deren 

Beobachtung ein Erecutivverfahren nicht ftattfinden dürfe. Bu einer Mobil» 
machung des Bunbeöheeres zu ſchreiten, liege nicht der mindeſte Anlaß 
und Grund aus dem Bundesrecht vor, da eine Mobilmachung nur auf 
Grund eines Bundeskrieges angeorbnet werben bihfe, ein Bundeskrieg 
gegen Mitglieder des Bundes aber (Art. 11) ausdrüdlich mterfagt fei. 
Unerachtet des preußiſchen Proteftes gegen eine gefchäftliche Behandlung 
des öſterreichiſchen Antrages wurde die Abſtimmung doch auf den I4ten 
anberaumt. Diefelbe fand auch wirklich ftatt, und der öfterreichifche Antrag 
wurde mit 9 gegen 6 Stimmen angenommen. Für den Antrag ſtimmten: 
Oeſterreich, Baiern, Sachſen, Hannover, Wirtemberg, Kurheffen, Heffen- 

darmftadt, die 16. Eurie: Lichtenftein, Waldeck, beide Lippe, beide Reuß, 
Heffenhomburg; von der 13. Curie Naffau, das, obgleich Braunſchweig 
dagegen war, als berzeit ſtimmführend für voll gezähft wide. Gegen 
den Antrag ftimmten Baden, Luremburg, Medienburg, Oldenburg, An- 
Halt und Schwarzburg, und die 17. Curie: die freien Städte mit Aus- 
nahme Frankfurts. Preußen ſtimmte gar nicht mit ab. 

Durch diefen Beſchluß des Bundestags erflärte die Mehrheit deffelben 
Preußen thatfählich den Krieg und Löste den Bund auf. Der preußifchen 

Regierung kam dies nicht unerwartet, und fie hatte ihren Gefandten, Herrn 
dv. Savigny, darauf inſtruirt. Derfelbe erklärte, „daß Preußen den bi8- 

herigen Bunbesvertrag für gebrochen und deshalb nicht mehr verbindlich 
anfieht, denfelben vielmehr als erlofchen betrachten und behandeln wird. 
Indeß will Se. Maj. der König mit dem Erlöfchen des bisherigen Bundes 
nicht zugleich die nationalen Grundlagen, auf denen der Bund auferbaut 
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gewefen, als zerftört betrachten. Preußen Hält vielmehr an biefen Grund⸗ 

lagen und an ber über die vorübergehenden, Formen erhabenen Einheit 
der deutſchen Nation feft und fieht es als eine unabweisliche Pflicht der 
deutſchen Nation an, für die letzteren den angemeffenen Ausbrud zu fin- 
den. Die tgl. Regierung legt ihrerfeit3 die Grundzüge einer neuen, den 
Beitverhältniffen entfprechenden Einigung hiermit noch vor und erflärt ſich 
bereit, auf den alten, durch eine folche Reform mobificirten Grundlagen 
einen neuen Bund mit denjenigen beutfchen Megierungen zu fehließen, 
welche ihr dazu bie Hand reichen wollen." 

Die meiften Mitglieder des Bundestags, Deflerreih und Sachſen 

ausgenommen, wußten wohl kaum, was fie mit diefer Abftimmung thaten. 

Sie wollten Preußen einfchüchtern und durch Drohungen zum Rückzug 
bewegen. Aber fie bebachten nicht, daß andere Perſonen am Ruder feien 
als im J. 1850, daß ftatt des weichen und romantifhen Friederich Wil- 
helms IV. fein einfacher, verftänbiger, willenskräftiger Bruder, ftatt des 

bnreaufvatifcden Freiherrn v. Manteuffel der geniale, entſchloſſene Graf 
Bismard die Negierung führten. Der baierifche Minifter v. d. Pfordten 
tar über das, was er zu thun habe, keineswegs Har und entfchloffen. Er 
hatte eine richtigere Einficht in die Verhältniffe und fein blindes Vertrauen zu 
Oeſterreich. Allein die Stimmung am Hofe, in der Ariftofcatie und im 
Volle wies ihn auf Oeſterreichs Seite, und er tröftete fih mit dem Ge- 
danlen, daß die Sache fi Hinausziehen und man fpäter noch Gelegenheit 
finden würde, feine definitiven Entſchlüſſe zu faſſen. Wäre Baiern neutral 
geblieben, wie es jene Einſicht forderte, fo würbe der Kampf fi auf 
Defterreich*) und Preußen beſchränkt haben, denn dann hätten Wirtemberg, 

Heflen und Baden nicht daran bdenfen Können, ein Heer gegen Preußen 

aufzuftelfen. Der General von ber Tann, ber fi am 10. Juni in bes 
fonderer Sendung nad) Wien begeben hatte, um ben Stand der militä- 
riſchen Mittel durch eigene Anſchauung kennen zu lernen, hatte feine er⸗ 

muthigenden Ergebniffe mitgebracht. Dennoch Tieß ſich der baieriſche 
Miniſter beftimmen, an demſelben Tag, an welchem die verhängnißvolle 
Abftimmmung in Frankfurt vor fi ging, zu Olmüg eine Militärconven- 
tion mit Deflerreih zu verabreden, wonach die baierifche Armee in Ver- 
bindung mit den Contingenten von Wirtemberg, Baden, Heffen und Naſſau 
unter dem Oberbefehl des Prinzen Karl von Baiern zwar eine felbftän- 
dige Stellung einnehmen, aber doch in der Hauptſache den Welfungen bes 

*) Mit Sachſen als Bundeegenoſſen. 



58 Bundestagsbeſchluß vom 14. Juni 1866. 

öſterreichiſchen Obercommando’s folgen follte. Zugleich verpflichtete ſich 
die baterifche Regierung, Teiue einfeitigen Friedensverhandlungen mit Preu⸗ 

Ben zu führen und ſolche nur im Einverftändig mit Deflerreich abzu- 
fliegen. Für den Fall, daß Xerritorialveränderungen in Trage kämen, 
verpflichtete fich die öfterreichifche Megierung, aus alfen Kräften dahin zu 
wirken, daß Baiern vor Schaden bewahrt und für etwaige Abtretungen 
entſchädigt werde. Man fette nämlich voraus, daß man der Hilfe Frank: 
reichs bedürfen und diejes dann Anſprüche auf die baierifche Pfalz machen 
werde, die ihm als Lohn fir gefeifteten Beiftand gewährt werben müßte, 

und wofür man Entſchädigungen von dem preußenfreundfichen Baden in 
Ausſicht nahm. Daß man aber am 14. Juni über biefe Verabrebungen 
im baierifchen Cabinet noch nicht ganz einig war, ift deswegen wahrſchein⸗ 
lich, weil diefe Militärconvention fehr geheim gehalten und erft am 30. Juni 
dom König vatificirt wurde. Auch die Vermilligung der von der Kammer 
geforderten 31 Milfionen für Kriegsrüftungen erfolgte erft am 18ten. 

Der badiſche Geſandte hatte eine vermittelnde Abſtimmung am Bunde 
abgegeben und den Antrag Oeſterreichs zwar nicht verworſen, aber ver⸗ 
langt, daß er an einen Ausſchuß verwieſen werde, um deſſen Annahme 
wenigſtens zu verzögern. Die Erklärung des Großherzogs, daß er kei⸗ 
nen Krieg wolle, hatte gegenüber der Neigung der Majorität im Staats- 
minifterium dieſes ausweichende Botum bewirkt. Nachher mußte ſich freis 
fi Baden, das von Baiern und Oefterreich mit Theilungsplanen bedroht 
war, und in einer äußerſt ſchwierigen militärifhen Lage feinen directen 

Schuß von Preußen erwarten durfte, den Confequenzen des Majoritäts- 
beſchluſſes vom 14ten fügen und feine Truppen denen ber anderen füb- 

deutſchen Staaten folgen laſſen. 



Siebzehntes Rapitel. 

Der Ausbruch des Krieges in Deutſchland und Italien. 

Der Krieg war nun entfchieben, aber man wollte in einem großen 
Theil von Deutſchland immer nod nicht recht daran glauben. Man 
rechnete auf weitere Verhandlungen zwiſchen Defterreich und Preußen, 
auf die Abgeneigtheit des preußiſchen Bold gegen den Krieg und gegen 

Bismards Plane, auf die Vermittlungs- und Einmiſchungsverſuche der 
auswärtigen Mächte, auf die perfönliche Friedensliebe ber regierenden 
Familien. Auch die, welche den Krieg fir gewiß und unvermeidlich 
anfahen, gingen demſelben mit Grauen entgegen: daß Deutfche gegen 
Deutfche kämpfen follten, war ihnen entjeglih, und aud) das Ge- 
fpenft ber vermeintlichen geheimen franzöſiſchen Allianz beängftigte bie 
Gemüther. Man glaubte im beften Fall einen langwierigen Kampf in 
Ausfiht nehmen zu müfjen, und zweifelte, ob derſelbe überhaupt bie ges 
wünſchte definitive Entſcheidung über die deutiche Trage bringen werde. 

Nur fehr vereinzelte Stimmen ließen ſich hören, die mit muthiger Si- 
Herheit auf den zu erwartenden Erfolg blidten und ſich freuten, daß 

nun nach fo vielem Schwanfen und Bweifel die Stunde ber Entfcheis 

dung gekommen fei. Eine ſolche Stimme war ein Auffag Treitſchke's 
im Juniheft der preußiſchen Jahrbücher: „Der König und die Bundes- 
reform". Nachdem er die Lage geſchildert, ber vielen Gründe gedacht, 

welche in befiimmerten beutfchen Herzen den Wunfch nach Frieden rege 
halten, und die Möglichkeit zugegeben hatte, daß derſelbe noch mühfelig 
aufrecht erhalten werde, gibt er zu bedenken, daß der Friede ja doc 

feine Dauer verſpreche, daß wir eben einer Entfcheidung dringend be— 
bebürfen, daß es Pflicht fei, von der Zukunft zu hoffen. Er fann fi 
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nicht trennen von dem Glauben, daß die Wunde des inneren Unfriedens 
in Preußen fich fliegen und daffelbe in fefter Eintracht zwiſchen Fürſt 

und Volk den großen Kampf beginnen werde. „Wir hoffen“, fagt er, 

„auf das Süd der Schlachten, denn wir find uns bewußt, daß der 

Uebermuth dießmal nicht auf unferer Seite ift. Einen Frieden von Villa⸗ 
franca hat ein preußifcher König noch nicht gefchloffen. Wagen die Söhne 
gleich den Vätern auszudauern in widerwärtigem Geſchick, fo muß fi 
zuletzt offenbaren, daß Preußens Kräfte zwar minder veih, aber zäher, 

nachhaltiger, gefunder find als die Staatskraft Oeſterreichs. Wir find 

zu nüchtern, um von einem glücklichen Kriege die [vollftändige] Löfung 
ber beutfchen Frage zu ertvarten; ein fo leichtes Loos ift unferem Volke 
nicht bereitet. Aber wir Hoffen auf die Verftärfung ber preußiſchen 
Macht im Norden und dann auf einen tapferen Schritt vorwärts nach 
dem Ziele der Einheit Deutſchlands. In einem Kriege, der biefen 
Bweden gilt, wird das Volk tren zu dem ſchwarz und weißen Banner 
ftehen und einträchtig rufen: „bie Deutſchland!“ 

Ungemein peinlih war die age derer, die, mit voller Ueberzeu- 
gung auf dieſer Seite ftehend, im Süddeutſchland lebten. Sie mußten 

Preußen von ganzem Herzen einen vollen entſcheidenden Sieg wünſchen, 
und zugleich die Niederlage des Staates, dem fie durch Geburt und 
Lebenzftellung angehörten, mit Selbtverläugnung in Ausficht nehmen, 
mit anfehen wie ihre Brüder und Söhne in ben Kampf fiir eine Sache 
getrieben wurden, die fie zum Voraus als eine verlorene und ungeſunde 
verurtheilten. Mit bitterem Schmerz fehrieb damals der badiſche Mi- 
nifter Mathy in fein Tagebuch: „Wir ftehen auf der unrechten Seite, 
für das Faule, Habsburg und Welf, gegen das Friſche, der Ausgang 

wird e8 lehren.” So dachten Mande unter den gebildeten Ständen 
Süddeutſchlands, aber kaum durften fie wagen, ihre Weberzeugung auß- 
zuſprechen, ohne al Verräther und Feinde ihres Vaterlandes und ihrer 
Obrigkeit angefehen und denuncirt zu werden. Die politifche Parteifei- 
denſchaft entwidelte fich in der gehäffigften Weife, lösſte altgewohnte ges 

fellige Vereinigungen, lockerte die Bande perfönlicer Freundſchaft, brachte 
Streit und Zwietracht in die Familien. 

So groß auf Seiten Oeſterreichs und feiner Anhänger der Groll 
gegen Preußen und fo entſchieden der Wille war, die Anmaßungen Bis- 

mardg mit allem Nachdruck zurückzuweiſen, fo verfäumte man doch, die 
Nüftungen zu machen, welde zur Erreihung des Zwecks erfordert 
wurden. Die Bundesgenoffen Oeſterreichs Hatten die übertriebenften Vor⸗ 
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ftellungen von der coloffalen Militärmacht des Kaiferftaats, und in Wien 
glaubte man an den Staaten, welde am Bundestag mit Defterreich 

geftimmt Hatten, die kräftigſte militäriſche Unterftügung zu haben. Die- 
fer Erwartung entfpradh aber der wirkliche Truppenbeftand ber beutfchen 
Bundesftaaten keineswegs. Don alfen Gegnein Preußens war Sachfen 
das einzige beutjche Königreich, welches wirklich kriegsbereit war. Es 
hatte 23,000 Mann marjchfähig, 5000 mehr als fein Bundescontin- 
gent betrug. Baiern, deſſen Diplomaten in Wien ein Heer von wenig. 
ſtens 100,000 Manı in Ausficht geftellt Hatten, konnte kaum 40,000 

ausrücken laſſen. Wirtemberg hatte nur etwa bie Hälfte feines Bun- 
descontingent3 von 25,000 Mann bereit. Defterreich felbft, deſſen Hee- 
resmacht man auf dem Papier zu minbeftens 800,000 Wann berech⸗ 
nete, hatte in Wirklichkeit für die Operationen in Deutſchland nicht 
viel über 200,000 Mann und in Italien 85,000 Mann zur Der 

fügung. 
Die preußiſchen Truppen unterſchätzte man ſchon der Zahl nad, 

noch mehr aber in Bezug auf ihre Reiftungsfähigkeit. Man fprad, 
weil fie außer dem ſchleswig⸗ holſteiniſchen Krieg Teine Gelegenheit zur 
militäriſchen Praxis gehabt hatten, ihren Führen alle Kriegserfahrenheit 

ab, und behauptete, die Landwehr, bie ja ganz wibermillig zu ben 
Fahnen gelommen, werde fi, wenn es zum Schlagen käme, unzuver- 
läffig zeigen oder gar den Gehorfam verweigern. Unter diefen Vor— 
ausfegungen hoffte man auf einen baldigen entfchiebenen Sieg Oefter- 
reichs und des bundestreuen Deutſchlands. 

Preußen erließ an die Staaten, deren Verhalten wegen ber geo- 

graphifchen Tage ihres Gebiets für die ſtrategiſchen Verhältniſſe befon- 

ders in Betracht kam, an Sachſen, Hannover und Kurheffen am 15. 
Juni eine Aufforderung, ihren Truppenbeftand auf den Friedensetat vor 
dem 1. März zurüdzuführen und bie Berufung eines deutſchen Parla- 
ments ing Wert zu fegen, fobald Preußen die Aufforderung zu den 
Wahlen erlaffe. Unter dieſer Bedingung fei die preußifche Regierung 
bereit, ihnen ihr Gebiet und ihre Souveränitätsrechte, ſoweit ſich die— 
ſelben mit der Bundesreform vereinigen ließen, zu getwährleiften. Die 
Antwort auf diefe Aufforderung mußte noch im Laufe des Tages ein- 
treffen, eine Verzögerung berfelben oder eine nur ausweichende Antwort 
erklärte Preußen als Ablehnung der gemachten Anerbietungen betrachten 
zu müffen. Der ſächſiſchen Regierung wurde insbeſondere erflärt, wenn fie 

fich nicht entſchließen Könnte, ein ſolches Bündniß einzugehen, fo würde 
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der König von Preußen zu feinem Iebhaften Bedauern fi in die Noth- 

wendigfeit verjegt finden, das Königreich Sachſen als im Kriegszuſtaud 
gegen Preußen befindlich zu betrachten und demgemäß zu handel. Ger 
genüber von Hannover war die Kriegsdrohung etwas milder ausgedrückt 
und gejagt, der König werde in feinen Beziehungen zu bemfelben nur 

noch die Rüchſicht auf den Schug des eigenen Landes und das militä- 
riſche Erforderniß maßgebend fein laſſen. Alfe drei Regierungen ant- 
worteten ohne Verzug ablehnend. Sachſen erwiberte: die Regierung 
könne nicht abrüften ohne ihrer Bundespflicht volllommen untren zu 
werben. Mit Einberufung eines beutjehen Parlaments fei fie einver⸗ 
ftanden, aber es müſſe für ganz Deutſchland gewählt werben, und es 
können deswegen nicht von einzelnen Regierungen die Wahlen außge- 
ſchrieben werben. Sie proteftirt gegen die Kriegsdrohung mit Berufung 
auf die Bundeögefege und ruft die Bundeshilfe an. BZugleih wurden 

aber Maßregeln angeordnet, welche zeigten, daß Sachſen ſich bereits 
im Kriegszuftand gegen Preußen befindlich erachte. Die gefammte Ei- 
fenban-, Poft- und Telegraphenverbindung mit Preußen wurde fiftirt, 

die Eiſenbahnbrücke bei Niefa zerftört, und die fächfifhe Armee mar- 
ſchirte nach Böhmen ab. 

Hannover und Kurheſſen Hatten nicht viel abzurüften, und fie 
mären am liebften einfach neutral geblieben, aber das konnten fie nicht, 
weil Preußen zugleich Zuftimmung zur Yundesreform verlangte, König 
Georg war in großer Verfegenheit, aber darüber nicht im Zweifel, daß 
er die mit ber Yundesreform verknüpfte Beſchräukung feiner königlichen 
Souveränität ſich nicht gefallen laſſen dürfe. Er erwiderte: fein Heer 
befinde fich nicht im Kriegszuftand, die Einberufung der Beurlaubten 

fei nur durch die jedes Jahr üblichen, aber in diefem Jahr früher als 
fonft vorgenommenen Eyercitien veranlaßt. Der Berufung eines Par⸗ 

laments wolle er zuftimmen, aber es fei Sache der Bundesverfamm- 
lung, hierüber einen Beſchluß zu fallen. Was die von Preußen ange- 
botene Gemäßrleiftung feiner Souveränitätsrechte betveffe, fo könne er 
in ben Meformvorfchlägen feine Garantie dafür erbliden, ba diefelben den 

einer Mediatiſirung gleichen Erfolg erwarten laſſen. Bon zwei Seiten 
wurde der Verfuch gemacht, den König zu einer anderen Antwort zu 

beftimmen. In der Kammer wurde am 15. Juni von Rud. dv. Ben- 
nigfen der Antrag zu einer Adreſſe an den König geftelit, welche gegen 

den Bundestagsbeſchluß vom 14. Juni proteftiren und das Erfuchen 

n follte, diejenigen Nathgeber der Krone, welde die Inſtruction 
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dazu gegeben Hatten, unverzüglich zu entlaffen, den genannten Bundes- 

tagsbeſchluß nicht zur Ausführung zu bringen, jedes Heraustreten aus 

der völligen Neutralität zu vermeiden und auf die ſchleunige Einberu⸗ 

fung eines deutſchen Parlaments hinzuwirken. Es lam jedoch nicht mehr 
zur Berathung des Antrags. Auch die getreue Stadt Hannover that 
das Ihrige, um das Unheil abzuwenden. Sie fanbte in fpäter Nacht» 

ſtunde des 15. Juni eine Deputation des Magiftrats und Bürgervor- 
feher-Eollegiums zum König, um ihn zu bitten, er möge doch durch 
Verftändigung mit Preußen dem Lande und der Stadt das Schidfal 
der Occupation erfparen. Der König empfing die Deputation im Bei- . 

fein feiner Gemahlin und des Kronprinzen und erflärte ihr in ausführ- 

licher Nebe, da Preußen Forderungen erhoben habe, deren Erfüllung 

das Königreich mediatifiren, die Selbftändigfeit der Krone, des Landes 
und jedes Einzelnen aufheben würde, fo würde eine Annahme der preu- 
Bilden Bedingungen gegen Tönigliche Pflicht und Ehre ftreiten. Er fei 
bei ber Ueberlegenheit der feindlichen Macht freilich aufer Stande, die 
Hauptſtadt gegen die Occupation zu ſchützen und wolle feine Truppen in 
den ſüdlichen Provinzen concentriren, in der Hoffnung, ſich dort Halten 
zu Lnnen. Die ihm gebotene Nothwendigkeit ſei ihm ſehr fchmerzlich, 

aber er könne als Chrift, Monarch und Welf nicht anders Handeln. Er 
rannte in völliger Verbfendung in fein Verberben, das ihn num mit 
Sturmesgeſchwindigleit ereilte. Schon vor bdiefer Erklärung hatte er 

feinen Truppen den Befehl zum Abmarſch ertheilt, der in größter Eile 
vollzogen wurde. Am 16. traf er felbft Morgens früh in Göttingen 
ein, wo nun das Hanptquartier aufgeſchlagen wurde. 

Ebenſo ſchnell erfolgte die Entſcheidung in Kurheſſen. Nach einer 

heftigen Scene, die am 15. Juni zwiſchen beim preußiſchen Gefandten 
General v. Röder und dem Kurfürften ftattgefunden hatte, reiste jener 
ab, und den Truppen, die etwa 8000 Mann ftark in unfertiger Rü— 
fung präfent waren, wurde ber Befehl zum Abmarſch in füdlicher Rich- 
tung ertheilt. In der Ständeverfammlung wurde an demfelben Tage 

mit 35 gegen 11 Stimmen der Beſchluß gefaßt, die Regierung aufzu- 
fordern, den Bundesbeſchluß vom 14. Inni nicht zur Ausführung zu 
bringen, den Boden der unbedingten Neutralität nicht zu verlaffen und 
im voraus zu erflären, daß von Seiten bar Stände kein Geld zur 
Mobilmachung werde verwilligt werden. Der Verſuch des Kurfürften, 
den Staatsſchatz abführen zu laflen, wurde vom landſtändiſchen Aus— 
ſchuß vereitelt. 
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Das preußifche Cabinet theilte in einer Circulardepeſche vom 16. 
Juni an die Vertreter Preußens tm Auslande bie ben benachharten 
deutfchen Staaten gemachten Anträge und ihre Ablehnung mit, und er- 
Härte, da fo mäßige Forderungen nicht angenommen worden feien, fo 
fehe ſich die preußiſche Negierung genöthigt, fi auf ihre eigene Macht 
zu ftügen und gegen die Regierungen, welche fich als ihren entſchiedenen 
Gegner tenntlich machen, alle Mittel, über bie fte zu verfügen babe, in 
Anwendung zu bringen. Die Verantwortlichleit fir bie daraus entfte- 
henben Folgen werde ganz und gar auf bie zurüdjallen, die durch ihre 
feindlichen Umtriebe diefe Situation geſchaffen und im letzten Augenblide 
die Hand, die Preußen ihnen geboten, zurüdgeftoßen haben. An bie 
übrigen norddeutſchen Meinftaaten, 19 “an der Zahl, richtete Preußen 
unter dem 16. Juni identifhe Noten, um fie zu einem Bündniß ein» 
zuladen, und forderte fte auf, ihre Truppen ungefäumt auf den Kriegs⸗ 
fuß zu fegen und dem König von Preußen zur Verfügung zu ftellen, 
wogegen ihnen die Unabhängigkeit und ntegrität ihres Gebiets vom 
Könige gewährfeiftet werden folfe. Die meiften gaben der Aufforderung 

bereitwillig Gehör und erflärten im Laufe des Monats Juni ihr Aus- 

ſcheiden aus dem deutſchen Bunde. Der Neft der Bundesverfammlung 
faßte am 16. Juni auch noch einmal einen Beſchluß und nahm ben 
Antrag Sachſens, man möge die Regierungen von Defterreih und 
Baiern erfuchen, die von Preußen ergriffenen Mafregeln mit Gewalt 

zurückzuweiſen, mit 10 Stimmen gegen 5, bie fich der Abftimmung ent- 
hielten, an. Unter diefen 10 war diegmal auch Baden, das ſich durch 
die Verhältniſſe genöthigt ſah, fich den übrigen fübdeutfchen Regierungen 
anzufchliegen. Oeſterreich erflärte, daß es den bunbesgetreuen Megie- 

rungen ihren Beſitzſtand garantire, und mit Aufbietung alfer militäri« 
ſchen Kräfte der Gewalt entgegentreten werde, aber ein gleiches Einfte 

ben fir die gemeinfame Sache, für Deutfchlands Recht und freiheit 
von allen bunbestreuen Negierungen erwarte. 

Preußen zögerte nicht, die gegen Hannover, Kurheſſen und Sachſen 
angedrohten kriegeriſchen Mafregeln zu vollziehen. Der bisherige Statt 
halter in Schleswig, Generalfientenant von Manteuffel, erhielt den 
Auftrag, die unter feinem Befehl in Schleswig und Holftein ftehenden 
Truppen in bag weftfiche Deutſchland zu führen, und mit dem Corps, 
das unter dem General der Infanterie Vogel von Falkenſtein bei Min 
den ſtand, zu vereinigen. Diefe Truppentheife bildeten die nachher foge- 
nannte Mainarmee, die etwa 42,000 Mann Infanterie, 3000 Reiter 
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und 96 Geichüge zählte, wozu dann fpäter die Contingente der mit 
Breußen verbündeten norddeutſchen Kleinſtaaten und ein preußifches Me- 

fervecorps unter dem Großherzog von Medlenburg kamen. 
Die Truppenmacht des beutfchen Bundes dagegen hatte folgende 

Beftandtheile: Die Hannoveraner unter General Arentſchild, etwa 18,000 
Mann ftart, worunter zahfreiche treffliche Neiterei, aber in mangelhafter 
Ausräftung, in und um Göttingen verfammelt. Dann die kurheſſiſchen 
Truppen, etwa 8000 Mann, völlig auf dem Friedensfuß, zur Hälfte 
in Raffel und Hofgeismar in Garnifon, der übrige Theil in verfchier 
denen Gegenden des Landes zerftreut. Die Contingente des flivweftlichen 
Deutſchlands, Wirtembergs, Badens, Hefen-Darmftadts und Naffaus, 

welche dad 8. Bundesarmeecorps bildeten und umter dem Oberbefehl des 
Prinzen Alerander von Heffen, eines bisher öſterreichiſchen Generals, 
vereinigt werben follten, waren größtentheils zum Krieg noch gar nicht 
gerüftet und nit im Stande, ſich vollzählig auf dem Sammelplag 
zwiſchen Frankfurt und ber Nidda einzufinden. Der officielfe Kriegs- 
bericht über die Operationen des 8. Armeecorps rühmt es als Beweis 
befonderen Eifers, daß am 18. Juni ſchon 20,000 Mann dem Ruf des 
Bundes entſprochen hätten, während mehr als die doppelte Bahl hätte 

auf der Stelle fein follen. Wie wenig die Organifation, der Grad der 
Kriegsbereitfchaft und der Einübung der Truppen ben militärifchen An- 
forderungen entſprach, darüber müfjen wir den von den betreffenden 

Bunbesftaaten berufenen Obergeneral’jelbft hören. Prinz Alerander jagt 
in feinem Feldzugsjournal:*) „Mit jehr geringer Hoffnung und nur 
höchſt uugern Hatte ich diefes Kommando übernommen. Die Mängel der 
deutfchen Bundeskriegsverfaſſung waren mir befannt; ich mußte aber 

voraugfegen, daß die Staaten, welche ſich entjchloffen hatten, ihr gutes 
Recht mit den Waffen in der Hand zu vertheibigen, auch bereit wären, 
die nothwendigen Opfer zu bringen. Und darin Hatte ich mich ge- 
täufcht; Teiner der bundestreuen Staaten, mit alleiniger Ausnahme des 

Großherzogthums Heffen, fand gerüftet da. Als Preußen bereits feine 
Kriegszwede erreicht hatte, und es mithin zu fpät war, gelangte endlich 
die weftbeutfche Bundesarmee zur nothdürftigen Aufftellung. Die Staaten 
des 7. und 8. Corps, mit einer Gefammtbevölferung von 9 Milfionen, 

Ionnten nur etwa 80,000 Mann Streitende in's Feld ſchicken, nicht 

*) Belbzugs-Journal des Oberbefehlshabers des 8. deutſchen Bundesarmeecorps. 

Darmſtadt und Leipzig 1867. ©. 39. 
Stüpfel, Einfeitäbekrebungen, IL. 5 
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einmal 1 Procent der Bevölferung! — Seit 26 Jahren war das 8. 
Corps nicht mehr vereinigt worden; die Generale kannten ſich kaum ger 

genfeitig, und feiner von ihnen, mit Ausnahme der öfterreichiichen,*) hatte 
einen ernften Feldzug mitgemacht. Die Truppen und ihre Führer follten 
erft Angeſichts eines einheitlich organifirten, vortrefflich geführten und 

vorbereiteten Gegners, den Krieg erlernen und Soldaten werden. In 
dem ganzen buntjchedigen Hauptquartier des Armeecorps befand ſich fein 

einziger Mann meiner Wahl; von dem Chef des Generalſtabsſibis herab 

zum letzten Lieutenant waren mir alfe octroyirt worden, und ich erfuhr 

ihre Namen erſt, als fie ihr Amt antraten. Ich kann es daher nur 
als einen glücllichen Zufall betrachten, daß es mir gelang, mit den mir 
beigegebenen Organen ftet3 in gutem Einvernehmen zu bleiben. Wäh- 
rend die preußifche Armee Holftein, Hannover, Kurheffen und Naffau 
ohne Schwertftreich eroberte, bemühte ich mich vergeblich, das 8. Bum- 
descorps zufammenzubringen: ja einer der Souveräne beffelben prote- 
ftirte noch fortwährend gegen die Wahl des Corps- Kommandanten, 
welche die dazu berechtigte Regierung vorgenommen hatte.” So wenig 
waren alfo auf Ceiten der Bundesglieder die Grundbebingungen einer 
wirkjamen Kriegsführung vorhanden, und man könnte es gar nicht be» 

greifen, daß jich überhaupt nur kriegskundige Männer fanden, welche 
unter diefen Berhältniffen die Führung der Truppen übernehmen mochten, 

wenn man fi) nicht vergegenwärtigte, wie alfgemein damals die Erwar- 

tung war, daß irgend welche unvorhergefehene Ereigniſſe eintreten müß⸗ 

ten, welche die Truppen zu einmüthigem Kampfe fortreißen und ihren 
Waffen Erfolg fihern würden. Der Glaube an da vermeintliche gute 
Recht der Eingelftanten war fo tief gewurzelt, daß man ſich eines be» 

fonderen göttlichen Segens ſicher glaubte, der die Mängel der militäri« 
hen Zuftände ausgleichen würde. Die Hoffnung auf einen baldigen 
bebeutenden Erfolg Oeſterreichs lag im Hintergrunde; im Anſchluß an 
eine fiegreiche öfterreichiiche Armee, glaubte man, würden die Bundes« 
truppen ſchon aud) einige Heldenthaten verrichten. 

Wenn man die Declamationen der Volksvereine und demokratiſchen 

BYldtter hörte und las, fo Hätte man benfen jollen, es fei eine wirkliche 
Begeifterung unter den Truppen vorhanden. Allein davon fand ſich feine 

Spur. Die Truppen des 7. und 8. Armeecorps ftimmten wohl in den 

*) Es war nämfic auch eine Divifion von 7000 Mann Defterreichern dem 8, 
Urmeecorps beigegeben. 
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allgemeinen Ton gegen Preußen ein, zogen aber darum nicht kampfbe⸗ 
gierig in's Feld, jondern Magten nur, daf die beiden Großmächte einen 
unnügen Krieg angefangen hätten, und baß fie ihre Geſchäfte und ihre 

Heimath verlaffen müßten, um für öſterreichiſche und preußiſche Herrich- 
fucht ihr Blut zu vergiegen. Der Stuttgarter Beobachter glaubte ein 

Mittel gefunden zu haben, bie fehlende Begeiſterung zu wecken, indem 
er den Borfchlag machte, die Meichsfahne mit den bisher verfolgten 

Farben Schwarz-roth-gold als Panier aufzuſtecken. Prinz Alerander 
von Heffen merkte fi den Rath und erließ einen Aufruf an bie deut» 

fen Frauen und Jungfrauen, fehwarz-roth-goldene Armbänder für die 

außziehenden Krieger zu fertigen. Diele, die bisher Charpie gezupft 
hatten, gingen auf diefen Schwindel ein und arbeiteten eifrig an Her— 

ſtellung bes gewünſchten Schmudes. Aber derfelbe wurde mit Wiber- 

willen aufgenommen: die Einen fahen eine lächerliche Spielerei darin, 
die Andern Entweihung der ihnen einft heiligen Farben. Gar Mancher 
Hatte das entſchiedene Gefühl, daß er bei freier Wahl lieber auf der 
andern Seite kämpfen mürbe.*) 

Gemäß der von Baiern mit Defterreich abgefchloffenen Olmützer 
Convention follte da 8. Armeecorps unter bairifhem Oberbefehl ftehen, 

aber die Betheiligten erfuhren dies erft gegen Mitte Juli's. Zum Ober- 
befehlshaber des bairifchen 7. Armeecorps, das nad} den an Oeſterreich 
gemachten Zufagen wenigftens 80,000 Mann ftart fein follte, aber An- 
fangs in Wirklichkeit nur 29,000 Mann zählte, und auch fpäter 

wenig über 40,000 ftieg, war der Prinz Karl von Baiern ernannt, 

ein alter bequemer Herr von 71 Jahren, der zwar feit 1438 die Würde 
eines batrifchen Feldmarſchalls befaß, aber nie diefes Amt wirklich -aus- 

geübt hatte. Die Kriegswiſſenſchaft war von Jugend auf feine Liebha- 
berei geweſen, er hatte fi) eine außgefuchte Bibliothek in diefem Fache 

angelegt, auch längft auf Gelegenheit gehofft, eine militärifche Molle zu 
fpielen. So war er für diefe Stellung nicht zu umgehen. Ihm zur 
Saite ftand Generalfieutenant von der Tann, ber fich im jchleswig-Hol- 
ſteiniſchen Kriege als tühner und dabei umfichtiger Freiſchaarenführer 
Ruf erworben Hatte, aber keineswegs ben Anſpruch machte, ein Stra- 

*) Ein wirtembergiſcher Juriſt, der eben feine Studien vollendet hatte, und 
vom ganzer Seele für Deutſchlands Einigung durch Preußen ſchwärmte, wartete den 
Ruf zur Fahne nicht ab, fondern verlieh heimlich ſein Vaterhaus und ſtellte fi in 

Berlin als Freiwilliger. Nach dem Krieg fand er dort eine Eivilanftellung, trat aber im 
Jahre 1870 mit Begeifterung in die preußiſche Garde ein, und fiel, von fieben Kugeln 
durchbohrt, einer ber Vorderſten bei dem Sturm auf das Dorf St. Marie-aux-Chenes, 

5* 
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tege zu fein, und die Stelle eines Generalftabschefs nur annahm, weil 

der König und der Kriegsminiſter erflärten, fie hätten Yeinen beffer be- 
fähigten. Er ging um fo weniger fiegegmuthig in den Krieg, als er 
bei Gelegenheit der Unterhandlungen für das zwiſchen Baiern und Oe— 
fterreich abgefchloffene Bündniß ſich überzeugt hatte, daß es mit den 
Öfterreichifchen Rüſtungen nicht glänzend beftelft fei, und daß Benedel 
ſelbſt auf bie Leiftungsfähigkeit feines Heeres fein großes Vertrauen 
habe. Da er aus diefen Beobachtungen fein Hehl machte, fo verlor er 
dadurch zum Voraus das Vertrauen und gerieth in den Verdacht, ins- 
geheim preußiſch gefinnt und ein Verräther zu fein. 

Die natürlichſte Aufgabe für die ſüdweſtdeutſchen Bundestruppen 
wäre geweſen, bie öſterreichiſche Nordarmee, die der preußiſchen Oft- 
armee an Zahl ohnedieß nicht ganz gleichtam, zu verftärken. Denn das 

war Har, daß von dem Ausgang des Kampfes zwiſchen biefen beiden 
Hauptarmeen die Entſcheidung über den Principienfampf abhing, der 
zwiſchen Preußen einerſeits und Defterreich, andererſeits ſchwebte. Aber 
in Boiern war man feineswegs unbedingt entjcloffen, ſich an biefem 

Entfeidungsfampf mit Aufbietung aller Kräfte zu betheiligen und ben 

vollftändigen Sieg Oeſterreichs zu fihern, fondern man wollte eine ab- 
wartende Stellung einnehmen, um je nad) dem Ausfall des Kampfes 

ſich definitiv zu entſcheiden. Letzteres war ja auch bie Meinung des 
füdbeutfchen politifirenden Philiſters, den man täglich verfichern hören 

fonnte, er wolle weder öfterreichifch noch preußifch werben, fondern ein 
bunbestreuer Deutfcher fein. In jenem Vertrag von Olmüg, der Oe— 
fterreich die kräftige Mitwirkung Baierns fichern follte, war doch auch 
ein Vorbehalt zu Gunſten einer particwlariftifchen Politik gemacht. Neben 

der Bufage, den Anordnungen und Winfen des öſterreichiſchen Ober- 
commando’3 folgen zu wollen, war bie Clauſel beigefügt, bei Seftftel- 
fung des Operationsplanes fei in gleicher Weife darauf Rückſicht zu 
nehmen, daß die Operationen ſtets im Einklang mit den Landesintereſſen 

der Staaten der vereinigten Armeen bleiben, und daß ebenſo auf Ded- 
ung ber eigenen Gebiete ihres Kriegäheren Nüdficht genommen werde, 
als auf Erreichung des Hauptzwedes des Kriegs durch möglichfte Ver- 
einigung ber Streitkräfte. So wurde, was militäriſcher Verſtand ſchaffen 
wollte, immer wieber vernichtet durch eine engherzige Politif. Die Ded- 
ung der eigenen Lande war benn auch der KHauptbeftimmmgsgrund 

dafür, daß fich die bairifhe Armee verzettelt bei Frankfurt, Bamberg, 
Bayreuth, Augsburg, Münden, Regensburg aufftelfte, anftatt fih an 
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der Oſtgrenze zu fammeln, um ſich mit vereinter Macht zum Eingreifen 

anf den böhmifchen Schlachtfeldern bereit zu Halten. Diefe Rüdficht- 
nahme auf das fpecielle bairiſche Intereſſe gefteht denn auch der offizielle 

Bericht über den Antheil der bairifhen Armee am Kriege des Jahres 
1866 offen ein. Es wird dort ©. 18 gejagt: „Die Verlegung der 
bairifchen Armee nach Böhmen fchien fofort unmöglich; nicht nur mar 

es ſehr die Frage, ob man Fühlung mit den Defterreichern gewinnen 

fonnte, ehe dort der erfte Zuſammenſtoß mit dem Feinde ftattfand, ſon⸗ 
dern man Hätte für biefen Fall auch auf jede Mitwirkung bes erft in 
der Formation begriffenen und vom öſterreichiſchen Kriegsſchauplatz noch 
weiter entfernten 8. Corps und der eigenen Reſerven verzichten müffen. 

Die Hannoveraner hätten ohnehin nicht mehr beigezogen werben Können, 

das gänzlich entblöste Baiern Hingegen wäre ber ungehinderten Inva— 
fion des Feindes preißgegeben worden." Am 18. Juni wurde das 
Wiener Cabinet benachrichtigt, daß man bairiſcherſeits auf eine Verei- 
migung mit ber Taiferlihen Nordarmee nicht eingehen könne. Auf öfter- 
reichiſcher Seite wollte aber die Nothwendigkeit diefer Unterlaffung nicht 
einleuchten, und es war dort bie Ueberzeugumg allgemein, daß man von 
Baiern im Stich gelaffen fei. 

Wenn Baiern fi nicht an die öſterreichiſche Hauptarmee anfchlie- 
Ben wollte, fo wäre es eine naheliegende Aufgabe gewejen, ſich mit der 
hannoveriſchen Armee zu vereinigen. Dies wurde auch von ben Han- 

moveranern gewünfcht, aber die Planloſigkeit, die auf beiden Seiten 
herrſchte, verhinderte jedes Zuſammenwirken. Die Hannoveraner hatten 
fih, wie wir oben erwähnt, in Göttingen uud Umgegend gefammelt 
und, obgleich noch manches an Organifation und Ausräftung fehlte, jo 

bildeten fie do, 18,000 Mann ftark, eine fo anfehnlihe Macht, daß 

fie etwaigen Verfuchen der Preußen, ihren Weitermarſch zu Hindern, 
mit Erfolg hätten begegnen Können. Füglich Hätten fie, nad Süden 
fortfchreitend, in 8—10 Tagmärjchen über den Main gelangen und fi 
mit den bei Bamberg cancentrirten Baiern vereinigen können. Die Preu- 

Ben hatten nur den Zweck, fich des Landes Hannover zu bemächtigen, 
und dachten nicht an Verfolgung der abziehenden Armee. Der hanno- 
verfche Generalftab aber, im Bewußtſein der vielen Mängel, wollte vor- 

her den Truppen Ruhe gönnen, um das Verſäumte einigermaßen nad) 
holen zu Können, und Konnte überhaupt nicht zu feften muthigen Ent- 

fchlüffen gelangen. Dazu kam, daß ein Anhang von vielen Hofequipa- 
gen die ſchnelle Bewegung hinderte. So verlor die Armee duch Böge- 
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rung mehrere Toftbare Tage. Seit ihrem Abzug von Hannover hatte 
ver aus Holftein vorrüdende General dv. Manteuffel am 18. Juni bie 
Feftung Stade überrumpelt, die ſchwache hannoveriſche Garnifon zur 

Eapitulation genöthigt und fich ber bort befindlichen anſehnlichen Waffen- 
und Munitionsvorräthe bemädtigt. Am 17. Juni rüdte von Minden 
aus der General v. Faldenftein mit der Divifion Göben in Hannover 

ein, übernahm dort die Regierung, feßte einen preußiſchen Civilcom- 

miffär an die Spige der Verwaltung, beließ jedoch alle bisherigen Be— 
amten in ihren Functionen. Er richtete eine Proclamation an die Han- 
noberaner, worin er fagte: Da Hannover, Kurheffen und Sachen auf 

Anfuchen Defterreich® befchloffen Hätten, eine Executionsarmee gegen 
Preußen aufzuftellen, fo fei feinem König nichts anderes übrig geblieben, 

als den übermüthigen Regierungen jener Kleinſtaaten den Krieg zu er- 

Hären. Er rücke daher Heute als Feind ein. Seine Leute würden jedoch 
ſich angelegen fein lafjen, den ruhigen Landeseinwohnern zu zeigen, wie 

ſehr fie es beklagen, zu biefem brudermörderiſchen Krieg herausgefordert 
zu fein. Am 19. traf auch General v. Manteuffel mit feinem Heere 

in Hannover ein und befegte bie Stabt, während Falfenftein ſüdwärts 

marſchirte, um das 8. Bundesarmeecorps aufzufuchen. General Beyer, 
der eine Divifion der Zalkenfteinihen Mainarmee führte, zog an bem- 

felben Tage in Kaffel ein und erließ eine Proclamation, die einen fehr 

günftigen Eindrud machte. Er fagte unter anderem: „Kaum hat ein 

anderer Volksſtamm fo ſchwer unter der Berfahrenheit unferer dentſchen 

Zuftände zu leiden gehabt wie ihr! Wir willen, daß ihr euch deshalb 
nad) glüclicheren Tagen fehnt, und kommen zu euch, nicht ald Feinde 

und Eroberer, fondern um euch die deutiche Bruderhand zu reichen! 

Nehmt fie an und folgt nicht Länger ber Stimme derer, die euch mit 
ung berfeinden möchten, weil fie fein Herz für euer Wohl und Deutfch- 
lands Ehre haben! Nur den, der zwiſchen euch und uns fich ftellt, 
betrachten wir als unfern Feind. Ich werde jeden Verſuch des Wider- 

ftande3 mit dem Schwerte in der Hand brechen, aber auch jeden Tropfen 
fo vergofjenen Blutes ſchwer beflagen. Ich fordere alle Behörden auf, 

auf ihrem Poften zu verbleiben und ihre Geſchäfte wie bisher fortzuführen. 
Den friedlichen Bürgern verſpreche ich Schug in ihrem Cigenthum. Der 

Verkehr wird im Lande frei bleiben, foweit bieß ohne Veeinträchtigung 
der militärifchen Intereſſen möglich ift." Der Kurfürft, ber fih auf 

die Wilhelmshöhe geflüchtet Hatte, wurde dort als Staatögefangener be⸗ 
wacht, und ba die Verfuche, ſich mit ihm zu verftändigen, nicht gelangen, 
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am 23. Juni nach der Feſtung Stettin abgeführt. Ueber die Zukunft 

des Landes wurde indeffen mit dem ftänbifchen Ausſchuß verhandelt. 
General Beyer wünſchte, daß derfelbe die höchſten Staatäftellen neu 
befege. Dazu glaubte der Ausſchuß jedoch nicht competent zu fein und 

aun erflärte Beyer, die Regierung des Landes im Namen bes Königs 
von Preußen übernehmen zu wollen. Er ertheilte zugleich bie Bufiche- 
rung, daß bie Verfafjung und die rechtmäßigen Landesgejege des Kur- 

ſtaates beobadjtet und erhalten werden follten, ſoweit e8 der Kriegszu⸗ 
ſtand irgend zulaffe, und bie, auch von der kurheſſiſchen Landesvertre⸗ 

tung beftänbig erftrebte, bundesſtaatliche Einigung Deutſchlands nicht 
Aenderungen erfordern werde. Die Laften, melde der Kriegszuſtand 
Einzelnen auferfege, follten durch Heranziehung der Revenüen des Kur 
fürften ausgeglichen werben. Alsbald werde auch Einleitung zur Befei- 

tigung ber noch beftehenden proviforifchen Gejege und verfaffungswidri- 

gen Verordnungen, fowie zu voller Herftellung des verfafjungsmäßigen 
Nechtözuftandes getroffen werden. Die Neferenten der Minifterien bes 
Innern, der Juſtiz und ber Finanzen wurden beauftragt, die laufenden 
Geſchäfte fortzuführen, und dieß duch ein Nundfchreiben an alle Be- 

hörden des Landes bekannt gemacht. Diefe fügten fich bereitwillig allen 
Anordnungen des preußifchen Generals, und auch jonft machte ſich fein 
Widerftand gegen die Preußen bemerflich; am meiften antipreußifche Ge- 
finnung herrſchte im Hanauiſchen. Die Armee blieb dem Kurfürften 
treu. Sie wurde nach Beichluß des Bundestages vom 22. Juni dem 

Oberbefehl des 8. Armeecorp untergeordnet, um im Verein mit biefem 
zur Befreiung ihres Kriegäheren und Landes mitzuwirken. Das 8. 
Corps hatte überhaupt die Aufgabe, dem weiteren Vorrüden der Preu- 

Ben nad) Süden Einhalt zu thun, war aber noch fo wenig geſammelt 
und georbnet, daß es einen Zuſammenſtoß vermeiben mußte. Da man 
zunächft Frankfurt bedroht glaubte, fo wurben die Wirtemberger dorthin 

beordert, um dieſe Stadt und die Yundesverfammlung zu ſchützen, und 

am 17. uni traf auch die erfte wirtemmbergifche Brigade, 5000 Mann 
flart, dort ein. ‘Die ganze heffifche Armeebivifion concentrirte ſich eben- 

falls bei Frankfurt. Dorthin wurde auch am 26. Juni das bisher in 
Darmftabt befindliche Hauptquartier verlegt. Die Befürchtung eines Ue- 
berfalls der Stadt durch die Preußen erwies ſich jedoch als grundlos. 

Die Aufmerkſamkeit der Mainarmee war zunächſt auf die Hanno— 
veraner gerichtet. Ihr Zögern brachte die preußiſche Heerführung auf 

den Gedanken, ihnen den Weg zu verlegen und fie zur Capitulation zu 
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zwingen. Am 20. Juni erging an ben Commanbanten ber zwei for 
burgifchen Batailfone, die bei ber Mainarmee ftanden, Oberft Fabed, die 

Weifung, den König von Hannover zur Capitulation aufzufordern. Der 

an ihn abgeſchickte Parlamentär fand jedoch bei König Georg feinen 
Glauben, da feine Legitimation nicht in Ordnung ſchien; er wurde feft- 

gehalten, dagegen ein hannoverifcher Offizier in's preußiſche Lager nach 

Gotha gefandt, zugleich aber nad) Darmftadt und an den Prinzen Karl 
von Baiern Offiziere geſchickt, mit der Bitte, dem bei Wizenhaufen 

ftehenben Heere ein Corps entgegenzufchiden, welches bafjelbe zum 7. ober 
8. Armeecorps führen könnte. Prinz Karl traf entgegenfommende An- 
ordnungen, Es gelang den Hannoveranern, durch einige Hin- und Her- 
märfche fi der Kenntniß der Preußen zu entziehen, aber nicht, die 
Baiern zu finden. Nun erhielt Faldenftein, der bereits die Hoffnung 
aufgegeben hatte, die Hannoveraner einfchließen zu fönnen, von Berlin 
aus bie Nachricht, fie ftünden bei Gotha und beabfichtigten, dort zu den 
Baiern durchzubrechen. In das baieriſche Hauptquartier war am 24. Juni 
die Nachricht gelangt, die Hannoveraner hätten bereits capitulirt. Am 
2öften erichien im Auftrage des Königs von Hannover ber welfiſche 
Geſchichtſchreiber Onno Klopp im bairiſchen Hauptquartier zu Bamberg, 
dementirte dort die Nachricht von der Capitulation, verficherte, der König 
werde gewiß nicht capituliren, machte darauf aufmerkſam, daß die Päſſe 
bei Gotha und Eiſenach nur ſchwach befegt feien, und bat den Prinzen 

von Baiern dringend, dorthin zur Befreiung der Hannoveraner zu eilen. 
Man wollte ihm aber nicht recht glauben, und da Klopp die Stärke der 
hannoveriſchen Armee zu 19,000 Mann angegeben hatte, fo meinte der 
Prinz, mit einer fo ftarken Armee müßte man fich aud) ohne Hilfe durch 

ſchlagen können. Es war ihm offenbar nicht darum zu thun, mit dem 
Hannoveranern zufammenzutreffen und mit ihnen vereint einen Zuſammen ⸗ 
ftoß mit den Preußen beftehen zu müffen. Er gab zwar Befehle, zur 
Befreiung der Hannoveraner vorzugehen, aber biefer Zweck wurde nicht 

ernſtlich verfolgt, und am folgenden Tag wurde großer Kriegsrath zu 
Schweinfurt gehalten, wozu ſich auch der Befehlshaber des 8. Bundes- 
corps einfand. Dort wurben wieber Bieifel über die Mögfidfeit, bie 
Hannoveraner zu befreien, geltend gemacht, und biefelben außer Rechnung 
gelafjen, dagegen ein kühner Plan zur Wereinigung ber beiden weſt⸗ 

deutfchen Bundesarmeen und zu deren weiteren Operationen gegen Kaſſel 
bin entworfen. Indem man ſich anſchickte, den neuen Plan zur Aus⸗ 
führung zu bringen, fam die Nachricht, die Hannoveraner hätten bei 
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Sangenfalza am 27ften einen Sieg über die Preußen errungen. Dies 
war richtig, aber fie waren dadurch nicht befreit, fondern mußten am 

folgenden Tag capituliren. Diefer Kataftrophe waren mehrere Unter» 
handlungen vorangegangen. Nach der durch Oberſt Zabel an den König 
von Hannover ergangenen Aufforderung hatte letzterer den Major Jacobi 

nach Gotha gefandt, und biefer fegte fi) von dort aus mit Moltke in 
Berfehr und erhielt von ihm eine Antwort, welche dem König unter 
gewwiffen Bedingungen freien Abzug anbot. König Georg fand jedoch 
dieſe unannehmbar und ſchickte einen neuen PBarlamentär, Oberft Dammer, 

zu dem Herzog von Koburg, um durch deſſen Vermittlung über weitere 

Vorſchläge zu verhandeln. Er verlangte freien Durchmarſch nad) Süden, 
gegen daS BVerfprechen, ein Jahr lang nicht gegen Preußen kämpfen zu 
wollen. In Berlin hatte man aber in Erfahrung gebracht, der König 

von Hannover beabfichtige, feine Armee zu ber öſterreichiſchen nad) Ita⸗ 
lien zu entfenben. Deshalb erklärte fi nun der König von Preußen 
zwar bereit, auf den Vorſchlag einzugehen, verlangte aber Garantien für 
eine durchaus neutrale Haltung der hannoverifhen Truppen. Diefe 
Garantie erffärte der König von Hannover nicht geben zu können, doch 
wollte er, auf bie rettende Erfcheinung des bairiſchen Heeres hoffend, 
die Verhandlungen nicht ganz abbrechen. Er empfing den General von 
Alvensleben, welchen der König von Preußen, der fein Mittel unverfucht 

faffen wollte, um den König Georg zu retten, an ihn abgeſchickt Hatte, 

gab ihm aber keine befriebigende Antwort, fonbern verlangte nur neue 
Bebentzeit, und erlangte auch darauf hin das Zugeftänbniß einer 24ftin- 
digen Waffenruhe. Nach Ablauf derjelben erſchien ein neuer preußiicher 

Bevollmächtigter, Oberft Döring, mit dem Auftrag, ehrenvolle Eapitu- 
lationsbedingungen zuzugeftehen und zugleich das Anerbieten eines Bünd⸗ 
niſſes auf Grund der Bunbesreform zu wiberhofen. Nur unter dieſer 

Bedingung hatte Graf Bismard feine Zuftimmung zu den neuen Unter 
handlungen gegeben. Aber ber König von Hannover nahm diefes Au— 

finnen als Hohn auf und antwortete mit einem entfehiebenen Nein. et 
glaubte man in Berlin Teine weitere Geduld mehr üben zu dikrfen, und 
erließ an den General von Falcenſtein und ben ihm untergeorbneten 
General lieg, der die bei Gotha ftehenden Truppen befehligte, am 
26. Juni die Weifung, die Hannoveraner anzugreifen und zur Capitu- 
lation zu zwingen. Nod waren aber die Truppen, welche General Flies 
zur Verfügung hatte, nicht ftarkt genug, um ben Hannoveranern einen 
Durchbruch unmöglich zu machen. Sie waren um bie Hälfte in ber 
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Minderzahl und hatten der guten hannoveriſchen Cavallerie feine eben- 
bürtigen Schwabronen gegenüberzuftellen. In Betracht dieſer Umftände 
hatte Faldenftein ebenfalls am 26. Juni dem General lies den Befehl 

zugeſandt, die Hannoveraner bei Langenſalza nicht anzugreifen, denſelben 
aber im Falle des Abzugs zu folgen und fie nicht aus den Augen zu 
laffen. Diefer Befehl fol jedoch den General nicht erreicht haben.*) 

Flies, ein heißblütiger Graukopf, ber bisher noch feine Gelegenheit ge- 
funben Hatte, durch eine hervorragende That feinen Ehrgeiz zu befrie- 
digen, glaubte den Befehl von Berlin ohne Zögern ausführen zu milf- 
fen und wartete nicht, bis genügende Kräfte, die den Erfolg verbürgen 
tonnten, vereinigt waren. Der General Falckenſtein war durch eine 

politiſche Miſſion nach Kaſſel abgehalten, felbft auf der Stelle zu fein, 
und lie griff mit den Truppen, die ihm eben jegt zur Verfügung 

fanden, etwa 6000 Mann, die Nachhut des hannoverſchen Heeres bei 
Langenſalza am 27. Juni Morgens 10 Uhr an. Das Ergebniß eines 
faft neunſtündigen Kampfes bei glühender Sonnenhige war, daß bie 

Preußen ſich mit Verluft von 41 Offizieren und 800 Mann, fowie eini- 

ger Gefüge, zurücziehen mußten. Bon ben Hannoveranern waren noch 
weit mehr gefallen, aber fie hatten die Genugtduung, das Schlachtfeld 
zu behaupten, und der König Georg erließ eine triumphirende Procla- 
mation; doch der Sieg nützte ihn nichts. Schon am Abend der Schlacht 
verzichtete ber General Arentſchild auf die Verfolgung der Preußen, 

theils wegen dev Erſchöpfung der eigenen Truppen, theils wegen ber 

Unentfchiebenheit des Königs und feiner Umgebung. Am anderen Mor- 
gen war e3 den Hannoveranern unmöglich, vollends durchzubrechen ober 
nad; Often auszumweichen, denn die Preußen hatten in der Nacht Ver- 
ſtärkung erhalten durch die Brigade Kummer, die von Eiſenach anlangte, 
aud lam am folgenden Tag von dem Manteuffel ſchen Corps bebeuten- 

der Zuzug, und es konnte eine volfftändige Umgingelung der hannoveri- 

fchen Armee vollzogen werden. Schon ordnete der General Faldenftein 
einen concentrifchen Angriff für ben folgenden Tag an. Da entſchloß 
fi) der König Georg, die ihm angebotenen Bedingungen ber Uebergabe 

anzunehmen. Sie fam am 29. Juni kurz nad; Tagesanbruch zum Ab- 
ſchluß. Die Hauptpunkte waren folgende: 1) Freier Abzug des Königs 
und des Kronprinzen unter Garantie ihres Privatvermögens; 2) Ab- 
gabe der Waffen und Pferde zunächſt an hannoverfhe Conmifſäre und 

*) ©. Militärwogenblatt vom 20. November 1867. 
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von diefen an preußiiche; 3) Beförderung ber Unteroffiziere und Sol- 
daten in ihre Heimat mittelft Eifenbahntransports. Offiziere und Be— 

amte durften ihre Waffen und Pferde, fowie ihre Gagen behalten. Alle 
aber mußten ſich verpflichten, die Offiziere auf Ehrenwort, nicht gegen 
Breußen zu dienen. Diefe Bedingungen hätten fie einige Tage vorher 
ohne den Kampf von Langenfalza auch haben können. Die gebrachten 

blutigen Opfer waren alfo ganz vergeblich, und dieſes Bewußtſein mußte 

für das hannoverifche Heer äußerft ſchmerzlich und miederfchlagend fein. 

Das Ende des Königreichs Hannover und die Einverleibung des Landes 

in Preußen war ein jet fehon mit großer Wahrfcheinlichfeit vorauszu⸗ 
ſehendes Reſultat. Ein weiterer Gewinn ber bisherigen Operationen auf 

preußifcher Seite war die Vereinigung der gefammten Mainarmee unter 
dem einheitlichen Befehl Falckenſteins 

Das Biel der beiden Bundesarmeecorps war, wie ſchon oben er- 
mähnt, ihre Vereinigung zu gemeinfchaftlicher Wiebereroberung Kur- 

beffens. Am 27. Juni befchloß ber fehr zuſammengeſchmolzene Bundes» 
tag,*) die Verwaltung Kurhefiens durch einen Bundescommiſſär führen 
zu laffen, und ben Oberbefehl über jämmtliche zum 7.—10. Bunbes- 

armeecorps gehörigen Truppen mit Ausnahme der Igl. ſächſiſchen dem 
Prinzen Karl von Baiern zu übertragen, doch in der Weife, daß bie 

oberfte Xeitung der Operationen des Bundesheeres von bem öfterreichi- 
ſchen Obercommandanten Feldzeugmeifter Benedek auszugehen habe. Prinz 
Karl übernahm den Oberbefehl über dad 8. Armeecorps fofort und er- 

tieß einen Armeebefehl, worin er fagte: „Mit diefen Truppen und bie- 

fem Führer (dem Prinzen Alegander von Heilen) wird e8 mir nicht 
ſchwer fallen, jede mir geftellte Aufgabe zu Löfen, und bieß wird um jo 

leichter fein, da unfer Biel fein anderes ift, als der guten Sache zum 
Sieg zu verhelfen." Dieß nimmt ſich faſt wie Spott aus, denn Jeder 
wußte, daß es mit der Siegeögemwißheit der Truppen und ihrer Führer 
nicht weit her war, und daß die gute Sache, genau bejehen, nichts 

anderes war, als die Erhaltung bes als Nationalungläd verrufenen 

Bundestags. 
Wenige Tage bevor die wackeren Hannoveraner für ihren blinden 

König Georg bluten mußten, wurden die Staliener bei Cuſtozza auch 

*) €8 waren nämlich ans demſelben ausgetreten: Sachſen-Altenburg, Dlden- 
burg, Anhalt, Schwarzburg-Sondershaufen, Walde, Koburg- Gotha, Reuß jüng. 
Linie und Medienburg. 
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das Opfer einer ungeſchickten Kriegsführung. Der König Victor Ema- 

nuel hatte auf die Nachricht, daß in Deutfchland der Kampf beginne, 
am 20. Juni den Krieg gegen Defterreich erflärt. Er felbft ſtellte ſich 
an bie Spige feines Heeres, unb fein Minifterpräfident La Marmora 

begleitete ihn als Generalftabschef. Es war ein ftattlihes Heer, das 

Italien aufftellen konnte: 268,000 Mann mit 32,000 Pferden und 
720 Geihügen. Die öfterreichiiche Armee war an Zahl ber italienifchen 

weit nicht gewachlen; fie betrug mit Einfluß der Beſatzungstruppen 

nur 190,000 Dann, und die beften Truppen hatte Defterreih zum 
Norbheer gejandt; die eigentlich ftreitbare Mannſchaft wird nur zu 
71,000 angegeben, mit 3500 Pferden und 168 Geſchützen. Es ſchien 
unmöglich, dem breifad; ftärkeren Feinde eine offene Feldſchlacht anzu- 
bieten, man glaubte, bie öfterreichiiche Armee werde darauf angewieſen 

fein, im Feftungsviered Dedung zu fuchen und eine Schlacht wo möglich 
zu bermeiben. 

Ueber den Feldzugsplan war man in Turin im Unklaren; bie 
bebeutendften Generale La Marmora und Cialbini waren verjchiebener 

Meinung, der eine wollte von Often, der andere von Süden her an- 
greifen. Man kam überein, das Heer in zwei große Hauptmaffen zn 
theilen, der König folfte mit den drei erften Armeecorps, 130,000 Mann 

im Ganzen, von Often her den Mincio überfchreiten, Cialdini follte mit 
dem Reft, 82,000 Mann, eine befondere Operation am unteren Bo ver 
fuchen. Dean batte den Italienern immer gerathen, fte ſollten ſich doch 
nicht mit dem für unüberwindlich geltenden Feſtungsviereck aufhalten, 
fondern dafjelbe umgehen und nach Deutſchland vorbringen. Diefer 

Meinung war auch einer ihrer tüchtigften Strategen, der General Fanti, 

Kriegäminifter unter Cavour, geweſen. Noch in feinen legten Tagen — 
er ftarb kurz nach Abſchluß des Gafteiner Vertrags — hatte er auf die 

Straße nad; Wien als den richtigen Weg zur Eroberung Venedigs hin- 
gewiefen. Auch Cialbini rieth zur Vereinigung mit der Hauptarmee 

Preußens. Denfelben Rath gab auch der preußiſche Gefanbte in Florenz, 
Graf Ufedom, er verhandelte widerholt in biefem Sinne mit a Mar- 
mora und ſchickte ihm kurz vor Ausbruch des Krieges eine von Theodor 
v. Bernhardi verfaßte Denffchrift, welche einen Feldzugsplan für Jtalien 

entwidelte. Es war darin gefagt:*) „Das Syſtem des Krieges, das 
Preußen Italien vorfchlägt, ift daS eines Krieges à fond.e Was bie 

*) S. Aegidi und Klanhold, Staatsarchiv, Bd. XX ©. 4 u. ff. 
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italieniſchen Streitkräfte betreffe, fo bürfe man ſich nicht mit Belage- 

rung des Feftungsviereds aufhalten, fondern müfje ſuchen, die öfterrei- 
chiſche Armee bald möglichft in freiem Felde zu fchlagen. In kurzer 
Zeit könne die italienifche Armee im Beſitz Venetiens fein, mit Aus- 

nahme ber Stadt Venedig und der Feftungen Verona und Mantua, deren 
Belagung man durch ein anſehnliches Beobachtungscorps lähmen müſſe. 
Um aber Preußen- die Hand zu bieten, dürfe Italien ſich nicht begnü- 
gen, bis an bie nördlichen Gränzen Venetiens vorzudringen, fonbern 
müffe fi den Weg gegen die Donau durchbrechen, im Centrum der 
öfterreichifegen Monarchie ſich mit der preußiſchen Armee begegnen, und 
dann mit ihr auf Wien marfchiren. Um fi) den dauernden Beſitz 

Benetiend zu fihern, wmüfle Italien bie öſterreichiſche Monarchie ins 
Herz getroffen haben. Preußen müffe darauf beftehen, daß bie Offen- 

five bis aufs Aeußerſte, d. h. bis unter die Mauern der öfterreichiichen 
Hauptftabt verfolgt werde. Schließlich weist die Dentſchrift auf ein 
bejonder8 günftiges Operationgfeld, auf Ungarn hin. Dorthin follten 

die Freiſchaaren Garibaldi’8 von der Oftküfte des abriatifchen Meeres 
aus eine Erpedition machen. 

Sole kühne Rathſchläge waren aber nicht im Sinne bes italieni« 

ſchen Minifterpräfidenten, der immer mit dem Gedanken umging, ob 
denn überhaupt der Krieg nöthig fei, um Venetien zu erlangen, und 

immer noch die Möglichkeit vor ſich ſah, durch Vermittlung Napoleons 
ohne Schwertftreich diefen Hauptzwed zu erreichen. Er wollte feinen 
Vernichtungskrieg gegen Oefterreih, fein übermächtiges Preußen, fondern 
hatte nur ein politifch -militärifches Duell im Sinn, un der Ehre Jta- 
liens und Oeſterreichs einige Genugthuung zu geben. Er ſcheute ſich 
ſchon vor einer eingehenden Erörterung des preußiſchen Kriegsplanes, 
der vielleicht einem ſeiner Collegen mehr hätte einleuchten können, und 
hielt es für das Beſte, das gefährliche Altenſtück, das übrigens nicht 

an ihn perſönlich, ſondern an den König und den Kriegsrath gerichtet 
war, in der Taſche zu behalten. Dadurch war er auch einer Rückant- 
wort an Preußen überhoben. . 

Die Borausfegung, daß der öfterreichifche Oberfeldherr, Erzherzog 

Albrecht, in Betracht der Minderzahl feiner Truppen eine Schlacht ver- 

meiden werde, war nicht richtig. Bon einem tüchtigen Generalftabschef, 
dem General John beraten, und von Wien aus dahin inftruirt, fobald 
als möglich eine Schlacht zu gewinnen, damit man mit Anftand Venedig 

abtreten und den Krieg in Jtafien beendigen könne, fuchte er einem 
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Theil der Staliener beizufommen und auf diefen feine ganze Macht zu 
werfen. Leider gab ihm dazu der König geſchickte Gelegenheit. Er ſam⸗ 

melte feine drei erften Armeecorps zwiſchen dem Mincio, Oglio und 
Po, um dann dur das Feſtungsviereck nach der Etſch vorzudringen, 
auf deren linfem Ufer er fpäter mit Cialdini zuſammentreffeu wollte. 
Am 22. Juni überfhritt der König mit 90,000 Mann den Mincio bei 
Monzambano, Pozzolo und Gaito, und befegte ohne Widerftand zu 
finden Vilfafranca in der Ebene, verjäumte es aber, das nordweſtliche 
Hügelland, auf deſſen ſüdweſtlichem Abhang Cuftozza liegt, zu befegen. 

Diefes die Ebene beherrichende Höhenterrain war das gewöhnliche Ue- 
bungsfeld der öfterreichii—hen Truppen; es ift eine mit zahlreichen Schluch- 

ten und Berggruppen burdhzogene Gegend. Erzherzog Albrecht bejegte 
diefe Höhen und griff am 24. Juni Morgens 7 Uhr die nicht darauf 
gefaßten Italiener an. Es entwickelte ſich ein heftiger, vor beiden Sei⸗ 
ten mit großer Erbitterung geführter Kampf. Die Italiener vertheidig- 

ten ihre Stellung mit großer Tapferkeit umdb Ausdauer, und Mittags 
1/, 4 Uhr glaubte La Marmora ſchon eines günftigen Ausgangs fiher 
zu fein. Aber die Defterreicher ließen ſich durch Zurücdwerfung nicht 
abhalten, den Angriff zu erneuern. Die Entſcheidung erfolgte auf der 

Höhe von Cuſtozza, auf die Erzherzog Albrecht alle feine Kräfte zu 

einem allgemeinen Sturm vereinigte; ein anhaltendes furchtbares Feuer 
von 40 Gejhügen wurde auf die Stellung der Italiener gerichtet; die 
italienifche Artillerie, der e8 an Munition zu mangeln anfing, fonnte 

nicht gehörig ertwidern, ihre Bataillone mußten ſich zurüdziehen, Cu- 
ſtozza war verfaffen, und auch die Stellung in der Ebene, von Billa 
franca wurde unhaltbar. Um '/,6 Uhr war die Schlacht auf alfen 
Punkten entſchieden. Der öſterreichiſche Feldherr betrachtete aber feinen 
Sieg keineswegs als eine definitive Entſcheidung des Feldzugs. Er 

telegraphirte Abends an den Raifer: Die Armee habe die während 
des Kampfes begonnene rontveränderung gegen Süden beendet und 

nad 5 Uhr Cuftozza geſtürmt, aber namhafte Verluſte erlitten. Dieſe 

waren allerdings ſo bedeutend und die Ermüdung der öſterreichiſchen 
Truppen, die den ganzen Tag im Feuer geſtanden hatten, ſo groß, 
daß an feine Verfolgung zu denken war. Beide Theile hatten faft gleich 
viele Todte und Verwundete, über 5000. Dagegen waren 4000 ta- 
fiener in öfterreichifche Gefangenfchaft gerathen und 16 Geſchütze von 
den Defterreichern erobert worden. Erzherzog Albrecht erwartete für die 
folgenden Tage einen neuen Angriff, da ein großer Theil des italieni- 
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ſchen Heeres noch gar nicht ins Gefecht gekommen war und mit frifchen 

Kräften den Kampf hätte fortjegen können. Aber Ya Marmora hatte 
To fehr alles Vertrauen verloren, daß er beſchloß, das Heer hinter den 

Oglio zurüdzuziehen und fein Amt als Generalftabschef niederzulegen. 
Cialdini befam übertriebene Nachrichten von der Größe der Niederlage 

und der Muthlofigkeit der Armee, er berief einen Kriegsrath, in wel- 

chem befchloffen wurde, ſich nach Modena zurüdzuziehen, was ſchon 
am 28. Juni geſchah. 

Die Oefterreicher konnten den Krieg in Italien als beenbigt anfe- 
ben, und der Wunſch, die Truppen zurüdziehen zu können, wurde eben 

jegt um fo dringender, da die Nachrichten aus Böhmen gar nicht tröft: 

lich lauteten. Der Augenblid einer freiwilligen Abtretung Venetiens 
ſchien gefommen, und bald nad) der Schlacht bei Cuſtozza wurden bie 

vor dem Krieg begonnenen Unterhandlungen mit Napoleon wieder an- 
gefnüpft. 



Achtzehntes Kapitel. 

Der Krieg in Böhmen 

Die Aufſtellung des öſterreichiſchen Heeres ging von Krakau über 
Olmütz hinweg bis weit über Prag, und in der Tiefe bi Brünn und 

Wien. Die längs der Front hinlaufende Eifenbahn und die von Olmütz 

und Böhmifh-Trübau ſüdwärts führenden Bahnen machten eine raſche 
Eoncentrirung möglich und erleichterten die Verpflegung, Das Biel der 
Operationen war Berlin, und ambererjeit3 jegte man voraus, daß bie 

Preußen durch dad Erzgebirge würden vorbrechen wollen. Gegen Eude 
Mai's concentrivte fi die Armee mehr in der Gegend von Olmüg. 
Der Gedanke an die Wiedereroberung Schlefiend mag dabei von Einfluß 
geweſen fein, auch gewährte das verſchanzte Lager von Olmütz einen 
willkonmenen Anhalt, deffen die Armee bei ihrem unfertigen Zuftand 
bebitrftig erſchien. Sie beftand aus ſechs Armeecorpg, bem erften bis 
vierten, dem achten und zehnten. Die Bahlenangaben des Beftandes 
ſchwanken zwiſchen 200,000 bi 230,000 Dann. Die Neiterei betrng 
35 Negimenter mit 24,000 Pferden, Geſchütze waren e8 750. Hiezu 

tam noch die ganze wohl außgerüftete fächfifche Armee mit 25,000 Mann 
und 46 Gefhügen. Bum Oberbefehlshaber war der Yelbzeugmeifter 
Benedel beftellt, der in ber Schlacht bei Solferino den rechten Flügel 
commanbirt und einen partiellen Sieg errungen hatte. Er war fein 
Glied des Hohen Adels, fondern der Sohn eines einfachen Landarztes, 
dazu noch proteftantifcher Confeſſion; auch nicht etwa bei Hofe beliebt, 
deſto mehr bei dem Heere. Man glaubte der öffentlichen Meinung ein 
großes Zugeftänbnig zu machen, als man ihn zum Oberfeldherrn berief 
und ihm eine viel felbftändigere Stellung gab, als es fonft in Defter- 
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reich auch bei Hohen Aemtern herfömmlich ift. Zwar bereit 62 Jahre 
alt, war er noch körperlich und geiftig friſch und galt als ein eben fo 
tühner wie befonnener Feldherr. Gin eigentlicher Stratege war er frei- 

lich nicht, aber diefer Mangel hätte erjegt werben können, wenn man 
ihm einen guten Generalftabschef an die Seite gegeben hätte. Daran 

aber ließ man es fehlen. Baron von Hennifftein, der dieſes Amt be- 

tleidete, ein Emporkömmling von jübifcher Abkunft, war ein gebildeter 
Mann von Renntniffen und diplomatiſcher Gewandtheit, aber fein ge- 
ſchulter Stabsoffizier. Auch der General Krismanic, der die Gefchäfte 
des Generalſtabs hauptſächlich beforgte, war nicht gerade fachmäßig aus» 
gebildet. Von den einzelnen Eorpsführern war der Feldmarſchall-⸗Lieu⸗ 
tenant Gablenz von feiner Statthalterei in Holftein her der befanntefte, 
perfönlich befiebt, aber nicht als Führer erprobt. Der durch Herkunft 

und geſellſchaftliche Stellung hervorragendfte war Graf Clam Gallas, 
auch als beſonders eifriger Gegner Preußens viel genannt. m italie- 
niſchen Krieg hatte er eine Mole gefpielt, aber nicht eben als geſchickter 
und glüclicher Feldherr. So ruhte alle Hoffnung Oeſterreichs auf 
Benedel. 

Die preußiſche gegen Oeſterreich aufgeſtellte Armee zählte 280,000 
Mann mit 900 Geſchützen, mworunter 29,000 Mann Kavallerie. Sie 
beftand aus drei befonderen Heereskörpern; ben erften befehligte Prinz 
Friedrich Karl, den zweiten der Kronprinz, und ben britten, bie foge- 
nannte Eibarmee, General Herwarth von Bittenfeld. Die beiden erften 
waren von ziemlich gleicher Stärke, die legtere nur halb fo ſtark. Die 
erfte Armee wurde nach einem längft entworfenen Kriegsplan zum Be— 
Huf der Dedung Berlins an der Nordgränze Sachſens aufgeftelft, und 
ſchob ihre Außerften Spigen bis an den von Schlefien nah Sachſen 
führenden Paß von Görlig. Die zweite, kronprinzliche, hatte zunächft 
die Beftinmmung, die Provinz Schlefien gegen einen Eroberungsverſuch 
zu deden. Die Eibarmee hatte die Aufgabe, das Königreich Sachſen, 
deffen Regierung fich beſonders feindlih gegen Preußen gezeigt hatte, 
zu befegen, und ſammelte ſich deshalb an der nörblichen Gränze Sach- 
ſens bei Torgau. 

Die Leitung des Ganzen hatte ſich der König im Verein mit Bis- 
mard, Roon und Moltke vorbehalten. Er als der Schöpfer ber Armee- 
organifation betrachtete immer bie Armee als fein beſonderes Departe- 

tement. Sein treuer Gehilfe, Kriegsminifter von Moon, war die Seele 
des Ganzen und Tante bie Leiftungsfähigfeit der einzelnen Truppen- 

Riüpfel, Cinfeitäbefrebungen. IL 6 
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theile auf3 genauefte. In freundſchaftlichem Zufammentotrfen mit ihm 
arbeitete der oberfte Generalftabschef, Moltke. Cr Hatte den feit zwei 
Jahren von höheren Offizieren berathenen und fefigeftelften Kriegsplan 

nod einmal revibirt und war mit der oberften Leitung der Operationen 
betraut. Die Sicherheit in Combinationen und die Gabe, diefelben je- 

dem gefunden Berftande einleuchtend zu machen, befähigten ihn befon- 
ders zu diefer Stelfung. Der Oberbefehlshaber der erften Armee, Brinz 

Friedrich Karl, ein Mann von 38 Jahren, Hatte ſich im däntjchen 
Krieg bei Düppel und Alfen ausgezeichnet und war ſchon damals zu 
einem Führer im nächften großen Krieg in Ausficht genommen worden. 
Sein Generalftabschef wurde General Voigts-Rhetz, einer der intelligen: 
teften und kenntnißreichſten Generalftabsofffziere in Preußen. Der Kron- 
prinz hatte freilich noch feine Probe von feiner militäriſchen Befähigung 
abgelegt, aber man hatte die beften Hoffnungen von ihm, und es ſchien 
in politifcher Hinſicht nothwendig, daß der Erbe der preußifchen Monarchie 

ſich in hervorragender Weife an dem Entſcheidungskampf gegen Defter- 
reich betheilige. Sein Generalftabschef war der Generalmajor v. Blu— 
menthal, der ſchon im däntfchen Krieg die Operationen in Schleswig ge- 

leitet Hatte. Außer ihm war der Generalmajor Stofch, der jegige Marine 
minifter, ein wichtiges Glied des Tronprinzlichen Generalſtabs. Unter 

den einzelnen Corpsführern ragte der greife General Steinmeg hervor, 
als ein Mann von großer Thatkraft und als firenger Vorgefegter feiner 
Untergebenen. Er hatte ſchon die Befreiungsfriege mitgemacht, ſich im 

ſchleswig⸗ holſteiniſchen Krieg ausgezeichnet, und bei den Manoeuvern des 
Garbecorp8 durch Proben bedeutenden Führertalents die Aufmerkfamfeit 
auf ſich gezogen. Auch der Oberbefehlshaber ber Elbarmee, General 
Herwarth von Vittenfeld, war ein Veteran von 70 Jahren; er Hatte 
bei der Eroberung von Alfen gezeigt, daß ed ihm ungeachtet feiner 
Jahre nicht an raſcher Thatkraft fehle. 

Mit größter Spannung erwartete man auf beiden Seiten den Be 
ginn der kriegeriſchen Operationen. In Oefterreih und in ganz Süb- 
deutfchland glaubte man mit Zuverficht, Benebef werde mit der Haupt: 

ftärfe feiner Armee in Eilmärſchen auf Berlin fosrüden, um fo mit 
raſchen Schlägen eine baldige Entſcheidung herbeizuführen. In Berlin 
begte man zunächſt feine Beſorgniß, daß die Defterreicher fo balb ein- 
rücken würden, aber man machte fich auf einen ſchweren, vielleicht lange 

dauernden Kampf gefaßt, und war entjchloffen, fi vor feinem Opfer 
zu fchenen und ftandhaft auszudauern, in der feften Ueberzeugung, daß 
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fi) eine vieljährige forgfältige Vorbereitung und nachhaltige Anftrengung 
mit enblichern Siege lohnen werde. Cine eigentliche formelle Kriegs- 
erflärung erfolgte weder von Oeſterreichs noch don Preußens Seite. 

Man fah in Berlin die Bundesbefchlüffe vom 14. und 16. Juni als 
genügende Kriegserflärung an, und in Wien war man froh, daß endlich 
der erſehnte Augenblick gefommen fei, um gegen das verhaßte Preußen 
tosfchlagen zu fönnen. Am 17. Juni erließ der Kaifer von Oeſterreich 
ein Manifeft „an feine Völker.“ In weitfchweifigen Auseinanderfegungen 
über den Urfprung des Conflictes fuchte er die Schuld auf Preußen zu 
wälgen und betheuerte feine Unſchuld. „So ift", heißt es darin, „der unheil⸗ 

vollſte Krieg, ein Krieg Deutjcher gegen Deutſche, unvermeidlich geworben! 
Zur Berantwortung all des Unglüds, das er über Einzelne, Familien, 
Gegenden und Länder bringen wird, rufe ich diejenigen, welche ihn her⸗ 
beigefüßrt, vor den Nichterftuhl der Geſchichte und des ewigen allmäch- 
tigen Gottes. Ich fchreite zum Kampf mit dem Vertrauen, das bie 
gerechte Sache gibt, im Gefühle der Macht, die in einem großen Reich 

liegt, wo Fürft und Volt nur von einem Gedanken — dem guten Recht 
Oeſterreichs — durchdrungen find, mit friſchem vollem Muth beim An- 

blick meines tapfern, fampfgerüfteten Heeres, das ben Wall bildet, an 

welchem die Kraft der Feinde Oeſterreichs fi brechen wird, im Hinblick 
auf meine treuen Völler, die einig, entſchloſſen, opfertoillig zu mir em- 

porſchauen.“ — — „Man hat die Waffen ung in die Hand gezmun- 
gen. Wohlan! jet wo wir fie ergriffen, dirfen und wollen wir fie 
niit früher nieberlegen, als big meinem Reich, fowie ben verbündeten 

deutfchen Staaten die freie innere Entwicklung gefichert und deren Macht- 
ſtellung in Europa neuerdings befeftigt ift.“ 

Der König von Preußen ftellte in feiner Proclamation vom 18. 
Zuni den für Deutſchland fo verberblichen Dualismus als Kriegsurfache 
in den Vordergrund, und vief fein Volt auf zur Nothwehr gegen die 

von Oeſterreich beabfichtigte Demüthigung und Vernichtung Preußens. 
„Oeſterreich“, fagt er, „will nicht vergeffen, daß feine Fürſten einft 

Deutſchland beherrſchten, will im jüngeren Preußen feinen natürlichen 

Bundesgenoffen, fondern nur einen feindlichen Nebenbuhler erkennen. 
Preußen, meint es, ift in allen Beſtrebungen zu befümpfen, weil, mas 

Preußen frommt, Defterreich ſchade. Alte, unfelige Eiferſucht ift in 
hellen Flammen wieber aufgelobert. Preußen foll geſchwächt, vernichtet, 
entehrt werben. hm gegenüber gelten feine Verträge mehr. Gegen 
Preußen werben deutſche Bundesfürften nicht blos aufgerufen, fondern 

6* 
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felbft zum Bundesbruch verleitet. Wohin wir in Deutfchland ſchauen, 
find wir von Feinden umgeben, und deren Kampfgeſchrei ift: Erniedri— 
gung Preußens! Aber in meinem Volle lebt der Geift von 1813. Wer 
wird einen Fuß breit Preußenbodens vauben, wenn wir ernftlich ent« 

ſchloſſen find, die Errungenſchaften unferer Väter zu wahren, wenn 
König und Volt durch die Gefahren des Vaterlandes fefter als je geeint 
find und an deſſen Ehre Gut und Blut zu fegen als die höchſte und 
heiligfte Aufgabe Halten! Bei forglicher Vorausſicht beffen, was nun 
eingetreten ift, habe ich es feit Jahren als die erfte Pflicht meines 

königlichen Amtes erkennen müffen, ein ſtreitbares Preußenvolf für ſtarke 
Machtentwicklung vorzubereiten." -- — „Wir müffen fedhten um un 
fere Eriftenz, müffen in den Kampf auf Leben und Tod gehen gegen 
diejenigen, die das Preußen des großen Rurfirften, des großen Friedrich, 

das Preußen, wie es aus den Freiheitskriegen hervorgegangen, von der 
Stufe herabftoßen wollen, worauf feiner Fürſten Geift und Kraft und 
feines Volkes Tapferkeit, Hingebung und Gefittung es emporgehoben 
haben. Ziehen wir zum Allmächtigen, daß er unfere Waffen fegne. 
Verleiht Gott und Sieg, dann werden wir auch ſtark genug fein, das 
Iofe Band, welches die deutfchen Lande mehr dem Namen als der That 
nach zufammenhielt, und welches jest durch diejenigen zerriffen ift, 
welche die Rechtsmacht des nationalen Geiftes fürchten, in anberer Ges 
ftalt fefter und heilvoller zu erneuern." 

Charakteriftifch für die Auffaffung des Königs und für die Gewwif- 
fenhaftigleit, mit welcher er den Entſchluß zum Kriege faßte, ift die an 
demfelben Tag erlafjene EabinetSordre, durch melde ein alfgemeiner 

Bettag auf den 27. Juni angeordnet wurde. Der König mottoirt biefe 
Anordnung mit folgenden Worten: „Eingedenk der ſchweren Berant- 

wortung, welche bie Entſcheidung über Frieden und Krieg auf mein 
Gewiſſen legt und der großen Opfer, mit welchen der Krieg die Wohl- 
fahrt und das Familienglück vieler Taufende, hier und drüben bebroßt, 

habe ich feinen Weg unverſucht gelafien, einen ehrenvollen und fir bie 
Zukunft des gefammten beutfchen Vaterlandes fegensreichen Frieden zu 

erhalten und auf ſicheren Grundlagen neu zu befeftigen. Gott hat es 
anders gefügt. Zu Ihm kann ich aufbliden, wenn ich jegt unter Au⸗ 
rufung Seines allmädtigen Beiftandes das Schwert ziehe, zur Ver: 
theibigung der theuerften Güter meines Volke. Mein Volt ohne Un- 
terſchied des Belenntnifjes wird auch jegt zu mir ftehen, wie es in ben 
Beiten der Gefahr zu meinem in Gott rubenden Vater und zu meinen 
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Borfahren, glorreichen Andenkens, treu geftanden hat. Aber ohne des 

Herrn Hilfe vermögen wir nichts. Vor Ihm und Seinen heiligen Ge⸗ 
richten wollen wir ung in Demuth beugen, und ber Vergebung unferer 
Sünden durch Ehrifti Verbienft neu getröften und von Ihm Sieg und 
Heil erflehen. So gereinigt und geftärkt können wir getroſt dem Kampfe 
entgegengehen. In dieſem Gefühle mich Eins zu finden mit meinem 
ganzen Bolte, ift mein feites Vertrauen." Auch während ber Dauer 
des Krieges follte im öffentlichen Gottesbienfte für die Erfolge der preur 
Bifhen Waffen gebetet werben. 

Den Gegnern Preußens erfchien der officielle Bettag, fowie die 
Aufnahme der patriotifhen Wünfche in das allgemeine Kirchengebet als 
Heuchelei und Mißbrauch des Gebets. Sie gingen von ber Boraus- 
fegung aus, daß Preußen Unrecht habe und fich dieſes Unrechts auch 
bewußt fein müffe, folglich unmöglich mit aufrichtigem Kerzen fich zu 
&ott wenden könne. In folder Verblendung verfannten fie den tiefen 

Ernſt unzähliger Preußen, bie an jenem Tage in Stabt und Sand bie 
Kirchen fülten, und, indem fie fi vor Gott demüthigten, ihren Muth 
für den bevorftehenden Kampf ftärkten. 

Die triegerifcen Operationen der preußifchen Oftarmee begannen 
gleichzeitig mit dem Einmarſch der Mainarmee in Hannover und Kaffel, 
durch die Beſetzung des Königreichs Sachſen. General Herwarth rüdte 

aus ber Gegend von Torgau ein, ließ am 17. Juni die Elbe bei 
Niefa überbrüden, und wandte fi von hier aus gegen Dresden, das 

er am 18. befegte. Gleichzeitig ging Prinz Friederich Karl bei Görlitz 
über bie Gränze und befegte aın 19. Leipzig. Am 20. Juni war ganz 
Sachſen mit Ausnahme der Feſtung Königftein in ber Gewalt ber Preu- 
Ben. Die fächfiiche Armee unter Führung des Kronprinzen von Sachfen 

verfuchte gar feinen Wiberftand, fondern zog ſich zurüd und trat am 
19. Juni bei Bodenbach auf öſterreichiſches Gebiet über, um ſich 
mit ber öſterreichiſchen Nordarmee zu vereinigen. Der König Johann 
und der Minifter von Beuft folgten dem Heere. Ein Armeebefehl Be- 
nedels begrüßte baffelbe als bie tapferen Waffenbrüber, welche in Treue 
und Hingebung für König und Vaterland ihre Heimat freiwillig und 
ohne Schwertftreich verlaffen haben, um mit den Oeſterreichern vereint 

einzuftehen für das Recht und die Unabhängigfeit Sachſens und 
Deutſchlands. Allgemein hatte man erwartet, daß nach erfolgter preu- 

Fifher Kriegserflärung an Sachſen, die Oefterreicher den Sachſen, wie 
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es ber Bundestagsbefchluß vom 16. Juni*) verlangte, zu Hilfe kommen 
würden, um ben Preußen bie Befegung bes fir Böhmen fo wichtigen 

Vorlandes ftreitig zu machen. Daß dieß nicht gefhah, war die Folge 
des veränderten öfterreichifchen Operationsplans. Benedel hatte nämlich 
bereit8 auf ein agreffives Vorgehen verzichtet und fühlte ſich fo ſchwach, 
daß ihm die Vermehrung feiner Truppenmacht durch die ſächſiſche fehr 

willlommen war. 
Benedek, der mit feiner Hauptarmee bei Olmütz ftand und daher 

die Armee des Kronprinzen in Schlefien fich gegenüber hatte, fah nicht 
in biefem, fondern in Prinz Friedrich Karl feinen Hauptgegner; denn 

ex hatte fich in ben Kopf geſetzt, es fei dem Kronpringen nım ber Res 
präfentation wegen ein Hauptcommando übergeben worden. Er beichloß 
deshalb, feine Aufftelfung weiter weſtlich zu verlegen, wollte bei Joſef⸗ 
ftabt**) in Böhmen eine befeftigte Stellung getwinnen, und von biefer 
durch das Terrain begünftigten Tage aus gegen die Armee Friedrich 
Karla vorgehen. Zu dieſer Veränderung bedurfte er etwa 10 Tage. 
Diefe Zeit wollte ihm aber Moltke nicht laffen, "und erließ, fobald er 

beftimmte Nachricht über die am 17. uni begonnene Bewegung Bene- 
dels hatte, am 22ften auf telegraphiſchem Wege an den Kronprinzen, 
den Prinzen Friedrich Karl und an General Herwarth den Befehl zu 
gemeinſchaftlicher Offenfive in der Richtung von Gitſchin (Sein), einem 
Städtchen norböftlih von Joſefſtadt. Gleichzeitig fragte der Kronprinz, 
von demfelben Gefichtspunkt ausgehend, in Berlin an, ob er fi nicht 

nach jener Richtung mit feiner ganzen Armee in Bewegung fegen dürfe? 

Moltte'3 Plan foll von Anfang an geweſen fein, durch das Erzgebirge, 

das Laufiger und das Glatzer Gebirge nad) Böhmen einzubringen, bie 

Armeen bei Gitſchin zu vereinigen und dann mit gefchloffener Macht 
gegen Wien vorzurüden. Diefer Plan kam jedenfall zur Meife durch 
die Nachricht von Benedels Wendung gegen Jofefftabt. Das Gelingen 
hing davon ab, daß die Vereinigung der beiden preußifchen Hauptarmeen 

rechtzeitig zu Stande kam und Feine vereinzelt gefchlagen wurde. Für 
den Prinzen Friedrich Karl umd für Herwarth war das Hinabſteigen 

*) Es war beſchloſſen, die Regierungen von Defterreih und Baiern follten die 
von ber preußiihen Regierung ergriffenen Maßregeln mit Getvalt zurüchweifen und 
ohne Aufigub das Nöthige vorlehren. 

**) (ine Meine Feftung an ber Mündung der Mettan in die Elbe und an ber 
Bordubig-Reichenberger Ciſenbahn. 
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nad) Böhmen ohne befondere Schwierigkeit. Anders aber verhielt es ſich 
mit ber Armee des Kronprinzen. Diefe Hatte die ſchwierigen Gebirgs- 
päffe der Grafſchaft Braunau zu überfchreiten, tagelange Märſche in 

tief eingefhnittenen Thälern zu machen, hohe Bergrüden in den heißen 
Junitagen zu erklimmen. Cine Handvoll tapferer Leute konnte den 
Marſch ganzer Corps unausführbar machen, oder fo lange aufhalten, 

bis heranziehende oſterreichiſche Eolonnen fich vereinigten, um die Spigen 
der einzeln hervorbrechenden preußifchen Regimenter mit übermältigender 
Macht zu überfallen. Während den Oefterreichern die nahen Feſtungen 
Hofefftabt und Königgräg bequeme Rückhalte für Sammlung und Ber- 

föftigung der Truppen boten, war bie Verpflegung ber preußifchen 
Armee in diefen Gebirgsgegenden mit den größten Schmwierigfeiten ver- 
bunben. Gfüdticherweife hatte Benedek fein Abfehen gar nicht auf die 
Armee bed Kronprinzen gerichtet, er wollte ſich derjelben nur gelegent- 

Lich erwehren und zunächft durch einen Sieg über Prinz Friedrich Karl 
die nordiweftlichen Straßen nach Berlin gewinnen. * 

Den Tag, nachdem Prinz Friedrich Karl den Befehl zur Offen- 
five bei Gitſchin erhalten hatte, Morgens früh ben 23. Juni, über 

ſchritt er mit feinen Bortruppen bie böhmifche Grenze. Das nächte 
Ziel war die Stadt Meichenberg. Der Weg dahin führte durch Ge 
birgsgegenden auf eingeengten Straßen, auf denen nur ſchmale Marfch- 
colonnen gebildet werben konnten. Die Preußen machten ſich darauf 
gefaßt, durch Verhaue gehindert und an ſchwierigen Stellen überfallen 
zu werben. Sie bewegten ſich jehr vorfichtig und langfam vorwärts, 
aber gelangten ziemlich unbeläftigt am 24ften nach Reichenberg, das fie 
befegten. Bon hier aus ftelften fie durch mitgebrachte Techniker die zer- 

förten Eifenbahnen wieder her, um fie für Nachſchub von Proviant ımd 
Munition benügen zu können. Weiter ging’ nach Turnan, dem no» 

tenpunkt der Prager und Neichenberger Eifenbahn. Clam Gallas hatte 
die Aufgabe, mit einem vorgej—hobenen Corps diefen Punkt zu befegen. 

Auf dem Wege dahin ftieß die preußiſche Avantgarde am 2öften bei 
Liebenau auf eine öfterreichifche Neiterabtheilung und eine Batterie von 
18 Geſchützen, und es entwidelte ſich ein fünfftündiger Artifferielampf, 

der mit dem Nüdzug der Defterreiher und der Belegung Turnau's 
durch die Preußen endigte. Als nun am folgenden Tage Clam Gallas 
von Benedek den Befehl erhielt, Turnau und Mündengräg um jeden 

Preis zu halten, machte er zwar feinen Verſuch, Turnau wieder zu 
erobern, aber wollte wenigſtens eine andere vertheibigungsfähige Stel- 
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lung auf ber Nordſeite der fer gewinnen, und richtete fein Augenmerk 
auf das auf einer Anhöhe gelegene Dorf Podol. Als die Defterreicher 

am 26. uni Abends bei Einbruch einer mondhellen Nacht bei Podol 
anfamen, trafen fie bereits eine preußifche Befagung, und es gelang 
allen Anftrengungen wicht, fie zu vertreiben. Won beiden Seiten kamen 

Verſtärkungen, und es entfpann fi in ben vom Mondſchein beleuchteten 
Gaſſen ein heftiger Kampf, in welchem Barrifaben errichtet und ein- 
zelne Häufer mit großer Ausbauer vertheidigt wurden. Schließlich be» 
fegten bie Preußen das Dorf und waren damit Herren bes Uebergangs 
über die er. Das Schnellfeuer des Zündnadelgewehrs und die mo— 

raliſche Wiberftandsfähigkeit ber preußifchen Truppen hatte fich trefflich 
bewährt, da dieſe einer großen Weberzahl gegenüber geftanden hatten. 

500 Gefangene fielen in die Hände der Preußen, die nur einen Berluft 
von 20 Tobten und 36 Verwundeten Hatten. Der Sieg bei Podol fiel 

für die preußifchen Waffen um fo mehr in die Wagfchale, als fie eine 
öfterreichtfche Brigade zum Gegner hatten, welche im ſchleswigiſchen 

Feldzuge bei dem Sturm auf ben Königsberg bei Schleswig den Bei- 
namen der eifernen erworben hatte. Un bemfelben Tage hatte auch Ge— 
neral Herwarth bei Hünerwafler ein Meitergefecht mit ben Defterrei- 

ern, wobei die vielgerühmte öſterreichiſche Cavallerie leineswegs ben 
Erwartungen entſprach. Herwarth behauptete die Stellung bei Himer- 
waffer. 

Das Gefecht bei Podol ermöglichte dem Prinzen Friedrich Karl, 
gegen Münchengrätz vorzugehen, wo Clam Gallas eine fefte Stellung 
nehmen folte. Die Preußen beſetzten ein bie Umgegend beherrſchendes 

Selfenplateau bei Mündengräg und ſchlugen weftlich von biefer Stabt 

eine Brüce über bie Iſer. Clam Gallas mußte fih, nachdem 2000 
feiner Leute in preußifche Gefangenſchaft gerathen waren, zurüdziehen. 
Ber Gitſchin ſtellte er ſich zur Vertheidigung gegen bie nachrüdenden 
Preußen auf, wurde aber dort (am 29. Juni Nachmittags) von Ge- 
neral Tümpling angegriffen und gegen die Stabt zurüdgebrängt, wo 
der Kampf bis in die Morgendämmerung bauerte. Der Sieg ber Preu⸗ 

Ben war ein volfftändiger: drei öfterreichiiche und eine ſächſiſche Brigade, 
etwa 28,000 Mann, mußten den Preußen, bie in weit fehwächerer An⸗ 

zahl, etwa zu 14,000 Dann am Rampfe theilnahmen, weichen. Man 
tonnte fich bei dieſem Gefecht, wo es auf die Haltung des Einzelnen 
und die ſichere Leitung anfam, überzeugen, daß es nicht blos das Zünd- 
nadelgewehr war, wodurch die Preußen ein ſolches Uebergewicht hatten, 
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fondern Bauptfächlich ihr taktiſches Geſchick und ihre moraliſche Stärke. 

Die Oeſterreicher und Sachſen verloren 5000 Mann, morunter 2000 
Gefangene. Der preußiſche Verluſt wird auf 1000 Tobte und Verwun⸗ 

dete angegeben. 

Der Gewinn diefer Reihe von glücklichen Gefechten war die Wahr- 

ſcheinlichkeit der Vereinigung der preußifchen Armeen, die nun einander 
fo nahe flanden, daß auf eine gemeinfame Operation gerechnet werben 

tonnte. Die Armee des Kronprinzen hatte feit ihrem Abmarſch aus 

Schlefien einen ſchweren Stand gehabt, aber ſich rühmlich durchge 
Lämpft. In dem Befehl, welchen der Kronprinz am 22. Juni aus 
Berlin erhielt, war ihm aufgegeben, das fechfte Armeecorps, welches 

fübfi von Neiffe ftand, noch dort zu befaffen, weil man es zur Ded- 

ung Schlefiens für unentbehrlich Hielt. Aber in feiner Anfrage, weiche 
fih mit jenem Befehl kreuzte, hatte er gebeten, auch biefes zu ben 

Dffenfivunternefmungen hberanziehen zu bürfen, da er von der Ueber: 
zeugung ausging, man müfje bie volle Kraft für den Angriff einfegen. 
Dieß wurde ihm auch gewährt, und es blieb nur ein Heiner Theil des 
Corps zurück, um den noch gegenüber verbliebenen öſterreichiſchen Hee⸗ 
reötheilen durch Demonftrationen glauben zu machen, es fei ein Bor 
rücken durch Defterreichifch-Schlefien nach Mähren beabfihtigt. Und es 

gelang auch wirklich, Benebet dadurch zu täufhen. Der Haupttheil der 
tronprinzlichen Armee begann am 26. Juni über bie Sudeten zu mar- 

ſchiten, und war auf bie drei Engpäffe von Landshut nad) Trautenau, 
von Braunau nach Eypel und von Meiner nad Nachod und Skalitz 

angetviefen. Diefe parallelen Wege hatten den Vortheil, daß fie die 

Möglichkeit gegenfeitiger Unterftügung gewährten, welche um fo nöthiger 

erſchien, als der größte Theil des öſterreichiſchen Heeres bereits Sofef- 
ftabt erreicht Hatte und fo im der Nähe war, daß es die durch enge 

Gebirgspäffe babinziehenden Preußen mit überlegener Macht anfallen 
Tomte. Dazu machte Benedek auch wirklich Anftalt, und beauftragte 
den Feldmarſchall Gablenz, bei Trautenan Stellung zu nehme, wo 

das erſte Corps ber preußiſchen Armee unter General Bonin einrüdte. 

Dort lam es denn auch zu einem gefährlichen Zufammenſtoß. AL 
die Preußen am 27. uni Morgens früh, ohne die nöthigen Sicher 
beit8vorfehrungen, da fie ben Feind noch ferne glaubten, in die Stabt 
Trautenau einrüden wollten, wurden fie von ben jenfeitigen Höhen und 

den die Stabt umgebenden Kornfeldern mit Schüffen empfangen, welche 

fie Anfangs nicht von öfterreichiichen Soldaten, ſondern von Einwoh ⸗ 
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nern berrührend glaubten. Es entſpann ſich ein heftiges Gefecht, im 
deffen Verlauf e8 den Preußen zwar gelang, zwei Stellungen zu erobern, 
aber anftatt daß die Defterreicher abgezogen wären, wie Bonin gehofft 
hatte, erſchien eine neue Brigade und die Oefterreicher, nunmehr in 

numeriſcher Ueberlegenheit, machten einen Sturmangriff, der die Preußen 
zum Rüchzug nöthigte, welcher übrigens in folder Ordnung vor ſich 
ging, daß bie Oefterreiher auch nicht eine Trophäe eroberten. Die 
Preußen hatten einen ftarfen Verluſt von 186 Todten und 876 Ber- 

wunbeten, die fiegenben Defterreicher aber einen viel größeren, fie kamen 
einfhließlih der Gefangenen um 5700 Mann. Die erlittene Nieder⸗ 
lage, bie einzige, welche bie Preußen in diefem Feldzug zu beffagen 

hatten, wurbe ſchon am folgenden Tage durch ein glückliches Gefecht ber 

erſten Gardediviſion bei Burgersdorf und Soor ausgeglichen. Gablenz 
ließ ſich in der Siegesfreude von General Hiller überraſchen; zwei 
Bahnen, 10 Gefchüike, 4500 Gefangene und eine Kriegskaſſe fielen in 
die Hände der Preußen, und faft gleichzeitig mit der Kunde von bem 
Siege, den Gablenz erfochten, verbreitete fich die Nachricht, daß er 
gänzlich gefchlagen fei. Dem linken Flügel der kronprinzlichen Armee, 
aus bem fünften Corps unter General Steinmeg beftehenb, ſtellte ſich 

bei ber Stadt Nachod der Feldmarſchall Ramming mit dem fechsten 
Armeecorp3 entgegen. Am 27. wurde die preußifche Vorhut uuter Ge 
neral Lömwenfeldt um '/, 10 Uhr Morgens von zwei öſterreichiſchen 
Brigaben, einer zahlreichen Artillerie und mehreren Cavallerieregimen« 
tern angegriffen und kam in eine fo gefährliche Lage, daß ber preußiſche 
General begann, ſich vor der Uebermacht langſam zurückzuziehen. Einige 
Neiterfhwabronen wurden zurückgeworfen, aber die Infanterie hielt fo 
wader Stand, daß alle Anftrengungen ber öſterreichiſchen Cavallerie, 
vorzudringen, feheiterten. Indeſſen entroteelten fich immer mehr Trup- 
pentbeile, General Steinmeg kam Hinzu, konnte zur Offenfive überge- 
hen, und es zeigte fich bald, daß die preußiiche Cavalferie der öfterrei- 

Hifchen nicht nur ebenbürtig, fondern fogar überlegen war. Auch bie 
öfterreichifche Infanterie fonnte dem Zündnadelgewehr und dem ftürmi- 
fen Bajonettangriff der Preußen nicht auf die Länge wiberftehen, und 
um 3 Uhr Nachmittags befand fi das Corps Feldmarſchall Ram- 
mings in vollem Rückzug, von der preußtfchen Reiterei verfolgt. Sechs 
Geſchütze, zwei Standarten und 2500 Gefangene fielen in die Hänbe 
der Preußen, und der Geſammtverluſt Rammings wurde von öfterrei= 
chiſchen Berichterftattern auf 6000 Mann beredinet. Doch auch die 
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Preußen hatten große Berlufte, ba die öſterreichiſche Artillerie verheerend 
gewirkt hatte; man zählte 1200 Todte. So entjchieden die Niederlage 
der Oeſterreicher war, fo ſchrieb ſich doch Benedet in einer Depeſche 
vom 27. Abends den Sieg zu und meldete, das ſechste Armeecorps 

babe unbehelligt vom Feinde feine urſprünglich beabſichtigte Aufftelfung 
bei Stalig aufnehmen können. In der ganzen öſterreichiſchen Preſſe 
figurirte der glänzende Sieg bei Nachod. Aber dies war eine bittere 
Täufhung. Eben bei Stalig nahm General Steinmeg am folgenden 
Tage (den 28ften) mit friſchen Kräften den Kampf wieder auf, und 
warf in überwältigenber Bewegung Alles vor fi nieder. Bei ben 
Bahnhofgebäuben von Stalig entſpann fi ein hartnädiger Kampf, in 

welchem die preußiſche Infanterie, unterftügt von der Artillerie, Wunder 
der Tapferkeit verrichtete. In einem kaum 4ftündigen Gefechte wurden 
auf Seiten der Defterreiher 2425 Mann getöbtet und 3360 verwun⸗ 
det, außerdem noch 2500 gefangen genommen und 5 Gefchüge erobert. 
Der 29. Juni brachte einen Sieg bei Jaromirz (deutſch Schweinſchädel). 
Steinmeg griff Hier das ihm entgegengeftellte frifche Corps bes Erz 
herzogs Leopold mit den Siegern der beiden vorhergehenden Tage an, 
und es gelang ihm, nach Zftünbigem Kampfe das Dorf zu nehmen und 
die Defterreiher bis unter die Kanonen von Joſefſtadt zu verfolgen. 

So hatte ſich die fehlefiiche Armee während dreier Tage durch 

ſtetige Siege gegen verſchiedene öfterreichifche Corps, welche fie am 

Weitermarſch hindern follten, den Weg bis ins Elbthal gebahnt umd 
dabei dem Feind 10,000 Gefangene, 20 Geſchütze, 5 Fahnen und 2 
Stanbarten abgenommen. Ehe es zu einer entjcheidenden Hauptfchlacht 
tam, hatte die Armee Benedeks einen Gefammtverluft von 30—40,000 
Mann erlitten und fo mande Erfahrungen gemacht, welche die Buver- 
ficht des Sieges bedeutend erſchüttern mußten. Und doch mar die Hoff- 
nung auf eine Entſcheidungsſchlacht, welche alle bisherigen Unglüdsfälle 

ausgleichen follte, die einzige Ausficht, die den Muth einigermaßen auf- 
recht erhalten konute. In weiterer Entfernung vom Kriegsſchauplatz 
fuchte die öfterreichifche und für Defterreich Partei nehmende Prejje die 

Leute in der Täufhung zn erhalten, als ob die Siege, die man wünfchte, 
auch wirklich erfochten wären. Nicht nur wurbe der Ueberfall in Trau- 
tenau als ein glänzender Sieg verfündet, fondern auch bei Nachod, 

Mündengräg und Skalitz follten die Oeſterreicher bedeutende Erfolge 

errungen und ganze Corps der Preußen vernichtet haben. Ein Tele- 
gramm vom 27. Juni verfünbete in alfen ſüddeutſchen Zeitungen: „Die 
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Preußen find gefchlagen und befinden fi in volfftändigem Rückzuge.“ 
Ein anderes vom 27. Abends 9 Uhr meldete: „Sieg der Bundesſache 

durch Oeſterreichs und Sachſens Waffen auf der ganzen Linie. Die 
Hauptentſcheidung erfolgte bei Nachod.“ Benebef felbft berichtete nach dem 

Treffen bei Stalig, das fechöte Armeecorpg fei nach 4'/, ſtündigem 
Kampfe auf allen Punkten Sieger geweſen. 

Solche Nachrichten wurden mit größtem Eifer verbreitet, und jeder 

Zweifel als Kennzeichen fchlechter Gefinnung gedeutet. Die Augsburger 
Allgemeine Zeitung ftellte triumphirende Betrachtungen an über die Trag- 
weite der öſterreichiſchen Siege, und gab Rathſchläge, wie fie auge 

beutet werben müßten. Ein Artikel vom 30. uni aus dem beutfchen 
Süden (Nr. 183 vom 2. Juli) bezeichnet die Biele, bie nun verfolgt 
und erreicht werben ſollten. Erſtens müſſe man immer wieder angrei- 
fen, ſchlagen und vorwärts marfchiren, biß die bundestreuen Armeen in 

Berlin ftehen und man von des Feindes Hauptſtadt aus bie Unter» 
Handlung mit den Beſiegten eröffnen könne. Dann müſſe man Kurheſſen 
und Hannover befreien und Weftphalen und die Mheinprovinz bejegen; 
Zeughäufer und Feftungen, Landeskaſſen und Steuern mit Beſchlag be 

legen, um fie für die Kriegszwecke des Bundes zu verwenden. Nicht 
nur preußifches Land müſſe man fo behandeln, fondern jedes Stüd beut- 

ſchen Bobens, deſſen Fürft bundesbrüchig geworden fei. (Das Groß 
herzogthum Baden hatte man befonder8 als Beute für die Bundes» 

treuen außerjehen.) Die britte Aufgabe fei, für den Fall, daß Napo» 
leon fi zu Gunften Preußens einmifchen würbe, einen Vollskrieg gegen 
Frankreich zn organifiren. Gewiß aber fei, je rafcher und grünblicher 

der Traum eines norddeutſchen Kaifertfums meggefegt, je früher das 

undeutfche Regiment in Preußen über den Haufen geworfen werbe, um 
fo zweifellofer werde das unheimliche Gewitter jenfeits des Rheines ſte ⸗ 
ben bleiben. In ſolchen falſchen Combinationen und Phantafieen erging 
fi) die Zeitung, die das Organ für Staatsmänner und Diplomaten 
fein wollte. 

In Berlin kannte man den wahren Stand der Dinge beffer, man 
verfünbete aber micht voreifige Plane, wie man fi an den Gegnern 
rächen und die Zukunft Deutfchlands geftalten wolle, fonbern arbeitete 

in alfer Bejcheidenheit und Ausdauer fort, um das glücklich begonnene 
Wert zu einem befriedigenden Ergebniß zu führen. Es wurden in 

aller Stille Vorbereitungen zu der Hauptſchlacht getroffen, deren glüd- 
licher Ausgang alfe jene Träumereien zu nichte machte. Der König, 
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durch die guten Nachrichten von den Erfolgen der Armeen gehoben, ver- 
fieß in der Nacht vom 29. auf den 30. Juni Berlin, um perfönfich 
den Oberbefehl über bie vereinten Heere zu übernehmen. Am 2. Juli 
traf er zu Gitfchin ein, wo fofort das Hauptquartier feinen Sig 

nahm. 



Neunzehntes Kapitel. 

Die Schlacht bei Königgrätz. 

Da die preußifchen Truppen durch eine Reihe von anftrengenben 

Märichen und Heftigen Gefechten ermübet waren, fo hatten ihre Führer 
für die nächften Tage Ruhe für fie in Angficht genommen, und es wur- 
den bei einem am 2. Juli Nachmittags gehaltenen Kriegsrath in biefem 
Sinn weitere Anordnungen befchloffen. Benedelk aber Hatte fich eine 

Stellung ausgeſucht, in welcher er feine Armee ſammeln und dem Feind 
eine Entſcheldungsſchlacht anbieten könnte. Auf dem rechten Elbufer, 
zwifchen der Elbe und ber einen fumpfigen Biſtritz, die Feftung Kö- 
niggräg im Rücken, Hatte er am 1. Juli in einer Ausdehnung von 

1'/, Meilen feine Armee aufgeftell. Das Terrain eignete fich trefflich 
zu einer Defenfivfhlacht; einzelne Hügelgruppen, welche durch flache mit 

Heinen Wöldchen und Dörfern befegte Mulden getrennt waren, boten 

für die Artillerie ſehr günftige Pläge, und die Infanterie konnte in den 
Tiefen ihre Maffen entwideln. In der Mitte des Schlachtfeldes, nahe 
an der großen Straße von Horig über Sadowa nad Königgräg, war 
eine ziemlich große Anhöhe, an deren Abhang das Dorf Chlum fiegt, von 

wo aus man das ganze vorliegende Terrain überfehen konnte, während 
dem Feinde jeder Einblick in die genommene Aufftellung entzogen war. 
Auf den Heinen Höhen wurden dann die Gefüge, mindeftens 500 
Stüd, fo aufgeftellt, daß die einzelnen Batterieen fich gegenfeitig unter- 

ftügen Tonnten. Für die Infanterie waren Verhaue und Barriladen 
angelegt. Dagegen fehlte e8 an ben nöthigen Vorkehrungen zur Ber- 
theibigung der Flußübergänge. Auf diefem Terrain fand die 200,000 
Mann ftarke öfterreichiiche Norbarmee, die durch ein paar Tage Ruhe 
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fi von den Strapagen und Unfällen einigermaßen erholt hatte, nun 

voll Kampfesbegier einer neuen Schlacht entgegenfah und die erlittenen 
Scharten außzumegen hoffte. 

Die preußifche Armee ftand in einer Ausdehnung von etwa vier 

Meilen weftlih gegenüber. Das Gentrum bildete bie erfte Armee bei 

dem Städtchen Horig, ſüdweſtlich davon cantonnirte die Elbarmee mit der 
Front gegen Süben bei dem Städtchen Smidar. Die Armee bes Kron- 
prinzen lagerte etwa 4 Meilen norböftlich bei Königinhof. Man hatte 
im preußiſchen Hauptquartier am 2. Juli noch feine Kenntniß von der 
Nähe der Defterreicher und vermutete fie noch viel weiter öftlich; es 
wurden deshalb Recognoscirungen angeſtellt. Zuerft erhielt Prinz Frie⸗ 
derich Karl Nachricht von der Anſammlung bedeutender Streitkräfte an 
der Biftrig. Die beftimmte ihn zum Entſchluß, unverzüglich mit feiner 
ganzen Armee dem Feind entgegenzugehen, und noch 9 Uhr Abends 
am 2. Juli erließ er an alle feine Divifionen, fowie an den Führer 

der Elbarmee, General Herwarth, ben Befehl, gegen bie Biftrig in 
der Richtung auf Königgräg vorzugehen. Auch den Kronprinzen fuchte 
er zum Miteingreifen zu beivegen, fchrieb ihm von feinem Plan und bat 
ihn, am 3. Juli mit der Garbebivifion oder auch mehr Truppen im 
der Richtung auf Sofefftadt vorzugehen. Gleichzeitig fandte er feinen 
Generalſtabschef Voigts⸗Rhetz in das Hauptquartier des Königs, um 
ihm von dem Geſchehenen Meldung zu machen und feine nachträgliche 
Genehmigung zu erbitten. Nachts 11 Uhr kam Voigts-Rhetz an, als 
eben der König nach einem anftrengenden Tage ſich zur Ruhe begeben 
wollte. Es wurde ſogleich Kriegsrath gehalten, und Motte ſprach fih 

entſchieden für den Plan riederich Karla aus und war der Meinung, 

daß der Kronprinz wicht blos mit einem Theil feiner Truppen, fondern 
mit allen mitwirten follte; da es die Entſcheidung gelte, müffe man 
alle Kraft einfegen, um das höchfte Erreichbare auch wirklich zu errei- 

hen. Der König erkannte ebenfalls die Wichtigkeit be3 Moments, und 
drang auf fofortige Annahme der Schlacht. Daß die Ankunft eines 

franzoſiſchen Botſchafters im Hauptquartier angekündigt war, trieb noch 
mehr zur Eile; man wollte eine große Thatfache fertig hinſtellen, ehe 
dipfomatifche Verhandlungen beginnen fonnten. Um ben wichtigen Befehl 
dem Kronprinzen möglichft ſchnell zu überbringen, vitt ber Flügeladju— 

tant des Königs, Graf v. Finkenftein, unverzüglich nad Königinhof, 
wo er Morgens früh 4 Uhr ungefährbet ankam. 

Im öſterreichiſchen Lager ftand der Entſchluß zur Annahme einer 
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Schlacht nicht unbedingt feft. Benedek hatte ſchon nach dem unglückli— 

hen Gefecht bei Gitſchin zu Friedensunterhandlungen gerathen, und noch 
am 2. Juli fand zwiſchen Wien und Königgräg, wo er fein Haupt 
quartier hatte, eine lebhafte Correſpondenz ftatt über bie Frage: Schla- 
gen oder nicht? Won ber Unficherheit in den maßgebenden Kreifen zeugt 
auch das, daß Benedek am Abend vor der Schlacht, in Folge telegras 
phifchen Befehls aus Wien, die wichtigften Perfonalveränderungen vors 
nahm, indem er den Chef feines Generalftabs, General v. Hennifftein, 
entließ und an die Stelle des Generald Krismanic den Chef der Ope⸗ 
rationsarmee, General Baumgarten, feste, einen ber Armee ziemlich 
unbefannten Mann. Ein ſchleunig zuſammen berufener Kriegsrath be» 
ſtärkte Benedek in dem Entſchluß zur Annahme der Schlacht; bie jünmt- 
lichen Corpscommandanten verficherten, daß die Truppen vom beften 
Geiſte befeelt feien und ſehnlich einen Entſcheidungskampf wänfchten. 

Nach anderen Nachrichten wäre bie Stimmung keineswegs fo muthig 
geweſen; es habe nicht an böfen Ahnungen gefehlt und bie Ueberzeu- 
gung geherrſcht, daß die Preußen eben doch beſſer manövrirten. Be— 

denflich und als Ausbrud der Mefignation erſchien e8, daß ber Armee 
befehl vor der Schlacht die Weifung gab, der Artillerie die Hauptrolle 
zu überlaffen und die Infanterie nicht eher vorrücken zu laſſen, ald bis 
die feindlichen Batailfone durch Geſchittzfeuer erfchüttert jeien. Die Bahl der 

öfterreichifchen Armee wird*) auf 210,000 Mann mit Einfchluß der Sad» 
fen angegeben. Ihr gegenüber Konnte Preußen zunädft mır 123,000 
Mann von ber erften Armee und der Elbarmee aufftellen, dazu follten 
aber noch nahezu 100,000 Mann von der Armee bes Kronprinzen 

ftoßen. 
Der Morgen de3 dritten Juli begann mit firömendem Regen. 

Dadurch ließ fich jedoch Prinz Friederich nicht abhalten, mit feinen 

Divifionen auf die in Ausſicht genommenen Stellungen vorzurüden. 
Die erſte Divifion unter General Horn, aus Thlringern beſtehend, 
beftieg fchon um 5 Uhr die flache Anhöhe, auf welcher das Dorf Dub 
gelegen iſt. Der Regen hatte das Getreide auf den Boden gebrüdt 
und die Iehmigte Erde jehr erweicht, fo daß die Artillerie "große Mühe 
Hatte, weiter zu Tommmen. Oben wurde Halt gemacht; man konnte von 
bier aus eine weite Strede bis zur Höhe von Maslowed und Kipa 
überfehen, wo bie öfterreichifchen Batterieen fichtbar wurden. Unten im 
Thale lag daS öfterreihifche Dorf Sadowa, aus Meinen Holzhäufern 

*) Brenß. Iahrbüger: Die Schlacht von Königgräg. Bd. XXI. S. 206, 
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beftehend. Die Preußen ſchickten ſich an zu verſuchen, ob ber Weber- 
gang über die Biſtritz nicht in vafchem Vorgehen zu gewinnen wäre. 
Da ta bald nah 7 Uhr Morgens von einer ber jenfeitigen Höhen 
bei Ciſtowa bie erfte Granate. Nun begann der Kampf mit einem ge 
genfeitigen, Anfangs langfamen Artilferiefeuer. 

Es kann nicht unfere Aufgabe fein, den ‚Verlauf der Schlacht zu 

befchreiben, wir begnügen ung, einige Momente hervorzuheben und auf 
die ausführlichen Kriegsgeſchichten zu vermeifen.*) 

Kurz nach Eröffnung des Artilleriefeuers erfchien auf der Höhe 

von Dub ein einzelner Reiter mit großem Gefolge. Es war der König 
mit Roon, Moltte, Bismard und einer Anzahl hoher Offiziere. Ge— 
neral von Horn, bemerfend, daß eine Granate daher braufe, befchwor 

den König, feinen Pla zu verlaffen. Der König hielt ruhig an, 
zwanzig Schritte von ihm ſchlug eine Granate in das Kornfeld ein. 

Mehrere Stunden lang war die öſterreichiſche Artillerie im Bor- 
teil, erft gegen 10 Uhr zogen fich die weiter vorgefchobenen Batterien 
zurüd und die preußiiche Infanterie konnte vorgehen, um die Uebergänge 
über die Biftrig zu erzwingen. Die drei Corps des Prinzen Friederich 

Karl ftanden der Hauptmafje des öfterreichifchen Heeres gegenüber. Den 
ſchwerſten Stand Hatte der linke Flügel und insbeſondere die 7. Divi- 
fion unter General Franfedi. Diefe hatten gegen das Dorf Bennatek 

zu marſchiren, ohne zu ahnen, welche Kraft des Widerftandes bier 

ihrer wartete. Das Dorf, durch Artilferiefener in Brand gefteett, wurde 
bald von den Preußen genommen, aber jegt erft begann die Hauptar- 

beit. Der jenſeits gelegene Wald von Maslowed war von den Defter- 

reichern dicht befegt, und überdieß ber Zugang dem euer der gegen- 
überftehenden Batterien ausgeſetzt. Vierzehn preußiſche Bataillone mit 

24 Gejhügen ſtanden 50-60 öſterreichiſchen Bataillonen und 128 Ka— 
nonen gegenüber. " Es begann ein mörberifcher Kampf, Tauſende fielen. 
Bom 26. Regiment fanden 29 Offiziere den Tod, vom 27. 19 Offf- 
ziere und ein Drittheil der Mannſchaft. Dem General Franſecki wurde 
ein Pferd unter dem Leibe erfchoffen, und er entging nur durch einen 

*) Bericht des preußiſchen Generalftabe. Der Feldzug von 1866. ©. 251 u. ff. 
Des öfterreihifhen Generalſtabs u. d. T.: Defterreiche Kämpfe im Jahre 1866. 

Bd. II. S. 2347 u. ff. Die diefem Werke beigegebenen guten Karten und Schladt- 
plane find überhaupt für ein genaueres Stubium dieſes Feldzugs zu empfehlen. 

Ueber die Schlacht von Königgräg insbefondere find nachzuleſen die Auffäge in 
den preuß. Jahrbuchern Bd. XXII. und XXI. 

a täpfel, Ginfeltßbefrebungen. IT. 7 



98 Die Schlacht bei Königgräg. 

glücklichen Zufall der Gefangenſchaft. Durch all das ließ er ſich aber 
fo wenig außer Faffung bringen, daß er, den Büchſenkugeln ber ftey- 

riſchen Jäger ausgefegt, unerfchroden an den Meihen feiner Truppen 

entlang ritt und ihnen zurief: „Haltet aus Leute, der Kronprinz kommt.“ 
„Keine Noth, Excellenz“, antworteten fie; „wir ftehen ober fterben.” 

Endlich kam aud der Kronprinz; nachdem der linke Flügel der erften 
Armee vier Stunden lang die Schladhtlinie gegen 3 Brigaden Oefter- 
reicher gehalten hatte, erſchienen, zwifchen zwölf und ein Uhr, die erften 
Spigen der tronprinzlichen Armee. Auch im Centrum war ein heißer 
Kampf gervefen und bie Lage mehrmals fehr bebenklich geworden. Um 1 
Uhr fah ſich Prinz Friederih Karl genöthigt, feine Meferven Heranzu- 

ziehen, und aud) ihnen drohte die Gefahr, durchbrochen zu werben. Doch 
drängten fie trog alfer Rückſchläge immer wieber aufs neue vorwärts. 
Um 2 Uhr kam die freubige Kunde, auf dem linken Flügel feien die 
Truppen de Kronprinzen bereit3 in den Kampf eingetreten. Jetzt trat 
auf einmal eine günftigere Wendung ein. Ein Hauptmoment des be- 
ginnenden Siege8 war die von einem Theil der Tronprinzlichen Armee 

vollbrachte Eroberung des verſchanzten, auf der Höhe gelegenen Dorfes 

Chlum. Die erfte Gardebivifion unter General Hiller leiftete Unglaub- 
liches. Unter mörberifchem Geſchützfeuer der Defterreicher drang fie vor- 
wärts, eroberte die Dörfer Chlum und Mosberig, wodurch die ganze 

öfterreichifhe Schlachtordnung ihren Halt verlor. Benedek machte nun 
die größten Anftrengungen, die verlorenen Punkte wieder zu gewinnen, 

und e3 gelang ihm auch wirffih, die Divifion Hiller von Rosberitz zu 
verbrängen; aber im Moment ber höchſten Noth erſchienen auf ber 

Höhe von Ehlum vier Batterien der Gardeartillerie, au von anderen 
Seiten kamen Verftärtungen, Rosberitz wurde wieder erobert und ber 
ftärkte Punkt der öſterreichiſchen Schlachtordnung, die Höhe von Lipa, 
von deren Geſchützen die preußiſche Linie Stunden fang mit verheeren- 

der Wirkung bejchoffen war, wurde von ber zweiten Garbebivifion um 
4'/, Uhr erftürmt, und damit war die Schlacht gewonnen. 

Benebel gab dem Corps von Gablenz und Erzherzog Ernſt, die 
das Centrum mit größter Tapferkeit vertheibigt hatten, den Befehl zum 
Rückzug, die preußiſche Linie drängte vorwärts, die Gefüge und Zünd- 
nabelgewehre richteten von den Höhen von Chlum aus große Verhee⸗ 
rungen in den Reihen der Defterreiher an; die Ordnung löfte fih auf 
und es fam theilweife zur vollſtändigen Flucht. Um 7 Uhr war bie 
Schlacht beendet. Der Sieg beruhte darauf, daß der fühne Plan des 
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Zuſammenwirkens der erften und zweiten Armee gelungen, und der Kron- 

prinz, der weiten Entfernung und der Hinderniffe, welche Regen und 

Nebel bereitet hatten, unerachtet, doch rechtzeitig auf dem Kampfplatz 
erfhienen war. Die Entſcheidung hing an einem Haar, wäre die Armee 

des Kronprinzen nur um eine halbe Stunde fpäter eingetroffen, fo wäre 
es zu fpät gewefen und die Preußen hätten weichen müffen. Von Seiten 

Benedels war die Niederlage zum Theil dadurch verfchufdet, daß er feft 
darauf gerechnet, der Kronprinz könne ihm nicht gefährlich werben, und 

verfäumt Hatte, Vorkehrungen gegen einen Angriff von diefer Seite zu 
treffen. Gegen 8 Uhr trafen der Kronprinz und fein Vater auf dem 
Schlachtfelde zufammen; das erfte Wiederjehen feit ber Trennung in 

Berlin! Mit tiefer Bewegung begrüßten fie einander und der König 

überreichte feinem Sohne den Orden pour le merite, das höchſte Ehren- 
zeichen, welches Preußen für ausgezeichnete Verdienſte verleiht. 

Die Opfer, welche der Sieg auf preußifcher Seite forderte, werden 

auf 1840 Todte und 6688 Verwundete berechnet, worunter 359 Offt- 
ziere. Unter diefen wurde befonder8 ber tapfere General Hilfer von 
Gärtringen beflagt, der noch, ehe feine Brigade fich wieder gefammelt 
hatte, von einer Granate tödtlich getroffen, nad) einigen Stunden farb. 
Der BVerluft der Defterreicher wird in runder Zahl zu 4600 Tobten, 
14,000 Berwunbeten und 24,000 Bermißten angegeben, worunter 

19,000 Gefangene waren. Außerdem fielen 160 öſterreichiſche Geſchiltze 
und 11 Fahnen in die Hände ber Sieger. Auch wurde viel Kriegs— 
material: Gewehre, Munition und Proviant erbeutet. Die Sachen 
Hatten ebenfalls große Verluſte, die Zahl ihrer Todten und Verwun— 
deten betrug über 1500. In einem Tangen blutigen Kampf um die 
Dörfer Prim und Problus hatten fie große Tapferkeit und Ausdauer 

bewieſen, aber endlich den Preußen meichen müſſen. Es bedurfte von 

Seiten der Preußen großer Anftvengung, um die treffliche ſächſiſche 
Artillerie zum Schweigen zu bringen. 

Im Zuftand völliger Auflöfung zog fich die öſterreichiſche Armee 

vom Kriegsſchauplatz zurüd. Viele Megimenter waren auf ein Drittheil 

ober Viertheil ihres urſprünglichen Beſtandes heruntergebracht. Leute 

von verfchiedenen Truppentheilen votteten ſich in ungeorbnete Haufen 
zufammen, um in ihre Heimat zurüdzufehren. Weggemorfene Waffen 

und Beffeidingsftüce bededten die Straßen und gaben Zengniß von der 

Muthlofigkeit und Verzweiflung der Soldaten. In Wien verurfachte 
die Kumde von der verlorenen Schlacht die größte Beſtirzung. Man 

7” 
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hatte fo fiher darauf gerechnet, Benedek werde die in den böhmifchen 
Keffel gelocdte preußifcde Armee wie in einem Mörfer zerftogen. Noch 

um 2'/, Uhr fandte der Commandant von Joſefſladt eine telegraphiſche 

Siegeskunde nach Wien. Zeitungsberichte, die in der Nacht vom 3. 

auf den 4. Juli gedrudt wurden, meldeten, daß die Schlacht nad 

12ftündigem Ningen unentſchieden geblieben fei und am folgenden Tage 
wieder aufgenommen werbe. Die oftbeutiche Poft vom 4. Juli berid- 

tete, daß es bis gegen Mittag günftig geftanden habe, daß aber jetzt 
die Vereinigung der beiden preufifchen Armeen erfolgt ſei und man ſich 
auf eine große Trauerbotfchaft gefaßt machen müſſe. Eine Nachſchrift 

meldete, daß die Armee gegen Königgräg zurüdgebrängt fei. Am fol- 
genden Tage geftanden die öſterreichiſchen Blätter, daß die Norbarmee 
enorme Verlufte erlitten Habe, daß fie in einem Verfall fich befinde, wie 
man ihn in der öfterreihifchen Kriegsgeſchichte noch. nicht erlebt, ja fie 
ftellten die Niederlage noch fehlimmer dar, als fie in Wirklichkeit war, 
indem fie geradezu behaupteten: „Unfere Norbarmee eriftirt nicht mehr." 
Der Uerger über die Niederlage entlub fich, wie es bei gefchlagenen 
Heeren zu geſchehen pflegt, in Anflagen gegen die Führer, bie, wenn 

auch freifich wicht ganz unfhuldig an den Mißerfolgen, doch nur als 
Glieder eines verkehrten Syſtems an den gemeinfanıen Fehlern theil- 
nahmen. Clam Gallas, Hennikftein und Krismanic wurden verhaftet, 

und Benedelk fah fi genöthigt, den Oberbefehl niederzulegen. Clam 
Gallas gelang es, in einer eigenen Vertheidigungsſchrift die gegen ihn 
erhobenen Anflagen als unbegründet nachzuweiſen und theilweife auf den 
Oberbefehl abzuladen. Er erlangte Genugthuung und blieb in Amt und 

Würden. Benedek und feine Generalftabgoffiziere wurden vor eine Un- 
terſuchungscommiſſion geftelft, melde fand, daß die gemachten Fehler in 
ireiger Auffaffung der Verhältniffe und in einem minderen Grad ber 

Dispofitionsfähigfeit, nicht aber in fträflicher Vernachläſſigung der 
Dienftpflihten oder in Mangel an redlichem Wollen ihren Grund ha- 
ben. Es wurde daher fein Strafurtheil ausgeſprochen, aber ihre Pen- 
fionirung verfügt (1. Dec.). 

Außerhalb Oeſterreichs, befonders in Süddeutſchland, Hatte bie 

Schlacht bei Königgräg eine durchſchlagende Wirkung. Die Hoffnungen 
auf Oefterreih waren vernichtet, die Sympathieen für daſſelbe gelähmt. 
Dean geftand fich jest mit Beſchämung, daß man Oeſterreichs Macht 
überfhägt Hatte, und zu ber Enttäufchung geſellte ſich der Aerger 
barüber, daß man ſich durch den öſterreichiſchen Schwindel habe düpiren 
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Taffen. Auch wagten jetzt die flillen freunde Preußens, die durch den 
Terrorismus des Preußenhaifes eingeſchüchtert geweſen waren, ihres 
Herzens Meinung auszufprechen, und man tonnte hin und wieder in 

füdbentfchen Blättern auch ein vernünftiges Wort leſen. Ein deutliches 
Zeichen der veränderten Stimmung war, daß jet die Augsburger Allg. 
Zeitung, die ſich bisher ftreng öfterreichiich gehalten hatte, auch andere 
Stimmen zum Wort fommen ließ. 

Die öfterreichifcde Armee war durch den Tag von Königgrätz kei—⸗ 
neswegs vernichtet; bie Sieger, voll freudigen Danks für das gewon— 

nene Ergebuiß, wollten in edler Genügſamkeit den fliehenden Feind nicht 
weiter mit Tod und Verberben überfehütten, und aud die eigenen 
Truppen ſchonen, welche durch die Eilmärſche und Kämpfe viel gelitten 
hatten. Sie trafen daher feine Anftalten zur Verfolgung und ließen dein 
Feind Zeit zur Sammlung und Erholung. Wäre die öſterreichiſche Armee 
am erften und zweiten Tage nad) der Niederlage verfolgt worden, dann 
wäre die weitere Wiberftandsfähigfeit Oeſterreichs vollftändig gebrochen 
gewefen, es Hätte von feiner zweiten Schlacht vor den Thoren Wiens 

die Rede fein können, die Preußen wären in Wien eingerüct und hät- 
- ten, ungehindert durch die Einmiſchung Napoleons, den Frieden dictirt, 

die Bedingungen der Mainlinie und des deutſchen Sübbundes wären 
meggefalfen.*) Doc; wollen wir AngefihtS der großen Erfolge, durch 
welche im Jahr 1870 das Wert von 1866 vervollſtändigt worden ift, 
über jene Unterlaffung nicht Magen. Wer weiß, ob es file Deutjchland 
nicht beffer gewefen ift, daß feine Einigung durch weitere Kämpfe ver- 
mitteft werden mußte. 

Die Hauptmaffe der öſterreichiſchen Armee wurde möglichſt ſchnell 
nad Olmüg dirigirt, wo fie am 10.—12. Juli ein feftes Lager bezog. 
Das Corps Gablenz, deſſen Jufanterie am wenigften gelitten hatte, 
wurde per Eifenbahn nach Florisdorf bei Wien gebracht, um die hier 
zur Dedung des Donauübergangs und der Hauptftabt angelegten Ver— 
ſchanzungen zu befegen. Dorthin wurde von Olmütz aus auch das 
dritte Armeecorps und der größte Theil der Sachſen geſchickt, fo daß 
nur 5 Infanteriecorps und eine Neiterbivifion bei Ofmüg vereinigt 
blieben. 

*) Die Unterlaffung des Berfolgens wird vom mehreren Geſchichtſchreibern bes 

Krieges ſcharf getadelt, und nachgewieſen, daß Heerestheile vorhanden waren, bie, 
von übermäßigen Anftrengungen verſchont geblieben, wohl die Verfolgung hätten aus- 
führen können. ©. Blankenburg, der deutſche Krieg von 1866. ©. 316 u. ff. 
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Die preußifhe Armee ſetzte fih, nachdem fie einen Raſttag ge- 

macht, ſüdwärts gegen die Elbe in Bewegung, und ließ nur das ſechste 
Corps zur Beobachtung der Feftungen Joſefſtadt und Königgräg zurüd. 

Da man über die ferneren Abfichten Benedels im Unklaren war und 

nicht wußte, ob er feine Armee bei Olmütz concentriren oder direlt auf 
Wien zurüdgehen wolle, fo konnte man noch feine feften Plane für die 
weiteren Operationen machen. Ein glücklicher Zufall brachte die er- 
wünfchte Belehrung; zwiſchen böhmiſch und mähriſch Trübau hob eine 
Eavalleriebivifion eine öſterreichiſche Feldpoſt mit ben Befehlen und 
Marſchanweiſungen Benedels auf, umd man wußte nım genau, mas 

die Oefterreiher im Sinne Hatten. Es wurde befchlofjen, daß die Armee 
des Kronprinzen der feindlichen Armee nad Olmütz folgen, die des 

Prinzen Friederih Karl fowie die Elbarmee direct nad Wien dirigirt 

werben ſollte. 



Bwanzigftes Kapitel. 

Die Friedensnerhandlungen in Rilkolsburg. 

Nach dem glänzenden Siege bei Königgräg fehien die preußiſche 
Armee nur ihren Marſch nah Wien fortfegen zu dürfen, um den Krieg 
zu beendigen. Aber jegt trugen die Verhandlungen, welche vor dem 
Ausbruch des Krieges zwifchen Wien und Paris gepflogen worden wa— 

zen, ihre Früchte. Oeſterreich rief die Intervention Napoleons an und 
diefer griff mit Freuden zu. Am 5. Juli berichtete der franzöfifche 

Moniteur: „Eine wichtige Thatjache hat ſich fo eben zugetragen. Nach 
Wahrung der Ehre feiner Waffen in Italien hat der Kaifer von De- 
ſterreich, eingehend auf den Gedanken, welden Kaifer Napoleon in fei- 

nem Schreiben vom 11. Jimi an Herrn Droupn*) ausgebrüdt, Vene— 
tien an den Kaiſer der Franzoſen abgetreten und beffen Vermittlung 
zwiſchen ben Eriegführenden Mächten zur Herbeiführung des Friedens 

angenommen. Raifer Napoleon beeilte ſich dieſem Anfinnen zu entſpre— 

Gen und wandte ſich fofort an die Könige von Preußen und Stalien, 
um einen Waffenftiliftand herbeizuführen.“ Die Kunde von dem üfter- 

reichiſchen Sieg bei Cuſtozza, welche gleichzeitig mit den erften Nach— 
richten von den Unfällen in Böhmen nad Wien gelangt war, hatte 
dort den, Entſchluß zur Neife gebracht, durch Verfhenkung Venetiens 
die guten Dienfte Napoleons zu erfaufen und zugleich dem Kriog in 
Italien ein Ende zu machen. In Paris jubelte mar, ald ob man ben 
größten Sieg erfochten hätte, beflaggte und illuminirte bie Straßen. 
Denn daß der Kaifer der Franzofen in dem Entſcheidungskampf zwiſchen 

*) &s hieß darin: „Wir Hätten gewünſcht, daß Deſterreich gegen eine angemej- 
fene Eutſchädigung Venetien an Italien abtreten könnte.” 
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den beiden deutſchen Großmächten zum Schiedsrichter angerufen wurde, 

ſchmeichelte der Eitelfeit der Franzoſen gewaltig, und fie gaben ſich den 
weitgehendften Hoffnungen auf den Gewinn Hin, den Frankreich aus 
diefer Lage ‚ziehen werde. Die Hoffnungen fteigerten fi um fo höher, 

al3 man noch feine rechte Vorftellung von der Größe der öſterreichi- 
ſchen Niederlage Hatte. In Wien aber hatte man nicht das Bemußt- 
fein, wie ſchmählich es fei, den Feind von 1859 als Schutzherrn an 
zurufen, uud fein Gefühl davon, mie unpatriotiſch eine Großmacht 
handle, die fo großes Gewicht darauf legte, eine beutjche Macht fein 

zu wollen, indem fie den Exbfeind Deutſchlands, der längſt nad) Ero— 
berung des linfen Aheinufers trachtete, zur Einmifchung in die deutſchen 
Angelegenheiten aufforberte. 

Für Preußen und Deutſchland war der Schachzug, den Dejterreich 

gethan hatte, ein ärgerficher Zwifchenfall. Lehnte der König die Ver 
mittlung Napoleons ab, fo befam er ihn zum erbitterten Feind und 

ein Krieg mit Frankreich war faft unvermeidlih. Nahm aber Preußen 

die Vermittlung an, fo konnte es um die Früchte der Schlacht bei Kö— 
niggräg gebracht und durch ben vorgeſchlagenen Waffenftiltftand an der 
Fortfegung der kriegeriſchen Operationen gehindert werben. Bismarck 

verfuchte einen Mittelweg, er nahm die Vermittlung im Princip an, 
hielt aber mit der Vorlage feiner Bebingungen zurüd, um bie Ver— 

handlungen hinauszuſchieben. Dazu gab auch die vorher erforderliche 
Verftändigung mit dem König von Italien einen Vorwand. Diefer ver- 

hielt ſich ganz correct; er erflärte auf die Nachricht von dem Entſchluß 
Defterreih® und von Napoleons Vermittlung durch eine Depefche des 
Minifters Visconti Venoſta: er müffe vor Allem die Geſinnungen feines 
Berbündeten, des Königs von Preußen, Tennen lernen und könne in Be- 

treff eines Waffenſtillſtandes einer geboppelten Pflicht nicht untren wer- 

den: gegen Preußen, welches dag Recht habe zu verlangen, daß Sta» 
lien feine militärifhen Operationen fortfege, bis Preußen feine An— 
nahme der angebotenen Vermittlung angezeigt habe, und gegen die De» 

fterreich unterworfenen, in der abminiftrativen Begrenzung Venetiens nicht 

einbegriffenen italieniſchen Bevölferungen, deren Befreiung Gegenftand 
aller Anftrengungen des Florentiner Cabinets fein müſſe. 

Napoleon fuchte die Verhandlungen und den Abfchluß eines Waffen- 
ſtillſtandes möglichſt zu befchleunigen, er wies feinen Gefandten in Berlin, 
den Grafen Benedetti an, fich in das Hauptquartier des Königs Wil- 

helm zu begeben. Sein Gefandter in Wien, Herzog Gramont, tele 
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graphirte am 9. und 10. Juli nach Paris, das Vermittlungswerk habe 
die bdringendfte Eile, denn die Preußen könnten in wenigen Tagen in 

Wien fein. Indeſſen war in Paris die Antwort von Bismarck einge: 
teoffen, daß er im Prinzip annehme, aber auf Unterhandlungen über 
einen Waffenftillftand ſich erft einlaffen könne, wenn feine Bedingungen 
angenommen feien. Diefe ſprach er in einer Depefche an feinen Geſand⸗ 
ten, ben Grafen von ber Golz, aus. Es war zunächft nur ein Haupt 
punft, aber ein fehr ſchwer wiegenber principielfer: der Austritt Des 
fterreihs aus dem beutfhen Bunde. Dieß war fowohl vom 

preußiſchen als vom deutſchen Standpunkt aus eine ſehr bereditigte For⸗ 
derung. Bismard Hatte durch feine Erfahrungen feit feinem Eintritt in 
das auswärtige Amt immer Marer erfannt, daß die Trennung Defter- 
reis von Deutſchland eine politiſche Nothwendigkeit fei. Alle Verſuche, 
ſich mit Oeſterreich zu verftändigen, hatten zu nicht? geführt und konn⸗ 
ten bei der verfchiebenartigen Zuſammenſetzung der öfterreichifchen Monar- 
hie zu feinem für Deutfchland befriedigenden Ergebniß führen. Das 
Ausſcheiden Oeſterreichs aus dem deutſchen Bunde war das einzige 
Mittel, Preußen aus feiner fhiefen Lage zu retten und eine gefunbe, 
febensfähige Uingeftaltung der deutſchen Verfaſſung zu ermöglichen. Die 
Erflärungen Bismards an ben preußifchen Gefandten in Paris wurden 

beftäfigt durch ein eigenhändiges Schreiben des Königs Wilhelm, das 
Prinz Neuß am 10. Juli überreichte. Aber die Anfprüche Preußens 

fanden zuerft bedeutenden Wiberftand; Napoleon glaubte, die Auflöfung 
des deutſchen Bundes und die Verdrängung Oeſterreichs aus Deutfch- 
land nicht zugeben zu dürfen. In einer Conferenz, welche am 10. Juli 
in ben Zuilerien unter Vorſitz Napoleons ftattfand,*) an welder der 
öſterreichiſche und preußifche Gefandte und der Minifter Drouyn de L'huys 

theilnahmen, erklärte Prinz Neuß aufs beftimmtefte, die preußifche Re— 
gierung verlange, daß Defterreih von Dentjchland ausgeſchloſſen, daß 
Die ganze deutſche Land» und Seemacht unter preußiſchen Oberbefehl 
geftellt werde, daß bie diplomatiſche Vertretung Deutſchlands in feine 
Hände komme und daß es ſich in Deutſchland in den von ihm militä- 

riſch befegten Ländern in ausgiebiger Weife abrunden dürfe. Diefe ent 
ſchiedene Sprache überzeugte Napoleon, daß er doch” auf den Haupt 

punft eingehen müffe und einem fo gewaltig vorbringenden Sieger feine 

*) Algen. Zeitung vom 14. Juli 1866 Nr. 195 Hauptblatt, und La Presse 

vom 11. in einer Mittheilung von Eucheval- Elarigny. 
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Forderung nicht verweigern dürfe. Es wurde nun in berjelben Sigung 
von Dronyn de L'huys ein Vermittlungsprogramm formulirt, in welchen 
vor Allem die Auflöfung des bigherigen deutſchen Bundes anerfannt 
und die Errichtung eines neuen zugeftanden wyrde. An diefem neuen 

ſollten aber weber Preußen noch Defterreich ſich betheiligen, jedoch mit 
demfelben al3 einer felbftändigen Macht Berträge ſchließen können. Die 

Hegemonie Preußens follte fi auf Hannover, Sachſen und die fächfi- 
fchen Herzogthümer beſchräulen. Dagegen follte Preußen Schleswig. 
Holftein, Medtenburg, Heſſen und Braunſchweig annectiren dürfen. Die 

Elbherzogthümer ſollten als Kriegskoſten-Entſchädigung gelten, welche 
Preußen als Sieger von Oeſterreich zu verlangen berechtigt ſei. Außer 
der Abtretung des Rechts auf die Herzogthümer und dem Verzicht auf 
Venetien ſollten Oeſterreich leine Gebietsabtretungen zugemuthet werden. 

Dagegen wurde von Preußen verlangt. daß es feine linksrheiniſchen Be— 
figungen abtrete, und daß dieſe Länderſtriche zur Entſchädigung der be— 
ſitzlos gewordenen Souveräne von Heffen, Medlenburg und Braun— 

ſchweig verwendet werben. Won diefen erwartete man, daß fie unter- 

thänige Bafallen Frankreichs würden. Zwiſchen Baden und Baiern follte 

ein Yänderaustaufch ftattfinden, in der Weife, daß Baden faft die ganze 
Nheinpfalz erhielte. Was Baiern dagegen bekommen follte, wird nicht 
gejagt. Die Bewohner von Landau ſollten zwiſchen Frankreich und 

Baden, die des Saarthales zwifchen Frankreich und den neuen rheini- 
fhen’Souveränen wählen dürfen. Diefes Programm, welches darauf 
berechnet war, einen großen Theil Deutjchlands unter franzöſiſches Pro— 

tectorat zu bringen, wurde weder von den Bertretern Preußens, mod 

von benen Defterreih® angenommen. Am folgenden Tag wurde ein 
Minifterrath gehalten und dabei auch die Frage beſprochen, mas zu 
thun wäre, wenn Preußen auf die von Frankreich vorgelegten Bermitt- 
Tungsvorfchläge nicht eingehen würde, ob dann nicht eine active Unter- 

ftügung Defterreich8 einzutreten hätte. Drouyn de Lhuys ſprach dafür, 
Rouher dagegen. Napoleon trat auf Seite des Letzteren und erklärte, 
fih auf bons offices gegenüber von den friegführenden Mächten be- 
ſchränken zu wollen; er wollte nicht einmal von einer militärijchen De— 
monftration etwas wiffen, da diefe wider Willen zum Krieg führen 

könnte. Er entſchloß fi, die definitive Ausfchliegung Oeſterreichs aus 

Deutfehland zuzugeftehen, verlangte aber, daß Preußen auf die Beizie- 
Hung der ſüdlich des Mains gelegenen deutſchen Staaten in ben neuen, 
unter Preußens Führung zu errichtenden Bund verzichte. Es wurde 
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nun folgender, in die fpäteren Nikolsburger Präfiminarien fast wörtlich 
aufgenommener Vorſchlag gemacht: „Oeſterreich erfennt die Auflöfung 
des alten deutſchen Bundes an und wird ſich einer neuen Geftaltung 

Deutſchlands, an der es feinen Theil nimmt, nicht widerfegen. Preußen 

wird eine Union Norddeutſchlands errichten, welche alle Staaten nördlich 
von der Mainlinie in fid) begreifen wird. Preußen wird mit dem Ober- 
befehl über die Militärmacht diefer Staaten betraut. Die ſüdlich des 
Mains gelegenen Staaten werden unter ſich eine ſüddeutſche Union grün- 
den, die fich einer internationalen unabhängigen Eriftenz erfreuen foll. 
Die nationalen Bande, welche zwiſchen der Union des Nordens und der 
des Südens aufrecht zu erhalten find, werben durch gemeinfame Ver— 
ſtãndigung geregelt. Die Eibherzogthümer werden mit Preußen verei- 

nigt, vorbehaltlich der nördlichſten Diftricte, deren Bevöfterung fid in 

freier Abftimmung über den Wiederanſchluß an Deutjchland ausfprechen 
ſoll. Defterreih und feine Verbündeten werden Preußen einen Theil 
der Kriegsfoften erjegen." 

Bon Seiten der öfterreichifchen und mittelftaatlichen Diplomatie 
wurden große Anftvengungen gemacht, um Napoleon zu beſtimmen, nicht 

auf die prenßifchen Anfprüche einzugehen. Der ſächſiſche Minifter Beuft 
fand fi auch ein, um am diefer Agitation gegen Preußen theilzunehmen, 

er traf jedoch erft am 12. Juli ein, nachdem jene Programm entwor⸗ 

fen war. 

In Wien hegte man von der franzöſiſchen Vermittlung große Er- 
wartungen, unb Hoffte namentlich bie Erhaltung der beutfchen Macht⸗ 
ftellung; man rechnete mit Buverficht auf eine militärifche Unterftügung. 
Die Zeitungen verfünbigten aufs beftimmtefte, Frankreich werde Oefter- 
reich zu Hilfe kommen und feine Truppen marſchiren laffen Am 7. 

Juli erließ der Raifer ein Manifeft an die Ungarn, worin er an ihre 
Opferwilligkeit zur Erlangung eines günftigen Friedens appellirte. „IH 
bin“, fagte der Kalfer, „des ftarken Glaubens, daß die lampftüchtigen 

Söhne Ungarns, vom Gefühl angeſtammter Treue geleitet, freiwillig 
unter meine Fahne eilen werden zum Schuß des bebrohten Baterlandes." 
In einem anderen Manifeft vom 10. Juli „an feine Völler“ fagt er: 

„Ich bin zum Frieden unter ehrenvollen Bedingungen bereit, — 

allein nie werde id) in den Abſchluß eines Friedens willigen, durch 
welchen die Grundbedingungen der Machtftellung meines Reiches er- 
ſchüttert werden. In diefem Fall bin ich zum Kampf aufs Aeußerſte 
entfchloffen.“" Die Stimmung in Wien, am Hof und unter dem Volfe 
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war in der That fo, daß man lieber eine Provinz abgetreten und Mil- 
liarden Hingegeben, als auf das Präſidium des deutſchen Bundes ver- 
zichtet hätte. Oeſterreich zögerte denn auch auf die Nachricht von den 
Forderungen Preußens mit einer Antwort, in der Hoffnung, ſich durch 

Napoleons Unterftügung und durch einige Friegeriiche Erfolge des ange 

fonnenen Zugeftändniffes überhoben zu fehen. Der Herzog v. Gramont 

telegraphirte am 13. Juli von Wien, der Kaifer wolle, ehe er Ant 
wort auf die preußifchen Vorfchläge gebe, vorher die anderen Bedin— 

gungen Preußens fennen fernen; wenn nachträglich auch noch Abtretun- 
gen von Gebiet gefordert werden follten, wolle er es lieber auf die 
Entſcheidung durch die Waffen ankommen laſſen, und wenn es fein 

müffe, in Ehren fallen, als feine Rettung um folden Preis erfaufen. 
AS Antwort auf diefe Aeußerung fandte Napoleon das am 11. 

Juli aufgeftelfte Friedensprogramm und befirmortete e8 angelegentlich 
zur Annahme. Drouyn fügte bei, der Kaiſer glaube, eine Fortfegung 

des Kampfes würde der vollftändige Untergang Oeſterreichs fein. Napo- 
leon war um fo weniger geneigt, weiter für Oefterreich zu gehen, als 
er zu dem ganzen Vermittlungsgefchäft fih nicht aus Freundſchaft für 

das Haus Habsburg herbeigelaffen Hatte, fondern um die Intereſſen 
Frankreichs zu vertreten, namentlich ein Stüd von dem linken Rhein— 

ufer herauszuſchlagen. Er wollte daher auch Preußen gute Dienfte lei⸗ 
ften, um nachher deffen Dank in Anſpruch nehmen zu können. So kam 
«3, daß er fich ernftlich dafür verwendete, Defterreih zum Austritt aus 
dem deutſchen Bunde zu vermögen. Am 13. Juli überbrachte ein fran- " 

zöfifcher Botſchaftsſecretär von Seiten Preußens den Vorſchlag zu einer 

Waffenruhe von drei Tagen, wornach die beiberfeitigen Truppen ſich bis 

auf eine gemiffe Entfernung zurücziehen, die itafienifche Armee aber, die 
im Marſch nad) Wien begriffen war, ftille ftehen follte. Aber auf letz⸗ 

tere Bedingung wollte man in Wien nicht eingehen, denn gerade auf 
das Vorrüden der Sübarmee hatte man die größte Hoffnung für Er- 
langung militärifcher Vortheile gefegt. 

In Italien war der Krieg fo gut als beendigt, denn er wurde von 
Seiten La Marmora's äußert lahm betrieben. Zwar die Haltung der 
Diplomatie war ganz anftändig bundestreu, und der Minifter Bisconti 
Venoſta führte eine entfchiedene Spradie. Am 9. Juli erklärte er, den 
Vorſchlag eines Waffenftillftandes im Princip annehmen zu wollen, ver- 
langte aber von Frankreich erftens die Zuficherung, daß die Abtretung 
Venetiens fo regulirt werde, daß die Vereinigung diefer Provinz mit 
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Italien als berechtigt anerkannt werde, zweitens daß frankreich bie 
Anſprüche auf Südtirol und Iſtrien unterftüge, drittens daß die römi- 
ſche Frage von den Verhandlungen ausgefchloffen bleibe. Gegen Preu- 

fen gab die itafienif—he Regierung das bündigfte Verſprechen, feinen 
Waffenftillftand eingehen zu wollen, welcher, ſich auf die Abtretung Be- 

netiens jtügend, einem Ceparatfrieben gleichläme und Defterreich in den 
Stand fegte, das in Venetien aufgeftellte Heer gegen Preußen zu ver- 

wenden. Den italieniſchen Gefandten im preußiſchen Hauptquartier beauf- 

tragte Venofta, mitzutheifen, daß der König ſich gemweigert habe, das 

Borrüden feiner Truppen während der Verhandlungen zu fuspendiren, 
die Truppen feien jenſeits des Po concentrirt und der Krieg werde mit 
der größten Lebhaftigfeit weiter geführt werden. Leider entfprad die 

That diefen ſchönen diplomatifchen Verfiherungen nicht. Die italienifchen 
Truppen verharrten in Unthätigkeit. Nach der Schlacht bei Königgrätz 

hatten fie fich foweit erholt und ergänzt, daß fie wohl die Action Hätten 
wieber aufnehmen können; fie wären im Stande gewejen, den Abzug 
der öfterreichifchen Südarmee nad) Deutfchland zu verhindern, und hät- 
ten Mannſchaft übrig gehabt, um ein Corps nad Wien vorrüden zu 

laffen, ober wenn es auch nicht gelungen wäre, die Defterreicher feftzu- 
halten, hätten fie ihnen ein Heer nachfenden können. Jetzt wäre es Zeit 

gewefen, den Uſedom'ſchen Kriegsplan in Ausführung zu bringen und 
den gegen Wien heranrüdenden preußiichen Truppen die Hand zu bieten. 
Dadurch wäre eine Lage gefchaffen worden, in welder die Einmiſchungs⸗ 
verfuche Napoleons hätten abgetviefen werben Können. Aber gerade aus 

Rüchſicht auf Napoleon und die Franzofen, wohl mehr als aus Nadı- 
läffigfeit, unterfießen die Italiener meitere KriegSoperationen. Sie ver- 
brachten die Zeit mit unnüger Bewachung des italienifchen Feftungsviered3. 

Die Flotte unter Admiral Perfano verſuchte wenigſtens einen Angriff 
auf bie öſterreichiſche, aber er fiel unglüdlich aus; fie drang am 19. 
Juli in den Hafen von Liffa ein, aber vermochte nicht eine Landung 
zu bewerfftelligen, und wurde am 20. Juli von der öſterreichiſchen 
Flotte unter Admiral Tegethoff voliftändig geſchlagen. Nach dieſer er- 
fittenen Schlappe war um fo weniger eine Thätigfeit des Landheeres zu 
erwarten. 

Die Preußen ſuchten die Friſt, welche ihnen der langſame Fort⸗ 
gang der Waffenſtillſtands⸗Verhandlungen gewährte, nad, Kräften aus— 
zunügen. Am 15. Juli ftieß bei Topitfchau in Böhmen ein Theil der 
Tronprinzlichen Armee, die Brigade Malotki, auf eine Brigade ber aus 
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Olmütz abmarſchirenden Defterreicher, warf fie aus Topitſchau bis über 

die nad Olmüg führende Ehauffee zurück, und ließ ſich felbft durch die 
überlegene öfterreichifche Artillerie nicht abhalten, immer weiter vorzu- 

dringen. Gleichzeitig wurden die Defterreicher durch eine preußiſche Ca- 
valferiebivifion auf ihrem Linfen Flügel angegriffen, wobei eine feuernde 

Batterie von drei anftiirmenden Escadronen Meiterei genommen wurde; 
18 Gefüge, 7 Munitionswagen und 168 Pferde mit 170 Artilleriſten 
fielen in ganz furzer Zeit in die Hände der Preußen. Diefes Bufam- 
mentreffen koſtete die Defterreicher 1200 Mann und 20 Geſchütze, wäh- 
end der preußifche Verluft fi nur auf 170 Mann belief. In Folge 

davon verlor Benedel vollends das Vertrauen zu feinem Heere; er ent- 

Schloß fi, durch foreirte Märſche der weiteren Verfolgung ſich zu ent- 
‚ziehen. 

Die aus Italien zurückkehrende Südarmee erfüllte die Hoffnungen, 
die man von ihr gehegt, keineswegs. Ahr Oberbefehlshaber, Erzherzog 

Albrecht, wurde am 20. Juli an Benedeks Stelle auch zum Führer 

der Nordarmee ernannt, und erließ einen Armeebefehl, in welchem er 

eine fo zuverfichtliche Sprache führte, als ob jegt auf einmal Alles ans 

ders gehen müßte. Er fagte: „Mächtiger als je zuvor fammelt ſich 
eine Armee ans kampfgeübten, an Tapferkeit und Ausdauer gleich be- 
mährten Kriegern, die mit dem Bewußtſein einerfeit8 ſchon errungenen 
Sieges und anbererfeit3 mit dem Verlangen, ein unverbientes Mißge⸗ 

ſchick zu rächen, ſich nad) der Gelegenheit fehnen, dem Uebermuth des 
Feindes ein Ende zu machen." Dieſe Gelegenheit kam jedoch nie, und 

in Wirklichkeit hat die Südarmee zwar bie Zahl der verwendbaren 

Truppen bedeutend vermehrt und das Vorrüden ber Preußen gegen 
Wien etwas verzögert, aber doch im Ganzen die Lage des öfterreichifchen 
Heeres und die Ausſichten auf bedeutende Erfolge nicht weſentlich ver— 
beffert. 

Fünfzehn Tage nad) der Schlacht bei Königgräg fand bie preu⸗ 
Bifche Armee mit dem größten Theil ihrer Streitkräfte dicht vor dem 
Marchfelde, einen Tagmarſch von Wien, und mehrere Heerestheile lonn⸗ 
ten bei Nacht die erleuchteten Häufer Wiens fehen. Die beiden feind- 

lichen Armeen waren einander fo nahe gefommen, daß ein neuer Ent: 

ſcheidungskampf bevorzuftehen ſchien. Die öfterreihiiche Armee war mit 
Einfluß der aus Italien herbeigezogenen zwei Armeecorps nicht über 
200,000 Mann ftart, dagegen belief ſich die preußiſche, deren Abgang 
durch Landwehrdiviſionen und Erfagbatailfone volfftändig erfegt war, faft 
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fo zahlreich als beim Einmarſch nad) Böhmen, auf 246,000 Mann. 
Der erwartete Entſcheidungskampf, zu dem alle Vorbereitungen getroffen 
waren, kam jedoch nicht zur Ausführung, da Oeſterreich endlich den 
Hauptpumft der preußifchen Forderungen annehmen zu wollen erflärte, 
und num der König von Preußen am 20. Juli einwilligte, eine fünf- 
tägige Waffenruhe zu gewähren, damit Oeſterreich in diefer Zeit die übrigen 

Buntte der Friedens - Präfiminarien in ruhige Erwägung ziehen könme. 
Ehe die Waffenruhe erflärt wurde, entfpann ſich noch ein heftiges 

Gefecht. Am 21. Juli beorderte Prinz Friederich Karl den General 

Franſechy, bei Blumenau ummeit Preburg gegen ein öſterreichiſches 

Corps von 35,000 Mann unter General Thun einen Vorſtoß zu ma- 

hen, um ſich Preßburgs zu bemächtigen. Da man vermuthete, daß die 
Oeſterreicher Wien ohne Schlacht aufgeben ımd fi mit’ der gejammten 
Armee nad) Ungarn wenden wollten, um bier, auf die Feftung Komorn 
geftügt, den Krieg in die Länge zu ziehen, fo erfchlen für diefen Fall 
der Befig Preßburgs von größter Wichtigkeit, weil man von hier aus 

den Donauübergang beherrſchte und gegen den nach Ungarn fich zurüd- 
ziehenden Feind eine entfcheidende Flantenoperation machen fonnte. Am 

22. Morgens um 6 Uhr ließ General Franſechh im der Front den Au— 
griff beginnen, und als das Gefecht im beften Gange war, erſchien 

General Boſe, der verabrebeter Maßen durch einen geſchickt ausgeführten 
Eilmarſch in den Vorbergen der Karpathen die Defterreiher umgangen 
hatte, in der Ebene von Preßburg und fperrte fo die einzige Rückzugs⸗ 
firaße, welche die im Gefecht befinbfiche öſterreichiſche Brigade paffiren 
tonnte. Ein Vernichtungstampf ſchien unvermeidlich, da verfündigten 

plöglih um 12 Uhr Mittags öſterreichiſche Parlamentäre, daß eine fünf- 
tögige Waffenruhe angeordnet fei und ebem jegt begonnen habe. So 
war die geidhiet ausgeführte Operation, welche einen glänzenden Sieg 

in Ausſicht ſtellte, mitten in ber Ausführung zum Stillſtand gebracht. 
Auch auf dem weftbeutfchen Kriegsfhauplag errang die preußifche 

Mainarmee noch einige Erfolge. Das 7. und 8. Bundescorps war 
nicht im Stande, die Preußen am Vormarſch gegen Süden zu hindern, 

und wo fie den Verſuch dazu machten, wurden fie geſchlagen. So am 
10. Juli die Baiern bei Kiffingen und Hammelburg, am 14. bei Aſchaf- 
fenburg, am 13. die Heffen bei Laufach. Nach letzterem Gefecht er- 
klärte Prinz Alerander von Heſſen der Stadt Frankfurt und dem Yun- 
destag, er könne fie nicht ſchützen, ſondern müſſe an das linke Mainufer 
zurückgehen. Diefe Erflärung bewog die von dem allgemeinen Abfall 
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noch übrig gebliebenen Mitglieder des Bundestags, Frankfurt zu ver- 
laſſen und nad) Augsburg überzufiedeln, wo fie in dem berühmten Gaft- 
Hof zu den drei Mohren die Sterbeftunde des erlöſchenden Inſtituts ab- 
warteten. Es waren noch die Geſandten Oeſterreichs, Baierns, Wir- 
temibergs, Badens, der beiden Heſſen, Sachſens, Hannovers und der 

Vertreter der 16. Curie. 
Die gefürchtete Beſetzung der Stadt Frankfurt wurde am 16. Juli 

vollzogen; der General Vogel von Falckenſtein rüdte mit 25,000 Mann 
in die Stadt ein. Die dortige Garnifon wurde in die Kaferne confie 

niet, dem Senate, der gerabe zu einer Sigung verfammelt war, feine 
Auflöfung angekündigt und eröffnet, daß General Vogel v. Faldenftein 
im Namen bes Königs von Preußen die Regierungsgewalt übernommen 
habe. Zwei Senatoren, v. Bernus und Spelg, melde an der Spike 

der preußenfeindfichen Partei geftanden hatten, wurden verhaftet, meh- 
rere Zeitungen unterdrückt, und ber Stadt eine Rriegöftener von 6 
Millionen Gulden auferlegt; der Nachfolger Faldenfteins, General v. 

Manteuffel, forderte noch einmal 25 Millionen. Die in Frankfurt herr- 

ſchende politiihe Stimmung, beſonders die feindfelige Haltung der dor- 

tigen Preffe, fcheint die Sieger zu einer härteren Behandlung gereizt zu 
haben, als fie in anderen occupirten Theilen des ſüdweſtlichen Deutich- 
lands ftattfand. Das Großherzogthum Heſſen und das Herzogthum 
Nafjau, deren Landesherren bei Annäherung der preußifchen Truppen 

refignirend das Land verließen, wurden ebenfalls bejegt und unter preus 
Biiche Verwaltung genommen. 

Nach der Belegung Frankfurts wurde die Mainarmee, die jet 

unter General v. Manteuffel ftand, anſehnlich verftärkt, indem drei Land⸗ 
wehrregimenter, ein neuformirte® Jägerbataillon, 5 vierte Bataillone 
und die ganze oldenburgifch-hanfeatiiche Brigade Hinzufam, fo daß fie 
auf 60,000 Mann erwuchs. Auch erfchien ein Reſervecorps von 
21,000 Daun unter dem Oberbefehl des Großherzogs von Med- 
lenburg in Süddeutſchland und bejegte die nördlichen Theile Baierns. 

Es foheint dabei die Ahficht gemwefen zu fein, bei dem bevorftehenden 
Abſchluß des Waffenftillftandes und Friedens größere Gebietstheile als 
Pfänder für die Kriegskoften in Händen zu haben. Auch das bairiſche 
Heer und das 8. Bundesarmeecorps wurden verftärkt, jenes auf 50,000 

Mann, diefes auf 48,000, und num kam es auch zu einiger Handrei ⸗ 
hung beider Armeecorps, und wenigftens zu kühnen Planen gemeinjamer 
Operation. Bei einem am 20. Juli zu Würzburg gehaltenen Kriegsrath 



Das preußiſche Hauptquartier in Nikofeburg. 113 

wurde verabredet, durch den Odenwald nad Frankfurt zu marſchiren, 
um biefe Stadt auß den Händen der Preußen zu befreien. ber dieſer 
Plan blieb befanntlich unausgeführt, nur das wurde erreicht, daß fchließ- 

lich die Badenfer und Wirtemberger auch noch in das Gefecht famen, 
am doch nicht ganz ungefchlagen aus dem Feldzug nach Haufe zurüd- 
zulehren. Am 23. und 24. Juli hatten die Badenſer bei Hundheim 
und Werbach Gefechte, in welchen fie empfindliche Verluſte erlitten, und 
am 24. ließen fi die Wirtemberger in dem Städtchen Tauberbiichofs- 

heim, das fie beſetzt Bielten, um den Preußen den Uebergang über die 
Tauber zu mehren, überfallen und mußten, nachdem etwa 500 Mann 
getöbtet und verwundet waren, weihen. Am 25. und 26. nöthigte der 
Berfuh, die Tauberlinie zu behaupten, noch zu einigen weiteren Ge— 
fechten Hei Gerchsheim, Helmftabt und Roßbrunn, wobei die Baiern Ge— 

Tegenbeit hatten, ihre militärifche Ehre zu behaupten, aber auch ziemlich, 
große Verluſte erlitten. 

Das preußifche Hauptquartier, das vom 13. bis zum 18. Juli 
in Brünn ‚gewefen war, wurde am 19. nach Nifolsburg verlegt. Es 
war dieß ein Marftfleden an der Grenze von Mähren gegen Nieder- 
öfterreih, mit einem großartigen Schloffe, das, einft ein Beſitzthum Wal- 
Tenfteins, jegt dem dermaligen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 

Grafen Mensborff, gehörte, welcher es durch Heirath von ber fürftlich 
Dieterichfteinifchen Familie bekommen Hatte. Dort follten die Friedens- 
unterhandlungen geführt werden. Kaum war der König von Preußen 
dort angelangt, fo erfchien auch der franzöſiſche Gefandte Benebetti, der 
raſtlos von Berlin nah Brünn, von dort nad Wien, und von Wien 
nad) Nitolsburg gereist war. In Wien gelang es ihm, durch feinen 
Zuſpruch die Abneigung gegen die preußifchen Bedingungen zu liber- 

winden, und ba der telegraphifche Verkehr durch Beſchädigung der Drähte 
geftört war, fo begab er ſich felbft nad) Nikolsburg, um die Nachricht 
von der Annahme der preußiſchen Forderungen zu überbringen. Es war 

ihm überhaupt ſehr daran gelegen, bei den Verhandlungen zwiſchen 
Freußen und Oefterreich zugegen zu fein, um biefelben überwachen und 

gelegentlich, ein Wort zu Gunften Frankreichs anbringen zu können. We- 

niger war es dem Grafen Bismard darum zu thun, in Gegenwart bes 
franzöfifcgen Gefanbten mit Oeſterreich zu verhandeln. Der öſterreichiſche 

Minifter Giskra Hat in biefer Beziehung einen merlwürdigen Beitrag 

zur Vorgeſchichte der Nikolsburger Verhandlungen gegeben. - Als in der 

oͤſterreichiſchen Delegirtenverſammlung am 31. Januar 1871 der De 

Klüpfel, Einheitöbeftrebungen. IL. 8 
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putirte Maczlo, ein einftiger Agent Napoleons, behauptete, Frankreich 
habe im Jahre 1866 die öſterreichiſche Monarchie gerettet, erzählte 
Giskra zur Wiberlegung folgende Gejchichte.*) 

Während der Antvefenheit des preußiſchen Hauptquartier in Brünn 
fei er als damaliger Bürgermeifter biefer Stabt zu Bismard beichieden 
worden, ber ihm den Wunfch nahe gelegt habe, er möchte nach Wien 

gehen, um bort Friedensverhandlungen anzubahnen. Der preußiſche 
Minifterpräfident Habe fich bereit erflärt, alsbald Frieden zu ſchließen 
auf Grund folgender Beftimmungen: Der Länderbeftand Oeſterreichs 
bleibt mit Ausnahme Venetiens erhalten, auch wird von bemfelben feine 

Kriegsfoftenentfhädigung verlangt. Der Main bildet die Grenze der 
preußifchen Beftrebungen. Süddeutſchland wird fich felbft überlaffen und 
Defterreich ſteht e8 frei, ſich mit bemfelben in Verbindung zu fegen. 
Alles dieß wird jedoch nur unter der Bedingung zugeftanden, daß jede 
Einmiſchung oder Vermittlung Frankreichs ferne bleibt. Giskra, durch 
feine amtliche Stellung in Brünn abgehalten, felbft nah Wien zu rei- 
fen, fehlte einen Vertrauensmann, Baron v. Hering, mit jenem Auf 

trag dorthin. Diefer wurde Hohen Orts ſehr gnädig und befriedigt, 
fogar mit Enthuſiasmus über diefe unerwartete Wendung aufgenommen, 

von einer anderen Perſon aber, die officiell nicht zum auswärtigen Amt 

gehörte, aber großen Einfluß auf daſſelbe beſaß (Graf Morig Efter- 
hazy), kühl behandelt, nach faft breißigftündigen Warten mit außtweis 
chenden Redensarten abgefertigt und mit der Erffärung entlaffen, daß, 
wenn Preußen Defterreich formell einladen wolle, einen Bevollmächtigten 
zu Friedensverhandlungen zu entfenden, Defterreich geneigt fei, es zu 
thun, nicht aber auf die vorliegende mehr private Einladung, indem 
man ſich nicht der Gefahr ausfegen wolle und könne, daß ein folder 
Abgeſandter im preußifchen Hauptquartier etwa zurüdgemwiefen würde. 
Der Mann eifte nach vergeblicher Gegenvorftelfung, fo viel er konnte, 
nach Nikolsburg — fuhr dabei ein zweites Paar Pferde zu Schanden 
— kam aber erft fpäter dort an, als der franzöfiiche Bevollmächtigte 

Benebetti, und empfing num bie mißliche Antwort: „Sie find eine Stunde 
zu fpät gefommen; eine Stunde früher wilrben die Verhandlungen einen 

anderen Gang genommen haben. Wir können im Augenblid die Inter⸗ 
vention Frankreichs nicht mehr ablehnen, weil dieſelbe ſchon angenoms 

men worben if." Giskra verſicherte, er könne biefe Thatſachen als 

*) Schuftäeh Jahrgang 1871 ©. 288 fi. 
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vollfommen wahr verbirgen, und biefelben find auch von feiner Seite 
wiberfegt worben. 

Es ift nicht ganz leicht, diefe Erzählung mit ber Thatfache zufam- 
menzureimen, daß bie franzöſiſche Vermittlung ſchon angenommen war, 
ehe Giskra den Grafen Bismard in Brünn gefprodhen Haben Tonnte. 
Indeſſen läßt es fidh doch denken, daß Bismard eine weitere Betheili- 

gung des franzöfifchen Gefandten abſchneiden wollte, indem er mit De 
ſterreich raſch ins Meine zu kommen fuchte Er hielt den Hauptpunkt 
des franzoſiſchen Programms, die Mainlinie feft, und hätte daher, falls 
feine Abficht erreicht worden wäre, fich darauf berufen können, daß er 
ja nad) dem Mathe Frankreichs gehandelt Habe. Sicher ift, daß ſich die 

öfterreichifchen Bevollmächtigten erft zwei Tage darauf, am 21. Juli, 
in Nilolsburg einfanden. Es war der bisherige Gefanbte in Berlin, 
Graf Karolyi, und deffen Vorgänger, Baron v. Brenner, fowie ber 
einſtige Kriegsminifter Graf Degenfeld. Die Geſchichte der Nikolsburger 
Verhandlungen kennen wir nur fehr unvolffommen; einige Notizen im 
preußifchen Generalftabsberiht, die Erzählung eines franzöſiſchen Lite: 
taten, der nach Benedettis Mittheilungen ſchrieb, und der Bericht Be— 
nebetti’3 felbft ift Alles, was wir darüber haben.*) 

Der König von Preußen hatte auf das franzöfifche Vermittlungs- 

Programm vom 11. Juli an Napoleon fagen laſſen, dieſe Vorſchläge 

feien zwar ſchon außreichend als Bafis der Verhandlungen, aber für die 
Friedensbedingungen nicht genügend, denn außer ber Auflöfung des 
deutſchen Bundes und ber Befugniß Preußens, mit den norddeutſchen 
Staaten einen neuen Bund zu errichten, müffe Preußen auch noch einen 
Machtzuwachs durch territoriale Vergrößerung verlangen. Dieß milſſe von 
Oeſterreich zugeftanden fein, ehe Waffenftillftands- und Friedensverhand⸗ 
Lungen beginnen könnten. Bugleich erklärte der König, er wolle zunächft 
nur mit Oeſterreich verhandeln, ber Friede und Waffenftillftand mit deſ⸗ 

fen Bundesgenofjen fei eine Sache für fi), die befonbere Verhandlungen 
erheiſche. Diefe Forderungen Preußens ftießen in Wien zuerft auf Ab- 
neigung, die, wie es ſcheint, erft durch den Zuſpruch Benedetti's "und bie 
Nachricht von den ſchlechten Ausfichten auf militäriiche Erfolge über- 

wunden wurbe. Defterreih gab nad) und Benedetti war e8, ber bie 
Nachricht von dem Entichluß des öſterreichiſchen Cabinets nach Nilols- 

*) J. Vilbort, Loeurre de Mons. de Bismarck. Paris 1869. 
Benedetti, Ma mission en Prusse. Paris 1871. 

g* 



116 Die‘ Friedensverhandfungen in Nifolsburg. 

burg brachte. Seine Mittheilung wurde am folgenden Tage auch durch 
ein Telegramm des franzöfiichen Gefandten in Wien, des Herzogs von 
Gramont, beftätigt. Jetzt erflärte der König von Preußen, daß er ber 
reit jet, die Feindfeligkeiten für die nächften fünf Tage einzuftelfen, was 
Defterreih annahm. In dem in der Nachbarſchaft von Nikolsburg ge- 
legenen Eibesbrunn, wo die hohen Offiziere ihr Quartier hatten, wur⸗ 
den bie näheren Beſtimmungen der Waffenruhe feftgefegt. In Folge 
davon wurde jenes bei Blumenau begonnene Gefecht ſiſtirt. Am 22. 
Juli begannen die Vorbeſprechungen, und am 23. die eigentlichen Ber- 

handlungen zwiſchen den preußifchen und öfterreichifchen Bevollmächtigten. 
Der franzöſiſche Gefandte wurde nicht beigezogen. Der italienifche Ge- 
fandte, Graf Barral, der dem preußiſchen Hauptquartier gefolgt war, 
wurde eingeladen, erflärte aber, er könne nicht teilnehmen, da er nicht 

mit Inſtruction und Vollmacht verjehen ſei. Man verſprach, ihm fort- 
während Mittheilungen über den Stand der Verhandlungen zu machen, 
damit er feine Regierung in Kenntniß fegen könne. 

Schon am erften Tage bei der Vorbeſprechung kam Bismarck darli- 
ber ins Klare, daß die öſterreichiſchen Bevollmächtigten alle Bedingungen 

über die Tünftige Organifation Deutſchlands annehmen würden. Nun 
nahm er feinen Anftand mehr, nicht nur über den Waffenftilfftand, fon- 
dern auch über ben Frieden zu unterhandeln, erklärte aber au, daß 
fein König die territoriale Vergrößerung Preußens in Nordbeutichland 

al erſte Bedingung des Friedens aufftelle. Davon gab auch Bene- 
detti feinem Minifter durch telegraphiſche Depeſche vom 23. Juli Nach- 
richt und meldete, Bismarck zeige fih im Punkt der Gebietserweiterun⸗ 
gen fehr entichloffen und würde die Verhandlungen abbrechen, wenn er 
nicht Gewißheit erhalte, daß der Wiener Hof jenen Punkt zugeftände. 
Nebrigens habe er (Benebetti) von den Defterreichern die Zuſicherung 
erhalten, daß fie nichts dagegen einwenden und nur für die Integrität 
des Konigreichs Sachſen eintreten werden. In diefer Beziehung gab 
Benedetti ben Defterreihern die Bufage, daß Frankreich ebenfalls auf 
Erhaltung Sachſens mit Entfehiebenheit beftehen werde. 

Die preufifhen Staatsmänner, ſowohl Graf Bismard als der 
König felbft, waren gegen Sachſen beſonders erbittert und fahen in deffen 

Negierung eine Haupturfache der Verwidlung, die den Krieg herbeige- 
führt Hatte; fie Hielten ſchon deswegen die Einverleibung des ganzen 
Konigreichs für eine gerechte Strafe der ſächſiſchen Politit und für ein 
Mittel der Vorfehrung gegen künftige Zeinbfeligfeiten. Als aber ſowohl 
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Defterreich als Frankreich fo entſchieden gegen Vernichtung Sachſens Ein- 
ſprache erhoben, fo glaubten fie, nicht darauf beftehen zu dürfen. Sie, 
forderten nun Abtretung des Leipziger und Baugener Kreifes. Aber auch 

dieß erklärten Oeſterreich und Frankreich nicht zugeben zu können, und 
verſprachen, wenn Sachſen geſchout werde, gegen die Annexion Hanno» 
vers feine Einwendung machen zu wollen. Hierauf wurde am 25. Juli 
die Integrität Sachſens zugeftanden. Aber num kam Oeſterreich mit 
dem fonderbaren Anfinnen, daß Sachſen nicht zu dem norddeutſchen 

Bund gezogen werden, fondern dem fübbentfchen zugewieſen werben ſollte. 
Davon, erflärte Bismard, könne feine Rede fein. Wenn Oeſterreich 
auf dieſer Forderung beftehe, jo fei er entfchloffen, die ganze Verband» 

fung abzubrechen, und würbe, wenn fein König befehle, darauf einzu: 
gehen, fogleich feine Entlaffung nehmen. Nun ließ Defterreih die For— 
derung fallen, und der König von Preußen verftand fich dazu, das Kö— 
nigreih Sachſen in feinem bisherigen Umfang beftehen zu laffen, wenn 
e3 in den norddeutſchen Bund eintrete. Die Stellung innerhalb deffelben 

folfe durch einen befonberen Friedensvertrag geregelt werben. Erſt nadj- 
dem bie fächfifhe Frage erledigt war, wurde über die einzelnen Bedin⸗ 
gungen des Friedens zwiſchen Preußen und Oefterreidh verhandelt. Zuerſt 
flelfte Preußen die Forderung, daß zur Berichtigung der böhmifch-fchle- 
füichen Grenze ein größerer Landftrich an der Seite der Grafſchaft lag, 
nämlich Königgräg und Umgebung, die Schlachtfelder der preußiſchen 
Siege, abgetreten werben follte, und ließ bie Wahl zwiſchen diefer Ab» 
tretung ober 40 Millionen Thaler als Kriegskoftenentfhädigung. Die 
Oeſterreicher entichieden ſich für Letzteres, aber wendeten zugleich ein, 
die öſterreichiſchen Finanzen erlaubten nicht, ſich für eine folhe Summe 
verbindfih zu machen. Nun erbot ſich Bismard, 15 Milfionen nad; 

zulaſſen als Entihädigung für die von Defterreih im ſchleswig- holſtei-⸗ 
nifchen Krieg aufgewendeten Koften. Auf ven Vorſchlag des Kronprinzen 
von Preußen wurden noch weitere 5 Millionen Thaler in Abzug gebracht 
und als bezahlt angenommen durch die Verpflegung ber bis zum Frie- 

den in Böhmen und Mähren ftehen bleibenden preußiichen Truppen. 
So war die urfprünglide Summe von 40 Milfionen auf 20 herabge- 
mindert. Den Anfpruch, welchen Oefterreich anfänglich gemacht Hatte, daß 
in den Waffenftilfftand und Frieden auch die mit ihm verbündeten Ctaa- 
ten Baiern, Wirtemberg, Baden und Heflen» Darmftadt eingefchloffen 
werben follten, gab Oefterreich ohne Schwierigkeit auf, da es von biefen 
Staaten ſo ſchlecht unterftügt worden war und ihnen feine befondere 
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Rückſicht und Treue fehuldig zu fein glaubte. Etwas Anderes war es 

mit Sachen geweien, beffen Heer, wmohlgerüftet, alle Kämpfe der öfter- 
reichifchen Nordarmee in Böhmen mitgemacht hatte. Ueber die ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten wurde daher zwiſchen Oeſterreich und Preußen gar nicht 
verhandelt, denn die Bedingung der Mainlinie war ja mit von Oe— 
fterreih, fondern von Frankreich aufgeftellt worden; fie wurde daher nur 
ſtillſchweigend in die Friedenspräliminarien aufgenommen und Benebetti 

behielt fi vor, dieſe Angelegenheit mit anderen Forderungen Zrant- 
veih8 zur Sprache zu bringen. Am 26. waren alle Beſprechungen zwi- 
ſchen Bismarck und den öfterreichiichen Bevollmächtigten erledigt, und 

die Präliminarien des Friedens wurden unterzeichnet. Sie find in 9 

Artileln abgefaßt, welde in den wichtigften Punkten mit dem oben ©. 
107 abgedrudten franzöfifhen Vermittlungsprogramm wörtlich überein- 
ftimmen und lauten: 

Art. 1. Der Territorialbeftand der öſterreichiſchen Monarchie bfeibt, 
mit Ausnahme des lombardiſch- venetianiſchen Königreichs, unverändert. 

Art, 2. Der Kaifer von Oefterreich erfennt die Auflöfung des bishe- 

rigen beutf hen Bundes an und gibt feine Zuftimmung zu einer nenen 

Geftaltung Deutfchlands ohne Betheiligung des öſterreichiſchen Kaifer- 
ſtaats. Ebenſo verfpriht Se. Maj. das engere Bundesverhältuiß anzu 

erfennen, welche der König von Preußen nördlich der Linie des Mains 
begründen wird, und erklärt fi damit einverftanden, daß die ſüdlich 

von biefer Linie gelegenen beutfchen Staaten in einen, Verein zufammen- 

treten, deſſen nationafe Verbindung mit dem uorddeutſchen Bunde der 
näheren Verftändigung zwiſchen beiden vorbehalten bleibt. Art. 3. Der 
Kaifer von Defterreich überträgt auf den König von Preußen alle feine 

im Wiener Frieden ertorbenen Rechte auf die Herzogthiimer Schleswig 
und Holftein, mit der Maßgabe, daß die Bevölkerung der nörblichen 

Diftrifte von Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung den Wunſch 
zu erkennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemark 
abgetreten werden folfen. Art. 4. Der Kaifer von Oeſterreich verpflichtet 

fi, behufs Dedung eines Theiles der für Preußen ans bem Kriege 

erwachfenen Koften, an den König von Preußen die Summe von 40 

Milfionen Thaler zu bezahlen. Von diefer Summe fol jebod der Be- 
teag der Kriegsloſten, welche ber Kaiſer von Defterreih laut des Wiener 
Friedens zu fordern Kat, mit 15 Millionen Thalern, und al Aequiva- 

lent der freien Verpflegung, welche die preußiſche Armee bis zum Frie- 
densſchluß in den von ihr oecupirten öfterreichifchen Landestheilen haben 
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wird, mit 5 Millionen in Abzug gebracht werden, fo baß nur 20 Mit- 
tionen zu zahlen bleiben. Art. 5. Auf den Wunfch des Kaiſers von 

Defterreich erflärt fi der König von Preußen bereit, bei den bevorfte- 
enden Veränderungen in Deutjchland den gegenwärtigen Territorialbe- 
Rand des Königreichs Sachen in feinem bisherigen Umfange beftehen zu 
laſſen, indem er ſich dagegen vorbehäft, den Beitrag Sachſens zu den 
Kriegstoften und die künftige Stellung des Königreih® Sachſen inner- 

halb des norddeutſchen Bundes durch einen mit dem Könige von Sach— 
fen abzufchliegenden befonderen Friedensvertrag näher zu regeln. Dagegen 

verfpricht der Kaifer von Defterreih, die von dem König von Preußen 

in Norddeutſchland Herzuftellenden neuen Einrichtungen, einfchließlich ber 
Territorialveränderungen, anzuertennen. 

Die folgenden vier Artikel betreffen die Ausführung dieſer Beſtim⸗ 
mungen, ben Vorbehalt der Zuftimmung des Königs von alien, den 
Austauſch der Matificationen, den Waffenftillftand und die mit Baiern 
und den anderen Staaten abzufchließenden Waffenftiliftands - Verträge. 

Breußen. hatte in dieſen Friedensbedingungen errungen, was irgend 

unter den beftehenben Verhältniffen zu erlangen möglich war. Der größte 
Gewinn war unftreitig die bon Oeſterreich anerkannte Auflöfung des 
deutf hen Bundes und die daraus folgende Befreiung Deutfchlands aus 
den Banden Oeſterreichs. Der Dualismus der beiben Großmächte, die 
fih um die Führung Deutſchlands ftritten, war das Haupthinderniß 
gewejen, welches eine geſunde einheitliche Geftaltung unmöglich machte. 
Es war aber nicht nur die einfache Thatſache, daß aus ber Zweiheit 
feine Einheit werden Tonnte, fondern das Schlimmfte war, daß De- 
fterreich und feine Dynaftie einen pofitiv ſchädlichen Einfluß auf die Ent- 

widlung Deutfhlands ausübte. Dieß war durch die Erfahrung von 
vier Jahrhunderten conftatirt. Seit Friederich III. mit dem Befig De- 
ſterreichs die Krone des deutjchen Reiches durch ein faft zum Erbrecht 

gewordenes Herkommen vereinigte, hatte Deutfchland nur Schaden von 
diefer Verbindung. Erinnern wir uns nım einiger Wendepunfte. Im 

ſechzehnten Jahrhundert war bie deutſche Nation im Begriff, kraft der 
von Luther ausgegangenen vefigiöfen Bewegung lirchlich und politiich ſich 
nen zu geftalten, von Nom ſich loszureißen und bag mittelalterliche 
Kaiſerthum in einen deutſchen Staat zu verwandeln. Da ftand jener Spanicr 
im Wege, ber, Erbe der öſterreichiſchen Monarchie, als Karl V. zum 

römiſch⸗ deutſchen Kaifer gemählt wurde und, ohne Verftänbniß für das 

veligiöfe Leben des deutfchen Volles, das römische Papſtthum fefthalten 
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zu milffen meinte. Das Ergebniß diefer undeutfchen Politit war die 
Trennung der Nation in zwei feindlich einander gegenüber ftehende 
Hälften. Die dem Proteftantismus feindfelige Richtung blieb ber trati- 

tionelle Charakter der öfterreichifchen Politif, die uns auch ben dreißig- 
jährigen Krieg befcjeerte, welcher die deutſche Entwicklung minbeftens um 
ein Jahrhundert zurüdgeworfen hat. Wie Defterreih und den Segen 

ber Reformation verkümmert Hat, jo hat e8 uns aud um ben Gewinn 
der Befreiungsfriege im neunzehnten Jahrhundert betrogen, und bewirkt, 

daß aus benfelben weder politifche Freiheit noch nationale Einheit er- 

wachen if. Ein öfterreichifcher Kaifer und ein öfterreichifcher Minifter, 
Franz II. nnd Metternih, haben faſt ein Halbes Jahrhundert lang 

daran gearbeitet, das deutſche Nationalleben niederzuhalten. Auch die 

Bewegung des Jahres 1848 ift hauptſächlich an öſterreichiſchen Umtrie- 
ben gefcheitert. Defterreichifche Abgeordnete waren e8, melde in ber 
Frankfurter Nationafverfammlung feine durchfchlagende nationale Majo— 
rität zu Stande kommen ließen und die beſchloſſene Reichsverfaſſung 

verhinderten, lebensfähig zu werden; der öſterreichiſche Reichsverweſer 
und der Minifter Schmerling trugen einen großen Theil der Schuld 
daran, daß zwiſchen der Frankfurter Centralgewalt und der preußiſchen 

Regierung fein freundliches Verftändniß auflommen konnte, und der Ges 
genfag immer ſchroffer und unverföhnlicher wurde. Und nachdem fo 
unter Defterreih8 Mitwirkung das Werk der Nationalverfammlung ver 
pfufcht war, hat der öfterreichifche Miniſter Fürft Schwarzenberg dem 
Verſuch des Königs von Preußen, die deutfchen Fürften und Staaten 
zu einer freiwilligen Vereinigung zu bewegen, mit aller Macht entgegen» 

gearbeitet und die Demüthigung und Vernichtung Preußens zum Pro- 

gramm der öfterreichifchen Politit gemadt. Wie auch nad} feinem Tode 
dieſes Programm unter verſchiedenen Formen eingehalten morben ift, 

haben wir im erften Bande zu zeigen verfucht. 
Mufte nicht nad) ſolchen Erfahrungen in deutfchen Staatsmännern 

die Ueberzeugung entftehen, daß man loskommen müffe von dem Des 
fterreih, das ein Fluch geworden war für Deutfchland? Es ift in Re 
den und Schriften oft umd viel amseinandergefegt worden, daß das 

Warten auf Oeſterreich der Tod der deutfchen Einheit fei, daß man nur 
dann zu einer befriebigenden Verfaſſung Dentfchlands gelangen könne, 
wenn man Feine Nückficht auf Defterreich nehme, wenn Oeſterreich aus- 
fcheide aus Deutſchland. Aber vor Bigmard hat fein Staatsmann den 
Muth gefunden, auf diefes Ziel entfehieden hinzuarbeiten; feiner politi» 
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ſchen Weisheit erft gelang es, ben Krieg mit Oeſterreich in einer ſolchen 
Weife einzuleiten und durchzuführen, daß derſelbe diejes glüdliche Re— 
fultat haben Yonnte. Niemals Hätten die diplomatiſchen Fehden zu einer 

friedlichen Auseinanderfegung und zu ber Ueberzeugung geführt, daß es 
für beide Theile beffer fei, getrennt ihre Neugeftaltung zu verſuchen. 
Nur der Sieg der preufifchen Waffen vermochte dieſe Einficht zu bewir- 
ten und eine Mare Lage zu fehaffen. Leider war mit der Ausſcheidung 
Oeſterreichs noch nicht alles geebnet, denn mit der Mainfinie wurde ein 
neues Hinberniß ber Einheit aufgeworfen. Nicht Oeſterreich, fondern 
Frankreich Hatte dieſe Bedingung gemacht. Es fragt fi, ob Bismard 
echt that, dieſelbe anzunehmen, ob er fie nicht Hätte ablehnen, auf bie 
Vermittlung Frankreichs verzichten und die bisher fiegreichen Armeen 
aufs neue zum Kampf rufen follen, wie ihm bieß von manchen Seiten 
zugemuthet wurde. Fiir den Fall der Fortfegung des Krieges waren bie 
beften Ausficten, man durfte mit Zuverſicht auf den guten Ausfall 
einer zweiten Schlacht rechnen, die Preußen in den Befig Wiens geſetzt 
und ihm möglich gemacht haben würde, ſich in Süddeutſchland auszu- 
breiten und feftzufegen. Freilich wäre in Frankreich ein neuer Gegner 
erwachſen. Napoleon hatte ſich zwar fehr entfchieden gegen active Un— 
terftügung Oeſterreichs, gegen militäriſche Demonftrationen außgefpro- 
Gen. Aber eine Zurückweiſung feiner Vermittlerrolle wiirde zu fehr den 
Stolz und die Intereſſen Frankreichs verlegt haben, als daß ihm bie 
Stimmung der Nation erlaubt hätte, ruhig zu bleiben, er wäre zum 
Losſchlagen genöthigt worden. Wir fehen denn in der That auch aus dem 

Generafftabsbericht, daß im preußifchen Hauptquartier ernfte Erwägun- 
gen ſtattgefunden Haben; gewiß war die Annahme oder Ablehnung der 
Mainlinie ein Hauptgegenftand der Weberlegung. 

Diefe Mainlinie hatte Napoleon unftreitig nicht für Oeſterreich, ſon⸗ 
dern in Frankreichs Intereſſe gefordert. Daß bie fübdentfchen Staaten 
mit Oefterreich ein Bündniß würden eingehen wollen, war jehr unwahr- 

ſcheinlich; fie Hatten fo eben die Erfahrung gemacht, daß Oeſterreich tei- 
neswegs den Halt gewähre, den fie in Ihm zu finden gehofft hatten. 
Es war nicht nur nicht mit Sieg vorangegangen, fondern hatte feine 
Bundesgenoffen auch leichten Muthes dem Sieger preisgegeben. Und 
Defterreich Hatte andererſeits erfannt, daß der Beiftand der militäriſch 
fo ſchlecht organifirten ſüddeutſchen Staaten für den Kriegsfall ziemlich 
leicht wiege. Biel wichtiger war es fiir Napoleon, die ſilddeutſchen 

Staaten nicht in preußifchen Machtbereich gevathen zu laſſen. Wenn fie 
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durch Gewährung einer internationalen Exiftenz in die Luft geſtellt wa- 
ren, fo war zu erwarten, daß fie gegenüber von Preußen ihre Unab- 
hängigfeit wahrten, aber um bieß zu können, fremder Hilfe bedurften, 
und da Oeſterreich fi) als morfche Stüge gezeigt hatte, mußten fie ſich 
auf Frankreich angewieſen fehen. Und je eiferflichtiger die minder mädh- 

tigen Südſtaaten ſich hüteten, nicht von Baiern bevormundet zu werben, 
defto mehr wurden fie auf die Seite Frankreichs gedrängt. Unter dies 
fen Umftänden konnten die fübdeutihen Staaten fir Napoleon ein milis 

täriſch und politiſch werthvolles Borland gegen Preußen werden. Aber 
mußten dieß nicht eben fo viele Gründe für Bismard fein, die Main- 
linie nicht zu geftatten? Sicherlich verfannte er die Gefahr der franzd- 
ſiſchen Protection nicht. Aber andererfeits Hatte er Gründe zu hoffen, 
daß aus dem von Napoleon geplanten Südbund, der die Stelle des 

alten Aheinbundes vertreten follte, nichts werden würde, und dann 
mochte er darauf rechnen, daß die von Napoleon erzwungene Mainlinie 
eine fehr unpopuläre Einrichtung fein werde, und die Bevöllerungen 
eifrig dagegen arbeiten würben. Bor der Hand aber war ihm dieſe 
Mainlinie, die er nicht befeitigen Tonnte, ohne einen Krieg mit Frank- 

reich zu risliren, nicht fo unlieb. Er verfannte die Schwierigkeit, jetzt 
ſchon ganz Deutſchland zu einem Bundesſtaat zu einigen, nicht, er ver» 
hehlte ſich micht, daß in Suddeutſchland viele Elemente feien, die in ei- 
nem beutfchen Parlament jehr unbequem werben konnten. Ein fo großer 
Zuwachs von demokratiſchen, ultramontanen und fonft preußenfeindlichen 
Abgeorbneten, wie fie vorausfichtlih aus Süddeutſchland fumen, war 

für den jungen Bundesſtaat nicht förderlich. Der preußifche Kern mußte 
vorher erftarfen und fi) arrondiren. Bon biefen Gefichtspunkten aus 
angefehen war die Mainlinie ganz willlommen, fie konnte dazu helfen, 
dem Einigungsproceß längere Frift zu verfchaffen. Daß fie fein befi« 

nitiver Abſchluß, fondern nur eine Station fein würde, das ließ fidh 
vorherjehen. Bald mußte ſich eine Partei bilden, bie ihre Ueberwindung 

ſich zur Aufgabe machte. 
So angefehen waren bie Friedenspräliminarien von Nikolsburg 

ganz befriedigend. Sie wurden ſchon am folgenden Tage ratificirt. An 
bemfelben Tag kam General Moltke mit dem öfterreichifchen Feldzeug- 
meifter Graf Degenfeld über einen vierwöchentlichen Waffenftllftand 
überein, in welchem ben preußiſchen Truppen ein Beſetzungsrayon einge- 

räumt wurde, deſſen fübliche Grenze die Thaya vor ihrem Einfluß in 

die March bilbete. Sie brauchten nur das Erzherzogthum Niederöfter« 
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reich zu räumen, Tonnten aber, wie bisher, faſt ganz Böhmen und 
Mähren befegt halten. Innerhalb dieſes Rayons follten fie von den 

Einwohnern Toftenfreie Verpflegung erhalten und alle Verkehrsmittel un- 

gehindert benutzen dürfen. Der definitive Friedensvertrag wurde erft am 
. 23. Auguſt zu Prag abgefchloffen und enthält bie oben angeführten Frie- 

densbeftimmungen wörtlich gleichlautend; nur mit dem einen Unterſchied, 
daß in Betreff des eventuellen Bundes der ſüddeutſchen Staaten der in 

dem urfprünglichen franzöfifchen Programm beigefügte Sag: „der eine 
unabhängige internationale Exiftenz haben wird“, welder in ben Ni- 
kofsburger Präliminarien weggeblieben war, wieber aufgenommen ift. 

Den Frievensverhandlungen in Nilolsburg folgte ein intereffantes 
Nachfpiel in Berlin, welches die Compenſationsanſprüche Frankreichs an 
Preußen betraf. Napoleon Hatte fiher darauf gerechnet, daß Preußen 

die Mäßigung, mit welcher er darauf verzichtet hatte, zu Gunften De- 
fterreih8 eine bewaffnete Vermittlung ind Werk zu fegen, durch Zuge 
ftändniffe in Betreff des finfen Rheinufers lohnen würde. Aber Bene- 
detti konnte in Nilolsburg feine Abſicht nicht erreichen, weil Bismard 
ihn von den Gonferenzen mit dem öſterreichiſchen Gefanbten fern zu 
Halten wußte, und mit biefem die Präfiminarien möglihft ſchnell ab- 
ſchloß. Als Benedetti am 26. Juli endlich eine Unterredung mit Bis- 
mard erlangen konnte, vernahm er zu feiner Ueberraſchung, daß bie 

Friebenspräfiminarien mit Defterreich bereits abgefchloffen und unter- 
zeichnet feien. Er verjäumte nicht zu fragen, ob Frankreich nicht auf 

eine Verbefferung feiner Nheingrenze zu Hoffen Habe?*) Darauf erwi⸗ 
derte ihm Bismard, daß es ſchwer fein würde, den König nach dem 
glänzenden Sieg über Oefterreich zu beftimmen, irgend einen Theil fei- 
ner rheinifchen Provinzen abzutreten. Ex wolle übrigens den König auf 
dieſe von Frankreich zu erwartende Forderung vorbereiten. Auch foll er 
nach Benebetti’8 Bericht geäußert haben, es laſſe fich vielleicht eine bil- 
lige Entfhädigung in ber Pfalz ermitteln. Benedetti melbete den erhal- 
tenen Beſcheid nad) Paris und erhielt, nachdem er bereit wieder nad) 

Berlin zurüdgefehrt war, von Drouyn de Lhuys am 5. Auguſt den 
officieffen Auftrag, die Compenfationsfrage zur Sprache zu bringen und 

den Entwurf eines Vertrags vorzulegen, nach welchem Aheinbaiern und 
Rheinheffen mit Einfluß der Stadt und Feſtung Mainz an Frankreich 
abgetreten werben follten.**) Benedetti jah voraus, daß Bismarck dieſes 

*) Benedetti, Ma mission en Prusse. 8. 189. 
“r) Ludwig Hahn, „Der Rrieg gegen Branfreidh 1871”, theilt S. 404 fol« 

genden Gutsowef mit, weiches wohl der damals ühergebene fein wird: „L’empire 
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Anfinnen mit Unwillen zurückweiſen würde; er hatte baher nicht den 

Muth, den Entwurf perſönlich zu übergeben, und überfandte ihn in 
Abſchrift mit folgendem Billet: „In Beantwortung der Mittheilungen, 
die ich in Folge unferer Unterredung vom 26. v. Mts. von Nilolsburg 
nad) Paris gerichtet Habe, empfange ich aus Vichy den Entwurf zu 

einer geheimen Convention, von bem Sie anliegend Abfchrift finden. 
Ich beeile mid), denfelben zu Ihrer Kenntniß zu bringen, damit Sie 
ihn mit Muße prüfen können. Ich ſtehe übrigens zur Beſprechung 
deffelben zu Ihrer Verfügung, wenn Sie den Moment dazu für ge 
Tommen erachten." Er gefteht in einem Bericht“) an das auswärtige 
Amt, er habe mit Rüdficht auf das Temperament des Miniſterpräſi⸗ 

denten vermeiden wollen, bei dem erften Eindrud der franzöfifchen For- 

derung des linken Rheinufers mit Einfchluß ber Feſtung Mainz gegen- 

wärtig zu fein. Am folgenden Tag muß eine perfönliche Unterredung 
mit Bismarck ftattgefunden und Benedetti eine fehr derbe Abmeifung in 
Empfang genommen haben. Bismarck jelbft erzählte davon in einer 
Reichstagsrede vom 2. Mai 1871: „Es ift bekannt," fagte er, „daß 

ih am 6. Aug. 1866 im Fall geweſen bin, ben frangöfifchen Bot- 
ſchafter bei mir eintreten zu fehen, um mir mit Turzen Worten das 
Ultimatum zu ftellen, Mainz an Frankreich abzutreten, oder die fofor- 
tige Kriegserflärung zu gewärtigen. Ich bin natürlich nicht eine Se— 

lunde zweifelhaft geweſen über die Antwort, id) antwortete: gut, dann 

iſt Krieg." Benedetti ſelbſt ſucht in feinem Bericht die Barſchheit der 
erhaltenen Abtweifung zu mildern, er fagt nur, Bismarck Habe fich wer 

nig geneigt gezeigt, Mainz abzutreten, aber bie Unterrebung habe feinen 
Augenblick aufgehört, ſchicklich und höflich zu fein. Die oben erwähnte 

frangais rentre en possession des portions de territoire qui, appartenant au- 
jourd’hui à la Prusse, avaient été comprises dans la d6limitation de la France 
en 1814. La Prusge s’engage à obtenir du roi de Bavière et du Grand duc 
de Hesse, sauf à fournir & ces Princes des dödommagements, la oession des 
portions de territoire qu’ils possedent su? la rive gauche du Rhin et à en 
transferer la possession & la France. Sont annuldes toutes les dispositions rat- 
tachant & la conföderation germanique les territoires places sous la souverai- 
noté du Roi des Pays-bas, ainsi que celles relatives au droit de garnison dans 
la forteresse de Luxembourg.“ Es if aber zu vermuthen, daß bie franzoſiſchen 
Compenfationsforderungen auch noch in anderer Faſſung vorgelegt worden find. Je⸗ 
denfalls muß von Mainz ausdrüdlich die Rede geweſen fein. 

*) ©, Deutſcher Reichsanzeigen vom 20. Oft. 1871 aus Papieren, die in bie 
Hände der preußiſchen Truppen gefallen waren. 
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Mittheilung des deutſchen Reichsanzeigers deutet an, daß Benedetti in 
feinem Buch vermeide, das Nähere diefer Unterredung zu erzählen. Er 
habe auf die Bemerkung des Minifterpräfiventen, daß dieſe Forderung 
gleichbedeutend mit einer Kriegserffärung fei, und daß der Botfchafter 
wohl thun werbe, felbft nad) Paris zu reifen, um diefen Krieg zu ver- 
hüten, erwidert: allerdings werde er nad) Paris gehen, könne aber nicht 

umhin, bem Kaiſer aus eigener Ueberzeugung bie Aufrechthaltung feiner 
Forderung zu empfehlen, weil er glaube, die Eriftenz der Dynaftie ſei 
in Gefahr, wenn bie öffentliche Meinung in Frankreich nicht durch eine 
derartige Eonceffion Deutſchlands beruhigt werde. Hierauf habe ihm der 

Minifterpräfident entgegnet, er möge dem Kaiſer zu bedenken geben, 
daß unter gewiſſen Umftänden ein folder Krieg nur mit dem Wagniß 

einer Nevolution geführt werben könne, und dann werbe fich zeigen, 
welcher Thron fefter ftehe, der Napoleons ober ber des Königs von 
Preußen, 

Benehetti reiste, wie er in feiner Mechtfertigungsichrift erzählt, nach 
Paris und berichtete dort, melden Eindrud die Forderung, Mainz ab- 
äutreten, auf ben König, Bismard und die Generale gemacht habe. Es 
fcheint demnach, daß er außer dem Beſcheid Bismarcks auch die Ent- 

rüftung anderer hochftehender Perfonen zu hören befommen Hat, und 
daß er für gut fand, dem Raifer Napoleon anders zu rathen, als feine 
Antwort an Bismard vermuten ließ. Napoleon fah ein, daß er zu 
tweit gegangen fei, daß eine Kriegsdrohung Deutfchland einigen und bie 
fo eben mit Mühe gezogene Mainlinie vernichten könnte. Er gab nun 
feinem Minifter des Innern La Valette den Auftrag, die Compenfa- 

tiongforderung, die in Dentfchland fo böfes Blut gemacht hatte, abzu- 
läugnen. Er ſchrieb den 12. Auguft an La Valette nachftehenden Vrief:*) 
„Ich lenle Ihre Aufmerkſamleit auf folgende Thatfachen. In Folge einer 
Unterrebung zwifchen Benedetti ımb Bismard hat Drouyn de Lhuys 
den Gebanfen gehabt, den Entwurf einer Uebereinkunft in Betreff der 
Compenjationen, die wir zu fordern berechtigt find, nach Berlin zu 
ſchiclen. Diefer Entwurf hätte meiner Meinung nad geheim bleiben 
folfen, aber man bat nad) Außen Hin Lärm damit gemacht, und bie 

Journale gehen fo weit, zu fagen, die Mheinprovinzen feien uns abge- 

[lagen worden. Es geht aus meiner Unterrebung mit Benebetti her 
vor, daß wir ganz Deutfchland gegen uns haben würden für einen ge⸗ 

*) Benedetti, Ma mission. S. 181. 
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ringen Vortheil. Es ift wichtig, bie allgemeine Meinung über biefen 
Punkt ſich nicht verirren zu laſſen. Verbieten Sie fehr energiſch diefen 

Lärm in ben Zeitungen. Ich fchreibe in biefem Sinn aud; an Drouyn 
de Lhuys. Er ſchickt mir heute die hier beigefchloffene Correfpondance 
Havas. Das wahre Intereſſe Frankreichs iſt nicht, eine unbedeutende 
Territorialveräuderung zu erhalten, fondern Deutſchland zu unterftügen, 
in der unferen Intereſſen und denen Europa's günftigften Weiſe feine 

Verfafſung zu geſtalten.“ 
Es war Napoleon ſehr daran gelegen, die durch die Compenſa⸗ 

tionsforberungen aufgeregte Stimmung in Deutſchland zu beſchwichtigen 
und eine gemeinjame Abwehr biefer Forderungen zu verhindern. Die 
Gründung eines fübdentfchen Sonderbundes erfchten ihm zunächft bie 

Frankreichs Intereſſen günftigfte Weife, bie deutſche Verfaſſung zu ge— 
Fakten, und diefer Plan follte forgfam unterftügt und gepflegt werben. 
Benebetti kehrte mit neuen Inſtructionen nad) Berlin zurüd, und man 
erfand nun die Fabel, jener Entwurf eines Abtretungsvertrags und bie 

damit verbundene Kriegsdrohung fei dem Saifer während einer Krank- 

heit enteifien worben und ber eigenmächtige Gedanke Drouyn's geweſen, 
welcher num desavouirt wurde und bald darauf durch ein Taiferliches 
Decret vom 1. Sept. feine Entlafjung befam. Bon Mainz und dem 
linken Rheinufer war zunächſt nicht mehr die Rede, und die Gompen- 
fationsplane warfen ſich bald nachher auf Luremburg umd Belgien. 

Das Beſtreben Napoleons war jetzt, bie Eiferfucht des franzöſi⸗ 
ſchen Volkes auf die Erfolge Preußens zu beſchwichtigen. Dieß veran- 
laßte ihn zur Aufftellung eines Programms, in welchem er feine Auf- 
faffung der Veränderungen in Deutſchland und Europa darlegte. Es 
geſchah in Form eines Rundſchreibens, welches der interimiftiiche Vor⸗ 
fand des Departements des Auswärtigen, La Balette, umter dem 16. 

September erließ, das aber wahrſcheinlich vom Kaiſer felbft verfaßt 
war. Er fagt darin feinen Franzoſen zum Troft, daß die gegen Franf- 

reich gerichtete Allianz der europäiſchen Großmächte durch bie neuen Er- 
eiguiffe gebrochen und eine Freiheit der Allianzen hergeftellt fei, die auch 
Frankreich zu gute käme. Anftatt eines Preußen, Oefterreich und Deutfch- 

land umfafjenden Bundes von 80 Millionen Einwohnern, der feine ver» 
einigten Kräfte gegen Frankreich Habe wenden Können, ftehen jet Preu⸗ 

Sen mit Norddeutſchland, Süddeutſchland und Oeſterreich als getrennte 
Mächte da. Das vergrößerte, von jeder Solibarität fortan erlößte Preu⸗ 
Ben fichere zwar die Unabhängigkeit Deutſchlands, aber Frankreich 



La Balette’s Rundfchreiben. 127 

brauche darin feinen Schatten fin ſich zu fehen. Stolz auf feine be⸗ 
wundernöwerthe Einheit und ungerftörbare Nationalität, Tönne e8 dem 

Affimilationsprocek in Deutfchland ruhig zufehen. „Iſt das deutſche 

Nationalgefühl befriedigt, fo legt ſich feine Unruhe, fo erlöſchen feine 

Feindſchaften. Frankreich nachahmend thut e8 einen Schritt, der es 

ums näher bringt, nicht aber von ung entfernt.” Auf den in Frankreich 
gegen Napoleon erhobenen Vorwurf, er hätte es nicht bloß bei friebfi- 

her Vermittlung beivenben laſſen, fondern gegen bie Begründung des 

preußiſchen Uebergewichts mit Waffengewalt einfchreiten folfen, erwibert 
La Valette im Namen feines Yaiferlichen Herrn, berfelbe „wirbe feine 
hohe Verantwortlichfeit verfannt Haben, wenn er, bie verſprochene und 

proclamirte Neutralität verlegend, ſich aufs Gerathewohl in die Bu- 
fälle eines großen Krieges geftürzt Hätte, in einen ber Kriege, welde 
den Haß der Racen erwecken und in denen ganze Nationen aufeinander- 

floßen. Was würde in der That das Ziel diefes freiwillig gegen Preu- 
Ben und nothwendigerweiſe gegen Italien unternommenen Krieges gewe⸗ 
fen fein? Cine Eroberung, eine GebietSvergrößerung! Aber bie faiferl. 

Regierung bat feit Langer Zeit ihre Grunbfäge in Betreff territorialer 

Ausdehnung proclamirt und angemendet. Sie verfieht und Hat verftan- 
ben, Annerionen vorzunehmen, welche durch eine abfolute Nothwenbig- 
teit geboten find, indem fie dem Vaterlande Bevölkerungen zutheilen, 
welche durch bie gleichen Sitten und den gleichen nationalen Geift mit 
im vereint waren, und fie hat zur Wiberherftellung unferer natürlichen 

Srenzen die freie Zuftimmung Savoyens und der Grafſchaft Nizza er- 
langt. Frankreich kann nur Gebietövergrößerungen wünſchen, welche 

feinen mächtigen Zuſammenhang nicht ftören; aber es muß ftets an fei- 
nem moraliſchen und politiſchen Wachsthum arbeiten, indem es feinen 

Einfluß den großen Intereſſen der Civiliſation zuwendet.“ Daß bie 
franzöſiſche Politit aber feine unbedingt friedliche gegen Deutfchland fein 
werde, wurde angedeutet durch das am Schluß des Programms aus⸗ 

geſprochene Belenntniß: „Die Reſultate des letzten Krieges enthalten 
eine ernſte Lehre, welche unſerer Waffenehre nichts gekoſtet hat; ſie 
zeigen uns die Nothwendigkeit an, daß wir, um unſer Gebiet zu ver⸗ 

theidigen, ohne Aufſchub zu einer Vervolllommmung unſrer militaͤriſchen 

Orgauiſation ſchreiten müffen.” 
Dieſe Form des Rückzugs ließen ſich denn auch Frankreich und 

Deutſchland zunächft gefallen. 



Einundzwanzigftes Kapitel. 

Preußen nad dem Kriege. 

Löfung des Conflicts, die Aunexiouen und die Anfänge 
des norbbeutfchen Bundes. 

Nah Abſchluß der Friedenspräfiminarien war für Preußen die 

nächſte Aufgabe die Einverleibung ber befiegten Staaten bieffeit des 
Mains, und die Errichtung de norddeutſchen Bundes mit den übrigen 
Meinftaaten. Beides konnte nur durch Mitwirkung des Abgeordneten ⸗ 
Haufe erlebigt werden, und deshalb war bie Verfühnung mit demfelben 
eine Bedingung bes weiteren Fortſchrittes. Diefe Verföhnung war durch 
die glänzenden Erfolge des Krieges natürlich bedeutend erleichtert. Der 
König, deffen Politik von der Kammer als fo verberblich fir den Staat 
befämpft worben war, Hatte Größeres für Preußen erreicht als irgend 
einer feiner Vorfahren, und fein Minifter, den fie als ſchlechten Rath- 
geber fo gern befeitigt Hätte, war jegt ber gefeierte Held des Tages. 
Die veränderte Volksſtimmung kam bei ber Rückehr des Königs nach 
Berlin zum febendigften Ausdrud. Am 4. Auguft kam er in Begleitung 
des Kronprinzen, Bismarcks, Roons und Moltke's mit zwei feſilich ge⸗ 
ſchmückten Locomotiven auf dem Bahnhof an. Eine anfehnliche Ber- 

ſammlung, welche größtentheils aus Perfonen der höheren Stände be= 

Hand, drängte ſich ihm ber Wagenreihe entlang entgegen, um ihn beim 

Augfteigen zu begrüßen; friſch und Fräftig ausſehend trat er ımter die 
Menge und vief Allen, bis zu Thränen gerührt, ein herzliches Will- 
fommen zu, veidhte in bem langen Spalier, ber ſich bildete, ben Ein- 
jenen die Hand, und ging dann in den Empfangsfalon, um feine &e- 
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mahlin zu begrüßen. Dazwiſchen erſcholl enblofer Jubel, und braußen 

ertönte von einem Muſilchor die Vollshymne und das Preußenlied. 

Ebenfo wurde der Kronprinz und die andern Helden mit lautem Jubel⸗ 

ruf empfangen. Bismard, in ber Uniform eines Ranbiwehr- Hufaren- 
Majors, rief den begrüßenden Freunden entgegen: „Wir find fehnelfer 

wiebergelommen, al8 wir dachten." 

Zwei Tage fpäter erſchien eine Deputation des Berliner Magi- 
ſtrats und der Stadtverorbneten bei dem König unb überreichte ihm 
eine Adreſſe, welche fehr im Gegenſatz gegen frühere Kumdgebungen die 
Erfolge der Königlichen Politit prieß. Es hieß darin unter anderem: 
„So fieht fih Ew. Maj. ftärffter Feind gezwungen, die Grundlagen 

eines Friedens anzunehmen, welcher die pofitifche Geftaltung Deutid- 
lands von dem hemmenden Drud ber Intereſſen des öſterreichiſchen Kai» 
ſerhauſes befreit und unter Eurer Maj. Herrſchaft und Führung ein 
neues Staatöwefen erftehen läßt, deſſen gefchlofiene Kraft auch die Ge- 
fahren, welche die Zukunft bringen Könnte, erfolgreich beftehen und bie 
Erfenntniß immer weiter verbreiten wird, daß nur Preußen bie politis 

fen Schäden heilen Tann, an denen Deutſchland feit Jahrhunderten 
krankt. So trönen die Erfolge diefes Krieges die Thaten bes großen 
Churfürſten, des einzigen Friedrich! Die Geſchichte wird es witrbigen, 
daß bie, unferm Staate fir die politiſche Kräftigung Deutfchlands, für 
die Erhaltung feiner Culturgüter geftellte Aufgabe von €. k. Maj., wie 
von Ihren glorreihen Ahnen, mit hohem Sinn erfaßt, mit entjchloffe- 

nem Muthe erfüllt worden iſt.“ Der König erwiderte: „Selten ift Got- 
te3 Segen und Gnade ſo fichtlich mit einem gewagten Unternehmen ge- 
weſen, als in den legten Wochen. Preußen mußte das Schwert ziehen, 
als es fich zeigte, daß es die Erhaltung feiner Selbftärbigfeit galt; 

aber auch zur Neugeftaltung Deutſchlands hat es fein Schwert gezogen; 
Erſteres ift erreicht, Letzteres möge mir unter Gottes fernerem Segen 

gelingen." 
Bemerkenswerth tft auch bie Antwort, melde der König einige 

Wochen fpäter einer Deputation ber Potsdamer ftäbtifchen Behörden gab. 
Er fagte darin: „Es ift mir in meinem hohen Alter fehr ſchwer ge 
worden, das Wort: „Rrieg!" auszufprechen, Krieg gegen einen alten 
Bundesgenoffen, ber feine berechtigte Stellung in Deutſchland Hatte, zu 
deſſen altem Fürftenhaufe ich vielfache Beziehungen Hatte: — es ift 

mir doppelt ſchwer geworben, weil id) die Opfer kannte, welche ich mei- 

nem ganzen Volle auferlegen mußte, aber ich bin herausgefordert wor⸗ 
Klüpfel, Einfeitöbeftrebungen. IL. 9 
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den und mußte den Kampf annehmen. Daß ich es mit Vertrauen Tonnte, 

verbanfen wir dem Inſtrumente, durch welches uns alfein der Sieg ver- 
liehen werden konnte, — ber Armee! — bie ich forgfältig vorbereitet 

hatte, um ihr im Augenblide der Gefahr vertrauen zu können. Auf den 
Grundlagen fortbauend, welche meine beiden Vorfahren gepflegt, habe 
ich mich nicht in ber Ueberzengung beirren Iaffen, daß Preußen einft 
eines ftarfen und wohlgelibten Heeres bebitrfen würde, um jedem anbe- 
ven, vielleicht ftärferen und mwohlgeübteren Heere zu widerftehen, welches 
unfere Exiſtenz bebrohen könnte. Vier Jahre ift mir die gemwiffenhafte 
Arbeit an diefer Aufgabe — eine Lebensaufgabe für mi), wie für den 
Staat — verbittert worden; aber der Erfolg hat gezeigt, daß Arbeit 
und Opfer nicht vergebens geweſen find." 

Unter. großen Feierlichkeiten zogen am 20. und 21. September die 
aus dem Feld zurückehrenden Truppen in Berlin ein. Empfangsreden, 
gottesbienftliche Feier, Feſtmahle, Toaſte und Illumination bekundeten 

den Ausdruck gehobenfter Siegesftimmung. Weberall ſprach fi) das Be— 
wußtfein aus, daß nicht nur Preußen Großes erreicht habe, fondern daß 

jet auch die pofitifche Zukunft Deutſchlands gefichert fei. 
Sehen wir nun zu, wie die Errungenfchaften für die inneren Ber- 

hältniſſe Preußens und die Neugeftaltung Deutſchlands verwertet wor⸗ 
den find. 

Noch während der Vorbereitungen zum Kriege war ber Landtag 
aufgelöst und die Neuwahlen auf den 3. Juli angeorbnet worden, Sie 
twurben vollzogen unter dem Eindrud der erften Erfolge der preußiſchen 
Waffen in Weftdeutfchland und in Böhmen, und fielen fo aus, daß bie 

Negierung auf eine Majorität hoffen konnte. Noch von Nikolsburg aus 
berief der König den Landtag auf den 5. Auguft ein. Er konnte in feiner 
Thronrede auf die großartigen Erfolge hinweiſen, die feine Politik er- 
rungen hatte, und zugleich die günftige Finanzlage des Staates geltend 
machen, die es ermöglicht Habe, die bisher erwachſenen Koften des Krie- 
ges aus ben Staatseirmahmen und vorhandenen Beftänden zu entnehmen, 
ohne andere Belaſtung des Landes als die durch die gejeglihen Na- 

turalleiſtungen für Kriegszwecke bedingten. Mit Buverficht ſprach er das 
Vertrauen aus, daß die jüngften Ereigniſſe bazu beitragen werben, Die 
unerläßliche Verftänbigung in foweit zu erzielen, daß der Aegierung in 
Bezug auf die ohne Staatshaushaltsgeſetz geführte Verwaltung die In- 
demnität, um welche bie Landesvertretung angegangen werben folle, be= 
reitwillig ertheilt und damit der bisherige Conflict für alle Beiten zum 
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Abſchluß gebracht werben werde. Die Adreſſe des Abgeordnetenhaufes 
ſprach defien große Befriedigung darüber aus, daß der König das Be— 
dürfniß einer Indemnitätserklärung anerfannt habe, und verfprad die 
freudige Unterftügung des Landtags bei Orbnung ber beutfehen Angele- 
genheiten. „DurKbrungen", fagt fie, „von der großen Wichtigkeit der 
gegenwärtigen Epoche für das ganze deutſche Vaterland, bieten wir aus 
vollem Herzen unfere Mitwirkung zur einheitlichen und freiheitlichen 
Entwickelung beffelben, welche die Vorjehung in Euerer Majeftät Hände 
gelegt Hat. Wir können uns der Erkenntniß nicht verichließen, daß der⸗ 

felben noch große Schwierigkeiten entgegenftehen, und daß mit der Con- 
ſtituirung des norddeutſchen Bundes nicht bis zur Befeitigung berfelben 
gewartet werben fan. Aber feft überzeugt von der Notwendigkeit eines 
nationalen Bandes zwijchen dem Norden und Süden des beutfchen Ba- 

terfandes, Hoffen wir zuverſichtlich, daß baffelbe im nicht alfzuferner Bu- 
kunft gefchaffen werben wird, namentlich dann, wenn die beutfchen 
Stämme im Süden bie ſchon jegt in weiten Kreiſen daſelbſt empfundene 
Gefahr einer Bereifung Deutſchlands erkennen und dem Bebirfniffe 
nach einer nationalen feften Vereinigung mit dem Norden einen aufrich- 
tigen und unzweideutigen Ausbrud geben.“ Der König fagte in feiner 
Erwiderung unter anderem: Wohl noch nie fei ein Ereigniß, wie das 
vorliegende, in der Weltgefchichte vorgekommen, noch nie ſei in fo Kurzer 
Zeit und auf ſolche Weife ein Krieg beendet worben. Es fei erfreulich 
und erhebend, daß gerabe Preußen und er, ber König felbft, von ber 

göttlichen Gnade dazu außerfehen fei, ein foldes Werk zu volfbringen, 
ein Wert, welches fo Viele, auch fein in Gott ruhender königlicher Bru- 

der, erfirebt, denen aber wicht vergännt worden fei, die Verwirklichung 
ihres Streben zu erleben; darum fehe er, ber König, die Ereigniffe 
der Neuzeit al8 eine befondere göttliche Gnade an. 

Das verfprochene Indemnitätsgeſuch war indeffen am 13. Yuguft 
vorgelegt worden und der Zinanzminifter ſprach bei biefer Gelegenheit 
aus, die Regierung hege den dringenden Wunſch, den Conflict baldigft 

zu fen umd ihn fiir alle Zeiten zu befeitigen. Zugleich verlangte die 
Regierung zur Dedung der in Militär- und Marineverwaltung nöthig 

gewordenen Ausgaben einen aufßerordentlichen Credit von 60 Millionen 
Thaler, wovon 22 Millionen verwendet werben follten, um ben Staatd- 

ſchatz wieder zu füllen, „denn das habe die Erfahrung gelehrt, daß zu 
einer TriegSbereiten Armee auch ein Triegsbereiter Schatz gehöre." Die 

Indemnität wurde durch Beſchluß des Abgeorbnetenhaufes vom 3. Sept. 
9* 
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gewährt mit 230 Stimmen gegen 75, welde letztere aus Polen, Ka— 
tholifen und Mitgliedern der Fortſchrittspartei beftanden. Hiemit war 
der fo lange ſchwebende Conflict, der vor dem Krieg fait unlösbar 

ſchien, ſchnell erledigt. Der andere Theil des Vertrauensvotums, mel- 
ches die Negierung wünfchte, der außerordentliche Credit von 60 Mil- 
lionen, wurde Anfangs zwar beanftandet, aber einige Wochen fpäter mit 
Mobiftcationen doch bewilligt. Die Zahl der Vejahenden war genau 
diefelbe wie bei dem Indemnitätsgeſetz. Nächft diefem war die Annerions- 
frage die wichtigfte Frage des Landtags. Am 17. Auguft wurde die 
tönigliche Botſchaft, welche die Cinverleibung der occupirten Staaten 
verkündet, vorgelegt. Sie lautet fo: „Die Megierungen des Königreichs 
Hannover, des Kurfürſtenthums Heffen, des Herzogthums Naſſau, 
fowie der freien Stadt Frankfurt Haben fi durch ihre Theilnahme an 
dem feindlichen Verhalten de ehemaligen Bundestags in offenen Kriegs- 

zuftand mit Preußen gejegt. Sie Haben ſowohl die Neutralität, als 

das von Preußen unter dem Verſprechen der Garantie ihres Territo⸗ 
rialbeſtandes ihnen wiberholt und noch in letzter Stunde angebotene 
Bundniß abgelehnt, Haben an dem Kriege Oeſterreichs mit Preußen thä- 

tigen Antheil genommen und die Entfcheidung des Krieges über fi und 
ihre Länder angerufen. Diefe Entſcheidung ift nad) Gottes Rathſchluß 
gegen fie ausgefallen. Die politische Nothwendigleit zwingt und, ihnen 

die Negierungsgewalt, deren fie durch das ſiegreiche Vorbringen unferer 
Heere entkleidet find, nicht wieder zu übertragen. Die genannten Rän- 
der würden, falls fie ihre Selbftändigfeit behielten, vermöge ihrer geo- 

graphifchen Lage bei einer eindfeligfeit, oder auch nur zweifelhaften 
Stellung ihrer Regierungen der preußifchen Politik und militärifchen 
Action Schwierigkeiten und Hemmmiſſe bereiten können, welche weit über 
das Maß ihrer thatfächlichen Macht und Bedeutung hinausgehen. Nicht 
im Verlangen nad) Ländererwerb, fondern in der Pflicht, unfere ererbten 
Staaten vor wieberfehrenden Gefahren zu fügen und der nationalen 
Neugeftaltung Deutfchlandg eine breitere und feftere Grundlage zu geben, 
fiegt für ung die Notwendigkeit, das Königreich Hannover, das Rur- 

fürftentgum Heffen, das Herzogtfum Naffau, fowie die freie Stadt 
Frankfurt für immer mit unferer Monarchie zu vereinigen. Wohl wiſſen 
wir, daß nur ein Theil der Bevölkerung diefer Staaten mit und die 
Ueberzeugung von diefer Nothwendigkeit theilt. Wir achten und ehren die 
Gefühle der Treue und Anhänglichleit, welche die Bewohner derſelben 
an ihre bisherigen Fürftenhäufer und ihre felbftändigen politiſchen Ein- 
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richtungen Müpfen; allein wir vertrauen, baß die lebendige Betheiligung 
an der fortfchreitenben Entwicklung des nationalen Gemeinfebens in Ber- 
bindung mit einer ſchonenden Behandlung berechtigter Eigenthümlichfeiten 
den unvermeiblichen Uebergang in die neue größere Geſellſchaft erleichtern 
werde.” — — Der Zuwachs, den der preußifche Staat hiemit erhielt, 
betrug 959 ‚Duabratmeilen mit 3,228,000 Einwohnern. Die in ben 
Friedenspräfiminarien angenommene, Einverleibung der Herzogthümer 
Holftein und Schleswig war in die Urkunde nicht mit aufgenommen, 
weil ber definitive Friedensvertrag mit Defterreich noch nicht abgefchlof- 
jen war. Daß die Einverleibung Hannovers, Kurheffens u. ſ. w. er- 
folgen müffe, darüber waren in Preußen alle Parteien, bis auf die 

äußerfte Finke und bie überall verneinenden Polen, einverftanden. In 
den betheifigten Staaten felbft ſah man die Einverleibung nicht als fo 
felöftverftändlich an. Fu Kurheffen und Naffau zwar war die Mehr- 
zahl wohl ganz damit zufrieden, nicht aber in Hannover und Frankfurt. 

In jenem Mittelftante beftand feit alten Zeiten ein ſtark ausgeprägter 
Barticnlarismus, ber auf dem Volkscharalter beruhte und unter der 
Welfenherrſchaft forgfältig gepflegt worden war. Die Beamten waren 
zwar in politifcher Beziehung ſehr bevormundet und überwacht, aber 
and in ihren Rechten und Privilegien forgfam geſchützt; fie bezogen 

gute Gehalte, ohne daß befonders viel Arbeit von ihnen verlangt wurbe. 
Der Abel ftand in einem patriarchaliſchen Verhältnig zum Hof, und es 
wurde ihm durch Zuwendung von Pachtgütern aus der Igl. Domänen: 
verwaltung mander öfonomifche Vortheil gewährt. So kam es, daß 

der König, ſoviel Uebelftände feine Regierung auch mit ſich brachte, jo 

ſehr auch nationale uud liberale Beſtrebungen ſich beſchränkt fahen, doch 
im Ganzen nicht unbeliebt war. Die beſonders in höheren Kreiſen be- 
ſtehende Anhänglichfeit an den König fand auch in einer Deputation 

Ausdrud, die am 17. Auguſt bei dem Könige von Preußen erſchien. 

Der damalige Minifter v. Münchhauſen, der VBicepräfident des Ober 
appellationsgerichts von Schleppegrell und der Schatzrath v. Nöffing 

entſchloſſen ſich, nachdem viele Andere es abgelehnt Hatten, dem König 
Wilhelm eine Eingabe zu überbringen, in welcher auerfannt war, daß 
Preußen und nur Preußen zur Vormacht in dem neu zu errichtenden 

Bunde berufen fei, und daß man ihm bereittwilfigft und rüchaltslos in 

reichem Maß die hiezu nöthigen Befugniffe einräumen müfje; aber das 

Opfer der Eriftenz des hannoveriſchen Staates fei darum doch nicht 

durchaus nöthig, und es ſei nicht zu fürchten, daß Hannover für Preu- 
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Ben ein unzuverläffiger Nachbar fein würde. Der König hörte die Bitt- 
ftelfer freundlich an und verficherte fie feiner Achtung und Anerkennung 
der Treue, mit der fie an ihrer Dynaftie fefthalten, gab aber doch einen 
verneinenben Beſcheid. Gegen feine urfprüngliche Abſicht und nad) wider- 

holten ſchweren Kämpfen fei er zu dem unmiberruflichen Entſchluß genö- 
thigt worden, Anmerionen vorzunehinen. „Bereits bei dem Eintreten in 
meine jegige Stelfung", fagte er, „Habe ich es ausgeſprochen, daß meine 
zum Heile Preußens und Deutſchlands gehegten Abfichten dahin gerichtet 
feien, feine anderen als moralifhe Eroberungen zur Ausführung zu 
bringen; es ift dieſes Wort vielfach belächelt, befpöttelt, ja gehöhnt wor⸗ 

den, und doch ertheile ich Ihnen noch Heute die fefte Verficherung, daß 
meine Plane darüber nie hinausgegangen find, und daß — wenn ich 
als 7Ojähriger Mann zu gemaltthätigen Eroberungen übergehe — ih 
dieß nur thue gezwungen durch die Macht ber Verhältniffe, durch die 
unabläffigen Anfeindungen meiner angeblichen Bundesgenoffen und durch 
die Pflichten gegen das meiner Führung anvertraute Preußen." Er 
Tegte fobann ausführlich die Gründe dar, nad} deren reiflicher Prüfung 
ex zum Entſchluß der Annexion gekommen fei. 

Niet minder widerwillig als die Hannoveraner nahmen bie Frant- 
furter die Kunde von der bejchloffenen Einverleibung ihrer Stadt in das 
Königreich Preußen auf. Für eine bisher freie deutfche Reichsſtadt war 
& allerdings ſchon an ſich empfindlich, ihre Selbftänbigkeit zu verlieren; 
Frankfurt aber war als Sig des Bundestages auch fo verwachſen mit 
der alten Bundesverfaſſung, daß deren Auflöfung den Fraukfurtern als 
ein Untergang alter Herrlichkeit erſcheinen mußte, in Folge deffen fie 
don einer Art Reſidenz in die Stellung einer Provincialftadt herabzu- 
fteigen Hatten. Es beftanden manche Beziehungen zu ber Präſidialmacht, 
und die Frankfurter. Gelbariftofatie Hatte immer mit Vorliebe Gejchäfte 
in öfterreichifgen Papieren gemacht; in den unteren Schichten der Be- 
völferung hingegen war die demokratiſche Richtung ſehr vorherrichend, 
und die Frankfurter Preſſe hatte fi vor dem Krieg befonders preußen- 

feindlich ausgefprodhen. Diefe Zuftände hatten der Stabt bei ihrer Be- 
fegung durch preußiſche Truppen eine härtere Behandlung zugezogen, 
und dieß Hatte den Widerwillen gegen Preußen noch geſteigert. So 
mußte ihnen die Einverleibung in ben preußiſchen Staat ald ein Unglüd 
erfcheinen. 

Auch im preußifchen Abgeorbnetenhaufe erregte die Widerwilligkeit 
der Bevölkerung Bedenlen gegen die Annerion. Die Lehre von ber 
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Selbſtbeſtimmung, die einft gegen die Einverleibung Schleswig-Holfteins 
geltend gemacht worden war, ſprach auch für bie befiegten Provinzen. 
Es famen noch weitere Gründe dazu, welche ber Theorie des YBundes- 
flaates entnommen waren. Da ja dieß die Form der nationalen Eini- 
gung war, die man ſich immer als Ziel gebacht Hatte, fo ſchien es rich⸗ 
tiger, dem Anfpruch auf Hegemonie, den man fi durch die Siege er- 

worben hatte, durch Einladung zu einem freien Bündniß Folge zu ge- 
ben. Dieß fchien auch die Rückſicht auf die ſüddeutſchen Staaten zu 
erfordern, deren Auſchluß an Preußen doch nur in biefer Form geiche- 
hen konnte. Je größer Preußen durch Cinverleibungen wurde, deſto 
ſchwieriger mußte die Geftaltung eines Bundesſtaates werben, der doch 
eine gewiſſe Gleichberechtigung ber Mitglieder vorausfegte. Uebrigens 
war es nur die Minderzahl, deren Anſicht durch ſolche Bedenken be— 
ſtimmt wurde, bei der Mehrzahl der Abgeordneten überwog der preu- 
Bifche Patriotismus, der ſich eine Machtvergrößerung des preußifchen 
Staates recht gerne gefallen ließ. Wenn man aber einmal die Annerion 
im Prinzip angenommen und in ihr das fidherfte Mittel der Einigung 
erfannt hatte, fo lag die Einwendung nahe, marum man nicht meiter 
gehe und nicht auch das Königreich Sachſen einverleibe? Dieſes hatte 
durch feine feindfelige Haltung vor dem Kriege und durch die effrige 

Betheiligung an demfelben den Verluft feiner Selbſtändigkeit ebenfo gut 
verbient als Hannover. Lag nicht in der Mögtichteit, dag ſich Sachſen 

Konnte, eine ebenfo große Gefahr für Preußen, als man 

ndber zu fürchten hatte? Konnte nicht auch Sadjfen, 
Bindniß gezwungen wurde, ein ſehr unzuverfäffiger en fer» 
ben? mb Hatte nicht die ſachſiſche ige "tet vhdarle, 

poffedirung verdient? Auf derdirberen ano 

ſachniſchen Induftriellen if teil, ut Chem 
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ſens, daß man hätte fürchten müffen, der Friede könnte au ihrer Ber- 

werfung ſcheitern, und zweitens herrſchte am preußifchen Hofe eine be- 
fondere verwandtſchaftliche Rüchſichtnahme auf das ſächſiſche Königshaus. 
Denn die Witte Friedrich Wilhelms IV., eine Schwefter der Königin 
von Sachſen, wurde von ihrem Schwager, dem Könige, immer mit 
Verehrung behandelt, und ihre Wünſche fo viel als nur möglich berüd- 
fihtigt. Eine andere Frage war die, warum man bie zwiſchen ben preu- 
Sifchen Territorien gelegenen Kleinſtaaten, die es doch zu feiner anftän- 
digen ftaatlichen Exiſtenz bringen könnten, nicht auch einverleibt habe? 
Für die betreffenden Fürften wäre das Opfer nicht fo groß und fir die 

Bevölkerung die Zugehörigkeit zu einem großen Staat eine wahre Wohl- 
that geweſen. Die Antwort ‚hierauf war, man habe jenen Regierungen 
im Beginn des Krieges unter der Bedingung bes Anfchluffes an Preu- 
Ben und ber Theilnahme an der Bundesreform die Integrität ihrer Ter- 
ritorien verfproden, man müſſe das gegebene Wort halten. Darauf er» 
wiberte der Abgeorbnete Kirchmann: e8 ſei eben voreilig geweſen, dieſes 
Verſprechen zu geben. Die Hilfe jener Kleinſtaaten fei ja fehr unbe 

deutend geweſen und größtentheils erſt nach der Entſcheidung eingetroffen. 

Der Abgeordnete Gneiſt wies darauf Hin, daß die Souveränität der 

Einzelftaaten fein geſchichtlich gewordener Zuſtand fei, fonbern durch den 

Rheinbund von Napoleon aufgebrungen. Das Rückgängigmachen diefer 
willlürlichen Schöpfung fei feine Annexion, fondern Reunion. Bismard 
ſprach den Standpunkt der preußiſchen Megierung in einer Sigung der 
Adreßlommiſſion Har und beftimmt aus, und wir können nicht umhin, 
dem Wortlaut der Hauptftelfen feines Vortrags Hier Raum zu gönnen: 
„Die k. Regierung Hat fi die Grenze des Möglichen ſtellen müſſen, 
d. h. deffen, was ſich erringen läßt, ohne zu große, unverhältnigmäßige 
Opfer und ohne die Zukunft zu compromittiren. Das hätten wir aber 
gethan, wenn wir über bie unferer Politik jegt geftellte Linie Hinausge- 

gangen wären. Die Bufage aber, welche wir in biefer Beziehung gege- 
ben, müffen wir halten und fo vor Allem den Glauben an unfer Wort 

befeftigen. Wir glauben aber aud nicht, daß es nützlich gewefen wäre, 
jegt weiter zu gehen. Wir haben auch in der preußiſchen Regierung fo 
viel Ehrgeiz, daß er eher der Mäßigung als der Stimufirung bedarf. 
Nac den Friedenspräfiminarien ift die Megelung der nationalen Bezie- 
Hungen des ſüddeutſchen Bundes zu dem norddeutſchen vorbehalten. Sie 
iſt alſo nicht ausgeſchloſſen und die Art derfelben wird weſentlich davon 
abhängen, ob das Bebürfniß dazu von Süddeutſchland ſowohl in feinen 
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Regierungen, wie in feinen Völlerſchaften Tebhafter empfunden wird, als 
wie dieß gegenwärtig der Fall ift, wo wir fehen, daß preußiſche Mili- 

tärs, die ſich jenfeits der Demarcationdlinie zeigen, den Ausbrüchen der 

Vollswuth ausgefegt find. Zunächſt kam es uns darauf an, dem neuen 
Bunde feſte Grundlagen zu geben. Ich glaube, daß ſie um ſo weniger 

feſt ausfallen würden, je ausgedehnter derſelbe wäre; mir könnten un- 
moöglich einem Staate, wie Baiern, ſolche Zumuthungen ſtellen, wie 
wir fie im Norden jetzt erheben müſſen. Die erſte dieſer feſten Grund⸗ 

lagen ſuchen wir in einem ſtarken Preußen, ſo zu ſagen in einer ſtarken 
Hausmacht des leitenden Staates, den wir deshalb in ſeinem directen 
Beſitz erheblich verftärkt Haben. Das Band des engern Bundes, durch 
das wir außerdem Norddeutſchland verknüpfen wollen, wird dagegen fo 
feft wie die Einverleibung nicht ausfallen. Indeß gab es, um ber Wie- 
derfehr folder Dinge vorzubeugen, daß befreundete und verwandte 
Bollsftämme, durch ihre Regierungen genöthigt, ung im Rücken unferer 
Heere entgegentreten Yonnten, nur zwei ober eigentlich brei Methoden. 
Die eine ift eben die Einverleibung und bie vollfommene Verſchmelzung 

mit Preußen, felbft bei widerſtrebender Bevöllerung, namentlich) wider 
firebendem Beamten- und Offizierftande, die ſich durch ihre Treůe an 
die früheren Regierungen gebunden fühlen. Die Regierung denkt die 
Schwierigkeiten derfelben anf beutfche Art zu überwinden, durch Scho- 
nung ber Eigenthümlichkeiten und allmähliche Eingemöhnung, nicht, wie 

es bei romaniſchen Völfern üblich ift, mit einem Schlage. Die zweite 
Methode iſt die Theilung der Hoheitsrechte, fo daß es gewiſſermaßen 
einen Militärherrſcher und einen Civilherrſcher gibt; durch die Umftände 
genöthigt, werden wir diefe Methode in Sachſen verfuchen müffen. Frü— 
ber Hatte ich eine Iebhafte Neigung für dieſes Syſtem. Nach den Ein- 
drücken aber, die mir bei Gelegenheit der Aufftellung der Februarbebin- 
gungen gegenüber von Schleswig- Holftein geworben, befürchte id), daß 
ein ſolches Syſtem eine dauernde Quelle von Verftimmungen bilden wird, 
eine Quelle, die länger fliegen dürfte, als die Abneigung gegen den 
neuen Herrfcher bei wirklich annectirten Rändern. Bei jener Gelegenheit 
hielt man mir das einfchneidende Wort entgegen: „wir wollen nicht 

Breußen. zweiter Elafje fein!" Aber ganz abgejehen von ſolchen Empfin- 

dungen, hat dieß Syſtem den Nachtheil, daß der eine der beiden Herr- 
iger, der Militärherrfcher, der fremde, immer nur mit Anforderungen 
tommt, während alle wohlthätigen Einflüffe der Civilvermaltung in ben 
Händen des alten Landesherrn bleiben. Ich bedaure, daß wir, wie ge- 
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fagt, genöthigt fein werden, dieß Experiment in Sachſen zu machen. 
Die dritte Methode endlich wäre die Zerreißung des bisher beftanbenen 
Gemeinwefens; das haben wir verſchmäht, ein fehr verfleinertes Han- 
nover, Sachen, Kurheſſen u. |. w. Mit dieſem Syſtem haben wir 
1815 in Sachſen trübe Erfahrungen gemacht. Zwar find die an Preu- 
Bert gefommenen Theile völlig mit diefem Staate verwachfen, aber in 

dem felbftändig gebliebenen Theile Hat fich von da ab eine entjhiedene 
Abneigung gegen Preußen erhalten; deßhalb Haben wir dieß Syſtem, 
das uns fuppebitirt wurbe, dießmal völfig befeitigt, wir haben das Ju» 

terefje ber Megierten über daS der Dynaſtie geſtellt. Es ift mahr, es 
macht die vielleicht den Eindrud der Ungerechtigkeit, aber die Politik 
hat nicht die Aufgabe der Nemefis, die Rache ift nicht unfer, fondern 
wir haben zu thun, was für den preußiſchen Staat eine Nothwendigkeit 
ift, und deshalb haben wir ung durch fein dynaſtiſches Mitgefühl leiten 
laſſen. Und deshalb Haben wir aus biejen Ländern felbft ſchon Aner- 
tennung gefunden. Hannoveraner haben ſich mir gegenüber fo ausge: 
ſprochen: „erhalten Sie und unfere Dynaftie; wenn das aber nicht mög- 
lich ift, dann zerreißen Sie wenigftend nicht unfer Land, fondern neh: 
men und ganz." Was unfere Yundesgenoffen betrifft, fo haben wir nur 
deren menige und ſchwache gehabt, aber es ift nicht bloß eine Pflicht, 
fondern ebenfo gebietet e8 die Mlugheit, auch dem Heinften unfer Wort 
zu halten. Je rückhaltloſer Preußen zeigt, daß es feine Feinde von ber 
Landlarte wegfegen Tann, um fo pünftlicher muß es feinen Freunden 
Wort halten. Gerade in Süddeutſchland wird biefer Glaube an unfere 

politiſche Nedlichfeit von großem Gewicht fein." 
In der Annerionscommiffion nahm Bismard bag völkerrechtlich ancr- 

Kante Mecht der Eroberung in vollfter Wirkung für Preußen in An- 
ſpruch, fügte aber gegenüber dem Vorwurf der nadten Gewalt Hinzu, . 

diefes Recht fei in vorkiegendem Fall in dem Recht der deutſchen Nation 

zu eriftiren, zu atmen und ſich zu einigen begründet, und Preußen 
habe nicht nur das Recht, ſondern die Pflicht, der deutſchen Nation die 
für ihre Eriftenz nöthige Bafis zu liefern. Die Mehrheit der Commif- 
fion ſtimmte dieſer Auffaffung bei und führte ans, fo Lange das Recht 
beftehe, Krieg zu führen, müſſe auch das Recht der Eroberung beftehen. 
Die Mehrheit der deutſchen Staaten jei es geweſen, melde die Ent- 
ſcheidung der Waffen angerufen und das Band des beutfchen Bunbes 
zerriſſen Habe, fie müßten mın auch die Folgen tragen. Preußen aber 
habe durch fein Eintreten fir die nationale Meform dem Krieg eine 
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höhere Weihe gegeben und fi dadurch dag Recht der Initiative erwor⸗ 
ben. Auch die Frage kam zur Sprache, ob das Annerionsgeſetz nicht 
dem künftigen norddeutſchen Bundestag und der Vertretung der Einzel- 
ftaaten vorgelegt werben follte. Gegen erfteres wurde geltend gemacht, 
der norddeutſche Reichstag fei ja noch nicht vorhanden, man könne mit 

dem Vollzug der Annerion nicht bis zu deſſen Zufammenberufung warten, 
und er würde bei feiner überwiegend preußiſchen Bufammenfegung auch 

nicht viel mehr competent fein als der preußiſche Landtag. Die Befra- 
gung ber Landtage der betreffenden Einzelſtaaten wurde verworfen, weil 
dieſe in Folge des Krieges ihre ſtaatliche Selbſtändigkeit verloren Haben. 
Der Beſchluß der Unnerion ftand feft, und nur der Form megen zu 

fragen wäre gewagt geweſen, da in Hannover und Frankfurt leicht ein 
verneinendes Votum ſich Hätte ergeben Können. Die in ber Anneriond- 
botſchaft zugeſicherte Schonung der berechtigten Eigenthümlichfeiten ber 
einzuverleibenden Xänder wurde als eine in der Geſchichte Preußens be- 
währte Maßregel allgemein gutgeheißen. Es wide anerfannt, daß dieſe 
Länder zum Theil treffliche Einrichtungen befäßen, bie befruchtend auf 
die preußiſchen Zuftände zurüctoirten Könnten, wie 3. B. Hannover feine 
Juſtizverfaſfung, Kurheſſen fein freies Gemeindeweſen. Doch wollte 
man ſich nicht bindend darüber ausfprechen, in welchem Umfange -Wefe 

Einrichtungen jenen Ländern zu erhalten wären. Die Commiffion ver- 
einigte ſich mit der Regierung in der Ueberzeugung, daß die Einverlei- 
bung Hannovers, Kurheffens, Naffaus und Frankfurts für Preußen 

nicht nur vortheifhaft, fondern auch politifch mothwendig fei, und ftelfte 
den Antrag auf Vereinigung dieſer Staaten mit der preußiſchen Monarchie. 
Mit dem 1. Oftober 1867 follte die preußiſche Verfaffung für diefe 
neuen Landestheile in Kraft treten, bis zu diefem Termin aber eine Dic» 
tatur beftehen, die der Megierung das Recht gab, anzuordnen, was im 
Uebergangsftabium zum Beſten jener Ränder nothwendig, und zu befel- 

tigen, was hinderlich ſei. Namentlich follte ungefäumt bie preufifche 
Militärverfaffung eingeführt werben," um die Wehrkraft der‘ neuen Ge- 
biete für Preußen verwerthen zu können. Da in den Commiſſionsſitzun⸗ 
gen Alles gründlich durchgefprochen mar, fo Fonnte die Debatte im Ab- 

georbnetenhaufe raſch erledigt werden, und am 7. September erfolgte bie 
Abſtimmung über bie Annerion mit 273 gegen 14 Stimmen, die mei- 
ſtens der äußerften Linten angehörten. Im Herrenhaus wurbe das Ein- 
verleibungsgefeg mit allen gegen eine Stimme angenommen. 

Nun handelte es fich aber auch noch um die bundesftaatlihe Ver- 
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bindung mit den nicht zur Cinverleibung beftimmten Staaten. Dazu 
waren fogleich nad) der Rückkehr des Königs aus dem Felde einleitende 

Schritte geſchehen; am 4. Auguft erging an alfe diejenigen Staaten, 
welche jener Aufforderung Preußens vom 16. Juni entſprochen und ihre 
Truppen dem Könige von Preußen zur Verfügung geftellt hatten, eine 
Circulardepeſche mit dem Entwurf eines Bündnißvertrages, und ſchon 
am 18. Auguft wurde derfelbe von folgenden fünfzehn Staaten unter- 

zeichnet: Sachſen⸗Weimar, Oldenburg, Braunſchweig, Sachfen-Altenburg, 

Sachſen⸗Koburg⸗ Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Sondershaufen, Schwarz 
burg⸗ Rudolſtadt, Walde, Reuß jüngere Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, 

Lübeck, Bremen, Hamburg. Diefe ſchloſſen mit Preußen ein Offenfib- 

und Defenſivbündniß zur Erhaltung der Unabhängigkeit und Integrität, 
ſowie der inneren und äußeren Sicherheit ihrer Staaten. In Artitel 5 
wurde auf das Neihswahlgefeg vom 12. April 1849 hingerviefen, das 
am 13. Auguft dem preußifchen Landtag zur Annahme vorgelegt worden 
war. Daſſelbe gewährte jedem unbefcholtenen Staatsbürger, der das 
fünfundzwanzigfte Lebensjahr zurückgelegt Hatte, active8 und paſſives 

Wahlreht, und zwar fo, daß je auf 100,000 Seelen ein Abgeorbneter 

in divecter Wahl gewählt werben ſollte. In der Commiffion, melde 
zur Berichterftattung über das Wahlgefeg berufen wurde, erhoben fi 
einige Bedenken gegen das allgemeine und directe Wahlrecht, ba es bei 

der notorifchen Ungleichheit der Wähler doch gefährlich fei, der Mafle 
einen fo großen Einfluß zu gewähren; doch wollte Niemand daran, das 
Gefe abzulehnen, da Bismarck befonderen Werth darauf Iegte, daß 
man fich nicht don dem Text des Reichswahlgeſetzes von 1849 entferne. 
Bei der Abſtimmung im Wbgeorbnetenhaufe, die am 11. Sept. ftattfanb, 
wurde das allgemeine birecte Wahlrecht mit großer Majorität gegen 13 

Stimmen angenommen. Neunzehn Polen protefticten gegen die im Wohl⸗ 
deſetz in Ausfiht genommene Einverleibung Pofens und Weſtpreußens 
in den zu conflituirenden norddeutſchen Bund. Die Frage, ob die Ab⸗ 
georbneten des Reichstags Diäten- erhalten follten, wofür ein Antrag 
geftellt worden war, wurde mit 152 Stimmen gegen 124 verneint. 

Im Herrenhaus wurde das Reichswahlgeſetz am 17. Sept. eben- 
falls mit großer Mehrheit angenommen, aber nachträglich der Beſchluß 
gefaßt, „die kgl. Regierung aufzufordern, bei Vereinbarung ber Ber- 
faffung für den norddeutſchen Bund Fürforge zu treffen, die Bedenlen, 
welche die Anwendung des allgemeinen Stimmrecht zur Bildung der 

tünftigen Bunbesvertretung hervorrufen würde, durch eine anderweite 
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Zufammenfegung berfelben zu befeitigen, und in der Beziehung in Be- 

tracht zu ziehen, inwiefern dieß durch die Wahl von ber Hälfte der Ab- 
geordneten durch die Höchftbeftenerten ber Wahlkreiſe, ſowie dadurch zu 
erreichen fein möchte, daß dem Abgeordnetenhaus ein Staatenhaus, nach 
Analogie des durch den Verfaffungsentwurf vom 26. Mai 1849 $ 86 
vorgejehenen, zur Seite gefegt wird." 

Unter den norddeutſchen Regierungen, welche am 18. Auguft ben 
Bündnifvertrag unterzeichnet hatten, fehlten außer der ſächſiſchen auch 
noch einige Meinftaaten. Die beiden Medienburg glaubten für Artikel 

2 und 5, welche die Anorbnung der Neihstagswahlen und die Verein. 

barung über den Bundesverfaſſungsentwurf betrafen, die Buftimmung 
ihrer Landftände einholen zu müſſen und zögerten beöhalb mit dem Bei- 

tritt, fchloffen aber am 21. Auguſt doch einen Vertrag ab, mit dem 
Vorbehalt, in Bezug auf jene Artifel fpäter eine Erklärung abzugeben, 

die fie thunlichſt au befchleunigen verſprachen. Neuß ältere Linie und 
Sadfen-Meiningen-Hildburghaufen, welche vor dem Krieg den Anſchluß 
an Preußen abgelehnt Hatten, verfuchten auch jet noch Widerftand zu 
feiften, wurden aber durch Beſetzung ihrer Gebiete mit preußiſchen Trup⸗ 
pen bewogen, nachzugeben und den Frieden mit Preußen zu ſuchen. Die 
Fürftin Caroline von Neuß ſchloß am 26. Sept. Frieden und trat zu- 

gleich dem Bündnißvertrag bei. In Sachjen-Meiningen-Hilvburghaufen 

dankte der preufenfeindfiche Herzog Bernhard Erich Freund zu Gunften 
des Erbprinzen Georg ab, und biefer fchloß dann am 8. Oftober einen 
Friedens · und Bündnißvertrag mit Preußen. Der legte der Friedens⸗ 

abſchlüſſe war der mit dem eigentlich zur Annerion beſtimmten Königreich 

Sachen. Minifter v. Beuft hatte ſich erboten, nad) Berlin zu kommen, um 
die Friebensunterhandlungen dort zu führen, und der König hatte be 
reits dieſes Anerbieten angenommen, aber Bismard erklärte, mit Beuſt 

nicht unterhandeln zu können. Da bat leßterer um feine Entlaffung, die 
der König von Sachſen am 16. Auguft auch gewährte. Nun wurden 
der bißherige ſächſiſche Gelandte in Berlin, Graf Hohenthal und der 
Minifter v. riefen mit den Unterhandlungen beauftragt, und für bie 
mifitärifchen Fragen Generalmajor v. Zabrice ihnen beigegeben. König 
Johann beauftragte feine Bevollmächtigten, foweit es in ihren Kräften 
ftehe, auf ein chrliches und freundliches Zufammengehen mit Preußen 
Bedacht zu nehmen, und in Folge davon kamen die Verhandlungen bald 

in ein förberliches Geleife. Aber ehe fie begannen, verfuchte Napoleon 
noch einen anderen Vermittlungsvorjhlag. Cr ſchrieb am 26. Aug. an 



142 Preußen nad dem Kriege. 

feinen Minifter Nouher:*) er glaube, daß Preußen dem Königreich Sad- 
fen viele Chifanen bereiten werbe. Es wäre deshalb beffer, wenn Preu- 

" Ben das ganze Königreich Sachſen, ein proteftantifches Land, ammectirte, 
und dem König von Sachſen auf dem linken Rheinufer in einem Tatho« 
liſchen Land eine Eutſchädigung gewährt würde. Aber alles das folle 
nur freundſchaftlich infinuirt werden und ber dahin zielende Vertrag ge- 

heim bfeiben. Die Luremburger Frage werde von ſelbſt zum Durch- 
bruch gelangen, fobald die Unterhandlungen begonnen Haben. : Diefer 
Plan ftand im Zuſammenhang mit der von Frankreich projectirten Er⸗ 
werbung Suremburgs und Belgiens; er ſcheint aber noch vor den Frie⸗ 
densunterhanblungen zwifchen Preußen und Sachſen befeitigt worden zu 

fein. Von dem Verlauf derfelben haben wir feine nähere Kunde. Sie 
gelangten erft am 21. Oktober zum Abſchluß. 

Die weſentlichen Punkte waren: die Anerkennung der Nikolsburger 

Präfiminarien und des Prager Friedens, und die Erlegung einer Kriegs⸗ 
koſtenentſchädigung von 10 Millionen Thaler. Da im Prager Frieden 
die Erhaltung der Integrität des ſächſiſchen Gebiets zugeftanden war, 
fo konnte von feinen Abtretungen die Rede fein. Dagegen mußte Sachſen 

dem norddeutſchen Bunde beitreten, feine Truppen unter den Oberbefehl 

des Königs von Preußen ftellen, feine diplomatiſche Vertretung, fein 
Poſt⸗ und Telegraphenweſen an die Krone Preußen überlaffen. Die Um- 
geftaltung der fächfiihen Armee wurde befonderen Verhandlungen vorbe- 
Balten. 

Der Friede mit Sachſen machte nun erft die weitere Einleitung zur 
Gründung des norddeutſchen Bundes möglich. Zunächſt waren Bera- 
tungen’ über einen Verfaſſungsentwurf nöthig, den man bem conftitui- 

renden Reichstag vorlegen konnte. Die legte Aufgabe des im November 

wieber zufammengetretenen preußifchen Landtags des jahres 1866 war, 

den Generalen und Staatsmännern, welchen man bie Errungenfchaften 
vorzugsweiſe zu danfen Hatte, eine Nationafbelohnung zu becretiren. Am 
16. Nov. legte die Negierung einen Geſetzentwurf vor, nad) melden 
zur Verleihung von Dotationen an die preußiſchen Heerführer die Summe 

von Einer und einer halben Million Thalern aus den eingehenden Kriegs- 
entſchädigungsgeldern zur Verfügung geftellt werben follte. Die Ber- 

wendung diefer Summe follte der Entſcheidung des Königs felbft über- 

*) Diefer Brief wurde zuerft in der Wiener Neuen freien Preffe Sehruor 1871 

veröffentlicht. Vol Flathe / Geſchichte Sadjfens We. LIT. 1873. 6. 807. 



Die Dotationen. 143 

laſſen werben. In einer geheimen Commiffionsfigung wurden von den 

Miniftern die Generale v. Roon, v. Moltke, Herwarth v. Bittenfeld, 
v. Steinmeg und Vogel v. Faldenftein als diejenigen bezeichnet, welchen 
die Dotationen bewilligt werben follten, aber die Regierung, wurbe hin» 
zugefügt, habe den dringenden Wunſch, daß die Namen im Gefeg nicht 
genannt würden. Die Commiffion bilfigte die von den Miniftern bezeich- 
neten Namen, machte aber geltend, daß es dringend geboten erfcheine, 

an erfter Stelle unter ben zu botivenden Perfonen Graf Bismard zu 
nennen, und als ein beftimmter bahin zielender Antrag geftelft wurde, 
ward derſelbe mit großer Majorität angenommen. Auch beftand die 
Eommiffion auf Nennung der Namen. Unter Zuftinnnung der anwefen- 

den nicht betheiligten Minifter wurde nım der Gefegentwurf formulirt, 
und am 5. Dec. der Antrag im Abgeorbnetenhaufe mit 219 Stimmen 
gegen 80, im Herrenhaufe mit Einftimmigfeit angenommen. 



Bweiundzwanzigftes Kapitel. 

Die fürdentihen Stanten und ihre Friedensſchlüſſe. 

Die fübdeutf—hen Staaten, deren Mehrzahl jo fiher auf den Sieg 
und Schuß Oeſterreichs gerechnet hatten, waren bei den Friebengunter- 

Handlungen in einer beſonders ſchlimmen Lage. Preußen hatte ihnen, 
wie auß einer Erklärung des Miniſters v. d. Pforbten in der bairiſchen 

Kammer hervorgeht,*) wenige Tage nach der Schlaht von Königgräg 
Frieden und Bündniß angeboten, aber fie lehnten das Anerbieten ab, 

wohl nicht bloß aus Bundestreue gegen Defterreih, ſondern in Folge 
richtigkeit ihrer Haltung vor dem Krieg und in Hoffnung auf die Jnter- 
vention Frankreichs. Es fehlte nicht an Mahnungen in ber Preffe und 

in diplomatischen Kreifen, man folle ſich doch nicht vorzeitig zu einem 

raſchen Frieden drängen laſſen, es gelte vielmehr, jegt feine ganze Kraft 
anzuftrengen, um bem Fortſchreiten der preußifchen Uebermacht Einhalt 
zu thun. Solde Stimmen erhoben fich beſonders in ber Allgemeinen 
Zeitung; dagegen Tießen ſich freilich auch entgegengejegte hören. So jene 

=) Er antiortete auf eine Iuterpellation des Abgeordneten Fiſcher am 28. An- 
guſt 1866: Der preußifche Gefandte in Paris habe dem dortigen bairiſchen Gefanb- 

ten fagen laſſen, feine Regierung fei bereit, Friedensunterhandlungen anzunäpfen. 
Diefes Anerbieten fei auch unverzüglich nad) Münden gemeldet worden, aber man 
Habe bort geglaubt, entſchieden ablehnen zu müffen, weil man im Gingehen anf ein 
feitige Verhandlungen einen Vertragsbruch gegen Defterreich erblidt Hätte, da letzteres 
im der Convention von Olmit, 14/30. Juni, fid verpflichtet Hatte, feine einfeitigen 
Friedensverhandlungen zu führen. Cine Conferenz, welde die fübdentichen Minifter 
am 21. Juli in Kranffurt Hatten, galt der Berathung über bie Frage, ob fie nicht 
insgefammt von dem Bündniß mit Defterreich zurildtreten follten. 
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Klage in der Allg. Ztg. vom 6. Juli, daß die allgemeine Stimmung 
frech gefäljcht werde, und die einzige Rettung Baierns bie ſchleunige 
Zurückberufung bes batrifchen Heeres wäre. Am entfchiedenften und ſchnell-⸗ 
fen war der Umſchlag der öffentlichen Meinung in Baden. Dort hatte 
der preußtfch gefinnte Handelsminifter Mathy am 5. Juli wegen feiner 
politiichen Geſinnung entlaffen werden müffen, aber ſchon am 16. klagten 
Correfpondenzen der Allg. Ztg., daß die gothaifche Partei in den Städ⸗ 

ten, befonders in Mannheim, Heidelberg und Pforzheim ſich wieder 
ſammle und große Nührigfeit entfalte. In Karlsruhe wurde in öffent- 
lichen Verſammlungen mit großer Wärme nicht nur für Friebensunter- 

Handlungen, fondern für Verftändigung mit Preußen in ber beutfchen 
Frage und Anſchluß an dafjelbe geſprochen, und eine Adreſſe in biefem 

Sinne dem Großherzog überreiht. Die ſtändiſchen Abgeorbneten bes 
Landes verfammelten fih am 21. Juli und ſchickten eine Deputation an 
ihn mit der Bitte um Friedensſchluß und Proteftation gegen bie Main- 

linie. Und der Großherzog, froh, des drüdenden Bannes los zu fein, 
der ihn gehindert hatte, feiner Weberzeugung zu folgen, ſtimmte von 
Herzen zu und beeilte fi}, fein Minifterium zu ändern, dem Vertreter 
des Bündniffes mit Oefterreih, Freiherrn v. Edelsheim, feine Entlaf- 
fung zu geben und am 28. Juli den vertriebenen Mathy an die Spike 

eines preußiſch gefinnten Minifteriums zu ftellen. Nicht fo leicht und 
ſchnell vollzog fi der Umſchwung in Wirtemberg. Dort beftand, be- 
fonders in der Mefibenz Stuttgart und in der Univerfitätsftabt Tübin- 
gen, eine Meine Gemeinde, welche ihre Hoffnungen für Deutſchland auf 

Preußen gefegt und ſich darüber bekümmert hatte, daß Wirtemberg in 

verbiendetem Eifer Partei gegen die Politit Preußens nehme. Diefe 

Preußenfreunde Hatten fih, zu großem Aerger ihrer Gegner und unter 
befländiger Verdächtigung des Vaterlandsverraths, nicht geſcheut, ihre 
Freude über die ſchnellen und entſchiedenen Erfolge Preußens zu bes 
fennen. Sie hielten e8 jet für ihre Pflicht, auf Frieden und Verfüh- 

mung binzuarbeiten. Ein Stuttgarter Rechtsanwalt Namens Kielmeyer 
veröffentlichte am 10. Juli im Schwäbiſchen Merkur einen offenen Brief 
an den Minifter v. Varnbüler, worin er ihm zurief: Noch fei es Beit, 
dem Sande das durch feinen Mund berühmt gewordene vae victis zu 
erfparen. Die rettende That, die man von ihm verlange, fei Umtehr, 

Zurücberufnng der Truppen und Friedensſchluß mit Preußen. Am fols 

genben Tage erließen 44 Stuttgarter einen öffentlichen Aufruf zu einer 
Verſammlung welche, Angefihts der Gefahr franzöſiſcher Einmiſchung in 

Rtüpfet, Ginheitßbekrebungen. IL. 10 



146 Die ſuddeutſchen Staaten. 

die inneren Angelegeiheiten Deutſchlands, berathen folte, was zu thum 
ſei. Die Verſammlung fand unter zahfreicher Betheiligung am 12. Juli 
ftatt, aber es erſchienen dabei nicht nur Friedensfreunde und National- 

gefinnte, fondern auch Preußenfeinde und Particulariften., Die Einla⸗ 

denden legten den Anweſenden eine Erklärung zur Annahme vor, worin 
gegen die Einmiſchung Frankreichs und die Mainfinie proteftirt und da⸗ 
gegen Verftändigung mit Preußen, Einftellung der Feindjeligkeiten und 

Einberufung eines Parlaments verlangt wurde. Aber von demokratiſcher 

Seite wurden durch Rechtsanwalt Defterlen Gegenanträge geftelit, welche 
erftens Fortſetzuug des Kampfes forderten, der nicht aufhöre, ein ge» 
rechter zu fein, weil er bisher ein unglücklicher geweſen. Zweitens wurde 

gegen das Hinauswerfen Oeſterreichs aus Deutfchland proteftirt und 
drittens die Zumuthung des Zufammengehens mit Preußen abgewieſen. 

Eine bewegte Debatte, in welcher bie Führer der nationalen Partei ihre 
Anträge mit Wärme und Nachdruck vertraten, führte doch zu Feiner An- 
nahme ber nationalen Forberungen. Proteft gegen die Mainlinie und 

"die Einmiſchung Frankreichs wollte man ſich ſchon gefallen Lafien, aber 
Verftändigung mit Preußen ſchien den Großdeutſchen und Particulariſten 
eine ganz unanuehmbare Zumuthung. Die Vertreter jenes . Programms 

gaben aber ihre Bemühungen nicht auf, und in jenen Tagen bildeten 
fich die Anfänge einer Organifation der deutſchen Partei, die unermüdet 
ihre Anftrengungen fortgejegt und zur politifchen Belehrung Wirtembergs 
nicht wenig beigetragen hat. Ein neuer Aufruf forderte am 20. Juli 
zur Unterzeichnnng einer Adreſſe auf, welche ſchleunige Mafregeln zur 
Verhinderung weiteren nußlofen Blutvergießens und zur Verftändigung 
mit Preußen auf Grundlage der Vorſchläge vom 9. April verlangte, 

Die Adreffe wurde in Stuttgart und anderen Stäbten zur Unterzeich- 
nung vorgelegt und erhielt bald Tauſende von Unterſchriften. Sie wurbe 

höcjften Orts übergeben, aber fand fein geneigtes Gehör. Die darin 
enthaltene Mahnung, kein ımnüges Blut zu vergießen, wurde in maß⸗ 

gebenden Streifen als weichliche Sentimentafität aufgefapt und im Ge 
gentheil gefordert, daß auch bie wirtembergifche Armee, bie bisher noch 

nicht ind Gefecht gelommen war, ihre Bluttaufe erhalte. Sie wurde 
ihr zu Theil in dem Gefecht bei Tauberbiſchofsheim, wo über 500 
Wirtemberger theils ihren Tod fanden, theils verwundet wurden. Die 
in jener Adreſſe ausgefprochene Befürchtung, daf eine fernere Theilnahme 
der fübdentfchen Truppen am Kampfe im günftigfien alle nım zweckloſe 
Opfer fordern würde, ging in traurige Erfüllung. 
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Auch in Baiern fanden Vorwürfe über unnütes Blutvergießen und 
Ermahnungen zu energifcher Fortſetzung des Krieges einander gegenüber. 
Die Gemeindecollegien von Nürnberg und Augsburg erflärten, es lafie 
fich wicht abfehen, welchen Vorteil Baiern durch Fortführung des trau« 
rigen Krieges noch erringen könne, im Gegentheil fei zu befürditen, daß 
die Selbftänbigfeit Baierns nur noch mehr gefährbet werde. Vollsver⸗ 
fammlungen in Lindau, Kempten und Memmingen proteftirten gegen bie 
von Frankreich aufgedrungene Mainlinie und verlangten, Baiern folle fich 

nichts darum kümmern und in den neuen beutfchen Bunb eintreten, ben 
Preußen errichten wolle. Auf der anderen Seite mahnten die Freunde 

Oeſterreichs zur Wiederaufnahme des Kampfes. Die Allgemeine Zeitung 
forderte auf, jeden Nerv anzufpannen, als ob der Krieg erft jetzt vecht 

anginge. Die Rücktehr zum Staatenbund mit Defterreich fei doch das 
einzige Mittel zur Rettung Deutſchlands. Die ſüddeutſche Diplomatie 
war aber rathlos; fie wußte nicht, ob fie Frieden fuchen, ober auf Er- 
neuerung des Krieges bringen und auf franzöſiſche Hilfe hoffen ſollte. 

Als man num in München hörte, daß in Nilolsburg Friedensunter⸗ 

Handlungen begonnen hätten, machte fi) der bairiſche Minifter von ber 
Pfordten dorthin auf den Weg und fam am 23. Juli in Nikolsburg an, 
n ber Meinung, nun aud) zu den Verhandlungen beigezogen zu werden. 
Aber er fand fich bald bitter enttäufcht; er erhielt zwar eine Audienz bei 

Biamard, aber diefer erklärte ihm, die begonmenen Verhandlungen gingen 
blog Defterreih an, und dieſes Habe auf die Vertretung Baierns und 
der andern fübbentfchen Staaten verzichtet. Erſt nachdem der Frieden 

mit Defterreich geſchloſſen fei, werde man auch mit den Staaten unter- 
Handeln, bie auf Seiten Oeſterreichs geftanden Haben. Auch verhehfte 
Bismard dem bairiſchen Miniſter nicht, daß er ſich Feine Hoffnung auf 
einen günftigen Frieden machen dürfe, nachdem Baiern vor dem Krieg 

die freundlichſten Anerbietungen abgewiefen habe. Ohne bedeutende Kriegs- 
Toftenentfchäbigung und Abtretung großer Gebietötheile in Franken und 

der Rheinpfalz werde es nicht abgehen. Beſturzt zog fich von der Pforbten 
zurück und gab feinen Collegen in Wirtemberg und Hefien Nachricht von 

diefem ſchlimmen Stand der Dinge. . 
In Stuttgart hatte der Minifter von Varnbiller vergeblich auf eine 

Einladung zum Friedenscongreß gehofft. Die Preffion ber öffentlichen 
Meinung wollte die Regierung zum erften Schritt nöthigen, und doch 
wiberfirebte e8 dem Souveränitätsbewußtſein und dem bisher feftgehaltenen 
politiſchen Standpunkt, in der Weiſe Friedensanerbietungen zu machen, 

10* 
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wie es die deutſche Partei verlangte. Auch mochte der Minifter, der fo 
voreilig das vae vietis über Preußen anögerufen hatte, fühlen, daß er 
nicht der geeignete Unterhändfer ‚fel. Es wäre unter ſolchen Umftänden 
von großem Werth geivefen, wenn bie geſetzliche Vertretung des Landes 
ihr Anfehen zu Gunften des Friedens in die Wagfchale gelegt Hätte. 
Eine ſchleunige Einberufung der Abgeorbneten erfchien ber Regierung 
wegen ber brängenden Eile, in der Entſchlüſſe gefaßt werden mußten, 
nicht thunlich, fie ſcheute ſich wohl auch, nach ſolchen Mißerfolgen 
vor die Kammer zu treten. Dagegen erließen bie Häupter der verſchie⸗ 
denen Parteien die Aufforderung zu einer Privatverfammlung der Abge- 

orbneten auf den 27. Juli. Es fanden ſich an diefem Tage auch 73 Mit: 
glieber ber zieiten Kammer ein, und die Abgeordneten Hölder, Römer 
und Wächter beantragten folgende Erklärung: „1. Es ift Aufgabe der 
Regierung, Verhandlungen fir den Frieden ſchleunigſt einzuleiten. 2. Die 
politifche Scheidung der” fühmeftbeutfchen Staaten vom deutſchen Norden 
wäre ein politiiches und volkswirthſchaftliches Unglüd, und es ift Pflicht 
der Regierung, zu befien Abwendung Alles aufzubieten.“ Aber leider 
fanden diefe Anfichten nicht die Buftimmung der Mehrheit. Es waren 

Manche darunter, die einen Südbund wünfchten und wähnten, ein von 
Breußen getrenntes Suddeutſchland wäre ein Hort der politifchen Freiheit, 

es thue vor Allem noth, Wirtemberg vor der Berpreußung zu bewahren. 

Manche glaubten, ſchon die Eonfequenz der Abftimmung vom 8. Juni, 
wo die Mehrheit der Abgeorbneten mit Begeifterung große Summen zum 
Kriege gegen Preußen bewilligt hatte, erlaube nicht für Frieden und 
Bundniß mit Preußen zu ftimmen. Dazu kam au, daß Varnbüler 
alfen feinen Einfluß aufbot, um ein Votum der Abgeorbneten zu ver- 

- hindern, daS ber Negierung eine Verläugnung ihrer Politik vor dem 
Krieg, eine pofitive Annäherung an Preußen zur Pflicht gemacht hätte, 
Barnbüler, der nicht als Minifter, aber als ritterfchaftlicher Abgeorbueter 
der Berfammlung anmohnte, theilte ein Telegramm aus Paris mit, welches 
die fübbeutfhen Staaten zur Fortſetzung des Kampfes ermuthigte und 
den Beiftand Frankreichs in Ausficht ftellte. Es ſcheint alfo, die wirtem- 
bergifche Megierung hatte fehon damals den Beiſtand Frankreichs ange 
rufen. Diefe Mittheilung hätte den wirtembergiſchen Abgeorbneten ein 
neuer Beweggrund fein ſollen, um fo mehr auf ſchleunigen Frieden zu 
dringen, damit fie einer fo gefährlichen Protection entgehen möchten; aber 
es waren eben manche Abgeordnete in ber Verjammlung, welche dachten: 

Meber franzöfifch als preußiſch“, oder die wenigftens in politiſchem Un- 
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verfland nicht merkten, wie ſchmählich es fei, in diefem Fall auf fran- 
zöfiſche Mnterftügung zu hoffen. So kam es, daß bei der Abftimmung 
nur 15 Mitglieder dem erften Theil des Antrags der nationalen Partei 

zuſtimmten, und nur 11 dem zweiten. Die Mehrheit beſchloß, bis nach 
erlangter Kenntniß von dem jetzt eben bevorftehenden Ausgang der Ber- 
Handlungen über ben Waffenftilftand und Frieden von einer ‚öffentlichen 
Kundgebung abzuftehen. Und doch wäre e8 gerade Aufgabe diefer Ber- 
ſammlung gewefen, buch eine Preußen entgegenfommende Erklärung die 

Friedensverhandlungen zu erleichtern. Am folgenden Tag wurden die 
Beſprechungen fortgefegt und ber Abgeorbnete Duvernoy, ein Mitglied 
der preußenfreundlichen Minorität, verfuchte den von Hölder und Genoſſen 
eingebrachten Antrag in gemilderter Form zur Aunahme zu bringen, aber 
die Berfammlung, die diegmal nur 56 Mitglieder zählte, Konnte ſich 

wieder zu feinem Beſchluß vereinigen, welcher ber Regierung die Pflicht 
auferlegt hätte, ein Bündniß mit Preußen zu ſuchen. Am britten Tag 
wurde der Verfuch, eine nationale Erklärung zu Stande zu bringen, noch 
einmal wiberholt, aber ohne Crfolg; die Mehrheit von 50 gegen 
20 Stimmen erflärte ſogar geradezu, fie wolle der Regierung nicht 
durch eine öffentliche Kundgebung Läftig fallen. Es wurde nämlich be- 
ſchloſſen: „Da die wirtembergifche Regierung in Verhandlungen über den 
Frieden begriffen ift, hält die heutige Verfammlung der Abgeorbneten 

eine Kundgebung in diefem Augenblick den Intereſſen des Landes nicht 
entſprechend.“ Es wäre im Gegentheil den Intereſſen des Landes fehr 

entfprechend geweſen, wenn die Landesvertretung erflärt hätte, fie wünſche 
ein Bündniß mit Preußen. Die Rechnung für die Kriegsfoftenentfchädi- 
gung wäre vielleicht niedriger ausgefallen, und der Abſchluß eines Schutz⸗ 

und Trutzbündniſſes wefentfich erleichtert worden. Uebrigens war bie 
Vorausfegung, daß Wirtemberg in Friedensverhanblungen mit Preußen 

begriffen fei, nicht einmal ganz richtig. Freiherr v. Varnbüler war an 
jenem Tage, an welchem ex feine Eollegen von einer Erflärung zu 

Gunften des Friedens abgehalten Hatte, nad; Wien, und, ba er dort 
gehört hatte, daß wirklich Defterreich feine ſüddeutſchen Verbündeten 
völlig preisgegeben habe, und nichts für fie thun könne, nach Nikolsburg 
gereist, um bort ſelbſt Frieden zu erbitten. Am 29. Juli langte er 
dort an und wurde, nachdem er längere Zeit in unbequemer Lage hatte 
antihambrireu müffen, von Bismard ungnädig abgewiefen, und ihm 
gejagt, er habe fich wegen eines Waffenftillitandes an das Commando 
der Mainarmee zu wenden. Sein bairifcher College, von der Pfordten, 
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war Tags zuvor (28. Juli) fo glücklich geweſen, wenigftens einen 

Waffenſtillſtand zu erfangen, während gleichzeitig der wirtembergifche 
Geheimvathöpräfident v. Neurath von dem Oberbefehlshaber der Dlain- 
armee General v. Manteuffel abgewieſen worden war, da legterer noch 
keine Vollmachten Hatte. Varnbüler mußte nun, umverrichteter Dinge 

von Nikolsburg nach Stuttgart zurückgekehrt, nach Würzburg reifen, um 
dort die Waffenftillftendgverhandlungen mit General v. Manteuffel zu 
beginnen. Am 1. Auguft wurde zu Eifingen bei Würzburg der Waffen- 
ſtillſtand abgefchloffen, und in demfelben für die preußiſchen Truppen 
eine Demarcationslinie feftgefegt, vermöge welcher fie ſich im nördlichen 
Theile von Wirtemberg, an ber Zauber, am untern Nedar, an der 

Jart uud am Kocher einguartieren fonnten. Sie blieben dort bis nad) 
dem Friedensſchluß und hatten Gelegenheit, durch anftändiges freund⸗ 
liches Benehmen moralijche Eroberungen zu machen und den Wirtembergern 
ihren Schreden vor Preußen zu benehmen. Ein Hauptpunft des wir⸗ 
tembergiſch⸗ preußiſchen Waffenftiliftandeg war die Verpflichtung der 

Wirtennberger, die hohenzollerihen Lande zu räumen. Während man 
nämlich noch auf Siege der Bundesarmee hoffte, Hatte ſich die wirtem- 
bergiſche Regierung vom deutfchen Bund den Auftrag geben laffen, die 
feit 1849 unter preußtfcher Herrſchaft befindlichen Fürſtenthümer Hohen- 

zolfern- Sigmaringen und -Hedingen zu bejegen. In der Nacht vom 
25—26. Juni zog ein Bataillon wirtembergifche Infanterie, begleitet 

von Staatsrath von Leutrum umd einigen anberen Civilbeamten, in 
Hechingen und Sigmaringen ein, mit einer Proclamation, worin ſich die 
Birtemberger im Namen des deutſchen Bundes als bie rechtmäßige 

Obrigkeit anllindigten. Sie kamen in der Erwartung, von ben Ein— 
wohnern als Befreier von preußifcher Herrichaft mit Freuden aufgenommen 
zu werben, aber fanden ſich fehr getäufcht, als das Volt eine kühle miß⸗ 
trauiſche Haltung zeigte und die Beamten ſich einmüthig weigerten, bie 

angefonnene Huldigung zu leiften oder gar die Kaſſen zu übergeben. 
Die Ortövorfteher erflärten mit wenigen Ausnahmen, fie vermöchten die 
Bundesgewalt nicht als legale Regierung anzuerkennen und könnten ihr 

gegenüber um fo weniger eine Verpflichtung eingehen, als dieß gegen 
ihren dem König von Preußen geleifteten Eid verfioßen würde. Die 
wirtembergifchen Beamten mußten ſich dieß gefallen laſſen, und die Be— 
ſetzungsmannſchaften wurden mır als einftweilen geduldete Gäſte angejchen. 
Der Waffenftillftand Tündigte ihnen dieſes Gaſtrecht auf, und Wirtemberg 
mußte ſich verpflichten, fo fhnell wie möglich und fpäteftens bis zum 
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8. Auguft feine Beamten und Truppen zurüdzuziehen und alles Staats- 
und Privateigentfum, foweit daſſelbe eine Beſchädigung erlitten haben 
follte, vollftändig zu veftituiren. Den Waffenftilfftandverträgen, die am 
1—3 Auguft von Wirtemberg, Baden und Heffen abgeſchloſſen wurden, 
folgte die Einladung zu Friedensverhandlungen in Berlin, wohin ſich 
die Minifter der ſüddeutſchen Stanten begaben, nicht ohne vorher den 
Beiftand der franzöfiichen Regierung angerufen zu haben. Daß dieß 

geſchehen fein muß, geht aus ben Veröffentlichungen des franzöfifchen 
Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten unzweifelhaft hervor.*) 
Laut denſelben meldet der frauzöfifche Gefandte in München am 2. Auguft 
an feinen Minifter: „m gerechter Aufregung über feine Lage hat ber 
Minifterrath des Königs befchloffen, unfere Intervention anzurufen, und 
Here v. Wendland (der bairiſche Geſandte in Paris) hat Befehl erhalten, 
in biefem Sinn Schritte zu tun." Schon früher muß die wirtember- 

giſche Regierung fich nach Paris gewendet haben, wie aus dem Telegramm 
hervorgeht, das Herr v. Barnbiller den wirtembergifchen Abgeordneten 
mittheilte. Und am 14. Auguft berichtete ber franzöfiiche Miniſter des 
Auswärtigen v. Moustier an Benebetti in Berlin: „Die Kabinette 

Säbdeutfchlands mit Ausnahme des von Karlsruhe Haben fi an die 

taiſerliche Regierung gewandt, um deren Unterftügung bei ben in Berlin 

zu eröffnenden Unterhandlungen zu erhalten." In wie weit diefe Unter- 
ſtütung geleiftet wurde, darüber haben wir feine authentische Nachricht. 
Es ift zu vermuthen, daß für die Höfe von Wirtemberg und Hefien- 

darmadi die zufifche, fir ben dadiſchen Hof die preufifche Verwandiſchaft miehr 
zu bebeuten hatte, als die franzöſiſche Verwendung. Baiern allein erman- 
gelte eines gewichtigen Fürſprechers. Seine Hoffnung auf Frankreich 
wurde ſchmerzlich getäufcht, als Bismard dem bairiſchen Minifter die 
Mittheilung machte, daß Benedetti vor wenigen Tagen die bairiſche 

Rheinpfalz gefordert und dem König von Preußen zugemuthet habe, ben 
König von Baiern zu deren Abtretung anzubalten, und daß Preußen es 
gewefen fei, welches derartigen Forderungen kräftigen Widerſtand geleiftet 

babe. Diefe Enthüllung gab den Unterhandlungen zwifchen Preußen und 
Baiern eine andere Wendung. Es war auf preußiſcher Seite der Bor- 
ſchlag anfgetaucht, den bairifchen Staat, der mit feiner oberländiſchen 
Bevöllkerung in den drei altbairiſchen Provinzen einen beſonders fchroffen 
Gegenfag gegen Norddeutſchland bildete, und vermöge feiner Machtver⸗ 
Häftniffe einer bundesſtaatlichen Einigung Deutſchlands beſonders große 

*) Documents diplomatiques No. VII. Paris 1867. p. 88. 



152 Die fündentf hen Staaten und ihre Friedeusſchlüfſe. 

Schwierigkeiten bereitete, durch Ablöfung der minder fpröden fränkiſchen 
Provinzen fo zu ſchwächen, daß fein Widerſtand nicht mehr zu fürdten 

wäre. Die mit Frankreich vereinbarte Mainlinie beredjtigte dazu, ein 

gutes Stüd von dem nördlichen Baiern für Preußen, oder wenigftens 

für den norddeutſchen Bund, in Anfpruch zu nehmen; zudem hatte 
Preußen auf die alten brandenburgiſchen Fürſtenthümer Ansbach und 
Baireuth Anſpruch, und Nürnberg, auf deffen Burg ber hohenzollernſche 
Burggraf einft refidirte, fehien durch alte Erinnerungen dem hohen- 
zollerſchen Machtbereich zugemwiefen. Der König von Preußen foll auf 
die Wiedererwerbung der brandenburgifchen Stammlande befonderen Werth 

gelegt haben. So waren für bie Bedingungen des Friedens mit Baiern 
große GebietSabtretungen in Ausficht genommen. Als aber nun Graf 
Bismard dem auf franzöfifche Unterftügung pochenden Herrn von der 

Pfordten mit der Enthülfung der franzöſiſchen Gelüfte nach der Rhein ⸗ 
pfalz entgegentrat, ftelfte fich von der Pforten mit Begeifterung auf 
die Seite Preußens, bot ein Bündniß Baierns gegen Frankreich an, 

und fo ging aus ben Friedensverhandlungen der fübdentfchen Staaten 
eine Armäherung an Preußen hervor, bie fpäter fehr wichtige Folgen hatte. 

Es ift nicht ermittelt, ob Freiherr von der Pforbten ober Freiherr 

v. Varnbüler es war, der zuerft dad geheime Bündniß anbot, aber ſoviel 
iſt igewiß, daß ber Gedanke der Allianz don Süddeutſchland ausging, 

und daß dadurch die Friebensunterhandlungen bedeutend erleichtert wurden. 
Der erfte fübbeutfche Staat, der mit Preußen Frieden ſchloß, war 

Wirtemberg, deſſen Vertrag vom 13. Auguft batirt ift. Die fchwerfte 
Bedingung war die Zahlung von acht Millionen Gulden Kriegstoften- 
entſchädigung, welche Summe ganz hätte erfpart werden können, wenn 
Wirtemberg neutral geblieben wäre. Bis die 8 Millionen bezahlt wären, 
follten die preußifcden Truppen das nördliche Drittheil von Wirtemberg 
befegt Halten. Ein Punkt, defien Erledigung man mit Sorge entgegen 

gejehen Hatte, war die Frage, ob Sübbeutfchland, nachdem es eine inter» 
nationale Stellung erlangt hatte, auch noch im Zollverein bleiben könne 

Eben die wurde im Friedensſchluß mit Wirtemberg vorläufig zugeftanden, 
und die definitive Megelung der Zollverhältniffe fpäteren Verhandlungen 
vorbehalten. Einftweilen follte der Vertrag von 1865 in Kraft bleiben. 

Die Anerkennung der zwiſchen Defterreih und Preußen abgefchloffenen 

Friedenspräfiminarien von Nikolsburg bildete einen weſentlichen Theil bes 
preußifch-wirtembergiichen Vertrags. 

Unter ähnlichen Bedingungen ſchloß am 17. Auguft Baden den 
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Friedensvertrag mit Preußen. Die Kriegsfoftenrehnmg betrug ſechs 
Millionen Gulden. Der König hatte gewünſcht, daß Baden mit biefem 
Strafgelde verfhont werde, da der Großherzog ja mur gezwungen ſich 

am Kriege betheifigt habe. Aber es wurbe entgegengehalten, daß ja auch 

die von dem Zwang ber Diplomatie unabhängige Vollsvertretung im 
Einverftändnig mit der öffentlichen Meinung für die Vetheiligung am 
Kriege getvefen fei, und daß Baden fo gut wie bie anderen Siübftaaten 
den Krieg mitgemacht habe. Außer jenen ſechs Millionen mußte Baden 
durch den Verzicht auf die Nheinzölle auch noch ein anderes finanzielles 

Opfer bringen, das ſich jährlich auf 70--80,000 Gulden belief. 
Am ſchwierigſten waren die Verhandlungen mit Baiern. Abgeſehen 

von den oben erwähnten Gründen zur Schwächung ber bairifchen Macht ſchien 
das Maß der Schuld, das Baiern auf fich geladen hatte, auch ein größeres 

Sühnopfer zu verlangen. Baiern fiel die größte Verantwortung für bie 
Ansdehnung des Krieges auf Sübbeutfchland zu. Wäre Baiern zeutral 

geblieben, fo hätte auch Wirtemberg nicht auf Oeſterreichs Seite treten 
können, und die badiſche Negierung wäre froh geivefen, nicht wider 
Willen zum Kriege gedrängt zu werben. Nad der Schlacht bei König. 
gräg trug Baiern die Hauptihuld an der Abweifung der von Preußen 
gemachten Friedensanträge. Dennod fand ſich Bismard durch die Aus- 
fit auf Herftellung eines nationalen Bandes mit Süddeutſchen bald- 
mogen, bie urfprünglichen Plane zur Demüthigung und Verkleinerung 
Baierns aufzugeben. Zwar die angefonnene Summe von dreißig Mil- 

ionen Gulden Kriegskoſtenentſchädigung fonnte nicht nachgelaſſen werben, 
aber die in Ausficht genommene Gebietsabtretung gefegneter Land- 

firiche in Franken, mit einer Einwohnerzahl von einer halben Mit- 
lion, wurde auf zehn Quadratmeilen umfruchtbaren Landes im Spef- 

fart und Nhöngebirge mit 32,000 Seelen reducirt. Nach erfolgter 
Zahlung der Entſchädigungsgelder ſollte das königlich preußifche 
zweite Reſervecorps unter dem Großherzog von Medlenburg, das 
ſich feit dem Waffenftiliftend im norböftlichen Theile Baierns aus: 
gebreitet Hatte und auch die Stabt Nürnberg bejegt hielt, den Rückmarſch 
antreten und mit thunfichfter Befchleunigung das batrifche Gebiet räumen. 

Zuletzt ſchloß auch das Großherzogthum Heffen Frieden mit Preußen. 

An der Spige der dortigen Megterung ftand ein Minifter, ber im 
Widerſpruch mit der Volksvertretung die nationalen Beftrebungen beſonders 
leidenſchaftlich verfolgte, und einer ber eifrigften Agitatoren zum Kriege 
gegen Preußen geweſen war; Freiherr von Dalwigk, feit 1850 großherzoglich 
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heſſiſcher Minifterpräfident. Beim Ausbruch des Kriegs verließ ber 
Großherzog das Sand und begab fich mit feinem Minifter nach München, 
und die preußifchen Truppen befegten das ganze Großherzogthum. Als 
es zu ben Friedensverhandlungen kam, war zuerft ftart davon bie Rede, 
die nördlich des Mainz gelegene Provinz Oberhefien, welche 72 Quadrat⸗ 
meilen mit 300,000 Einwohnern umfaßte, für Preußen in Ayfpruch zu 
nehmen. Doch wurde dieſe bedeutende Schmälerung bes heffiichen Ge⸗ 
biets noch abgewenbet durch bie Fürſprache des Kaiſers von Rußland, 
den Schwager des Großherzogs. Dagegen wurde zur Bedingung ge⸗ 
macht, daf die Provinz Oberheffen dem norddeutſchen Bunde beitrete. 
Doch ging es nicht ganz ohne Gebietöverlufte ab; die Landgrafſchaft 
Heflen- Homburg, die der Großherzog erft kurz vorher durch den am 
24, März 1866 erfolgten Tod des kinderloſen Randgrafen Ferdinand 
geerbt Hatte, und außerdem mehrere Gebietätheile ver Provinz Oberheſſen 
mußten an Preußen abgetreten werben. Der Verluft war um fo’ größer, 

da Heffen- Homburg ein fruchtbarer Landſtrich wit ſehr einträglichen 

Domönengütern ift. Ferner mußte das ganze Poſtweſen im Großherzog. 
thum an bie preußifcde Negierung übergeben werben, die auch das Recht 
erhielt, in allen Theilen des Landes Telegraphen und Telegrapkenftationen 
anzulegen. Cine Kriegsentfchädigung von drei Millionen Gulden traf 

das Großherzogthum im Verhältniß feiner Leiftungsfähigfeit. Unter 
dieſen Bedingungen wurbe am 3. September der Frieden abgejchlofien. 
Später erhielt diefer Friedensvertrag eine Ergänzung durch den Abſchluß 
einer Militärconventton am 7. April 1867, melde die ganze heffifche 
Divifion in das norbbeutfche Bundesheer einreihte und Preußen das 

Recht der Vefegung der Feſtung Mainz ertheilte. 
Der Schlußſtein diefer Friedensverträge mit den ſüddeutſchen Staaten, 

und der Erklärungsgrund für ihre verhältnißmäßig milde Behandlung 
war das mit Wirtemberg, Baben und Baiern abgefchlofiene geheime 
Schutz⸗ und Trugbündniß, worin biefe Staaten gegen die Bürgſchaft der 
Integrität ihres. Gebietes fid verpflichteten, im falle eines Angriffs- 
krieges auf den norddeutſchen Bund ihre volle Kriegsmacht diefem zur 
Verfügung und ihre Truppen unter den Oberbefehl des Königs von 
Breufen zu ftellen. Wahrſcheinlich wurden bie ſüddentſchen Staaten 
durch bie framzöfifche Bedrohung bairiſchen und heſſiſchen Gebietes zu 
der Ueberzeugung geführt, daß fie nur bei Preußen Schutz und Hilfe 
gegen Frantreich finden tönnten, und daß fie am beften thun würden, 

anftatt ein antipreußiſches Separatbündnig unter franzöfiſcher Protection 
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zu errichten, fi mit Preußen zu verbinden. Und die Zufaastifel zum 
Friedensvertrag waren dann die natikcliche Folge diefer Ueberzeugung. Na- 
poleon war dadurch um den Vortheil betrogen, den er durch die Vorſchläge 
vom 11. Juli und die Nikolsburger Präliminarien zu fichern gedachte, 

und es mer zu filedhten, daß er Einſprache erheben werde, wenn dieſe 
Zuſatzartilel jegt veröffentlicht wirrden. Deshalb mußten ſich die Ber- 
tragſchließenden zu vorläufiger Geheimhaltung verpflichten. Uebrigens 
war die Berechtigung zu einem Bündnig zwiſchen den ſüddeutſchen 

+ Staaten und dem nordbeutfchen Bund ſchon in den Nikolaburger Präli- 
minarien rt. 2 anerkannt, nad) welchem die nattonale Verbindung des 
ſüddeutſchen Vereins mit dem norddeutſchen Bunde der näheren Ber- 

fländigung zwijchen beiden vorbehalten bleiben ſollte. Diefer Vorbehalt 
mar jetzt durch jenen geheimen Artikel ausgeführt, und auch anf Heſſen 
wurde derſelbe nachträglich im April 1867 außgebehnt. 

In Wirtemberg entftand bald nad} dem Abſchluß des Friedensvertrages 
mit Prenßen das Gerücht von einer geheimen Militärconvention, die in 
Berlin verabredet worden fei, was durch den Umftand Beftätigung zu 
erhalten ſchien, daß ber wirtenibergiſche Kriegömirifter noch längere Zeit 

in Berlin verweilte. Der Staatsanzeiger verficherte aber unter dem 

18. Auguſt, daß jene Gerüchte jeder Begründung entbehren. Dagegen 
gab die preußifche Provincialcorrefpondenz vom 22. Auguft eine Andeu- 
tung von dem Borgang. Es wurde nämlich dort gefagt: „Was Süd» 
deutſchland betrifft, fo ging die Regierung davon aus, daß dort bie Er- 
werbung eines größeren ober geringeren Landftrich® nicht in's Gericht 
falfen fann gegenüber von dem großen nationalen Intereſſe der fofortigen 
Aubahnung günftiger Beziehungen zwiſchen Preußen und dem beutfchen 
Süden. Diefer Gefichtspuntt und bie darauf begründete mildere Be— 
Handlung der ſüddentſchen Staaten haben auf Seiten derfelben die volifte 
Würdigung gefunden, und es tft zuverjichtlih anzunehmen, baß bie 
Friedensunterhandlungen dazu gedient haben, Hoffnungsvolle Anknüpfungen 
zwifchen dem Rorden und Süben Dentfchlands zu begründen und dadurch 
ein neues Unterpfand für eine heilfame nationale Entwidelung Gefanmt- 
Deutſchlands zu gewähren." 

In Folge der Friedensſchlüſſe, welche die Auflöfung der Yundes- 
verfaffung als vollendete Thatſache anerkannten, wurde auch auf Antrag 
der bairiſchen Regierung die Bundesverſammlung, bie jeit dem 26. Juli 
in Augsburg tagte, feierlich aufgelößt. Der kaiferlich- königlich öſterreichiſche 

Präfibialgefandte v. Kübeck, der bereits mad) Wien überfiedelt war, lam 
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noch einmal nad Augsburg, um am 24. Auguft die letzte Sigung 
zu halten. Er beantragte in furzen Worten, zu beichliegen, daß die 
Berfammlung ihre Tätigkeit beendige, und die Anweſenden, nämlich die 
Gefandten Baierns, Sachſens, Hannovers, Wirtembergs, beider Heffen, 

Naſſau's und Lichtenfteing gaben ‚ebenfo einfach ihre Zuftimmung. So 
hatte der vielgefhmähte Bundestag, der nad feiner Wiederauferftehung 

im J. 1850 faft unfterblich jchien, dod fein Ende erreicht. Er wurde 
ohne Sarg und Klang, ohne Leichenrede, ohne Thräne zu Grabe ge 
tragen. 

Die bairifche Regierung beeilte fi), den Friedensvertrag ihrem 
Landtag vorzulegen, und derfelbe wurde zu dieſem Zweck ſchon auf den 

25. Auguft einberufen. Der Minifter gab in einer längeren Rede eine 
Darlegung der von ihm im Einverſtänduiß mit den Kammern verfolgten 

Bolitif und eine Geſchichte der Friedensverhandlungen, um zu zeigen, 
daß es ihm gelungen fei, doch noch verhältnißmäßig günftige Bedingungen 
zu erhalten, indem die Forderungen Preußens anfänglich viel weiter ge» 

gangen feien. Die Selbftändigfeit und Unabhängigkeit fei nun unge- 
ſchmälert geblieben. Die ſüddeutſchen Staaten und insbefondere Baiern 

Haben mit Anerkennung der Befugniß Preußens, ein engered Bundes- 

verhältniß nördlich des Mains zu begründen, den Gedanken einer nationalen 
Verbindung des gefammten Deutſchlands nicht aufgegeben, vielmehr Be- 
ftimmungen aufgenommen, die auf demfelben beruhen; wie z. B. die 
Erhaltung des Zollverein, und Berathungen zur Förderung des Verkehrs 

auf den Eifenbahnen nach allgemeinen Intereſſen in Ausftcht genommen 
feien. AS nun die Kammer über die Annahıne des Friedensvertrags 

verhandelte, wurde von verfcjiebenen Seiten die Exftrebung eines näheren 
Verhältniſſes mit Preußen und dem fünftigen norddeutſchen Bunde ver- 
langt. Der Abgeordnete Hohenabel ftelfte einen dahin zielenden Antrag 
und führte aus, wenn man auch nicht geradezu den Eintritt Baierns in 
den norddeutſchen Bund wünſchen könne, fo könne man fich doch der 
Thatſache nicht verfchließen, dag in Preußen der Schwerpunkt Deutich- 
lands Tiege, und müffe hiernach einen engeren Bund mit Preußen erfireben, 
denn nur dadurch könne man fich gegen Angriffe auf die Integrität 
Deutſchlands wirkfam ſchützen. Der Abgeordnete Völlk erklärte, daß bei 

der jegigen Sachlage die Bildung eines ſüdweſtdeutſchen Bundes in feiner 
Weiſe wünſchenswerth erſcheine. Dagegen müſſe eine organifch-pofitifche 
Verbindung des Südens und Nordens mit einheitlicher Centralgewalt 
und gemeinſamem Parlamente zum Zielpunkt der bairiſchen Politit gemacht 
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werden. Der Minifter von der Pforbten Hatte ſchon früher in einer 

Ausſchußſitzung auf die Frage des Abgeordneten Brater, „ob bie Regierung 
beabfichtige, zur Bildung des in den Nikolsburger Friedenspräliminarien 
vorgefehenen fühbentfchen Bundes die Initiative zu ergreifen ober mitzu⸗ 
wirken", erflärt, es fei bei den übrigen fühmeftbeutfchen Negierungen 

wenig Gemeigtheit vorauszufegen, auf dieſes von frankreich angeregte 
Project einzugehen, und es fei überhaupt noch fein Schritt dazu gefchehen. 
In den Kammerverhanblungen wiberholte er die Erklärung, ber füb- 

deutfche Bund fei ein von Frankreich aufgenöthigtes Project, und die bairiſche 

Regierung habe Teinen Schritt zur Verwirklichung deſſelben gethan. 
Der Friedensvertrag wurde mit allen gegen eine Stimme (die des Ab- 

geordneten Ruland von Würzburg) angenommen, und mit einer großen 
Mojorität gegen 11 Stimmen befchloffen, den König zu bitten: „dahin 
wirken zu lafjen, daß durch einen engen Anſchluß an Preußen der Weg 
betreten werde, welcher zur Beit allein dem angeftrebten Endziele ent- 
gegenführen Tann: Deutſchland unter Mitwirkung eines frei gewählten 
und mit ben erforderlichen Befugniſſen außgeftatteten Parlaments zu 
einigen, bie nationalen Intereſſen wirffjam zu wahren, und etwaige An- 

griffe des Auslandes erfolgreich abzuwehren." 
In der erften bairifchen Kammer fand der Beſchluß der zweiten 

nur theilweife und bebingte Buftimmung. Nur ein Mitglied, der Fürft 

Chlodwig von Hohenlohe: Schillingsfürft, fprach ſich entſchieden für den 
Anſchluß an Preußen aus. Er erinnerte daran, daß er ſchon im 
Jahr 1849, im Widerfpruch mit den damaligen Anſchauungen, in dem 
Reichsrath diefelbe Anficht vertreten habe, und trat jetzt entſchieden für 
den Antrag der zweiten Kammer ein. Drei Wege feien Baiern offen: 
Die Gründung eines ſüddeutſchen Bundes, die Zfoltrung Baierns, und 
die Anlehnung an Preußen. Die Bildung eines ſüddeutſchen Bundes 
habe wohl Niemand im Ernfte für möglich gehalten, ebenfo wenig, daß 

Baiern feine Unabhängigkeit unter den europäiſchen Großmächten ohne 

Anlehnung an eine derfelben wahren fünne. Es fei daher nur die Frage, 
ob Baiern fich an Frankreich ober an Preußen anlehnen folle. Zur 
Ehre des bairiſchen Vaterlandes fei es conftatirt, daß ſelbſt in ben 
ſchlimnſten Tagen der neueften Gefchichte fich kein Fürſprecher für den 
Bund mit Frankreich gefunden habe. Es bleibe alfo nur ein Bündniß 
mit Preußen übrig. Sei e8 nun am ber Zeit ein ſolches Bundniß anzu- 
fireben? Mean könnte einwenben, es fei Baierns nicht wilrbig, mit dem 

flegreichen Feinde zu gehen. Wirhaben aber nım Frieden und Verfühnung 
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mit Preußen gejchloffen, und bei civififirten Völlern Höre dann alle 
Feindſeligleit auf, um. jo mehr bei Völkern eines und befjelben Stammes. 

Wollte man erſt abwarten, wie ſich der norddeutſche Bund geftalte, fo 
Eönnte ein ſolches Abtvarten gefährlich werden. Würden Creigniffe ein- 
treten, welche die Ruhe in Europa erſchüttern, fo ftünde Baiern allein 
und verlaffen da. Was es aber heiße, feinen Alttirten zu haben, das 

Habe der Staatsminifter des Aeuferen zur Genüge in Berlin erfahren. 
Er halte es für zweckmäßiger, jegt wo Alles im Fluſſe ſei, eine Stellung 
im norddeutſchen Bunde zu exfireben, zu einer Beit wo es möglich 

fein werde, für Baiern günftige Bedingungen zu erhalten, als erft anzu⸗ 
Hopfen an einem ſchon fertigen Haufe, beffen Thore verſchloſſen find. 
Dann werben wir ausgefchlofien bleiben oder mir werben und Bebin- 

gungen fügen, bie für die Dynaftie oder die Stammeseigenthimlichteit 
vernichtend fein könnten. Wenn man den Anſchluß am Preußen für 

mothwenbig halte, fo ſei es Pflicht, ſchon jetzt fih auszuſprechen. Deß 
halb empfehle er die Amahme des Antrags der zweiten Kammer. 
Dennoch wurde derſelbe mit 30 gegen 4 Stimmen abgelehnt; aber es 
war von großem Werth, daß ein amgefehenes Mitglied der hoben 
Ariſtokratie ſich in diefem Sinn ausgeſprochen Hatte. 

Fa Wirtemberg trat der Landtag erft am Ende des Septembers 
zuſammen. Vorher aber waren die Parteien ſehr geſchäftig, für und 
gegen den Anſchluß an Preußen zu agitiren. Es gab eine Partei, welche 
fich offen für Bildung eines Sübbundes ausſprach, und lieber mit Frankreich 
gegen Preußen gehen, als preußifch werden wollte. Die Demokraten unter 

Führung des Beobachter und feines Redacteurs Karl Mayer hetzten eben fo 
eifrig wie vor bem Kriege gegen Preußen, und auch die der Regierung 
zuneigenden Großdeutſchen bliefen in baffelbe Horn. Dagegen gewann 
die deutſche Partei immer mehr Anhänger und fefte Organtfation. Am 

19. Auguft trat in Plochingen, dem alten Verſammlungsort der Preußen- 
freunde vom J. 1850, eine Geſellſchaft von einigen hundert Mitgliedern, 

unter benen hauptſächlich der Stand der Induſtriellen und der Gelehrten 
vertreten war, zuſammen, um ein Parteiprogramın aufzuftellen. Schaffung 

eines kräftigen deutfchen Staatsweſens durch Anſchluß fünumtlicher beutjcjer: 
Staaten an Preußen, und Proteftation gegen die Mainfinie und gegen 
jeden Verſuch, die ſüddeutſchen Staaten zu einem eigenen politifchen 

Organismus zufemmenzufcließen, dies waren die Hauptpunkte. Man 
verfannte nicht, daß der Eintritt Sühbeutfchlands in den von Preußen 
zu gründenden Bundesſtaat im Augenblick nicht vollzogen werden lönne, 
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aber um fo mehr jah man es als Aufgabe an, Allem dem entgegen 
zutreten, was bie vorläufige Trennung zu einer definitiven machen könnte, 
dagegen diejenigen nationalen Beziehungen zu pflegen und zu entwideln, 
die fchon jetzt als gemeinfame beftehen, und dadurch dem völligen An« 

ſchluß vorzuarbeiten. Vor allem wollte man, daß die Regierung auf 
Erhaltung des Zollvereins Bedacht nehme, und fobalb als möglich eine 
Verftändigung mit Preußen über eine gemeinfame Organifation des 
Heerweſens anftrebe. Alle dieſe Vorſchläge fanden in der Verſammlung 
warme Zuſtinunung; die Stärte der Partei, ihre Verbreitung in allen 
Theilen des Landes, und ihre Zufammenfegung aus dem gebilbeten und 
beſitzenden Mittelftand war, gegenüber von allen Zweifeln und Ableug- 
uungen der gegnerifchen Barteiblätter, conftatirt, und fie konnte nun mit 
Entſchiedenheit und Zuverfiht auftreten. Gleichzeitig wurden freilich an 
anderen Orten Bufanmentünfte der Demokraten und Particulariften ger 
halten, die für den Sübbund warben und gegen Verpreußung predigten, 
aber doch nur bei negativen Behauptungen ftehen blieben. 

Die Regierung nahm zu dieſen entgegengefegten Beftrebungen feine 
eutfchiedene Stellung ein; fie ließ zwar die deutfche Partei gewähren, 

aber war weit entfernt, gleich der badiſchen fich zu ihren Grundfägen 
und Bielen zu befennen; fie fah auf der anderen Seite das Treiben ber 

Demokraten, in denen fie eine willtommene Stüte des Particularismus 
erblicdte, nick ungern. Am 25. September wurde bie zweite Kammer 
eröffnet; der Regierungscommiffär Miniſter Geßler, ber die Thronrede 
hielt, ging möglihft kurz über die Ereigniffe weg, welche die politiſche 
Stellung Wirtembergs fo weſentlich verändert hatten. Der Präfident 
der zweiten Kammer aber, Obertribunalvath Weber, einer der Wenigen, 

die ſchon vor dem Rrieg auf preufifcier Seite geftanden Hatten, ſprach 
in feiner Gröffnungsrede unverholen von der Aufgabe, Alles zu thun, 
was gefchehen könne, „um ums bem Ziele jedes deutſchen Patrioten, der 

Einheit Deutſchlands entgegenzuführen." Wir werden und, fagte er, 
über bie Haltımg Wirtembergs in dieſer Beziehung ausſprechen mäffen. 
Es ſei an mafgebender Stelle die einer Verbindung mit dem Norden 
abgeneigte Stimmung der ſüddeutſchen Bevölkerung geltend gemacht 

worden, um fo. mehr fei es von Bedeutung, in welcher Weife fich die 

öffentliche Meinung Süddeutſchlands jetzt ausſpreche. Es ſei natürlich, 
daß bie durch den ſchrecklichen Bürgerkrieg, feine Veranlafſung und feine 

blutigen Reſultate aufgeregten Leidenſchaften nicht fogleich fich gelegt 

haben; e3 gehöre Sefbftüberwindung dazu, dem aufgeregten Gefühle, dem 
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Born über den Sieg ber Gewalt, dem Aerger über erlebte arge Ent- 
täufhungen Schweigen zu gebieten und nur die befonnene Weberlegung 
walten zu laffen, was jest zu thun fei, nachdem die Entfcheidung der 
Waffen und die Friedensfchliffe Preußens mit feinen Gegnern als That- 
ſachen vorliegen. „Je größer die Enttäuſchungen waren", ſchließt er, 

welche wir erfahren mußten, und je höher und Heiliger unfer Ziel, die 
Einheit Deutſchlands ift, umfomehr ift es eine Forderung des Patrio⸗ 
tismus, alles zu vermeiden, was die Erreichung biejes Ziels gefährden 
und und neue Enttäuſchungen bereiten könnte, ums nicht dich Gefühle, 
ſondern durch befonnene Würdigung und reifliche Ueberlegung der jet 
vorliegenden Berhäftniffe beſtimmen zu laſſen. Die Augen Deutſchlands 
find jegt auf und gerichtet; Deutſchland ift auf unfern Ausſpruch gefpannt; 
nur feine Gefühlspofitit! nur fein Verkennen der Logik der Thatfadhen!" 

Einige Abgeordnete waren mit biefer Anrede fehr unzufrieden und bes 
Hogten fich, daß ihnen Gefinnungen zugemuthet würben, bie fie nicht hegten. 

Der Präfident erflärte, Daß er nur von dem Rechte, feine Anficht auszuſprechen, 
Gebrauch gemacht und eine patriotiſche Pflicht erfüllen zu müſſen geglaubt habe; 
er lönne aber jetzt keine Debatte über dieſen Punkt zulaſſen, in den fachlichen Ver⸗ 
handlungen würden ja die Herren genug Gelegenheit haben, ſich über ihre Anſich- 
ten auszuſprechen. Dieſe Gelegenheit fand ſich alsbald bei der Adreßdebatte. 

Zunãchſt legte der Miniſter v. Varnbüler den Friedensvertrag vom 
13. Auguſt zur Genehmigung vor, begleitete ihn mit einem längeren 
Vortrag über den Gang der Verhandlungen, und ſuchte feine Politil 
zu vechtfertigen fo gut es ging. Cr berühtte dabei auch die 
ſogleich nad) der Schlacht bei Königgräg von Preußen ausgegangenen 
Vriebensanerbietungen und motivirte deren Mblehnung durch die Pflicht 
der Bundestreue und die Hoffnung eines von Defterreich wieder aufzu- 
nehmenden Kampfes. Daß ein erneuter Kampf nur dann von Erfolg 
hätte fein Können, wenn Frantreich ſich eingemifcht Hätte, worauf die 

fübdentfhen Megierungen rechneten, verfchwieg er. Schließlich empfahl 
er die Annahme des Friedensvertrags dringend. Auch die preußenfeind- 
liche Mehrheit ſah ein, daß bie Verwerfung bes Vertrags doch nichts 
helfen und die Lage Wirtembergs nur verfchlimmern wiirde. So wurde 
er am 10. Oktober mit 86 gegen 1 Stimme angenommen. Am näm« 
lichen Tage wurde auch der Adreßentwurf berathen. Derſelbe war von 
einer Commiſſion verfaßt worden, die aus lauter und zum Theil fana- 
tiſchen Gegnern Preußens zufammengefegt war, und trug daher eine 
mit der neuen Ordnung der Dinge unverföhnliche Gefinnung zur Schau. 
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Man konnte die Hoffnung, daß die Macht Preußens durch einen mit 

Frautkreichs Hilfe ernenten Kampf bald gebrochen werben würde, zwiſchen 
den Zeilen lefen. Es war darin unter Anderem gejagt: „So möge 
dem vor Allem rüchhaltslos von uns ausgeſprochen fein, daß ber 
Wechſel der Ereigniſſe die Ueberzeugung von Recht und Umrecht, wie 
wir fie vor Beginn des Krieges gehegt, nicht ändern kann. Und wenn 
die Triegerifchen Erfolge die Erreichung des von ums bisher erftrebten 
Biels felbft als unmöglich darftellen follten, fo muß uns doch unver 
wehrt fein, daran zu erinnern, daß die Einigung des ganzen Deutſch- 

Lands jeit einem halben Jahrhundert der Wahlſpruch deutſcher Batrioten 
war und daß die höchſten Ideen einer Nation darum noch nicht unter- 
gehen, weil ihnen in einem beftimmten Momente die Verwirklichung ver- 

fagt zu fein ſcheint. Aber wir ftehen als die Befiegten unter der Macht 
der Thatſachen, und die Pflicht fordert von und, auf dem gegebenen 
Boden für das Befte des Volles zu forgen, Wir müffen es hinnehmen, 
daß mit ber gegenwärtigen Geftaltung Deutſchlands der Schutz des ein- 
zelnen Staates gegen außen eine unverfennbare Einbuße erlitten hat; 
boffen wir, daß dennoch jeder Angriff auf deutiches Gebiet bie 
Nation zur einmüthigen Abwehr bereit finden werde. Dem nord⸗ 

deutſchen Bunde und anzufchliegen, wären wir nicht im Stande, felbft 
wenn wir wollten, weil Preußen ſich nicht in der Tage befindet, es zu 

geftatten. Für uns fällt mit bemfelben Gewichte, wie bie Verbindung 
Deutſchlands zur mächtigen Einheit gegen aufen, die Freiheit bes Volles 

in die Wagfchale; wir find ihm ſchuldig nach Kräften die Mechte zu 
fichern, die ſchon bisher des Schutzes der Verfaffung genoffen und unge» 

hemmt ihrer weiteren Ausführung entgegengeführt werben können. Darum 
Tann nur auf einer Grundlage, welche bie berechtigte Selbftbeftimmung 
bes Einzelſtaates mit ber nothwendigen Einheit des Gefammtftaates verföhnt 
unb bie freie Entwidfung des conftitutionellen Lebens gewährleiſtet, eine Ber- 
bindung von Nord» und Süddeutſchland in befriedigender Weiſe hergeſtellt 
werben. Wir fuchen vergeblich auf ber Seite jenes Bundes nach den Garantien, 

welche unfer Recht zu ſchützen und dem Fortſchritt auf ber Bahn der 
Freiheit zu fichern geeignet wären. Wir können es daher auch für jegt 
wicht als unfere Aufgabe betrachten, den Anſchluß an den norddeutſchen 
Bund zu erfireben. ern von jeder Feinbfeligkeit gegen Preußen und 

obwohl wir die Trennung des deutſchen Sübens und Nordens für bie 

Dauer durchaus verwerfen, könnten wir es bei den nad) jeder Richtung 
anfertigen Verhältniffen nur als einen Fehler ber u Staaten 

Mihpfel, Einfeitsseksehungen, II. 
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erfennen, wem fie in haftiger Flucht vor der drohenden Iſolirung eine 
Stellung zu dem Norden ſchon jegt nehmen wollten, deren Bedeutung 

fi) unter den gegebenen Umftänden gar nicht beftimmmen läßt. Die 
augenblidliche Lage der füdlichen Staaten, welche wir allerdings als eine 
haltbare nicht anzufehen vermögen, ließe fich durch engere Verbindung 

unter einander mit gemeinfamer parlamentarifcher Vertretung geftalten. 
Sollte diefer Bund zur Zeit auf unüberwindliche Hinderniffe ftoßen, fo 
iſt doch die Einigung jener Staaten über die wictigfte Angelegenheit 
des Schutzes nad aufen und daher insbefondere über die Kriegsverfafſung 
fo fehr durch die Natur der Sache geboten, daß kaum einer berfelben ſich 
dagegen zu firäuben gemeint fein dürfte.“ 

Jene Stelle, worin die Hoffnung ausgeſprochen war, „daß jeder 
Angriff auf deutſches Gebiet bie Nation zu einmüthiger Abwehr bereit 
finden werde", war im Schoße der Commiffion fehr angefochten worden; 
zwei Mitglieder meinten, das könne man doch nicht fo unbebingt auß- 
ſprechen: es könnten ja Fälle eintreten, wo e3 gegen das Intereſſe Süb- 

deutſchlands wäre, beutjches Gebiet gegen einen Angriff Frankreichs zu 
vertheidigen, d. 5. wenn Frankreich das preußifche Nheinland erobern 

wollte, fo brauche man nicht für Preußen einzutreten. Die Errichtung 

eines fübdeutchen Sonderbundes erfchien den wirtembergifchen Barticulariften 
als ein Toftbares Recht, zu deffen Verwerthung man die Regierung 

drängen müfle. Varnbüler hatte, in auffallendem Widerſpruch mit ben 

Mintftern der beiden Nachbarftanten, den Mitgliedern der Commiſſion 
die tröftliche Zuficherung gegeben, daß bereit einfeitende Schritte ge» 
ſchehen feien, um die Bildung eines ſüddeutſchen Bundes zu Stande zu bringen. 

So wenig auch Ausſicht auf Annahme einer nationalen Adreſſe 
war, fo glaubte die beutfch gefinnte Minorität doch nicht auf Vorlegung 
eines eigenen Entwurfs verzichten zu dürfen. Hölder und Genoffen 

brachten einen Entwurf ein, deſſen Hauptftelle alfo lautete: „Der deutſche 
Bund ift aufgelöst, Oefterreich hat auf die Betheiligung an der Neuge- 
ftaltung Deutſchlands verzichtet, Preußen Hat ſich vergrößert und Deutich 
land nörbfih vom Main unter feiner Führung vereinigt. Damit ift 
das Uebergewicht Preußens in Deutſchland entjchieden, und zwar wicht 
etwa blos vorübergehend, fondern nach unferer Ueberzeugung bleibend. 
Dieß find die thatfächlihen Verhäftniffe. Sie bilden dem gegebenen 
Boden, auf welchem wir für das Beſte des Volls zu forgen Haben. Dieſe Sadh- 

Sage weist mit Nothwendigkeit auf das politifche Biel hin, deſſen Erftrebung uns 
von ber nationalen Idee, wie von den materiellen Intereſſen geboten wird. Es 
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ift die Einigung des ganzen außeröſterreichiſchen Deutſchlands in einen Bun- 
desftaat, in welchem die Centralgewalt in die Hand bes Oberhauptes des 
preußiſchen Staates. gelegt ift, bie Freiheitsrechte der Nation durch ein 
mit ben erforderlichen Befugniffen ausgeftattetes Parlament geſichert find 
und die berechtigte Selbſtbeſtimmung des Einzelſtaats gewahrt if." — 
„Gegen die Gründung eines Bundes ber fühbeutfchen Staaten müſſen 

wir und im gleicher Weile, wie fo viele Stimmen in den Nachbarſtaaten, 
entſchieden ausſprechen. Cr könnte, wenn er überhaupt außführbar wäre, 

leicht zu einer bleibenden Scheidewand gegen den beutfchen Norden und 
zu einem Stügpunft für das Ausland werben." In der Debatte wurde 
diefer Entwurf der Minorität mit großem Eifer, aber ohne Erfolg ver- 
theidigt. Die Borkämpfer der großbeutfchen und demokratiſchen Partei 
gaben mit Vefliffenheit ihren Unglauben an die Dauer des preußiſchen 
Uebergewichts fund und meinten, man fönne ihnen nicht zumuthen, ſich 
zu einer Politik zu befehren, die doch feine Zukunft habe. 

Unbegreiflich war das Benehmen des Minifters. Während er doch 
den Allianzvertrag mit Preußen im Portefeuille Hatte und fpäter die 
Ueberzeugung ausſprach, daß nur dieſe Allianz Süddeutſchland den 
nötbigen Schu gewähren könne, gaber doch nicht bie leifefte Anbeutung, 
daß e3 ber Regierung fieb wäre, wenn fi die Kammer nicht fo gar 
preußenfeindlich und unverföhnlich ausſpräche. Selbft als der Abgeordnete 
Hölder, der eine Witterung von dem beftehenden Alfianzvertrag Hatte, 
den Minifter aufforberte, ſich über die künftige Haltung Wirtembergs 
in einem Kriege Frankreichs gegen Preußen auszufprechen, und fagte, 
es wäre doch von größtem Intereſſe, wenn man einige Gewähr "dafiir 
Hätte, daß Deutfchland in diefem Fall eine einheitliche Haftung beobachten 
würde, hatte Varnbüler fein Wort berubigender Erwiderung. Und al 
Holder bei einer anberen Gelegenheit darauf hinwies, daß es in Wir- 
temberg Leute gebe, die geradezu auf Hilfe Frankreichs gegen Preußen 
hoffen und nur wünſchen, daß Preußen für fein Vorgehen gegen Defterreich 
von Frankreich gezüchtigt werde, fagte Varnbüler ganz fühl: er Halte fi 
nicht für berechtigt, zum Voraus, ehe die Flammen des Kriegs zum 
Ausbruch kämen, zu fagen wie er fi) dabei verhalten werde. Bei diefem 
Berfahren des Miniftertums, das nicht einmal feinen Einfluß auf die 

jenigen Mitglieder ber Kammer, die jedenfalls geneigt find nad) dem 
Wunf der Regierung zu flimmen, benügte, um eine Abrefe zu Stande 
zu bringen, welde einige Bereitwilligleit kundgegeben hätte, der neuen 
Geftaltung der Dinge ſich anzufchließen, ift es micht zu verwundern, baß 

1 
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der preußenfeindliche Entwurf. durchging. So fam es denn nad) Ab⸗ 
weiſung aller Amendements der deutſchen Partei zu einem Beſchluß, 
der ben Entwurf der Commiffion mit 61 gegen 25 Stimmen genehmigte. 
Dagegen gab der König, dem die Adreſſe von einer ſtändiſchen Deputation 
am 6. Oktober in Friedrichshafen überreicht wurde, eine Antwort, die 
eine ganz andere Auffaffung der Dinge zeigte. Gr fagte: „Ich banfe 
onen fir den offenen Ausdrud Ihrer Gefinnungen; es ift auch Ihnen 
nicht entgafigen, daß unmittelbar nach bem Umfturz geſchichtlicher Ver⸗ 
Häftniffe Wirtemberg mit der Stellung, weldhe e8 in Deutichland nehmen 
will, der Entwicklung der neuen Geftaltungen zu folgen hat. Wem 
nach dem blutigen Kampf in Deutſchland der Geift aufrichtiger Berfüh- 
nung zur Herrſchaft gelangt, dann dirfen wir Hoffen, daß zum Wohl 
Europa's und feiner Gefittung fi) unfere nationale Idee verwirklichen 
werde." Dieß lautete faft mehr wie eine Antwort auf die durchgefallene 
Abreffe der deutfehen Partei und belebte die Hoffnung berjelben. 

Die Stellung des wirtembergifchen Minifteriums und der Kammer 
war um fo auffalfender, wenn man fie mit derjenigen ber badiſchen 
Abgeordneten und Minifter verglich. In Baden trat am 9. Oftober 
der Landtag wieber zufammen, und ber Minifter des Auswärtigen 
v. Freydorf legte den Friedensvertrag mit Preußen vor. Seine Lage 

war eine ganz andere als die der Minifter ber beiden anderen ſüddeutſchen 
Staaten; er Hatte nicht eine verfehlte Politif zu vertheidigen, 

fondern fi auf die Thatſachen, die er vorgefunden, zu berufen, und 
die gegenwärtige Stellung Badens als eine durch die Lage der Dinge 
und die Intereſſen des Landes bedingte zu rechtfertigen. Er nahm babei 
Gelegenheit, einen Seitenblick auf die nicht ſehr freundliche Politik Baierns 

zu werfen, das in dem Vertrag von Olmüg auf die Beraubung Badens 
fpeculirt Hatte. Denn die Entfehäbigungen, die Baiern fi für den Fall 
nothwenbiger Territorialveränderungen außbedungen, konnten nicht wohl 

anders woher als aus Baden entnommen werben, und die Bermuthung, 
daß es auf eine Schmälerung des Großherzogthums abgefehen geweien, 
fand dur den Umftand Nahrung, daß jener Bertrag von Olmüg hinter 

dem Nücen Badens abgefchloffen und vor diefem forgfältig verheimlicht 
wurde, Der badiſche Minifter ſprach es mit Genugtfuung aus, „bie 
höhere Macht, die ſchon viele Huge Berechnungen zunichte gemacht, habe 
gewollt, daß nicht unfere Verbündeten, fonbern unfere Gegner fiegten, 

und weber Oeſterreich noch Balern bie Macht behielt, ben betreffenden 
Artikel des Olmüger Vertrags zur Geltung zu bringen.“ 
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Man wußte in Baden, daß bie Negierung entſchieden gegen Errich- 
tung eines ſüddeutſchen Bundes fei, und möglichft engen Anfchluß an den 

norddeutſchen Bund fi zur Aufgabe made; und die vorherrfchenbe 
Stimme der öffentlichen Meinung ging bahin, man müffe die Regierung 
in dieſem Beftrebeu unterftügen. Die liberale Partei ftellte ein Programm 
auf, in welchem fie jenes Ziel auch als ihre Aufgabe verkündete, und 
als Vorbereitung dazu volkswirthſchaftliche Gemeinſchaft und organifche 
Verbindung der militäriſchen Einrichtungen verlangte. Bei den Ver— 
handlungen über Genehmigung des Friedensvertrags ſtellte die be— 
treffende Commiſſion den Antrag, dieſe Zuſtimmung zu ertheilen und 
dabei den Wunſch zu Protokoll zu erklären: die großherzogliche Regierung 
wolle den Eintritt ber ſüddeutſchen Staaten in die Verbindung der nord⸗ 
deutſchen zum möglichften Wiberherftellung eines Geſammtdeutſchlands mit 
aller Entſchiedenheit erftreben. Unter den Meben, die bei ber Debatte 
gehalten wurden, ift beſonders bie des Abgeordneten Obkircher bemerteng- 
werth, weil biefer e8 als einen großen Gewinn rühmte, da Oeſterreich, 
das lange ein Hinderniß der deutfchen Einheit gewejen, nun ausgefchieden 
fei, und daß Preußen der Sieg nicht mehr ftreitig gemacht werben könne. 
Daran könnte nur gebacht werben, wenn die fübbeutichen Staaten die 

Hilfe des Auslandes zu fuchen ober anzunehmen entfchloffen wären, und 
diefer verwerfliche Gedanke ftehe jedem Vaterlandsfreunde fern. Noch 
wichtiger war die Rede Freydorf's, durch die entſchiedene Verwahrung 
gegen einen Südbund. Er erwähnte, daß die Verträge von Nikolsburg 
und Prag die dieffeitS des Mains gelegenen Mittelftanten auf einen 

folgen Bund weifen, aber machte geltend, daß fie nur das Recht zu 
einer ſolchen Verbindung verleihen, aber Teine Verpflichtung dazu aufer- 

legen. Es wäre unerhört, wenn man fouderäne Staaten zur Eingehung 

eine Bundes nöthigen wollte. Es laſſe ſich aud fein Bedürfniß nach- 
weifen, welches durch einen ſolchen Bund befriedigt ober gefördert werden 
Könnte, vielmehr deuten alle Intereſſen auf eine engere Verbindung mit 
Norddeutſchland Hin. Freilich ftehen zur Zeit noch dem fofortigen An- . 

ſchluß an den norbbeutfchen Bund gewichtige Hinderniſſe entgegen, die 
uns Zurüdhaltung auferlegen, um wicht unnöthig und vorzeitig Gefahren 
heraufzubeſchwören. Er jage unnöthigermeife, denn es werde eine Zeit 

Iommen, in der, was jet mit Gefahr verbunden fei, durch ben natur 
nothwendigen Gang der Ereigniffe fih von felbft gebe. Für bie füb- 
deutſchen Staaten fei der Anſchluß an Norddeutſchland eine Exiftenzfrage, 

umd zugleich der einzig mögliche Weg zur Rettung ver Einheit Deutjch- 
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lands. Schließlich ſprach der Minifter den Wunſch und die Hoffnung 

aus, daß ſich die badiſche Volfsvertretuug nad) dem Vorgang der bairiſchen 
für den thunfichften Anſchluß an den norddeutſchen Bund ausſprechen 
werde. Sie möge die im Commiffionsantrag niebergelegten Wünſche zu 
den ihrigen machen, die großherzogliche Megierung werde Alles thun, 
was zu deren Verwirklichung führen könne. Die Kammer nahm denn 
auch wirklich am 24. Oftober den Commiffionsantrag mit allen gegen 
11 Stimmen an. 

In der erften Kammer Badens wurden ähnliche, aber noch mehr ins Ein- 
zelne gehende Anträge gemacht. Die Regierung wurde nämlich gebeten, wenn 
der Anfhluß an den norddeutſchen Bund zur Zeit noch nicht durchzuführen fein 
ſollte, fo möge fie doch verſuchen, ein Schug- und Trutzbündniß mit Preußen 
abzufchliegen und bie zur Wirkfamfeit eines ſolchen Bündniffes und fir ben 
Schutz Deutfhlands und Badens nöthigen militäriſchen Verträge und 
Verabredungen mit Preußen einleiten; auf möglichft baldige Verwandlung 
des Tindbaren Zollvereins in eine unfündbare und einheitlich organifirte 

Zollvereinigung und auf eine wirthſchaftliche Gefammtverfaffung, auch 
mit Bezug auf das Eifenbahn-, Telegraphen- und Poſtweſen Hinarbeiten, 
unb die nationale Gemeinſchaft der Deutfehen durch Ausbildung eines ges 
meinfamen deutſchen Staatsbürgerrechts (dev Freizügigkeit) ftärfen und 
entwideln. Diefe Anträge wurben faft einftimmig angenommen, nur das 
Schutz⸗ und Trutzbündniß und die dadurch bedingten militäriichen Ver⸗ 
abredungen erregten bei 3 Mitgliedern der erften Kammer Bedenlen. 
Ueberhaupt zeigte ſich in Baden eine wohlthuende Einigkeit von Volk 
und Regierung. 

Neben den nationalen Kundgebungen gab es freilich auch in Baden 
Einzelne, die mit der wirtembergiſchen Majorität fympathifirten. Am 
6. November erließen einige wirtembergiſche, badiſche und bairiſche Partei» 
führer im Namen des gefährdeten Baterlandes einen Aufruf zu einer 
großdeutſchen Verfammlung, die auf den 11. November nach Stuttgart 
eingeladen wurde. Es erſchienen dort 33 Vertreter der großbeutfchen 
Richtung, theilweife Defegirte weiterer Kreiſe, um ſich über die Einfeitung 

einer organifirten Thätigfeit fir Erſtrebung ber vorgefegten Ziele zu ber 
ſprechen. Es wurden nun nach ausführlicher Begründung folgende Säge 
als Programm des Parteivereins befchloffen. „1) Angeſichts der durch 
die jüngften Ereigniſſe Herbeigeführten Zerreißung Deutſchlands erklären 
wir es für eine Pflicht aller deutjchen Regierungen und Stämme, mit 

allen Mitteln eine Wiebervereinigung und Gefammtverfaffung des Bater- 



Erflärung der Großdeuticen. 167 

Landes anzuftreben. 2) Nicht der Einheitftaat, ſondern nur ber Bundes⸗ 
ſtaat auf freiheitlicher Grundlage, wie «in folcher bereits in der Aeids- 
verfaffung vom Jahr 1849 mit den Grunbrechten einen geſetzlichen Aus- 

drud gefunden Hatte, ift die rechtlich mögliche Form jener Wiederver- 
einigung. 3) Im Hinblid auf die Hinderniffe, welche einer ſolchen 
Wiebervereinigung bis jegt entgegenftehen, und da dem Norbbunde zur 
Zeit noch jede Verfaſſung mangelt, welche eine fveiheitfihe und parla- 

mentarifche Entwicklung der Einzelftaaten wie des Bundes gemährleiflete, 
erklären wir es für eine dringend gebotene Aufgabe der ſüddeutſchen 
Staaten, daß fie im Intereſſe ihrer Selbfterhaltung wie des freiheitlichen 
und nationalen Fortſchritts ſich unter einander. verbinden. 4) Die freie 
Entwicklung der inneren Verfaffungsverhättniffe in den ſilddeutſchen 
Staaten muß die wejentliche Grundlage ihres Bundes bilden; insbeſondere 

muß derfelbe durch Einführung eines auf allgemeiner Wehrpflicht und 
turzer Präfenzzeit beruhenden, wenigft Eoftipieligen Wehrſyſtems ſich die 
Möglichkeit ſchaffen, im rechten Augenbfid feine durch das allgemeine 
Intereſſe gebotenen Bedingungen einer Vereinigung mit dem übrigen 
Deutſchland thatkräftig vertreten zu können.“ 



Drei und Zwanzigftes Kapitel. 

Die Gründung des norddeutſchen Bundes. 

An alfe die Staaten, welche mit Preußen den Vertrag zur Grin- 
dung eines neuen Bundes gefchloffen hatten, erging am 21. Novbr. 1866 
eine Einladung auf den 15. December, Bevollmäctigte nach Berlin zu 
ſchicken, um mit denfelben die Vorlagen an den fünftigen Reichstag zu 

vereinbaren. An dem beftimmten Tage wurden die Sigungen der Confe- 
renz von Bismard mit einer Rede eröffnet, in welcher er die Ziele, die 

erreicht werben müßten, bezeichnete. „Der frühere deutſche Bund“, fagte 
er, „erfüllte in zwei Michtungen die Zwecke nicht, für melde er ge» 

ſchloſſen war; er gewährte feinen Mitgliedern die verſprochene Sicherheit 

nicht, und er befreite die Entwidlung ber nationalen Wohlfahrt des 
deutſchen Volles nicht von den Feſſeln, welche die hiſtoriſche Geftaltung 
der innern Grenzen Deutſchlands ihr anlegt. Soll die neue Ver— 
faffung dieſe Mängel und die Gefahren, welche fie mit ſich bringen, ver- 
meiden, fo ift es nöthig, die verbündeten Staaten durch Herftellung 
einer einheitlichen Leitung ihres Kriegsweſens und ihrer auswärtigen 

Politik fefter zufammenzufchließen, und gemeinfame Organe ber Geſetz⸗ 
gebung auf dem Gebiete der gemeinfamen Intereſſen der Nation zu 
ſchaffen. Diefem alffeitig empfundenen und durch die Verträge vom 

18. und 21. Auguft befundeten Bedürfniß hat die kgl. Megierung in 
dem vorliegenden Entwurf abzubelfen verjucht. Daß berfelbe den ein⸗ 
zelnen Regierungen vwefentliche Beſchränkungen ihrer particularen Unab- 

hängigfeit zum Nugen der Gefammtheit zumuthet, ift felbftverftändlich 

und bereit3 in den alfgemeinen Grundzügen*) dieſes Jahrs vorgejehen. 

*) &. die Cireular- Depeſche an bie Deutfejen Regierungen vom 10. Inni 1866. 
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Die unbeſchränlte Selbftändigfeit, zu welcher im Laufe ber Geſchichte 
Deutſchlands die einzelnen Stämme und dynaſtiſchen Gebiete ihre 

Eonberftellung entwicelt haben, bifbet ben wefentlichen Grund der polis 
tiſchen Unmacht, zu welcher eine große Nation verurtheilt war, weil 
ihr wirffame Organe zur Herſtellung einheitlicher Entjchliegungen fehlten, 
umd die gegenfeitige Abgeſchloſſenheit, in welcher jeder der Bruchtheile 
des gemeinfamen Baterlands ausfchließlich feine localen Bedürfniſſe ohne 

NRüdficht für die des Nachbars im Auge behält, bildete ein wirkſames 

Hinberniß der Pflege derjenigen Intereſſen, welche nur in größern natio- 
nalen Kreifen ihre legiglative Förderung finden können. Selbſt die ſegensreiche 
Inftitution bes Bollvereins hat diefem Uebelftand nicht abzuhelfen ver- 
mocht, weil einmal ihre Wirkfamfeit auf die Zollgeſetzgebung beſchränkt 
war, und auch die Fortentwicklung diefer kaum ander als in ben 

Krifen der Exiftenz, welche fi von 12 zu 12 Jahren vollzogen, be- 
wirft werden konnte.” Hierauf wurde ein Verfaſſungsentwurf vorgelegt, 
welcher eine weitere Ausführung ber ſchon vor dem Kriege, am 10. Juni 1866, 
den deutſchen Regierungen mitgetheilten Grundzüge war. Man ließ 
nun borerft den Bevollmächtigten Beit, diefe Vorlage zu prüfen, und 
berief fie nach einigen Wochen zu neuen Sigungen, die vom 18. Januar 
bis 7. Februar 1867 ftattfanden. In diefen wurden verfchiedene Verände- 
rungen beantragt, aus deren Annahme oder Verwerfung bie Redaction 
hervorging, welche dem Reichstag vorgelegt werden follte. Die Proto- 

tolle diefer Sigungen zeigen, daß von ben verfchiebenen Bevollmächtigten 
feine grundſätzlichen Einwendungen vorgebracht wurden, e8 handelte ſich 

meiſtens nur um fpecielfe Intereſſen ber betheiligten Staaten. In dem 
Schlußprotocoll vom 7. Februar, an welhem Tage ber Tert der Bor 
Tagen enbgiltig feftgeftelit wurde, ſprachen ſich die Bevollmächtigten tiber 
ihre Wünſche, Vorbehalte und Voransfegungen noch einmal aus, erklärten 
übrigens einftimmig ihre Annahme. Die michtigften Bemerkungen 
wurden von bem großherzoglich ofbenburgifchen Vertreter gemacht, der 
fchon während der Verhandlungen einige Bedenken vorgebracht hatte. 
Er Hatte die Frage aufgeworfen, ob nicht die Vertretung ber Nation 

durch ein aus geeigneten Elementen zufammengefegtes Oberhaus ergänzt 
werben follte? Dabei wünſchte er eine Beſchränkung ber Competenz 
des Yundesrathes, die Einfegung eines förmlichen Bunbesminifteriums, 
die Errichtung eines Bundesgerichts, die Vereinbarung eines Etats für 
die Militärausgaben an Stelle ber im Entwurf geforderten Paufch- 
ſumme. Diefe Ausftellungen find um fo bemertenäwerther, da im 
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Verlauf der Beratungen des Meichötages mehrmals darauf Bezug ge 

nommen wurde.*) 

Die Berathung mit den Bevollmächtigten wurde dadurch weſentlich 
erleichtert, daß das Oberhaupt des nächſt Preußen mädtigften Staates, 
der König von Sachſen, mit feinem Sohne, dem Kronpringen, auf Einladung 
König Wilhelms am 16. Dec. zum Beſuch an den Hof zu Berlin gekommen 
war und dadurch zu erkennen gegeben Hatte, daß er wieder in freund» 
ſchaftliche Beziehungen zu Preußen treten und ohne Rückhalt in das 
Bundesverhältniß eingehen wolle, zu welchem ihn das Kriegsgeſchick ge- 
nöthigt Hatte, Es wurde ihm dafür die freundlichſte Aufnahme in 
Berlin zu Theil, und dieſes gute Einvernehmen ber Regentenhäufer hatte 
denn auch die Folge, daß von dem ſächſiſchen Bevollmächtigten bei den 

Verfaſſungsberathungen nicht die mindefte Schwierigkeit gemacht wurde. 
Eben fo weuig ließ ſich etwas von den Chifanen Preußens fpüren, die 

Napoleon yprophezeiht hatte. Im Gegenteil gewährte Preußen dem 
Königreich Sachſen durch einen Militärvertrag, der auch am 7. Februar 

abgefchlofien wurde, eine fehr wichtige Ausnahmeſtellung. Es wurde 
nämlich Sachen in biefem Vertrag zugeftanden, baß feine Truppen ein 

in ſich geſchloſſenes Armeecorps mit eigenen ahnen und Feldzeichen 
bilden follten. Der König verſprach auch, unbeſchadet der Preußen zu- 
ftehenden Berechtigung, über die ſächſiſchen Truppen zu bisponiren, daß 

der Verband unb die Gfiederung bes ſächſiſchen Armeecorps möglichft 
erhalten bleiben follte, und baß er in bie inmere Verwaltung deffelben 
nicht eingreifen wolle, wodurch ein befonberes ſächſiſches Kriegsmini⸗ 
ftertum und eine eigene Verwaltung ber auf Sachſen fallenden Quote 

des Bundesmilitärbudgets anerkannt war. Auch das Recht der Dislo- 
cationen, das dem Bundesfeldherrn als foldem zuftehen mußte, wurbe 

weſentlich beſchränkt durch die Zufage, daß der König von Preußen von 
diefem Rechte nur Gebrauch machen wolle, wenn er fi) im Intereſſe 
des Bundesdienſtes zu einer ſolchen Maßregel bewogen finde; auch ver⸗ 
ſprach er, in ſolchen Fällen ſich vorher mit dem König von Sachſen 

ins Vernehmen ſetzen zu wollen. Die Verpflichtung der ſächſiſchen 
Truppen, dem Bundesfeldherrn unbedingt Folge zu leiſten, wurde durch die 
Faſſung der Fahneneidsformel dahin modificirt, daß es hieß: „ich gelobe, 

*) Do manche Leſer unſeres Buches den Tert des Cutwurfes nicht gerade zur 

Hand haben werben, fo laſſen wir ihn im ber Geſtalt, in weicher er aus den Bera- 
thungen ber Bevollmächtigten hervorgegangen if, im Anhang abdruden. 
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daß ich Sr. Majeftät dem Könige während meiner Dienftzeit als Sol- 
dat treu dienen, bem Bundesfeldherrn und den Kriegsgeſetzen Gehorfam 
leiften und mid) ſtets als ein tapferer und ehrliebender Solbat verhalten 
mil." Selbſt die Ernenmung der commandivenden Generale wurde dem 
König von Sachſen vorbehalten, jedoch fo, daß jede einzelne Ernennung 

von dem vorhergehenden Einverſtändniß mit dem Bundesfeldherrn ab- 

Hängig gemacht war. Nur die Ernennung des Höchftcommanbirenden 
der ſachſiſchen Truppen follte dem Bundesfeldherrn allein zuſtehen. 
Unter ber Vorausfegung, daß bis zum 1. Juli 1867 die Meorgani- 
fation des tgl. ſächſiſchen Armeecorps fo weit vorgefchritten fein werde, 

daß man deren volfftändiger Durchführung mit Buverficht entgegenfehen 

tönne, gab der König von Preußen die Zuſicherung, bis zu jenem Tage 
die preußiſchen Truppen aus Sachſen zurüdziehen, und nur bis auf 
Weiteres den Königftein, Leipzig und Bautzen befegt halten zu wollen. 
Auch folle die Reſidenzſtadt Dresden nicht als Bundesfeftung angefehen 
und erflärt werben, und ihre Befegung ben fächfifchen Truppen über- 
laffen werben. 

Der neue Reichstag, zu dem die Wahlen in aller Stille vor fi 

gegangen waren, wurde am 24. Februar 1867 zu Berlin eröffnet. 
König Wilhelm hielt dabei eine bedeutungsvolle Thronrede, auf die in 

ganz Europa mit gefpannter Aufmerkfamteit gelaufcht wurde. Mit freu- 
digem Stolz wies er auf bie Ergebniffe bes jüngften Kampfes und bie 

große Aufgabe der Verfammlung Hin: „Es ift ein erhebenber Augen- 
blid, in welchem ich in Ihre Mitte trete; mächtige Ereigniffe haben ihn 

herbeigeführt, große Hoffnungen knüpfen fi} an denſelben. Daß es mir 
vergönnt ift, in Gemeinſchaft mit einer Berfammlung, wie fie feit Jahr: 
Hunderten leinen deutfchen Fürſten umgeben hat, biefen Hoffnungen Aus- 
drud zu geben, dafür danke ich der göttlichen Vorſehung, welche Deutjch- 
land dem von feinem Volke erfehnten Biele auf Wegen zuführt, die wir 
micht wählen oder vorausſehen. Im Vertrauen auf dieſe Führung 

werben wir jenes Ziel um fo früher erreichen, je klarer wir die Urſachen, 
welche und und unfere Borfahren von demfelben entfernt haben, im 

NRüchlice auf die Geſchichte Deutſchlands erkennen. Einſt mächtig, groß 
und geehrt, weil einig und von ftarfen Händen geleitet, ſank das deutſche 
Reich nicht ohne Mitſchuld von Haupt nnd Gliedern in Zerriffenheit 
und Ohnmacht. Des Gewichtes im Mathe Europa’s, des Einfluſſes 
auf die eigenen Geſchicke beraubt, warb Deutjchland zur Wahlftatt ber 
Kämpfe fremder Mächte, für melde es das Blut feiner Kinder, die 
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Schlachtfelder nnd die Kampipreife hergab. Niemals aber hat die Sehn- 

ſucht des deutſchen Volles nad) feinen verlorenen Gütern aufgehört, und 
bie Gefchichte unferer Zeit ift erfüllt von den Beftrebungen, Deutſchland 
und dem deutſchen Volle die Größe feiner Vergangenheit wieder zu er- 
ringen. Wenn biefe Veftrebungen bisher nicht zum Biele geführt, wenn 
fie die Zerriffenheit, anftatt fie zu Heilen, num gefteigert haben, weil man 

ſich durch Hoffnungen oder Erinnerungen über den Werth der Gegen. 
wart, durch Ideale über die Bedeutung der Thatfachen täufchen ließ, jo 
erfennen wir daraus bie Nothiwendigfeit, die Einigung des deutfchen 
Boltes an der Hand der Thaiſachen zu ſuchen und nicht wieder das 
Erreihbare den Wünſchenswerthen zu opfern. In biefem Sinne haben 
die verbündeten Megierungen, im Anfchluffe an gewohnte frühere Ber- 

häftniffe, ſich über eine Anzahl beftimmter und begrenzter, aber praftifch 

bebeutfamer Einrichtungen verftänbigt, welche ebenfo im Bereiche der un- 
mittelbaren Nothivendigfeit als des zweifellofen Bebürfniffes liegen. Der 
Ihnen vorzulegende Berfafjungsentwurf muthet der Selbſtändigkeit der 
Einzelftaaten zu Gunften der Gefammtheit nur diejenigen Opfer zu, 
welche unentbehrlich find, un den Frieden zu ſchützen, die Sicherheit des 
Bundesgebietes und die Entwicklung der Wohlfahrt feiner Bewohner zu 
gewährleiſten. Meinen.hohen Verbündeten habe ich für die BVereitwilfig- 
feit zu danfen, mit welcher fie den Bebürfniffen des gemeinfamen Bater- 
landes entgegen gelommen find. Ich ſpreche biefen Dant in dem 
Bewußtſein aus, daß ich zu berfelben Hingebung für das Gefammt- 
wohl Deutſchlands auch dann bereit geweſen fein würde, wenn bie Bor- 

fehung mic; nicht an die Spige des mächtigften und aus diefem Grunde 

zur Leitung des Gemeinweſens berufenen Bundesſtaates geftellt hätte. 
Als Erbe der preußiſchen Krone aber fühle ich mich ftark in dem Be— 
mußtfein, daß alle Erfolge Preußens zugleih Stufen zur Wieberher- 
ftellung und Erhöhung der deutfchen Macht und Ehre geworden find. 

Ungeachtet des allgemeinen Entgegenfommens und obſchon die gewaltigen 
Ereigniffe des legten Jahres die Umentbehrlichkeit einer Nenbilbung der 
deutſchen Berfaffung zu alljeitiger UWeberzeugung gebracht und die Ge- 
müther fire die Annahme berfelben empfängficher gemacht hatten, als 
fie früher waren und fpäter vielleicht wieberum fein würden, haben wir 

doch in den Verhandfungen von Neuem bie Schwere der Aufgabe em⸗ 
pfunben, eine volfe Webereinftimmung zwiſchen fo vielen unabhängigen 
Regierungen zu erzielen, welche bei ihren Zugeſtändniſſen obenein die 
Stimmungen ihrer Landſtände zu beachten haben. Je mehr Sie, meine 
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Herren, fich diefe Schwierigkeiten vergegenmwärtigen, um fo borfichtiger 
werben Sie, davon bin ich überzeugt, bei Prüfung bes Verfaffungsent- 
wurfes die ſchwer wiegende Verantwortung für die Gefahren im Auge 
behalten, welche für die freundliche und gefegmäßige Durchführung des 
begonnenen Werkes entftehen könnten, wenn das für bie gefegliche Vorlage 
hergeftelite Einverftänbniß der Regierungen über die vom Reichstage ber 
gehrten Wenberungen nicht wieder gewonnen würde.“ — — „Die Ord⸗ 
nung der nationalen Beziehungen des norbdeutichen Bundes zu unferen 
Landslenten im Güben des Mains ift durch die Friedensſchlüſſe des 
vergangenen Jahres dem freien Uebereinfonmmen beider Theile anheim- 

geſtellt. Zur Herbeiführung dieſes Einverſtändniſſes wird unfere Hand 
den ſüddeutſchen Ländern offen und entgegenfommend bargereicht werden, 

fobald der norddeutſche Bund in Feftftellung feiner Verfaſſung weit 
genug vorgeichritten fein wird, um zur Abſchließung von Verträgen ber 

fähigt zu fein. Die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinfame Pflege 
der Vollswirthſchaft, die gemeinfame Verbürgung für die Sicherheit 
des deutſchen Gebietes werden Grundbebingungen der BVerftändigung 

bilden, welche vorausſichtlich von beiden Theilen angeftrebt werden. Wie 

die Richtung bes deutſchen Geiftes im Allgemeinen dem Frieden und 
feinen Arbeiten zugemanbt ift, jo wird die Bundesgenoſſenſchaft der deutfchen 

Staaten weſentlich einen defenfiven Charakter tragen. Reine feindliche 
Tendenz gegen unfere Nachbarn, fein Streben nad) Eroberung hat die 
deutſche Bewegung ber letzten Jahrzehnte getragen, fondern lediglich das 
Bebürfniß, den weiten Gebieten von den Alpen bis zum Meere die 

Grundbedingungen des ftaatlichen Gebeihens zu gewähren, welche ihnen 
der Entwickelungsgang früherer Jahrhunderte verkümmert Hat. Nur zur 
Abwehr, nicht zum Angriff einigen ſich die deutſchen Stämme, und dag 
ihre Verbrüberung aud) von ihren Nachbarvöffern in diefem Sinne auf- 
gefaßt wird, beweist die mwohlwollende Haltung der mächtigſten euro- 
pätfchen Staaten, welche ohne Beforgniß und ohne Mißgunſt Deutjch- 
land von benfelben Vortheilen eines großen ftaatlihen Gemeinweſens 

Defig ergreifen ſehen, deren fie ſich ihrerſeits feit Jahrhunderten erfreuen. 
Nur von und, von umferer Einigkeit, von unferer Vaterlandsliebe hängt 
es daher in diefem Augenblide ab, dem geſammten Deutſchland die Bürg- 
fchaften einer Zukunft zu fichern, in welcher es, frei von Gefahr, wieder 
in Berriffenheit und Ohnmacht zu verfallen, nad) eigener Selbftbeftim- 
mung feine verfaffungsmäßtge Wieberherftellung und feine Wohlfahrt 
pflegen und in dem Mathe der Voller feinen friebliebenden Beruf zu 
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erfüllen vermag. Ich hege das Vertrauen zu Gott, daß die Nachwelt 

im Rückblick auf die gemeinfamen Arbeiten nicht fagen werde, die Er- 
fahrumgen der früheren mißlungenen Verſuche feien ohne Nugen für das 
deutſche Volt geblieben, daß vielmehr unfere Kinder mit Dank auf biefen 

Reichstag als den Begründer ber deutjchen Einheit, Freiheit uud Macht 
zurückblicken werben.“ 

Am 4. März folgte die Vorlage des vereinbarten Verfaſſungsent ⸗ 

wurfs, deſſen ſchleunige Berathung Graf Bismard dringend empfahl, 
da die Bundnißverträge nur auf ein Jahr feftgeftellt fein, und alfo bie 

Verfaffung bis zum 18. Yuguft 1867 fertig fein müſſe. Dieſer Ent- 
wurf war weder ben beftehenden Theorien entnommen, noch einem ber 
gefchichtlich gewordenen Yundesftanten nachgebilbet, ſondern aus der Er⸗ 
wägung ber in Deutſchland beftehenben Verhältniffe und Bedürfniſſe her- 

vorgegangen. In manchen Beziehungen war die von der National- 
verfammlung im März 1849 befchlofjene Reichsverfaſſung als Material 

verwendet worbeu. 
Seitdem man die Aufgabe, Deutfchland politifch zu einigen, ernſtlich 

ins Auge gefaßt hatte, war immer von einem Bundesſtaat die Rebe 
gewefen, in melden man den ungenügenden Staatenbund umwandeln 

wolle. Es galt, eine Gentralgewalt zu ſchaffen, welche über den ein- 
zelnen Staaten ftehend gewiße ftaatlihe Functionen, die einen größeren 

Machtaufwand erfordern, Übernehmen und zugleich mit den Staatsbürgern 
in unmittelbarer Beziehung ftehen ſollte. Aber man zog dabei nicht ger 
hörig in Betracht, daß dies nur dann möglich war, wenn fich bei dem 

Einzelftaaten die Bereitwilligkeit vorausſetzen ließ, fich einer höheren 
Macht unterzuorbnen. In allen gefhichtlihen Vorgängen von wirt 
lichen Bundesftaaten waren es Republilen, die, an die Herrfchaft der 

Majorität gewöhnt, übereinfamen, der aus ihrer Mitte hervorgegangenen 
Behörde die Ausführung gewiſſer flaatlicher Aufgaben zu übertragen. 
So war e3 in der Schweiz, in ben vereinigten Staaten ber Niederlande 
und Nordamerika's. Ganz anders war das Material, aus dem in 
Deutſchland ein Bundesſtaat gebildet werden follte. Hier waren es 
fouveräne Monarchieen, welche die Unterordnung unter eine höhere &e- 
walt als etwas mit dem monarchiſchen Princip Unvereinbares anfahen. 

Und vollends fo lange es ſich darum handelte, zwei Großmächte einer 
ideellen und erft zu ſchaffenden Gentrafgewalt unterzuordnen, war dies 
eine Aufgabe, deren Unlößbarkeit Jedem einleuchten mußte, der nicht 
in Selbfttäufchungen befangen war. Diejenigen, welden es mit ber 
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Einigung Ernft war, und bie ſich zugleich die Klarheit der politifchen 
Einficht bewahrten, konnten ſich die Einheit nur als Hegemonie benfen, 
d. 5. in der Weife, daß fich die Gefammtheit der Staaten für gewiſſe 
Gebiete des Staatslebens der ftärfften Macht unterorbnete. Dieſe 
Auffaffung führte dann folgerichtig zu dem Gedanten einer öſterreichiſchen 
ober premfifchen Hegemonie, und da es wieder undenkbar war, daß ſich 
die eine Großmacht der anderen unterorbnete, war bie weitere Conſe⸗ 
quenz dad Ausfcheiden der einen Großmacht. Auf diefe Vorausfegung 
war denn aud der Dahlmanm'ſche Verfaſſungsentwurf, die Reichsver⸗ 
faflung der Frankfurter Nationafverfammlung, die fpätere preußiſche 
Unionsverfaffung und das Project des Frankfurter Fürftentags gebaut. 
Aber auch mit dem Gedanken ber Hegemonie ſchien die Natur eines 
wahren Bunbesftantes nicht recht vereinbar, denn die volfziehende Gewalt 
eines ſolchen follte durch das freiwillige Einverftändniß der ſämmtlichen 

Mitglieder zu Stande kommen, während bei ber Leitung durch einen 

Großftaat die minder mächtigen nur den Anordnungen ber großftaatlichen 
Vollziehungsgewalt zu folgen Hatten. Ein freimilliges Verzichten war 
bei einer Gruppe von Monarchieen, deren Weſen auf der Souveränität 
bes Staatsoberhauptes berußt, faum zn erwarten. Sobald die Einig- 
leit nur dadurch aufrecht erhalten werben konnte, daß der Staat, welcher 

die Gentralgewalt in Händen hatte, das widerſtrebende Bundesglied 
zwang, war es um bie Natur des Bundesſtaates geſchehen. Es war 
eigentlich nur eine natürliche Aeußerung des Selbſterhaltungstriebes, 
wenn fi die Monarchieen gegen die Unterordnung unter einen mäch- 
tigen Großſtaat fträubten. 

Freilich wurde von den Anhängern des Bundesſtaates nachdrücklich 
verfichert, die geforderte Unterordnung ſolle ſich keineswegs auf das ganze 
Gebiet des Stantslebens beziehen, fondern nur auf einzelne Theile des- 

felben: auf das Heer und die auswärtigen Verhältniſſe; für innere An- 

gelegenheiten ſolle vielmehr die Selbftändigfeit des Einzelſtaats und die 
Stammedeigenthümlichteit forgjam gewahrt und die Rechte der Dynaſtieen 
nicht angetaftet werben. Aber doch wurde zugleich eine Reihe von An- 
gelegenheiten namhaft gemacht, die ſich für gemeinfame Leitung eignen 
würden und für welche eine einheitliche Behandlung bejonders erfprieß- 

lich wäre. So das Vertehrsweſen, die Fürforge für die Handelsbe⸗ 

ziehungen, Münze, Maß und Gewicht, das Rechtsleben; kurz es war 
nicht abzufehen, wo die Grenzlinie für das Allgemeine und das Beſon⸗ 
dere gezogen werben follte, fo daß am Ende für die Megiesung des 
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Einzelſtaats und deffen monarchiſche Befugniffe wenig mehr übrig blieb. 
So kam es, daß die Freunde des einheitlichen Bundesſtaates, die eine 

ſtarle Centralgewalt forderten, mit ihrer Verſicherung, daß fie es ja 

nicht auf Mebdiatifirung der Einzelſtaaten abgefehen hätten, fondern die 
Pflege der provinciellen Selbftändigfeit fich zur bejonderen Aufgabe 
madjen wärden, bei ben einheitöfeinbfichen Particulariften wenig Glauben 
fanden und den Vorwurf ber Heuchelei ober Intonſequenz fi) gefallen 
laſſen mußten. 

Das Bemühen, die Bundescentralgewalt und die Negierung ber 
Einzelſtaaten getrennt zu halten, und beiden ihre Selbftänbigleit zu 
fiern, führte auch zu ber Theorie einer abftracten Eentralgemalt, die 
über allen Einzelftaaten ftehen und welcher fich alle Bundesſtaaten, die 
Großen wie die Kleinen, unterwerfen follten. Diefe Theorie war in 
der Nationalverfammlung zu Frankfurt geprebigt worden, hatte ſich aber 
ſchon damals unpractifch erwieſen und die Spannung zwifchen ber preu⸗ 
Bifchen Regierung und der Frankfurter Centralgewalt, fowie den unglück⸗ 

feligen Verſuch, eine Reichsregierung ohne reale Grundlage zu errichten, 
verſchuldet. Später ftellte denn auch der Nationalverein, ba ber An- 

ſchluß an Preußen und die Uebertragung der Gentralgewalt: an deſſen 

Regierung in Süddeutſchland allzu unpopulär fchien, wieber die Forde- 
rung auf, der preußische Staat müfje ſich gleich jedem andern beutjchen 

Staate der Eentralgewalt und Volfävertretung unterwerfen. Aber auch 
jegt führte dieſe Theorie zu allerhand gefährlichen Täuſchungen und 

Mißgriffen. Der Nationalvereinsausfhuß, bie Abgeordnetenverſammlung 

und ein Theil der nationalen Prefje glaubten im Borgefühl diefer mäch- 
tigen Centralgewalt Forderungen aufftellen zu dürfen, zu deren Berwirt- 
lichung fie nicht die Macht beſaßen und durch welche fie fi) gegenüber 
von den Großmächten, mit denen fie in Conflict gerietgen, nur lächerlich 
machten. Alle die großſprechenden Adreſſen und Erklärungen der Bundes- 
ftaatspartei gegen Preußen und Oeſterreich entfprangen auß bem ver- 
meintlichen Machtgefühl, das aus jener falſchen Theorie ſich nährte. 

Während nun fo die Schwierigkeiten der Verwirklichung de Bundes- 
ſtaates in Theorie und Praris immer mehr hervortraten, lamen manche 

denlenden Freunde ber deutjchen Einheit zu der Ueberzeugung, daß, ba 
die Fürften und Einzelſtaaten doch nie freiwillig ſoweit auf ihre 
Sopuveränitätsrechte verzichten winden, daß man eine flarfe Gentral- 

gewalt bilden könnte, und da ein gewaltfam begründeter Bunbesftant 

doch den Keim des Verfalls in ſich tragen würde, ein Bundesſtaat eben 
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ein Ding der Unmöglichkeit ſei) Man machte überdies geltend, daß 
bei den vertwidelten Verhältniffen in Deutſchland eine Bundesverfaffung, 
bie eine mächtig eingreifende Gentralgewalt mit Schommg der Rechte 
der Eingelftaaten verbinden follte, jedenfalls eine ſchwerfällige Mafchine 
werben müßte. Die Einen zogen daraus den Schluß, daß man eben 
auf die politiſche Einheit Deutſchlands verzichten müſſe, die Anderen 
tamen zu dem Ergebniß, daß man fich nicht mit dem doch unmöglichen 

Bundesftant abquälen, fondern ehrlich und entſchieden auf den Einheits- 
ftaat losſteuern und bie wiberfirebenden Particulariften mit Waffengewalt 
zwingen müfle, auf ihre Sonderrechte zu verzichten. Dies fehien durch 
die Nieberwerfung Oeſterreichs und feiner Bundesgenoſſen für die größere 

Hälfte -Deutfchlands erreicht zu fein; Diele glaubten, die Annerionen 
foliten der Anfang des Einheitsſtaates, und der norddeutſche Bund nur 
das Uebergangsftabium zu einer weiteren Ausbehnung berfelben fein. 

Der Vorgang Italiens, wo die Schwierigkeiten, die fi) der Gründung 
eined Bundesſtaates in ben Weg flellten, ebenfalls zum Einheitsſtaat 
geführt hatten, trug dazu bei, einen ähnlichen Ausgang für Deutfchland 
wahrjcheinlich zu machen. 

Man war daher überrafcht, in dem Verfaſſungsentwurf einen ver- 
widelten Organismus zu finden, durch welchen bie nicht einheitlich, ſon⸗ 
dern collegiafifch geftaltete Centralgewalt den Einzelftaaten ihren Antheil 
an der Bundesregierung verbürgen follte. Der Träger der Bunbes- 
gewalt war nicht, wie in der Frankfurter Reichsverfaſſung, das Bundes⸗ 
oberhaupt mit einem einheitlichen Minifterium, fondern ein ziemlich zahl- 

reiches Collegium, Bundesrath genannt, in welchem die Präfidialmacht 
nicht einmal das Uebergewicht der Stimmen hatte. Diefer Bundesrath 
war aus ben Bevollmächtigten von 22 Regierungen gebilvet und hatte 
43 Stimmen, wovon Preußen mit den annectirten Staaten Hannover, 

Kurhefien, Schleswig, Holftein, Naffau und Frankfurt 17 Stimmen zu 

führen Hatte, gerade fo viel als diefe Staaten (mit Ausnahme Schles- 
wigs) im Bundestag hatten, deſſen Plenum der Bundesrath nachgebilvet 

®) Eine Reihe von angefehenen Publieiſten ſprach fich in biefer Richtung aus. 
Sul. 8. Stahl im feiner Rechts- und Stantslehre in ber Vorrede von 1856; in 
dem parlam. Reben 1862 &. 142. Rob. v. Mohl, Fit. der Staatswiſſenſchaften 
I, 515. Monographien über Staatsrecht, Völlerrecht und Politit I 372, II 55 und 
313. Am ansführlicften behandelt dieſe Frage Heine. v. Treitſchke in feiner 

Abhandlung „Bundeöftast und Einheitsſtaat“. Hifl.-polit. Schriften. 8. Aufl. ©, 
476 und fi. 4. Aufl. Sb. II ©. 109 und fj. Endlih ©. Waitz, Politit ©. 218. 

Mtüpfel, Ginpeitöbeftrebungen. IL. 12 
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war. Sees Mitglied konnte fo viel Bevollmächtigte ſchicken als es 
Stimmen hatte, doch durften die Stimmen mur einheitlich abgegeben 
werben und nicht etwa bie einzelnen Bevollmächtigten eines Staates ver- 
ſchieden ftimmen. Alle diefe Bundesräthe hatten nicht ihre eigene Anficht, 
fondern nur die der Megierung, von welcher fie gejchidt waren, zu ver- 

treten. Die Beſchlußfaſſung ſollte nach einfacher Mehrheit vollzogen 
werden, nur für Verfaffungsveränderungen wurden zwei Drittheile der 
Stimmen erfordert. Bei Stimmengleichheit follte die Präſidialſtimme den 
Ausfchlag geben; diefe Hatte aud bei Beichlüffen über Kriegsweſen, Zoll - 
weien, Auflöfung des Reichstages ein Veto. Der Schwerpunkt ber 

Ihätigteit des Bundesraths ift die gefeßgebende Gewalt, er hat aber 
auch Antheil an der vollgiehenden und regierenden Gewalt; er verbindet 
die Funktionen eines Staatsraths und Miniſteriums mit denen eines 
Staatenhaufes, das die einzelnen Regierungen und ihre Fürſten zu ver 
treten hat. Eine wefentliche Eigenthümlichteit, wodurch ſich der Bundes» 
rath fehr vortheilhaft von dem ehemaligen Bundestag unterſcheidet, ift, 

daß er nicht ein Collegium von Diplomaten, fondern von Fachmännern: 
Juriſten, Finanz und Verwaltungsbeamten und Militärs ift, das fich 
in Ausſchüſſe für Kriegsweſen, Zoll- und Steuerweien, Handel und Ber- 
fehr, Gijenbahnen, Poft- und Telegraphen-, Juſtiz- und Rechnungsweſen 

theilt. Der Yundesrath ift feine ftändige Behörde, fondern wird von 
der Praſidialmacht nad) Vedärfniß, mindeftens einmal des Jahres ber 
rufen. An ber Spige des Bundesrathes fteht das Bundespräſidium, 

das der Krone Preußen erblich übertragen wird. Das Bunbespräfibium 
hat den Bund nad) Außen völferrechtlich zu vertreten, hat Krieg zu er- 
klären, Frieden zu ſchließen, und führt den Oberbefehl im Kriege über 

Landheer ımd Marine. Ein wefentlicher Beſtandtheil der Präſidialmacht 
ift die Berufung des Bundesraths und Neichstags, um die erforberlichen 
Vorlagen zu maden. Wenn einzelne Bundesglieder ihre verfaffungs- 
mäßigen Pflichten nicht erfüllen, fo können fie mittelft Execution dazu 
angehalten werben. Diefe Execution kann vom Bundesfeldherrn ummnittelbar 
angeordnet und ausgeführt werben, wenn Gefahr im Verzuge ift; wenn 

die Sache weniger Eile Hat, jo muß der Bundesrat darüber beichließen. 
Die Erecution kann bis zur Bejhlagnahme des betreffenden Landes und 
Aufhebung feiner Negierungsgewalt ausgedehnt werden. 

Ein dritter Beſtandtheil der Bundesgewalt ift ber Reichstag, der 
das Bundespräfidium und den Bundesrath in Ausübung feiner Gewalt 
controlirt, befhränft und ergänzt. Derfelbe geht, wie wir oben gefehen, 
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aus allgemeinen directen Wahlen Hervor, und zählte, auf 100,000 Seelen 

einen Abgeorbneten gerechnet, bei dem urſprünglichen Beftand des nord⸗ 
deutfchen Bundes 297 Abgeordnete. Die Zuftimmung des Reichstags 
iſt zu allen Gefegen, welche die Bundesgewalt geben will, ferner zur 
Aufnahme von Anlehen, Webernahme von Bürgfchaften, und zur Giltig- 
feit von Staatsverträgen, die in das Gefeßgebungsgebiet einfchlagen, er- 

forderlih. Auch Hat der Reichstag das Recht, innerhalb der Competenz 
des Bundes Geſetze vorzuſchlagen, umd die Aufgabe, alljährlich die 

Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben des Bundes zu prüfen, 
Die Competenz der Bunbeögefeßgebung war nicht eine allgemeine, 

fondern auf folgende 13 Punkte beſchränkt: 1) die Beftimmungen über 
Freizügigkeit, ‘Heimats- und Nieberlafjungsverhältniffe und über den 

Gewerbebetrieb, über Eolonifation und Auswanderung nach außerdeutſchen 
Ländern; 2) die Zoll- und Handelögefeggebung und die für Bundeszwecke 

zu verwendenden indirecten Steuern; 3) die Ordnung des Maß-, Miünz- 
und Gewichtsſyſtems nebft Feftftellung der Grundfäge über die Emiffion 
von fundirtem und unfundirtem Papiergelde; 4) die allgemeinen Beftim- 
mungen über das Bankweſen; 5) die Erfindungs-Patente; 6) der Schu 
des geiftigen Eigenthums; 7) Organifation eine gemeinfamen Schuges 
des deutfchen Handel? im Auslande, der deutſchen Schiffahrt und ihrer 

Flagge zur See und Anordnung gemeinfamer confularifcher Vertretung, 
welche vom Bunde außgeftattet wird; 8) das Eiſenbahnweſen im Intereſſe 

der Lanbesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs; 9) der Schiffahrts- 

betrieb auf ben mehreren Staaten gemeinfamen Wafferftraßen und ber 
Zuſtand der Tegteren, ſowie die Fluß- und fonftigen Wafferzölfe; 10) das 
Boft- und Telegraphenwefen; 11) Veftimmungen über die wechſelſeitige 
Vollſtreckung von Erfenntniffen und Erledigung von Requiſitionen über« 
haupt, 12) fowie über bie Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 
13) die gemeinfame Civilproceßordnung und das gemeinfame Concuröver- 
fahren, Wedhfel- nnd Handelsrecht." In dieſer beftimmten Aufzählung 
war alfo für die Bundesgewalt eine Grenze gezogen und dadurch der 
geſetzgeberiſchen Tätigkeit der Einzelftaaten ein Gebiet vorbehalten: es 
blieb ihnen bie Gefeggebung für birecte Steuern, die Finanzverwaltung, 
die Gemeindeverwaltung, ein Theil des Civilrechts, dag Strafrecht und 
das Strafverfahren, die Gerichtsordnung und das Firchen- und Schul: 

wefen. Aber die Neihe der der Bunbescompetenz zugewiefenen Gegen: 

fände war doch im Ganzen ziemlich willlürlich ausgewählt, und e8 war 
in dem Verfaffungsentourf fein Grundſatz aufgeflelft, der verhindert hätte, 

12* 
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die Zahl der vom Bunde zu beftimmenden Gegenftände beliebig weiter 
auszu dehnen. Die Tendenz zum Einheitsſtaat ſchien auch dadurch be» 

günftigt werben zu müffen, daß neben dem übermächtigen Preußen mm 
ein Mittelftaat, Sachſen, ftand, der überdieß feine Forteriftenz doch am 
Ende nur dem perfönlichen Wohlwollen des preußifchen Hofes verbantte, 

während die übrigen Kleinftanten waren, deren Gejammtbevölferung die 

Sachſens wenig überftieg. 

Die Debatten, die am 9. März begammen, gaben bald einen Ein- 
bfid in die Wünſche und Hoffnungen der Parteien, wie in die Tendenzen 
Bismarcks und ber preußiſchen Regierung. Der erfte Redner, der das 
Wort erhielt, war Karl Tweten, ein bewährter Kämpfer fir den nationalen 
Beruf Preußens. Er gedachte der verſchiedenen Wege, auf denen man 
zu einer einheitlichen Verfaffung Deutſchlands gelangen wollte. Bon einer 
bundesſtaatlichen Verfaſſung nach dem Vorbilde der amerilaniſchen und ſchwei⸗ 
zeriſchen Verfaſſung müſſe man abſehen, den Vorgang eines aus Monarchieen 

zuſammengeſetzten Bundesſtaats Habe man nicht. Eine Centralgewalt, 
wie man fie ſich einft in Yranffurt gedacht Habe, melche getrennt von 
den Einzelftaaten, über denfelben ftehend, nach Art einer conftitutionellen 

Regierung conſtruirt werden folle, Halte er für abfolut unmöglich in dem 
Bunde, wie ihn die Großmacht Preußen mit einer Anzahl zum Theil 
fehr Heiner Staaten eingehen folle. Das Wünſchenswertheſte und Er- 

fprießlichfte wäre ihm erfchienen, wenn der Gedanke der preußiſchen Hege- 
monie in der Art verwirklicht worden wäre, daß die Bundesgewalt für 
die beftimmten Verhältniſſe, welche in die Competenz bes Bundes fallen, 
der preußiſchen Megierung übertragen worden wäre. Bon bem Neben- 
einanderfein zweier Regierungen und zweier großer parlamentarifcher Ber- 
ſammlungen beforge er ſchädliche Reibungen und gegenfeitige Lähmung, 

und fönne ſich kaum denken, daß eine folche Verfafjung eine lebensfähige 
fein werde. Doc wolle er ehrlich und loyal auf den vorliegenden Ent ⸗ 
wurf eingehen, ba er es für durchaus notwendig halte, daß jet, wo 

die ungeheuren Erfolge Preußens den Boben geſchaffen haben, auf welchem 

eine Verftändigung zwifchen den Wünfchen des beutjchen Volkes und der 

mächtigen preußifchen Negierung möglich fei, etwas zu Stande komme, 

Die Form, welche nun von Preußen geboten werde, erfcheine ihm doch 
von der Art, daß fie trog aller Bedenken geeignet fei, ein Band Preußens 
mit den nördlichen deutſchen Staaten herzuftellen, welches den augenblid. 
lichen und dringenden Erforderniſſen entfpredhe, andererſeits aber auch 
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eine enge Bereinigung mit den ſilddeutſchen Staaten möglich mache. 
Darauf lege er ein boppeltes Gewicht, denn er würde es als einen nicht 
gut zu machenden Schaben für die deutſche Entwicklung anfehen, wenn 

der Süden für längere Beit von dem Norden getrennt wäre, und dann 
glaube er auch, könne unter den gegenwärtigen bebrohfichen Verhältniffen 
Europa’ nur eine baldige Einigung mit dem Süden die Gewähr ſchaffen 
für eine friedliche Entwicklung; es müſſe eine große deutſche Macht con- 
ſtituirt werden, in der es micht mehr möglich fei, einen Theil Deutfc- 
lands gegen den andern ins Feld zu führen. In Rückſicht auf die füb- 
deutfchen Staaten glaube er, die Vereinigung mit ihnen wäre in naher 
Zeit nicht zu bewerkftelligen, wenn eine fehr ftraffe Form ber Einheit 
für den norbbeutfchen Bund eingerichtet würde, und es fei leichter möglich 
daß die ſüddeutſchen Staaten in ein Bundesverhältniß eintreten könnten, 

welches nach allen Seiten Modificationen offen laſſe, und namentlich den 
Einzelſtaaten die Möglichkeit erhafte, durch befondere Verträge über bie 
militäriſchen Verhältniffe der vollftändigen Abſorbirung durch bie Eentral- 

gewalt zu entgehen, wie fie unerläßlich fein würbe, wenn eine Bundes- 

regierung nad Art gewöhnlich gebachter bunbezftaatlicher Verfaſſungen 
ein für allemal eingejegt würde. 

Ein anderer Bunkt, den Tweften als einen fehr wichtigen hervorhebt, 
iſt ber, baß bei den erften Anfängen der Bundesverfaſſung nichts ger 
ſchehen dürfe, was ber freiheitlichen Entwicllung den Weg verlegen könnte. 
Denn eben die Hoffnung auf Bürgſchaft der Freiheit fei e8, was den 

Einheitögebanfen populär und mächtig gemacht habe. Syn freiheitlicher 
Beziehung vermiffe er num, daß dem Reichstag jede Verantwortlichkeit 
für die Regierung fehle. Er halte es freilich für unmöglich, unter den 
beftehenben Verhäftniffen eine eigentlich conftitutionelfe Regierung im Sinne 
einer parlamentariſchen Verfaffung herzuftellen. Aber es müffe auf andere 

Weiſe dem Parlament der gebührende und nothwendige Einfluß gefichert 
werben, und die werde der Fall fein, wenn die Volksvertretung wenigſtens 

einen entſcheidenden Punkt in Händen habe, nämlich das Geldbewilfigungs- 
recht. Da ſei ihm bedenklich, daß nach dem Verfaſſungsentwurf ein fir 

allemal ein Militärbudget feftgeftelit werben folle, welches weber im 

Einzelſtaat noch im Reichstag der Genehmigung der Volfsvertretung 

unterfiegen würde. (8 fei nämlich vorgeſchlagen, daß ein Präfenzftand 
des ſtehenden Heeres von 300,000 Mann für die nächſten 10 Jahre 
feftgeftellt und nach einem Anſchlag von 225 Thalern für den Mann 
ein Militärbubget von 67 Millionen ein für allemal der preußifchen 
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Regierung überwiefen werben folle. Dieß zu bewilligen und auf das 

tünftige Bewilligungsrecht damit zu verzichten, Künne man dem Reichstag 
nicht zumuthen, um fo weniger, als dem Verfaſſungsentwurf nicht ein 
mal [Motive beigegeben feien. Er verhehle ſich zwar nicht, daß bie 
Regierung Gründe haben möge, das Verwilligungsrecht für das Militär- 
budget dem Reichstag nicht unbedingt zu überlaffen, da namentlich An- 
fangs particulariſtiſche Elemente in demſelben vorhanden fein könnten. 
Er gebe zu, daß es bei den gefpannten Verhältniſſen in Europa fir die 
Regierung von Werth fein könnte, wenn ihr für bie Beiten möglicher 
Gefahr, d. 5. für die nächften Jahre, ein freierer Spielraum für das 

Militärbudget überlafjen würde, umd er fehlage daher vor, für eine 
Uebergangsperiode ein Pauſchquantum zu bewilligen und in biefer Weife 
für die nächften Jahre auf die gefegliche Feſtſtellung des Militärbubgets 
zu verzichten. Dieß wäre ein Ausweg, durch welchen das conftitutionelle 
Princip gewahrt und bie Regierung zunächft vor der Gefahr gefichert 

würde, daß der Reichstag die für militärifche Organifation erforderlichen 
Summen verweigern könnte. 

Waldeck, ein Führer der preußifchen Demokratie, nahm das volle 

Budgetverwilligungsrecht für den Reichstag in Anfpruc und fand es 
ganz ungehörig, daß berfelbe in Beziehung auf den Miltäretat darauf 
verzichten folle, während das preußifche Kriegsminifterium dem Landtag 
alle Ausgaben zur Bewilligung vorzulegen habe. Im Uebrigen befämpfte 
er den DVerfaffungsentwurf vom Standpunkt des Einheitsſtaates aus 
und fand es unbegreiflich, daß Preußen die Meinftaaten nicht auch vollends 
einziehen wolle; wenn 25 Millionen 5 Millionen gegenüiberftehen, fo fei 

ein Einheitsſtaat doch viel natürlicher und beffer, als ein Bundesftoat. 
Es ſei fonderbar, wenn man Militär und Marine und eine ganze Reihe 
numerirter Sachen für den Bundesſtaat in Anfprudh nehme, und ben 
Neft gleich) wichtiger Gebiete wie Juſtiz, Unterricht, Gemeindeweſen, 
Bolizei, ald etwas gewiſſermaßen außerhalb des Staates Liegendes be- 

trachte und den Einzelftaaten überlaffe. Die Regierung ſolle ſich doch 
zweimal überlegen, ob fie nicht ftatt ber befonderen Bundesregierung und 
dem Bundeöparlament ein preußifches Miniſterium und ein erweitertes 

Abgeordnetenhaus fegen wolle. Auf einen eruftlichen Wiberftand der 
Heineren Staaten werde man nicht ftoßen. Und wenn man eine Central- 

gewalt mit verantwortlichen Minifterium habe, fo ſei damit au ben 
ſüddeutſchen Staaten das Thor geöffnet. 

Eine befonders pifante Rede hielt der hannoveriſche Rechtsanwalt 
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Miquel von Osnabräd, und es fand großen Beifall, was er über die 

Mainlinie fagte: „Wir müffen uns fragen, ob wir e8 rechtfertigen 
tönnen, einen Bund zu fchaffen nur für Norddeutſchland, und Süddeutſch- 
land, wenn ich den Ausdruck der früheren Zeit gebrauchen darf, getviffer- 
maßen auszuſchließen. Uns, meine Herren, mwenigftens Vielen von uns, 
war die Mainlinie immer ein ſchrediiches Geipenft. Wir fürchteten den 
Dualismus Deutſchlands viel mehr als die Vielheit, wir wollten lieber 
den Föderalismus, weil er die Einheit möglich machte für die Zukunft, 
als den Dualismus, weil wir fürchteten, er werbe die wahre Einheit 
Deutfehlands unmöglich machen. — Nun, wir haben die Mainlinie, dag 
Geſpenſt ift Wirklichkeit geworben. Es Hat damit aber aufgehört, Ge— 
fpenft zu fein, es ift eine praftifch politiſche, und ich wage das ketzeriſche 

Wort, eine heilfame Nothwenbigkeit. Die Mainlinie, wie wir fie heute haben, 
iſt nicht die Scheidung zwifchen zwei Machtgebieten zweier Großftaaten, nicht 
die Mainlinie, die wir früher fürchteten, die Scheidelinie zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen. Die Mainlinie ift, wenn ich den profaifchen Ausdruck ge- 
brauchen darf, getviffermaßen eine Halteftelfe für ung, wo wir Waffer und 

Kohlen einnehmen, Athem ſchöpfen, um nächſtens weiter zu gehen." So zuver- 
ſichtlich Miguel übrigens die Hoffnung auf den baldigen Beitritt der ſüd⸗ 
deutfchen Staaten ausſprach, jo wünſchte er doch eine beftimmtere Verheißung 

außgefprochen, als die war, welche Artikel 71 des Entwurfs gab.*) „Der 

Nilolsburger Friedensvertrag," fagte er, „hervorgegangen aus bamaligen 
militäriſchen und politiichen Rückſichten, garantirt zwar nur ein inter 

nationales Verhältniß zwiſchen Norb- und Süddeutſchland. Der Friede 

von Villafranca that ein Gleiches, wenn aud in anderer Yorm. Die 
italienifche Nation ift über den Frieden von BVillafranca zur Tagesord- 
nung übergegangen. Wir, die wir nicht mit fremder Hilfe die Einheit 
begründen, fonbern aus eigener Kraft, aus ber Kraft des preußichen 
Staates heraus ſelbſtändig und gegen den Willen bes Ausfandes, wir 
werben auch übergehen zur Tagesordnung über biefe Beſtimmungen bes 
Nilolsburger Friedensvertrages. Keine Macht des Auslandes foll uns 

daran Hindern. Wir vertrauen zwar, daß die Weisheit der Staatslenker 

der großen Staaten Angeſichts der taufendfältigen Erfahrungen ber 

Gegenwart und Bergangenheit das Recht ber Nation, ſich felbft zu con⸗ 
ſtituiren, da, wo eine nationale und wirthichaftlihe Einheit vorhanden 

>) ‚Die Begiehungen des Bundes zu ben fühbentfchen Staaten werden fofort 
nach Sehftellung ber Berfaffung des norddeutſchen Bundes durch beſondere dem Reiche» 
tage zur Genehmigung vorzulegenbe Verträge geregelt werden.” 
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ift, auch ein einheitliches Staatsgebäude aufzuführen, anerfeunen wird, 

daß das Ausland das natürliche Recht der Nation unangetaftet Laffen 
wird. Wir vertrauen, daß der Kaiſer der Franzofen, deſſen Erklärungen 
in biefer Beziehung nach meiner Weberzeugung in Deutlichkeit und Offen- 
heit zu wünfchen nichts übrig laſſen, daß er und bie befonnene Partei 
in Frankreich ſtark genug fein werden, Leidenſchaften zu überwinden, bie 
ſtets und zumeift zum Verderben des franzöfiichen Volfes ausgeſchlagen 
find. Wenn es aber dennoch fein müßte, nun fo haben wir Wehr und 
Waffen, um in dieſer Beziehung unfer Recht und unſern Willen zur 
Geltung zu bringen. Ich fage dieß nicht, um daran die Forderung zu 
Tnüpfen, daß mir ſchon jegt unmittelbar mit Süddeutſchland in einen 
Bund eintreten müßten. Es hängt ja das von und nidt ab. Wir 
müſſen aber deutlicher, als bier im Entwurf gefchehen ift, zu erfennen 
geben, daf wir bereit und gewillt find, diefe Verfaffung nach Bedürfniß 
dann zu ändern, wenn Beit und Umftände die Aufnahme Süddeutſch- 
lands geftatten, wenn bie ſüddeutſchen Regierungen bereit find, bie» 
jenigen Opfer ihrer Souveränität zu bringen, bie bie norbbentichen 

ſchon gebracht Haben, wenn das fübbeutfche Wolf bereit if, Opfer 
zu bringen, wie hergebradte Meinungen und Vorurtheile, die wir 

auch haben bringen müſſen.“ In Beziehung auf bie Competenz 
des Bundes fchien ihm die Aufzählung in Artikel 4 des 
Entwurfs keineswegs zureichend; dieſer Umfang werde dem praftifchen 
Bediürfniß nicht genügen, der Bund müffe 3. B. eine vollftändig orga- 
nifirte wirthſchaftliche Einheit gewähren. Auch im Rechtsleben müſſe 
man weiter gehen. „Ich würde verlangen, daß nicht blos bie Civil 
proceß-Orbnung, fondern auch das bürgerliche Recht überhaupt als uns 
trennbar von der vollswirthſchaftlichen Einheit, das Criminalrecht, die 
Eriminalprocef-Ordnung, daß ſelbſt das Hypothelenweſen, ein unbe 
dingtes Erforderniß ber wirthfchaftlichen Einheit des Bodencredits, ber 
Eompetenz des Bundes mit untertorfen werben." Zur 
einer wietbfchaftlichen Einheit hielt er eine Reichsſteuer für unabweislich; 
eine folche werbe erft in Wahrheit die Dentfchen ſich fühlen laſſen als 

in einem Staate lebend, und überbieß eine Heilfame Anregung zur Res 
form der Steuergefeggebung in den Einzelftaaten geben. Uebrigens wolle 
er nicht, daß ſchon jetzt eine Reichsſteuer eingeführt werde, aber man 
müffe bie verfaffungsmäßige Möglichkeit einer ſolchen fichern. 

Wir dürfen Hier die Neihe der Redner des Reichstags über den 
Verfaſſungsentwurf nicht weiter verfolgen, dagegen Können wir nicht um« 
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Hin, aus Bismards Antwort vom 11. März 1867 auf die verſchiedenen 
Einwürfe einige größere Stelten auszuheben: 

Es hat nicht unfere Abſicht fein können, ein theoretiſches Ideal 
einer Bunbesverfaffung Herzuftelfen, in welchem die Einheit Deutſchlands 
einerfeit3 auf ewig verbirgt werde und auf der andern Seite jeber par- 
ticulariftifchen Richtung die freie Bewegung gefichert bllebe. Einen 
ſolchen Stein ber Weifen, wenn er zu finden wäre, zu entbeden, müſſen 
wir der Zukunft überlaffen, eine ſolche Ouadratur des Zirkels der Löſung 
um einige Decimalftellen näher zu bringen, ift nicht die Aufgabe ber 
Negierung. Wir Haben in Erinnerung und aufrichtiger Schägung die- 
jenigen widerftrebenden Kräfte, welche die früheren Verfuche in Frankfurt 

und Erfurt fo wenig wie möglich fördern wollten; wir haben es für 

unfere Aufgabe gehalten, ein Minimum derjenigen Conceffionen zu finden, 
weldje die Sondereriſtenzen auf dem deutſchen Gebiet ber Allgemeinheit 
machen müffen, wenn diefe Iebensfähig werben fol. Wir mögen das 

Elaborat, dad zu Stande gelommen ift, mit dem Namen-einer Berfaffung 
bezeichnen, ober nicht; das thut zur Sache nichts. Wir glauben aber, 
daß, wenn es angenommen wird, für Deutſchland die Bahn frei gemacht 
iſt, und daß wir das Vertrauen zu dem Genius des deutſchen Volles 
haben können, daß e8 auf diefer Bahn den Weg zu finden wiſſen wird, 
der zum Biele führt." — „ES find Einwendungen bisher laut geworben 
und Wünfche geltend gemacht nach zwei Seiten, ich möchte fagen von 
unitariſcher und particulariſtiſcher Seite. Won der unitariſchen bahin 
gehend, daß man auch von biefem Verfaffungsentwurf wie von früheren 
die Herftellung eines conftitutionellen verantwortlichen Minifteriums er- 
wartet habe. Meine Herren, wer follte denn dieſes Miniſterium er- 
nennen? Einem GConfortium von 22 Megierungen wäre die Aufgabe 

nicht zuzumuthen; es wiürbe fie nicht erfüllen können. Es wäre biefer 
Anforderung nur dadurch zu genügen, daß eine einheitliche Spige mit 
monarchiſchem Charakter geihaffen wide. Dann aber, meine Herren, 
haben Sie ein Bundesverhältniß mehr, dann Haben Sie die Mebiatifi- 
rung derer, denen fie diefe monarchifche Gewalt nicht übertragen. Diefe 
aber ift von umfern Bundesgenoſſen weder bewilligt, noch von uns er- 

firebt worden. Es ift Hier angedeutet worden, man könne fie mit Ges 
malt erzwingen; von anberer Seite, fie werbe fih zum Theil von 
felber ergeben, und letzteres von einer mir nahe ftehenden Seite. Ich 
erwarte dieſes nicht in dem Maße und glaube nicht, daß bie deutfchen 

Fürften in größerer Anzahl bereit fein werben, ihre jegige Stellung mit 
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der eine englifchen Peers zu vertauſchen.“) Wir haben ihnen diefe 
Zumuthung niemal® gemacht und hbeabfichtigen fie nicht zu machen. 
Noch weniger aber kann ich als unfere Aufgabe betrachten, auf die 

Uebermacht Preußens in diefem Bunde ſich zu berufen, um eine Con⸗ 

ceffion zu erzwingen, die nicht freiwillig entgegengetragen wird. Eine 
folche Gewalt könnten wir am alferwenigften gegen Bundesgenoſſen er- 
heben, die im Augenbli der Gefahr treu zu ung geftanden haben, eben 
fo wenig gegen Bundesgenoſſen, mit denen wir foeben erft einen ewigen 

Frieden errichtet und befiegelt Haben. Durch Gewalt find weder bie 
Zürften Deutſchlands noch das Volt Deutſchlands zu gewinnen. Ich 
meine, die Baſis dieſes neu zu fchaffenden Verhältnifjes foll das Ber- 

trauen zu der Vertragstreue Preußens fein und dieſes Vertrauen darf 

nicht erjchüttert werden, fo lange gegen uns dieſe Vertragstreue gehalten 
wird." Bismarck wendet ſich dann auch zu einer particulariftiichen Ein- 
wendung, die von ber linken Seite fam und ben Anſpruch erhob, daß 

dem preußifchen Landtag die Befugniß zuftehen müſſe, die Verfaſſung an- 
zunehmen ober zu verierfen. „Schwerer als die Einwendungen vom 

unitariſchen Standpunkte,” fagte er, „und ernftlicher gemeint find meines 

Erachtens diejenigen dom particulariftifchen Standpunkte. Unter Parti⸗ 
cularismus benft man fich fonft eine wiberftrebende Dynaftie, eine wider: 
ftrebende Kafte in irgend einem Staate, die ſich ber Herftellung gemein- 
famer Angelegenheiten aus Sonderrückſichten entgegenftellt. Wir haben 
e3 bier mit einer neuen Species von Particularismus zu thun, mit dem 
parlamentariichen Particularismus. Zrüher hieß es vom dynaſtiſchen 

Standpunkte: Hie Waiblingen, hie Welf! Jetzt Heißt e8: Hie Landtag, 
hie Reichstag! Das Recht, das der preußiſche Landtag hat — ich 

*) Dieß begieht fih anf eine Aeußerung bes Geh. Raths Wagener, ber gejagt 

hatte.: „Ich gebe mic meinerjeits der Hoffnung bin, daß die Mleineren beitichen 

Fürften je länger befto mehr das Geheimniß erfennen werden, weshalb ein Lord Bal- 
merfton und ein Lord Derby in Europa und auf ber ganzen Erbe mehr bedeuten, wie 
ein Heiner deutſcher Fürft. Das, meine Herren, ift einfach um besmillen, weil bie 
englifchen Lords zur rechten Zeit und im rechter Weiſe es verfianden haben, ihren 
rechten Plag in einem großen Gemeinweſen zu fuchen und zu finden, und ich hoffe, 
daß auch die Meineren deutſchen Fürſtenthumer erfennen umb begreifen werden, daß 
eine wirlliche Reſtauration ihrer Bebeutung nur in dem Maße möglich fein und auch 
eine Erhaltung deffen, was ich al berechtigte Cigenthumlichteit anerfenne, nım in dem 
Maße gelingen wird, als fie anfangen, ihre rechte Stellung in dem großen beutichen 
Gemeinweien zu ſuchen und zu finden.” 
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glaube dad wird Niemand beftreiten und fich dem gegenüber auf die 
Macht berufen — das Recht Hat jeber Landtag. Und wir wollen wicht 

in einer gewaltthätigen, fondern in einer rechtlichen Gemeinſchaft leben.“ 
Schließlich ſprach er feine Hoffnung auf das Gelingen des Wertes und 
eine Ermahnung zur ſchleunigen Erledigung der Geſchäfte in folgenden 

Worten aus: „Was dann noch die wichtige Machtfrage betrifft, fo halte 

ich die Vereinigung von Norddeutſchland und Süddeutſchland allen 
Fragen gegenüber, wo es fich um den Angriff des norbbeutfchen Bundes 
bandelt, in alfen Punkten geſichert. Sie ift gefichert durch das Vebürf- 
niß des Südens umd duch die Pflicht des Nordens, ihm beizuftehen. 
IH weiß nicht, meine Herren, ob ich während der allgemeinen Discuffion 
noch einmal Gelegenheit haben werde, das Wort zu nehmen; für den 

Augenblid füge ich dem, was ich gefagt, nur die nochmalige Aufforderung 
Hinzu: arbeiten wir raſch, fegen wir Deutſchland, fo zu fagen in den 

Sattel, reiten wird es ſchon können." 
Bei den Debatten über die einzelnen Punkte des Verfaſſungsent- 

wurfs, die am 18. März begannen, kamen verfchiebene wichtige Tragen 
zur Sprade. So ergriff bei den Verhandlungen über das Bundesge⸗ 
biet ber Pole Kantak Gelegenheit, gegen die Einverleibung der ehemals 
zu Bolen gehörigen Landestheile in den norddeutſchen Bund zu proteftien, 
worauf Bismard in längerer Rede auseinanderſetzte, wie viel dieſe polniſchen 

Gebiete der preuß. Regierung zu danken hätten, wie fie ſeit der Einverleibung 

in Preußen Nechtsficherheit und einen früher nie gefannten Wohlftand zu 
genießen hätten, und wie ber weitaus größte Theil der Bevöllerung mit 
der Zugehörigkeit zu Preußen und zu Deutfchland wohl auch recht zu 
frieden ſei. Nur eine Heine Minorität aus dem Abel, den gutsherrlichen 
Beamten und den Arbeitern ſei es, die von Zeit zu Beit einen Aufftand 
in Scene fege. Die polnifchen Bauern Hätten immer den Verführungs- 
verfuhen zum Aufftande wiberftanden, und ihre Söhne hätten fich auf 
den bänifchen und böhmiſchen Schlachtfeldern treu und tapfer fir Preußen 

und Deutſchland geſchlagen. Bismarck machte bei dieſer Gelegenheit 

einen längeren Excurs in bie polnische Geſchichte, um zu zeigen, wie 
wenig die polnifchen Abgeordneten Urfache hätten, im Intereſſe ihrer 
Provinz eine Wiberherftellung Polens zu verlangen, und wie überhaupt 
der Gedanke einer Herftellung der polnifchen Republik ein unausführs 
barer, phantaftifcher fei. 

Auch den Nordſchleswigern, welche auf Grund des Prager Friedens 
die Zurücgabe an Dänemark verlangten, wurde eine fcharfe Abfertigung 
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zu Theil. Als der Abgeorbnete Kryger aus Habdersleben am 18. März 
verlangte, daß ber Reichstag fi der Feſtſetzung einer nörblichen Grenze 
des norbdeutfchen Bundes enthalte, und daß die im Prager Frieden zu- 
gefiherte Befragung der Bevölkernng veranftaltet werde, ertwiderte Graf 
Bismard: Der Meichötag habe bis auf Weiteres diejenige Grenze des 
nordbeutfchen Bundes anzunehmen, welche im Wiener Frieden zwiſchen 
Dänemark auf der einen, und Preußen und Oefterreich auf der andern Seite 
ſtipulirt worden fei, und aus deu Prager Vertrag könne fein Einwohner 
Schleswigs ein Recht auf Wahl der Nationalität ableiten. Nur der Ratfer 
von Defterreich habe ein Recht, die Ausführung jener Beftimmung im Prager 
Trieben zu verlangen. Uebrigens laſſe der Vertrag das Maß, in welchem bie 
Wahl derRationalität erfolgen folle, unbeftimmt und es fei der preuß. Ne 
gierung die Befugniß gegeben, die Auslegung nach ihrem Intereſſe und 
nach ihrer Auffaffung der Billigfeit zu machen. Die Grenze werde ger 
zogen werden nad) Mafigabe der militäriichen Sicherheit, deren Preußen 
bebiirfe, auch müßten vorher Verhandlungen mit dem däniſchen Kabinet 
gepflogen werden über die Bürgſchaften des Schutzes für bie Deutichen, 
die in jenen an Dänemark abzutretenden Diftricten wohnen, fowie wegen 

Uebernahme eines Antheils an ber däniſchen Staatsſchuld. ebenfalls 
werbe ber abzutretende Theil Heiner ausfallen, als man in Kopenhagen 

meine. 
AUS der Ahgeoronete v. Carlowitz wegen ber ganz unabhängigen 

Stellung Wirtembergs und Baierns Beſorgniſſe äußerte und auf bie 
Möglichfeit hindeutete, daß diefe Staaten ſich gegen Preußen mit Frank⸗ 
reich verbinden fönnten, erwiderte Bismark, er glaube fich fehon neulich 
(in feiner erften Rebe am 11. März) deutlich genug ausgeſprochen zu 
haben, fehe aber, daß er nicht verftanben worden fei. Er freue fi 
jegt Hinzufügen zu können, daß diejenigen Beziehungen zwifchen Nord 
und Süddeutſchland, welche er fich neulich anzudeuten erlaubt habe, be- 
reits feit dem Friedensſchluß vertragsmäßig verbürgt fein. Am fol- 

genden Tage (19. März) veröffentlichte der preußiſche Staatsanzeiger 
und die officiöfe batrifche Zeitung die ſchon oben erwähnten Zuſatzartikel 

zu den ſüddeutſchen Friedensverträgen. Daß diefe biöher geheim ges 
haltenen Schut- und Trutzbündniſſe gerade jest veröffentlicht wurden, 
Hatte feinen Grund in franzöfifchen und bairiſchen Verhäftniffen. Thiers 

hatte am 14. März im gefeggebenden Körper den Minifter Rouher 
wegen der von der Regierung gegenüber von den deutichen Verhältniſſen 
eingehaltenen Politit interpelirt, und ber Negierung bie Heftigften Bor- 
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mwürfe darüber gemacht, daß fie durch die Verbreitung der Nationalitäts- 
ibee das eunropäifche Gleichgewicht geftört und bie Entwiclung der Ein- 
heit Italiens und nahezu auch Deutfchlands Habe gefchehen laſſen. Es 
fei die höchſte Beit, neue Fortſchritte der nationalen Einheit zu verhindern, 
nicht einen einzigen Fehler der Art dürfe man mehr geſchehen laſſen. 

Diefe Anmaßung franzifiiher Herrſchſucht verlangte eine entfeiebene 
Demonftration, daß Deutfchland nicht gefonnen fei, ſich von Frankreich 
vorfchreiben zu laffen, wie weit e8 in der Einigung gehen dürfe, und 
dazu war bie Veröffentlichung jener Verträge ganz geeignet. Auch der 
national gefinnte Minifterpräfident Baierns, Fürft von Hohenlohe 
Schillingsfürft, der am 31. December 1866 dem Freiheren von der 

Pfordten gefolgt war, und an der üfterreidhifchen und Herifalen Partei 
ſehr umbequeme Gegner und Hinderniffe in Durchführung ber Allianz- 
verträge fand, drang auf Veröffentlichung berfelben, um durch die Macht 
einer vollzogenen Thatſache den Gegnern zu imponiren. 

In dem weiteren Fortgang ber Verhandlungen über den Berfaffungs- 

entwurf beantragte der Abgeordnete Miguel, bei dem Artikel über bie 
Competenz der Bunbesgefeggebung bie Nummer 13, welche gemeinfame 

Civilproceßorduung, Concuröverfahren u. |. w. forderte, fo zu faſſen, 
daß die ganze. bürgerliche Gefeggebung darunter begriffen würde, was 
aber diesmal noch abgelehnt wurbe. Dagegen wurde ein Antrag Tweftens 
für die Bundesaufſicht über das Marine- und Militärwefen und bie 

Befugniß des Präfiventen, bei Meinungsverfciedenheiten über Militär- 
einrichtungen im Schoße des Bunbesrathes ben Ausſchlag geben zu 
dürfen, mit großer Mehrheit angenommen. 

Zu dem Artilel 11 des Entwurfs, der von dem Bundespräfidium 
handelte, wurde von Ausfeld und Schulze ein Amenbement eingebracht, 

welches die vollziehende Gewalt in Bunbesangelegenheiten durch verant- 

wortliche Minifter ausgeübt wiffen wollte und verlangte, daß alle Re— 
gierungsacte zu ihrer Giltigleit der Gegenzeichnung eines Miniſters be- 
dürfen ſollten. Ein anderes Amendement von Errleben, Jenſen und 
Zachariã ſprach die Forderung eines verantwortlichen Miniſteriums nicht 
aus, aber beſtimmte, daß das Bundesminifterium ausdrücklich berechtigt 
fein ſollte, die Bunbesminifter zu ernennen und zu entlaffen, und daß 
alle Verfügungen des Bundespräſidiums zu ihrer Giltigleit der Gegen- 
zeichnung eines Bundesminifterd bedürfen und diefer dadurch dem Reichs⸗ 

tag gegenüber bie Verantwortung übernehmen follte. Auch war ber 

vollziehenden Gewalt des Bundespräſidiums die Beftimmung beigefügt, 
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daß fie an die Mitwirkung des Bundesraths nur in foweit gebunden 
fein ſollte, als die Berfaffung dieß ausbrüdlich fordere. Namentlich die 
linke Seite der DVerjammlung glaubte, um ber Bundesregierung den 
conftitutionellen Charakter zu fihern, auf dem verantwortlichen Minifterium 

beftehen und die Mitwirkung des Bundesraths bei der volfziehenden 
Gewalt möglichft befeitigen zu müffen, während Bismard fein verant- 
wortliches Minifterium wollte, worin er von der rechten Seite, die im 
Intereſſe der Einzelftaaten dem Bundesrath größere Bebeutung zutheifen 
wollte, unterftügt wurde. Nachdem von Pland, Wächter, Grumbrecht, 

Laster, v. Carlowitz und Gneift für die Amendements, von Gerber, Weber, 

Binde gegen biefelben gefprochen war, ergab bie Abftimmung 177 Stim- 
men gegen u. 86 Stimmen fürdaßerfte Amenbement, worauf es zurückgenommen 
wurde. Bei Artikel 12 des Entwurfs, welcher lautete: „Das Präfidium 
ernennt den Bundeslanzler, welcher im Bundesrath den Borfik führt 
und die Geſchäfte leitet“ verfuchten mehrere Abgeordnete der linken Seite 

noch einmal, ein verantwortliches Minifterium unter der Form anzu= 
bringen, daß dem Präfibium bie Befugniß ertheilt würde, für einzelne 
Berwaltungszweige, die zur Competenz des Präfidiums gehörten, Bor- 

ftände, d. h. verantwortliche Fachminiſter zu ernennen, dieß geſchah in 
drei verfehiedenen Amendement® von den Abgeorbneten Bennigfen, Kit 
und Lasker. Bismard aber fprach ſich fehr entſchieden gegen dieſen 

Vorſchlag aus; er glaubte, e8 würde den Einfluß der preußifchen Negie- 
rung im Bundesrath fehr abſchwächen, wenn fie denſelben nicht in ein⸗ 
beitlicher, fondern in collegialifcder Form auszuüben Hätte, d. 5. wenn 
der Bundeskanzler fi über feine Abftimmmg im Bundesrath mit ver⸗ 

antwortlihen Collegen vorher verftänbigen müßte. 
Bei der Abftimmung wurde num ber Artifel mit dem Zuſatz Ben- 

nigfens: „ferner die Vorftände der einzelnen Verwaltungszweige, welche 
nad) dem Inhalt diefer Berfaffung zur Competenz des Präſidiums gehören“ 
angenommen, die anderen Amenbements aber theil3 abgelehnt, theils zurückge⸗ 
nommen. AL aber Zweifel über, die Zählung der Stimmen entſtanden 
und zu namentlicher Abftimmung geſchritten wurde, ergab diefe 127 Stim- 

men gegen und 126 Stunmen für ben ermeiterten Artitel 12. Die Ber- 
Handlung über die ftreitige Frage wurde am folgenden Tag, den 27. März, 
bei Berathung des Artikel 16 wieder aufgenommen, und auf Antrag 

des Grafen Bethuſy⸗Huc der urfprüngfiche Artifef 12 angenommen und 
der Bufag Bermigfens mit 140 gegen 124 Stimmen verworfen. Nach 
dem über die weiter damit zufammenhängenden Artikel verfchiebene Ameu ⸗ 
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dements theils angenommen, theils abgelegnt waren, entftand eine Faſſung, 
welche dem Bundeskanzler die alleinige Gegenzeichnung und Verautwort⸗ 

fichkeit für die vom Bunbespräfibium zu erlaffenden Anorbnungen und 
Verfügungen zuſprach. Hiedurch war ber mit großer SHeftigfeit und 
Spannung geführte Kampf vorläufig entfchieden. 

Die ungemein wichtige Frage über das Wahlrecht zum Reichstag 

murde am 28. März verhandelt. Der Entwurf hatte allgemeine bivecte 
Wahlen angenommen, wie fie das Reichswahlgeſetz vom 27. März 1849 
forderte. Bismard hatte ſchon bei der Vorlage dieſes Wahlgefeges im 
preußiſchen Landtag zum Behuf des conftituirenden Reichstags erklärt, 
daß er auf bie Annahme dieſes mit ber MeichSverfafiung vom J. 1849 
verfnüpften Wahlgefeges befonderen Werth lege. Der unter Preußens 

Führung neu gegründete norddeutſche Bund follte im Maß des Tiberalis- 
mus jenem älteren Verſuch nicht nachftehen, und überhaupt auf ber 

Höhe der Zeit ftehen, welche Abſchaffung des Cenſus und alfgemeines 

Wahlrecht zu forbern ſchien. Die Trage, ob das allgemeine directe 
Wahlrecht überhaupt die abfolut befte, zweckmäßigſte Weiſe der Volts- 
vertretung fei, trat gegen die von dem Augenblick gebotenen politifchen 
Nücfichten zurüd. Auch im Meichötag erhob fich feine ernftlihe Oppo- 
fition gegen daffelbe; ein Antrag des Abgeordneten v. Brüned für Wahl- 
cenſus fand faft feine Unterftügung. Der national-liberale Abgeordnete 

Weber aus Stade bekannte zwar, er fei wie ein Freund de directen und 

allgemeinen Wahlrechts geweſen, weil e8 bie Wahlen in die Hände einer 

Menge abhängiger Leute bringe, aber e8 werde ſchwierig fein, nachdem 
man e3 einmal gegeben habe, es wieber zurüdzunehmen; er hoffe 

anf den Geift des deutſchen Volles. Der confervative Abgeorbnete 
Wagener aus Neuftettin meinte, das allgemeine Wahlrecht habe man 
einmal und man tönne es nicht wieder befeitigen. Der Cenfus und 

die indirecte Wahl fei ein Anachronismus gegenüber der allgemeinen 

Wehrpflicht. 
Bismarck entwidelte in einem längeren Vortrag die leitenden Er- 

mwägungen, die ihn und die verbündeten Regierungen zu dem vorgefchla- 
genen Wahlgefeg befttmmt Hätten. Er fagte: „Das allgemeine Wahl 
echt iſt uns gewiſſermaßen als ein Erbtheil der Entwickelung der deutſchen 
Einheitsbeſtrebungen überkommen; wir haben es in der Reichsverfaſſung 
gehabt, wie ſie zu Frankfurt entworfen wurde, wir haben es im 

Jahre 1863 den damaligen Beſtrebungen Oeſterreichs in Frankfurt 
entgegengeſetzt, und ich Tann nur einfach ſagen, ich kenne wenigſtens 
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kein beſſeres Wahlgeſetz. Es Hat gewiß eine große Anzahl von 

Mängeln, die maden, daß auch dieſes Wahlgeſetz bie wirkliche 
beſonnene öffentliche und berechtigte Meinung eines Volles nicht voliftändig 
photographirt und en miniature wiedergibt, und bie verbündeten Re⸗ 
gierungen in ihrer Allgemeinheit hangen an biefem Wahlgefege nicht im 
dem Maße, daß fie nicht jebes andere acceptiven follten, deſſen Vorzüge 

vor biefem ihnen nachgewiefen werden. Bisher ift biefem Tein einziges 
gegenüber geſtellt worden; ich habe nicht einmal curforifch im Laufe der 

Neben ein anderes biefem gegenliber rühmen hören. Ich will damit nur 
motiviren, daß verbünbete Negierungen, bie ſchon gewiſſermaßen eine 
republilaniſche Spige, die in dem Worte „verbündete Regierungen" Tiegt, 
haben, keineswegs ein tief angelegte8 Conwlot gegen bie Freiheit, gegen 
die freie Bourgeoiſie in Verbindung mit den Maffen und unter Errich- 
tung eines cäſariſchen Megiments beabfichtigt haben können. Wir haben 

einfah genommen, was vorlag und wovon wir glaubten, daß es 
am Teichteften fein würde, und Haben weitere Sintergebanfen nicht 
dabei gehabt. Was wollen denn die Herren, die das anfehten, und 
zwar mit der Beſchleunigung, deren wir bedürfen, Anderes au befien 

Stelle fegen? Etwa das preußifche Dreillaffen-Syftem?" Dieſes critifirte 
Bismard aufs fehärffte und fügte bei, wenn man deſſen Wirkung in der 
Nähe beobachte, jo müſſe man fagen, daß ein wiberfinnigeres, elenderes 

Wahlgejeg noch nicht in irgend einem Staate ausgedacht worden. Alles 
Bufanmengehörige werde auseinander geriffen und Leute, die nichts mit⸗ 
einander zu thun Haben, zufammengewürfelt, auch in jeder Gemeinde mit 

anderem Maßftabe gemeffen. Jeder Eenfus fchließe eine Wilfkärlichteit 
und Härte in ſich, die ba am ſchlimmſten wirke, wo bie Reihe derer, die 
in gleichem Umfang berechtigt bleiben follen, abgebrochen werden müffe. 
Denjenigen, die indirecte Wahlen ftatt directe haben wollen, antwortet ex 

feiner Weberzeugung nach, die indirecten Wahlen bilden eine Fälſchung 
der Wahlen und damit der Meinung der Nation. Er beruft fih auf 
ein öfter aufgeftelltes Rechenexempel,“ wonach man annimmt, daß wem 

die Majorität in jeber Stufe der Wahlen nur Eins über die Hälfte zu 
fein braucht, fo repräfentirt der Wahlnann ſchon nur einen Urwähler 

mehr als die Hälfte; der !Abgeordnete vepräfentirt mur einen Mann 

über die Hälfte der Wahlmänner, deren Gefammtheit fon etwas 
über bie Hälfte der Urwähler repräfentirt. Der Abgeordnete, wem nicht 
ſehr große Majoritäten thätig geweſen find — ich nehme den ſchlinunſten 
Tall an mit fehr Heiner Majorität — repräfentirt dann mit mathematifcher 
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Sicherheit bei den indivecten Wahlen nur etwas über ein Viertel ber 
Wähler und die Majorität der Abgeordneten darum mit Nothwendigkeit 
wiederum nur etwas über ein Achtel des Ganzen." Schließlich macht 

er auch noch die Bemerkung für die directen Wahlen geltend, daß durch 

letztere mehr bebeutenbe Capacitäten zur Wahl gelangen als durch inbirecte 
Wahlen. Um bei einem bdirecten Wahlrecht gewählt zu werben, müſſe 
man in weiteren Kreifen ein bebeutenberes Anfehen haben, weil das Ge⸗ 
wicht der localen Gevatterjchaft bei dem Wählen nicht fo zur Hebung 
komme, als bei auch auögebehnten Streifen. So blieb es denn bei 

dem alfgemeinen directen Wahlrecht des Entwurfs. Ob es gut gethan 
war, muß die Zufunft Tehren; gewiß kann es nur iu Bufanmmenhang 
mit der Diätenlofigfeit vor ſchädlichen Wirkungen bewahrt bleiben. 

Den Antrag auf Errichtung eines Oberhaufes, ben Zachariä aus 
&öttingen geftelt hatte, befpricht Bismard mit halber Zuftimmung, fagt 
aber ſchließlich, da die Verfaffung ohnehin ſchon eine complicirte Mafchinerie 
habe, fo habe man geglaubt, fie nicht durch Einfchiebung eines weiteren 
Gliedes noch ſchwerfälliger machen zu dürfen. Uebrigens repräfentive 

der Bunbesrath bis auf einen gewiſſen Grad ein Oberhaus, in welchem 
der Ueberreft des hohen beutfchen Adels, der feine Landeshoheit bewahrt 

habe, feinen Pla finde. Dieſes Oberhaus aber dadurch zu vervoll- 
fändigen, daß man ihm nichtfouveräne Mitglieber beifüige, Halte er praktifch 
für zu ſchwierig, um die Ausführung zu verſuchen. Der Antrag wurde 

denn auch mit großer Majorität abgelehnt. Zuletzt ſprach Bismarck 
auch noch ein Wort über den Ausſchluß der Beamten, der in dem Ent- 

wurf angenommen, aber durch ein Amenbement des Grafen Henkel von 
Donnersmart belämpft worden war. Er brachte mehrere gewichtige 
Gründe für den Ausfchluß bei, erklärte aber die Frage für eine offene, 
und fie wurde denn auch zu Gunften der Wählbarfeit der Beamten 
entfchieben. 

Ein Antrag Laskers, daß -wahrheitägetreue Berichte über Verhand- 
tungen von jeder Berantwortlichfeit frei bleiben müßten, wurde mit großer 
Majorität angenommen. Der von nationalfiberaler Seite geftellte An- 
trag, den Meichötagsabgeorbneten Diäten zu gewähren, was im Ver- 
faſſungsentwurf ausdrücllich verneint worden war, wurde von Bismard 
mit der Erklärung befämpft, daß die verbiindeten Regierungen fich auf 

Bewilligung von Diäten unter feinen Umftänben einlaffen würden. 
Dennoch) erhielt der Antrag die Heine Majorität von 6 Stimmen, wurbe 

aber im Bundesrath nicht angenommen, 
Ktüpfel, Einfeitsbeftrebungen. II. 18 
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Die Verhandlungen über Poft- und Telegraphenweſen, über Marine 
und Schiffahrt gingen ohne Schwierigkeit ab; in letzterer Beziehung ift 
nur zu bemerten, daß beichlofien wurde, die Flagge der Handels- und 

Kriegsmarine folle ſchwarzweißroth fein, was die Folge hatte, daß dieß 
überhaupt die officellen Farben des norddeutſchen Bundes wurden. Bei 
der Debatte über das Bundeskriegsweſen wurde zuerft die im Entwurf 
geforderte Präfenzzeit durch eine Neihe von Rednern: Waldeck, Nee, 

Bodum-Dolffs, Duncker beanftandet, und bejonders nationalöfonomifche 
Gründe dagegen geltend gemacht; aber Moltke und Vogel v. Faldenftein, 
welche als Abgeordnete im Reichstag faßen, erflärten die dreijährige Präſenz 
für unerläßlih zur Herftellung einer tüchtigen Armee. Moltfe gab den 
nationalöfonomijchen Gegnern zu bedenken, daß ohne Sicherheit des Staates 
jebe productive Thätigfeit gefährdet fei. Er gebe zu, daß vom finanziellen 
Standpunkt aus eine Herabfegung der Präfenzzeit wünfchenswerth ſei; 
aber es frage fi, ob die militärifhen Bimede dabei zu erreichen feien. 
Das Gefühl der Zufammengehörigkeit, wodurch fi die preußiſche Armee 
auszeichne, könne nicht einexercirt, ſondern müſſe eingefebt werben. Und 
das fei in zwei Jahren nicht zu erreichen. Bei ber Zeftfegung der 
Dienftzeit kamen die Mitglieder der Fortſchrittspartei auf bie während 
des Mifitärconflict gegen die Organifationsplane gemachten Vorſchläge 
zurüd, fie drangen aber damit nicht durch, und bei der Abftimmung 
wurden bie Beſtimmungen des Entwurfs, fieben Jahre im ſtehenden 
Heere und fünf Jahre in der Landwehr, mit großer Mehrheit angenommen. 

Durch die Annahıne des Artikels 57, welcher ungefäumte Einführung der 
gefammten preußiſchen Militärgeſetzgebung im ganzen Bunbesgebiet ver- 
langte, wurde der preußiſchen Regierung ein großes Vertrauensvotum 

gegeben. Nach Forckenbecks Antrag wurde damit die Verheißung ver- 
bunden, daß das Bundespräſidium nach gleichmäßiger Durchführung der 
Bundeskriegsorganiſation ein umfafjendes Militärgefeg dem Bundesrath 
und Reichstag vorlegen werbe. Der Etat für das Militärwefen wurde 
zumächft in ber Weife geordnet, daß unter Borausfegung eines Friedens - 
eontingent8 von eimem Procent der Bevölkerung für je einen Mann 

325 Thaler dem Bundesfeldherrn zur Verfügung geftellt werben jollten. 
Der Kriegäminifter v. Moon erflärte ſich damit einverſtanden, aber fügte 
binzu, daß er die 225 Thaler nicht als ein Pauſchquantum, fondern als 

Minimalforderung anfehe, und daß er ſich vorbehalte, wenn er bei fpar- 

famer Verwaltung mit diefer Summe nicht ausreiche, erhöhte Forderungen 
on den Reichslag zu bringen. Es fragte ſich nun, auf wie lange diefe 
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Verwilligung gelten folle. Fürſt Salm machte den Vorſchlag auf 7 Jahre, 
dem fo lange glaubte man zur Organifation des Bundeskriegsweſens zu 

bebürfen; Moltke wollte Forterhebung des Beitrags und Beibehaltung 
des Procentfages bis zum Erlaß eines abändernden Geſetzes; Forckenbeck 
wollte den 31. December 1871 als Endtermin gefegt wiſſen, und dieſer 
Antrag wurde auch nad; Ablehnung der beiden anderen angenommen. 

Die legten Tage der Verfaſſungsdebatte waren dem Finanzweſen 
gewidmet. Der Artitel 65, die Etatsbewilligung betreffend, wurde nad 
Miquels Vorſchlag fo gefaßt: „Alle Einnahmen und Ausgaben des 

Bundes müſſen für jedes Jahr veranſchlagt und auf, den Bundeshaus- 
haltetat gebracht werben." Andere Amendements, bie darauf hinaus⸗ 
liefen, längere Etatsperioden zu ermöglichen, wurden abgelehnt. Bur 
Beftreitung der gemeinfhaftlichen Ausgaben foliten die aus den Böllen, 
den gemeinfchaftlihen Verbrauchsſteuern und dem Poft- und Telegraphen⸗ 
weſen fließenden Einnahmen dienen. Wenn diefe Einnahmen nicht zu- 
reihen, ſoll, fo Lange Bundesſteuern nicht eingeführt find, das Erforder⸗ 
liche durch Beiträge der einzelnen YBunbesftaaten nach Mafgabe ihrer 
Bevöfterung aufgebracht werben. 

Der legte Titel des Entwurfs, Artilel 71, betraf das Verhältniß 
des norddeutſchen Bundes zu den ſüddeutſchen Staaten. Es war ſchon 
im Anfang der Debatten von mehreren Mitglievern des Reichstags der 
Wunſch ausgedrückt worden, die Hoffnung bes Eintritts jener Staaten 
in den Bund und die Bedingungen ihrer Aufnahme möchten beftinmter 

ausgeſprochen und formuliert werben. Diefe Frage wurde am 9. April 
wieber berührt durch eine Interpellation des Grafen Solms - Laubach 
über die Aufnahme de3 ganzen Großherzogthums Hefien. Nach dem am 
3. September 1866 zwifchen Heflen und Preußen abgefchloffenen Frie- 
densvertrag follte nämlich die Provinz Oberheffen, anftatt ganz an 
Preußen abgetreten zu werben, in ben Bund eintreten, während bie beiden 
anderen Provinzen außerhalb des Bundes blieben. Dies wurde außge- 

führt, Hatte aber natürlich große Inconvenienzen zur Folge, und bie 
Aufnahme ganz Heſſens wurde von einem großen Theil der Bevöfferung 

lebhaft gewünfcht; aber nicht von dem Großherzog und dem leitenden 
Minifler Dalwigk, die auf Bewahrung der relativen Souveränität großen 
Werth legten. Graf Solms legte nun das thatſächliche Bebirfniß der 
Aufnahme des ganzen Großherzogthums dar und ftellte die Frage: ob 
amd melde Hinberniffe bem ungetrennten Eintritt des ganzen Großher- 
zogthums in den norbdeutfchen Bund zur Zeit entgegenftehen und ob 

13* 
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diefe Hinderniffe dauernde, oder vorübergehender Natur fein. Bismard 
ertheilte eine ausführliche Antwort, worin er bie Uebelftände, welche 
Graf Solms hervorgehoben Hatte, als unzweifelhaft vorhanden aner- 
lannte und zugab, daß fie mit der Zeit noch bedeutend wachſen würden. 
Als Hauptgrund, der bisher die Aufnahme des ganzen Großherzogthumg 

verhindert Habe, bezeichnete er den Umftand, daß von ber großherzoglichen 
Regierung der Wunſch darnach noch nicht ausgeſprochen worden fei. So— 
bald dies gefchehe, wirde die Bundesregierung mit Oeſterreich und mit 
den fübbentjchen Bundesgenoffen darüber in Verhandlung treten. Der 
großherzogliche Bundescommiffär, Reg.Rath Hofmann, gab am folgenden 
Tage die Erklärung ab, feine Regierung habe Bismarcks betreffende 
Rede mit hoher Befriedigung aufgenommen, fie habe bisher feinen An— 
trag auf Eintritt geftellt, weil dadurch dem Großherzogthum größere 
Kaften auferlegt würben und fie ſich deshalb das volle Einverſtändniß 
der Landesvertretung ſichern müſſe. Sie hoffe übrigens, dies zu erlan- 
gen und im Stande zu fein, die Frage des Interpellanten in nicht allzu 
langer Beit in feinem Sinne erledigen zu Tönnen. *) 

Für den AÄrtikel 71, welcher verſprach, daß das Verhäftniß zu den 
füddeutſchen Staaten durch befonbere Verträge geregelt werben folite, 
wurde von Laster uud Miguel das Amendement vorgejchlagen und ange- 
nommen: „Der Eintritt der fübdentfchen Staaten oder eines berfelben 
in den Bund erfolgt auf den Vorſchlag des Bundespräfidiums im Wege 

der Bundesgejeggebung." Aus ber Art, wie Bismarck fich bei dieſer 
Gelegenheit über den Eintritt Süddeutſchlands ausſprach, fehen wir, daß 
er denfelben hoffte und wünſchte, daß er ihn aber nicht für ganz nahe 
bevorftehend hielt. Merkwürbig ift, daß er ben von Frankreich erftrebten 
Südbund, den die Nationalgefinnten in Sübdeutfchland als gefährliches 

Hinderniß des Anfchluffes an Preußen fürchteten und zu verhüten fuchten, 
als geeignetes Uebergangsftadium zur vollfommenen Einigung des Südens 

*) Diefer Crflärung 'entfprach jebod das fpätere Verhalten ber großherzoglich 
heſſiſchen Regierung nit. Als am 3. uni der Abgeordnete dallwache im heffijhen 
Landtag dem Eintritt des gauzen Großherzogthums in ben norbdentichen Bund ber 

antragte, erflärte fich bie Regierung eutſchieden dagegen, indem fie die Klickſicht auf 

die anderen ſuddeutſchen Staaten geltend machte, von denen fie ſich nicht trennen 

bürfe, und fid; barauf berief, daß Defterreidh, welches das Recht der Cinſprache habe, 
diefe, wie man aus guter Duelle wife, wirklich erheben würde. Deffen unerachtet 

wurde der Antrag auf Eintritt des Großherzogthums mit 32 gegen 15 Stimmen an- 

genommen, aber einige Wochen fpäter von ber erſten Kammer faſt einſtimmig ab» 
gefehnt, 
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und Nordens anfah. Da feine Auffaffung ſehr wichtig ift, fügen wir 
den Wortlaut feiner Rede wenigftens theilmeife hier ein: „Ich Tann nicht 
behaupten, daß die Tendenz dieſes Amendements unferen Wünfchen und 

Beftrebungen widerſpricht. Cine andere Frage aber ift die, ob ſolche 
Mitglieder diefer Verſammlung, welche zugleich Vertreter der Regierungen 
find, ſich augenblicklich in der Lage befinden, für das Amendement zu 

fümmen. Ich Habe gejagt, daß es unfern Wänfejen nicht wiberfprict. 
Aber eine Regierung ift verpflichtet, fich bei der Ausſprache ihrer Winfche 
nad) der Dede ihrer Rechte zu fireden. Ich will damit auch nicht be- 
Haupten, daß die Urmahme diefed Amendements im Widerſpruche mit 
dem Artifel 4 de3 Prager Friedens fände; ich will nur aus ähnlichen 
Gründen, wie ich fie geftern bei der heſſiſchen Interpellation hervorhob, 
nicht ganz den Verhandlungen, die zu einer einheitlichen Auslegung ber 
Gontrahenten des Prager Friedens erforderlich find, vorgreifen, auch 
nicht die Entſchließung der ſüddeutſchen Regierungen in einer Weife prä- 
judiciren, zu welcher bisher der Grad ihres amtlichen Entgegenkommens 

uns nicht auffordert. Daß im Artifel 4 des Prager Friedens nicht blos 
ein internationales Schug- und Trutzbündniß, wie einer der Herren 

Borrebner bemerkte, ind Auge gefaßt ift, geht, glaube ich, aus feinem 
Wortlaut für jeden aufmerffamen Lefer Hervor. Es ift im Artikel 4 
nicht von einer neuen Geftaltung Norddeutſchlands blos die Mede, ſon⸗ 
dern von einer neuen Geftaltung Deutſchlands. Der Begriff wird da- 
durch erläutert, daß der Nachſatz folgt: „Deutſchland ohne Betheiligung 

des öfterreihifchen Kaiſerſtaates.“ Alſo es ift zugeſtimmt zu einer Um⸗ 
geftaltung berjenigen Beftandtheile des früheren deutſchen Bundes, welche 
nad) dem Ausſcheiden der öſterreichiſchen Theile des Bundesterritoriums 
übrig waren. (8 ift ferner in ber dritten Zeile vor dem Schluß des 
Artikels von der „nationalen" Verbindung Süddeutſchlands mit dem 
norbbeutfchen Bunde geſprochen, alſo nicht von einer internationalen, 

welches Wort ausbrüdlich in demſelben Artitel auf die Beziehungen 
Deutſchlands zum Auslande feine Anwendung gefunden Hat. Wenn ich 
nichtödeftoweniger bie Frage, ob ber Eintritt der ſüddeutſchen Staaten 
mit dieſem Artikel verträglich ift, einfeitig nicht bejahen, fondern ihre 
Beantwortung im Einverſtändniß mit der kaiſerlich dſterreichiſchen Regie- 
rung finden möchte, fo bewegt mich bazu der Umftand, daß eine ber 
Prämiffen, welche Artikel 4 aufftellt, in der Kette fehlt: Das’ ift näm- 
lich das Buftandefommen des ſüddeutſchen Bundes. Wäre dieſer zu 
Stande gelommen, ober hätte er Ausſicht dazu, fo ift meine Ueberzeu⸗ 
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gung immer geweſen, daß, wenn im Norden ein Parlament tagt auf 

einer nationalen Bafis, im Süden ein anberes, diefe beiden Parlamente 
nicht länger auseinander zu halten fein würden, als etwa die Gewäſſer 
des rothen Meeres, nachdem der Durchmarſch erfolgt war. Dieſe Prä- 

miſſe fehlte bisher und wir möchten bei ber Weberzeugung, daß die na- 
tionale Bufammengehörigfeit ihre Sanction durch die Geichichte ganz 
zweifellos dennoch empfangen wird, über die Frage, ob dies fofort und 
in welcher Form geichehen kann, nicht in Meinungsverſchiedenheit mit 

der Taiferlich öfterreichifchen Regierung über die Auslegung des neueften 
Friedensvertrag zwiichen uns gerathen und biefer Auslegung nicht ein« 

feitig vorgreifen.“ 
Nachdem alle Artitel der Verfaffung durchberathen und je nach dem 

Ergebniß der Debatte und. Abftimmung angenommen ober verändert 
waren, erflärte Graf Bismard am 15. April, daß die Vertreter ber 

verbündeten Negierungen bereit feien, ſich ſämmtliche vom Reichstag im 
Verfaſſungsentwurf angebrachten Veränderugen anzueignen, mit Ausnahme 
von zwei Punkten: ber Bewilligung von Diäten und der finanziellen 
Sicerftellung der Heereseinrichtungen. Num gab e8 neue Schwierig« 
feiten. Die eine Differenz wurde zwar bald ausgeglichen; die von 

Arnim ⸗ Heinrichsdorf vorgeſchlagene Faſſung des Artikels 32: „Die Mit- 
glieder des Reichstags dürfen als folche feine Beſoldung oder Entichä- 

digung beziehen" wurde mit 178 gegen 90 Stimmen angenommen. 

Aber in Betreff der Bewilligung bes Militärbudgets wollten namentlich 
die preußiſchen Mitglieder des Reichstags nicht auf ihre durch die preu⸗ 
Bifche Verfaſſung garantirten Nechte für eine Reihe von Jahren ver- 

sichten, und es entſpann fich eine längere Debatte über Artikel 58, wos 
nad) der Aufwand für die Friedenspräfenzftärte mit 225 Thaler per 

Kopf nur bis zum 31. December 1871 vertoilligt werden follte, wäh. 
rend das Bundespräfidium das Milttärbudget auf minbeftens 7 Jahre 
fiher geftelft wiffen wollte. Neichensperger erklärte, weitere Conceffionen 
feien unguläffig; der Abgeordnete Waldeck fagte: „wir wollen den Bundes- 
ftaat, jedoch ohne Schädigung des preußifhen conftitutionellen Einheits- 
ſtaats.“ Von dem confervativen Grafen Eberhard Stolberg wurde das 
Amendement geftelft, wornach ftatt „bis zum 31. December 1871" ger 
fegt werben follte „biß zum Erlaß eines neuen Bundes-Militärgejeges“, 
und ber Artikel 60, der die Friedenspräfenzftärfe auf ein Procent ber 
Bevölferung für 10 Jahre normirte, follte dann jo gefaßt werben: 
„Fur bie fpätere Zeit wird die Jriedenspräfenzftärke durch ein Bunbes- 
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geſetz feftgeftellt, bis zu deſſen Erlaß die vorftehenden Beſtimmungen 

von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben“, um damit anzudeuten, daß man 
auf das jährliche Bewilligungsrecht eigentlich nicht verzichte. Der 
Herzog von Ujeſt und von Bennigſen ſchlugen dagegen vor, 
dem Artilel 58 beizufegen: „Nach dem 31. December 1871 müſſen dieſe 
Beiträige von den einzelnen Staaten des Bundes zur Bundeskaſſe fort- 
bezahlt werben. Zur Berechnung derfelben wird die im Artikel 60 in- 
terimiftifch feftgeftellte Friedenspräſenzſtärke fo lange feftgehalten, bis fie 
durch ein Bunbesgefe abgeändert if. Die Berausgabung diefer Summe 
für das geſammte Bundesheer und deffen Einrichtungen wird durch das 
Etatgeſetz feftgeftellt." Bismarck erklärte fich fir den Stofberg’fchen 
Antrag, deſſen ungeachtet erlangte derſelbe feine Maforität und wurde 
mit 156 Stimmen gegen 120 abgelehnt, und endlich wurde nad) ver- 
ſchiedenen Verbefferungsverfuchen die vom Herzog von Ujeſt und Bennig« 
fen vorgeſchlagene Form mit 202 Stimmen gegen 80 angenommen. 
Den conftitutionellen Bedenken war damit Genüge getan und das 
Militärbudget auf eine Meihe von Jahren gefichert. Die folgenden Ar 
tifel gingen vollends ohne Schwierigkeit durch und ber ganze Verfaffungs- 
entwurf wurde mit 230 gegen 53 Stimmen angenommen. 

Der Präfident Simfon verkündete dieſes Ergebniß mit tiefer Be- 
wegung. Am übernächſten Tage, dem 17. April, machte Graf Bismard 
dem Reichstag die feierliche Mitthetlung, daß bie Verbündeten Regie- 
rungen am 16. beſchloſſen Hätten, ber Verfaſſung des Bundes, wie fie 

aus ben Beratungen des Reichstags hervorgegangen fei, beizuftimmen. 
Gine königliche Botſchaft verfndigte den Schluß des Reichstags und ber 
König hielt eine Abſchiedsrede, welche Hohe Befriedigung ausſprach. Er 
rühmte darin den patriotifchen Ernft und bie freie Selbſtbeherrſchung ber 
Reichstagsglieder, durch welche es möglich geworben fei, bie Bunbes- 

gewalt mit den Befugniffen auszuftatten, welche fir die Wohlfahrt und 
Die Macht des Bundes ımentbehrlich, aber auch ausreichend felen, und 

Zugleich den Cinzelftaaten die freie Bewegung auf allen den Gebieten 
au laſſen, auf welchen bie Mannigfaltigfeit und Selbftändigfeit der Ent- 
wicklung zuläſſig und erſprießlich ſei. Alle haben dabei Opfer ihrer 
Anſichten und Wünſche gebracht, in der‘ Ueberzeugung, daß fie für 

Deutfchland gebracht feien. So fei nun die Beit gefommen, wo unfer 
deutſches Vaterland durch feine Gefammtkraft feinen Frieden, fein Recht 

und feine Wirde zu vertreten im Stande ſei. 



Bier und zwanzigftes Kapitel. 

Der Sugemburgifie Gandel im Frühjahr 1867. 

Noch während man in Berlin über die Verfaffung des norddeut⸗ 

ſchen Bundes verhandelte, drohte die Gefahr, denfelben mit den Waffen 
vertheidigen zu müffen. Denn Frankreich verfuchte feine Compenfationg- 
plane von einer neuen Seite wieder aufzunehmen, 

Napoleon mußte fortwährend Vorwürfe darüber hören, daß er 

Preußen einen Vorſprung habe gewinnen laffen, welcher das fogenannte 
Gfeichgewicht Europas ftören, d. h. dem Uebergewicht Frankreichs Ein- 
trag thun müſſe. Alte Gegner und treue Anhänger *) vereinigten ſich in 

Zabel und Warnungen. Diefe Stimmung kam au im gefeggebenben 

=) Die mit Napoleon befreundete Königin Sophie von Holland, Gemahlin Wit- 
helms III., ſchrieb am 18. Juli 1866, unter ber Adreffe eines M. d’Andre, einen 
Brief, worin fie fein Berhalten aufs Schärffte werurtheilt. Derſelbe lautet: „Vons 

vous faites d’stranges illusions! Votre prestige a plus diminus dans cette der- 
niöre quinzaine qu'il n' a diminus pendant toute Ia durde du rägne. Vous per- 
mettez de detruire les faibles; vous laissez grandir outre mesure linsolence et 
la brutalit& de votre plus proche voisin; vous acceptez un cadeau, et vous ne 
savez pas m&me adresser une bonne parole ä celui qui vous le fait. Je regrette 
qae vous me croyiez interesse & la question et que vons ne voyiez pas le fü- 
neste danger d’une puissante Allemagne et d'une puissante Italie, C'est In 
dynastie qui est menac&e, et c'est elle qui en subira les suites. Je le dis, par- 

ceque telle est la verit6, que vous recomnaitrez trop tard, Ne croyez pas que 
le malhenr qui m’accable dans le desastre de ma patrie me rende injuste on 
ımefiante. La Vönetie cèdée, il fallait secourir l’Autriche, marcher sur le Rhin, 

imposer vos conditions! Laisser &gorger l’Antriche, c'est plus qu'an crime, c'est 
une faute. Peutätre est-ce ma derniöre lettre. Cependant je croirais manquer 
& une ancienne et serieuse amiti6 si je ne disais une dernidre fois toute la 
verit. Je ne pense pas quelle soit &coutse, mais je veux pouvoir me répéter 
un jour que j'ai tout fait pour prevenir la ruine de ce qui m’arait inspire tant 
de foi et tant d’affection.“ Papiers et correspondance de ia famille Impe- 
riale. Paris 1871. I p- 12. 
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Körper zum Ausdrud. Thiers, der alte Anwalt franzöſiſcher Ruhmes⸗ 
anſprüche, ber ſchon vor dem Ausbruch des Krieges ermahnt Hatte, die 
Bedrohung Oeſterreichs durch Preußen nicht zu geftatten, interpellixte 
am 14. März die Taiferliche Regierung wegen ihrer gegenüber von 

Italien und von Deutfchland eingehaftenen Politil. Er ging von der 
Vorausſetzung aus, daß Frankreich zur Herrichaft in Europa berufen fei 

unb die Aufgabe habe, Jtalien und Deutfchland in Schwäche und Ber- 
fplitterung zu erhalten und dem Umfichgreifen des Nationafitätsprincips 
Einhalt zu thun, und fand damit faft allgemeine Zuftimmung. Granier 
de Caſſagnac forderte Wiedererwerbung der fogenannten natürlichen 
Grenzen; Jules Favre meinte, daß die deutfche Einheit verhindert werden 

müfje und Frankreich den unterbrüdten beutfchen Stämmen und vertrie 
benen deutſchen Fürſten Hilfreiche Hand bieten ſolle; Graf Latour rieth 
eine Allianz mit Defterreih und ben ſüddeutſchen Staaten an, um 
Preußen an ber Ueberſchreitung des Mains zu verhindern. Allein Emil 
Olivier, der nachherige Minifter, ermahnte: Frankreich dürfe ſich in 
feiner Politik nicht durch den Neid auf die wachſende Größe Anderer be 
ftimmen laſſen; man dürfe ſich auch nicht mit dem Gedanken tröften, das 
Wert Bismard3 werde nicht beftehen, im Gegentheil, es werde ſich 
weiter entwideln, und in naher oder ferner Zukunft, aber unfehlbar 

werde der Tag fommen, wo der Sübbund und Nordbund fi ein- 

ander nähern und über den Main die Hand reichen werden, trog des 

Prager Friedens. Aber er ftand mit dieſer beſſeren Einſicht ifolirt 
unter den franzöfiichen Politifern und verläugnete fie einige Jahre fpäter, 
dem Strom der Öffentlichen Meinung nachgebend. 

Napoleon fand ſich durch die fich Häufenden Vorwürfe, daß er in feiner 
Unterfchägung preußifcher Thatkraft verfäumt habe, die Intereſſen Frank 
reichs zu wahren, darauf angewieſen, durch GebietSerwerbungen den An- 

ſprüchen feines Volles einige Befriedigung zu verfchaffen. Wir haben 

oben gefehen, wie er im Spätfommer 1866 mit feinen Compenfationg- 

forderungen an dem entfchiedenen Willen Bismards ſcheiterte. Seitdem 

warfen fi) feine Plane auf Belgien und Lıremburg. Zunächſt verfuchte 
er es mit Letzterem. 

Das Großherzogthum Luxemburg war im Mai 1815 dem Prinzen 
von Oranien, der ſich um die Coalition gegen Napoleon Verbienfte er- 
worben hatte und von England und Rußland befonders begünftigt wurde, 

übergeben und durch Perfonalunion mit dem Königreich der Niederlande 
verbunden worden. Aber Preußen, das aus militärischen Nücfichten 
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auch den Beſitz Luxemburgs gewünfcht hatte, erhielt das Beſatzungsrecht 

der für die Vertheidigung Deutfchlands gegen Frankreich fo wichtigen 
Feſtung im Namen des Bundes,’ deffen Mitglied Furemburg wurde. 
Bei ber definitiven Theilung Holland u. Belgiens durch den Londoner 
Bertrag vom 19. April 1839 wurde ber öftfiche deutfche Theil Rugemburgs 
dem König von Holland zugewiefen und dieſes neue Beſitzverhältniß unter 
die Garantie der fünf Großmächte geftelft und vom Bundestag ratificirt. 
Nah Auflöfung des Bundes durch die Erklärung Preußens am 14. 

Juni 1866 verfiel Luremburg einer internationalen Stellung. Ta es 
ſich nicht für den Anſchluß an Preußen erklärte, wäre es eigentlich for- 
mell im Kriegszuſtand gegen baffelbe gemefen, doch kam es nicht zur 

wirllichen Theilnahme an dem Krieg und die preußifche Regierung igno- 
virte das zweifelhafte Verhältniß. Doch unterließ fie andererſeits, eine 
Aufforderung zum Eintritt in den norbbeutfchen Bund an die großher- 
zogliche Negierung zu richten, da man wußte, daß die Stimmung ter 

Bevöfferung, fowie des niederländiſchen Hofes nicht deutfchfreundlich war. 
Im Oktober richtete die niederländiſch-luxemburgiſche Megierung eine De- 

peſche an Preußen, worin der Nachweis verfucht wurde, daß Preußen 
nad) Auflöfung des Bundes nicht mehr berechtigt fei, eine Befagung im 

Luremburg zu halten. Preußen nahm feine Notiz davon und die preu- 
Kifche Befagung blieb in der Feſte und das Land im Zolfverein; aber 
die ſtaatsrechtliche Stellung des Großherzogthums war in Frage geftellt. 
Der König von Holland, ohnehin in Beforgniß, von Preußen zum Ein- 
teitt in den norddeutfchen Bund gezwungen zu werden und von feiner 

preußenfeindlichen Umgebung gegen daſſelbe aufgeftachelt, wandte ſich 
durch feinen Gefandten in Paris an die dortige Regierung und fragte 
an, ob er für den Fall, daß Preußen ihm die Zumuthung eines Bünd- 

niffes made, einen Nüdhalt an Frankreich finden würde. Napoleon 
ging bereittilfig darauf ein und beauftragte am 28. Februar 1867 

feinen Gefanbten im Haag anzufragen, ob ber König nicht geneigt wäre, 
Luxemburg gegen eine entjprechende Geldentſchädigung an Frankreich ab- 
zutreten. Dieſes Anerbieten leuchtete dem König, ber Gelb brauchte, 
fehr ein, und es kam am 22. März eine Uebereinkunft zwifchen Frank- 
reich und dem König von Holland zu Stande, wornach da Land Lugem- 
burg fammt der Feſtung gegen eine Geldentſchädigung an Frankreich ab» 
getreten werben folfte. Letzteres bedingte fi von Holland aus, die 
nöthige Unterhandfnng mit Preußen felbft führen zu dürfen, um in biefer 
Form feine Compenfationsanfprüche zu erneuern. Dieß wurde einige 
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Monate fpäter verfucht durch einen Vertragsentwurf, welchen Graf Bismard 
im Juli 1870 in der Times mittheitte.*) Napoleon verſpricht barin, die 
Erwerbungen, welche Preußen im legten Kriege gemacht habe, ſowie die 
für Aufrichtung bes norddeutſchen Bundes getroffenen und noch zu 
treffenden Einrichtungen anerlennen zu wollen. Dagegen -follte ſich ber 
König von Preußeit verbindlich machen, Frankreich die Erwerbung Lurem- 
burgs zu erleichtern und zu biefem Zweck in Verhandlungen mit dem 
König der Niederlande zu treten, um denfelben zu beftimmen, feine 
Souveränitätsrechte über Luremburg gegen eine hinreichende Entſchädi- 
gung abzutreten. - Der Kaiſer der Franzoſen werde dagegen einer fübe- 
ralen Vereinigung des Norbbundes mit den Staaten Süddeutſchlands 

ſich nicht widerfegen und auch gegen ein gemeinfames Parlament nichts 
einwenden, nur folle die Souveränität befagter Staaten in billiger Weife 

dabei geſchont werben. Andererſeits foll der König von Preußen dem 
Kaiſer der Franzoſen Beiftand gewähren, wenn er durch die Umftände 
bewogen werben follte, feine Truppen in Belgien einrüden zu laſſen, um 

es zu erobern, und ihm für diefen Fall mit alfen feinen Land- und See⸗ 
Streitkräften gegen jede Macht beiftehen, die ihm den Krieg erklären 
würde. Endlich jollen beide Mächte eine vollftändige Offenfiv- und 
Defenfivallianz mit einander fehließen- und gegenfeitig die Intregität ihres 
Gebietes garantiren. Diefe Vorſchläge wurden jedoch von Preußen 
einfach abgelehnt und von beiden Seiten tiefes Stillſchweigen barüber 
beobachtet. 

Die Verhandlungen zwifchen Frankreich und den Niederlanden waren 
auch in dipfomatifhem Geheimniß geführt worden, aber es war bem 

Könige von Holland doch nicht ganz wohl dabei, daß die preußiiche Re— 

gierung erft durch Frankreich von der Sache erfahren follte. Er ließ 

den tgl. preußiſchen Gefandten im Haag, Graf Perponcher, am. 26. März 

au fi rufen, um ihm Mittheilung von den gepflogenen Verhandlungen zu 
machen und ihn zu fragen, wie die preußiſche Megierung es auffaffen 
würde, wenn er ſich der Souveränität über das Großherzogthum Lurem- 
burg entäußern wollte. Darauf ertheilte ihm der Gefandte die um- 

gehende Antwort feiner Negierung, daß fie niemals ihre Buftimmung 
zu einem ſolchen Handel geben werde. 

Indeſſen Hatte ſich an verſchiedenen Plägen Europas das Gerücht 
von der projectirten Abtretung Luremburgs an Frankreich verbreitet, bie 

*) ©. Hahn, der Krieg gegen Frankreich 1871. ©. 391. 
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öffentlichen Blätter hatten davon Notiz genommen und auch unter ben 
Mitgliedern des eben in Berlin verfammelten Reichstags bes’ nord» 

deutfehen Bundes wurde bie Sache beſprochen und machte natürlich 
großes Auffehen. Bismarck wurde vertraulich darüber befragt, und 

zeigte fich bereit, auch öffentlich Rede zu ftehen. Am 1. April brachte 
Bennigfen mit 70 Genoffen folgende Interpellation im Reichstag ein: 
„1) Hat die königlich preußifche Regierung offizielle oder anderweitige 
Kenntniß bavon erhalten, ob bie in täglich verftärktem Maße auftreten- 
den Gerüchte über Verhandlungen zwiſchen den Regierungen von Frank- 
reich und den Niederlanden wegen Abtretung des Großherzogthums 
Luxemburg begründet find? 2) Iſt die königlich preußiiche Regierung 
in der Lage, dem Reichstage, in welchem alle Parteien einig zufammense 
ftehen werden, in der Fräftigften Unterftügung der Abwehr eines jeden 

Verſuchs, ein altes deutſches Land von dem Geſammtvaterlande loszu⸗ 

reißen, Mittheilungen darüber zu machen, daß fie im Verein mit ihren 
deutfchen Bundesgenoſſen entfchloffen ift, die Verbindung des Großherzog · 

thums Luxemburg mit dem übrigen Deutfchland, insbefondere das preu- 

ßiſche Beſatzungsrecht in der Feftung Turemburg auf jede Gefahr hin 
dauernd ſicher zu ftellen?" Er begleitete die Anfrage mit einer längeren 
Rebe, in welcher er außeinanderfegte, wie wichtig es gerade im jegigen 

Augenblick fei, zu zeigen, daß Deutſchland ftark ſei und auch den Krieg 
nicht feheue, wenn es ſich darım Handle, der franzöſiſchen Begehrlichteit 
entgegenzutreten. Das Wort des Königs: fein Dorf folle von beut- 
ſchem Boden mit feiner Zuftimmung abgeriffen werben, ftehe in dank« 
barer Erinnerung. Er möge jegt das deutfche Volt aufrufen, er werde 
eine einige, entfchloffene Nation finden, wo es gelte, fich gegen das Aus⸗ 
land zu vertheidigen. Bismarck beantwortete den erſten Theil der An- 
frage durch. Darlegung des bisherigen Sachverhalts. „Die Gtaatöres 
gierung", fagte er, „hat feinen Anlaß anzunehmen, daß ein Abſchluß 
über das Fünftige Schidjal des Großherzogthums bereits erfolgt ift, fie 

Tann das Gegentheil natürlich nicht mit Beftimmtheit verfichern, kann 
aud nicht mit Beftimmtheit wiſſen, ob, wenn er noch nicht erfolgt wäre, 
ex vielleicht unmittelbar bevorfteht. Die einzigen Vorgänge, durch welche 
die Staatöregierung veranlaßt geweſen ift, geſchäftlich Kenntniß von dieſer 

Trage zu nehmen, find folgende: Vor wenig Tagen hat Se. Majeftät 
der König der Niederlande den im Haag accreditirten preußiſchen &e- 
fandten mündlich in die Lage geſetzt, fi darüber zu äußern, wie bie 
preußifche Regierung es auffaffen würde, wenn Se. Majeftät der König 
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der Niederlande ſich der Souveränität über das Großherzogthuu Luxem⸗ 
burg entäußerte. Graf Perponder, der preußiſche Gefandte, war ange⸗ 
wieſen worden, darauf zu antworten, da die Staatsregierung und ihre 
Bundesgenoffen augenbliclich überhaupt keinen Beruf hätten, ſich gegen 
über diefer Frage zu äußern, daß fie Sr. Majeſtät die Verantwortlich 
teit für die eigenen Handlungen ſelbſt überlaffen, und daß die Staats- 
regierung, bevor fie ſich über die Frage äußern würde, wenn fie gend- 
thigt werde, es zu thun, jebenfall® vorher ſich verfichern würde, wie die 
Frage von ihren deutfchen Bundesgenofjen, wie von den Mitunterzeich- 

nern der Verträge von 1839, wie von der öffentlichen Meinung in 
Dentfchland, welche gerade im gegenwärtigen Augenblick in Geftalt 
biefer hohen Verfammlung ein angemefienes Organ befigt, aufgefaßt 
werden würde. Die zweite Veranlafjung war diejenige, daß die kgl. 
miederländifche Regierung durch den hieſigen Gefandten uns ihre guten 
Dienfte behufs der von ihr voransgefegten Verhandlungen Preußens mit 
Frankreich über dag Großherzogthum Luremburg anbot. Wir haben 
darauf zu antworten befchloffen, daß wir nicht in der Lage feien, von 
diefen guten Dienften Gebrauch zu machen, weil Verhandlungen biefer 
Art nicht beftänden." In Betreff des zweiten Theils der Anfrage be 
merfte Bismard, man werde nicht von ihm verlangen, die Abfichten und 
Entſchlüſſe der kgl. Regierung in die Deffentlichteit zu geben. Uebrigens 
fügte er Hinzu: „Die verbündeten Regierungen glauben, daß feine fremde 
Macht zweifellofe Rechte deuticher Staaten und deutſcher Bevöllerung 
beeinträchtigen mwerbe, fie Hoffen, im Stande zu fein, ſolche Rechte zu 
wahren und zu fügen auf dem Wege frieblicher Verhandlungen und 
ohne Gefährdung der freumbichaftlichen Beziehungen, in benen fi 
Deutſchland bisher zur Genugthuung der verbindeten Regierungen mit 
feinen Nachbarn befindet. Sie werden ſich diefer Hoffnung um fo fiherer 

Hingeben können, je mehr das eintrifft, was Interpellant vorher zu 
meiner Freude andeutete, daß twir durch unfere Berathungen das uner- 
ſchütterliche Vertrauen auf den unzerreißbaren Zuſammenhang des deut» 
ſchen Volkes mit und unter feinen Negierungen bethätigen werden.” 

Diefe Antwort Bismarcks entſprach der Erwartung des Publicums 
micht ganz. Wan hatte gehofft, der Minifter werde bie begeifterte Er- 
Härung Bennigjens, welde den volfen Beiftand der deutſchen Nation zur 
Abwehr eines Attentat auf die Integrität Deutſchlands anbot, eben fo 

freudig annehmen und das niederländifhe Anfinnen als ein unmögliches 
zurückweiſen. Staat deſſen führte er die Sprache diplomatiſcher Vorſicht; 



206 Der Luremburgiſche Haudel. 

doch war die offene Darlegung des Sachverhalts beruhigend, und die 
Zurückhaltung über die weiteren Schritte mußte Jedem, der ben biplo- 
matijchen Geſchäftsgang kennt, natürlich erſcheinen. Aber dem Mißtrauen 

der Preußenfeinde genügte die Burüdhaltung ‚des Minifters, um daraus 
den Verdacht zu jhöpfen, daß eben doch Abmachungen beftiinden, melde 

Graf Bismard Hinderten, Frankreich geradezu abzuweiſen. Man meinte, 

Bismarck werde dem Kaifer Napoleon gewiffe Bufagen gemacht Haben, 
er habe ihm vielleicht insgeheim Luxemburg verſprochen, und wenn ein- 
mal dieſes in den Händen der Franzoſen wäre, würden auch Stücke von 
Belgien und das Saarbeden nachfolgen. J 

Die luxemburgiſche Regierung ließ in einer Extrabeilage des Luxem⸗ 

burgiſchen Courier die Gerüchte über Abtretung des Großherzogthums 
dementiven. Auch die franzöfifcden Zeitungen begannen zu wiberfprechen. 
Dem Kaijer Napoleon war es fehr ärgerlich), daß die geheim gehaltenen 
Verhandlungen vorzeitig in die Deffentlichfeit gebrungen waren, er hatte 
gehofft, die Welt mit einer vollendeten Thatſache überrafchen zu können. 
Es wäte ihm fo wilffommen gewejen, feine Tadler mit der Hinweijung 
auf eine ohne Schwertftreich gewonnene Gebietserweiterung zum Schweigen 

bringen zu können. Uber den nach dem linfen Rheinufer lüfternen 
Parifern wollte es nicht recht einfeuchten, daß fie fi mit dem er⸗ 

Tauften Luxemburg begnügen follten. Sie verglichen ihren Saifer mit 
einem ungefchidten “Jäger, der den ganzen Tag fehlgeichoffen habe und 
auf dem Weg nad Haufe bei dem Wilbprethändler einen Hafen Taufe, 
wen ihn als vorgebliche Jagdbeute vorzeigen zu können. In den officiöſen 
Blättern Frankreichs und Englands tauchte der Vorfchlag auf, Frankreich 
folle auf den Erwerb Luxemburgs verzichten, aber die Räumung der 

Feſtung von Preußen verlangen. Daß diefe billige Forderung nicht ver- 
weigert werden dürfe, galt als felbftverftändlich, und unter diefer Vor⸗ 
ausfegung fprachen ſich die franzöfifchen Blätter ganz friedfertig aus. 

Aber gleichzeitig wurde mit Kriegsrüftungen Lärm gemacht. SKanonen- 
boote, die den Uebergang über den Rhein decken ſollten, wurden von 
Toulon nad Straßburg gebracht, Maffen von. Kriegsmaterial in Belfort 

angehäuft, bie Feftungen an der Oftgrenze in Wertheidigungsftand ge- 
fegt und erweitert, und in Chalons ein großes Lager fir 100,000 Mann 
eingerichtet. 

In Preußen blieb man ruhig, und ſetzte die Berathungen über die 

Verfaſſung des norddeutſchen Bundes fort; die Kriegsgefahr trug natürlich 
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zu ihrer Beichleunigung und zu der Uebermindung ber Meinungsver- 
ſchiedenheit, die fich über das Kriegsbubget ergab, nicht wenig bei. 

In Süddeutihlend war bie Aufregung über die luxemburgiſche 
Frage fehr groß; die Einen benügten fie, um die preußiſche Regierung 
zu verdächtigen, die Anderen fahen darin eine willfommene Gelegenheit, 
um ihre deutſche Geſinnung und Bundestreue durch thätige Hilfe zu 
bewähren. In Baben wurden Berfammlungen gehalten fund Adreſſen 
beichloffen, um die Bereitwilligkeit zur Vertheidigung deutſchen Bodens 
kund zu geben. In Baiern richteten am 12. April 119 Mitglieder der 
zweiten Kammer durch den Kammerpräfibeuten Profefior Pözl eine Er- 
Härung an den Minifterpräfidenten Fürſten Hohenlohe, um von Seiten 
der bairiſchen Vollsvertretung keinen Zweifel darüber zu laffen, daß fie 
die Ehre und Integrität Deutſchlands eifrig gewahrt wifjen wolle. Das 

Minifterium ſchickte den Grafen Taufffirhen nad) Wien, um dort zu 
fondiren, welche Haltung Oeſterreich bei einem preußiſch- franzöfifchen 
Kriege einnehmen würde. Fürſt Hohenlohe bemühte fi, eine Allianz 
zwiſchen Preußen und Defterreich einzuleiten, und Bismard gab wirklich 
dem Grafen Taufflirchen Aufträge, welche Defterreich eine Garantie feiner 
deutſchen Befigungen anboten, und eine völlerrechtliche Allianz mit dem 

norbdeutfchen und eventuellen ſüddeutſchen Bund in Ausſicht ftellten, die 
den Uebergang zu bleibenden engeren Vertragsverhältniſſen bilden könnte. 

Beuſt lehnte jedoch dieſe Vorfchläge ab, erbot ſich aber zu ver 
mittelnder Thätigfeit in der Auremburger Frage und richtete zunächſt 
nach London den Vorſchlag, Luremburg ſolle im Befig des Königs ber 
Niederlande bleiben, aber als neutrale® Gebiet erflärt werden, ober es 

folle an Belgien abgetreten werben, und dieſes als Erſatz einen Theil 

feines Gebiet3 an Frankreich abtreten. In beiden Fällen aber follte 

Preußen auf das Beſatzungsrecht verzichten. Frankreich erbot ſich, bie 
Erwerbung Luxemburgs aufzugeben, wenn Preußen feine Befagung zurüd- 
siehe, und wollte einer etwaigen Neutralitätserffärung Luremburgs gerne 

zuſtimmen. Preußen zeigte fich geneigt, dem zweiten Vorſchlage Beuſt's 
den Vorzug zu geben. Aber König Leopold II. von Belgien wollte 
nichts davon willen und erflärte, er könne feinen feiner Landsleute aud« 

taufchen. 

England Tieß Preußen völlig im Stich. Der Minifter des Aus- 

wärtigen, Cord Stanley, Hatte fich gleich Anfangs dahin ausgeſprochen, 
er halte ein Abkommen zwiſchen Frankreich und Holland in Betreff 
Luremburgs für ganz correct, Preußen Habe feit Auflöfung des deutſchen 
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Bundes fein Necht mehr auf Belegung Luremburgs. Er ermahnte durch 
eine Depefche vom 17. April das preußifche Cabinet zu Conceffionen, 
indem er darauf aufmerkjam machte, daß Preußen im Fall eines Krieges 

eine lange Seefüfte zu vertheidigen haben wide, und nicht bie Mittel 
befige, um einem Drud der franzöfifchen Flotte an den eigenen Küften 
Widerftand zu leiften. Die Verwüſtungen, welche die Uebermacht Franf- 
reichs zur See auf dem Gebiete des deutſchen Handels, nicht allein in 
Europa, fondern auch auf anderen Gebieten feiner Thätigfeit anzurichten 

vermöchte, könnten eine fehr erufte finanzielle Krifis in Deutfchland her- 
vorbringen. Es fei daher ſehr wünſchenswerth, daß Deutſchland diefe 
Punkte in Berüdfichtigung ziehe. Rußland machte den Vorſchlag, die 
Bürgen des Jahres 1839 zu einer Conferenz nad London zu berufen, 

auf Grundlage einer garantirten Neutralität Luremburgs und der Räu— 
mung der Feftung duch Preußen. Darauf ging Letzteres ein, erklärte 
jedoch, daß es fein gutes Necht auf Luxemburg nur gegen eine euro- 

päifche Bürgichaft der Neutralität Luremburgs aufgeben könne. Es wolle 
biemit einen offenkundigen Beweis feiner Friedensliebe geben, erwarte 
aber, daß Europa fünftig auf irgend eine Weife den Schug des Grenz- 

landes leifte, ben Preußen bisher im Auftrag Europa's gemährt habe. 
Auf den 7. Mai wurde, nachdem England die Aufforderung an den 
König von Holland gerichtet hatte, von dieſem die Conferenz nach London 
eingeladen, und es erſchienen dazu bie Minifter und Gefandten von Eng- 

land, Preußen, Frankreich, Oefterreih, Italien, Holland, Belgien und 

Luremburg. Nah fünf Tagen hatten ſich die Theifnehmer über alle 
Punkte geeinigt, und am 11. Mat wurbe ein Vertrag unterzeichnet, nach 
welchem das Großherzogthum in dem Beſitz des Haufes Oranien bleiben, 
für immer einen neutralen Staat bilden und feine Neutralität unter die 

Garantie der Unterzeichner dieſes Vertrags geftellt werden ſollte. Die 
Feſtung follte von den preußifchen Truppen geräumt, vom König von 
Holland gefchleift und nie wieder Hergeftellt werben. Die Frage, ob 

Luremburg, ungeachtet der Neutralität, wie bißher im deutſchen Zollverein 

zu verbleiben Habe, wurde zum Verbruß Frankreichs bejaht, da die 
Interefien des Landes Luxemburg die Fefthaltung des Zollvereins fehr 
wünſchenswerth machten. 

Diefes Ergebniß der Conferenz befriebigte eigentlich feinen Theil. 
Frankreich nicht, denn die in Ausficht genommene Compenfation war ihm 

entgangen, es Hatte in dieſer Beziehung eine neue Niederlage erlitten. 

Die Räumung Lugemburgs von preußifher Garnifon war zwar eine 
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Meine Genugthuung, aber fein reeifer Gewinn. Der König von Holland, 
der ein gutes Gefchäft zu machen gedachte, befam Nichts, und follte noch 
auf eigene Koften die Feſtung abtragen laſſen. Luxemburg verlor bie 
preußiſche Garnifon und war in Gefahr aus dem für das Land vor- 

theilhaften Zollverein ausgefchloffen zu werden Am wenigſten befriedigt 

war man in Deutſchland. Das Präfidium des norddeutſchen Bundes, 
der eben durch die Annahme des Verfaſſungsentwurfs gegründet war, 
dem die fübbentfchen Staaten ihre Bereitwilligleit erflärt Hatten, die ver- 

tragsmäßige Bundestreue zu leiften, ergriff bie Gelegenheit nicht, bie 
für beftimmte Fälle gefchloffene Allianz zu einer dauernden zu machen, 
gab ein Stück deutſchen Landes preis, und nahm von Frankreich und 
den europäifchen Großmächten eine demüthigende Zumuthung Hin. War 
Breußen zu dieſer Conceffion wirklich genöthigt, weil e8 feiner Annerionen 
durch die in Hannover zu Tage tretende Renitenz fich nicht ficher 
fühlte? weil e8 an ber Verwendbarkeit ber militäriſchen Kräfte in ben 
annectirten Provinzen zweifelte, nnd bei den ganz umfertigen militärijchen 
Zuftänden der fühbentfchen Alliirten auf deren Beiftand feinen großen 
Werth legte? oder weil es fi von den europäifchen Mächten, von Eng« 
and und Rußland im Stich gelaffen ſah? Mann hätte glauben folfen, 
der noch friiche Eindrud der Erfolge von 1866, die Erwägung, daß 
Frankreich, feiner eifigen Müftungen umerachtet, doch eigentlich völlig un⸗ 
vorbereitet war, hätte das Wagniß eines Krieges nicht fo groß erjcheinen 
laſſen follen. Die franzöfifhen Truppen Hatten in Merico große Verlufte 
erlitten, und ber Meft war nicht zurückgekehrt, die Chaffepotgemwehre 
waren noch lange nicht fertig, die Mannfchaften, welche bie fertigen er⸗ 
Halten hatten, in beren Gebrauch noch nicht eingeübt; auch fonft im 
Armeematertal waren überall noch große Lücken auszufüllen. Warum, 
mußte man in Preußen fragen, nicht lieber jegt einen Kampf aufnehmen, 
der doch über kurz ober lang nicht zu vermeiden war? Militärifche 
Autoritäten wie Moltfe follen zum Krieg gerathen Haben. Wenn nun 
Bismard doch im Wefentlichen nachgab, auf das Mecht der preußiſchen 
Beſatzung verzichtete, und ftatt der Fefthaltung der Anfprüche auf Zuge⸗ 

Hörigfeit Luremburgs zu Deutſchland mit einer Neutrafitätgerklärung ſich 
begnügte, bie beim nächften Zuſammenſtoß mit Frankreich hinfällig 
werden fonnte, mas war ber Grund davon? Wir glauben nicht, daß 

die oben angeführten Momente entſcheidend waren. Vielmehr fcheint 
uns, daß Bismarck, den man für allzu geneigt Bielt, feine Plane mit 

Alüpfel, Einfeitseßredungen. IL 14 
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Boffengeivalt durchzufegen, einen eclatanten Beweis feiner Friedfertigleit 
geben wollte, ein Beifpiel ſtaatsmänniſcher Sanftmuth, die lieber Unrecht 

feibet, als einen verberblichen Krieg zwiſchen zwei Culturvöllern herauf 
beſchwört. War e8 ihm nicht vielleicht gerade daran gelegen, den Credit 

feiner Friedensliebe zu befeftigen, um für anbere Fälle den Verdacht 
von ſich abzulehnen, daß er ben Krieg gemacht habe? Daß derſelbe 
unvermeidlich fei, daß er bald kommen werde, ſah Bismard mit 

Gewißheit voraus, aber er wollte zeigen, daß er nicht daran ſchuld 
ſei. Es war von Wichtigkeit, durch eine Thatſache zu beweiſen, daß bie 
Politik des norbdeutfchen Bundes grundfäglich eine friedliche fei. 

Napoleon nahm das Zugeftändnig, welches Preußen gemacht hatte, 
als Anerkennung des franzöfifchen Uebergewichts, als Anfang weiterer 
Erfolge an, er fah darin eine Bürgfchaft, daß es ihm gelingen werde, 
die Verfehmelzung des deutfchen Nordens mit dem Süden zu verhindern, 
Daß England die Bürgſchaft für die Neutralität Luxemburgs nicht ſehr 
ernftlih nahm, erfah man bald nachher aus einer Aeußerung Lord Stan- 
leys im Unterhaufe. Al am 14. Juni Labouchere den Minifter dar- 
über interpellirte, warum er troß des Princips der Nichtintervention Ver⸗ 

pfligtungen zur Einmiſchung Englands in fremde Angelegenheiten über- 

nommen babe, erwiderte er: eine Collectivgarantie faſſe er jo auf, daß 

für den Fall einer Verlegung der Neutralität ſänuntliche Garanten zur 
gemeinfchaftlichen Action verpflichtet wären, aber keineswegs eine allein ein- 

zuſchreiten brauchte. Eine derartige Garantie habe mehr den Charakter einer 
moralifhen Sanction des Vereinbarten, als den einer eventuellen Ver⸗ 

binblichfeit zur bewaffneten Einmiſchung. Aus ihr entfpringe für jeben 
Einzelnen das Recht, aber nicht bie Verpflichtung zum Kriegführen. 
Schließlich habe ja das Parlament, welches die erforberlichen Gelbmittel 

bewilligen ober verweigern lönne, e8 ganz in ber Hand, über Krieg und 
Frieden in letzter Inftanz zu entſcheiden. Im Oberhaus beftätigte der 

Premierminifter Graf Derby, als er am 20. Juni von Lord Ruſſel 
interpelfirt wurde, ganz die Anſicht Lord Stanley’s, feines Sohnes, 
und erklärte unumwunden, baß wenn Frankreich mit Verlegung bes 
Vertrags Beſitz von Luxemburg ergreifen follte, England, wenn e8 von 
Preußen zum Beiſtand aufgefordert würde, nicht verpflichtet wäre, biefen 
zu gewähren. 

Unter diefen Umftänden mußten fir ben europälichen Frieden 
beffere Grundlagen gefchaffen werben, als fie der Londoner Vertrag 
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vom 11. Mai 1867 gewähren konnte. Der Friede war bedingt duch 
die wachſende, achtunggebietende Macht des norddeutſchen Bundes, und 

deffen Anfehen. Und in biefer Beziehung kam wieber fehr viel darauf 

‘an, ob bie ſüddeutſchen Staaten zu Preußen oder zu’ Frankreich Bin 
neigten. 

14* 



Fuünf und zwanzigſtes Kapitel 

Die Wieberherfielung des Zollvereins und bie 
Kaiferzufammenkunft in Salzburg. 

Sobald die Verfaffung des norbbeutfchen Bundes fertig und ber 
enbgiltige Abſchluß derfelben in naher Ausſicht war, machte Bismard 
Anftalt, die Beziehungen zu den ſüddeutſchen Staaten durch befinitive 

Wiederherftellung des Zollvereins fefter zu fnüpfen. Die Ausfihten da- 

für waren um fo günftiger, al8 in dem größten ber Südſtaaten, 
Baiern, ein Preußen offenbar freundlich gefinnter Staatsmann an das 
Ruder gefommen war und in Baden ohnehin die Neigung zu möglichſt 
engem Anſchluß an ben norbbeutfchen Bund beftand. Sogar in Heſſen 
und Wirtemberg hatten Anmäherungen ftattgefunden. 

Ehe wir die Zollvereinsverhandlungen uns vergegenwärtigen, müſſen 
wir die günftigen Strömungen in den ſüddeutſchen Staaten näher ins Auge 
faffen. Gegen Ende bes Jahres 1866 fah ſich der Minifter von ber 
Pfordten, deffen Stellung durch feine verfehlte Politik fehr erfchüttert 
war, genöthigt, um feine Entlafjung zu bitten, die er auch am 29. Dec. 
erhielt, und an feiner Stelle wurde ber Fürft von Hohenlohe-Schilfings- 
fürft, der am 31. Auguft in der Kammer der Reichsräthe den Anſchluß 
an Preußen fir die einzig richtige Politif Baierns erklärt hatte, zum 
Minifter des Auswärtigen ernannt. Schon im November Hatte er vom 
König den Auftrag erhalten, feine Anſicht über die deutſche Frage und 

Baierns Stellung zu derjelben darzulegen. Er reichte in Folge dieſer 
Aufforderung eine Denkſchrift ein, in welcher er unter außsbrüdlicher 
Verwahrung gegen einen bedingungslofen Eintritt in ben norddeutſchen 
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Bund ein fogenanntes Verfaſſungsbündniß vorſchlug. Bald überzeugte 
er ſich aber durch eine Beſprechung mit anderen bairiſchen Staat3- 
männern, die er feinem Plane nicht abgeneigt geglaubt hatte, daß ein 
ſolches Bündniß noch nicht durchführbar fei und nahm in fein dem 
König eingereichtes Programm nur bie Allianz Baierus und ber 
fübweftbeutjhen Staaten mit Preußen und die Stellung der Contin⸗ 

gente unter Führung des Königs von Preußen für den Kriegsfall auf. 
Zugleich folte aber das Heer gründlich veorganifirt und auch in ber 
inneren Politil durchgreifende Neformen vorgenommen werben. Auf 

diefes Programm Bin erfolgte feine Ernennung zum Miniſter. Der erfte 
Schritt zur Ausführung deffelden war die Einladung ber ſüddeutſchen 
Kriegäminifter zu einer Conferenz, um bie gemeinfam vorzunehmenden 
Neformen des Kriegsweſens zu berathen. In Folge davon Tamen die 
Kriegsminifter Baierns, Wirtembergs, Badens und Heſſens am 3. Febr. 
in Stuttgart zufammen. Es wurde bort Erhöhung der Militärkräfte, 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht nach preußiſchem Mufter, Auf 
hebung der Stellvertretung, Einteilung in active Heer, Meferve und 
Landwehr verabredet. 

In Hoffnung auf die Unterftügung bes neuen Minifters brachte 
die bairiſche Fortfchrittpartei in dem am 8. Januar 1867 wieder zu⸗ 

fammengetretenen Landtag einen Antrag auf Anſchluß Baierns an den 
norddeutſchen Bund ein. Es ſei, machte die Motivirung geltend, win- 
ſchenswerth, daß ber Beitritt erfolge, noch ehe bie Verfaſſung des 
Bundes enbgiltig feſtgeſtellt ſei, damit Regierungen und Volt des Südens 
auf diefe Feftftellung noch Einfluß ausüben können. Auch fei es Pflicht 
der Vollsvertretungen im Süben, ben Vorwand gegen Erweiterung des 

Bundes, da in Süddeutſchland felbft ja keine Neigung zum Beitritt 
beftehe, durch umzweibentige Erffärungen zu befeitigen. Die bairiſche 
Kammer der Abgeordneten habe fi am 30. Auguft 1866 für engen 
Anflug an Preußen erflärt und fie jet auch jegt noch) biefer Anficht. 
Der Anschluß ſei auch wegen ber Reorganifirung des Zollvereins nöthig, 
und zwar in kürzefter Zeit. Der Antrag lautet: „Hohe Kammer wolle 
in Betreff des in der Sigung vom 30. Auguft v. J. im Princip bereits 

als nothwendig erkannten engen Anfchluffes an Preußen, dann in Betreff 
der Meorganifation des Zollvereins die Erlaſſung einer Adreffe an Ce. 

Majeftät den König befchliegen und zur Entwerfung ber Adreffe einen 
befondern Ausſchuß von 15 Mitgliebern beftellen." Hierauf gab ber 

Sürft Hohenlohe am 19. Januar im Namen bes Geſammtminiſteriums 
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eine ausführliche Erklärung ab, welche die Forderung des Antrags aufs 
Beftimmtefte zurückwies, aber über das eigentliche Ziel der bairifchen 
Bofitit ſich nur unklar ausſprach. Die nationale Einigung mit dem 
Norden ſei vorerft ımerreihbar, weil Preußen ſich durch den Prager 

Frieden verbindlich gemacht habe, fi auf Bildung eines engeren Bundes 
nördlich des Mains befehränfen zu wollen und daher genöthigt fei, jeden 
Verſuch der ſüddeutſchen Staaten, der auf Eintritt in ben norbdeutjchen 

Bund gerichtet wäre, zurückzuweiſen. Uebrigens müfje er offen geftehen, 
daß die Entwidlung der norddeutſchen Bundesverhältniffe eine fo ent- 
ſchiedene Hinneigung zum Einheitsſtaate belunde, baß er e3 mit ber 
Würde des Landes und den Pflichten der Staatsregierung nicht fir ver- 
einbar Halte, den Eintritt in den norbdeutfchen Bund anzuftreben.*) 

Dagegen erklärte fih Fürſt Hohenlohe fehr entjchieden gegen Errichtung 

eines fübmweftdeutfchen Bundes, der weder unter dem Protectorat Frank 
reichs, noch unter Führung Oeſterreichs möglich fei. Die bairiſche Re 
gierung werbe wenigſtens nie die Hand dazu bieten, weil eine Ueberein- 
ſtimmung der verſchiedenen Regierungen und Bevölferungen nicht zu er⸗ 

veichen fein würde und ein ſolcher Bund mir die Kluft zwifchen dem 
Süden und Norden Deutſchlands erweitern müßte Dagegen wünſche 
und erfirebe er ein Bündniß mit Preußen, weldes Baiern gegen be» 
ſtimmte Garantie der Souveränität des Königs für den Fall eines 

Krieges gegen das Ausland der Führung Preußens unterftelle. Diefe 
Bundesgenoffenfchaft würde aber bedeutend an Werth gewinnen, wenn 
es gelänge, die Wehrkraft Baierns zu erhöhen und auch die übrigen 

ſüddeutſchen Staaten zur Errichtung einer gleichmäßigen und kräftigen 
Heeresorganifation zu beftimmen. Das Biel, das er vor Augen habe, 
fei die Anbahnung eines Verfaſſungsbündniſſes mit den übrigen Staaten 

Deutſchlands, fo bald und fo weit dieß unter Wahrung ber bairifchen 
Souveränitätöredhte möglich fe. Diefe beftimmte Ablehnung eines eigent- 
lichen Eintritt Baierns in den Bundesftaat beruhte wohl weniger auf 
der eigenen politifChen Ueberzeugung Hohenlohe's, als auf der Erwägung, 

was bei dem König, der Ariftofratie und der Vollsftimmmg in Baiern 
möglich fei. Im weiteren Verlauf der Debatte kam ein Vermittlungs« 
antrag des Abgeorbneten Umbſcheiden zum Vorſchein, welcher einen An- 

*) Der Bundesverfaffungsentwinf war ben Bevollmächtigten der verbündeten 

Regierungen zwar vorgelegt, aber noch nicht veröffentlicht. Fürſt Hohenlohe Hatte 
wohl weniger dieſen Entwurf als bie Beftrebungen ber firengeren Cinheitpartei im 
Auge. 
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ſchluß der fühbentfchen Staaten an Preußen im Sinne der Triagidee 

vorſchlug, was eine neue Erklärung Hohenlohe's zur Folge Hatte, welche 
dahin ging, die Regierung werde ſich bemühen, eine vertragsmäßige Vers 
einbarung Deutſchlands zu ermöglichen auf Grundlagen, die mit ber 
Integrität des Staates und der Krone vereinbar fein. Fürſt Hohen- 
lohe wußte bei der Kammer fo viel Vertrauen zu erweden, daß bie 
Unterzeichner des obigen Antrags ihre Motion zurüdzogen. Dieſes Er- 
gebniß bereitete der nationalen Partei. in Süddeutſchland, die auf Baierns 

Borgang und die gute Gefinnung des neuen Miniſters gehofft hatte, 
eine fehmerzliche Enttäufchung. Aber die Gegner der deutſchen Einheit, 
die ihre Hoffnungen auf Errichtung eines Südbundes gefegt hatten, 
waren nicht minder enttäuſcht. Namentlich in Frankreich fürchtete man 
ſchon für die Mainlinie. Eine Parifer Zeitung, der Temps, fihrieb: 
„Wo iſt die Eonföderation der Südſtaaten, dieſe Erfindung ber franzd- 
ſiſchen Diplomatie? mo die Stipulation des Prager Friedens? Berfloffen 
wie der Schnee der letzten Woche. Nikolsburg hat BVillafranca um 
nichts zu beneiben. Die Mainlinie ift nichts als eine Fiction. Die 
Einführung bes preußifchen Militärfgftems füblih vom Main ift ber 
nächfte Biwed des Berliner Eabinets. Aber möge man fidh in Frankreich 
feiner Täuſchung dariiber Hingeben. Die Verpreußung der bairiſchen, 

wirtembergifchen, badiſchen, heſſiſchen Waffen ift nur ber erfte, aber 
entſcheidende Schritt auf dem Wege zur Verpreußung ganz Süd⸗ 
deutſchlands.“ 

Allerdings war die Einrichtung des ſüddeutſchen Militärweſens auf 

preußiſchen Fuß das nächſte Biel der bairiſchen und badiſchen Politik 
Doch wurden auf der Februarconferenz nur Verabredungen, nicht einmal 

bindende Beſchlüſſe gefaßt, da Wirtemberg nicht ſo recht darauf eingehen 
wollte. Eine neue Ueberraſchung für die Feinde Preußens in Frankreich und 

in Süddeutſchland war tm März 1867 die Veröffentlichung der Schug- und 
Zrugbündniffe mit den fühdentfchen Staaten. Bald darauf, am 11. 

April, wurde dieſes Bündniß auch anf Heſſen ausgedehnt, daS nicht zu- 
gleich mit dem Friedensſchluß am 3. Sept. auch jenen geheimen Vertrag 
mit Preußen abgejchloffen hatte. 

In Wirtemberg geſchah wenigſtens dadurch ein Schritt zur An- 
nöherung an den norddeutſchen Bund, daß am 27. April zwei bisherige 
Minifter, der als befonders preußenfeindlich befannte ZJuftizminifter von 
Neurath, und der General von Hardegg, ein Gegner bes preußiichen 

Wehrſyſtems, ausſchieden. Für erfteren trat Staatsrat von Mittnacht 
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ein, ber fich ben neuen Verhältniſſen mit mehr Leichtigkeit accommodirte. 
Zum Kriegsminiſter wurde Oberft von Wagner, ber frühere Militär 
bevollmächtigte Wirtembergs am Bundestag ernannt, welcher alsbald die 
Umgeftaltung des Heerweſens nad) preußiſchem Mufter mit Entſchieden⸗ 

heit ins Werk ſetzte und ohne Verzug aud das Zundnadelgewehr ein- 
führte. Daſſelbe geſchah auch in Baden, wo ein preußiſcher General, 

jener Beyer, welder im Sommer 1866 an ber Spitze ber preußiſchen 
Truppen in Kaffel eingezogen war und ben Kurfürſten befeitigt hatte, 
dem Kriegäminifter beratend zur Seite ftanb und die Uebungen ber 
Truppen leitete. Auch nad Baiern und Wirtemberg wurden preußifche 

Militärbevollmächtigte geſchickt, nach Münden General von Hartmann 
und nad) Stuttgart General von Obernig. 

Kehren wir nun zum Zollverein zurüd, zu deſſen Widerherftellung 
Bismard die Minifter der füddeutfchen Staaten zu einer Conferenz nach 
Berlin einlud. Am 3. Juni 1867 fanden ſich Fürft von Hohenlohe, die 
Freiherren von Varnbüler, von Freydorf und von Dalwigk dort ein, 

die beiden erften, nachdem fie vorher in Nördlingen eine Beſprechung ge» 
habt Hatten. 

Der letzte Zollvereinsvertrag vom 24. Auguft 1865 war durch dem 
Kriegszuſtand, in welchen die ſüddeutſchen Staaten gegen Preußen ge» 
rathen waren, thatſächlich aufgelöst, und es war ein befonberes Ent- 
gegenfommen von Seiten Preußens, daß es in ben Friedensverträgen 
dom Auguft die Fortdauer des Zollvereins unter der Bedingung ſechs⸗ 
monatlicher Kündigung probiforifch gewährte. Aber e8 war ein Buge- 

ſtändniß auf Wohlverhalten, das bei ber nächften politiichen Verwidlung 
zurüdgenommen werden Tonnte, und diefe Unficherheit mußte auf Handel 
und Induſtrie der ſüddeutſchen Staaten einen lähmenden Einfluß aus» 
üben. Da durch Gründung des norbbeutfchen Bundes die Zollgeſetz ⸗ 
gebung vor das Forum des Bundesraths und bes Reichstags verwieſen 
war, fo konnte die Wiberherftellung des Zollvertrags nicht einfach zwiſchen 
Preußen und ben ſüddeutſchen Regierungen abgemacht werden, jondern 
letztere mußten mit ben Bundesgewalten in ein gewiſſes Verhältniß 
treten. Entweder mußten fie fih verpflichten, den Beſchlüſſen des Bundes- 
raths und Reichstags fich ohne Weiteres zu unterwerfen und auf einen 
Untheil an der Leitung ganz verzichten, oder am jenen beiden Organen 
activ Antheil nehmen. Bismarck hatte das Letztere im Auge; er legte 
ihnen ben Entwurf einer Uebereinfunft vor, wornach fie den Bundesrath 
und Reichstag mit Abgeordneten befchiden follten, um über bie ganze 
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Boligefeggebung, über die Beſteuerung des einheimifchen Zuckers, Salzes 
und Tabals, und über die Mafregeln, welche zur Sicherung der Zoll- 

grenzen erforderlich feien, mit zu beraten und zu befchliegen. Preußen 
folfte die Stellung der leitenden Präſidialmacht einnehmen, und nur für 
den Fall, daß es ſich um Erhaltung einer beftehenden Einrichtung handle, 

ein conſervatives Veto haben, in alfen übrigen Fällen ſich aber, wie 

jede andere Regierung, den Mehrheitsbeichlüffen ber beiden berathenden 
Körper zu unterwerfen haben. Dieſe Vorſchläge follten fpäteftens bis 
zum 25. Juni ratificirt werben und dann bis zum letzten December 1877 
in Giltigkeit bleiben. 

Der badiſche nnd der wirtembergifche Minifter gingen bereitwillig 
auf diefe Vorſchläge ein, und e8 wurde fon am 4. Juni von dieſen 
ein Präliminarvertrag unterzeichnet. Heſſen zögerte, unterzeichnete aber 
doch am 7. Juni; dagegen erklärte Fürft Hohenlohe in Folge von Wei⸗ 
fungen aus Münden, da feine Megierung bisher feine Kenntniß ber 

Grundlagen gehabt habe, welde der Berathung zur Baſis dienen follen, 
Tönne er dieje Uebereinkunft nur als einen preußifchen Entwurf anfehen 

und müſſe fi) feine weitere Eutfchliegung vorbehalten. Es wurde von 
Seiten Baiernd ein außerorbentlicher Bevollmächtigter, Graf Taufflichen, 
nach Berlin gefickt, um weiter zu verhandeln, und in Zolge biefer 
Verhandlungen wurde demfelben zugeftanben, daß Baiern im Zolfbundes- 
rath 6 Stimmen, anftatt wie vorgejchlagen war, 4 Stimmen haben follte: 
Am 18. Juni wurde ein Nachtragsprotokoll zu ber Webereinkunft vom 
4. aufgenommen und darin auch daS beftimmt, daß die Vertretung des 
Bereinsgebiet den Namen Bollparlament führen follte. Die Conferenzen 
wurden bald darauf wieder aufgenommen und führten am 8. Juli zu 
einem definitiven Vertrag ſämmtlicher vier Staaten mit dem norddeutſchen 
Bunde, der am 1. Januar 1868 in Wirkjamfeit treten folite Als 
Hauptaufgabe des neuen Zollbundesraths und Bollparlaments wurde die 

Berathung neuer Gefege über Beftenerung des im Zollvereine gemwonne- 
nen Salzes und Buders und bes Tabaks bezeichnet. Der Zollbundes- 
rath follte im Ganzen 58 Stimmen, und davon Balern 6, Wirtemberg 
4, Boben 3, Heffen ebenfalls 3 Haben. Innerhalb des Bundesraths 
ſollten drei Ausſchüſſe gebilvet werden: 1) für Zoll- und Steuerweſen, 
2) für Handel und Verkehr, 3) für Rechnungsweſen. Zur Competenz 
des Bundesraths gehören folgende Angelegenheiten: „1) bie dem Boll- 
Parlamente vorzulegenden ober von bemfelben angenommenen gefeßlichen 
Anordnungen, einſchließlich der Handels und Schiffahrtöverträge; 2) die 
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zur Ausführung der gemeinſchaftlichen Gefeßgebung dienenden Verwal ⸗ 
tungs⸗Vorſchriften und Einrichtungen, 3) Mängel, welche bei ber 
Ausführung der gemeinfchaftlichen Gefeggebung hervortreten, 4) die 
von dem Ausſchuſſe für Rechnungsweſen vorgelegte ſchließliche Feſtftel ⸗ 

lung des Ertrages der Zölle und ber bezeichneten Steuern." Weber das 
Bollparlament war beftimmt: Daffelbe „befteht aus den Mitgliedern des 

Reichstages des norddeutſchen Bundes und aus Abgeordneten aus den 
ſüddeutſchen Staaten, welche durch allgemeine und directe Wahl mit ge 
heimer Abftimmung nad Mafgabe des Geſetzes gewählt werben, auf 

Grund deſſen die Wahlen zum erften Reichstage des norbdeutfchen 
Bundes ftattgefunden haben. Es bleibt der Gefeggebung der ſüddeutſchen 
Staaten vorbehalten, über die Staatangehörigfeit Beftimmung zu treffen, 
durch welche die Wählbarkeit zum Abgeordneten für das Bollparlament 

bedingt ift. Das Bollparlament hat das Recht, innerhalb des Kreifes 
der in Art. 8 bezeichneten Angelegenheiten Gefege vorzufchlagen und an 

dafjelbe gerichtete Petitionen dem Bundesrathe, reſp. dem Vorfigenben 

des Bundesrathes zu überweifen. Die Berufung, Eröffnung, Vertagung 
und Schließung des Bollparlaments erfolgt durch das Präfivium. Die 
Berufung findet nicht in regelmäßig wieberfehrenden Beitabfchnitten, fon- 
dern dann ftatt, wern das legislative Bedürfniß den Zuſammentritt er- 

forderlich macht oder ein Drittheil der Stimmen im Bundesrathe den- 
felben verlangt. Die Beſtimmungen über Beamte, Beförderung der 
Parlaments Mitglieder, Oeffentlichfeit des Parlaments, Berichterftattung 
aus demfelben, Dauer ber Legislaturperiode, Vertagung, Auflöfung, Dis- 

ciplin, Beſchlußfaſſung, Mebefreiheit, Schug gegen Verhaftung und Diäten- 
Tofigfeit find der Bundesverfaſſung entnommen; nur ift zu bemerfen, 
daß die Auflöfung des norddeutſchen Reichstages neue Wahlen in den 

fübbeutfchen Staaten nicht erforderlich macht, und daß die Legitimationd- 
prüfung im Reichstage des norddeutſchen Bundes auch für das Zoll 
parfament Geltung hat." , 

Der badifcde Minifter Mathy, welcher felbft an ben nad; jener 
Conferenz ftattfindenden Verhandlungen in Berlin Antheil nahm, war 
befonders eifrig für das Zuftandefommen des Vertrags und faßte den- 
ſelben als Uebergangsftufe zum gänzlichen Eintritt der Südſtaaten in 

den Bundesrath und das Parlament auf. Er machte den Vorſchlag, 
die Finanzen der einzelnen Staaten dadurch an den Bund zu feileln, 
daß ftatt einer Tabalsſteuer von ein paar Milfionen das Tabals- 
monopol eingeführt werben folle; dieſes werde mehr ertragen als alle 
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Zollgefälle, und fei ein bauerhafteres Band als der Zollverein felbft. 
Ze mehr aber Mathy feine Auffaflung des Zollbundes merken Tieß, deſto 

mißtrauifcher wurde man, zunächft in Baiern und bald auch in Wirtem- 

berg. Eingehendere Beſprechungen über die politifchen Conſequenzen des 

Bollparlamentes Tonnten nicht ftattfinden, da Bismarck während ber 
Verhandlungen nicht in Berlin anweſend war, indem er zuerft feinen 
König zur Weltausftelfung nach Paris begleitete und dann in feiner läud- 

lichen Burücgezogenheit in Barzin Erholung fuchte. 
Das Zollparlament Hatte nicht nur bei Mathy, fondern auch bei 

anderen Genoſſen ber nationalen Partei die Hoffnung erwedt, daß bie 
Beftimmungen be3 Prager Friedens bald überfchritten werben würden. 

Am 4. Auguft vereinigten fi; in Stuttgart etwa 50 Baiern, Wirtem- 
berger, Babenfer und Hefien zu einer Beſprechung über die politiſche 
Rage, und das Ergebniß war eine Erklärung, worin gefagt wurbe, daß 

Deutſchland nicht bei den Anfängen der nationalen Gemeinſchaft, wie fie 

die Reform des Zollvereins in Ausſicht ſtelle, ftehen bleiben bürfe. 

Indem ſich die Bevölferung der ſüddeutſchen Staaten den unvermeiblichen 

Laſten der erhöhten Militär- und Steuerpflicht unterziehe, müſſe fie auch 
dringend verlangen, an ben echten, welche die norddeutſche Bundesver⸗ 

faffung gewähre, vollen Antheil zu nehmen und die Ausdehnung der 
Bundescompetenz, wie fie im Artifel IV der Bundesverfaſſung beftimmt 

fei, auch für ihr Gebiet zu fordern. In diefem Geifte feien bie bevor- 

ftehenden Wahlen zum Bollparlament zu vollziehen. Der Eintritt in 
den norddeutſchen Bund ſei der einzig mögliche Weg zu einer völligen 
Einigung Deutſchlands. Der Prager Frieden könne fein Hinderniß fein. 

Napoleon aber Hatte die Hoffnung nicht aufgegeben, die Ueberfchrei- 
tung ber Mainlinie verhindern zu können. Ex fuchte mit Oeſterreich 
anzuknüpfen und mit den ſüddeutſchen Staaten Fühlung zu erhalten, um 

ein Bündniß derſelben zu fördern. Aber zwiſchen Napoleon und Yranz 
Joſeph ftand eben jet die bintige Geſtalt des Erzherzogs Marimilian, 
ben Napoleon nad) Merico geführt, dort zum Kaifer eingefegt, aber dann 

im Stiche gelaffen hatte, als die Gegenpartei die Oberhand befam und 

die nordamerifanifchen Südſtaaten, auf deren Unterftügung gerechnet war, 
von ben Rorbftaaten zur Unterwerfung gezwungen wurben. Der Kaifer 

Marimilian, von feinen Gegnern zum Tode verurtheilt und am 19. Juni 
erſchoſſen, war ein abſchreckendes Opfer der Ränke und Untreue Napo- 

leons, und diefer felbft Hatte das Bewußtſein, daß er nicht ohne Schuld fei. 

Er fühlte ſich gedrungen und verpflichtet, dem Kaifer von Oeſterreich 
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feine Theilnahme zu bezeugen. Eine ſolche Annäherung, einen Act der 
Buße, konnte man in Wien doch nicht wohl abweiſen. Es fragte ſich 
num, in welcher Form der Condolenzbefuch gefchehen follte, ob Napoleon 

nad Wien kommen, ober ob eine Zuſammenkunft an einem britten Ort 
ftattfinden ſollte. Man verftändigte fich fir letzteres. Das ſchöne viel- 
befuchte Salzburg erſchien als der geeignete Platz. Unterwegs mußte 
Napoleon auch die Mefivenzen Karlsruhe, Stuttgart und Münden bes 
rühren. Am 17. Auguft reiste das franzöfifche Kaiferpaar über Karla 
ruhe, Stuttgart nnd Ulm nach Augsburg, wo übernachtet wurde. In 
Kehl wurden fie von badiſchem Militär und Civilbehörben empfangen, 
aber ber Großherzog von Baben zeigte ſich nicht. Der mirtembergifche 

Minifter v. Varnbüler kam bis nach Mühlacker an der twirtembergifcden 
Grenze entgegen und begleitete den Kaiſer bi Stuttgart, wo derſelbe auf 
dem Bahnhof ein paar Minuten vermeilte und wo aus dem nım in ſehr 
beichränkter Weife zugelaffenen Publicum einige Rufe „vive l’empereur“ 

ertönten. In Ulm begrüßte König Karl, der von Friedrichshafen ges 

lommen war, den Raifer; das Bufammenfein dauerte aber nur eine 
Viertelftunde. In Augsburg wurden wieber einige Hochrufe, aber auch 
Ziſchen und Pfeifen gehört, was Napoleon veranlaßte, einen anderen 

Weg als den vom Publicum erwarteten zum Gafthaufe zu den brei 
Mohren zu nehmen. Am anderen Morgen kam König Ludwig von 
feinem Schlofje Berg herbei und begleitete den Kaiſer bis Münden. 
Dort zeigte ſich kein Miniſter, Fürſt Hohenlohe foll e8 zu einer Cabinets- 
frage gemacht haben, daß fein officieller Empfang des Kaiſers von Seiten 
des Minifteriumg ftattfinden dürfe. Am 18. Nachmittags 5 Uhr Tangte 
Napoleon mit der Kaiferin Eugenie in Salzburg an und wurde vom 

Kaifer und feiner Gemahlin, von ben Erzherzogen Ludwig und Victor 
und ben Spigen ber dortigen Behörden empfangen. Die beiden Kaiſer 
tauſchten einen Hänbebrud, die Frauen Küffe Die am Bahnhof an- 
weſenden Mitglieder der öfterreihifchen Ariftofratie riefen „vive Napo- 
l&on III“, auch das Publicum brachte Hochs aus. Am anderen Bor 
mittag fanden Beſprechungen der beiden Monarchen ftatt; im Gefolge 
des öfterreichifchen Kaiſers mar auch der Reichskanzler v. Beuſt 
und der ungariſche Miniſterpräſident Graf Andraſſy, und Grfterer 
wurde von Napoleon fihtlich ausgezeichnet. Auch ber öfterreichtiche Ge- 
fandte in Paris, Fürſt Metternid), war anweſend und wurde zu dem 
Beſprechungen beigezogen. Das Zufammenfein dauerte bis zum 23. Auguft. 

Die beiden Könige von Baiern und Wirtemberg, auf beren Beſuch von 
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Napoleon Halb und halb gerechnet fein mochte, hielten ſich ferne; dagegen 
lam der Großherzog von Heflen gerade um dieſe Beit zum Befuch zu 
feinem Schwiegervater, dem alten König Ludwig I nad) Leopoldskron, 
in naher Nachbarfchaft von Salzburg, und wurde dorthin eingeladen. 

Die Zeitungen brachten verſchiedene Meldungen über das, was bei 
dieſer Conferenz erreicht und nicht erreicht worden fei. Die officiöfe Be- 
hauptung war bie: es fei zwiſchen Defterreih und Frankreich feine 
Allianz gefchloffen, aber eine Berftändigung zur Sicherung des europäifchen 
Friedens erzielt worden, und man habe ſich in diefer Beziehung haupt ⸗ 
ſachlich zu einer gemeinfamen Haltung in ber orientaliſchen Frage ver- 
einigt. Der franzöſiſche Minifter des Auswärtigen Moustier erflärte in 
einem Rundſchreiben an die europäiſchen Mächte, e3 fei natürlih, daß 
die Häupter zweier großen Reiche fich nicht mehrere Tage lang in einiger 
Vertraulichleit vereint finden Könnten, ohne fich gegenfeitig über Fragen 
von allgemeinem Intereſſe ihre Eindrücke mitzutheilen und ihre Gedanken 

auszutauſchen. Die Unterhaltungen zwifen Napoleon und Franz Joſeph 
hätten übrigens nicht die Beſchaffenheit gehabt, welche gemiffe Neuigfeits- 
främer ihnen beilegten. Sie hätten gegenfeitig die Verſicherungen ihrer 
friebliebendeu Politil erneuert und ſich in ihren Gefprächen auf allgemeine 
Gegenſtände beſchränklt. Weit entfernt die Salzburger Zufammenkunft 
als einen Gegenftand der Beunruhigung und Befürchtung für andere 
Höfe zu betrachten, Habe man darin nur einen neuen Grund zum Ber 
trauen auf die Erhaltung des Friedens zu fehen. Uber biefe Verficher- 
ungen bielten die Preffe nicht ab, weiter gehende Betrachtungen über 
die Salzburger Zufammenkunft und ihre politiſche Bebentung anzuftellen. 
Einige Blätter, zuerft die Wiener freie Preffe, wollten wiſſen, die beab- 
ſichtigte Allianz fei gefheitert an der Weigerung Baierns und Wirtem- 

bergs, einen Sübbund zu errichten und ſich mit bemfelben an das 
franzöfifh-öfterreihifche Bündniß anzufchließen. Uebrigens hätten ſich bie 
beiden Kaiſer in’ Betreff Süddeutſchlands dahin verftändigt, daß fie, 
wenn einer ober alle vier ſüddeutſchen Staaten in ben norbbeutfchen 
Bund eintreten wollten, Einſprache erheben und ein gemeinfames Vor⸗ 

gehen vereinbaren würden. 
Ueber die Tragweite ber Salzburger Zuſammenkunft wurde in der 

Breffe noch längere Zeit verhandelt, ohne zu einem beflimmten Ergebniß 
zu Tommen. Die preußifchen Blätter verhehlten ihr Mißtrauen nicht 
unb bie franzöfifcden gaben bei alfer Verfiherung, daß es fih nur um 

einen Act perfönlicher Artigkeit gehandelt habe, doch zu verftehen, daß 
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eine Annäherung an Oefterreih im Werk fei und daß Frankreich jetzt 
entſchiedener als bisher zur neuen Orbnung ber Dinge Stellung nehmen 
werde. Das Journal des Débats ſprach von einer Bereinigung ber 
fübbeutfhen Staaten unter ſich und deren Allianz mit Defterreih. Dieß 
fei der Wunſch Oeſterreichs und entſpreche auch am beiten der feit Jahr⸗ 
Hunderten befolgten Politik Frankreichs. Der Friede fei ungewiß, fo 
Lange die Lage Deutſchlands nicht definitiv geregelt fei, er werde aber 
gefiert fein, fobald die Mainlinie zur feften Grenze zwiſchen Nord und 
Süd gemadt fei. Frankreich) und Defterreich, wurde verſichert, erkennen 
die biöherigen Thatſachen an, aber fie werben den Ehrgeiz Preußens am 
Main fefthalten und diejenigen, die ſich über die Verträge wegſetzen 

wollen, nöthigen die Schranfen zu achten, und eine biplomatifche Lage 
ſchaffen, welde aggreffiven Neigungen Vorfiht und Mäßigung auferlege. 

Das Dreödener Journal, das alte Organ Beuſts, meldete als Er⸗ 
gebnig von Salzburg „das volle Einverftändniß zwiſchen Defterreih und 
Frankreich in Bezug auf Behandlung der wichtigften politifchen Fragen. 
Dies könne nur da als Drohung aufgefaßt werben, wo man entjchloffen 
fei, die öſterreichiſch-franzöſiſche Auffaffung irgend einer Frage zu durch- 
kreuzen. In dieſem Falle würden die Cabinette von Wien und Paris 
möglicher Weife auch die äußerſten Eventualitäten in Betracht ziehen." 
Allmahlich verftummte ber Lärm umd die Nachrichten von beftinmten 
Bereinbarungen wurden von ben officiellen Blättern bementirt und ver⸗ 
fichert, der befriedigende Abſchluß der Conferenzen liege nur darin, daß 

die Geſpräche ber beiden Souveräne das gegenfeitige Vertrauen und Die 
Gleichheit der Intereſſen conftatirt Hätten. Näher Unterrichtete wollten 
wiffen, Napoleon fei allerdings mit einem fertigen Programm nad; Salz 

burg gefommen, man habe aud) bort feine Anſchauungen über die Lücken 
des Prager Friedens getheilt, aber zu einem bindenden Vertrage fei es 
nicht gelommen, ber Widerſpruch des ungariſchen Miniſterpräſidenten 
Grafen Andraſſy Habe Beuſt ängſtlich gemacht und ihn vermocht, den 

weiter gehenden Wünſchen des Fürften Metternich, der bie franzöſiſchen 
Anträge befürwortete, entgegenzutreten. Beuſt erwiberte Napoleon auf 
gewiffe Vorfchläge, daß fein Herr der Kaifer, fo lange er acht Milfionen 
deutſcher Untertanen befige, nie-auf eine Combination eingehen werde, 
beren Zwed e3 fei, Deutfchland eines Theils feines Gebietes zu beranben. *) 

*) &. Mittheifung des heſſiſchen Minifters von Dalwigk vom 18. Ian. 1873, 
lg. Ztg. vom 22. Yan. 1878. Hanptblatt. 
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In Defterreich empfand man es als eine tröſtliche Genugthuung, daß 
das mächtige Frankreich die Hand des beſiegten Staates geſucht und daß 
man für den Bedürfnigfall eine ftarte Allianz zur freien Verfügung 

habe. Man behieft ſich die Freiheit des Entjchluffes vor, fich bei einem 
etwaigen Vorgehen Frankreichs je nach Umftänden betheiligen zu können 
ober nicht. 

Wie fi) die ſüddeutſchen Staaten bei den franzöſiſchen Planen ver- 
halten Haben, darüber fehlen ung beftimmte Nachrichten. Cie waren 
durch den frifchen Eindruck der preußiſchen Siege und die Furcht vor 
der Macht Preußens und vor der nationalen Strömung abgehalten, ſich mit 

Frankreich und Defterreich einzufaffen. Bu dem von beiden gewünſchten 
Südbund hatte man nirgends fonderliche Luft. In Baiern war der 
damalige Minifterpräfident aus nationalen Gründen bemfelben abgeneigt; 
man wollte überhaupt für feine Politif freie Hand behalten und nicht 

duch Rückſichten auf Bundesgenoffen gehemmt fein. In Wirtemberg, 
wo bei der particulariftifchen Demokratie die Hoffnung herrſchte, der 
Sübbund könne zu einem republikaniſchen Föderalismus führen, wünſchte 
man benfelben noch am meiften; aber anbererfeits fürchtete die Regierung, 
fie Könnte dadurch in Unterordnung gegen das mehr als boppelt fo 
große Baiern geraten. In Baden wollte man von dem Südbund 

nichts wiflen, weil man einestheils Lieber in den norbbeutjchen Bund 
eingetreten wäre, anderntheil® die Bevormundung durch Wirtemberg und 
Baiern fürdhtete. Heſſen, das mit einem Fuß im norddeutſchen Bunde 
fand, konnte ſich an einem anderen Bund nicht wohl betheiligen. Aber 

in einem Beſtreben trafen wenigftens Baiern, Wirtemberg und Heflen 
zuſammen, in dem, ihre Selbftändigfeit gegenüber von Preußen zu bes 
wahren, und infofern fehlte es nicht an Neigung, fo weit zufammenzu- 
halten, daß man, wenn man von Preußen gedrängt und bedroht würde, 
an Defterreich fich anlehnen Tönnte, deſſen Fähigkeit Schug zu verleihen 

durch eine Verbindung mit Frankreich doch bedeutend machen mußte. 
Man Tonnte feit der Salzburger Bufammenkunft in den ſüddeutſchen 

Staaten doch deutlich merken, daß in der Stimmung, die ſich eben zur 

Verſöhnung mit Preußen und zur Einlebung in bie Allianzverträge und 
in das Bollparlament anſchickte, eine Störung ftattgefunden hatte, baß 

man barauf dachte, wie man bie Alfianzverträge fo viel als möglich auf 
den Wortlaut beſchränken Lönne, und daß man ben Vorfag fahtel, forg- 
fältig darüber zu wachen, daß die Competenz des Zollvereins nicht über- 
ſchritten werbe. 
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Zwei erfreuliche Früchte der Salzburger Conferenz waren bie mann 
Hafte babifche Thronvede und das Eivcular des Grafen Bismard vom 
7. September. 

Bei der Eröffnung des badiſchen Landtags am 5. September er- 
Härte der Großherzog: „Mein Entſchluß fteht feft, der nationalen Eini« 
gung mit dem norddeutſchen Bunde unausgefegt nachzuftreben, und gem 

werde ich und wird mit mir mein getreues Volk die Opfer bringen, bie 
mit dem Eintritt in denſelben unzertrennlich verbunden find. Sie werben 
reichlich aufgewogen werben durch die volle Theilnahme an dem natior 
nalen Leben und bie erhöhte Sicherheit für bie freudig fortfchreitende 
innere Staatsentwicllung, deren Selbftändigkeit zu wahren ſtets Pflicht 
meiner Regierung fein wird. Iſt auch die Form ber nationalen Eint- 

” gung Süddeutſchlands mit dem norddeutſchen Bunde noch nicht gefunden, 
fo find doch ſchon bebeutungsvolle Schritte zu dieſem Biele gethan. 
Schon im Auguft vorigen Jahres wurde gleichzeitig mit bem von Ihnen 
bereit genehmigten Friedensvertrage ein Ihnen vorzulegendes Schug- 

und Trutzbündniß mit Preußen abgefehlofien, welches beide Staaten zur 
gemeinfhaftlichen Abwehr eines Angriffes gegen deutſches Gebiet ver- 
pflichtet und für ſolchen Fall meine Truppen unter die bewährte Füh- 
rung bes Königs von Preußen ftellt. Dank dieſer Uebereinkunft, die 
mit gleichem Inhalte auch zwiſchen den anderen ſüddeutſchen Staaten 
und Preußen befteht, ift die erfte und dringendfte nationale Forderung 
erfüllt: Abwehr jedes Angriffs von Außen mit den geeinigten Kräften 
Aller unter einheitlicher Führung." Beide Kammern waren mit ber 

Erklärung des Großherzogs einverftanden und beantworteten fie mit bes 
geifterter Zuftimmung. Die erfte Kammer erwiderte in ihrer Adreſſe 

vom 10. September unter Anderm mit folgenden Worten: „Der fefte 
Entſchluß Ew. Löniglichen Hoheit, die nationale Einigung unferes Landes 
mit dem norddeutſchen Bunde unausgeſetzt anzuftreben, hat auf bie volle 
Unterftügung auch ber Stände gerechten Anſpruch. Die politifchen und 
die wirthichaftlichen Leiden der Vergangenheit und die tiefe Empfin- 
dung von bem unfertigen Buftande der Gegenwart mahnen uns, foweit 
es bei und Tiegt, auch die dafür nöthigen Opfer willig zu übernehmen, 

indem wir dem hochherzigen Vorbilde nachſtreben, welches die opferbereite 
Erklärung Ew. töniglichen Hoheit dem Lande gegeben Hat.“ 

Die zweite Kammer betonte in ihrer Adreſſe vom I6. September 
insbeſondere die Nothwendigleit einer nationalen Einigung Süddeutſch- 
lands mit dem norddeutſchen Bunde, „Wir hegen,“ Heißt es barin, 
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die zuverſichtliche Erwartung, daß die dauernde organiſche Verbindung 
mit dem neugegrindeten norddeutſchen Bund unter der Führung des 
mächtigften deutfchen Staats bald gefunden und damit die Wiedergeburt 
Deutſchlands in einer Weife vollzogen fein wird, welche unferm Bater- 

lande die lange vermißte Machtftellung verleift. Mit dem Rechte jedes 
freien Volls, mit dem gejchichtfichen Rechte Deutſchlands insbeſondere 
ift die Fortdauer biefer Tremmung unvereinbar. Die nationale Einigung 
Süddeutſchlands mit dem norddeutſchen Bund, unter feften, die Wohl- 
fahrt des Ganzen fihernden Formen, welche zugleih Raum für ſelb⸗ 
ſtändige Entwicklung der Einzelftaaten läßt, kann deshalb feinerlei frembe 
Intereſſen verlegen, und wie fie ein unabweisbares Bedürfniß bes beut- 

ſchen Volls iR, wird fie aud die Opfer Iohnen, welche ihr gebracht 
werben müfjen. Wir beffagen e8 tief, daß fich der unmittelbaren Wieder- 

berftellung eines großen deutſchen Gemeinweſens auf den realen Grund» 
lagen des Gewordenen Hemmnifje mannichfacher Art entgegenftellen, und 
hoffen mit Em. fönigl. Hoheit, daß wachfende Einficht, daß fefter Muth 
und ber micht zu bewältigende Drang des deutſchen Volks nad) einem 
geeinigten Vaterlande den baldigen Sieg tiber die innern und äußern 

Kräfte des Wiberftandes bavontragen wird. Bis bahin erfreuen wir 
uns wenigftens der Thatfahe, daß die fübdeutfchen Staaten mit bem 
Norden fi einig wifjen in der heiligen Pflicht eines gemeinfamen Schutzes 
dentfchen Gebiet3 gegen einen Angriff von Außen.“ 

Graf Bismard gab eine Antwort auf die Salzburger Bufammen- 
tunft und die Gerüchte und Drohungen, die fi) daran Inlpften, indem 
er als Kanzler des norddeutſchen Bundes, wozu er am 14. Juli ernannt 
worben war, am 7. September eine Circulardepeſche an bie europäiſchen 
Regierungen ergehen ließ. Er bezeichnet die Beziehungen zwiſchen dem 
Norbbund und den Südſtaaten als eine rein Inmere Angelegenheit und 
deutet die frieblichen Verſicherungen der Franzoſen fo, als ob fie, er- 
froden über den Eindrud, den bie Nachrichten über die Salzburger 
Zuſannnenlunft in Deutſchland gemacht haben, auf jede Einmiſchung ver- 
zichteten, woran fie auch in ihrem eigenen Intereſſe wohl thun würden. 
Das Eircular lautete: „Euer zc. habe ich bereits bie Aeußerungen mit» 
getheift, welche und ſowohl von kaiſerlich öfterreichti—her, wie von kaiſerlich 
franzbſiſcher Seite über die Webeutung und ben Charakter ber Salz 
burger Bufommenkunft zugelommen find, und weiche wir nur mit Befries 
digung haben entgegennehmen können. Es war voraußzufehen, daß es 

ſehr ſchwer fein würde, die öffentliche Meinung zu Brenner daß eine 
Mlüpfel, Einfeitäbefrebungen. IL 
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Thatſache, wie die Zufammenkunft der beiden mächtigen Monarchen An» 
geſichts ber gegenwärtigen Lage ber europäiſchen Politik, nicht eine tiefer 
liegende Bedentung und welter gehende Folgen habe, und die Anfangs 
mit einer gewiſſen Beflifjenheit umd dem Anfcheine der Authentictät ver- 
breiteten Nachrichten tiber beabfichtigte oder gefaßte Entſchließungen auf 
dem politiſchen Gebiete waren nicht geeignet, bie Zweifel über ben Zweck 

der Bufammentunft zu heben. Es gereicht uns um fo mehr zur Genug- 
thuung, aus ben öſterreichiſchen und franzöſiſchen Erklärungen die Ber- 
fierung zu entnehmen, daß der Beſuch des Kaiſers Napoleon lediglich 

aus einem Gefühle Hervorgegangen if, welches wir ehren und mit dem 

wir fympathifiren, und baß ber Bufanmenfunft beider Herrſcher ber 
Character dieſes Motiv gewahrt geblieben ift. Darnach find imere An- 
gelegenheiten Deutſchlands nicht in der Weiſe, wie bie erfien Nachrichten 

es voraußfegen ließen, Gegenftand der Beſprechung in Salzburg gewefen. 
Es ift dies um fo erfreulicher, da die Aufnahme, welche jene Nachrichten 
und Borausfegumgen in ganz Deutſchland fanden, von Neuem gezeigt 

hat, wie wenig daS deutſche Nationalgefühl den Gedanken verträgt, die 

Entwicfung der Angelegenheiten der beutfchen Nation unter die Vor⸗ 

mundfchaft fremder Einmiſchung geftellt oder nach anderen Rüdfichten 
geleitet zu jehen, als nach den durch bie nationalen Intereſſen Deutſch⸗ 
lands gebotenen. Wir haben es und von Anfang an zur Aufgabe ge 

macht, den Strom der nationalen Enttwielung Deutſchlands in ein Bett 
zu leiten, in welchem er nicht zerftörend, fonbern befruchtend wirke. Wir 
haben Alles vermieben, was die nationale Bewegung überſtürzen lönnte, 

und haben wicht aufzuregen, fonbern zu beruhigen geſucht. Dieſes Be- 
fireben wird ung, wie wir hoffen dürfen, gelingen, wenn auch von aus⸗ 
wärtigen Mächten mit gleicher Sorgfalt Alles vermieden wird, was bei 
dem deutſchen Volke eine Beunruhigung Hinfichtlich fremder Plane, deven 
Gegenftand es fein könnte, und in Folge deſſen eine gerechte Erregung 
des Gefühls nationaler Würde und Unabhängigkeit hervorrufen könnte. 
Wir begrüßen daher die beftimmte Verneinung jeder auf eine Einmiſchung 

in innere Angelegenheiten Deutſchlands gerichteten Abficht im Jutereſſe 
der ruhigen Entwicklung unferer eigenen Angelegenheiten mit Iebhafter 

Genugthuung. Die fübdentfchen Regierungen felbft werben uns bezeugen, 
daß wir ung jedes Verſuches enthalten Haben, einen moraliſchen Druck 
auf ihre Entſchließungen zu üben, und daß wir vielmehr auf die Hanb- 
babe, melde fi uns zu dieſem Bmede in ber Rage be Zollvereins 
bieten konnte, durch ben Vertrag vom 8. Juli diefes Jahres rüdhaltios 
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verzichtet haben. Wir werben biefer Haltung andy ferner treu bleiben. 
Der norddeutſche Bund wird jebem Bebürfnife der ſüddeutſchen Regie ⸗ 
rungen nad) Erweiterung und Befeftigung ber nationalen Beziehungen 
zwiſchen dem Süden und dem Norden Deutichlands auch in Zukunft 
bereitwillig entgegenfommen, aber wir werben bie Beftummung bes 

Mafes, weldjes die gegenfeitige Annäherung inne zu halten Hat, jeder- 
zeit ber freien Entichliefung unferer ſüddeutſchen Verbündeten überlaffen. 

Diefen Standpunkt glauben wir um fo ruhiger fefthalten zu bikrfen, als 
wir in den gegenwärtig beftehenden vertragsmäßigen Beziehungen zwiſchen 
dem Norden und dem Süben Deutfchlands, wie fie in den abgefchlofienen 
Bundniſſen und in ber Vervolfftändigung bes Zollvereines ſich barftellen, 
eine rechtlich und thatſächlich geficherte Grundlage für die felbftänbige 
Eutwicklung der nationalen Intereſſen des deutſchen Volles erbliden. 
Euer u. erſuche ich, ſich in dieſem Sinne gegen bie dortige Regierung 
auszuſprechen, und ermächtige Sie auch zur Vorleſung dieſes Erlaſſes.“ 

Das was dieſes Bismardifche Rundſchreiben verkündigte, wurde 
uch durch die Haltung des Reichstags beftätigt, der am 10. Geptbr. 
wieder zufammentrat. Es war dieß ber erfte orbentliche Reichstag. Am 
26. Juli hatte König Wilhelm die ihm durch die Verfaſſung übertragenen 
Rechte, Befugniſſe und Pflichten als Präfibent bes Bundes für fi und 
feine Nachkommen in der Krone Preußen übernommen. Graf Bismard 

war, wie oben erwähnt, ſchon früher zum Bundeslanzler ernannt worben; 

durch Decret vom 12. Auguft wurde das Bundeslanzleramt errichtet 
umd zum Präfibenten deſſelben ber Geheimerath Delbrüd ernannt; am 
15, Auguft trat zum erftenmale der Bundesrath zufammen und die all» 
gemeinen Wahlen zum Reichstag wurden auf den 31. Auguft ange 
ſchrieben. Sie fielen übertwiegend in gut nationaler Richtung aus. In 
der Thronrede, mit welcher ber König bie Berfammlung eröffnete, 
ſprach er mit Freudigleit aus, daß die Einigung Deutſchlands auf 
dem beiten Wege des Fortſchrittes ſei. Die Antwortsadreſſe, die 
am 24. Sept. als Ergebniß eingehenber Parteibeſprechungen eingebracht 

wurde, ſprach ſich ſehr entfchieben darüber aus, daß bie Aufnahme der 
füddeutſchen Staaten in den norddeutſchen Bund als Ziel und Aufgabe 
ins Auge gefaßt werden müſſe, und daß man nicht geſonnen ſei, in dem 
BProger Frieden ein rechtliches Hinderniß anzuerfennen. „Seit der ſtaat ⸗ 
lichen Einigung Norddeutſchlands“, heißt es darin, „find wir uns im 
erhöhten Maße der Pflicht bewußt, jedem Wunfd und Bebirfnig ber 
fübbentf gen Staaten nach Herbeiführung der den Süden und ‚Norden 

15° 
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umfaffenden nationalen Verbindung entgegenzufommen. Wir unfererfeits 
dürfen das große Wert erft dann für vollendet erachten, wenn der Ein- 
tritt der ſüddeutſchen Staaten in den Bund auf Grund des Art. 79 der 
Verfaſſung des norddeutſchen Bundes erfolgt fein wird. Mit Freude 
begrüßen wir deshalb jede Mafregel Ew. Majeftät, welche, wie bie 
Vorlage wegen der Wieberherftellung bes Zollvereins, uns dieſem er- 

ſehnten Biel in freier Vereinbarung aller Theile näher führt. Die um 
twiderftehliche Macht nationaler Bufammengehörigkeit und bie Harmonie 
aller materiellen und geiftigen Intereſſen ſchließt jeden Rüchſchritt auf 
dem betretenen Weg aus. Wir find überzeugt, daß die hohen ver- 

‚ bündeten Aegierungen, ihres Wegs und Ziels unbeirrt gewiß, nicht bes 
fürchten, daß andere Nationen uns das Recht auf nationale Exiſtenz mit 

-Erfolg freitig machen Lönnten. Das deutfche Volk, von dem Wunſche 
befeelt mit allen Völkern in Frieden zu leben, hat mm das Verlangen, 
feine eigenen Angelegenheiten in voller Unabhängigkeit zu ordnen. Ent- 

ſchloſſen jeden Verſuch fremder Einmiſchung in ruhigen Selbftvertrauen 
zurückzuweiſen, wird Deutſchland dieſes unbeftreitbare Recht unter alfen 
Umftänden zur thatſächlichen Geltung bringen." Im Verlauf ber fid 
darüber entfpinnenden Verhandlung gab Bismard in Beziehung auf das 
Verhältniß zu den ſüddeutſchen Staaten noch einige Erläuterungen. Auf 
die Frage eines heſſiſchen Abgeordneten, wie es benn mit der Behaup- 

tung bes Herrn von Dalwigt,*) daß bie Süddeutſchen ber preußtfchen 
Regierung nur Verlegenheiten bereiten würden, wenn fie den Eintritt in 
den nordbeutfchen Bund betrieben, fi verhalte, erwiderte Bismard: er 
habe dem hefftichen Minifter mit feinem Worte Anlaß zu dieſer Aeuße⸗ 
rung gegeben und fie fei ganz unbegründet. Zugleich ergänzte er bie 
Circulardepeſche vom 7. Sept., worin er gefagt hatte, daß Preußen jeden 

+ Drud, jedes Drängen vermeiden werde, mit ber Erflärung: „daß, wenn 

die deutfche Nation in ihrer Gefammtheit, der Süden und der Norden, 

die Einheit wollten, dann, meiner Weberzeugung nach, auch feine Regie 
rung und fein preußiſcher Staatsmann ſtark genug ift, es zu binden, 

feiner, will ich fagen, muthig oder kleinmüthig genug, e8 Bindern zu 
wollen.“ Die beantragte Adreſſe wurde mit 157 Stimmen gegen 58 
angenommen. Nur die bunbesftaatlich - conſtitutionelle Fraction (fo 

‘nannte ſich die Heine Partei der Particnlariften) machte Einwendungen. 

®) Bei Gelegenfeit des Antrags vom 3. Juni 1867 auf Eintritt des Großher- 
zogthums im ben norbdeutichen Bund. 
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Da ber König von Preußen damals auf der Burg Hohenzollern 
weilte, welche kürzlich glänzend reſtaurirt, feftfich eingeweiht wurde, 
ſo überbrachte der Präſident des Reichstags, Simſon, dorthin die 

Mreffe. Auf der Reiſe nach dem Hohenzollern wurde der König von 
Preußen in dem als fo preußenfeinblich verrufenen Wirtemberg auf 

mehreren Bafnfäfen mit Hodirufen Segräßt; Befonbers_ entfufiafti 
(am 2. October) in Geislingen, einem gewerböfleifigen Städtchen am 
Fuße ber Alb, das fi durch nationale Gefinnung auszeichnete. Die 
Bürgerſchaft war zahfreih am Bahnhof verfammelt, und aus ihrer 
Mitte trat eine ſtattliche Geftalt*) hervor und brachte mit gewaltiger 
Stimme „dem Kriegäheren des norddeutſchen Bundes und dem von der 
Borfehung berufenen deutſchen Kaiſer“ ein Hoc aus. — Den Tag zuvor 
hatte der König auf der Inſel Mainau einen Beſuch des wirtember- 

efjchen Königspaares empfangen, den er fpäter in Friedrichshafen 
erwiderte. 

Der Reichstag, der noch bis zum 26. Oct. dauerte, erledigte eine 
Neihe wichtiger Gegenſtände: die Organiſation des Bundesconſulatweſens, 

die Freizügigleit, die Verpflichtung zum Kriegsdienſt, das Paßweſen, die 
Ordnung des deutſchen Poſtweſens, das nun unter eine Leitung geſtellt 
werden konnte, da der Fürſt von Thurn und Taris, der in verſchiedenen 
deutſchen Ländern den Betrieb der Poſt beſeſſen, die bezügliche Gerecht- 
ſame fir drei Millionen an Preußen abgetreten Hatte. Das Bundes- 
budget wurde ohne Schwierigkeit verwilligt. Das letzte Geſchäft des 
Reichstags war die Berathung und Beichlußfaffung über bie neuen Zoll» 
vereindverträge. Sie wurben mit 177 gegen 26 Stimmen angenommen, 
jedoch unter der Bebingung, daß die rechtliche Verbindlichleit der im 
Auguſt abgeſchloſſenen Allianzverträge nicht in Frage geftellt werde. 
Dieß war nämlich in Wirtemberg und Baiern geſchehen, wo ſowohl in 

der Preffe als in den Vollsverſammlungen die Verträge fortwährend 

bekrittelt wurben. 

*) Dr. med. Rnanf. 
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Die Schub: und Trutzbündniſſe und der nene Zollbereins⸗ 
Bertrag vor den fühdentjäien Vollsbertretungen. 

Die Annahme ober Verwerfung der Alltanzverträge und bes Boll- 
vereinsvertrags war eine Lebensfrage für bie ſüddeutſchen Staaten. In 
Heflen und Baden hatte die Sache feine Schwierigkeit, defto mehr im 

Baiern und Wirtemberg, wo ſich eine meitverbreitete Agitation für Ber- 
werfung derſelben entroidelte. In Batern wurden die Kammern auf den 
28. September 1867 einberufen. Wbgeorbnete beider Parteien reisten 
tm Lande umher, um das Volt für und gegen bie Verträge zu ſtimmen 
An 30. wurde der Landtag eröffnet, und am 8. Oftober legte Fürſt 
Hohenlohe den neuen Zollvertrag vor; das Schug- und Trutzbündniß 
beburfte nad; ber bairiſchen Verfaffung der Genehmigung des Landtags 

nit. Hohenlohe erörterte in einer ausführlichen Darlegung bie ver- 
fehiedenen Wege, welche für ein Allianzbedürfniß Baierns und Süb- 
deutſchlands überhaupt in Trage kommen könnten; erftend bie Bildung 
zweier Bundesftaaten, eines ſüddeutſchen gegenüber dem norbbeutfchen, 
mit gemeinfomen Organen für einzelne Zwecke; zweitens ein internatio- 
naler Bund alfer einzelnen deutſchen Staaten, analog der früheren 
Bundesverfaſſung; brittens ein internationaler Bund der fühdentichen 
Staaten mit dem norddeutſchen Bunde. Gegen den erften Weg ſpreche 
die Abneigung derjenigen Staaten, mit welchen Baiern den ſüddeutſchen 
Bundesſtaat gründen müßte, ſowie bie Schwerfälligfeit des erforderlichen 
Organismus und die Gefahr der MWeiterausbilbung des Gegenſatzes 



Des Programm Hohenlohe's. 231 

zwiſchen dem Norden und Süden von Deutſchland. Der zweite Weg 
fei unmöglich, weil man Preußen nicht zumuthen könne, den norddeutſchen 
Bund, die Frucht feiner Siege, wieder aufzugeben. Es ſei alfo nur ber 

dritte Weg offen; eine internationale Verbindung der ſüddeutſchen Staaten 
mit dem norbdeutfchen Bunde. Hohenlohe fahte ſchliehlich das negative 
und pofitive Ergebniß feiner Grörterungen in folgenden Worten zu- 
ſammen: „Wir wolfen nicht den Eintritt Baierns in den norbbeutfchen 

Bund, wir wollen kein Berfaffungsbimdniß der fühbeutfchen Staaten 
unter ber Führung Oeſterreichs; wir wollen feinen fübmeftbeutfchen 
Bundesſtaat, der für ſich abgefchloffen wäre ober ſich gar an eine nicht 
dentfche Macht anlehnte, wir wollen ebenfowenig eine Großmachtspolitik 
und glauben nicht, daß Baiern in einer Vermittlerrolle dag Endziel feiner 
Politik zu fuchen Hat. Das ift es, was wir nit wollen. Was wir 
aber wollen, und was wir auch ferner anftreben werben, ift bie natio- 

nale Berbindimg der ſüddeutſchen Staaten mit dem norddeutſchen Bunde, 
und damit die Einigung des zur Zeit getrennten Deutſchlands in ber 
Foru eines Staatenbundes. Es ift dieß daſſelbe, was die Nikolsburger 

Vraliminarien und ber Prager Frieden anerfennen, Meine Herren! Ich 
foge nicht Verbindung Baierns mit dem norddeutſchen Bunde, ih fage, 
Berbindung der ſüddeutſchen Staaten. Und ich wünſchte, daß darüber 
vollſtãndige Klarheit herrſche. Wie fi die Verhäftniffe jegt geftaltet 
haben, wäre es nad) meiner Ueberze.:gung weder politiſch correct, noch 
zwedmäßig, noch auch — man gebe fi} feinen Illuſionen hin — in 
friedlicher Weiſe durchführbar, daß einzelne Staaten fübli bes Mains 
mit Nordbeutfchland iu nähere Verbindung träten. Das nationale Band, 
das zwiſchen uns und dem norbbeutichen Bunde gefchaffen werben foll, 
muß den ganzen Süden umfafjen." 

Diefe Erklärung war in ihrem verneinenden Theile zwar ganz Mar, 
aber nicht fo im bejahenden, d. 5. in ber Bezeichnung des eigentlichen 
Ziele. Sie forderte ein nationales Band mit Norddeutſchland, aber 
doch blos einen Staatenbund; einen gemeinfamen Anflug des gefammten 
Süddeutſchlands, das aber doch unter ſich Teinen Bund ſchließen folfte. 
Die Behauptung, daß der Eintritt eines einzelnen füdbeutfchen Staates 
unzuläffig jei, ftand im Widerſpruch mit dem Artilel 79 der Bundes- 
verfaffung, mit dem Rundſchreiben Bismards und ber Adreſſe des 

Reichstags. Da Fürſt Hohenlohe ſich im Auguft 1866 viel entgegen- 
lommender und Harer ausgeſprochen hatte, mußte man fein verflaufulirtes 
Programm nur als Ergebniß eines Compromiffes mit den fi in Baiern 
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erhebenden Widerſtandskräften anſehen. Dieſe waren eben jetzt beſonders 
geſchäftig, Schwierigleiten zu bereiten, namentlich in ber Kammer ber 
Neichsräthe wurden Umtriebe für Werwerfung „des Bollvereinsvertrags 
gemacht. 

In Baden, wo man ſich mit der Hoffnung trug, der Eintritt des 
einzelnen Staates ſei doch nicht ſo unmöglich, als es Hohenlohe dar⸗ 
ſtellte, hatte die Rede des Letzteren große Aufmerkſamleit erregt, und 

der Abgeordnete Wundt interpellirte den Miniſter v. Freydorf am 14. 
Oftober mit der Frage, ob fich die Behauptungen Hohenlohe's auf vorher- 
gegangene biplomatifche Verhandlungen ftügen? Freydorf antwortete: 
es haben allerdings zwiſchen ben ſuddeutſchen Staaten Verhandlungen 
über Bildung eines weitern Bundes mit Norddeutſchland ftatigefunden, 
aber man babe fich woch nicht über bie Grundlagen beffelben verftän- 
bigt. Fürſt Hohenlohe aber Habe in ber bairifchen Kammer nur feine 
perfönliche Anficht ausſprechen können, welche wohl auf feiner Auslegung 
des Artilels 4 des Prager Friedens und auf allgemeinen Anfchanungen 

der politifchen Lage der Dinge in Mitteleuropa, nicht aber auf irgend 
welchen Verhandlungen beruhe. Die babifche Negierung habe hierüber 
eine andere Anficht, fie fuche die diplomatifche Einigung mit dem Norb- 

bund anzubahnen, werde ſich jedoch glüdfich fchägen, wenn bie Einigung 
in Gemeinſchaft mit den drei ſüddeutſchen Nachbarſtaaten erfolgen könne. 
Am 18. Oft. wurde in der babifchen Kammer der Allianzvertrag mit 

Preußen berathen, und es wurbe dabei auch in Anknüpfung an die Frey⸗ 

dorf ſche Antwort die Südbundsidee beſprochen. Mehrere Redner er- 
Härten ſich dagegen und meinten, in welcher Form fie auch zu Stande 
Time, würbe fie vom eigentlichen Ziele der nationalen Politik nur ab- 
führen. Freydorf fügte Hinzu, falls der weitere Bund zwiſchen Nord- 
und Sübbeutfchland zur Ausführung käme, würde das ſüddeutſche Volt 
nur in einem gemeinfamen Parlament, nicht in den acht Kammern der 
ſüddeutſchen Staaten feine Vertretung finden können. Es fei zu Hoffen, 
daß dieſer von der badiſchen Regierung gemachte Vorſchlag auch bei den 
übrigen ſüddeutſchen Staaten noch durchdringen werde. Gin anberes 
Project lönne der norddeutſche Bund nicht annehmen. Der Allianzver- 

trag wurde Hierauf mit allen Stimmen gegen die eine des ultcamon- 
tanen Abgeordneten Lindau von Heidelberg, und der Bollvereinsvertrag 
ganz einftimmig angenommen, und beide wurden am 23. Oft. ebenfalls 
einftimmig von ber erften Kammer genehmigt. 

Auch in der batrifchen Kammer war die Stimmung für Annahme 
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des Zollvereinsvertrags, der am 21. und 22. Oft. zur Verhandlung 
lam, günftig. Es wurden zwar jcharfe Redensarten gegen bie brohende 
Verpreußung geführt; der ultramontane Oberbibliothelar Ruland von 
Würzburg meinte, ber vorliegende Vertrag fei das dritte Glied in der 
SHlavenfette, durch welche Baiern an Preußen gefchloffen werben folle. 

Man Könnte füglich auch ohne Zollverein beftchen. Der Miniſterialrath 
Weis behauptete: die ungeheure Mehrheit des Landes wolle nichts von 
einer Unterorbnung Baierns unter Preußen wiffen, nur eine winzig Heine 
Anzahl neige dazu Hin. Und wenn bie bairiſche Vollsvertretung ben 
Zollvertrag verwerfe, werde Preußen, das den Zollverein nicht entbehren 

lonne, günftigere Bedingungen ftellen. Der Abgeorbnete Brater dagegen 
wies darauf hin, daß eine franzöfifche Partei Hinter der Oppofition gegen 
das Zollparlament und bie Alfianzverträge ftedte, eine Partei, deren 
Fahne micht blos von den Ultramontanen, fondern auch in anderen ein- 
flußreichen Kreifen mit ſchamloſer Offenheit aufgeftedt werde. Um fo 

dringender bebürfe man einer rafchen Einigung mit dem Norden, damit 
es jener landesverrätheriſchen Partei, and) wenn es ihr gelinge in das 
Minifterium zu kommen, unmöglich gemacht werbe, ihre Rheinbunds⸗ 
beftrebungen zu verwirklichen. Der Bolfvereinsvertrag erhielt ſchließlich 
eine große Majorität, er wurde mit 177 Stimmen gegen 17 am 22. 
Oltober angenommen. Die Kunde bavon erregte in allen Theilen des 

Landes Jubel; Gemeindecollegien, Handels - und Gewerbelammern 
richteten Dankadreſſen an das Abgeordnetenhaus. 

Über die Kammer der Reichsräthe fchien nicht nachgeben zu wollen; 
ihre Commiſſion trug mit 9 gegen eine Stimme auf Ablehnung an. 
Eine Nebenabſicht war au, das diefen Kreiſen verhaßte Minifterium 
Hohenlohe zu ſtürzen. Doc ber König ließ den Meichsräthen fagen, 

wenn fie auch den Zollvereinsvertrag verwerfen, werbe er das Mini- 
ſterium doch nicht ändern. Die Stimmung des Landes, befonbers in 
den Stäbten, war fo erregt, daß man Unruhen befürchtete, wenn der 

Neichsrath die Ablehnung des Vertrags befhlöffe. Eine Menge Tele 

gramme liefen ein, ber Reichsrath möchte doch durch fein Votum das 
nationale Unglüd einer Kündigung des Zollvereins abwenden. Am 26. 
Dftober fand die entſcheidende Sigung ſtatt. Der Meferent und der 
zweite Präfident der Kammer, den man als Miniftercanbivaten bezeichnete, 
Freiherr von Thüngen, fprachen ſich gegen den Vertrag aus, da es einer 
Mat wie Baiern nicht zieme, fi von einem anderen Staat ins 
Schlepptau nehmen zu lafien. Freiherr von Zu Rhein meinte, bie Kün⸗ 
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digung des Bolfvereins wäre fein fo großes Unglüd; Baiern könnne ſich 
audere Handelswege fuchen in den Donauländern, nad dem Orient. 
Der Fürſt von Lüwenftein-Wertheim ſtellte einen vermittelnden Antrag. 
Die Kammer folle bem vorliegenden Vertrage ihre Zuſtimmung mer 
unter der ausdrücklichen Bedingung ertheilen, daß das dem Staate 

Baiern in dem hisherigen Zollvertrag zufteherbe Recht der Zuſtimmmg 

ober Verwerfung in allen das Zollweſen und bie innere Beſteuerung bes 
treffenden ragen Ausbrud finde, d. h. das von Preußen mit Recht be 
feitigte liberum veto fiir Baiern wieber eingeführt werde. Diefer An» 
trag wurde mit allen gegen eine Stimme angenommen und Fürſt Hohen- 
lohe erklärte: er wolle als Reichsrath zuftimmen, könne aber als Mi- 
nifter feine bindende Erklärung abgeben, und fchlug dem Freiherrn vom 
Thüngen vor, fogleich mit ihm nad; Berlin abzureifen, um dort wegen 
des Veto perſönlich zu verhandeln. Sie reisten aud wirklich am 26. 
Dftober Abends nad) Berlin ab, wurden am folgenden Tage von Biß- 
mard empfangen, hatten am 28, eine längere Aublenz bei König Wil- 
helm, an der auch Bismarck teilnahm, mußten ſich aber überzeugen, daß 

bie beabſichtigte Eonceffion nicht zu erlangen fei, und erhielten nur das 
Verſprechen, daß Preußen von feinem Veto gegen etwaige Beichlüffe 

des Zollvereinsbundesraths in Betreff neuer Einrichtungen nur dann 
Gebrauch machen werde, wenn durch die verlangten Ahänderungen bas 
Gedeihen ober die Einnahmen des Zollvereins gefährdet würben. m 
Uebrigen erflärte Bismarck aufs Beftimmtefte, daß weder Baiern noch 
ben fübbeutfchen Staaten zufammen ein Veto zugeftanden werde, und 
daß, falls die Reichsrathslammer auf Ablehnung des Vertrags beharre, 
derfelbe gefündigt und Baiern vom 1. Mai an vom Bolfverein ausge- 
ſchloſſen werde. Herr von Thüngen Tehrte alfo unverrichteter Dinge nach 
Münden zurüd, Fürſt Hohenlohe Hatte feine Abſicht erreicht, ihm zu 

überzeugen, baß nichts anderes zu machen fei, als dem Vertrage bei 
zutreten 

Die zweite Kammer, welche ſich über den Reichsrathsbeſchluß noch 
einmal auszuſprechen hatte, beharrte am 30. Oft, mit allen Stimmen 
gegen 12 bei ihrem früheren Beſchluß. Als am folgenden Tage die 
Reichsrathsſitzung eröffnet wurde, verfünbigte der Präfident, daß 78 
Telegramme eingelaufen feien, mit der Bitte an bie Kammer, fie mödhte 
doch den Vertrag annehmen, und daß er 13 Deputationen empfangen 

habe, welche baffelbe verlangten. Unter biefen Umſtänden beantragte 
Freiherr von Thüngen im Namen ber Commiffion die Zuftinumung zu 
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dem Befchluffe des Abgeordnetenhauſes, und der Reichsrath nahm den 
Antrag mit 35 gegen 13 Stimmen an. 

Indeſſen hatte ſich die Entſcheldung auch in Wirtemberg vollzogen. 
Schon am 27. September Hatte bie beutfche Partei eine ſtark befuchte 

Landesverfammlung gehalten, die ſich für die Schug- und Trutzbündniſſe 
unb ben Bollvereinsvertrag ausſprachen und deren ımbebingte Annahme 
ber Vollavertretung zur Pflicht machte. Auch Gemeinderath und Bürger- 

ausſchuß der Stabt Stuttgart, fowie viele andere Gemeinbecollegien und 
Berſammlungen gaben ähnliche Erklärungen von fi. Sämmtliche 
Handels· und Gewerbelammern forderten aufs Dringendſte bie Annahme 
des Zollvertrags und wiefen nach, welch großen wirthſchaftlichen Schaden 
feine Verwerfung zur Folge haben müßte. Auch die nationale Preſſe, 
d. 5. der ſchwäbiſche Merkur und bie ſchwäbiſche Vollszeitung, thaten 
das Ihrige, und beleuchteten in einer Reihe von Artileln die Rage. Aber 
bie Gegenpartei ließ es auch nicht an rühriger Agitation fehlen. Die 
Landesverfammfung der bemofratifchen Partei erflärte am 29. Septbr., 
daß die Verträge Sübdeutfchland dem preußifchen Staat gegenüber in 

einen Buftand ber Ahhängigfeit bringen wirben, deffen nothwendige Folge 
das Aufgehen Sübbeutfchlands in Preußen ſei. Es fei bie Pflicht der 
Regierungen von Wirtemberg und Baiern, fi zur gemeinfamen Ab⸗ 
wehr gegen die durch bie Verträge drohenden Gefahren zu verbinden, 
und eine nothwendige Borbebingung einer folchen Politik fei die Ent 

laffung Varnbülers, der jene beiden Verträge geſchloſſen habe. Ein 
Redner ber Verſammlung ſprach unter dem Beifall derſelben bie Hoff- 

nung auf Hilfe Frantreichs gegen Preußen aus. 
Am 18. Oktober trat ber Landtag zufammen, nachdem ſchon ben 

Tag zuvor bie ſtaatsrechtliche Commiſſion beſchloſſen hatte, darauf anzu 
tragen, daß die Kammer das Binbniß verwerfen möge, und daß es 
jedenfalls nur mit der für Verfaffungsveränderungen erforberlichen Zivei- 
brittelamajorität angenommen werben könne. Der König ſprach fich jedoch 
privatim bei verſchiedenen Gelegenheiten für Feſthaltung der Verträge 
and. Am 29. fand die Verhandlung ftatt. Der ultramontane Abgeord- 
nete Probft wollte Vertagung bis nach dem Entſcheid des bairiſchen 
NReichsraths, wogegen Minifter von Varnbüler ertwiberte: Fürſt von 
Hohenlohe und Freiherr von Thlngen feien unverridhteter Dinge von 
Berlin zurüdgelehrt, und überbieß zieme es ſich nicht, daß das wirtem⸗ 
bergifce Abgeordnetenhaus fein Votum von den Befchlüffen der bairiſchen 

Reichsrathe abhängig mache, worauf ber Antrag Probfts abgelehnt wurde, 
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Auch das Verlangen der Commiffton, daß eine Zweidrittelsmajorität für 
Annahme des Vertrags als erforderlich beftimmt merbe, fanb wicht bie 
Beftätigung der Kammer. Die Gegner der Verträge boten Alles auf, 
um bie Ablehnung berfelben zu Stande zu bringen; befonders eifrig und 
leidenſchaftlich ſprach Morig Mohl, der ſchon vorher in einer größeren 
Flugſchrift unter dem Titel: „Mahnruf“ den Ruin Süddeutſchlands tm 
Tall der Annahme der Verträge prophezeiht hatte. Der Vertrag fei 
ein Vaſallenvertrag und der Minifter Varnbüler gar nicht berechtigt 

gewefen, denfelben ofne Genehmigung der Stände zu ratifieiren. Der 
von Preußen angebotene Schu habe überdieß wenig Werth, denn wenn 
Wirtemberg des Schuges bebürfe, fo würde Preußen genug zu thun 
haben, fich ſelbſt zu ſchützen. Es wäre filr Süddeutſchland beffer, wenn 
es neutral bliebe, anftatt der Prügelfnabe Preußens zu fein. Preußen 
ſei e8, das Deutſchland zerriffen und zerftört Habe. Man folle ſich auch 
nicht durch die angebrohte Kündigung fehreden laſſen, Wirtemberg und 
Baiern feien die verbrauchsfähigften Ränder, die man micht werde aus⸗ 
fließen wollen. Und wenn au, fo Könne man ſich mit Baiern ver- 

binden und einen Handelövertrag mit Defterreich ſchließen. 
Die Minifter traten für die Verträge mit Entſchiedenheit ein. 

Staatsrat} von Mittnacht, der Juſtizchef, wies nach, daß die Annahme 
des Vertrags Teine Verfaſſungsänderung in fich ſchließe; bie Allianz lege 
Wirtemberg nicht mehr auf, als die nationale Pflicht ohnehin verlange. 

Der Kriegsminiſter von Wagner ſetzte auseinander, daß die Vertheibir 
gung Süddeutſchlands durch Preußen Wahrheit, Yeine Fiction fein werde, 
und erflärte, daß ohne den Allianzvertrag Wirtemberg noch meit größere 
Opfer für feine Heeresorganiſation würde bringen müſſen. Varnbüler 
ging auf die Entſtehungsgeſchichte des Vertrags zurüd und zeigte, daß 
Südbeutfehland eines Rückhaltes und Schutzes bebürfe, und benfelben 
nirgends anders finden lönne als bei Preußen, und daß alle anderen 
Combinationen unmöglich feien; einen Auſchluß an Oeſterreich werde 
Niemand verlangen, ein Zuſammengehen mit Frankreich werde kein 
Deutſcher Muth Haben zu empfehlen, zu einem Südbund hätten bie 
Nachbarſtaaten keine Luft, und für eine felbftändige europäiſche Polktif 
fei Wirtemberg zu Hein. Auch gab er zu bebenfen, daß ber Allianz 
vertrag mit Preußen einen integrivenden Theil bes Friedensvertrags 
bilde. Werde der Bündnißvertrag verworfen, fo befinde ſich Wirtem- 
berg mit Preußen noch im Siege, wenigſtens feien rechtlich alle ver- 

tragsmäßigen Beziehungen gelöst. Am Schluß erflärte ber Minifter: 
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Ich Halte dieſen Vertrag für einen Wirtemberg vortheilhaften und ich 

glaube durch biefen Vertrag Wirtemberg einen Dienft ertwiefen zu haben. 
Ich ſtehe nicht als ſchuldig vor Ihnen, um Sie um Verzeihung zu 

Bitten, daß ich ben Vertrag abgeſchloſſen Habe, fondern ich Habe die 
Ueberzeugung, daß ich einen guten Vertrag abgefchloffen Habe. Mögen 
Sie anderer Meinung fein, ich habe biefe Ueberzeugung, und wenn ich 
dieſe Ueberzeugung nicht gehabt hätte, hätte ich ihm micht abgeſchloſſen.“ 
— — „Das was id) in meinem Namen gefprochen habe, habe ich im 
Namen meiner Gollegen auch geſprochen; jeder Schritt, den ich in biefer 
Sache gethan habe, ift mit Vorwiſſen und unter einftimmiger Genehui- 

gung meiner Collegen an biefem Tiſch gefchehen. Sie müffen alſo nicht 

glauben, daß hier eine Zwietracht beftehe ober Verſchiedenheit der Mei- 
mung. Das was ich gethan Habe, Haben biefe Herren mit gebilligt. 
Nun, meine Herren, entſcheiden Sie wie Ihre Ueberzeugung es mit ſich 
bringt. Ich fehe Ihnen mit gutem Gewiſſen ins Angeficht und ich er- 
warte feften Muths den Michterfpruch der Geſchichte Wirtembergs und 
Deutſchlands.“*) 

Die Gegner wollten ſich immer noch nicht überzeugen laſſen, und 

Moritz Mohl hielt eine lange Rede, um die Auseinanderſetzung Varn⸗ 
bülers Punkt für Punkt zu widerlegen und die Gefahren, bie für Wir- 
temberg aus einem Bündniß mit Preußen hervorgehen könnten, recht 
ſchwarz zu malen. Nach zweitägiger Debatte wurde der Untrag ber 

Minderheit der Commiffion, den Allianzvertrag anzunehmen, mit 57 
Stimmen gegen 32 zum Beſchluß erhoben. Am folgenden Tage kam 

der Bollvereinsvertrag zur Verhandlung, mit einem getheilten Antrag 
der vollswirthſchaftlichen Commiffion, deren eine Häffte Berwerfung, die 
andere Annahme wollte. Da während der Verhandlung die Nachricht 
eintraf, daß die Kammer der bairiſchen Reichsräthe den Vertrag ange 

nommen habe, fo blieb auch der wirtembergifchen Kammer nichts anderes 
übrig, und fie ftimmte mit 73 gegen 16 zu. Die erfte Kaumer 

nahm am 4. November den Zollvertrag einftimmmig und ben Allianz 
vertrag mit 23 gegen 6 Stimmen an. Zwei Mitglieder, der Fürft von 
Löwenftein- Wertheim und der Fürft von KHohenlohe-Langenburg legten 
foger den Wunſch ins Protokoll nieder, die Megierung möchte alle er- 

*) Verhandlungen der wirtemb, Kammer ber Abgeordneten von 1866—68. Pro- 
tolole Bd. L ©. 460. 
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forderliche Einleitung treffen, um den möglichſt baldigen Eintritt Wirtem- 
bergs in den norbbeutfhen Bund herbeizuführen. 

Daß dieß gefchehen könnte, hielt man nicht für unmögfih, da im 

Lauf der Verhandlungen drei Minifter ſich fo entichieben für das Blnb- 
niß mit Preußen ausgefprochen hatten und Varnbüler ausdrücklich ver- 
fihert Hatte, daß was er gefagt, er au im Namen: feiner Collegen ge- 
redet habe. Aber ſchon nach einem Monat zeigte fi die Grundfofigkeit 
ſolcher Hoffnungen. Bei Vorlegung des Entwurfs einer neuen Civil- 

prozeßordnung am 11. December fprachen mehrere Mitglieder ber beut- 
fen Partet den Wunſch aus, man möge doch mit Ginführumg einer 
neuen Gerichtsorganiſation zuwarten, da in Preußen eine foldhe für den 
norddeutſchen Bund vorbereitet werde und Ausſicht fei, eine allgemeine 
dentſche Gerichtsorbnung zu bekommen. Da erhob fi der Juſtizminiſter 
Mittnacht für die Wahrung der wirtembergifchen Eigenthümlichkeit im 
Juſtizweſen. Er fagte: Wir witrben auf biefe Weife unfer ganzes juri- 
diſches Heil aus Norddeutſchland zu beziehen Haben. Da Bauptfächlich 

die Abgeorbneten der deutſchen Partei den Aufſchub beantragen, jo follten 
diejenigen, welche einer anderen politiichen Anſicht huldigen, ſich hüten, 
die Freunde der juriftiihen Reform „mit ihren Hoffnungen und Beftre- 
ungen binüberzubrängen zu einem Mittelpunkt, ber nicht in Wirtemberg 
liegt.“) Es Hatten nämlich auch Andere, bie fich wicht zum beutfchen 
Bartei rechneten, auf die Ausſicht auf eine deutſche Gerichtsorbnung hin⸗ 

getviefen. Am folgenden Tag wiberfprad; auch Varnbüler dem Verlangen 
nad) Eintritt in den nordbeutfchen Bund. ALS der Abgeordnete Hölber 
bei Gelegenheit der Erigenz für den Geſandtſchaftspoſten in Florenz die 
Anſicht geäußert hatte, daß Wirtemberg als ein Heiner Staat auf ſelb⸗ 
ftändige Politif verzichten und feine auswärtige Vertretung den Gefanbten 
bes norddeutſchen Bundes überlafien follte, erhob fi) Warnbüler mit 
Heftigkeit zur Abweiſung ſolch ungebührlicher Zumuthung. Die Regie 

rung glaube mit dem Abſchluß ber beiden Verträge ihre nationale Pflicht 
erfüllt zu haben ımb habe feinen Grund, über diefe Grenzlinie hinaus“ 
äugehen. Nachher vechnete er der Kammer vor, daß der Eintritt in den 
nordbeutf hen Bund eine gar Toftipielige Sache fein würde. Statt eines 
Kriegsbudgets von fünf Millionen würden fieben Millionen erforderlich 
fein; die jährliche Rekrutenzahl müßte von 6000 auf 8000 erhöht werben, 
biezu würbe eine Beiſteuer von einer halben Million für die Marine 

®) Beotofolle von 186668. Bd. II. Seite 911. 
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lonmen, und es würde fi für Wirtemberg eine Mehrausgabe von 3'/, 
Millionen ergeben. Wenn daher ein Antrag auf Eintritt Wirtembergs 
in den Nordbund in der Kammer geftellt würde, fo „würde ih," ſprach 
Barnbäler, „Ihnen fagen, daß Sie dazu nicht berufen feien, ich würbe 
gegen einen ſolchen Ausfpruch an das Land appelfizen, und wenn baffelbe 

im volfen Bewußtſein der Opfer, welche zu bringen find, Abgeorbnete 
fehlten wilde, welche für diefe Opfer flimmen wilrden, dann, meine 
‚Herren, würde ich als einer der Räthe ber Krone Sr. Majeftät dem 
Könige die Frage unterftellen, ob er es mit feinen Mechten und Pflichten 
vereinbar bielte, ob er es mit feiner europälfchen Stellung und ber 
Wahrung der Intereſſen Europas vereinigen fönnte, einen folden Weg 

au gehen." *) 
Der Großherzog Friederich von Baden und fein Minifter Mathy 

hielten es ganz wohl mit ihren Pflichten für das Panb vereinbar, ben 
Eintritt in den norddeutſchen Bund ernftlich zu ſuchen. Mathy ſchrieb 
am 18. Nov. 1867 an Bismard und ſetzte ihm die Gründe aus- 
einander, die ihm den fofortigen Eintritt des Großherzogthums befonders 
wünjchenswerth machten. In wenigen Wochen fänden bie ſüddeutſchen 
Wahlen zum Bollparlament ftatt, auf dieſe würde ein ſolches Ereigniß 
von großem Einfluß fein. Jet fei Frankreich mit feiner neuen Militär 
organiſation noch nicht fertig ind daher nicht im Stande, durch eine 
Kriegserklärung Einſprache zu erheben. Voll und Stände fgien in Baden 

bereit, die größeren Laften, welche das Militärweſen verurfache, zu tragen, 

aber nur dann, werm man auf ihre Frage, ob und wann ber durch 
ſolche Maßregeln vorzubereitende Eintritt flattfinden könne, eine befrie- 
digende Antwort zu geben wiſſe. Sei dieß nicht der Fall, fo fei fehr 

zu befürchten, daf bie Erigenzen ber Regierung verweigert wilden; über- 
haupt würde eine längere Verzögerung der Anfnahme Badens auf bag 
ganze Verhältnig Süddeutſchlands zum Norden einen lähmenden Einfluß 
haben. Den ntriten gegen Preußen würde ein bequemes Feld geöffnet 
fein. Wenn er bei feinen Beftrebungen für den Eintritt Badens eine 
Niederlage erlitte, fo wirbe e8 ihm micht mehr möglich fein, die Leitung 

- bes babifchen Staates weiter fortzuführen, andere Männer feiner poli- 
tiſchen Geſinnung würden auch nicht an feine Stelfe treten, es wilden 
Andere an uber kommen, die fi) als die durch die Lage angezeigten 
Nachfolger darbieten, und er brauche wohl nicht bie Richtung anzubeuten, 

*) Protololle von 186668. II, 981. 
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welche dieſe Männer einhalten witrben. Das einzige Mittel, die badiſche 
Vollsvertretung auf ihrer biäherigen Bahn feftzuhalten, wäre eine Er⸗ 
Märung des Minifteriums, baß der Eintritt Badens in den norbbeutfchen 
Bund erfolgen könne, fobald die Stände die entfprechenden Forderungen 
bewilligt haben wilrden. Das BVeifpiel Badens winde gewiß auf die 
Nachbarn mit unwiderſtehlicher Anziehungskraft wirken. Zumächft auf 
Wirtemberg, dann aber auch auf Baiern, wo alsbald eine tiefe Spal- 

tumg zwiſchen Franken und der Rheinpfalz einerfeit8 und den übrigen 
Kreifen andererſeits entftehen und der weitere Verlauf auf ben Weg 

Babend drängen würde. In jebem Fall wide durch die Aufnahme 
Badens den öfterreichifch- franzöftichen Umtrieben in Süddeutſchland ein 

Niegel vorgeſchoben. Schließlich fagte er: „Wohl beſcheide ich mich gern, 
daß europätiche Geſichtspunkte, welche etwa dem vereinzelten Eintritte von 

Baden allein im Wege ftehen mögen, fi meinen Bliden entziehen. Sind 
folche vorhanden, fo werden fie entfheiben, fo Lange fie beftchen. Dann 
aber wilrbe es wohl auch genügen, wenn vertraulich den Abgeordneten 
eine Andeutung darüber gegeben werben könnte, mit dem Anfügen, daß 

der Eintritt Badens in den norbdeutfchen Bund, falls die Vorlagen der 

‚Regierung im Weſentlichen angenommen werben, eventuell auch ofne 
Baiern und Wirtemberg, gefihert, und nur der Zeitpunkt dem Ermeſſen 
und der Verftändigung ber Negierungen vorzubehaften ſei. Die Regie- 
rung wird unter affen Umftänden das Mögliche thun, um in dem bevor- 
ftehenden Kampfe obzuftegen. Ich werde aber, wenn dieß ohne eine 
Kräftigung ihrer Stellung geſchehen muß, nicht mit Siegesbewußtſein 
an bie Arbeit gehen." *) 

Auch andere Männer von Anfehen ſprachen fi in demfelben Sinne 
aus, die nationale Preffe forderte dringend die Aufnahme Badens in 
den Bund. Ein Artikel der preußifchen Jahrbücher vom 14. Rov. 1867 
fogte: „Faſſen wir die realen Verhältniſſe ins Auge, fo wird eine gleich⸗ 

mäßige Behandlung des Südens kaum durchführbar erfheinen. Man 
wird den Thatjachen Rechnung tragen müſſen, wenn man nicht der na- 
türlihen Entwicklung eines wichtigen deutſchen Landes Gewalt antun 
und nicht Gefahr laufen will, die Intereſſen der gefammten Nation em- 
pfindlich zu ſchädigen.“ Mathy erhielt von Bismard keine directe Ant 
wort, ſondern nur durch den babifchen Gefanbten bie Mitteilung, daf er die 
gewünſchte Erklärung nicht geben Tönne. Cine Bertröftung auf das 

*) Breytog, Leben Matit’s &. 415. 
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Bollparlament war nicht geeignet, die Hoffnungen Mathy’s aufzurichten, 
denn er fah voraus, daß das Bollparlament unwirkſam gemacht werben 
müffe, wenn der Gintritt Badens in den nordbeuti—hen Bund abgelehnt 

werde. Für Mathy war e8 ein fehmerzlicher Schlag, ſich zurückgeſtoßen 
zu fehen. Mit tiefer innerer Erregung verhandelte er mit dem Groß- 
herzog über die abfchlägige Antwort, nahm fi aber zufammen, um 
nicht in muthlofe lage auszubrechen, und fagte: „Wir thun doch unfere 

Pflicht." Aber den Schmerz über die getäufchte Hoffnung fonnte er 
nicht verwinden, er war innerlich gebrochen und feine körperlichen Kräfte 
waren erſchöpft. Am 3. Februar 1868 ftarb er nach wiberholten Fieber⸗ 
onfällen. Welches die Gründe Bismarcks fir fein abweifendes Verhal- 

ten waren, weiß man nicht genau. Er feheint die Aufnahme Badens 

wegen der Einſprache Frankreichs und Oefterreihg für unmöglich gehal- 

ten zu haben, und wollte für jegt feinen Krieg risliren. 
Man war in Baden feit dem Herbit 1867 eifrig bemüht, die mili- 

täriſchen Einrichtungen Preußens nahzubilden. Am 22. November nahm 
die Kammer mit allen gegen drei Stimmen ein neues Wehrgefeg an, 
welches fi} in allen wmefentfichen Beſtimmungen an die norbbeutfche 

Kriegsdienftorbnung anſchloß, und dem auch die erfte Kammer am 30. 
November zuftimmte. Die Frage über die Präſenzzeit blieb noch offen 

bis zur Berathung des Contingentgefeges. Diefe fand am 21. Januar 
1868 ftatt, und das Contingentgefeg wurde unter Oppofition einer Heinen 
Maojorität, die fi hauptfächlic auf Wirtemberg berief, mit allen gegen 
8 Stimmen angenommen. Im Einklang mit den Gefegen des nord⸗ 

deutjchen Bundes wurde die Friedensftärkle des badiſchen Heereg auf 1 
Procent der Bevölkerung, die Kriegsſtärle auf 2 Procent und die Prä— 

fenzzeit auf 3 Jahre feftgefeßt. Im Folge davon wurde das Kriegs— 
budget für 1868 nnd 1869 um zwei Millionen erhöht. Eine fehr wich— 

tige Veränderung im badiſchen Kriegsdepartement war, daß das Kriegs- 
minifterium neu bejegt und an die Stelle des bisherigen Minifters, 

Generals Ludwig, der preußifche Militärbevollmächtigte General Beyer 
am 25. Februar zum Kriegsminifter ernannt wurde, was in ben ande- 
ren ſüddeutſchen Staaten und in Frankreich großes Aufichen machte. Im 
März wurde durch einen befonderen Vertrag feſtgeſetzt, daß die badiſchen 
Dffizierszöglinge in preußiſchen Kriegsſchulen ihre Ausbildung erhalten 
ſollten. Schon im Jahre vorher war eine Anzahl badiſcher Offiziere 
im militärifche Specialfehulen nad Spandau, Berlin und Hannover ge- 

Klüpfel, Einheitsbeitt.bungen. IT. 16 
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ſchickt und eine Anzahl Cadetten in die Kriegsfchulen zu Enger und 

Kaffel aufgenommen worden, und andererſeits wurden nun im April 1868 

preußiſche Offiziere nach Baden berufen, um die Landwehr nach preußi- 

ſchem Syſtem zu organifiren. So wurden durchgreifende Vorbereitungen 

zum Eintritt Badens in den norddeutſchen Bund getroffen. Im Bus 

ſammenhang mit dieſen Beftrebungen ftand auch die durch Mathy's Tob 
nothivendig gewordene Ergänzung des Minifteriums. Sein Nachfolger 
wurde Jolly, welcher ſchon früher die nationale Politit mit Energie ver- 

treten hatte, deshalb im Jahre 1866 feine Stelle als Miniſterialrath 
hatte aufgeben müffen und als Präfident zum Verwaltungsgerichtshof 

verſetzt worden mar. Der bisherige Juſtizminiſter Stabel nahm feine 
Entlaffung, und der Minifter des Auswärtigen dv. Freydorf übernahm 
proviforiich das Juftizminifterium, das dann einige Monate fpäter durch 
den fehr entſchieden nationalgefinnten Kreisgerichtsdirector Obkircher be- 
fett wurde. 

In Wirtemberg arbeitete der neue Kriegsminifter Freih. v. Wagner 
auf daffelbe Ziel der Reform des Heeres nach preußiſchem Mufter Hin. 
Aber er fand bei der Voffsvertretung micht das bereittoilfige Entgegen» 
kommen wie fein badiſcher College. Das Kriegsdienſtgeſetz, welches er 
am Ende des Jahres 1867 vorlegte, fand großen Widerftand. Die 
demokratiſche Partei brachte durch Volfsverfammlungen in Stuttgart und 

auf dem Lande eine Iebhafte Agitation in Gang, und es wurben mehr 
al3 40 Petitionen gegen den Gefegesentwurf an die Kammer gerichtet. 

Beſonders die dreijährige Präfenzzeit war ein Stein des Anftoßes, und 
der Kriegeminifter fah ſich genöthigt, im Namen ber Regierung zu er- 

Häven, fie fei bereit zuzugeben, daß aufer bei den Unteroffizieren umd 
der Neiterei die Dauer der Präfenz im activen Heer zwei Jahre nicht 

überfchreiten ſolle. Erſt auf diefe Erklärung hin wurde am 18. Januar 
1868 der von der demokratiſchen Partei geftellte Antrag, das ganze 
©efeg en bloc zu verwerfen, mit der Heinen Mehrheit von 6 Stimmen 
abgelehnt. Im weiteren Verlauf der Verhandlungen wurde über bie 
Frage der Präfenzzeit im Frieden eine Reihe von Anträgen geftelit und 
verworfen, und nicht einmal eine zweijährige wollte man annehmen, ſelbſt 

ein Antrag anf 20 Monate erhielt nur 31 Stimmen. Endlich wurde 
doch am 29. Januar der Antrag in der Yafjung: „daB Niemand mit 

Ausnahme der reitenden Waffen länger als zwei “Jahre präfent gehalten 
werben darf” mit 50 gegen 40 Stimmen angenommen, und mit gleicher 
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Stimmenzahl das ganze Geſetz. Das Yuftitut der Einjährig- Freitwilligen 
wurde mit großer Mehrheit angenommen. Die Feftftellung der Zahl 
der jährlich auszuhebenden Rekruten machte neue Schwierigkeiten. Der 

Vorſchlag der Regierung, die jährliche Rekrutenzahl von deu bisherigen 
4600 auf 5800 zu erhöhen, wurde mit Mühe durch eine Majorität von 
3 Stimmen durchgebracht. Und doch blieb nad) einer Berechnung des 

Kriegsminifters die Zahl des wirtembergijhen Heeres im Vergleich mit 
Batern und Baden um mehrere Taufende zurüd. Nichtsdeſtoweniger 
ſtimmten die Particnlariften ein Lamenio an, ala ob dag Aeußerſte ge 

fordert würde, und ber Abgeordnete Mohl meinte, man könne 
Wirtemberg doch nicht zumuthen, den Iegten Mann und ven 
legten Heller für die Kriege des Königs von Preußen herzugeben, eine 
ſolche Verwilligung wiirde man noch auf dem Todtenbett zu bereuen 

haben. 

Die erfte Kammer verbeiferte das Kriegsdienſtgeſetz in einigen 
Punkten, indem fie für Reiterei und Unteroffiziere eine dreijährige 

Präfenzzeit im Frieden beichloß, und die von ber zweiten Kammer 
abgelehnte Gontrolverfammlung der Landwehr widerherftellte, und fo 

verſchiedene andere Beftimmungen ergänzte. Die zweite "Kammer 
wollte auf diefe Zugeſtändniſſe nicht eingehen, und beharrte zuerſt 

auf ihren früheren Beichlüffen, nahm aber am 16. Februar doch 
endlih die genannten Modificationen wenigftens in ber Hauptſache 
an, mit 48 gegen 36 Stimmen. Wuffallend war e8 bei den Ber- 
handlungen, daß die Vorlage der Megierung fat nur von dem Kriegs- 

minifter und ben Mitgliebern der deutſchen Partei eifrig vertheibigt, 
von den übrigen Miniftern dagegen nur ſchwach unterftügt wurde. 
Diefes Verhalten machte den Eindrud, als ob man nicht eine natio- 
nale Pflicht zu erfüllen, fondern fih nur mit einem läftigen Gläu- 
biger abzufinden hätte, 

Der Kriegsminifter Hatte bei der Ausführung noch mit manchen 
Schwierigkeiten zu kämpfen, und feine Collegen erleichterten ihm 
die Sache nicht; dagegen genoß er daS perjünliche Vertrauen des 

Könige. Er führte nicht nur das befchloffene Geſetz mit Energie 
durch, fondern führte auch das ganze preußifche Crercitium und 
Neglement fammt Ziünbnabelgewehr ein. Bald wurde eine größere 
Zahl von Offizieren in preußiſche Garnifonen- geſchickt, um fich dort 
in den ftrengeren Dienft einzuleben. Das Offizierscorps ging be 

16* 
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reitwillig auf das neue Syftem ein, und die Umgeftaltung des wir- 

tembergifhen Heeres machte bald bie erfreufichften Fortſchritte. Aber 
während auf dem militäriichen Gebiete ſich eine Annäherung an 
den norddeutſchen Bund vollzog, war man in den Streifen der 
Diplomatie und der Demokratie gefchäftig, den Gegenſatz zu ver— 

fhärfen, und für die Erhaltung der Selbftändigfeit der Einzelſtaaten 

Umtriebe zu machen. 



Sieben und zwanzigfted "Kapitel. 

Das deutſche Zollparlament. 

Durch die Ausſtattung des Zollvereins mit einer gewählten Natio— 
nalvertretung hatte man ein Ziel erreicht, das in früheren Entwicklungs⸗ 
ftadien als der ſichere Anfang der deutichen Einigung bezeichnet worden 

war.*) Es war natürlich, daß man ſich auch jet einen weſentlichen 

Fortjgritt davon verſprach. Nicht nur in den Kreifen der national- 
fiberafen Partei fegte man große Hoffnungen auf dieſe neue Einrichtung, 

fondern auch Bismarck felbft glaubte dadurch die Weiterentwiclung feines 
Werkes gefihert zu haben. Es war fo natürlich anzunehmen, daß man 
in einer Verfammlung, die über Verkehrs- und Handelsangelegenheiten 

zu berathen hatte, nicht bei einzelnen Artifeln ftehen bleiben würde, fon- 
dern bald das Bedürfniß fühlen müffe, über andere wirthichaftliche und 

politifche Tragen fi) auszufprechen. Der Artifel IV der Bundesver- 
faffung gab einen fo deutlichen Fingerzeig. Bon diefer Vorausſetzung 

ging auch das Wahlcomite aus, das fich gegen Ende des Jahres 1867 

in Karlsruhe bildete. Daſſelbe erließ am 20. December in der Karls⸗ 

uber Zeitung eine Erklärſktng, welche die Aufgabe des Zollparlaments 
alfo bezeichnete: es habe „Die Wege zu fuchen, auf denen theils die 

Ausbildung, theils die erforderliche Erweiterung der Competenz ber Zoll⸗ 

*) Mathy hatte fhon im Jahre 1347 bei einer Berfammlung, die am 10. Dit. 
zu Heppenheim gehalten wurde, die Ausbildung des Zollvereins durch Berufung von 

gewählten Vollsvertretern als den fiherften Meg zur deutfchen Einheit bezeichuet, und 
1861 Hat Friedt. Lndw. Frauer die nationale Reform des Zollvereins durch Hinzu- 
fügung eines Zollparlaments in einer befonderen Schrift beſprochen. S. Bd. I. 
©. 20 und S. 47. 
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union und daher des Zollparlaments am eheſten zu erreichen ſei, ins⸗ 

befondere mit Bezug auf Freizügigkeit, Heimats- und Nieberlaffungs- 

verhältniffe", und die anderen in Artifel IV genannten Punkte. Diefes 
Wahlprogramm war von mehreren Mitgliedern ber beiden Kammern 
und ben badiſchen Miniſtern mitunterzeichnet. Man fah diefe Auffaffung 

in Baden als fo jelbftverftändlich an, da man fein Bedenken haben konnte, 
fie au in einem öffentlichen Altenſtück auszuſprechen. Anders bad 
ten aber ſolche ſüddeutſche Staatsmänner, die bei der Annahme der 
Alfianzverträge und des neuen Zollvereing den Vorſatz gefaßt Hatten: 

„Bis hieher und micht weiter." Bald darauf erfchien im wirtember- 
giſchen Staatsanzeiger ein Artikel (vom 8. Yan. 1868), welcher e8 ſehr 

auffallend fand, daß man die Abgeordneten des Bollparlaments ohne 
weiteres zu einem Verhalten verpflichten wolle, welches nichts Geringeres 
in ſich ſchließe als die Verlegung der eingegangenen Vertragsverbind⸗ 

lichkeiten. Im höchſten Grabe aber überrafchen müſſe jedenfalls die 
Beteiligung bei diefer Kundgebung von Seiten eines Minifterlums, 
deſſen Vorſitzender perſönlich bei dem Abfchluß des Vertrags vom 8, 
Juli thätig geweſen fei, und welches in feiner Geſammtheit fehr wohl 
wiſſe, daß die Buftänbigfeit des Zollparlaments in beftimmter Weiſe be 
ſchränkt fei und von den Contrahenten beſchränkt werben wollte: Dar- 
auf erwiderte das Organ der babifchen Regierung: man könne doch die 
Aufgabe des Zollparlaments nicht beſcheidener ausdrücken, als dur) den 
Rath, den Weg zu ſuchen, auf dem das Ziel der Einigung am eheften 
zu erreichen fei. Die angefochtene Erklärung fage ja nirgends, daß diejes 

Biel da, wo vom Völlerrecht oder Staatsrecht der Vertragsweg vorge- 
zeichnet fei, auf anderem Wege erreicht werben wolle. Man konnte aus 
der wirtembergiſchen Abmahnung ſchließen, daß die dortige Negierung 
feine Abgeordneten in das Zollparlament gewählt wiffen wolle, welche 
die Wege zu einer Erweiterung der Competenzen des Zollvereins fuchen, 
und diefe Vorausfegung beftätigte fich bei den Wahlen in einer Weife, 
die alle Befürchtungen übertraf. 

Ehe wir zu der Geichichte der ſüddeutſchen Bollparlamentswahlen 
übergehen, müffen wir noch einen Blick in die Verhandlungen des preu- 

ßiſchen Landtags werfen, der über eine Angelegenheit zu beſchließen hatte, 

welche mit der Einigung Deutfchlands auch in einigem Zufammenhang 
ftand. Der Landtag verhandelte nämlich über die ihm vorgelegten Ber- 
träge, welche die preußifche Regierung mit dem Herzog von Nafjau und 
dem König von Hannover gefchloffen Hatte, um ihnen eine Entſchädigung 
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für den Verluſt ihrer Throne zu gemähren. Am 18. September 1867 
war mit dem Herzog Abolf von Naffan ein Vertrag zu Stande ge- 
tommen, wornad er auf feine Thronanſprüche verzichtete und dagegen 
eine Geldentſchädigung von 16 Millionen Gulden erhielt, ihm auch meh- 
rere Grundbefigungen im Naſſauiſchen, worunter das Schloß Biberich 
mit feinen fehönen Gärten, zurüderftattet wurden. Der König Georg 
von Hannover, welcher in Hieging bei Wien eine Zuflucht gefunden und 
von dort aus am 23. September 1866 einen Proteft gegen die Ein- 
verleibung Hannovers in Preußen erlafien Hatte, ließ ſich im folgenden 
Jahr doch bewegen auf Unterhanblungen einzugehen, und fein ehemaliger 
Auftizminifter Windthorft, der von ihm Vollmacht erhalten hatte, bradjte 

ein Abkommen mit der Krone Preußen zu Stande, wornach ihm fein 
in englif hen Stocks angelegtes Kapital von 600,000 2. Sterling, fein 
Silbergeräth, fein Juwelenſchatz und anderes bewegliche Privateigen- 
thum verblieb, und er überbieß zur Entſchädigung fir Domainen, Forften, 
Schlöffer, Gärten, die Zinfen aus 11 Millionen Thaler und 5 Millio- 
nen baar erhielt. Auch wurden ihm einige Grundbefigungen in Han- 
nober, nämlich das Schloß in Herrenhaufen und die Domaine Calen- 

berg vorbehalten, die jedoch in preußiſcher Verwaltung bleiben follten, bis 

König Georg auf die Hannoverifche Königskrone für fih und feine Erben 
ausdrücklich verzichtet haben würde, was durch dieſen Vertrag noch nicht 
geſchah. Diefe Entſchädigungsſummen für die entthronten Fürſten wurden 

dem Landtag bei Gelegenheit einer Denlſchrift über die Verwendung eines 
früher verwilligten Anlehens von 60 Millionen Thalern zur Genehmi- 

gung vorgelegt. Die Megierung machte geltend, bei den Verhandlungen 
über die Abfindung der entthronten Fürften ſei die politiiche Auffafjung 

maßgebend gewefen, daß Preußen diefen Fürften nicht mehr Nachteile 
zufügen dürfe, ala bie Sicherftellung der nationalen Gefammtpolitif be- 
dinge. Es müffe ihnen eine an ihre früheren Verhältniſſe anfnüpfende 

hervorragende Stellung gefichert bleiben. Nur fo fei e8 möglich, ihre 
Anhänger in den jegt preußiſchen Landestheilen mit dem Schidfal ihrer 
früheren Herrſcher auszuföhnen. Sie dürften nicht in eine Lage gebracht 
werben, welche das Gefühl des Mitleids hervorzurufen geeignet fei. 

Die Commiffion des preußiſchen Abgeordnetenhaufes beantragte die Ges 
nehmigung diefer Verträge; aber bei der Debatte, welde am 1. Febr. 
1868 über diefe Vorlage ftattfand, wurde dieſelbe von, mehreren Rebnern, 
befonder8 von Schulze und Ziegler, ernſtlich beanftandet. Die Fitrften, 
wurde gefagt, würben auf dieſe Weife ja befier ftehen, als vorher. Man 
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werde die neuen Provinzen nicht durch Freigebigkeit gegen die abgeſetzten 
Zürften, fondern nur durch eine fiberale Aegierung gewinnen. Durch 

ſolche Freigebigkeit unterftüge man nur das Prätendententgum. Bismarck 
trat fehr entfchieden für die Abfindungsverträge ein. Wenn ein erheb- 

licher Fortſchritt in der Verſöhnung erreicht werde, fo fei dieß noch mehr 
werth, als die gewährten Summen. Ein armer Prätendent fei ber ger 
ſchichtlichen Erfahrung gemäß gefährlicher als ein reihe. Durch An— 
nahme der Entjehädigungsfumme fei der König von Hannover moralifch 

gebunden, auf feine Thronanfprücde zu verzichten. Schließlich ſprach 
Bismarck geradezu aus, daß wenn das Votum der Kanımer die Verträge 
ablehnen würde, er fich genöthigt fähe, von ber Führung der Gefchäfte 
gurüdzutreten. Er war um fo mehr für eine reichliche Entſchädigung 

König George, weil es ihn Mühe genug gefoftet hatte, deſſen Abfegung 
gegen den Widerfpruch des Königs Wilhelm und der königlichen Familie 
durchzuſetzen. In Folge diefer Erklärung Bismarcks wurden die Ente 

ſchädigungsverträge mit 254 gegen 113 Stimmen "angenommen. Bald 

aber zeigte es fi}, wie wenig der König von Hannover und feine An« 
hänger diefe Großmuth Preußen dauften, und wie ſehr man ſich in der 

Vorausſetzung, der König werde fich durch Annahme der Geldentſchädi— 
gung zur Verzichtfeiftung auf feine Anfprüche verpflichtet fühlen, getäuſcht 
habe. Die filberne Hochzeit, die das hannoveriſche Königspaar am 18. 
Februar 1868 zu Hietzing feierte, gab Gelegenheit zu einer großartigen 

welfifhen Demonftration. Gegen 1200 getreue Anhänger König Georgs, 
Männer und Frauen, reisten mit einem Ertrazug, der aus der Kaffe 
des Erfönigs bezahlt wurde, nad) Hieking und brachten, mit weißgelben 

Bändern geziert, dem Königspaar eine Menge von Gejchenfen, worunter 
eine große Zahl geſtickter Ruhekiſſen und Göttinger Würfe Sie wurden 
zu einem Bankett eingeladen, bei dem der König in einem Toaſt die 

Hoffnung ausſprach, daß er in kurzer Frift als freier felbftändiger König 

uach Hannover zurüdtehren werde. Im Privatgefpräch forderte er 
Einzelne geradezu auf, die Befreiung Hannovers von preußif—er Herr- 

ſchaft zu betreiben. Diefe Feſtdemonſtration erhielt eine reelle Beftäti- 
gung durch die hannoverifche Legion, die fi, von Agenten des Königs 

geworben, in Holfand und in der Schweiz fammelte, und nachdem ihr 
von Paris aus die Protection der franzöſiſchen Regierung zugefichert 
wär, nad) Frankreich überfiedelte, wo fie, an verfchiedene Ortfchaften ver» 
theilt, einegercirt wurde. Um auch durch die Prejfe im Jutereſſe der 

Wiedereinfegung des welfiihen Haufes zu wirken, wurde in Paris mit 
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großem Geldaufwand eine Zeitung gegrüntet „La Situation“, welche 

die Aufgabe hatte, die Rechte der abgefegten Zürften zu vertreten und 
ben Preußenhaß zu ſchüren. Solchen welfijchen Umtrieben konnte die 
preußiſche Regierung nicht ruhig zufehen, fie fonnte es nicht dulden, daß 
die von ihr freigebig gewährten Mittel verwendet wurden, um einen Aufs 
fand gegen fie zu organijiren. Am 3. März erfdien eine königliche 

Berorbnung, welche die Beſchlagnahme des im Beſitz König Georgs be- 
findfichen Vermögens verfügte und die Auszahfung der Binfen aus den 
verwilligten 11 Millionen Thaler fiftirte. Ein gleichzeitig veröffent« 

lichter Bericht des Staatsminifteriums an den König motivirt diefe Ber- 

fügung in folgender Weife: „ALS das StaatSminifterium bie Genehmi- 
gung Ew. !gl. Maj. für das am 29. September v. J. mit dem König 

Georg V. getroffene Abkommen ehrfurchtsvoll nachſuchte, war es fih 
wohlbewußt, daß dadurd) eine definitive Anerkennung des Prager Friedens 
und des durch die Ereigniffe in Deutfchland geſchaffenen Zuftands ſeitens 
des Königs Georg nicht erlangt war. Deſſenungeachtet durfte e8 bie 
alferhöchfte Genehmigung befürworten, weil e8 in der Natur des Ber- 
tragäverhältniffes Tag, die Fortfegung von Feindſeligleiten des einen 

paciſcirenden Theils gegen den andern auszufchließen. Ohne die Bor- 
ausfegung eine durch die Verhandlung von ſelbſt factifch eintretenden 
Friedensſtandes Tonnten die von Em. kgl. Maj. in fo großmüthiger 
Weife gebotenen Leiftungen weber gewährt noch angenommen werden. 
Der König Georg V. aber hat durch feine Unterjchrift die noth— 
wenbigen Vorausſetzungen und Bedingungen, fowie die eben fo nothwen- 
digen Confeguenzen des Vertrags vor ganz Europa anerfannt. Das 
Staatsminiſterium fieht fich Heute genöthigt, die Thatfache zu conftatiren, 
baß diefe Vorausfegungen und Bedingungen von der anderen Seite richt 

"erfüllt worben find“ — und das Minifterum ftügt die Maßregel ra- 
mentlich auf die Eriftenz der fogenannten welfiſchen Legion in Frankreich: 

Truppenkörper, welche unter der ausgefprochenen Abficht, fie bei nächſter 
günfliger Gelegenheit zu feindlichen Handlungen gegen Preußen behufs 
Losreigung einer Provinz des Staates zu verwenden, militäriſch organifirt, 
mit Offizieren und Unteroffizieren verfehen worben find und für den 
fünftigen Dienft gegen das eigene Vaterland auf fremden Boden mili- 

täriſch eingeübt werben. Der dienftfiche Verkehr zwiſchen diefen Truppen- 
teilen unb ber bei dem König Geerg in Hieging befindlichen Hofbiener- 
ſchaft, Die Ertheilung von Ordres und die Ueberjendung von Geldmitteln 

zur Beſoldung von Truppen von dort aus ift amtlich feftgeftellt worden. 
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Der König Georg ſelbſt Hat im öffentlichen zur Notorietät gelangten 
Aeußerungen ſich zu den feindlichen Beftrebungen gegen ben preußifchen 
Staat, welde von feiner Dienerſchaft ins Werk geſetzt find, bekannt, zur 

Fortfegung derfelben aufgemuntert und die Treue von Unterthanen Em. 

tgl. Maj. zu erfchüttern verſucht. Die Hoffnung, daß der König Georg 
den Rathſchlägen und Mahnungen befreundeter Höfe zugänglich fein und 
in eigener vichtiger Würdigung der durch den Vertrag ihm zugefallenen 
Verpflichtung die Yeindfeligfeiten einftellen und die gemorbenen Truppen 
entlaſſen würde, hat ſich nicht verwirklicht.“ Auch beſchloß ber königl. 
Staatsgerichtshof, den Grafen v. Platen, welcher immer noch als Mi- 

nifter des Auswärtigen am Hofe zu Hietzing fungirte und die Umtriebe 
zur Organifirung eines auswärtigen Angriffs leitete, in Anklageftand zu 
verfegen. Er wurde dann in Abtwefenheit zu 15 Jahren Zuchthaus nnd 
15 Jahren Polizeiaufſicht verurtheilt. 

Auch der Kurfürft von Heffen, der feinen Wohnfig in Prag aufge- 
ſchlagen hatte, machte Verſuche, feine ehemaligen Unterthanen gegen bie 
preußifche Regierung in Bewegung zu fegen. Er erließ unter dem 25. 

Februar 1868 einen Aufruf an die Kurheffen, den er an alfe Eurheffi- 

fchen Staats» und Kirchenbeamte und Bürgermeiſter fandte, und der mit ' 
folgenden Worten begann: „Kurhefien! e8 kann nicht Lange mehr währen 

und der zweite Akt des großen Trauerſpiels, welches die Politik des 
Grafen Bismard über unfer großes deutſches Vaterland und infonder- 
heit über unfere heſſiſche Heimath heraufbefchworen hat, wird beginnen." 

Er wies damit auf bie bald von Frankreich zu erwartende Einmiſchung 
Hin und forderte zur Bereithaltung auf. So wenig folcye Attentate eines 
unmächtigen Reſtaurationsdranges die vollzogene Einverleibung rüdgängig 
machen Tonnten, fo ermuthigten fie doch die Beſtrebungen derer, welche 
eine Wiberherftellung des Alten wünfchten und fi bemühten, dem ort» 
ſchreiten des Einigungswerkes Hinderniffe in den Weg zu legen. So 
waren biefe Umtriebe nicht ohne Einfluß auf den Ausfall der ‚Wahlen 

zum Bollparlament. 

In Baden waren die Wahlen auf den 18. Februar anberaumt. 

Man rechnete hier mit Sicherheit barauf, daß fie mit übertwiegender Ma- 
jorität in nationalem Sinne ausfallen würden. Die hauptfächlichften 

Gegner, die Ultramontanen, verhieften ſich ganz ftille, und man glaubte, 

fie würden fi) an ber Wahlbewegung gar nicht betheifigen. Daher 
tam e8, baß die nationale Partei verfäumte, eine rege Thätigfeit fir bie 

Wahl ihrer Candidaten zu enttoideln. Auch fehlte der Regierung Mathy's 
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wachſames Auge. Diefen Mangel an Leitung benutzte ber tatholifche 

Klerus, um feinen Einfluß geltend zu machen, welcher bei einer Bevöl- 
Terung, die zu zwei Drittheilen Tathofifch war, und bei allgemeinen di- 
recten Wahlen mit geheimer Abftimmung ein bedeutendes Gewicht in bie 

Wagſchale legte. Die dreijährige Präfenz der kriegsdienſtpflichttgen 
Mannſchaft und die in Ausſicht ftehende Erhöhung der Steuern wurde 
mit Erfolg als Agitationsmittel benügt. Ueberdieß ftelite man den 
Wählern vor, die Nationalliberalen würden, werm fie eine Majorität im 

Zollparlament gewännen, duch ihr Drängen auf den Eintritt Babens 
in ben norddeutſchen Bund Krieg mit Frankreich herbeiführen, und Baden 
wäre in dieſem Fall einer franzöſiſchen Invaſion zuerft außgefegt. Unter 
diefen Umftänden geſchah es zu großer Ueberraſchung der nationalen 
Bartei in Baden, daß in ſechs Wahlbezirken, darunter iu foldhen, die 

als fihere Domäne des Liberalismus gegolten Hatten, die Gegner fiegten 
und nur 8 Nationalliberale gewählt wurden. Um fo beffer ging es in 

Heſſen, auf deſſen Wahlen man wenig Vertrauen gefegt hatte. Am 19. 

März fiegten in vier Bezirken die Nationalliberalen, und in den zwei 

anderen wenigſtens ſolche, die fi für Erweiterung der Competenz des 
Zollparlaments und für Beſeitigung der Mainlinie ausgefprochen hatten. 

Ein ehr Heftiger Wahlkampf fand in Mainz ftatt, wo Lubwig Bam— 
berger dem vadifalen Dr. Dumont gegenüber ftand, für welchen der ganze 
Anhang des Biſchofs Netteler arbeitete umd bie Socialiften Bebel und 

Liebfnecht herbeigeeilt waren. Deffen ungeachtet wurde Bamberger mit 

großer Majorität gewählt. 
In Baiern, wo ſchon am 10. Februar gewählt wurde, ſchienen 

Anfangs die liberalen Parteien, die im Abgeorbnetenhaus die Mehrheit 

hatten, im Vorteil zu fein, aber unmittelbar vor den Wahlen trat ber 
ganze Tatholifche Klerus in den Kampf für ben Particularismus ein und 
fiegte namentfich da, wo die Entſcheidung zwifchen einem Candidaten der 
fogenannten Mittelpartei und einem Klerikalen ſchwankte. In Altbaiern 
und Unterfcanfen wurde vorherrſchend particulariſtiſch, in Mittel- und 

Oberfranlen, Schwaben und in der Pfalz mehr national gewählt. Von 
48 Abgeordneten Baierns gehörten nur 12 der nationalen oder foge- 

nannten Fortſchrittspartei, 9 der Mittelpartei, 24 her particulariftifch- 

Herifafen und nur einer der particulariftifch-vemofratifchen Partei an. 

Am ſchlimmſten fielen die Wahlen in Wirtemberg aus, wo man 
überdieß mit Ausfchreibung derjelben auffallend gezögert Hatte, fo daß fie 
erft am 24. März vorgenommen werden Eonnten. Bon den 17 Abge— 
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orbneten, bie Wirtemberg in das Bollparlament zu fehiden hatte, ger 
hörte fein einziger der deutſchen Partei an. Dieß entſprach der Stim- 

mung ber Bevölferung keineswegs. Wenn man auch zugeben muß, daß 

die öffentliche Meinung vorherrſchend particulariftiih war, fo war doch 
die Partei, welche Eintritt in den norddeutſchen Bund und zunächſt Er- 
weiterung der Bollparlamentscompetenz wünſchte, unter den gebilveten 

Ständen zahlreich vertreten, und nahezu ein Viertel der abgegebenen 
Stimmen gehörte diefer Nichtung an. Wenn nun doch gar fein Bes 

werber der deutſchen Partei durchbrang, fo ift dieß wicht blos daraus 
zu erfläven, daß die ihr angehörenden Wähler, durch das ganze Land 
zerftreut, in jedem Wahlkreis in der Minorität waren, fondern haupt» 

ſächlich daraus, daß die Regierung entſchieden die Candidaten begünftigte, 
die nicht zur deutſchen Partei gehörten. Es war dieß um fo auffallen 

ber, als in dem benachbarten Baiern die Behörden ſich ganz unparteiiſch 
verhalten hatten. Die Vorkämpfer waren die particulariftiichen Demo- 

traten, die Anhänger des Beobachters; diefe ließen fi aber in den Be- 
zirlen, wo fie in der Minderheit waren, wie in Oberſchwaben, die 

Bunbesgenoffenfchaft der Ultramontanen wohl gefallen. Wenn die ges 

nannten Parteien durch eigene Kräfte die Wahl entfcheiden Tonnten, ließ 

e3 die Megierung gerne gefchehen, ohne einen eigenen Candidaten aufzu— 
ftelfen oder fonft ihren Einfluß geltend zu maden. Aber tvo ein natio— 

naler Candidat und ein particnlariftiicher ſich mit ziemlich gleichen Aus- 

fichten gegenüberftanden, wies fie ihre Behörden an, den letzteren zu be— 
günftigen, felbft wenn e8 ein radikaler Demokrat war, der, werm es ſich 

um Wahlen für den wirtembergiſchen Landtag gehandelt haben würde, 
von ber Negierung mit aller, Macht bekämpft worden wäre. Nur der 

Kriegsminifter Freiherr von Wagner enthielt ſich der Beeinfluffung der 
Wahlen in diefer Richtung. Zwei Minifter traten ſelbſt als Wahl- 

canbibaten auf, der des Auswärtigen Freiherr v. Varnbüler und der 

Juſtizminiſter v. Mittnacht; beſonders der erftere reiste in feinem Wahl- 
bezirf Urach, Münſingen, Kirchheim mit großem Eifer herum, trat als 
populärer Redner auf und machte die Wirthshaustiſche oder was fonft 
zur Hand war, zur Mebnerbühne. Derfelbe, der bei der Vertheidigung 
der Verträge in der wirtembergifhen Kammer die Nothwendigkeit der Ans 

lehnung Wirtembergs an Preußen betviefen, und betont hatte, daß Wir« 

temberg zu Mein fei, um eigene Politit zu machen, erklärte es jegt für 

die erfte Pflicht, dad Zollparlament auf die vertragsmäßig beftimmten 

technifchen Punkte zu beichränfen, und dem Beſtreben Preußens, feinen 
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politifchen Einfluß zu erweitern, entgegenzutreten. Auch ließ er es ger 
ſchehen, daß in feinem Wahlbezirt die geſchmackloſeſten Ausbrüche bes. 

Preußenhaſſes als Wahlplacate öffentlich angefchlagen wurben.*) In . 

Stuttgart wurden zur Empfehlung des von der Regierung aufgeftellten 
particulariſtiſchen Candidaten die fehamlofeften Lügen über die Gejahren 
des Nordbundes ausgeftreut. Ein Wahlaufruf behauptete, der Eintritt 
in den Norbbund bedeute für Wirtemberg einen Steueraufſchlag von 
wenigftend 6 Millionen, Vernichtung ber Rede- und Preffreiheit, Ruin 

des Bollswohlitandes durch Aufbürdung unerträglicher Laften, welche 
der Militärftaat erfordere, Bugrunderichtung ber Induſtrie und des 
Handels durch die beftändige Kriegsdrohung. Durch ſolche Agitationd- 
mittel wurbe ein Ergebniß der Wahlen erzielt, da ganz Wirtemberg im 
übrigen Deutſchland als den hartnädigften Gegner der deutſchen Einheits- 
idee erſcheinen ließ. Wenn man im Auslande die triumphivenden Leit- 
artikel des Beobachters las, fo konnte man allerdings glauben, daß dieß 
die Meinung de3 ganzen Volkes fei, und mur einige wenige abtrünnige 
Glieder das Land an Preußen verrathen wollten. Der Beobachter gab 
am 26. März ein groß gebrudtes Ertrablatt aus, dag mit folgenden 

Worten den Sieg verkündete: „Am 24. März 1868 hat das wirtem⸗ 

bergifche Volt ein bewußtes Mares Nein ausgeſprochen gegen die Ber-, 
gewaltigung Deutſchlands durch Preußen. Wie Donnerkeile krachts 
nieder auf das Gebäude von Lug und Trug, an dem feit Jahr und 
Tag ſich abmüht, was fich deutihe Partei zu nennen erfrecht. Umfonjt 

Haben fie jeden Abfall von ber Freiheit, umfonft Verrath am Bater- 
Lande begangen. Das Volt hat gerichtet. Gegen ihre Thaten wie gegen 
ihre Plane hat es fein Veto eingelegt. Bon nun an handelt es fi nur 
noch um die Execution.“ Die Regierung ſprach in ihrem Organ, dem 
Staatsanzeiger, in gemäßigterer Weife ihre Befriedigung aus: „Das Ergeb- 
niß der Wahlen in das Bollparlament liegt nahezu abgejchloffen vor ung; 
daffelbe zeigt bie vollfte Uebereinftimmung darüber, daß diejenige Gränze, 
welche der Vertrag vom 8. Juli v. J. dem Zollparlament gezogen Hat, 
nicht überfchritten werden folle. Es Liegt fein Grund vor, anzunehmen, 

daß diefe Auffaffung nicht auch diejenige der Mehrheit der Zollparlaments- 
abgeordneten jenſeits des Mains fei. Wir wären durch dieſes Wahl- 
vefultat weit mehr befriedigt, wenn nicht in der Heftigfeit der Wahlagir 
tation da und dort Yeußerungen der Feindfeligkeit gegen Preußen und 

) W. Müller. Politiihe Geſchichte der Gegenwart. 1868. S. 28, 



254 Das deutfche Bollparlament. 

den Norbbund hervorgetreten wären, welche wir beffagen." Die letztere 

Bemerkung ſchien nur Anftandshalber beigefügt; denn man wußte, daß 
die Regierung während ber Wahlbewegung gegen die Ausbrüche des 

Preußenhaſſes nichts einzuwenden gehabt Hatte, daß fie nirgends ein Miß- 
fallen darüber ausſprach. Was die Megierung zu diefem Verhalten bei 
den Zoliparlamentswahlen beftimmte, ift nicht recht Har. Daſſelbe ſtimmt 
nicht zu den Erklärungen der Minifter und des Königs, als es fih um 

Annahme ober Verwerfung der Verträge handelte. Daß ein großer Theil 
der gebilbeten Stände, der Beamten, der Lehrer und Geiftlichen, ber 

größeren Kaufleute und Fabrifanten den baldigen Eintritt in den nenen 

von Preußen errichteten Bund wünfchten, konnte ihr nicht verborgen fein. 

In einer fpäteren Erflärung geftand der Staatsanzeiger, die Regierung 
habe eine entſchiedene Kundgebung des Volkes gewünfcht, „um von beffen 

wahrem Willen auch die verblendeten Gegner zu überzeugen, als es ſich 
darum Hanbelte, ob im Zollparlament zu Berlin der Boden der Ver⸗ 
träge verlaffen und das Land Wirtemberg durch dortige Fortfegung der 
Manifeftationen einer Heinen untermerfungsfüchtigen Partei in den Nord 
bund gebrängt werben folle." Es ſcheint, auf einmal habe die Beforg- 

niß um Berluft der Souveränitätsrechte ‚bei Hof die Oberhand gewonnen 
und das Minifterium beftimmt, dem fortfchreitenden Einigungsproceß Eins 
halt zu thun. 

Durd) die Verzögerung der wirtembergiſchen Boliparlamentsmahlen 
wurde der urfprüngliche Plan, mit dem Zollparlament die zweite orbent« 

liche Seffion des Reichstags zu beginnen, vereitelt. Man mußte den 
Reichstag früher anfangen laſſen, und feine Eröffnung wurde auf den 

23. März feftgefegt; auf den 27. April wurde das Bollparlament be 
rufen, um zwiſchen bie Verhandlungen des Reichstags eingefchoben zu 
werden. Derjelbe beſchäftigte ſich zunächſt mit focialer Geſetzgebung. 
Zur Ergänzung des Freizügigkeitsgeſetzes wurde die polizeiliche Be⸗ 
ſchränkung der freien Nieberlafjung und, Im Intereſſe der durch wilde 

Ehen gefährdeten Sittlichfeit, au die der Eheſchließung aufgehoben. 
Berner wurde auf Antrag Laskers das Zunftweſen abgefchafft, ein Geſetz 

über Einführung einer neuen Maf- und Gewichtsordnung nad) dem 
Decimalfyftem, und ein Gefeg über Schlieung der Spielbanken ange» 

nommen. Die erfte politifch wichtige Verhandlung war die über Diäten 
der Abgeordneten; Waldeck hatte die auf dem conftituirenden Reichstag 
ſchon gründlich durchberathene Frage, die zuerft ‚bejaht, aber zulegt in 
Folge eines Compromifjes mit Bismarck und dem Bundesrath verneint 
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worden war, wieder aufgenommen. Der Antrag fand großen Anklang, 
aber als Bismard fich ſehr entſchieden dagegen ausfprach, verzichteten doch 

Manche, die grundfäglic für Diätengemährung waren, auf die Zuftim- 

mung, und fo wurde der Antrag zuerft mit 97 gegen 92, und in der 
Schlußberathung mit 104 gegen 100 Stimmen abgelehnt. Lasker be- 
antragte, bie fiir ben Reichstag ſchon beftehenbe Redefreiheit auch auf die 
Einzellandtage de3 norddeutſchen Bundes überzutragen, und bieß durch 
ein Geſetz feftzuftellen. Der Bundesrath beftritt die Befugniß des 
Neichstages, hierüber Beſchluß zu faflen, aber als bei der Berathung 
Bismarck keineswegs, wie man erwartet hatte, ſich unbedingt widerſetzte, 
fondern mit Humor darauf einging, wurde der Antrag am 3. April mit 

119 gegen 65 Stimmen angenommen und paffirte auch bei der Schluß« 
berathung am 18. April ohne Beanſtandung. An demfelben Tage wurde 
auch ein von Pland geftelfter Antrag auf baldige Vorlage eines Gejeges- 
entwurfs über gemeinfames Strafrecht und gemeinfamen Strafproceß und 

die dadurch bedingte GerichtSorganifation mit großer Majorität ange- 
nommen. Der Präfident des Bundeskanzleramts erklärte, daß die Ten- 

denz des Antrags den Wünfchen bes Bundespräſidiums ganz entfpreche, 

und dieſes nicht unterlaffen werde, die gewünſchte gemeinfame Geſetzgebung 
recht bald Herbeizuführen. Der Bundesrath berief auch ſogleich zwei 
Commiffionen zur Abfafjung der erforberfichen Entwürfe. 

Zu einem gefährlichen Conflict mit dem Bundeskanzler führte ber 
Antrag Miquels, den Reichstag mit einer Controle der mit der Ber- 
maltung des Bundesſchuldenweſens betrauten Beamten zu beauftragen. 
Bismard, ber darin ein ungeredhtfertiges Mißtrauensvotum gegen die 
Bundesverwaltung fah, erklärte fi fowohl im Bundesrath als im 

Reichstag ſehr nachdrücklich dagegen und drohte, die nach einem Gefegent- 
wurf vom 9. Nov. 1867 zu machende Anleihe von 10 Millionen für 

die Marine zu unterlaffen. Defien unerachtet wurde jener Antrag, gegen 
deffen principielle Berechtigung nicht? einzuwenden war, mit 131 gegen 
114 Stimmen angenommen. Bismard aber führte feine Drohung aus, 

30g den bereitd fertigen Gejegesentwurf zurück und gab Befehl, die 
Marineausgaben auf Aeußerſte zu beſchränken. Gegen 1000 Matroſen 

und Arbeiter wurden entlaffen, die Uferbauten an der Nordſee eingeftellt, 

Kriegefchiffe, welche zu einer Erpedition nad; Oftafien auslaufen jollten, 
wurden abgerüftet. Bismard wollte dadurch einen Drud auf die öffent 

fie Meinung ausüben und erreichte diefen Zweck auch vollſtändig. Es 
wurde ein Compromiß eingeleitet, welcher dahin ging, daß das Recht 
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der Aufficht, das der Reichstag über die Verwaltung der Bundesſchulden 
in Anſpruch nahm, der preußifchen Oberrechnungskammer übertragen 
und diefe durch Mitglieder des Bundesraths und Reichstags verftärkt 
werben follte. 

Ehe aber noch dieſe Löfung des drohenden EonflictS erfolgte, wurde 
der Reichstag durch das Zollparlament unterbrochen, daß der König am 
27. April 1868 durch eine Thronvede im weißen Saal des königlichen 
Schloffes eröffnete. Er erinnerte an die Anfänge des Bolfvereind und 
wies darauf Hin, wie berfelbe, von der Verbindung nur weniger Staaten 
ausgehend, durch die praftifchen Bedürfniſſe und durch die Macht des 
nationalen Gedankens auf den größten Theil Deutfchlands ſich ausge— 
dehnt habe. Es wurden dann bie fpeciellen Aufgaben der Verſammlung 
näher bezeichnet und mit ber Ermahnung geſchloſſen: „Halten Sie das 
gemeinfame deutſche Intereſſe feft im Auge, vermitteln Sie von diefem 

Geſichtspunkte auß bie einzelnen Intereſſen, und ein Erfolg, der Ihnen 
den Dank der beutjchen Nation gewinnt, wird Ihre Anftrengungen 
frönen. Die freundichaftlichen Beziehungen, welche die deutſchen Regie- 
rungen mit allen auswärtigen Mächten unterhalten, berechtigen zu dem 

Vertrauen, daß ber Entwicklung nationaler Wohlfahrt, deren Pflege Heute 
die Vertreter der deutſchen Stämme vereinigt, die Segnungen de3 Frie- 
dens gefichert bleiben, zu deren Beſchützung die deutfchen Staaten ſich 

unter einander verbünbet haben und mit Gottes Beiſtand jederzeit auf 
die geeinigte Kraft des deutſchen Volkes werden zählen können." Solche 
Worte überſchritten das Maß der officielfen Befugniß nicht, welche der 
Bertrag vom 8. Juli dem Bollparlament zugewiefen hatte, ließen aber 
dennoch der Hoffnung Raum, daß eine umfafjendere Einigung angeftrebt 
werde. Diefer Hoffnung gaben bie Begrüßungsworte des Alterspräfi- 
denten Frankenberg beftimmteren Ausdrud, indem er unmittelbar nad) 
der Thronrede fagte: „Wir werben die Vorlagen mit Gründlichkeit 
prüfen und unabläffig bemüht fein, diefelben mit aller Willenskraft 

nad einem Ziele hin zu fördern, und diefes eine Biel heißt: das einige 
Deutſchland.“ 

Am 28. April 1868 conſtituirte ſich das Zollparlament im Sitzungs ⸗ 
ſaal des preußiſchen Abgeordnetenhauſes. Zum Präſidenten wurde der 
bisherige Präſident des Reichstags Simſon mit großer Stimmenmehrheit 
erwählt, zum erſten Vicepräſidenten der bairiſche Miniſter Fürft von 
Hohenlohe, zum zweiten der Herzog von Ujeſt (zugleich Fürſt von 
Hohenlohe-Oehringen). Die ſüddeutſchen Particulariſteu, die ſich bereits 
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zu einer beſonderen Fraction geeinigt hatten, gaben 51 Stimmen dem 
wirtembergifhen Erminifter v. Neurath, einem entſchiedenen Gegner der 
Weiterentwicklung der Allianz Süddeutſchlands mit Preußen. Das erfte 
Geſchäft des Zollparlaments war die Prüfung der bairiſchen und wir- 
tembergifchen Wahlen. Der Wbgeorbnete Miquel brachte eine Heine 
Abweichung des bairiſchen Wahlverfahrens vom Gefege des 8. Juli 1867 
zur Sprache und verlangte, daß diefelbe für die Zukunft abgeftellt 
werde. Während dieſes Gefeg unbedingt allgemeine directe Wahlfähig- 
leit jedes unbeſcholtenen Staatsbürger ausfpridt, forderte die batrifche 
Wahlverordnung wicht nur das bairiſche Staatsbürgerrecht, das juriftifch 

enger gefaßt ift al3 in andern deutſchen Ländern, fondern auch die Heine 
Quote einer directen Steuer von 20 Kreuzern. Obgleich der Rahmen 
des Wahlrechts auf diefe Weife nicht erheblich beengt war, fo glaubten 
doch die Nationalliberalen die particulariftifche Neigung, die in der 
bairiſchen Wahlvorſchrift zum Ausdruck kam, nicht ungerügt laſſen zu 
dürfen, und ber ungeſchickte Verſuch des Abgeordneten v. Thüngen, ber 
Particulargeſetzgebung die volle Freiheit der Formulirung der Wahl⸗ 

gefege zu vindiciren, trug vollends zum Annahme des von Miquel ein 
gebrachten Antrags bei. Bedeutender waren die Klagen über die wir- 
tembergifchen Wahlen, die am 1. Mai zur Verhandlung famen. Es 
waren zwei Beſchwerdeſchriften eingelaufen, die eine von der deutſchen 
Bartei, welche über Mißbrauch der Amtsgewalt Plage führte, die fi 

manche Behörden in Wahlangelegenheiten haben zu Schulden kommen 
laſſen, und eine andere vom Arbeiterverein in Stuttgart, welcher klagte, 
dag man in Wirtemberg die Aufnahme in die Wahllifte vom Nachweis 
eines eigenen Hausſtandes abhängig gemacht habe, wodurch Taufende 

von Arbeitern von Ausübung des Wahlrechts ausgefchloffen werben, 

während doch an dem mangelnden Hausftand hauptfächlich bie pofizei- 
lichen Ehebefchränfungen der wirtembergiſchen Gefeggebung ſchuld feien. 

Die Beriterftattung über die Beſchwerde ber Arbeiter wurde dem 
Rechtsanwalt Harnier aus Kaffel übertragen, und diejer ftelte den An— 
trag: Das Zollparlament wolle beſchließen, den Vorſitzenden des Bundes» 
raths aufzufordern, das Nöthige zu veranlafen, damit die von ber Tg. 
wirtemb. Regierung Hinfichtfich der activen Wahlberechtigung getroffene 
Beſtimmung mit dem Inhalt des Zollvereinsvertrags Art. 9 S 1 in 
Uebereinftimmung gebracht werbe.*) Der Graf Bethufy-Huc ftellte 

*) Stenographifche Berichte Über bie Verhandlungen des Zollparlamentes 1868, ©. 80, 

Klüpfel, Einpeitsheftvebungen. IL . Pi 
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einen ähnlichen Antrag: der Vorſitzende des Zollparlaments möge durch 
Verſtändigung mit der wirtembergiſchen Regierung darauf hinwirken, daß 
in Wirtemberg eine dem Sinne des Vertrags vom 8. Juli 1867, ſowie 

der Praxis der meiften anderen zollvereinten Staaten homogene Aus- 
führung ber Wahlen veranlaßt werde. Der Abgeorbnete Bram aus 
Wiesbaden übernahm die Vertretung der Beſchwerden ber beutjchen 
Partei und brachte, durch Mittheilungen feiner Freunde in Wirtemberg 
unterftüßt, eine Menge einzelner Belege bei, welche ganz geeignet waren, 
der Verſammlung eine richtige Vorftellung von der in Wirtemberg ger 
übten Wahlbeeinfluffung zu geben. Allein die Politik der wirtember- 

gifchen Regierung wurde mit großem Geſchick von ihren beiden Miniftern 
Mittnacht und Varnbüler vertheidigt, indem fie die Sache fo darſtellten, 
als ob die Regierung durch das herausfordernde Benehmen der deutſchen 

Partei, bie fie als eine ganz Heine, aber um fo zudringlichere und an⸗ 
mafendere Minorität fehilderten, in die Lage ber Notwehr gedrängt 
worden wäre. Sie beſchuldigten die deutſche Partei einer leichtfertigen 
Behandlung des Zollvertrags, als ob fie der nationalökonomiſchen Ten- 
denz befjelben eine politifche willkürlich unterfchieben wollte So aber 
ftand die Sache nicht. In Wahrheit war der Zolfvertrag von ber 
preußiſchen Regierung in der Abfiht und Hoffnung gefehloffen worden, 

daß fih aus ihm auch eine politiſche Einigung entwickeln follte, und 
diefe Auffaffung konnte den Betheiligten durchaus nicht unbekannt fein. 
Daß die deutfche Partei folde Hoffnung bei den Wahlen und im Par- 
Iamente felbft ausgeſprochen haben wollte, wurde ihr nun fo mißdeutet, 

als Hätte fie damit dem Vertrag einen Sinn untergeſchoben, der nicht in 

ihm gelegen habe. Vielmehr wollte die deutſche Partei es mit dem 
Vertrage recht ernftfich nehmen, feine nächften Forderungen gewiſſenhaft 

ausführen, aber auch den Sinn und Geift, in welchem er von ber 
preußifchen Regierung abgefchloffen und von einem großen Theil des 
Volks mit Jubel begrüßt worden war, zum Geltung gebracht wiſſen. 
Die Berebtfamteit der beiden Miniſter machte wirklich Eindrud auf einen 
großen Theil der Verfammlung und ftimmte fie zu Gunften der wirtem- 

bergiſchen Regierung. Aber in Wirtemberg felbft Tonnten bie Neben 
jener Minifter nicht von ber Berechtigung ihrer Wahlpolitik überzeugen, 

und man bebauerte um fo mehr, daß unter den 17 Parlamentsabgeorb- 
neten aus Wirtemberg feiner war, der den Willen und die Befähigung 
gehabt hätte, die Auffafjung und das Mecht der deutfchen Partei mit 
Nachdruck zu vertreten. Der Abgeordnete Laster verfuchte zwar die 
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Bertheivigung ber angegriffenen deutfchen Partei zu führen, deren Wirk- 
ſamleit in fo ganz falſchem Lichte dargeftellt worden war, aber ba er 

doch nicht aus eigener Anſchauung und Erfahrung ſprechen konnte und 
ihm die Sachlenntniß fehlte, um die Verficherungen Mittnachts und 
Varnbülers zu widerlegen, fo konnte feine treffliche Rede das Urtheil 
des Parlaments nicht mehr berichtigen. Die Beſchwerde der deutſchen 
Partei Wirtembergs blieb ımerledigt und es war fir biefelbe feine Ge⸗ 
nugthuung, daß jener Antrag des Grafen Bethufy- Huc in Betreff der 
Beſchwerde des Arbeiterausſchuſſes mit 162 gegen 155 Stimmen an- 
genommen wurde. 

Die ſüddeutſche Fraction, ans 57 Mitgliebern beftehend, befreundete 
ſich mit den preußiſchen Particnlariften, befonders ber äußerften echten, 
um über die Erhaltung der im Vertrag gezogenen Gränzen zu machen; 
es entftanb eine gegenfeitige Fühlung und Allianz. Die Wirkung der- 
felben zeigte fich bei der Adreßverhandlung. Zwölf badiſche und Heffifche 
Abgeordnete von national»Tiberaler Michtung brachten am 1. Mai, von 
68 Geſimungsgenoſſen aus Norddeutſchland unterftügt, den von Meg 
verfaßten Entwurf einer Adreſſe ein, welche nicht nur auf Erweiterung 
der Gompetenz des Bollparlaments in wirthſchaftlichen Dingen, fondern 
gerabezu auf Vereinigung des Südens mit dem Norden zu einem 
Bundesſtaat, auf Verwandlung bes Zollparlaments in ein beutiches 
Vollparlament gerichtet war. Sie lautete: „Ew. Majeftät beftätigen, 
wie das Bedürfniß des deutfchen Volles nach der Freiheit inneren Ver- 

kehrs und die Macht des nationalen Gedankens den deutſchen Zollverein 
allmählich über den größten Theil Deutſchlands ausgedehnt hat. Wir 
leben der Weberzeugung, daß jenes Bedürfniß unferer Nation die Frei⸗ 
heit auf allen Gebieten fürbern und die Macht dieſes nationalen Ge- 
dankens auch die vollftändige Einigung des ganzen deutſchen Vaterlandes 
in friedlicher und gedeihlicher Weiſe herbeiführen wird. Cine natur⸗ 

gemäße Entwicklung hat zur Vertretung der geſammten deutſchen Nation 
bezüglich ihrer wirthſchaftlichen Intereſſen geführt. Die feit Jahrzehnten 
vom beutfchen Volke erftrebte und feiner Zeit von fäntmtlichen deutſchen 
Negierungen als unabweisbares Bedürfniß anerkannte nationale Ver« 
tretung für alle Zweige des öffentlichen Lebens Tann unferem Volle auf 
die Dauer nicht vorenthalten bleiben. Die Liebe zum beutfchen Waters 
ande wird bie inneren Hinderniſſe zu befeitigen wiffen. Die nationale 
Ehre wird das ganze Volk ohne Unterſchied ber Parteien zufammen 
führen, falls von Außen verſucht merden folte, dem Drange bes 

1m 
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deutſchen Volke nach größerer politifcher Einigung entgegen zu treten.“ 
Gegen diefen Verfuh, das Parlament zu einer Einheitdemonftration 
fortzureißen, wurde von ben ſüd- und norddeutſchen Particulariften mit 

Aufbietung der vereinten Kräfte gekämpft. Sie brohten, wenn biefe 
Adreffe angenommen werde, würden fie ihr Mandat niederfegen und in 
Maffe aus der Verſammlung austreten. Dieß mollte man denn doch 
verhüten. Drei verjchiedene Parteien: die Confervativen, die ſüddeutſche 
Fraction und die fogenannten bundesſtaatlich Conftitutionelfen verlangten 
einfachen Uebergang zur Tagesorbnung. Der Herzog v. Ujeſt, v. Roggen- 
bad und Völk, unterftügt von Freiconfervativen und ſüddeutſchen Natio- 
nalen, beantragten motivirte Tagesordnung „in Erwägung, daß bie 
Neugeftaltung des Zollvereins auf Grund des Vertrages vom 8. Juli 

d. J. durch die Berufung ber Vertreter des deutfchen Volles zu gemein 
famer gefeßgeberifcher Thätigkeit in Einer Berfammlung das Unterpfand 

ftetiger Fortentwidlung nationaler Juftitutionen gewährt und dem be— 
rechtigten Anfprude der Nation auf eine wirffame Einigung ihrer 
Staatskräfte eine befriedigende Erfüllung fiert; in Erwägung ferner, 

daß ein einmüthiges Zuſammenwirken fir die dem Zollparlamente ob- 
liegenden Aufgaben die Erreihung dieſes Ziels am meiften zu fürdern 
geeignet iſt.“ Auch die preußiſche Fortſchrittspartei mit einem Theil der 

bairijchen brachte einen etwas anders formulirten Antrag auf motivirte 
Tagesordnung ein. Am 7. Mai kam die Frage zur Verhandlung; 
der Neferent dv. Bennigſen fuchte den Sübdeutfchen die Furcht zu be— 

nehmen, daß durch die Annahme der Adreffe der natürlichen Entwid- 
fung vorgegriffen werde. Die Adreſſe fei ja weber für einen beftimmten 
Weg, noch für eine beſtiumte Form und Zeit bindend, fie gebe nur 
dem Ausdrud, was im Grunde Alle befeelen müſſe. Dem Auslande 
gegeniber aber fei es nothwendig, daß der Entſchluß zu einer ſtaats- 
bildenden Thätigfeit auf Grundlage der Entwiclung, die mit 1866 be- 
gonnen, feftgehalten werde. Dieſe Grundlage dürfe nicht in Frage ge- 
ſtellt werben, fie müſſe das unerſchütterliche Fundament für den Ausbau 
der deutjchen Verfaffung bleiben. Aber eben fo wenig dürfe man Süb- 
deutſchland Gewalt anthun wollen. Bennigfen ſprach ſchließlich den 

Wunſch aus, daß alle Verhandlungen von dem Gedanken durchweht fein 
möchten, daß es im Intereſſe des Baterlandes die Pflicht alfer Mit- 
glieder der Verfammlung fei, alle Verlegende, Trennende, alles Feind» 
fefige zurüctzulaſſen, und alles Gemeinfame, Einigende hervorzuheben. 
Der Eorreferent Freiherr v. Thüngen, der an der Spike ber particıla- 
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riſtiſchen ſüddeutſchen Fraction ftand, hatte ſich darauf gerüftet, einen 
Einheitsfanatifer zu befämpfen, und war nun durch Bennigfens verfühn- 
liche Rede ganz aus dem Concept gebradit; er entſchuldigte fi, wenn 

er Jemand verlege, man möge ed nur der unabweisbaren Logik der 
Thatſachen zufchreiben, wenn dieß geſchehe. Er müſſe geftehen, daß die 
Maojorität des fübdentfchen Volles, d. h. die Maſſe des Volles, jeder 

Berbindung mit Norddeutſchland abHold fei. Dieß komme daher, daß 

die fübbentfchen Stämme mit großer Anhänglichfeit ihren Inſtitutionen 
und Dpnaftieen zugethan feien, und daß die Maffe, wie überall, nur 

Gefühlspolitit treibe. „Anders," fuhr er fort, „ift unfere Stel- 

fung, bie der Denfenden des Volls. Wir treiben nicht die Politit des 

Gefühls, fondern die des Verſtandes. Wir laffen uns nicht durch 

momentane Strömung treiben, wir bliden in die Zukunft. Wir wiſſen 
und fühlen genau, daß jeber Schlag, der Preußen von außen- her ver- 
fegt würde, ſich durch ganz Deutſchland fühlber machen müßte, bei ung 

noch ſchwerer, als bei Ihnen. Deshalb ftehen wir feft auf dem Boben 
der Verträge. Sollte Preußen vom Auslande angegriffen werben, fo 
erben wir an hrer Seite Kämpfen und bluten. Wir wollen ihnen 

gerne die Bruderhand reichen; aber ftören Sie nicht das Wachsthum 
dieſer noch zarten Pflanze der Freundſchaft dadurch, daß Cie uns auf 
Wege drängen, die wir nit als die umfrigen betrachten können. 
Glauben Sie aber, daß wir es mit Deutfchland und mit dem Zu— 
ſammengehen Süddeutſchlands mit Norbbeutfchland nicht ſchlechter meinen 
als Sie." Mit diefer Rede waren die Parteigenoffen Herrn v. Thüngens 
gar nicht zufrieden; fie Hagten ihn des Vaterlandsverraths an. Die 
bairiſche Donauzeitung berichtete, Thüngens Rede fei überaus Täglich 

gewefen, feine Gefinnungsgenoffen feien dabei wie auf Kohlen gefefien. 
Unter ben Reben, bie fiir und wider die Tagesorbnung gehalten wurden, 

ift beſonders die des badiſchen Abgeordneten Bluntſchli bemerfenswerth. 
Nicht aus Parteieifer oder Warteifünftelei fei die Adreſſe eingebradt, 

fondern auß patriotiicher Pflicht. Es fei für die Mitglieder aus Cid- 
deutſchland beinahe unmöglich), diejenigen Fragen, um derentwillen fie 
eigentlich hergeſchickt feien, mit Stillſchweigen zu übergehen. Denn die 
Wahltämpfe im Süden hätten doch fehr mefentlich eine politiiche Bes 
deutung gehabt. Unter den Gewählten feien ſehr Viele, denen der 
Stempel ber Sachverſtändigkeit in Bolfangelegenheiten nicht auf der 
Stirne geſchrieben ftehe. Die Formen, in denen man fi) bewege, feien 
die eines wirklichen Geſammtſtaates, und das Verlangen, baf die große 
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erhabene Form, die für jegt noch einen ſehr dürftigen Inhalt habe, 

einen größeren Inhalt bekommen folle, habe von Anfang an zu Tage 

treten müſſen. Er und feine Gefinnungsgenoffen feien nicht gejonnen, 

über die Verträge Hinwegzufchreiten, aber das hindere doch nicht auszu⸗ 

ſprechen, daß es für eine wirkliche Vertretung bes deutſchen Voltes, wie 
fie im Zollparlament vorhanden fei, einen großen nationalen Gebanten 
gebe, der feine Phrafe ſei. So viel Berebtfamfeit aber auch fir bie 

Adreſſe und in zweiter Linie für die motivirte Tagesordnung aufgewenbet 

wurde, fo blieb doch die Wirkung aus. Der Antrag auf die einfache 
Tagesordnung, weldhen bie ſüddeutſche Fraction eingebracht hatte, wurde 
mit einer Majorität von 186 Stimmen gegen 150 angenommen. Die 
Allianz der preußiſchen Feudalen mit ben ſüddeutſchen Particulariften 
Hatte dieſes Ergebniß herbeigeführt; Socialiften und Fortſchrittsmänner 

von der äußerſten Linken Hatten auch mitgeftimmt. Die Gegner der 
deutſchen Einheit jubelten; die franzöſiſchen Blätter fpendeten den Süb- 

deutſchen großes Lob und fanben ihre Haltung würdig und patriotifch; 
der Widerftand des Südens gegen das Aufgehen in Preußen könne Die 
Franzoſen in ihrer Empfinbfihteit über die Veränderungen des Jahres 

1866 tröften. Die nationale Partei in Sübbeutfchland aber trauerte 

über die getäufchten Hoffnungen; das Bollparlament, von dem man 
einen entſcheidenden Fortſchritt erwartet hatte, ſchien nur der Anfang 

einer rücwärtsfchreitenden Bewegung zu werden. Die Particulariften, 
übermüthig geworben durch den Sieg, geboten bei jedem Verſuch eines 
Abgeordneten, auf das politifche Gebiet zu flreifen, Halt, und viefen: 

zur Sache! wenn man nicht genau bei Tarifgegenftänden ftehen blieb. 

Doc brach noch einmal der nationale Gedanke ſiegreich durch. Bei der 
Schlußberathung über den Zollvertrag mit Defterreih am 18. Mai 
brachte der heſſiſche Abgeordnete Ludwig Bamberger mit 30 anderen 
Nationalen den Antrag ein, man möge den Bundesrath des Zollvereins 
erfuchen, dahin zu wirken, daß den Beſchwerden abgeholfen werde, zu 
welchen im Großherzogtfum Heflen das Zufammentreffen ber herab» 
gefegten Weinzölle mit dem beftehenden Syſtem der indirecten Steuern 
Anlaß gebe. Er meinte, daß die im Großherzogthum beftehenden inneren 
Weinfteuern, Octrois, Bapfgebühren u. ſ. w. feine berechtigte Eigen⸗ 
thümlichkeit mehr feien, feitben im beutjch>franzöfifchen und jegt im 
öfterreichifchen Handelsvertrag die Eingangszölle auf fremde Weine be- 
deutend Herabgefegt feien, und dadurch die Eoucurrenz franzöſiſcher und 
öfterreichifcher Weine herbeigeführt fei. Es wurde zunächft nur bie 
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wirthſchaftliche Seite der Frage erörtert, aber ſchließlich lonnte es Bam⸗ 

berger doch nicht umgehen, auch noch die politiſche zu berühren, wornach 
dem Bollparlament die Befugniß zuftehe, auch auf innere Verhältniſſe 
ber Einzelftaaten Einfluß zu üben. Dagegen erhob ſich num der hei» 

fifche Miniſterialrath Hofmann und erklärte, die heſſiſchen Steuern gingen 
das Zollparlament nichts an, dafjelbe fei ganz incompetent in diefer 
Sache einen Beſchluß zu fallen. Da Hofmann auch Mitglied des Zoll- 
bundesraths war, glaubte man in der Verfammlung, die Aeußerung 
deffelben fet zugleich das Votum jenes Collegiums, aber nun erklärte 
Bismard, daf das, mas Hofmann gefagt, nur die perfönfiche Anficht 
eines einzelnen Mitgliedes fei, und daß der Bundesrath ganz wohl be- 
rechtigt fei, wenn durch die Mobalität der Beſteuerung im Einzelſtaat 
die durch ben Bollverein verbürgte Verkehrsfreiheit beſchränkt ober ger 

fährdet fei, eine Remedur eintreten zu laffen. Hofmann dagegen blieb 
bei feiner Behauptung, daß ber Zollbundesrath in diefer Sache incom- 
petent fei und die inneren Steuern nur der Landesgefeßgebung unter- 
fiegen. hm lam nun and der mirtembergifche Abgeordnete Probſt zu 
Hilfe, ſprach gegen die Competenz des Bollparlaments in diefer Sache 
und fügte Hinzu: „ch bin der Ueberzeugung, daß man fich ein Ber- 

dient um bie richtige Behandlung der Gegenftände, welche die eigent- 

liche Aufgabe des Zollparlaments find, erwirbt, wenn man bie großen 

Gegenfäge bier nicht zur Sprache bringt, fondern den Frieden in ber 
Berfommlung erhält. Aber, meine Herren, es ſcheint mir noch ein an- 
derer Friede in Frage zu ftehen — es iſt ber Friede im Gegenſatz zu 

ganz anderen Gegnern, als die find, welche wir unter ung zu befämpfen 
haben. Meine Herren, es ſchien mir immer und e3 ſcheint mir auch 

in ber neueften Zeit, daß irgendwo eine Lawine an einem Berge hängt, 
die eine geringe Erſchütterung in den Abgrund ftürzen kann. Ich lege 
den Worten, die in diefem Zollparfamente fallen, nicht eine fo geringe 

Bebentung bei, daß ich nicht glaubte, es könnte durch diefelben jene ver- 
bängnißvolle Erſchütterung herbeigeführt werden; es ift auch, glaube ich, 
irgend Jemand in der Welt vorhanden, der darauf paßt, daß die Gegen- 

füge zwiſchen Nord- und Süddeutſchland hier zum Austrag gebracht 

werben. Und, meine Herren, wenn nun dieſe Streitigfeiten bier zu 

Tage kommen, wenn bier die Sübbeutfchen genöthigt werben, fi) aus— 
zuſprechen, warum ihre Wahlen fo ausgefallen, warum ein Gegenſatz 
zwiſchen Süb- und Norddeutſchland befteht, glauben Sie nicht, daß das 
dazu beitragen könnte, daß das, was wir Alle wünſchen, daß der Triebe, 
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den wir Alle wünſchen müſſen, nicht erhalten bliebe!“ Hierauf erhob 
fih nun Bismarck und fagte: „Sie Alle, auch Sie aus Süddeutſchland, 
werben mir das Beugniß geben, daß ih, als Vertreter meiner Megier 
rung, ebenjo wie meine Colfegen vom Norbbımde, auf das Sorgfältigfte 
Alles vermieden habe, was uns der Vermuthung ausjegen könnte, als 

woliten wir auf bie fübdeutfchen Herren irgend eine Preffton, auch nur 

die Leifefte Ueberredung ausüben, damit fie ſich dazu hergeben möchten, 
die Competenz des Bollparlaments zu erweitern." — — „Führen Sie 
Ihr Programm durch, fo Tange es Ihr freier Wille ift; Sie werden 
von und weder mit einer Weberrebung, noch mit einer Bitte, noch auch 

nur mit einem Wunfche aufgefordert werden, Ihr Programm aufzugeben. 
Es hängt das Aufgeben deſſelben lediglich an Ihrem freien Willen; ich 

beziehe mich ungern in diefer Verſammlung auf ein Altenſtück, welches 
in Ihren Geſchäftskreis nicht Hingehört; aber um ein für allemal das 
Programm der Politik des norbdentfchen Bundes in diefer Beziehung 
zu Tennzeichnen, erinnere ich Sie an eine längft publicirte Circular—⸗ 

depefche des Kauzlers bes norddeutſchen Bundes vom 7. September v. J. 

Wenn Sie diefelbe mit Aufmerkſamkeit Iefen, fo werden Sie ſich über- 
zeugen, daß das Programm der Politik des norbbeutjchen Bundes, an 

welchem dieſelbe noch Heute fefthält, die Sefbftändigfeit Süddeutſchlands 
in feiner Weife gefährdet, und felbft wenn Sie den Wunſch ausſprächen, 

diefe Ihre Selbftändigfeit aufzugeben (Sie nennen es fo, ich nicht — 
fi) dem norddeutſchen Bunde zu nähern, will ich Tieber jagen) fo 

müßten Sie dieſen Wunfch ſchon fo miotiviren, daß er auf beiben Seiten 
diefelbe günftige Beurtheilung fände. Sie halten ung fir viel empref- 
firter, al wir es find. Ich Habe das Wort ergriffen, um Sie voll- 

ftändig darüber zu beruhigen. So lange als Sie nicht in freier Ent- 
ſchließung erkennen, daß Ihrer Selbftändigfeit im höchſten und weiteften 
Sinne am .beften bamit gedient ift, und fo lange nicht aus bem Grunde 
Ihres allgemeinen Nationalgefühles diejenige Majorität der Süd— 
deutfchen, die überhaupt ftaatliche Einrichtungen will, erflärt: es fei ihr 

Wille, fi dem norddeutſchen Bunde anzuſchließen, — fo lange 
deliberiren Sie in Ruhe über die Gegenftände des Zollvereins. Aber 
wenn ich mich fo gegen das Beftreben jeder Competenzerweiterung ver⸗ 
wahre, jo muß ich auch jedem Beſtreben, die vertragsmäßige Comtpetenz 

des Bollvereins zu vermindern, entgegentreten. Ob ein ſolches Streben 
bier vorliegt, laſſe ich noch unentſchieden; dem Herrn Vorrebner aber 
und Allen, die daffelbe Thema mit ihm behandeln, gebe ich zu bedenken, 
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daß ein Appell am die Furcht im beutfchen Herzen niemals ein Echo 

findet." 
Damit war der fo forgfältig vermiedenen politiſchen Debatte die 

Bahn gebrochen. Fortſchrittsmänner und Confervative erflärten ſich 

gegen den negativen Standpunkt ber ſüddeutſchen Fraction. Einige 
Redner der letzteren, wie der ehemalige wirtembergiſche Minifter v. Neu- 
rath, die uftramontanen Abgeordneten Windthorft, Roßhirt, Biffing 

fuchten die Negation zu vertheibigen, aber ohne Erfolg. Laser führte 
in einer glänzenden Rede aus: Norddeutſchland werde ſich durch die 

Oppofition der Süddeutſchen nicht abhalten laſſen, feinen Bund zu bes 

feftigen und deſſen Verfaffung auszubauen, und fei nicht gefonnen, durch 
eine borzeitige ftaatfiche Verbindung mit den centrifugalen ſüddeutſchen 
Elementen fi in feiner eigenen Conſolidirung ftören zu laſſen, und es 
werde ruhig warten, bis die Süddeutſchen, durch den Drang der Ver- 

hältniſſe gezwungen, ſich nähern und um Aufnahme bitten. Löwe er» 
innerte daran, daß die Herren in Süddeutſchland fi vor 30 Jahren 

ebenfo gegen den Zollverein gefträubt Hätten. Großen Beifall erntete 
der bairiſche Abgeordnete Bölt, der als Vertreter der national gefinnten 

Süddeutſchen das Wort ergriff. Er beftritt den Wirtembergern das 
Net zu fagen „Wir Schwaben", die Schwaben in Baiern feien auch 

noch da. Er ermahnte die ſüddeutſchen Einzelſtaaten um ihrer Selbft- 
erhaltung willen, dem deutſchen Staat ſich enge anzuſchließen. Mar 
habe dann ein Schirmdach gewonnen, über das der Starke feine Hand 
halte. Beſonderen Eindrud machte der Schluß feiner Rede: „Ich bin 

"der Ueberzeugung, daß die deutſche Nation, und zwar in allen ihren Ber 
ftandtheifen, eine fo entwidfungsfähige, eine fo große, eine fo edle, eine 

"fo zufunftsreiche ift, daß gar fein Zweifel darüber befteht, daß fie ihrer 

Größe entgegengeht, und es Hat mich deshalb das Wort eines geift- 
reihen Mitgliedes dieſes Haufes, was er legthin zu mir ſprach, außer 

ordentlich gefreut: Jetzt ift Frühling geworden in Deutſchland, und 
wenn auch noch Einzelne fih mit Schneebälfen werfen, das wird nicht 
mehr lange dauern, ber fortfchreitende Frühling wird dafür forgen, daß 
zum Schneeballen bald das Material ausgeht! Auch ich will fchließen, 

meine Herren, mit den Worten: „Jetzt ift Frühling geworben in 
Deutfchland!" Die Folge diefer politiihen Ergüſſe war, daß der 

Bambergerifche Antrag mit übertwiegender Majorität angenommen wurde 
und die Verbindung der Süddeutſchen mit den norddeutſchen Meactio- 
nären und Rabifalen ſich auflößte. 
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Kurz dor diefer Entſcheidung war über den Handelsvertrag mit 
Defterreich abgeftimmt worden, deffen Annahme mit 246 gegen 17 Stimmen 
eine Hinneigung zum Freihandelsſyſtem in fich fchloß, indem für mehrere 

wichtige Artifel wie Roheiſen, Sinnen und Wein der Eingangszoll ber 
deutend ermäßigt wurde. Da diefe Tarifermäßigung des öſterreichiſchen 

Handelsvertrags einen Ausfall von 1'/, Millionen Thalern zur Folge 
Hatte, fo mußte auf Erſatz Bedacht genommen werden, und biefer follte 

nad) den Vorſchlägen der Zollvereinsregierungen durch höhere Beftene- 
rung des Tabals und Einführung einer Petroleumfteuer beſchafft werben. 
Diefe Steuer verſprach eine bedeutende Einnahme, da die Einfuhr des 
Petroleums in ſehr ftarfer Zunahme begriffen war. Aber diefe Vor— 
ſchläge wurden, al von Preußen ausgehend, Hauptfächlih von ben 

Süddeutſchen befämpft. Die vorgefchlagene Erhöhung der Tabatöfteuer 
von 12 Thalern auf den Centner des einheimifchen, und 6 Thalern auf 
den Gentner des ausländiſchen wurde etwa auf bie Hälfte redudrt und 

die Einführung der Petroleumftener abgelehnt, weil man das Licht 

des armen Mannes nicht beftenern wolle, und auch andere Länder eine 
fole Steuer nicht haben. Cine von dem Zollbundesrath projectirte 

Borlage über Reform des ganzen Zolltarif8 wurde zurückgezogen. Am 
23. Mai wurde das Bollparlament mit einer Thronrede des Königs 
entlaffen, in welcher er die befriedigende Ueberzeugung ausſprach, „daß 
die Seffion des deutſchen Zollparlaments dazu gedient Habe, das gegen- 

feitige Vertrauen ber deutſchen Stämme und ihrer Regierungen zu kräf- 

tigen und manche Vorurtheile zu zerftören, oder doch zu mindern, die 
der einmüthigen Bethätigung der Liebe zu dem gemeinfamen Vaterlande, 

welche das gleiche Erbtheil alfer deutſchen Stämme ift, etwa im Wege 
geftanden haben. Sie werben alle die Weberzeugung in die Heimath 
mitnehmen, daß in der Gefammtheit des deutſchen Volkes ein brüber- 
liches Gefühl der Zuſammengehörigleit lebt, welches von der Form, die 
ihm zum Ausdrud dient, nicht abhängig ift, und welches gewiß in 

fletigem Fortſchreiten an Kraft zunehmen wird, wenn wir allſeitig bes 

ſtrebt bleiben, in ben Vordergrund zu ftellen, was uns eint, und zurüd- 

treten zu laſſen, was uns trennen Könnte.“ 
Zum Abſchied der Zolfvereinsabgeordneten wurden in Berlin mehrere 

Feſte veranftaltet, bei welden das Bewußtſein der Bufammengehörigteit 
der Süddeutſchen und Norddeutſchen zum Ausdruck fam. Bei einer 

Einladung der Berliner Kaufleute in der neuen Börfe brachte Fürſt 

Hohenlohe einen Toaſt aus auf bie Vereinigung ber beutfchen Stämme, 
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und ber batrifche Abgeordnete Marquard Barth feierte Graf Bismard. 
Eine am 24. und 25. Mai unternommene Feſtfahrt nach Kiel und 
Hamburg gab den Zoltparlamentsabgeorbneten Gelegenheit, einen mäch⸗ 
tigen Eindrud von ben ftattlichen Anfängen ber deutſchen Marine und 
bon ber Bebeutung des nordbeutfchen Handelsverlehrs mit nach Haufe 

zu nehmen. 
In den legten Tagen bes Bollparlaments vereinigten ſich die Mit- 

glieber der fübbentfchen Fraction, um fi) von bem Gewinne Mechen- 
ſchaft zu geben, welden ihre Bemühungen, die Erweiterung der Boll- 
parlamentscompetenz zu verhindern, ihrer Parteifache gebracht haben. 

Ein Mitglied der Fraction, Profeſſor Schäffle von Tübingen, fegte eine 

Erklärung anf, die von 31 Mitglievern unterfchrieben und bald nachher 
unter dem Titel: „Rechenſchaftsbericht der fühdentfchen Fraction an ihre 
Wähler" veröffentlicht wurde. Da derſelbe fo charatteriſtiſch für die 
Tendenz ber dadurch vertretenen Partei ift, fo können wir nicht umbin, 
ihn Hier wörtlich einzureihen. „Nach Beendigung ber erften Seffion 

des Bollparlaments erachten wir e8 als Pflicht, den Wählern über 
unfer Wirken Rechenſchaft zu geben und unfere Erfahrungen mitzu- 

theilen. Ueberzeugt, daß eine gefchlofjene Bereinigung uns erleichtern 
werde, den vertragsmäßigen Rechtsboden bes Bollparlaments feftzuhalten 
und auf biefem die ung anvertrauten Intereſſen zu wahren, find wir 
al3 „fübdeutfcde Fraction“ zufammengetreten, welcher bie Mehrzahl der 
bairifchen, ſämmtliche wirtembergiſchen und ein Theil der badiſchen Abs 
georbneten angehörten und mehrere Abgeordnete aus andern Theilen 
Deutſchlands ſich anfchloffen. Es ift unferer Vereinigung gelungen, zur 

Befeitigung des Antrags auf eine Abrefje weſentlich beizutragen, deren 

Berathung wicht nur in kritiſcher Beitlage die in Deutſchland beftehenden 
Gegenfäge noch mehr gefhärft, fondern auch den ftaatsrechtlichen Cha- 

ralter des Bollparlament3 im erften Augenblide feines Wirkens ver- 
ändert haben würde. Es ift ferner gelungen, die unſers Dafürhaltens 
durch vorübergehende Zollausfälle nicht genügend begründeten Steuer: 
forderungen des Zollbundesrathes auf einen ziemlich geringen Betrag zu 

ermäßigen. Denn ftatt 2,300,000 Thlr. an Steuer und Boll von 

Tabat und Petroleum ift nur eine Tabalftener im Ertrag von 
450,000 Zhlr. verwilfigt worden. Unfere Fraction hat gegen den Zoll 
auf Petroleum nnd gegen jede Beſteuerung des Tabaks einhellig ge- 
ſtimmt. Die Mehrheit derſelben Hat den Handelövertrag mit Defter- 
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- reich angenommen, eine Minderheit verwarf benfelben, weil feine Tarif 
ermäßigungen auch nichtdeutſchen Ländern ohne entſprechende Gegen- 
feiftung zu Statten kommen. Die Handelöverträge mit Spanien unb 

dem Kirchenſtaate, fowie bie Gefeßesvorlagen über das Zollverfahren, 
hatten wir feinen Grund zu beanftanden. Syn einem geſchichtlich bebeut- 
famen Zeitpunfte zu einer Verfammlung berufen, welche in materiellen 

Jutereſſen einen großen Theil von Deutfchland vertritt und Parteien 
gegenüber geftelft ift, welche mit mehr ober weniger Entſchiedenheit die 
ſüdweſtdeutſchen Länder in die volffte Staatsgemeinſchaft mit dem Norden 
ziehen wollen, haben wir e8 auch als Aufgabe betrachtet, in unmittel- 

barer Anſchauung mafgebender Perſonen und Verhältniffe die Stellung 

der ſüddeutſchen Staaten zu Preußen und dem Norbbunde zu prüfen 
und das Ergebniß diefer Prüfung unferen Wählern mitzutheilen. Wir 
haben jedoch aufs Neue erfannt, daß der Eintritt in dem norddeutſchen 
Bund weder bie Einigung der gefammten Nation, noch bie conftitutionelle 
Freiheit, noch die befonderen Intereſſen Süddeutſchlands fürbern werde, 

daß vielmehr der Verfaſſung Norddeutſchlands gegenüber in ber einen 

wie in der anderen Rüchſicht die fernere Erhaltung der Selbftändigfeit 
der ſüddeutſchen Staaten geboten ift. Die übertviegende Bevorzugung 
der Militärzwede im Norbbunde insbeſondere beeinträchtigt die Pflege 
der geiftigen und materiellen Intereſſen und führt ohne finanzielle Er- 

leichterung des preußifchen Volkes zu einer fteigenden Belaſtung feiner 

Bundesgenofjen. AS die nothivendige Folge der traditionellen Politik 

Preußens wird diefe Belajtung eine dauernde fein. Zafl allen Parteien 
nördlich der Mainlinie gilt die Unterwerfung der ſüddeutſchen Staaten 
nur als eine Frage der Zeit und als ein Ziel des preußifchen Berufes. 

Daß das ſchließliche Aufgehen des Südens in dem preußiſchen Einheitd- 
ſtaate die Folge wäre, das drängt fi) Jedem als Gewißheit auf, der 

ſich vom Schein flaatliher Uebergangsformen nicht täufchen läßt. Die 
durch die Annectirungen gefteigerte Webermacht des Präfivialftantes ger 
ftattet der berechtigtften Geltung ber Fleineren Bunbesftaaten feinen Raum. 
Diefen Verhäftniffen gegenüber ift es Aufgabe, die thatkcäftige Bewah- 
rung der Selbftändigfeit der fühdentfchen Staaten mit ber aufrichtigen 
Erfüllung der nationalen Pflichten in Einklang zu jegen. Den Weg zu 
dieſem doppelten Biel finden wir nur in einer entſchieden freiſinnigen 

Bolitit und im ber feften Verbindung ber ſüddeutſchen Staaten. Wir 
haben die Weberzeugung gewonnen, daß es für dieſe Staaten, Megie- 
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rungen und Volk, dringend geboten ift, aus haltlofer Vereinzelung her⸗ 
außzutreten, über gemeinfames Handeln, insbeſondere in der Richtung 
auf militäriſchen Schug des Südens, fi) zu verftändigen, auch inner 

halb des Zollvereins durch gleihmäßiges Vorgehen ſich zur Geltung zu 

bringen und in gemeinmügigen Inſtitutionen eine fruchtbare Initiative zu 
ergreifen. Die beftehenden Verträge berechtigen zur Verfolgung dieſes 
Weges. Die Sammlung der ftaatlihen Kräfte Süddeutſchlands zu ge- 
meinfamem Handeln tritt keinem anderen Theile der deutſchen Nation 
feindfefig entgegen, fie wird vielmehr zwifchen den Großmächten vermit- 
tefnd wirten, dem europäifchen Frieden und den materiellen Intereſſen 

dienen und den füdbentfhen Staaten die Fräftige Erfüllung ihrer ver- 
tragsmäßigen Pflichten gegen Norddeutſchland möglich machen, ohne fie 

der Gefahr des Aufgehens in Preußen auszufegen. Erkennen wir auch 
in der engen Verbindung der ſüddeutſchen Staaten untereinander nicht 
die endgiltige Befriedigung der materiellen Bebürfniffe, fo erſcheint fie 

doch zur Beit als der einzige Weg, um unter Vermeidung der ernftlich 
drohenden Gefahren dem endlichen Ziele eines einigen und freien Deutſch⸗ 
lands entgegen zu führen." 

Unter den Unterzeichnern diefer Erklärung finden wir aus Baiern 
die Freiheren v. Thüngen, v. Zu-Rhein, v. Hafenbräbl, den Badenſer 
Freiherrn v. Stogingen, die Wirtemberger Freiherr v. Neurath, Probſt, 
Defterlen, Schäffle. Citige mußten dipfomatifher Rückſichten wegen 

ihre Namen verfagen; zu diefen gehörten wohl bie wirtembergiſchen 
Minifter dv. Barnbüler und v. Mittnacht. Profeflor Schäffle fegte feine 

Polemit und den Rechenſchaftsbericht über die Tätigkeit der ſüddeutſchen 
Fraction noch weiter fort in einem Aufjag über die erfte Seffion des 
Zollparlaments im Juniheft der deutfchen Vierteljahrsſchrift. Auch ver- 
pflichteten fich die Mitglieder, ihre Wirkſamkeit im Geifte jener Erflä- 
rung, d. h. die Wühlerei gegen die deutſche Einheit fortzufegen, und 

wählten zur Leitung diefer Umtriebe ein eigenes Comite, das aus den 
Herren v. Thüngen, v. Stogingen und Probft beftand. 

Die ſüddeutſche Fraction rühmte fi nicht mit Unrecht ihres Er- 

folges. Der Umftand, daß in das erfte Zolfparlament jo viele Gegner 

ber deutjchen Einheit gewählt wurden, und daß fie dann in der Ber- 
ſammlung felbft fo eiferfüchtig Wache hielten gegen jeden Verfuch der 

Eompetenzerweiterung, hat bewirkt, daß das Zollparlament die von den 

Nationalgefinnten und namentlich auch von Bismarck jelbft gehegten 
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Erwartungen nicht erfüllte. Man mußte ſich ſagen, das Zollparlament, 
welches den Uebergang zum Vollparlament hatte bilden ſollen, ſei ein miß- 
lungener Verſuch geweſen. Auch in den folgenden Seffionen Tomte der 
politiſche Gedanke nicht mehr zur Geltung kommen, und dies hatte auf 
den Reichstag einen Lähmenden Einfluß. 



Acht und zwanzigftes Kapitel. 

Weiterentwidluug des nordbentfchen Bundes und Oppofition 
im Süden. 

Nah dem Schluß des Zollparlaments nahm der Reichstag feine 
Arbeiten wieder auf, und einer ber erften Beſchlüſſe war ein Akt der 

Berjöhnung mit dem Bundeskanzler, die Annahme jenes Compromiffes, 

nad welchem die Oberaufſicht über das Bundesſchuldenweſen der preu- 

Bifhen Staatsſchuldenverwaltuug übertragen wurde. Der betreffende 
Beihlug wurde am 15. Juni 1868 mit 151 Stimmen gegen 41 ge- 
faßt. Die fid) daran anſchließende Vorlage des neuen Marineetats gab 

dem General Moltke, der als Abgeordneter mit im Haufe faß, Veran- 
laſſung zu einer Aeuferung über die Aufgabe des neuen deutſchen 

Reiches, den Frieden Europa's zu wahren. Er fagte mit Beziehung 
auf bie großen Summen, die für die Marine und fonftige militärifche 

Zwecke geforbert wurben: „Welcher verftändige Menſch würde nicht 
wünſchen, daß die enormen Ausgaben, welche in ganz Europa für 
Militärzwede gemacht werden. für Friedenszwecke verwendet werden 
könnten? Aber auf dem Wege, wie einer der Herren Vorredner es ges 
meint bat, auf dem Wege der internationalen Verhandlung wird das 

ficherlich nie zu Stande kommen. Es ift ja der Krieg nur die Yort- 

fegung der Politif mit andern Mitteln. Ich fehe fr den Zwed nur 

eine Möglichkeit, und das if, daß im Herzen von Europa fid eine 
Macht bilde, die, ohne felbft eine erobernbe zu fein, fo ſtark ift, daf fie 
ihren Nachbarn den Krieg verbieten kann. Eben deswegen glaube ic, 
daß, wenn dies fegensreiche Werk jemals zu Stande kommen foll, es 

von Deutſchland ausgehen wird, aber erſt dann, menn Deutfchland ftart 
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genug ift, das heißt, wenn es geeinigt fein wird. Auch im Militär, 
meine Herren, verfolgen wir die Fortſchritte der Wiſſenſchaft und bie 
Erfindungen, bie anderwärts gemacht werben; aber bie Erfindung tft 

noch lange nicht das, was aus ihr geſchafft werden foll; es kommt 

darauf an, fie fertig Hinzuftellen. Unfer vortreffliches Bündnadelgemehr 
ift vor langen Jahren erfunden, wir haben aber mehr al 20 Jahre 
gebraucht, um daraus eine wirklich kriegsbrauchbare Waffe in einer 
Million von Exemplaren Herzuftellen. Es würde alfo lange nicht ge- 

nügen, zu beobachten, was anderwärts geichieht, fondern wir müffen 
felbft darin vorgehen. Es ift gefagt worden, daß die humane ruffiiche 
Regierung die Hohlgeſchoſſe abgeſchafft wiſſen will. Meine Herren, es 
Handelt ſich dabei wohl eigentlich nır darum, daß man in Rußland 
explodirende Gewehrkugeln nicht einzuführen wünſcht; daß die rufftiche 
Regierung Granaten und Shrapnelis abfchaffen wirb, fo lange die an⸗ 
deren Nationen fie führen, baran zweifle ich ſehr. — — Unfere Nach- 
barn willen alle recht gut, — auch die, melde fo thun, als ob fie es 
nicht wüßten — daß wir fie nicht angreifen wollen; aber fie follen auch 

wiſſen, daß wir uns nicht angreifen laſſen wollen. Dazu braucden wir 

Armee und Flotte, und ich vertraue dem Patriotismus des hohen 

Haufe, daß Sie das von der Megierung gebotene Gejeg annehmen 

werben."*) Diefe Worte machten fowohl in Deutſchland als im Aus- j 
land großes Auffehen. In Frankreich fand man es eine unleibliche An- 
maßung, daß Deutſchland das europäiiche Schiebörichteramt in Anſpruch 

nehmen wolle, In England nahm man die Ausficht auf Friedens⸗ 
garantie mit Zuftimmung und Bewunderung auf. Der Spectator fagte: 
Das von Meoltke angekündigte Programm, das darin offen erklärte 
Streben nad) dem erften Pla in Europa zeige eine Wucht und Größe, 

die England bewundern müffe, felbft wenn feine Intereſſen diefem Biele 
wiberftreben follten. Nach den abgetretenen Phrafen vom europäifchen 

Gleichgewicht, von Franireichs Empfindlichkeit und Großbrittanmiens 
Handelsintereſſen wende man ſich mit wahrer Erleichterung einer Rede 
zu, in welcher der zweite Mann in der ſtärkſten europäiſchen Regierung 

die entſchiedene Abſicht an den Tag lege, den erſten Rang in Europa 
an ſich zu nehmen und den Frieden zu wahren. 

Die friedliche Tendenz des norddeutſchen Bundes beſtätigte auch der 
König von Preußen in der Thronrede, mit welcher er am 20. Juni den 

*) Stenographiſche Berichte bes morbdeutfhen Reichstags 1868 I. ©. 442. 
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Reichstag ſchloß, indem er fagte: „Ich entlafie Sie mit der Zuverſicht, 
daß die Früchte ihrer Arbeiten bei uns und in ganz Deutfchland unter 
dem Segen be3 Friedens gedeihen werden." Cinige Monate fpäter gab 
der König in einer Mede, in welcher er ebenfalls feinen Willen betonte, 

feine Macht zur Erhaltung des Friedens geltend zu machen, zu dem 
Mißverftändnig Veranlaffung, als ob er doch kriegeriſche Pläne hegte. 
Als er auf einer Reife durch Holftein und Schleswig im September 

1868 auch nad) Kiel fam, Hielt der Mector der Univerfität eine Anrede 
an ihn, worin er das Glück pries, daß es dem Könige gelungen fei, 

Deutſchland zu einer Macht zu erheben, die auch den mächtigften Nachbar 
zwinge, fein Schwert in der Scheide zu Halten, und ber König ant- 

wortete: „Ja, daß wir und heute vertrauend und mit gutem Willen 
einander gegenüberftehen, ift erft durch Krieg ermöglicht worden. Uebri- 
gens fehe ich in ganz Europa feine Veranlaſſung zu einer Störung des 

Friedens und fage das zu Ihrer Beruhigung. Was Sie aber noch 
mehr beruhigen wird, das ift der Blick anf die mit Ihnen hier ver- 

fammelten Nepräfentanten meiner Armee und meiner Marine (General 
Noon und Admiral Jachmann), biefer Kraft des Vaterlandes, welche 
bewiefen hat, daß fie ſich nicht ſcheut, einen ihr aufgezwungenen Kampf 

aufzunehmen und durchzufechten.“ Diefe Worte verurfachten in Paris 
"fo große Beſorgniß und Aufregung, daß die Papiere bedeutend fielen 
und die Minifter in Abweſenheit des Kaiſers für nöthig Hielten, eine 
Berubigungserflärung zu erlaffen, und den Blättern Anmweifung zu einer 
friedlichen Auslegung jener königlichen Worte zu geben. Die englifchen 
Blätter waren voll Rühmens; Daily News fagte: „Stolzere Worte 

hat nie ein deutſcher Fürſt geſprochen.“ Die Morning Boft fchrieb: 
„Es ift beruhigend zu willen, daß Recht durch Macht gewahrt werden 
ann. Die Preußen find ftolz und fie find es nicht ohne Grund. Die 
Idee von einem einigen deutſchen Vaterland ift ihrer Verwirklichung 
nahe umd fie iſt das Werk ihrer Hände.“ Der König von Preußen 
glaubte felbft, fich gegen eine riegerifche Auslegung feiner Kieler Rede 
verwahren zu müfjen. In Hamburg, wo er enthufiaftiich gefeiert wurde, 

fagte er bei dem Beſuch der Börfe zum Präfidenten der Handelsfammer: 
"Was Sie brauchen, das brauchen wir Alle, den Frieden; und daß 

diefer nicht geftört wird, habe ich die ficherfte Hoffnung. Meine in 
Kiel geſprochenen Worte follten diefer Friebenszuverficht den Fräftigften 
Ausdrud geben; unerklärlich bleibt e8 mir, wie eine entgegengefegte Auf- 
faffung nur einen Augenblic eintreten konnte." 

Xtüpfel, Einfeitößeksehungen. IL. 18 
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Man follte glauben, die rende darüber, daß Deutfchland eine 

Macht geworben fei, welche im Stande war, den Frieden zu erhalten, 
müßte auch den widerwilligſten Gegner ber neuen Ordnung der Dinge 
mit den Errungenfchaften des Jahres 1866 verfühnt haben. Aber dem 
war nicht fo; es gab in dem mannigfaltig geftalteten Deutſchland da 
und dort Leute, die ſich untröftlich geberdeten, daß der alte deutſche 
Bund untergegangen fei und ber neue preußifche ſich noch weiter aus— 

äubehnen drohe. Und es waren dies nicht mır Fürſten, die von ihren 
Thronen vertrieben waren oder mit Verluſt ihrer vollen Souveränität 
ſich bedroht glaubten, fondern ebenfowohl Demokraten, die für die Yrei- 
heit und Einheit Deutſchlands geſchwärmt, gejungen und gerevet Hatten. 

Unter diefe gehörte auch die wirtembergifche Volkspartei, die es fi) zum 
großen Verdienſt anrechnete, die Ausbildung des Bollparlaments zu 
einer ganz Deutſchland umfaffenden politiſchen Vollsvertretuug verhindert 

zu haben. Sie machte jegt Anftalt, ihren durch die Wahlen zum Boll- 
parlament errungenen Sieg noch weiter außzubeuten. Errichtung eines 
dem Norbbund principiell entgegengefegten Sübbundes, und für dieſen 

eine der fehweizerifchen Miliz nachgebildete Militärverfafiung, Umgeftaf- 
tung der damit unvereinbaren Verträge mit dem norddeutſchen Bund, 
nämlih des Schug- und Trutzbündniſſes und des Zollvertrags, das 

waren die Ziele, die das Programm der wirtembergijchen Volkspartei 

vom 8. Juli 1868 bei Gelegenheit der neuen Wahlen für bie zweite 
Rammer aufftellte. Es gelang diefer Partei, ein großes Contingent ihrer 
Anhänger bei ben Wahlen durchzuſetzen, darunter auch ihren Führer 
Karl Mayer, den Redakteur des Beobachter, der in feinem Blatt feine 

Hintergebanfen verrathen Hatte, indem er im Eifer für den Sübbund 

gelegentlich äußerte, derſelbe fei billig zu erlangen, er werde uur einige 
Kronen koſten. Außer den Demokraten waren die Gemählten zum 
großen Theil wenigftens entſchiedene Gegner einer weiteren Ausdehnung 
des morbbeutjchen Bundes; die deutſche Partei war nur durch eine 

Minorität von 14 vertreten. In der Thronrede betonte der König, er 
werde im Verein mit feinem Wolfe die Selbſtändigkeit Wirtembergs 
wahren, im Einklang mit ihm die nationalen Jnterefien pflegen, mit 

ihm die Pflichten gegen das weitere Vaterland treu und patriotifchen 
Sinnes erfüllen. Bald gaben die Adreßdebatten Gelegenheit, die Stel- 
fung der Parteien und des Minifteriums zur deutſchen Frage zu er— 

örtern. Mömer warnte vor Erlafjung einer Adreſſe, weil er fürdhtete, 
fie würde fo ausfallen, dag man im Ausland neue Hoffnung auf Ein- 
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miſchung in die deutſchen Verhältniffe daraus ſchöpfen könnte. Hölder 

umb andere Mitglieder der beutfchen Partei glaubten eine Adreßberathung 
nicht vermeiden zu können, denn es fei vor Allem nöthig, daß man ins 

are darüber komme, auf welchem der beiden entgegengefegten Stand⸗ 

punkte dag Minifterium eigentlich ftehe. Denn während die deutſche 
Partei den Minifter Barnbüler als Gegner der fortfchreitenden Einheit 
anſah, beſchuldigten ihn die Demokraten, daß er im Begriffe fei, Wir- 

temberg ind preußifche Lager hinüber zu führen, und daß er ſich von 

Bismarck zu fehr imponiven laffe. Es wurden drei verfehiebene Adreh- 
entwürfe vorgelegt. Dex eine, von der Majorität der Abreßcommiffion 
ausgehend, wollte Errichtung eines Südbundes und Oppofition gegen 
die (Einheit eines unter preußifcher Leitung ftehenden Militärftantes. 
Die betreffende Stelle lautete: „Gewiß entfpricht es dem nahezu ein- 

ſtimmigen Willen unferes Volles, die Selbſtändigleit de Landes erhalten 
zu fehen, aber wir vermiffen eine comfequente Verfolgung dieſes Zweckes. 

Die Vereinigung zu einem Bunde von internationaler unabhängiger 
Eriftenz (Südbund) ift den ſüdweſtdeutſchen Staaten im Prager Frieden 
vorbehalten, und es dürfte feine Meinungsverſchiedenheit darüber be- 
ftehen, daß eine ſolche Vereinigung der Kräfte der in ihrer Vereinzelung 
zu ſchwachen Staaten das natürlichfte Mittel wäre, die ber Selbftän- 

digfeit drohenden Gefahren abzuwenden. Wir verfennen die Schwierig. 
keit der Herftellung eines ſolchen Bundes unter den jegigen Verhältniſſen 
nicht, es lann diefe Schwierigkeit aber die ſüddeutſchen Negierungen der 

Pflicht nicht entbinden, die Verftändigung und engfte Verbindung unter 
fi) zum Zwecke der Erhaltung der Seibftänbigkeit ihrer Staaten zu er- 

fireben, und um fo dringender ift die entſchiedenſte Vermeidung jedes 
Schrittes geboten, welcher unfer Land in ein weiteres Abhängigfeitsver- 
hältniß bringen könnte. Niemals vwird unfer Volk der Aufgabe uutreu 
werben, mit feiner Regierung Hand in Hand die nationalen Intereſſen 

zu pflegen und die nationalen Pflichten zu erfüllen. Uber es ift ihm 
auch an den Thatſachen das Bewußtſein gereift, daß die Einheit des 

Militärftantes, der fich andere deutjChe Stämme mit Gewalt unterworfen 
hat, daß eine Einheit, die feine Freiheit und feinen Wohlftand ſchädigt, 
mährend fie doch nicht das ganze Vaterland umſchließt, es nicht ift, für 

welche ihm Opfer zu bringen obläge; daß es vielmehr diefer Einheit zu 

wiberftreben berufen ift, um eine Föderation möglich zu erhalten, welche 
die bereditigte Selbftregierung und mit ihr die freiheitliche Bewegung zu 
ihrem Principe bat. Bon feiner Regierung darf das Volt bie Ueber- 

ı18* 
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einftimmung mit diefen feinen Beſtrebungen erwarten, und wir glauben 
eine Pflicht gegen Ew. k. Maj. zu erfüllen, wenn wir ehrfurchtsvoll 
darauf aufmerffam machen, daß das Vertrauen des Volles fich einer 

Regierung vollfommen entziehen würbe, welche zur Erhaltung der be- 
drohten autonomen Stellung unferes Staates nicht Alles, was in ihren 

Kräften fteht, aufs Sorgfältigfte anzuwenden bemüht wäre.” Cine Heine 
vermittelnde Minderheit, welche die eigentliche Regierungspartei war, 
wollte nationale Verbindung mit dem norbbeutichen Bund, aber feinen 

Eintritt in denfelben, dagegen Fefthaltung des Allianz und Bollvertrags, 
fogar Ausbehnung des legteren auf dem Bollgebiet; ein dritter Vorſchlag 
von Hölder und Genoffen verlangte, fichere Gewähr für das Zuſammen- 

halten ganz Deutſchlands gegen jeden Angriff von Außen zu fordern, 
und jebe auswärtige Einmiſchung in die Weiterentwidlung ber deutſchen 
Verfaſſungsfrage mit Entſchiedenheit zurüdzumeifen. Es heißt darin: 

„Wir vermögen die nationale Verbindung der ſüddeutſchen Staaten mit 
Norddeutſchland noch nicht als eine vollendete zu erkennen. Insbeſondere 
bebürfen außer den Zoll- und SHanbelsangelegenheiten noch manche 
Tragen des öffentlichen Rechts, ber nationalen und materiellen Inter⸗ 
eſſen der Regelung durch eine gemeinfame Geſetzgebung. Wir vertrauen 
zu der Weißheit und dem patriotifchen Sinne Ew. Majeftät, daß Höchft- 
diefelben die Hand nicht abziehen werden von einer Löſung der natios 
nalen Aufgabe, in welcher die berechtigte Selbftändigkeit des Einzelſtaats 
wit der bunbeöftaatlichen Einigung Deutſchlands ihre Verföhnung findet. 
Eine Verbindung der ſüddeutſchen Staaten unter fih (Sübbund), durch 
welche biefelben, anftatt den Bruberftämmen im Norden näher zu treten, 

vielmehr von diefen getrennt wirben, müßten wir als eine Beihädigung 
der wichtigften Intereſſen nicht nur des weiteren, ſondern vor Allem 
unfereö engeren Baterlandes anfehen." 

Bei der Debatte, die am 18. und 19. December ftattfand, traten 
noch mandherlei Schattirungen hervor. Aufhebung des Alfianzvertrages 
wagte doch eigentlich Niemand zu verlangen, dagegen jprachen mehrere 

Abgeordnete von einer Mevifion der Verträge, wobei fi jeder nach 
feinem Parteiſtandpunkt etwas Anderes dachte. Einige Redner der 
Linken ſprachen mit befonderer Vorliebe von der Errichtung eines Süd⸗ 
bundes, und einer derjelben, ber Schriftfteller Vollmer, gab fogar die 

Stizze einer Sidbundsverjaffung. Diefer Bund follte die Garantie der 
Unabhängigfeit und Selbftändigfeit der ſüddeutſchen Staaten fein, eine 
Schutzwehr gegen die Gefahr preußiſcher Annerion wie inneren Zerfalls, 
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er follte Süddeutſchland in ein gewiſſes Verhäftniß zum Norbbund 
bringen, fo daß die Verträge nicht zwifchen Preußen und den einzelnen 

füdbeutfchen Staaten, fondern zwifchen Nordbund und Südbund abge- 

ſchlofſen würden, zum Schug der Reichsintegrität gegen das Ausland. 
Ueberdies ſollte er auch dazu dienen, Deutſchland wieder in ein näheres 
Berhältniß zu Defterreich zu bringen. Daß der Südbund aud ein 

Parlament und ftatt bes preußifchen Heeres ein Milizheer haben müſſe, 
war ſchon von Anderen ausgeführt worden und wurde als ſelbſtver— 
ftändfich vorausgefegt. Der Abgeordnete Karl Mayer vertrat ebenfalls 
die Südbundsidee mit einer geroiffen Vegeifterung, indem er fie auch 
noch gegen Einwendungen von vepublifanifcher Seite her vertheidigte 
und fagte: „Ich glaube, wenn wir den Südbund gründen, machen wir 
feinen Hemmſchuh für die republilaniſche Entwidfung Europa's.“ Er 
ſprach fogar die Hoffnung aus, daß im Laufe der Entwicklung eine Zeit 
tommen werde, wo bie Monardjieen ſich fo gut auf dem Wege fried- 
licher Entfehädigung werden ablöfen laſſen, wie die Feudallaſten. Für 

jegt aber Könnten die Dynaftieen im Süden Deutſchlands keine ficherere 

Garantie finden, als wenn fie fi) mit ihren Völlern zu gemeinfamem 
Bund gegen Ausdehnung der preußifchen Herrichaft vereinigten. Dies 
fei für den Augenbfid vom höchſten Intereſſe für die Dynaſtieen, und 
wenn fie nicht auf folche Weife ſich ein ſicheres Bollwerk ſchaffen, wür- 
den fie bei dem nächften Stoß, der durch Europa gehe, nur noch als 

Beute in Betracht kommen.“) Nach diefem demokratiſchen Erguß ſprach 
ſich auch noch der Minifter v. Varnbüler über feinen Standpunkt und 
den der wirtembergifchen Megierung ausführlich aus. Um ſich gegen 
den Vorwurf des Schwankens und ber Unficherheit feiner Politil zu 
vertheidigen, warf er einen Rüdblit auf feine bisherige Thätigfeit ſeit 
dem Kampf um die Frage, ob die Verträge angenommen ober verworfen 

werben follten. Er fagte:**) „Es ift ung ein Schwanken, eine Un- 

fierheit in ber Politik vorgetvorfen worden. Sie willen, melde Kämpfe 
in biefem Haufe und im Lande wegen ber Genehmigung bes Alfianz- 

und Bolfvertrages geführt worden find. Damals haben bie Gegner ber 
Verträge die Tragweite berfelben möglichft übertrieben und mich als 

*) Verhandlungen ber wirtemb. Kammer ber Abgeordneten in ben Jahren 1868 

bie 1870, &. 162. 

) Berhandlungen ber Kammer ber Abgeorbneten von 1868—70, &. 165—169. 

Ich benüge dem abgefürzten Tert ans Ludwig Hahn: Der Krieg gegen Brankreic, 
S. 239 u. fi. 
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denjenigen Hingeftellt, der Wirtemberg ind preußiiche Lager hinüber- 
führen wolle; fie behaupteten, nur der Eindruck der großen Perſönlich- 

leit und der preußifchen Macht, die ich gejehen Hatte, habe mein Ber- 

halten beftimmt und beftimme es jet noch. Won entgegengefegter Seite 
wurde ich geradezu als Anhänger der preußiichen Partei angejehen; man 

hoffte Hier wirklich, ich werde Wirtemberg ohne Verzug in den Nord- 

bund führen, und dieſes Gerücht ging durch das ganze Land. Die 
Bollparlamentswahlen ftanden damals bevor und es war deshalb noth- 
wendig, mich hierüber ar auszudrücken. Ich fagte damals, daß die 
Verträge das Maß desjenigen ausfüllen, was die nationale Pflicht er- 

fordere; ich fagte, daß, wenn die Abgeordnetenfammer einen Beſchluß 

auf Eintritt in den Norbbund faffen würde, ih Sr. Maj. rathen müßte, 
an das Bolf zu appelliven, und wenn die hierauf gewählte Kammer 

daffelbe beſchlöſſe, ſo würde ih Sr. Maj. das Weitere anheimgeben, 
aber nicht anders als auf conftitutionellem Wege. Diefe Erklärung 
wurde von beiden Parteien für ihre Abfichten benitt, und dabei murbe 

meine Hare Anficht, die heute noch diefelbe ift, entjtellt. Die Verträge 
müffen gehalten werben, das ift die nationale Pflicht: weiter zu gehen 

iſt ein Anlaß, damals nicht und jegt nicht. Bei ben Bollparlaments- 
wahlen und im Zollparfament bin ich berfelben Anficht treu geblieben; 
meine Anſicht ift und war, das Zollparlament in feinen Competenzen 

feftzuhalten, es nicht übergreifen, nicht zum Vollparlament werden zu 
laſſen; daſſelbe Hat auch der Proteft der ſüddeutſchen Fraction außge- 
ſprochen. Das Zollparlament ift auch innerhafb feiner Competenz ge⸗ 
blieben: die wenigen Beſchlüöſſe, die man anders auffaffen fonnte, wurden 

vom Zollbundesrath bei Seite gelegt, und weder die Beſorgniſſe der 

einen, noch bie Hoffnungen der anderen haben ſich verwirklicht. — Was 
nun das fpätere Verhalten der fgl. Regierung Preußen gegenüber be- 

trifft, fo erffäre ih: es ift niemals von diefer Seite auch nur die ge— 

ringfte Andeutung gemacht worben, daß man ung in unferer Selbflän- 

digkeit ftören wolle. Ich frage Sie, was fann man in ſolchen Berhäft- 
niffen Rlügeres thun, als ſich ruhig verhalten? Cs kam fein Anlaß 
vor, der die guten Beziehungen irgend zu beeinträchtigen geeignet war, 
doch gewiß das Erfreulichfte für Alle, welden an der Selbftändigfeit 
Wirtembergs gelegen. Bei mehreren fehr wichtigen Vertrags⸗Abſchlüſſen, 
fowie bei Befegung ber Zolfftellen Hat ſich Preußen fehr entgegenkom ⸗ 

mend gegen und gezeigt. Auch das Verhältniß zu unferen Nachbar- 
ftaaten ift durchaus ein freundliches. — — — „Was nun Ihre 
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Adreffe betrifft, fo ift vor Allem das feftzuhalten, daß fie eine Antwort 

auf die königliche Thronrede ift. Hier ift Mar ausgeſprochen, daß der 

König die Selbftändigfeit Wirtembergs zu wahren entfchloffen ift und 
daß er fich Hierin auf dad Einverftändnig mit feinem Volt verlafien zu 

tönnen glaubt, und er Tann fi darauf verlaffen, das ſpreche ich hier 
mit voller Ueberzeugung au. -- Die Thronrede fagt meiter, daß die 

nationalen Intereſſen im Einklang mit dem Bolfe gepflegt werden folfen, 
und dies ift fehr wohl möglich, ohne die Selbftändigteit unſeres Staates 
zu beeinträchtigen. Die Staatsregierung will die Verträge mit Preußen 
treu und foyal halten, fie follen nicht erfüllt werden wie von einem 
fäumigen Schuldner, fondern patriotifchen Sinnes; im Geifte der natio- 
malen Pflicht, die dadurch erfüllt wird. Diefer Geift ift es, der uns 
leitet, wenn wir das Heer in einen Zuftand zu bringen fuchen, der es 
ebenbürtig macht, an die Seite ber andern beutfchen Heere treten zu 
tönnen, damit, wenn heute ein Krieg ausbricht, die wirtembergifchen 
Tahnen ſich nicht zu fehämen Haben. Auch hierin vertraut der König 

feinem Volfe. Er fann es, ich werde darin feinen Widerfpruch finden. 

— Ich gehe num über zu dem Entwurf der Antwort auf dieſe könig- 
liche Anſprache. Die Bereinigung der ſüddeutſchen Staaten, die man 
von der Regierung verlangt, ift nichts anderes als der Sübbund. Hätte 
ich darüber einen Zweifel gehabt, die hier gehaltenen Reden hätten mich 

davon überzeugt. Alfo nicht blos eine Verftändigung mit den Nachbar- 
ſtaaten, die ja auch wir anftreben, fondern ein ftaatliches Gebilde. Ich 
frage nun, iff ein ſolches möglih? Wenn man fid; dafjelbe denkt, wie 

der Herr Abg. K. Mayer, ber hierin ganz confequent ift, als fübdeutiche 
Republik mit Anlehnung etwa an die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft und 

bald vielleicht unter dem Protectorat einer noch größeren Macht, dann 
allerdings ift derfelbe recht wohl möglich, wenn man das dafür bieten 
tann, was der Herr Abgeordnete dafür geboten hat, „einige Kronen." 
Ich aber, ber ich den Eib geſchworen habe, das unzertrennliche Wohl 

des Königs und Vaterlandes zu wahren, ich kann die Krone meines 
Königs nicht für den republifanifchen Sübbundb bieten. Sehen wir aber 
ab von dieſen Idealen und fragen uns, ob außerdem das ſtaatliche Ge- 
bilde des Südbundes ein organifches Leben führen könnte? Sie werben 
mir zugeben, daß eine ſtaatliche Organifation etwas zu thun, eine Com- 
petenz haben muß. Wie woller Sie nun diefe für Ihre Centralgewalt, 

für Ihr Parlament beftimmen? Doc) nicht geringer als die Competenz 
des norddeutſchen Bundesraths? Dann müßten die Regierungen ber 
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ſüddeutſchen Staaten an das Bundesorgan abtreten alle diejenigen Gegen⸗ 
ftände, welche in den 15 Biffern de3 Art. 4 der norbbeutfchen Bundes- 
verfaffung aufgeführt find. Dabei Haben Sie zu bedenken, daß Wirtem- 

berg und Baden in den Bundesorganen gegenüber von Baiern ſtets in 
der Minorität wären. Sie müßten fi) von Baiern vorfchreiben laſſen, 

wie Sie bie wirtembergifchen Eifenbahnen, Telegraphen und Boften ein- 
zurichten Haben u. |. wm. Das ganze wirtembergiſche Boll würde gegen 
ein ſolches Experiment fi) erheben. Die Baiern würden Baiern, die 
Wirtemberger Wirtemberger auch in einem folchen Wunde bfeiben. Die 
Maojorität würde vor Alfem für fi) forgen. Wenn Sie all die Gegen- 
ftände ins Auge faffen, welche dem Bunde zufielen, fo würde gewiß 

bald der Gedanke Pla greifen, wenn wir einmal folhe Dinge haben 
folfen, fo wollen wir fie lieber mit ganz Deutfchland, als mit Baiern 

gemeinschaftlich haben." 
Diefe Rede gab wohl über die perſönliche Auffaffung des Minifters 

intereffante Aufſchlüſſe, aber konnte Hinfichtlic” der Zukunft weder den 

demofratifchen Gegnern ber Ausdehnung des Nordbundes, noch den Mit- 
gliedern der deutſchen Partei Beruhigung gewähren. Beide Parteien 

mußten bie Feſthaltung des Standpunltes der Vermittlung, den ber 
Minifter als den feinigen bezeichnete, für unmöglich anfehen. Entweder 
mußte die Verbindung mit dem norddeutſchen Bunde fefter werben, ober 
bei einer Entſcheidungsfrage ſich auflöfen. Nur das Eine ging aus 
Varnbülers Aeußerungen Har hervor, daß der Südbund nicht zu Stande 
kommen fönne. Die Debatte fehien fein Ende nehmen zu wollen, und 
ſchließlich machte der Abgeordnete der Stadt Stuttgart, Oberbürgermeifter 
Sid, nachdem er gegen die Politif des Grolleng mit Preußens gefprochen 

und auf den Staub der Thatſachen hingewieſen hatte, den Antrag, ftatt 
des alfgemeinen Satzes über die Erfüllung der nationalen Pflichten in 
der Adreffe zu fagen: „Niemals wird fi) das wirtembergifche Wolf der 
Pflicht eutbinden, mit feiner Regierung Hand in Hand die nationalen 
Intereſſen zu pflegen und bie nationalen Pflichten in Uebereinſtimmung 
mit den Allianz. und Zollverträgen zu erfüllen.“ Die Gegner der Ber- 
träge proteftirten dagegen, daß man ihnen die Anerkennung derſelben 
aufnöthigen wolle und ihnen gleichfam die Piftole auf die Bruſt fege. 

Einer derfelben fagte geradezu, auf den Allianzvertrag komme am Ende 
wenig an, im Frieden werde er wenig feniven, und wenn es Krieg gebe, 
feien die Verhältniffe mächtiger als der Vertrag, Wer von den krieg- 

führenden Großmächten Wirtemberg zuerft befege, der habe es, und 
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man müffe dann eben demjenigen folgen, der zuerſt komme. Endlich 

wurde die Mehrheitsabreffe mit der Verbefferung Sicks mit 50 gegen 

38 Stimmen angenommen. 
In Baden, wo bisher Regierung und Volksvertretung fo einmüthig 

zuſammengewirkt hatten, um den Eintritt des Landes in ben norddeut⸗ 

ſchen Bund vorzubereiten, entftand auch eine beflagenswerthe Störung. 
Die Bevöllerung wurde ungeduldig, daß die Sache nicht vorwärts gehe 
und Baden nicht wirklich eintrete; man machte ber Liberalen Partei, 
welche alfe Forderungen der Regierung für Reformen des Militärweſens 
fo zuvorfommend unterftigt Hatte, Vorwürfe, daß fie dem Land um- 

nöthige Laſten aufgebürbet habe; die Herren, bie früher als Oppofitions- 

männer gefeiert tworben waren, verloren ihre Popularität, feitdem fie 
Negierungsanhänger geworden waren. Und fie Magten wieder, baß fie 
nicht mehr das bisherige Vertrauen der Regierung genöffen. Am 8. No- 

vember 1868 fam eine Anzahl von Mitgfiedern der erften und zweiten 
Kammer in Offenburg zufammen, um die Lage des Landes und bie 
Urfachen der allgemeinen Verftimmung zu befprechen. Es wurde auf 
Grund der Berathung ein Rundſchreiben an Landtagsabgeordnete und 
andere nationalgefinnte Männer erfaffen, worin gejagt wurde, man könne 

fich nicht verhehlen, daß die fiberale Partei ſeit der legten Kammerſitzung 
in eine gefahrvolfe Cage eingetreten fei. In Folge der bedeutenden 
Laften, welche eine patriotifche und opferwiliige Haltung der Kammer» 
majorität für die Sache Deutſchlands dem badiſchen Volke auferlegt habe, 
fehen fi die Liberalen durch Mißverftänbniffe und übelwollende Deu- 
tung einer abgeneigten Stimmung auögefegt. Trotzdem habe die Regie 

rung diefer Kammer nicht die nöthige Rückſicht angebeihen Laffen, und 
in den legten Tagen der Rammerfigung eine Neubildung des Miniſteriums 

vollzogen, ohne mit der liberalen Partei, die doch zugleich die Kammer- 
mehrheit bilde, ſich zu "verftändigen. Es bleibe nun ber erfteren, bie 
vom Volt ald Negierungspartei angefehen fei, von der Negierung aber 
nicht als ſolche behandelt werde, nichts anderes übrig, als entweder für 
die nächſten Jahre aus der öffentlichen Wirkſamkeit zurückzutreten, oder 
eine Wieberaufrichtung der Partei zu felbftändigerer Thätigfeit zu ver- 

ſuchen. Im Hinblick auf die großen politifchen Antereffen hätten bie, 
Anwefenden ſich für das Letztere entſchieden. Dem NAundfchreiben war 

ein Programm beigelegt, das ſich über die deutſche Politif und dag 
Heerweſen und verſchiedene innere Fragen ausſprach, aber nichts Neues 
enthielt. Bald darauf erfchien eine von Staatsrath Lamey im Auftrag 
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der Offenburger Verſammlung verfaßte Broſchüre, welche die Beſchwerden 
der liberalen Partei gegen das Miniſterium Jolly darlegten. Die Neu- 
bildung des Miniſteriums ohne vorhergehende Verſtändigung mit der 
Kammer erſchien wieder als Hauptpunlt, der Unpopularität dieſes Mi— 
niſteriums wurden auch die Mißerfolge bei den Zollparlamentswahlen 
zugeſchrieben. Auch wurde angedeutet, daß die Sprödigkeit Preußens in 
Beziehung auf den Eintritt Badens in den norddeutſchen Bund eine 
Urſache der Mißſtimmung ſei. 

Das Miniſterium nahm dieſe plötzliche Auflündigung des Ver— 

trauens mit Recht als eine unverdiente Kränkung auf, und ſuchte durch 
offene Darlegung ſeiner Uebereinſtimmung mit der Kammermehrheit in 

allen weſentlichen Fragen die Angriffe der Offenburger Verſammlung 
als unberechtigt nachzuweiſen. Es wurde nun eine neue Verſammlung 
zu Offenburg am 27. December gehalten, die ſehr zahlreich beſucht war, 
und in welcher ſich ein verſöhnlicher Geiſt ausſprach. Die Partei er— 
Härte, fie wolle keine ſyſtematiſche Oppofition machen, vielmehr die Re— 

gierung in alfen Maßregeln unterftügen, welche ihren Grunbfägen gemäß 
feien. In der deutſchen Politit halte fie an dem früheren Programm 
des möglichſt baldigen Eintritts in den norddeutſchen Bund feſt. Die 

gleichförmige Organifation der Truppen mit dem norbbeutfchen Heere 

erkenne fie als Bürgſchaft für Erreichung des nationalen Zieles an, fei 

auch ferner zu Opfern bereit, müſſe aber darauf dringen, daß unnöthige 
Ausgaben unterlaffen und die breijährige Präfenzzeit ermäßigt werde, 
foweit dieß ohne Schwächung ber Wehrkraft tunlich ſei. Es zeigte ſich, 

daß der Unterfchied zwiſchen dem Minifterium und der liberalen Partei 
auf unbedeutenden Nebenpunkten beruhe, und man fonnte außerhalb 

Babens gar nicht verftehen, warum ber ganze Handel angefangen worden. 

Man war fehr geneigt, die Entftehung auf perſönliche Motive zurüdzus 
führen. Diefe waren umftreitig dabei im Spiele. Aber die Haupt- 
urfahe war doc die Ungeduld über den Stillſtand in der deutſchen 

Trage. Man argmohnte, es fei dem Minifterium doch fein rechter 
Ernft mit dem Eintritt in den norddeutfchen Bund. 

Einen ſtarken Antrieb zur gegenfeitigen Verſöhnung gab der Verfuch 
der Merifalen und Großdeutfchen‘, den häuslichen Zwiſt zum Sturz bes 

Miniſteriums Jolly zu benügen. Es wurde von benfelben eine alfge- 
meine Agitation ind Werk gefett, und ein Aufruf an das Volf erlafjen, 
in welchem Hauptjächlich ſolche Forderungen aufgeftellt wurden, welche 
das Intereſſe der Kirche berührten. Freiheit von Schulzwang, Tren- 
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nung ber Kirche von Staat, föberaliftiiche Einigung Deutſchlands mit 

Einſchluß Oeſterreichs, Verminderung des ftehenden Heeres waren die 
Hauptpunfte diefes Programms. CS bildete fi) auf einer am 7. Mai 
im Achern gehaltenen Verfammlung eine Wahlreformlige, in welcher 
Demofraten mit veaftionären Männern vom Adel vereinigt waren, wor⸗ 

unter auch ber Name des nach der Kataſtrophe von Küniggräg abges 
tretenen Minifters v. Edelsheim erſchien. Diefe Veftrebungen der ver- 
einigten Ultramontanen und Deinofraten, welche die liberalen und natio- 

nalen Errungenfchaften Badens bedrohten, machten, daß die nationale 
Bartei ſich wieber zur Unterftügung des Minifteriums vereinigte. Aus 
den bebeutendften Städten Badens wurden Adreſſen gegen die Forde- 

rungen der neuen Oppofitionspartei an den Großherzog eingefandt, und 
auf einer Landesverfammlung in Offenburg am 23. Mai 1869 vie 
Berföhnung der Liberalen mit dem Minifterium beſchloſſen, und eine 
Adreffe an den Großherzog gerichtet, in welcher der Regierung die ents 
ſchiedene thatkräftige Unterftügung der fiberalen Partei verheißen wurde, 
wenn fie ihrem freifinnigen und nationalen Programm treu bleibe. 
Hierauf ließ der Großherzog den Unterzeichnern der Adreſſe ſchreiben, er 

danfe ihnen für ihre Erklärung und er ftüge darauf das Vertrauen, es 
werbe ihm gelingen, fein Wolf zu dem Ziele zu führen, dag er fih als 
höchſte Regentenaufgabe geftellt habe: ein freies Staatsleben im Inneren, 
rubend auf der ficheren Grundlage geiftiger Bildung und fittlich- reli- 

giöfen Exnftes, und muthige entſchloſſene Theilnahme an der nationalen 
Miedergeburt Deutſchlands. 

In dem preußifchen Landtage, der am 4. November 1868 eröffnet 
wurde, fam eine Angelegenheit von großer allgemein deutfcher Bedeutung 

zur Sprache. Der Juſtizminiſter Leonhardt*) Iegte am 30. November 
den Entwurf eines allgemein preußifchen Hypothelenrechts vor, das an 

Die Stelle ber brei verſchiedenen Nechtsfyfteme**) treten follte, die inner- 
halb der preußifchen Monarchie galten, und ſprach am Schluß feines 

begleitenden Vortrags bie Hoffnung aus, daß das neue Geſetz in Kurzem 

auch für ganz Deutſchland Geltung erlangen werde. „Wenn für die 

Monarchie", fagte er, „eine gemeinfame Geſetzgebung ing Leben tritt, 
und wenn dieſe den Anforderungen entfpricht, welche ich fo eben hervor- 

*) früher hanuoveriſcher Minifter und als folder ſehr verdient um das dortige, 
als mufterhaft anerkannte Juſtizweſen, am 3. December 1867 an bie Stelle des 
ehr unpopufären Grafen zur Lippe ernannt. 

**) Breußifcies Landrecht, gemeines Recht und Code Napoleon. 
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gehoben habe, fo wird fie auch geeignet fein, als Geſetzgebung für ben 
norddeutſchen Bund zu gelten. Mit demfelben Moment, in melden 

diefer nationale Akt für den norddeutſchen Bund ſich vollzieht, wird 

diefer Akt auch für ganz Deutfchland, auch für das Deutfchland jenfeits 
des Mains vollzogen fein, und zwiſchen diefem Moment und der Aus- 

. führung in den ſüddeutſchen Staaten wird, wie id) glaube, ein Beitraum 

liegen, der nur nad) Monaten zu berechnen fein wird.” 
Demfelben Landtag wurde auch die oben ermähnte königl. Verord⸗ 

nung vom 3. März 1868 über Beſchlagnahme des dem ehmaligen 
König Georg von Hannover gehörigen Vermögens zur Beftätigung vor- 
gelegt. Dieß ſchien um fo nöthiger, da der König Georg einen Proteft 

dagegen erlafjen Hatte, in welchem er erflärte, er werde an dem ihm 
von Gott verfiehenen Recht auf. die hannoveriſche Königskrone entſchieden 
fefthalten, und er Hege, vertrauend auf dieſes Recht, nicht blos die 

Hoffnung der Reftitution, fondern fei von dem Eintreten derfelben fo 
feft überzeugt, wie von feinem eigenen Dafein. Diefelbe Vermögens: 

beſchlagnahme war auch gegen ben ehmaligen Kurfürſten von Heſſen 
verfügt worden in Folge einer Denkfchrift, welche derfelbe durch den 

Hofrath Pernice hatte ausarbeiten laffen, und im September 1868 an 
die Höfe Europad und an verſchiedene politifche Autoritäten verfandt 

Hatte. Sie führte den Titel: Dentſchrift Sr. 8. H. des Rurfürften 
Friedrich Wilhelm I. von Heffen, betreffend die Auflöfung des deutfchen 
Bundes und die Ufurpation des Kurfürfienthums durch die Krone 

Preußen im Jahre 1866" und enthielt ſchwere Beleidigungen gegen den 
König und die preußiſche Regierung. Beide Beichlagnahmen kamen am 

29. Januar 1869 zur Verhandlung und Graf Bismard machte dabei 

über bie Einzelheiten ber hannoveriſchen Umtriebe Mittheilungen, woraus 
hervorging, daß in Frankreich, in verfchiedenen Ortfchaften internirt, 
eine hanmnoveriſche Legion von 10001400 Mann unterhalten, und 
eine Summe von etwa 300,000 Thaler jährlich für diefe Leute ver- 

wendet werde. Bismard ftellte vor, daß es doch zwedmäßig fei, bie 

Quelle, aus der diefe Gelder fließen, zu verftopfen und wenigſtens zu 
verhindern, daß fie nicht aus preußifchen Staatögeldern gefpeift werde. 

Der Bericht der Commiffion beantragte, die Verordnung zu ge 
nehmigen und duch einen neuen Artifel dahin zu ergänzen, daf die 

Wieberaufhebung der Beichlagnahme nur durch ein eigenes Geſetz er- 
folgen könne. Der Antrag wurde nur von dem ehmaligen Minifter 
König Georgs, Windthorft aus Meppen, und von dem katholiſchen 
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Oppofitiongmann von Mallinckrodt angefochten, und fehließlih mit 256 
gegen 70 Stimmen angenommen. Zür den Kurfürften von Heſſen 
wehrte ſich nur ber heſſiche Abgeordnete Herrlein, und die Beichlag- 
nahme wurde mit noch größerer Majorität al bei dem König von 
Hannover angenommen; felbft heſſiſche Abgeordnete nahmen feinen An- 
ftand, ihr Votum gegen ihren früheren Kurfürften abzugeben. Auch das 
Herrenhaus genehmigte am 13. Februar die Beſchlagnahmen faft ein. 
ſtimmig. 

Kurz vor dem Schluß des Landtags wurde die finanzielle Ausein⸗ 
anberfegung zwifchen dem preußifchen Staat und der Stadt Frankfurt 

erledigt. Die preußiſche Regierung legte am 2. Februar dem Haufe 
der Abgeordneten einen Geſetzesentwurf vor, nach welchem alle zur Beit 
der preußiſchen Befignahme zu Staatözweden verwendeten Güter und 
Liegenſchaften der Stadt, ebenfo ſämmtliche Eifenbahnen in den Beſitz 
des preußifchen Staats übergehen, die Schulden aber, welche nach dem 
Abzug des Beſitzes noch 9 Millionen Gulden betrugen, vom Staat 
übernommen werden follten. Damit waren nun die Frankfurter Bürger 
gar nicht einverftanden. Während fie ſich fo viel auf ihre Souveränität 
zu gut gethan hatten, meinten fie nun, fie feien fein Staat, fondern nur 
eine Stadt, die als ſolche nur Privateigentfum habe; fie meinten, ber 
preußifche Staat müſſe ihnen die öffentlichen Gebäude und Eifenbahnen 
mit ihren Einkünften laffen, ober wenn er fie haben wolle, abkaufen. 
Es wurde nun eine Deputation nach Berlin geſchickt, um zu unter- 

handeln. Eine Bürgerverfammlung proteftirte in der VBorausfegung, die 
Nathsbeputation werde den Mechten der Stabt zu viel vergeben, gegen 
jede Entziefung des Eigenthums der vormals freien Stabt und gegen 
jeven Beſchluß der ftäbtifchen Behörden, der einer folhen Entziehung 

zuſtimmen würde. Unter dem Drud diefer Proteftation des Volks 
beſchloſſen am 16. Februar die Stadtverorbneten, bie ſtädtiſche Re— 

gierung müſſe wenigſtens drei Millionen Gulden als Erſatz für ver- 
lorenes Staatseigenthum von der preußiſchen Regierung verlangen, und 
die abgeſandte Deputation in dieſem Sinne inſtruiren. In Folge davon 

ftellte nun die Deputation dieſe Forderung in Berlin und erklärte, unter 
feiner anderen Bedingung abſchließen zu dürfen. Das preußiſche Finanz⸗ 
miniſterium erklärte und beharrte darauf, höchſtens zwei Millionen geben 
zu wollen. Nun legte ſich der König, dem es ſehr daran gelegen war, 
eine freundliche Uebereinkunft mit der Stadt Frankfurt zu erreichen, in 

das. Mittel und erbot ſich, er wolle, um die Verhandlungen nicht ſcheitern 
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zu laſſen, die fehlende Million der Stadt Frankfurt aus feiner Kaffe 
auszahlen laſſen. Auf diefer Grundlage wurde nun am 26. Februar 

eine Webereinfunft über die Vermögenstheilung mit der Stadt Frankfurt 
abgefchloffen, und noch an demfelben Tage dem Abgeordnetenhaufe dar- 
über Mittheilung gemacht. Der Finanzminifter von der Heydt bemerfte 
dabei: der König habe aus feinen Privatmitteln der Stadt Frankfurt 

ein Gnadengeſchenk von einer Million Gulden zugewendet, und diefer 
Königliche Aft werde mehr als alfe anderen geeignet fein, die Herzen der 
Frankfurter zu gewinnen. Diefe Ermahnung zur Dankbarkeit machte 
aber gerade in Frankfurt böfes Blut. Der Bürgerftolz der preußen- 
Haffenden Frankfurter mollte fein Gnabengefchent von dem König von 

Preußen, fonbern ſich lieber al3 Opferlamm bemtitleiden laffen. Der radicale 
Theil der Stabtverorbneten mollte dem Vertrag die Genehmigung ver- 
fagen und erflären, daß die Deputation ihre Vollmacht überfchritten 

habe, und daß die vom König bewilligte dritte Million nicht angenom- 
men werben dürfe. Diefer Antrag wurde jedoch von der Majorität 

abgelehnt und ber abgejchloffene Vertrag angenommen, aber die Erffä- 

rung beigefügt, „die Verfammlung erkenne in dem Ausgleich lediglich 
die Erfüllung der von den ftädtiichen Behörden von dem Staat Preußen 

vertragsmäßig geforderten Verpflichtung zur Zahlung von 3 Miltionen 
Gulden und lege gegen den vom Finanzminifter gebrauchten Ausdruck 
Gnadengeſchenk feierlihft Verwahrung ein." Die Budgetcommiffion des 
Abgeordnetenhaufes war mit diefer Form der Erledigung des mit Frank- 

furt abgefchloffenen Ausgleichs auch nicht zufrieden, ımd das Miniſterium 
murbe feharf getabelt, daß es die Intervention des Königs angenommen 

und nicht lieber die dritte Million auf die Staatsfafje übernommen 
habe. Doc; wurde in ber Schlußberathung des Haufes die Regierungs- 
vorlage mit allen gegen 9 Stimmen angenommen, und jo war ber 
Friede mit Frankfurt Hergefteift. 

Der Reichstag des Frühjahrs 1869, der am 4. März eröffnet 
wurde, brachte mehrere Verhandlungen und Befchlüffe, welche für die 
Weiterentwidlung des Yundes von Bedeutung waren, Bon Graf 

Miünfter und Tweſten wurde am 16. März mit Unterftügung von 

98 Mitgliedern alfer Fractionen, ausgenommen der Confervativen, ein 
Antrag auf Errichtung verantwortlicher Bundesminiſterien des Auswär⸗ 
tigen, des Krieges, der Marine, der Yinanzen und de3 Handels und 

Verkehrs eingebracht umd.ein zweiter am 18. von Miquel und Lasfer, 
mit Unterftügung von 81 Mitgliedern, die Competenz der Bundesgeſetz⸗ 
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gebung auf daS gefammte bürgerliche Recht und die Gerichtöverfaffung 
auszubehnen. Am 16. April kam der Münfter-Tmweften’iche Antrag zur 
Berhandlung. Tweſten ging bei Begründung beffelben davon aus, daß 
man nad) Außen nicht vorwärts gelommen fei und auch feine Ausficht 
dazu habe; da die Hoffnungen, die man früher an das Zollparlament 
getnüpft Habe, abgefehnitten feten, jo müſſe man um fo mehr an ber 

inneren Befeftigung des Bundes arbeiten, und dazu gehöre vor Allem 
eine geregelte Negierungsgemalt, die man eben nur in einem verantwort- 
lichen Miniſterium gewinnen könne. Graf Münfter fagte, daß er eigent- 
lich weiter gehen möchte und daß ihm ein Antrag lieber geweſen wäre, 
der auf Nevifion der ganzen Bundesverfaſſung gegangen wäre; er hoffe 
jeboch, wenn der Antrag angenommen werde, und wenn ber Bunbes- 

rath ſich ernftlich mit Ausführung deſſelben befchäftige, fo werde man 

einfehen, daß eine gründliche Reform der Bundesverfaſſung nothwendig 
fei. Denn eine föberative Verfaffung wie bie des norbbeutfchen Bundes 

paſſe nit in ein monarchiſches Staatenfyftem, die Spige fo vieler 
monarchiſcher Staaten müffe ebenfalls eine einherrjchaftliche fein, und 
daraus folgen die Bundesminifterien von ſelbſt. Er wünſche, daß bie 
Bundesverfaffung ausgebaut werde, unb zwar in verhältnigmäßig ruhigen 
Zeiten und vor Allem durch den großen Staatsmann, den wir unter 

uns haben, den Grafen Bismarck, und er bitte diefen, den Antrag, als 

ein Vertrauensvotum anzufehen, denn als ſolches fei er gemeint. Mit 
diefer Auffaffung mar aber Bismard Teineswegd einverftanden und er- 
Härte, in dem Antrage nur ein Miftrauensvotum gegen ſich als Bundes- 
tanzler fehen zu können. Diefer Charakter des Mißtrauensvotums fei 
auch darin hervorgetreten, daß der Abgeordnete Tweſten den jetzigen 
Buftand in befonders ftarfen Farben geſchildert, daß er von chaotiſchen 
Zuftänden geſprochen Habe, deren üble Folgen mit Mühe nievergehalten 
würben durch die Dictatur, und zur Befeitigung dieſes Chaos, zur Ab- 

ſchaffung der Dictatur empfehle Tweſten die verantwortlichen Minifterien. 
Diefe müßten aber nicht blos für dasjenige verantwortlich fein, wofür bis 

jett der Bundeskanzler verantwortlich fei, ſondern auch für die Gefchäfte 
des Bundesraths, und es müßte durch Einführung eines verantwort- 
lichen Bundesminifteriums auch der Geſchäftskreis des Bundesraths 

weſentlich beſchräntt werben. Bisher nämlid; fei die Stelle folder 
Yundesminifter nit, wie man fälfchlih annehme, vom Bundeskanzler, 
fondern von den Ausfchüffen des Bundesraths verfehen worden. „Unfer 
Finanzminiſter,“ fährt er fort, „ift der Finanzausſchuß des Bunbes- 
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raths. — In gleicher Weile wird die frieggminifterielle Thätigfeit durch 
den Militärausſchuß des Bundesraths geübt, an deſſen Spike ſich der 
preußifche Kriegsminifter befindet, der feine bundeskriegsminiſteriellen 
Verfügungen nicht in der Eigenfchaft eines preußifchen Kriegsminifters, 
fondern als Vorfigender des Ausſchuſſes erläßt. So haben wir unferen 

Rechnungsausſchuß, unferen Handelsausſchuß. Alfe diefe Organe, bie 
dadurch Hergeftellt worden find, daß ben Megierungen eine ihrer 
Souveränität und ihren vertragsmäßigen Rechten entſprechende Stel- 
fung und Mitwirkung im Bundesrathe angetviefen ift, würden nad) 
dieſem Antrage bei feiner Durchführung überflüffig werben, ebenfo über- 

flüffig wilrde dag ganze Bundeskanzleramt werden, was einem colfegia- 
liſchen Minifterium do nicht untergeben gedacht werden könnte.“ 
Wenn man fo den bißherigen Geſchäftsgang ſich vergegenmärtige, fo 
müffe der Antrag als Mißtrauensvotum auch gegen die Bunbesregie- 
rungen - erfcheinen, die dieß nicht verdient haben, da fie ſich mit voller 
patriotifcher Hingebung an dem gemeinfamen Werke betheiligt haben. 
Dazu könne der Bundeskanzler nicht die Hand bieten. „Das allgemeine 
Mißtrauen, welches dieſen Antrag durchweht, beſchränkt fich nicht auf 
Norddeutichland, es ift mit einer. ganz ſcharfen Spitze gegen die füd- 
deutſchen Regierungen gerichtet; es bebeutet nach Süddeutſchland Hin fo 
viel, als wenn man jagen wollte: auf euch rechnen wir fo wie fo nicht 
mehr, wir ſchließen unfer norddeutſches Staatsweſen ab, ohne weiter 
auf euren Beitritt zu warten. Denn es fann doch Niemanden ent- 

gehen, wie entgegengefegt die Strömungen im Süden und im Norden 
fließen: der Süden ift vermöge feiner Stammegeigenthümlichkeiten, ver- 
möge feiner Stellung in der früheren Neichöverfaffung durch und durch 
porticulariftifch und confervativ, wir find ihm nicht nur zu liberal, wir 
find ihm zu national, alfo im Ganzen zu national-liberal. Unterfuchen 
Sie die Eigenthümlichfeiten der Süddeutſchen: als Baier, als Wirtem- 

berger, als Schwabe, als Bajuvare, als Franke will er ſich conſerviren, 
das ſteht an der Spige aller ſüddeutſchen Kundgebungen. Der nord⸗ 
deutſche Bund ift ihm ſchon viel zu eng geeinigt; einem viel lockerern 

Verbande, ber’ die berechtigten und unberechtigten Eigenthümlichfeiten in 
ſehr viel höherem Maße fehonte, würde er fich vielleicht entſchließen 

tönmen, näher zu treten. Das wiſſen Sie Alle — und ſchlagen ihnen 
num die Thür vor der Nafe zu. Der Antrag ift eine zweifellofe Ber- 
tiefung des Mains als Grenze, das ift gar feine Frage; mit der An« 

nahme dieſes Antrags wäre an den Beitritt der ſüddeutſchen Regierungen 
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nicht mehr zu denken.” — — „In Sübbeutichland ift der Einheitsdrang 
fo ſchwach, daß die Leute, die offen um bie Hilfe des Auslandes buhlen, 

um dasjenige an Einheit, was wir erworben haben, wieber zu zerichla- 
gen, — daß diejenigen Leute, die den augenblidlichen Bug des Friedens, 
der durch die Welt geht, Höchlic) bedauern, weil dadurch der Moment 

hinausgeſchoben wird, fremde fiegreiche Bajonette mit dem Blute ihrer 
norddeutſchen Brüder gefärbt zu fehen, — daß diefe Leute nicht etwa 
mit der fittlichen Entrüftung ihrer Landsleute bedroht, nicht als Landes- 
verräther offen gefeungeichnet und gebrandmarft merden, fondern daß 
man fi um ihre Unterftügung bei den Wahlen bewirbt, daß man mit 
ihnen Tapitulixt, daß fie geachtet neben ihren Mitbürgern figuriren. Den 

Nordbeutfchen geht die unificirende Thätigfeit des Bundes zu langfam; 

was man in Süddeutſchland als übertriebene Beſchleunigung, als Rafch- 
macherarbeit betrachtet, heißt Hier Stagnation. Und diefen Gegenfag zu 

vermitteln, Süddeutſchland nicht aus den Augen zu verlieren, den Gang 
Norddeutſchlands zu befchleunigen, dabei aber Fühlung zu behalten mit 
ſämmtlichen Bundesfürſten, mit dem Bundesrath, mit dem Bundes- 

präfidium und ‚vor Allem mit biefem Neihstag: - das ift die Aufgabe, 
die Sie dem Bundeskanzler ftellen, er möge fie im Wege der Geſetz⸗ 
gebung löfen! Um ihm num diefe Aufgabe zu erleichtern, — wenn fie 
ihn zum wirklichen Dictator ernennten, fo könnte man an einen ſolchen 
erhebliche Anſprüche ftelfen, aber um ihm die Aufgabe zu erleichtern, 
wollen Sie ihm Hände und Füße binden und ihn durch ein Collegium 
an das Gängelband nehmen laſſen. Es ſoll eine ftarfe, gewandte, frei- 
bewegliche Regierung fein, aber fie folf bei allem, was fie thut, von 
vier ober fünf mit ihm gleichberechtigten Colfegen, durch deren Ernen- 
nung Sie alle Schäden der Welt geheilt glauben, die Zuftimmung eitn- 
holen. Meine Herren! wer einmal Minifter geweſen ift und an der 
Spige eines Minifteriumß geftanden hat, und gezwungen geweſen ift, 
auf eigene Verantwortung Entſchließungen zu finden, ſchreckt zulegt vor 

diefer Verantwortung nicht mehr zurück, aber er ſchreckt zurüc vor der 
Nothwendigkeit, fieben Leute zu überzeugen, daß dasjenige, was er will, 
wirklich das Richtige iſt. Das ift eine ganz andere Arbeit, als einen 
Stoat zu regieren. Alle Mitglieder eines Minifteriumg haben ihre ehr- 
liche fefte Weberzeugung, und je ehrlicher und tüchtiger fie in ihrer 
Tpätigfeit find, um fo fehwerer werben fie ſich fügen. Jeder ift um- 
geben von einer Reihe ftreitbarer Räthe, die auch jeder ihre Ueberzeu- 
gung haben, und ein Minifterpräfident muß, wenn er Zeit dazu hat, 
a tupfel, Ginfeitsbeftrebungen. IL. 19 
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— und ich würde mich dem auch nicht entziehen —, den einzelnen Math, 
der in einer Sache das Ohr feines Chefs Hat, zu überzeugen verſuchen. 

Einen Menfchen zu überzeugen, ift an und für ſich fehr ſchwierig, man 
überredet Manchen, man gewinnt ihn, vielleicht durch den äußerften Aufe 
wand derjenigen perfönlichen Liebenswürdigleit, die man etwa befigt, und 
man hat diefe Anftrengungen fieben Mal oder öfter zu wiberhofen. Ich 
halte an und für ſich — und darin unterſcheide ich mich von Denen, 
die bisher Heute ſprachen, und ich bin feft überzeugt, aus meiner eigenen 
Erfahrung für mein Urtheil einftehen zu können — eine collegialiſche 
Minifterverfaffung für einen ſtaatsrechtlichen Mißgriff und Fehler, von dem 
jeder Staat fo bald als möglich loszukommen fuchen follte, und ich bin 
fo weit entfernt, die Hand dazu zu bieten, daß diefe fehlerhafte Einrich- 

tung auf den Bund übertragen werde, daß ich vielmehr glaube, Preußen 
würde einen immenſen Fortſchritt machen, wenn es den Bundesſatz accep- 
tirte und nur einen einzelnen verantwortlichen Minifter Hätte." Bis— 
mard führt fofort aus, daß ein Minifter doch nie im Stande fel, alles 

technifche Detail feiner Verwaltung zu verftehen, er müſſe fi eben 
damit helfen, daß er vertraute Perfonen’ anftelfe, die das Einzelne ver- 
ftehen und für deren Handlungen er die Verantwortlichkeit übernehme. 
Ein Collegium, das fi an der Verantwortlichkeit betheiligte, würde ihm 
die Sache nicht erleichtern. Er kommt im weiteren Verlauf feiner Rede 
auch auf die Art zu ſprechen, wie er die deutſchen Angelegenheiten be» 
handelt wiffen wolle. Er verſichert, daß er ehrlich und aufrichtig nach 
Eonfolidation berfelben firebe, aber er könne das Hinarbeiten auf dem 
Einheitsftaat nicht für den richtigen Weg anfehen. Der Unitarismus 
fei überhaupt nicht die nüglichfte und befte pofitifche Geftalt, und nament- 
lich nicht für Deutſchland. Schlieflih ermahnt er zur Geduld; man 
möge doch der Entwicklung Deutſchlands Zeit Iaffen und nicht Gejchichte 
machen wollen, fondern abwarten, bis fie fich felbft vollziehe. Er fei 
ſich vollſtändig bewußt, mit faft alfen, vielleicht mit alfen Antragftellern 
über das Biel einig zu fein: „wir wollen Deutfchland diejenige Geftal- 
tung geben — im Norden und im Süben, wenn wir können — in der 
es am ftärkften und am einigten ift, und in der e8 bie meiften Bebin- 
gungen feiner Wohlfahrt vereinigt." 

Der Abgeordnete Schulze, der unmittelbar nachher fprach, erwiderte: 
von einem Mißtrauengvotum könne gar keine Rede fein. Es werde auch 

nicht beabfichtigt, ein neues Rad in die Mafchine einzufchteben, denn die 
Idee der Verantwortlichkeit ſei bereitS in der Verfaſſung ausgeſprochen, 
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es folle durch den vorliegenden Antrag nur der Verfuch gemacht werden, 
eine bereits beftehende Sache in Wirffamfeit zu fegen. Auch fei ihm 
nicht Har, wie dadurch, daß man in den Weg dieſes Antrages einlenke, 

die Sübdeutfchen noch mehr entfremdet werben follten. Der Mangel an 
freiheitlihen Garantien fei es Hauptfählih, was bie Majorität ber füd- 
deutjchen Bevöfferung abhalte, in den norddeutſchen Bund treten zu wollen. 
Der Abgeordnete Windthorft von Meppen erflärte mit Beziehung auf 
die Rede des Grafen Münfter, er fei durchaus nicht der Meinung, daß 
uns die Beit den Einheitäftaat bringen werde. Er denfe vielmehr, daß 
die weitere Entwidlung zu einem auf wahrer Föderation gegründeten 

Bundesſtaat führen werde. Ein Einheitsftant aber wäre das Grab 
Deutſchlands. Dem Abgeordneten Lasker gelang e8, den Bundeskanzler 
zu überzengen, daß zwifchen der Meinung der Antragfteller und feiner 
Auffaffung fein fo großer Unterſchied beftehe. Der Antrag fei keines⸗ 
wegs fo gemeint, daß man neben den Bundesfanzler Männer ftellen 

wolle, die im Stande wären, feine Bundespolitik zu durchkreuzen. Es 
handle ſich nur von Fachminiſtern, die dem Bundeskanzler die Sorge flir 
das Einzelne abnehmen, damit er ſich ausfchlieglich mit den größeren 
Gedanken der Staatspolitik beichäftigen könne, und nur nebenher zu 

eontroliven brauche, ob die Staatsgefchäfte gehörig geführt und nicht 
durch Mißgriffe der Einzelnen Mißtrauen erregt werde. Cr denke ſich 
das Bundesminifterium nur in der Weife, wie e8 in England fei, wo 

der leitende Minifter die Seele des Minifteriums fei und darauf zu 
achten habe, daß Jeder aus dem Miniftertum feheide, der ſich mit der 
leitenden Politik nicht in Einflang zu fegen wiſſe. Hierauf erwiberte 

Bismard in freundlichem Tone: „Ich freue mich, daß der Schluß vorher 
nicht angenommen wurde und dem Herrn Vorrebner noch das Wort ge- 
ftattet worden ift, indem ich aus feiner Rede wiederum habe erfehen 
können, daß man fehr häufig in feinen Meinungen fich viel näher fteht, 
als man vor der Discuffion geglaubt hat. Wenigftens in bem einen 

Bunkte, gegen den ich von meiner Stellung als Bunbestanzler aus 
Widerſpruch eingelegt habe, ift mir bie Tendenz des Antrages durch die 
Aeußerung des Vorredners viel näher gerüdt. Er erfchien mir von 

dieſem Geſichtspunkte, wenn er ſich darauf allein beſchränkt Hätte, an« 

nehmbarer als vorher, wenn er mir auch nach feiner Tendenz gegen ben 
Bundesrath fomohl nach meinem Rechtsgefühl, als auch nach meiner 
Anfiht von der Zwedmäßigfeit, jeberzeit unannehmbar bleiben wird. 
Wenn ich vorher gejagt Habe, ich Halte ein Minifterium mit einheitlicher 

19° 
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Spige für zwedmäßiger in allen Staatseinrihtungen, wie ein Minifte- 

rium mit collegialifcher Spige, wo man nicht weiß, wer überftimmt ober 
gehemmt worden ift, fo Habe ich damit ja nicht weiter gehen wollen, als 
der Herr Abgeordnete nach dem Beifpiel der engliihen Einrichtungen 
gehen will, auß welchem ich fehliegen darf, daß mir im Gruude ganz 
einer Meinung über die einheitliche Spige find. Wir find vielleicht über 
viele Dinge einverftanden, ohne daß wir es fr den Augenblid wiſſen. 

IH würde die englifhe Stellung eines Minifterpräfiventen überall für 
ausreichend Halten, um die nöthige Einheit der Leitung herzuſtellen. 

Davon find wir aber nach unferer Verfaffung und nach unjeren Ge- 

bräuchen weit entfernt. Aenderungen in der Scenerie erforbern einen 
Aufwand von Kraft und Reibung, den gewöhnlich Niemand Zeit hat zu 
feiften. Aber im Bunbesfanzleramte find die Einrichtungen gerade fo, 
wie fie der Herr Vorrebner zu erhalten wünfcht; es fehlen blos einige 
Miniftertitel, und bamit wiirde ich gar nicht fo jehr ängftlich fein, for 
bald mur die einheitliche Leiſtung durch die Anſprüche, die ſich an dieſe 
Titel knüpfen, wicht zerfplittert wird." 

Die Abſtimmung über den Tweften-Münfter’ichen Antrag ergab eine 
Mehrheit von 11 Stimmen für denfelben. Indeſſen war ber Beſchluß 
zunächſt von feiner praktiſchen Bedeutung, da der Bundesrath es ab- 
lehnte, für jet weiter darauf einzugehen. Cine mittelbare Folge bes 
Antrags war e8, daß der Präfident des Bunbestanzleramts, Geh. Rath 
Delbrüd, bald darauf zum Staatäminifter und zum gejeglichen Stell» 
vertreter des Bundeslanzlers ernannt wurde. Am 19. April wurde 
über den Antrag Miquel-Lasker auf Competenzerweiterung der Bundes⸗ 
gejeggebung in Bezug auf das gefammte bürgerliche Recht, das Straf- 
recht und das gerichtliche Verfahren verhandelt. Schon in dem con- 
ſtituirenden Reichstag war biefer Vorſchlag eingebracht, aber mit geringer 

Maojorität abgelehnt worden. Es war fehr natürlich, daß er erneuert 
wurbe, denn er entfpracdh ganz bem Gedanken, welcher der Bunbesver- 
faffung zu Grunde lag. In Artilel IV Nr. 13 der Yundesverfaffung 

waren einige Theile des Rechtsgebietes als zur Competenz des Reichs⸗ 
tags gehörig aufgezählt; man fah nicht eim, warum nur Strafrecht, 
Handelsrecht, und nicht das ganze Rechtsleben der Bundesgeſetzgebung 
unterworfen fein follte, und erft kürzlich hatte ja ber preußifche Juſtiz ⸗ 

minifter Leonhardt jo zuverfichtlich davon gefprochen, daß das neue na» 
tionale Recht, das für Preußen gefchaffen werben follte, bald aud für 

den norbbeutfcen Bund, ja auch für dag Deutfchland jenfeits des Mains 
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Geltung erlangen werde. Die Antragfteller vertraten den Vorſchlag mit 
Wärme, er wurde aber von ben fächfif—hen Abgeordneten v. Zehmen und 
Generalſtaatsanwalt Schwarze, der als juriftifche Autorität galt, mit 
Heftigeit bekämpft. Die Letzteren beftritten überhaupt dem Reichstag 
die Befugniß, feine Competenz ohne Zuftimmung ber Bundesregierung 
und ber Einzelregierungen zu erweitern. Zehmen behauptete, es ſei doch 
nur auf Einführung de keineswegs muftergiltigen preußifchen Landrechts 
abgefehen. Mit diefer Tendenz und dem Angriff auf die Juſtizhoheit 
der Einzelftanten werde fi der Reichstag wenig Freunde dieſſeits und 
jenjeit8 des Mains gewinnen. Diefe von der eiferfüchtigen Erhaltung 
des Particularrechts ausgehende Polemik wurde als engherzig und Hein- 
lich befämpft, und den ſächſiſchen Rednern namentlich entgegnet, daß ihre 
Regierung durch ben Antrag auf Errichtung eines Bundesoberhandels⸗ 
gerichts bereits da8 Streben nach einem allgemein deutſchen Recht als 
berechtigt anerfannt habe. Jenes Widerſpruchs unerachtet fand ber 
Miquel-Lasteriche Antrag doch großen Anklang und wurde auch bei ber 
zweiten Lefung am 28. April durch Acclamation mit großer Mehrheit 
angenommen; aber der Bundesrath lehnte ihn nach längerer Erwägung 
am 25. Juni ab. Das Bundesoberhandelögeriht wurde am 4. Mai 
angenommen und beichloffen, daß es feinen Sig in Leipzig Haben folle. 

Die Ablehnung des Bundesraths gab den Abgeorbneten Miquel 

und Lasker Veranlaffung, auch) im preußifchen Abgeordnetenhaufe, deſſen 
Mitglieder fie waren, ihre Motive zu erneuern, und an die Regierung 
die Bitte zu fielen, im Bundesrath auf Annahme des Reichstags- 
beſchluſſes hinzuwirken. Am 7. Oftober 1869 ftellten fie ben betref» 
fenden Antrag, und am 24. November kam er zur Verhandlung und 
wurde von ben beiden Antragftellern, ſowie von Achenbach mit Nachdruck 
vertreten, aber von Winbthorft und Mallinfrobt befämpft. Der Juftiz- 
minifter fand es zwar nicht correct, daß fich die Vollvertretungen der 

Einzelſtaaten in die Bundesgeſetzgebung einmiſchen, erklärte ſich aber 

ſachlich ganz damit einverſtanden, daß das ganze bürgerliche Recht Sache 

des Bundes werden müſſe. Die Herſtellung der Rechtseinheit, ſagte er, 
iſt ein mit allen Kräften zu erſtrebendes großes nationales Gut. Die 
Beſtimmungen der Bundesverfaſſung, welche einzelne Rechtsgebiete als 
zur Bundesgeſetzgebung gehörig aufzählen, müſſen im Geiſte des Geſetzes 
von einem freien Standpunkt aus ausgelegt, und der Ausdruck „gericht⸗ 
liches Verfahren" auch auf die Gerichtsverfaffung ausgedehnt werben. 

Bei der Abſtimmung ergab fid für den Miquel-Laster’fdyen Antrag eine 
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Mehrheit von 102 Stimmen, 218 ftimmten mit Ja, 116 mit Nein. 
Gleichzeitig wurde aber im Herrenhaufe über einen Antrag verhandelt, 
der gegen bie nationale Behandlung der Rechtsgeſetzgebung gerichtet war. 
Der frühere preußiſche Juftigminifter Graf zur Lippe, ber feitben er 
aus dem Minifterium ausgefchieben war, eine oppofitionelle Stellung 
gegen die nationale Politif der preußifchen Negierung einnahm, ftelfte am 

7. Oftober 1869 einen Antrag gegen die Errichtung eines Bundess 
Hanbelögerichts; er verlangte, das Haus folle erflären, daß ohne bie 
Buftimmung der preußifchen Landesvertretung die in der Errichtung eines 
oberften Bundesgerichtshofes liegende Abänderung ber Bundesverfaſſung 
und ber preußifchen Verfaffung nicht zuläffig fei. Die Commiffion des 
Herrenhaufes machte den Antrag zu dem ihrigen, umd bei der Verhand- 
fung darüber am 17. November ſprach ſich Graf Lippe auf eine weg- 
werfende Weife gegen die Idee der nationalen Einheit aus; er geftand 

offen, daß er wenig Sympathie für diefelbe Habe, vielmehr nur eine 
Schwärmerei darin fehe. Leider hatte er ziemlich viel Geſinnungsgenoſſen 
im Herrenhauſe; doch wurde fein Antrag mit 58 gegen 42 Stimmen 
verworfen. Dieſes Ergebnig wäre vielleicht nicht zu Stande gefommen, 

wenn nicht vier Tage vor ber Abftimmung Graf Bismard von Barzin 
aus an ein Mitglied des Herrenhaufes, den Fürften Putbus, ein often 
fibles Schreiben gerichtet hätte, das den Herren eine fehr derbe Burecht- 
weifung zufommen ließ. Das äußerft harakteriftiihe Schreiben lautet 

fo: „Ich benuge den Anlaß, den mir das Denkmal für Arndt bietet, 
um ein Wort über den Lippe'ſchen Antrag im Herrenhaus einfließen zu 
laſſen. Ich Habe es für unmöglich gehalten, daß diefer Antrag in der 
Eommiffion irgend welche Zuftimmung, geſchweige denn die Majorität 

finden könne, und nun fehreibt man mir, er werde fogar im Plenum 
angenommen werden. Wenn das Herrenhaus fich ber Megierung ent- 

gegenftellen will, fo gibt e8 fo viele Gebiete innerhalb ber preußiichen 
Politik, auf denen dies nicht nur mit Nuten für unfere Geſammtent ⸗ 

wicklung, fondern auch mit praktifchem Erfolg von unmittelbarer Anfchau- 
lichleit und unter unabweislihem Hervortreten ber Wirfjamfeit des 

Herrenhaufes geſchehen lann. In der deutſchen Politif aber find ber 
Regierung fo tiefe und fefte Geleife vorgezeichnet, daß fie ohne ſchwere 

Schädigung des Staatswagens gar nicht aus benfelben Heraus Tann. 
Wir werden durch den Antrag an eine Wand gebrängt, die gar fein 
Ausweichen geftattet, und Hinter dem brängenden preußifchen Herrenhaufe 
ftehen Frankreich und Oeſterreich, die ſächſiſchen und ſüddeutſchen Par- 
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ticulariften, die Ultramontanen und die Republifaner, Hieging und Stutt- 
gart. Die Regierung, wenn fie nicht die Politif von 1866 aufgeben 
will, lann nicht weichen, fie muß den Handſchuh aufnehmen, und jedes 
Minifterium, welches dem jegigen folgt, muß dies in verftärktem Maße 
thun. Außerdem ift der Beſchluß ein Schlag ins Waffer, an ben ber 
Bund fi nicht Tehren wird, ber aber die Megierung und bie geſammte 
Bundespolitik gezwungener Weife in Oppofition mit dem Herrenhanſe 
bringt und zwifchen beiden Häufern bes Landtags einen Eonflict erzeugt, 
in welden Fluth und Wind mit der ganzen Kraft deutſchen National- 
gefühls zu Gunften des Haufes ber Abgeorbneten und gegen das Herren 
Baus laufen. Wenn Sie auf mein politifches Urtheil irgend melden 
Werth legen, fo bitte ich Sie, thun Sie, was Sie können, um die An- 
nahme des Xippe’fchen Antrags zu hindern; ſprechen Sie darüber mit 
Graf Stolberg und zeigen Sie ihm, wenn Sie die Güte Haben mollen, 
biefen Brief, fowie überhaupt Jedem der Collegen, dem daran liegen 

lann, meine und der Megierung Anficht über die Sache zu kennen. 
Wenn es dem Grafen Lippe gelänge, feine Anſicht in biefer die ganze 
Situation beherrſchenden Principienfrage zur maßgebenden zu machen, 
fo müßte er auch bereit fein, unfere Politit im Sinne diefe Antrags 
weiter zu führen. Kann und will er das nicht, fo treibt der Antrag- 
ſteller und die, welche mit ihm ftimmen, mit den höchſten Intereſſen des 
Landes ein ftrafbares und Teichtfertiges Spiel." *) 

Kehren wir nach diefer Abſchweifung zu der Frühjahrsfigung des 
Neichstages zurüd. Eine Reihe wichtiger Gefege und Verträge wurde 
in biefer Seffion beraten und angenommen. Am 4. Mai 1869 wurde dag 
oben erwähnte Bunbes-Oberhandelögericht in zweiter Leſung befchloffen, 
am 8. ein Gefegesentwurf angenommen, nach welchem in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigleiten alle Gerichte innerhalb de3 Bundes zu gegenfeitiger 
Rechtshilſe verpflichtet wurden, ohne Rüdfiht darauf, ob das erfuchende 
ober erjuchte Gericht demſelben oder einem anderen Bundesſtaat angehöre. 
Am 2. Juni genehmigte der Reichstag einen Geſetzesentwurf, der bie 
Gleichberechtigung alfer Confeffionen feftftellte, nach kurzer Debatte mit 
großer Majorität. Am 3. Juni wurde ein Vertrag, der am 25. Mat 

zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und dem Großherzogthum Baden über 

militäriſche SFreizügigfeit abgefjloffen worden war, angenommen. Die 
Kriegsbienftpflichtigen in Baden Tonnten num ihre Dienftzeit in Preußen, 

*) W. Müller, Geſchichte der Gegenwart 1869, ©. 213. 
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und umgekehrt die Preußen die ihrige in Baden ableiften. Es war dies 
ein ungemein ‚wichtiger Cchritt zur militäriſchen Einigung. Cine neue 
Gewerbeordnung wurde in einer Reihe von Sigungen gründlich berathen 
und am 21. Juni abgefchlofien. Der Schluß des Reichstags erfolgte 
am 22. Juni, und die königliche Thronrede gab eine ſehr befriebigende 

Ueberficht feiner Leiftungen. 
Das Zoltparlament war diesmal nidt getrennt von dem Reichstag 

gehalten, fondern gleichzeitig zwiſchen deſſen Sigungen vom 3. bis zum 

22. Juni eingefhoben worden. Die Reviſion der Zoligefeggebung und 
des Tarif, die Veftenerung des Zuders, die Handelöverträge mit ber 
Schweiz und mit Japan waren die Vorlagen, welche die Eröffnungsrede 

des Präfidenten Delbrüd ankünbigte. Die ſüddeutſche Fraction con- 
ſtituirte fich wieder, aber trat etwas beſcheidener und vorſichtiger auf; 

auch wurde fie von den preußiſchen Confervativen kühler aufgenommen 
als im vorigen Jahr; bei einigen Verſuchen, wieder ein Bündniß anzır- 
Inüpfen, wurden die Süddeutſchen geradezu abgewiefen. Die national- 

gefinnten Süddeutſchen traten zu einem Club zufammen, der von feinem 
Mitgliede Völk fherzweife den Namen „Zur Mainbrüde" erhielt. Aber 
die negative Tendenz ber fübdentfchen Fraction war doch nicht ohne 

Einfluß auf die Beſchlüſſe. Die Regierungen hatten eine Reihe von 

Aenderungen im Zolltarif vorgefchlagen, und insbeſondere den Antrag 
auf Einführung eines Petroleumzolls erneuert, deſſen Ertrag auf 

890,000 Thaler veranfchlagt wurde. Das Petroleum wurde darum als 

Steuerobject befonder8 empfohlen, teil es einen Gegenftand allgemeinen 
Verbrauchs bilde, ohne zu den unentbehrlichen Lebensbedürfniſſen zu ge 
hören, Diefer Vorſchlag fand aber wenig Anklang und ber Grundfak 
der ſüddeutſchen Oppofition, Feine einzige Steuer zu beivilfigen, um dem 

verhaßten Parlamente nicht neue Lebenskräfte zuzuführen, trug wenigfteng 
dazu bei, daß die verneinende Majorität eine jehr große wurde. Der 

Petroleumzoll wurde mit 155 gegen 93 Stimmen abgelehnt. Der 
nachträgliche Verfuch der preußifcden Regierung, fi) mit der nationaf- 
liberalen Partei dahin zu verftändigen, daß fie gegen das Zugeſtändniß 
einer Herabſetzung der Eifenzölfe dem Petroleumzoll ihre Zuftimmung 
gäbe, Hatte auch einen Erfolg, umd der letztere wurde noch einmal ab- 
gelehnt. Als eine für den Handel werthvolle Errungenfchaft wurde der 
Handels- und Schiffahrtövertrag angefehen, welchen Preußen am 
20. Februar 1869 mit Japan abgefchloffen hatte, und ber am 9. Juni 
bie Genehmigung des Zollparlaments erhielt. Diefer Vertrag zeigte, 
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tie gut da8 Bundespräſidium für die Mechte der Deutfchen im Ausland 
zu forgen wifle. 

Das politiihe Gebiet wurde in dieſer Zollparlamentsjigung faft 
gar nicht berührt. Nur bei einer Gelegenheit wurbe es geftreift, durch 
einen am 18. Juni angenommenen Antrag des Frhrn. v. Stauffenberg, 
wornach Tünftig bie für das Bollparlament beftimmten Vorlagen min- 
deftend 14 Tage vor dem Zufammentritt der Verfammlung veröffentlicht 

werden follten, um das Parlament, das beftimmt fei, dem Hoffentlich 

bald auszubauenden deutſchen Bundesſtaat die materielle Grundlage zu 
tiefern, in ben Augen ber Nation zu heben. 

Bon dem geftiegenen Anfehen des Königs von Preußen und feines Mi- 
niſters Bismard gaben die Huldigungen Zeugniß, welche ihnen an verjchiebe- 
nen Orten in Norddeutſchland dargebracht wirden. Am 14. Juni wurden 
beibe in ber Stadt Hannover mit Jubel begrüßt, und auch das Land zeigte 
ſich überall freundlich gefinnt. Noch Herzlicher war der Empfang in Bremen, 

mo man fehr froh mar, ftatt des mißgünftigen Welfenfönigs, der, eifer- 
füchtig auf die aufblühende Freiſtadt, dieſelbe bei jeder Gelegenheit chica-⸗ 

nirte, den Ieutfeligen Preußenkönig zum Nachbar und Bundesoberhaupt 
zu haben. Der König nahm fein Abfteigequartier bei dem einen der 

regierenden Bürgermeifter, John Meier, und ließ fich die Gaftfreund- 
ſchaft des bürgerlichen Haufes in liebenswürdigſter Weife gefallen. Bei 
dem Feftmahl, das ihm auf dem Rathhaus gegeben wurde, empfing ihr 

der Bürgermeifter Ducdwig mit den Worten: „Die Bürger Bremen 

verehren in Em. Majeftät den Wieberherfteller der Größe und Ehre 

Deutſchlands und find ftolz darauf, Genoſſen des wiedererſtandenen 
Baterlandes zu fein." 



Neun und zwanzigftes Kapitel. 

Der ſüddeutſche Particnlarismns im Kampfe mit der 
nationalen Entwiklung. 

Während ſich der norddeutſche Bund immer weiter außbilbete und 
befeftigte, und feine Bevölferung ſich in das befriedigende Bewußtſein 
einfebte, unter dem Schuß einer ftarfen Macht zu ftehen, die nach Außen 
und Innen in Anjehen ftand, mühte man ſich in Süddeutſchland damit 
ab, fi} dem fortfereitenden Einigungsproceß zu entziehen. Namentlich 

fträubte man ſich gegen die Einführung preußifcher Wehrverfaſſung, und 
betrachtete die Allianzverträge, die dazu verpflichteten, als eine Laſt, von 
der man fi) wo möglich wieder losmachen müſſe. Mit großem Jubel 
wurde es aufgenommen, al3 im April 1869 ſich das Gerücht verbreitete, 
Preußen babe den ſüddeutſchen Staaten jene Verträge gekündigt oder 

wolle fie kündigen, um an ihre Stelle eine einfache Neutralitätsverpflich- 

tung zu fegen. Der offene Particularismus der beiden ſüddeutſchen 
Königreiche, da8 Burüdbleiben Baierns in der militärifchen Reform und 
die Erwägung, daß Preußen feine mifitärifhen Mittel zu ſehr zerfplit- 

tern müßte, wenn es im all eines Krieges auch Süddeutſchland decken 
follte, behauptete man, habe zu dem angeblichen Entſchluß geführt. Die 
Idee der Abſchaffung des ftehenden Heeres und der Einführung ſchweize ⸗ 
riſcher Milizen lebte neu auf, und man wollte es gar nicht glauben, 

als die officiöfen preußifchen Blätter verfiherten, jenes Gerücht jei ganz 

unbegründet. Die von Gegnern Preußens ausgeftreute Behauptung, daß 
Preußen Süddeutſchland gar nicht ſchützen könne, wurde mit Eifer aufe 

gegriffen. Eine pfeudonyme Broſchüre unter dem Titel: „Der Anſchluß 
Süddeutſchlands an die Staaten der preußiſchen Hegemonie, fein fiherer 
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Untergang bei einem prenfif-franzöfifchen Krieg" vertrat dieſen &e- 

danken mit dem Anfchein großer ftrategifcher Gelehrſamleit. Man ver- 

mutbete unter dem angenommenen Namen des Verfaſſers, Artolay, eine 
militärifche Autorität, aber fpäter ſtellte es fich heraus, daß ber Der- 
fafler nur ein fächfifher Lieutenant a. D. Namens Streubel war. Er 
ſchilderte die Macht Frankreichs im glänzendften Lichte, beffagte die Auf- 

löſung der Kriegsverfaffung des alten deutfchen Bundes als nnerjeglichen 

Schaden für Deutfchland, und fuchte nachzuweiſen, daß durch dag Aus- 
ſcheiden Oeſterreichs eine höchft gefährliche Lücke im deutſchen Vertheidi- 
gungsſyſtem entftanden fei. Denn Oeſterreich ſei die natürliche Baftion, 

Baiern und Wirtemberg die Feftungsgräben, Baden das Glacis. 
Preußen, daS genug mit ſich felbft zu thun habe, könne die ſüddeutſchen 
Staaten nicht befegen, die Altianzverträge feien auf ganz unmögliche 
Vorausfegungen gebaut. Die demokratiſchen Blätter, beſonders ber 

Stuttgarter Beobachter, froh für ihre Polemik gegen ben Anſchluß an 
Preußen nun auch kriegswiſſenſchaftliche Gründe zu Haben, verwertheten 
das Material, das Arkolay bot, als wenn es unwiderlegbare Weisheit 

wäre. Es fehlte jedoch nicht an fachkundigen Widerlegungen. In Stutt: 
gart erſchien eine der beiten nnter dem Titel: „Wo Süddeutſchland 
Schutz fir fein Dafein findet. Ein Wort an die Südbeutfchen von 
einem ſüddeutſchen Offizier." Diefer Offizier war der Chef des wirtem- 
bergifchen Generalftabs, Oberft v. Sudow, der eifrige Gehilfe des 

Kriegsminiſters bei der Neugeftaltung des Heerweſens. Er zeigte, daß 
die von den Particulariften verlangte Neutralität Süddeutſchlands vor 
dem gefunden Menfchenverftand fich entweder als Wahn oder als Lüge 
zur Verdeckung des Bündniſſes mit Frankreich erweife, und daß dur 

den unzweibentigen Entſchluß Süddeutſchlands, an den Allianzverträgen 
feftzuhalten, der Krieg wahrſcheinlich vermieden werde, oder mit bem 

Siege Deutſchlands endigen müffe. Dagegen würde durch eine ziwei- 
deutige Haltung der ſüddeutſchen Staaten die Kriegsgefahr erhöht, und 
durch Neutralität im Kriegsfall Süddeutſchland unfehlbar zum Kriegs- 
ſchauplatz gemacht und bei dem Friedensſchluß aufgeopfert werden. Eine 
andere gleichzeitige Schrift: „Süddeutſches Heerweſen und ſüddeutſche 
Politik“ erinnerte daran, daß Preußen vermöge ber Allianzverträge be- 
rechtigt fei, von Süddeutſchland die gleichen militärifchen Leiftungen zu 
verlangen, die es fich felbft auferlege, daß aber Wirtemberg und Baiern 
noch fehr zurückgeblieben feien, das erfte Hauptfächlich in der Zahl, das 
zweite vornemlich in Betreff der Einrichtungen, des Exercitiums, des 
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Reglement, des Dienftbetriebs in der Garnifon, der Bewaffnung ımb 
der Verwaltung. Wirtemberg follte nach dem in Norbbentfchland 
geltenden Maßſtab, feiner Bevölkerungszahl nach über 50,000 Mann 

für den Kriegsfall aufftellen Können, Habe aber höchſtens 27,000 Mann 
zur Verwendung. Daran fei freilich nicht der wirtembergifche Kriegs- 
minifter ſchuld, fondern die feparatiftifche Haltung der übrigen Regierung, 
beſonders aber bie. in ihrer Majorität aus alfen nur möglichen national- 
feindlichen Elementen zufammengefegte Kammer. In Baiern fehle es 
bei alfen Griffen und Bewegungen an ber erforderlichen Genauigkeit, 
woburd ber Zufammenhalt der Abtheilungen, dad organifche Ineinander-⸗ 
greifen und das Vertrauen der einzelnen Corps zu fich felbft und zu 

der Führung verloren gehe. — Am fchärfften trat die bairiſche Eigen- 
thiimlichfeit in der Gewehrfrage hervor, indem man fi hartmädig gegen 
das Zündnadelgewehr ſträubte, und nicht einmal innerhalb be3 bairifchen 
Heeres die gleiche Bewaffnung Hatte. Die eine Hälfte war mit dem 
Werbergetvehr, die andere mit dem Berdangewehr außgeftattet. Nur 
Baden und Heffen hatten ihr Heerweſen auf gleichen Yuß mit dem 

preußiſchen gebracht. Daß aber eine Gfeichmäfigfeit ber militärifchen 
Einrichtungen unentbehrlich fei, wenn die ſüddeutſchen Mannſchaften · mit 

dem norddeutſchen Heere erfolgreich follten zufammenwirten können, tar 
ſelbſtverſtändlich. Diefe Uebereinftimmung herzuftellen wäre Aufgabe der 
Mititärconferenz geweſen, welche der Fürft v. Hohenlohe bald nach feinem 

Amtsantritt auf den Februar 1867 berufen hatte Damals wurde 
Uebereinftimmung ber Wehrverfafjung, des Meglements, der Signale, 
des Felddienſtes, ber Feuerwaffen und Munition verabredet. Im 

December deſſelben Jahres kamen bie fübbeutfchen Kriegsminifter wieder 
in München zuſammen, aber e3 war inbeffen wenig geichehen, und auch 
für die Zufunft wurden feine durchgreifenden gemeinfamen Anorbnungen 
befchloffen. Im September 1868 verfammelten ſich bie Kriegsminiſter 
von Baden, Wirtemberg und Baiern wieder in München, wozu auch 
Fürſt Hohenlohe, der wirtembergiſche Staatsrat „Scheurlen und ber 
badische Gefandte Rob. v. Mohl beitraten, um bie Bildung eines ger 
meinfchaftlihen Organs zur einheitlichen Leitung bes ſüddeutſchen 

Feſtungsweſens zu berathen. Baiern und Wirtemberg beabfidhtigten eine 
rein ſüddeutſche Behörde nad; dem Mufter ber früheren Bunbesmilitär- 
commiffton. Baden wollte eine Eommiffion aller deutſchen Staaten, bie 

das gefantmte deutſche Feftungseigenthum unter bem Vorſitz Preußens 
verwalten folfte. Aber darauf wollten Baiern und Wirtemberg nicht 
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eingehen, und zur Verwaltung Ulms, Raſtatts und Landaus, um bie es 
fih zunächſt Handelte, Teinen Vertreter bes norddeutſchen Bundes bei- 
gezogen wiſſen. Die Conferenz wurbe auf den 5. Oftober vertagt, und 

nad) deren Wiederaufnahme ein Vertrag gefchloffen, welder eine ſüd⸗ 
deutſche Militärcommiffion einſetzte, bie ungefähr dieſelbe Aufgabe und 
Befugniß hatte wie die Bundesmilitärcommiffion. Sie hatte nämlich 
nur eine berathende Stimme und war von ber Inſtruction ber einzelnen 
Regierungen und ben Gelbbeiwilligungen der Landtage abhängig, Am 
4. April des Jahres 1869 wurde dann eine neue Conferenz nad 
München berufen, welche die Frage zu entſcheiden hatte, ob daB Feſtungs⸗ 
eigenthum von Mainz, Ulm, Raftatt und Landau beifammen bleiben 
ober liquidirt werben follte. Nach langer Berathung lam endlich am 
6. Juli 1869 ein Vertrag zu Stande, wornach von Theilung des 
Materials cbgeftanden wurde, das bewegliche Eigenthum der genannten 
Feſtungen gemeinſchaftlich blieb und jeber Staat feinen Theil am ben 
Erhaltungs- und Ergänzungstoften zahlen follte. Alljährlich follte auch 
eine Inſpection vorgenommen werden von je einem bairifchen, wirtem⸗ 

bergiſchen und babifchen Offizier und zwei Offizieren des norddeutſchen 

Bundes, einem Mitglied der fübdentfchen Feſtungscommiſſion und dem 
preußiſchen Militärbevollmächtigten des betreffenden Staates. Dadurch 
war wenigftend ein Stück von einer allgemein beutj—hen Militärgemein- 
haft hergeſtellt. Für eine gemeinfame, gleichartige Organifation war 
aber damit noch nicht geforgt. Es blieb jedem einzelnen der drei füb- 
deutſchen Staaten überlaffen, was er in biefer Richtung thun wollte. 
In Baden fuhr man fort die begonnene Neugeftaltung durchzuführen 
und zu ergänzen, in Baiern und MWirtemberg vermehrten ſich bie 
Schwierigkeiten, ja es bildete fi mehr und mehr ein Zuſammenwirken 
der Regierung und der Parteien, um die Annäherung an Preußen zu 

verhindern und rüdgängig zu machen. 
In Baiern ging bie particulariftifche Reaction hauptfählih vom 

Klerus aus, und ihr Ziel war zunäcjft ber Sturz des preußenfreund- 
lichen Minifteriums Hohenlohe. Der erfte Angriff richtete fich gegen 
die Aeformen im Schulweſen. Das Volksſchulweſen, großentheils in 
Händen der Tatholifchen Geiftlichfeit, war in Baiern auf einer fehr 
niedrigen Stufe und konnte mit dem twirtembergifchen und babifchen 
Teinen Vergleich aushalten. Seit Jahren war ein neues Schulgeſetz, 
welches ben Lehrern eine angemefjene ölonomiſche Stellung verichaffen 
und den Schulen eine freie geiftige Eutwicklung, unbehelligt von Merifalen 
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Einflüſſen ſichern konnte, die ſtehende Forderung der Fortſchrittspartei in 
der bairiſchen Kammer. Ein ſolches Geſetz wurde von einem Mitglied 
des Miniſteriums Hohenlohe, dem Cultusminiſter Greſſer, dem Landtag 
von 1869 zur Berathung vorgelegt. Nach dieſem Entwurf ſollten die 

Volksſchulen zwar ihren confeſſionellen Charalter beibehalten, und den 
klirchlichen Behörden die Anordnung und Leitung des Religionsunterrichts 
überlaffen, aber die Oberleitung der Schule und Erziehung ihnen ent- 
zogen werben. An die Stelfe der geiftlichen Bezirksinſpectoren follten 
päbagogifch gebildete Männer treten, die auch aus dem weltlichen Stande 
gewählt werben könnten. Dies war aber den Kierifern genug, um das 
neue Schulgeſetz als einen Angriff auf Kirche und Chriſtenthum zu ver- 
ſchreien und die heftigfte Agitation dagegen ins Werk zu fegen. Doch 
Eonnten fie nicht hindern, daß das verhaßte Schulgefeg in der zweiten 
Kammer nad) fechstägiger Debatte am 23. Februar mit 114 gegen 
26 Stimmen angenommen wurde. Im Reichsrath aber waren die 
Herifalen Einflüffe fo ftarf, daß erhebliche Modificationen an dem Ent 
wurf vorgenommen wurden, und ba bie zweite Kammer in wefentlichen 
Bunkten auf ihren früheren BVefchlüffen beharrte, jo fiel damit der ganze 

Entwurf. et war das Mandat der Kammer abgelaufen und es 
mußte neu gewählt werben. 

Noch mehr als dur das Schulgefeß zog ſich Fürſt Hohenlohe 
durch einen Angriff auf den Ultramontanismus den unverfühnlichen Haß 
der katholiſchen Geiftfichfeit zu. Mit ftaatsmännifhen Scharfblik Hatte 
er erfannt, daß das Treiben jener Partei, bie ihren Mittelpunkt außer 

halb Deutſchlands, in Rom hat, und für ihr Oberhaupt die Herrichaft 
über das pofitifhe und geiftige Leben beanfprucht, künftig noch mehr als 

bisher ein Haupthinderniß ber nationalen Einigung fein werde. Er war 
ber Meinung, daß die europäiſchen Mächte nicht ruhig zufehen dürften, 
wenn dieſe Partei ſich anſchicke, durch Verkündigung ber Unfehlbarfeit 

des Bapftes feine Macht noch zu fteigern, und glaubte, man müſſe durch 
eine gemeinfame Einſprache den Wirkungen biefer gefährlichen Plane zu⸗ 

vorkommen. Won biefen Erwägungen ausgehend, erließ er unter dem 
9. April 1869 eine Eircularbepefche an bie bairiſchen Gefandten bei den 

verjchiebenen europäifchen Mächten, worin er auf die drohende Gefahr 

aufmerffam machte und darauf hinwies, daß die Lehre von der päpfl« 
lichen Unfehlbarteit weit über das rein religiöfe Gebiet hinausreiche und 
hochpolitiſcher Natur fei, indem damit die Gewalt der Päpfte über alle 
Fürſten und Völker auch in weltlichen Dingen entfchieven und zum 
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Glaubensſatz erhoben wäre. Er warf die Frage auf, ob es nicht zweck⸗ 

mäßig wäre, daß die Regierungen gemeinfchaftlich, etwa durch ihre in 
Rom befindlichen Vertreter, eine Verwahrung und Proteftation gegen 
ſolche Beſchlüſſe einlegten, welche einfeitig ohne Zuziehung der Vertreter 
der Staatögewalt, ohne jede vorhergehende Mittheilung, über ſtaatskirch- 

liche Fragen von bem vaticanifchen Concil gefaßt werden möchten. Zum 

Zwed einer dahin zielenden gemeinfamen Erffärung an die römiſche 
Curie möchte eine Conferenz von Vertretern der ſämmtlichen betheifigten 
Regierungen das geeignete Mittel fein. Die europäiſchen Mächte wollten 

biefen Vorſchlag nicht recht verftehen; Frankreich und Defterreich, die zu- 
nächſt in der Lage geweſen wären, einen entgegenfommenden Schritt zu 
tun, erwiberten, es liege ja noch gar kein thatſächliches Material zu 

einer Conferenzberathung vor, man müſſe abwarten, wie das Concil be 

fliege. Sie wollten nicht darauf eingehen, weil fie es fir nüttzlich 
hielten, als Schugherren der römifchen Kirche zu gelten und die Freund» 
ſchaft diefer Macht ſich zu erhalten. Die preußifche Megierung, im Be— 
wußtfein, daß fie feit 1866 ohnehin viele Feinde Habe, wollte deren 

Zahl durch einen ſolchen herausfordernden Schritt nicht noch vermehren. 
Sie ignorirte die Aufforderung des Fürſten Hohenlohe und lehnte ihre 
Betheiligung ab, als er ji im Juni ausbrüdlih an Preußen wandte. 
Daſſelbe thaten auch die ſüddeutſchen Megierungen. Die preußifchen 
Staatsmänner hielten die Gefahr jegt noch nicht fir fo dringend, fie 

bofften wohl immer noch, die deutfchen Biſchöfe würden felbft gegen das 
Unfehlbarkeitsbogma die gehörige Oppofition machen, fie rechneten auf 
den Beitgeift, der eine ſolche Ueberhebung der Kurie wirkungslos machen 
werde. Die Macht des norddeutſchen Bundes ſchien noch nicht fo feit 
gegründet, daß fie eine Kriegserllärung gegen den Ultramontanismus 
wagen durfte. Es fehlte freilich nicht an Gründen für ſolche Vorficht, 

aber andererſeits ift auch nicht zu läugnen, daß eine unzweideutige zu- 
vorfommenbde Erklärung den deutfchen Regierungen fpätere Berlegenheiten 
eripart Haben würbe; um fo mehr als anzunehmen if, die deutſchen 
Bifhöfe würden zu einem entfchiebenen Widerftand ermuthigt worden 

fein, wenn fie an einer feften Stellung der Regierungen einen Anhalt 
gehabt Hätten. 

Der Umſtand, daß Fürft Hohenlohe mit feinem Verſuch fcheiterte, 
machte feine Stellung in Baiern vollends unhaltbar. Da man ihn ohne 
Bundesgenoffen wußte, fo arbeiteten die particulariftifchen Parteien um 

fo muthiger und rüdfichtsfofer auf feinen Sturz Bin. Dazu follten 
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zunächſt die Landtagswahlen dienen, welche im Frühjahr 1869 vorge 

nommen werben mußten. Die fatholifche Geiftfihfeit bot allen ihren 
Einfluß auf, den fie durch Kanzel und Beichtftuhl Hatte, um den An— 

hängern des Minifteriums Hohenlohe und der Fortſchrittspartei ent» 
gegenzuarbeiten. Sn’ ber Reſidenzſtadt Münden, in Mittelfranken und 
in der Pfalz gelang es zwar nicht, die Wahlen in Herifalem Sinn zu 
feiten, aber defto beſſer in den übrigen heilen des Landes, Am 
22. Mai wurde eine Kammer gewählt, die fi) in zwei beinahe gleiche 
Hälften theifte, nämlich 79 Abgeordnete, die auf Seiten der Reaction 
und des Particularismus ftanden, und 75 Xiberale. Die Mehrzahl 
jener 79 beftand aus Ultramontanen, e8 waren allein zwanzig Geiftlihe 
darunter. Sie vereinigten ſich unter dem angemaßten Namen der 
Patrioten, denn es war die Lofung ausgegeben: es gelte die Rettung 

des Vaterlandes und des Königs von ber von Hohenlohe und jeinen 
Anhängern beabfichtigten Unterwerfung unter Preußen. Bon den 
75 Liberalen, die den Patrioten gegenüber ftanben, gehörten 55 ber 
Fortſchrittspartei an, und 20 ber Mittelpartei, welche bisher im bairi- 
ſchen Landtag die Mojorität gehabt hatte. Die Patrioten fahen ſich 
bereits als Sieger an und hofften, Fürſt Hohenlohe werde ſelbſt feine 
Entlaffung nehmen. Dies that er jedoch nicht, und erließ vielmehr an 
die bairifhen Gefandten am 29. Mai ein Rundſchreiben, worin er er« 
Härte: „Das Minifterium hat, fo lange der König ihm fein Vertrauen 
bewahrt, keine Veranlafjung die Geſchäfte niederzulegen, und noch viel 
weniger, eine andere als die bißherige Politit im Inneren fomohl als 
nach Außen einzufchlagen." 

Es ftand noch mehrere Monate an, bis die neue Kammer wirklich 
einberufen wurde, aber als fie am 21. September zufammentrat, hatte 

fid) wenig geändert. Nur die Stärke der einander gegenüberftchenden 
Parteien war noch gleicher geworden; in Folge einiger Wahlbeanftan- 
dungen waren es auf beiden Seiten gerade 72. Bei der Präfidenten- 

wahl ergab ſich vollfommene Stimmengleichheit, die Patrioten ftimmten 
für einen ihrer Angehörigen, den Minifterialvath Weis, die Liberalen für 
Profeſſor Edel aus Würzburg, ein Mitglied der früheren Mittelpartei. 
Nach vergeblichen Vermittlungsverfuchen und erneuten Wahlgängen kam 
immer wieber bafjelbe Ergebniß heraus, und es blieb nichts übrig als 
die Kammer aufzulöfen und neue Wahlen anzuordnen. Diefe fielen für 

dag Minifterium noch ungünftiger aus, 83 Patrioten ftanden 71 Libe- 
valen gegenüber, unb jest bot das Minifterium am 26. November dem 
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König feine Entlafjung an; aber da diefer felbft keine Aenderung wünfchte “| 
und aus verfchiedenen Städten Adreſſen für das Minifterium einliefen, | 
vertveigerte der König die Entfaffung zu geben und gewährte fie auf er- 4 
neute Bitten nur bem Minifter des Inneren Hörmann und dem des 4 
Cultus Greffer, die befonders verhaßt waren. Für jenen wurde Mini- 4 
ſterialrath Braun ernannt, das Cultbepartement übernahm der damalige ' 
Zaftizminifter Lug neben feinem bisherigen. Der nene Landtag wurde \ 
am 17. Januar 1870 mit einer verfühnlichen Thronrede bes Königs 

eröffnet, aber bald zeigten bie Adreßdebatten, daß feine Verſöhnung 
möglich fei. Zuerſt trat der Reichsrath mit einem Adreßentwurf hervor, 
den der proteftantifche Eonfiftorialpräfident Harleß verfaßt Hatte. Der- 
ſelbe ftelite fich gegen Erwarten ganz auf bie katholiſch-⸗patriotiſche Seite. 
Er fagte: in der Majorität des Volles habe ſich ein durch die Partel- 
ſtellung de3 Minifteriums gefteigertes Mißtrauen gebildet, deſſen Aus- | 
drud der Erfolg der Wahlen fei. Das Vertrauen könne nur dann zu⸗ 
rüdfehren, wenn es gelinge, Männer als Räthe der Krone zu finden, 
welche den entfprechenden Willen mit ber Feſtigleit des Handelns ver- 
einen. Die Verheißung ber Königlichen Thronrede, die Selbſtändigkeit 

Baierns mit Entfehiedenheit wahren zu wollen, fei mit großer Freude 
vernommen morben. 

Auf die Erklärung des Fürften von Hohenlohe, er könne fich gegen 

das Mißtrauensvotum erft dann vertheidigen, wenn ihm beftimmte That- 
fachen entgegengehalten würden, erwiderte einer feiner Hauptgegner, ber 
als eventueller Nachfolger angefehen wurde, der Freihers v. Thüngen, es 

fei nicht nothwendig, daß prägnante Thatſachen vorliegen, um das Syſtem 
eines Miniſteriums zu beftimmen. Uebrigens könne er eine Reihe Hei» 
nerer Thatfachen anführen, die darauf fchließen faffen, daß Fürft Hohen⸗ 
lohe mehr Preußen zuneige, als es den Intereſſen Baierns zufage. Als 
ſolche Meine Thatſachen bezeichnete er Hohenlohes Reden in den Jahren 

1849, 1863 und 1866, ſeine Haltung im Zollparlament und ſeine 
Stellung zu den einzelnen Parteien in Baiern. Schließlich berief er ſich 
auf das Gefühl des Volkes, das nun einmal gegen das Miniſterium ſei. 
Der ehemalige Yuftizminifter Bomharbt machte dem Minifterium Hahen- 
lohe feine Hinmeigung zum norddeutſchen Bunde zum Vorwurf, der doch 
anf einer fluchwürbigen That berufe. Baiern dürfe nicht in benjelben 

eintreten, denn es fei der Fluch der böfen That, daß fie nur Böſes ge- 
bären könne. „Wer bdiefem Bunde angehört," fagte er, „wird theil» 

nehmen müſſen am biefem Fluche, d. 5. er wird Hineingezogen werben 
atupfel, Eineitsbeftrebungen. IL 20 
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in den preußiſchen Cäfarismus, Militarismus und in bie preußiſche 
Steuerſchraube.“ Beſonders ſcharf ſprach fich auch der Confiftorialpräfident 
Harleß aus. Er befannte, daß er in feiner Jugend einer Verbinbung 

angehört habe, die für die Einheit Deutſchlands ſchwärmte, aber er halte 
es ‚jet für feine patriotifche Pflicht, vor dem Einheitsſtaate, vor ber 

Erweiterung der Bundescompetenz, vor dem Particularismus Preußens 

zu warnen, und ſcheute ſich nicht, auf die von Frankreich durchgeſetzte 
Mainlinie Hinzumeifen, durch welche dem Appetit nad) Baiern ein Riegel 
vorgeſchoben fei. Es fei natürlich, meinte er, daß bie ultramontane 
Partei voll Mifftimmung und Erbitterung fei, da fie feit Jahren fo 

viele Angriffe erfahren habe. Ihre Bezeichnung als Vaterlandsloſe und 
Nömlinge habe ihn längft empört. Hohenlohe erwiderte auf die gegen 
ihn erhobenen Ankfagen, daß er ben Allianzvertrag nicht abgefchlofien, 
fondern bei feinem Eintritt in das Minifterium fehon vorgefunden habe, 
daß er aber allerdings vor Abſchluß bes norddeutſchen Bundes den An- 
ſchluß der ſüddeutſchen Staaten an Norddeutſchland angerathen Habe, 
„da wir fonft entweder ausgeſchloſſen bleiben, oder Bedingungen an 
nehmen müßten, welche bie Rechte der Dynaſtie und des Landes ſchädi⸗ 

gen könnten.“ Den birecten Cintritt Baierns in ben norddeutſchen 
Bund Habe er nie empfohlen. Dagegen habe er eine gleichmäßige Or« 
gantfation der militäriſchen Kräfte, ſowie die Gründung eines weiteren 

Bundes ber ſüddeutſchen Staaten mit dem norddeutſchen Bunde erftrebt. 
Diefer Plan fei dur) die Neugeftaltung des Zolfvereins überholt und 
in den Hintergrund gebtängt worden. Den Verſuch, einen Suüdbund 

zu gründen, habe er allerdings nicht gemacht, weil ſowohl die badiſche 
als die wirtembergifhe Regierung ſich widerholt gegen dieſes Project 

ausgeſprochen habe und er doch nicht Hand in Hand mit der dortigen 

Südbundspartei, d. h. mit den wirtembergiſchen Demokraten und Re 
publicanern habe gehen können. Die Herſtellung einer möglichſt nahen 
Verbindung mit den ſüddeutſchen Staaten fei noch heute fein Ziel. Am 
Schluß der Debatte über bie allgemeine Frage conftatirte er ganz trefe 
fend als den eigentlichen Grund des gegen ihn vorgebrachten Mißtrauens⸗ 
votums, daß man ihm das treue Fefthalten an den Verträgen zum Ver ⸗ 
brechen madje, und in fofern müſſe er in dem Mißtrauen ein ehrenvolles 
Zeugniß feiner politiſchen Tätigkeit erkennen. Der latholiſche Theologe 
Döffinger, der entſchieden zu ber Politik des Minifteriums hielt, bemerkte 
richtig: werm aud das Minifterium des Aeußeren in andere Hände über 

gebe, fo fönne der neue Minifter nichts Anderes thun, als genan die 
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felbe Politik befolgen, welche Fürſt Hohenlohe vertrete. Auch ein Mir 

niſterium aus den Patrioten Hätte die Verträge nicht wohl kündigen und 
auflöfen können, wohl aber Hätte es fie blos nach dem Buchſtaben hal- 

ten und ihrem Sinn und Geift zuwiber handeln können. Dies war bie 
Bolitit, welche die Patriotenpartei dem Fürſten Hohenlohe zumuthete, 

und weil fie ihn einer ſolchen Zweideutigkeit für unfähig hielt, wollte 

fie ihm beſeitigen. Alle Oppofition ber wenigen national gefinnten Mit- 
gfieber des Reichsraths half nichts, der Harleßiſche Adreßentwurf wurde 
mit 32 gegen 12 Stimmen angenommen. Unter ben Bejahenden waren 
auch 6 Bringen des Töniglichen Haufes, die Oheime und Vettern bes 
Königs und fein Bruder Otto, welche an der Abftimmung theilgenom- 

men hatten, obgleich der König, ihre Gefinnung kemnend, ausbrüdlich 
gebeten Hatte, dies nicht zu tun. Um über feine Anficht Teinen Zweifel 
zu laffen, ließ er die zwölf Reichsräthe, welche gegen bie Adreſſe ge- 
ſtimmt Hatten, am 30. Januar zur Tafel laden, unterhielt fich fehr 
mohlwollend mit ihnen und drüdte ihnen feine Uebereinftimmung mit 
ihrem Votum aus. Auch verweigerte ex der Deputation, welche ihm bie 
Wrefie überbringen follte, die Audienz und die Annahme der Adreſſe, 
und ließ dem Reichsrath fehreiben, daß er dieſes gethan habe, meil bie 
Abreffe, wegen ihrer principiellen Angriffe auf den Gefammtbeftand des 

Minifteriums ohne jede thatjächlich oder geſetzlich greifbare Begründung, 

den Geift der Verſöhnung nicht entſpreche, welchen die Thronrebe ber 
Landesvertretung entgegengebracht habe. Don Seiten des Volkes wur⸗ 
den dem Verfaſſer der Reichsrathsadreſſe auch verſchiedene Mißtrauens⸗ 
boten zugeſendet; in München, Augsburg, Nürnberg, Würzburg, Bai— 
reuth und anderen Städten richteten Verſammlungen der Proteftanten 

Adreſſen an ben König und Sendſchreiben an Harleß felbft, welche 

diefer Stimmung ftarten Ausdrud gaben. 
Die zweite Kammer legte ebenfalls eine Adreffe vor, melde, im 

Weſentlichen übereinftimmend mit ber Kundgebung des Reichsrathes, 
fi) von diefer darin unterfcheidet, daß ie Mißtrauenspotum nicht 

gegen das ganze Minifterium, ſondern gegen ben Fürften Hohen- 

lohe als Leiter der auswärtigen Angelegenheiten richtete. In einer 
zwölftägigen Debatte vom 28. Januar bis zum 13. Februar 1870 ent- 

luden fi) die Schleußen der bairifchen Beredtſamkeit und brachten ein 
Chaos von Unverftand, Nohheit und giftigem Haß gegen Preußen zu 
Tage. Der Verfaſſer des Abregentwurfs, Archivfecretär Jörg, der Mit- 

beransgeber der Biftorifch-politifchen Blätter, verſchuldete hauptſächlich 

200 
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die langwierige Debatte, indem er die Wbgeorbneten aufforberte, ihr 
Herz auszuſchütten und das, was er in bem Entwurf nur anbeutungs- 
weife gefagt habe, im Detail auszufprechen, während er felbft die Mo- 

tioirung feines Antrags auf daß Ende der allgemeinen Erörterung fparte, 
Fürft Hohenlohe, der mehrmals das Wort ergriff, machte durch feine 
mannhafte Vertheidigung den Eindrud eines fehr einfichtigen, wahrhaft 

patriotifden und überzeugungstreuen Staatsmannes. Seine Collegen 
unterftügten ihn auffallenderweife gar nicht bei feiner Vertheibigung, fie 
verbielten ſich als bloße Fachminiſter und thaten als ob fie die allgemein 
deutſche Politil gar nichts anginge. Dagegen betheifigte ſich die Yort- 
ſchrittspartei und ingbefondere ihre Führer Bolt und Marquard Barth 

fehr eifrig an dem Kampf gegen die Patrioten. Barth wies nad, daß 
der politifche Charakter des Fürften Hohenlohe ſich immer gleich ge- 
bfieben fei, und daß alfe feine Reden von 1849 an bis jetzt benfelben 
Grundgedanken enthalten, nämlich: enges Bufammenhalten mit Preußen 
unter volfftändiger Wahrung der bairiſchen Selbftändigfeit. Zugleich 
aber geftand er, daß das was Fürſt Hohenlohe erftrebt habe, leineswegs 

ganz daſſelbe fei, was die bairiſche Fortſchrittspartei wolle, und gab 

hier zum erftenmal ein beftimmt formufirtes Programm dieſer Partei. 
Er fagte: „Wir wollen nicht unbedingten Eintritt in den norbbeutjchen 

Bund; wir wollen aber, daß man durch Unterhandlungen eine folche 
Organifation, eine ſolche Nevifion der Verfaffung dieſes Bundes herbeis 
führe, daß wir mit Anftand, mit Aufrechthaltung unferer bereditigten 

Selbftändigfeit und mit Aufrechthaltung der Würde der bairifchen Krone 
diefe Bedingungen annehmen Könnten." Diefe Revifion der Bundesver- 
fafjung müßte in breifacher Michtung gefchehen: fie müßte Rückſicht 

nehmen 1) auf Befeitigung derjenigen Mängel, welche die Berfaflung 
als Ganzes in ſich trägt, 2) auf den Unterſchied zwifchen Mittelftaaten 
und leinftaaten, 3) auf die fpecifiich bairiſchen Verhältniffe. Zu den 

allgemeinen Mängeln zählt er das Fehlen eines verantivortlichen Bundes. 
minifteriums, die Beſchränkung des Budgetrechts, ferner die mangelhafte 
Bürgſchaft der Verfaffung durch ben Artikel 78, wonach Abänderungen 
derfelben ſchon durch eine Zweidrittelsmehrheit im Bundesrath erfolgen 
tönnen. Solche Abänderungen follten nad dem Programm der Fort- 
ſchrittspartei nur mit Einwilligung ſämmtlicher Bunbesftaaten geſchehen 
können. Für die dem Bund beitretenden Mittelftanten verlangte er in 

allen denjenigen Gebieten, welche mit dem Wefen des Bundesſtaats nicht 
unzertrennlich zufammenhängen, größere Souveränitätsrechte als für die 
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Meinftaaten, namentlich im Widerſpruch mit dem befannten Lasker'ſchen 
Antrag volle Juſtizhoheit. Endlich was die ſpecifiſch bairiſchen Inter- 
eſſen betrifft, forderte er Wahrung der Grundlagen des Staatshaus- 
haltes, worunter er hauptſächlich die Beibehaltung des Malzaufſchlages 
verſtand. Der Eintritt Baierns unter ſolchen Bedingungen, meinte 
Barth, ſei auch für das Ganze wünſchenswerth, damit ber Charakter 
eines Bundesſtaats gewahrt bleibe und der Tendenz zum Einheitsftaat 
vorgebeugt werbe. Diefe Auseinanberfegung Marquard Barths hatte 
zwar auf das Miftrauensvotum gegen Hohenlohe feinen Einfluß, aber 

es war intereffant zu erfahren, daß in Baiern die in nationaler Ric 
tung am weiteften gehende Partei doch noch etwas Beſonderes wollte, 
und daß auf fie micht zu rechnen fei, wenn es ſich um Weiterentwicklung 
des nordbeutfchen Bundes zu einem beutfchen Reiche handle. 

Die Debatte über die Abreffe nahm nach diefer Abſchweifung ihren 
weiteren {yortgang und endigte am 12. Februar mit einer Schlußabftim- 

mung, die mit 78 gegen 62 Stimmen den Entwurf Jörgs ohne Ab- 
änderung annahm und damit die Berurtheilung des Minifterpräfidenten 
vollzog. Diefer Hatte am 14. Februar eine längere Unterredung mit 
dem König, in welcher er feine Stellung zu den Parteien beſprach, die 
Bitte um feine Entlaffung ermeuerte und zu feinem Nachfolger den der- 
maligen bairiſchen Geſandten in Wien, Grafen Bray-Steinburg empfahl. 
Diefer war ein Diplomat von ber alten Metternich'ſchen Schule. Schon 
früher von April 1848 bis März 1849 war er bairiicher Minifter des 
Auswärtigen geweſen, Hatte als folcher Anfangs ven Anschluß an Preußen 
befitrwortet, aber nachher fi} zu den Gegnern bes Erblaiſerthums ge- 
ſchlagen und im December 1848 die Einmifchung des Auslandes ange 
rufen, indem er durch feinen Gefandten in London dem Lord Palmerſton 
die Mittheilung machen ließ, daß Baiern nie feine Zuftimmung zur Er- 
richtung einer erblichen Kaiſerwürde in Deutſchland geben würde. Er 

wurde am 7. März 1870 zum Minifter des Auswärtigen ernannt, 
nachdem Fürft Hohenlohe ſchon am 15. Februar feine Entlafjung er- 
halten Hatte. Jetzt war in Baiern von Verſuchen, die nationale Sache 
weiter zu fördern, feine Nebe mehr. Der neue Minifter gab bei Ge- 

fegenheit der Verwilligung des auferorbentlichen Militärcredits, als der 
Allianzvertrag neue Anfechtungen erlitt, folgendes Bekenntniß feiner An- 
fihten über die deutſche Trage. Er fagte: „Es iſt und ein ziemlich 
enger Weg borgezeichnet, von welchem wir und weber rechts noch links 
weit entfernen Tönnen. Es beſtehen bindende und auf Gegenſeitigleit 
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beruhende Verträge, die gehalten werben müſſen, ſowie andererjeits die 

berechtigte Unabhängigkeit unferes Landes und unfere freie Selbſtbeſtim⸗ 
mung unverfehrt zu erhalten find. Es ift behauptet worden, daß bie 
jegige Stellung, die jetzige Lage Baierns nicht haltbar ſei. Ich theile 
diefe Anficht nicht. Es geht allerdings durch Europa ein Zug dei 
Proviſoriums, in den allgemeinen europäiſchen Zuſtänden Tiegt viel Un- 
fertiges, viel Schwierige, und auch Baiern ift nicht frei davon. Aber 
deshalb ift die Lage nicht unhaltbar, ich fage mehr, fie ift unangreifbar. 
Baiern liegt im Centrum von Europa und von Deutfchland; jeder An- 
geiff, jede ernfte Bedrohung Baierns würde Complicationen hervorrufen, 

welchen auch die größte Macht fich nicht wird außfegen wollen. Dazu 

Iommt als erfter Factor, daß ein Staat von nahezu 5 Millionen mit 
dem Kernvolfe, wie das unfrige iſt, mit einer tapferen und tüchtigen 
Armee, einer äußern Gefahr nicht fo leicht unterliegt, twie denn überhaupt 
Tein Bolt ohne eigenes Verſchulden zu Grunde geht. Deshalb fürchte 
ich diefe Gefahr für Baiern nicht. Ein politiſcher Grundſatz ſcheint ſich 
ung gerade jegt vorzugsweiſe zu empfehlen; wir follen das Erreichhare 
anftreben; als ſolches glaube ich bezeichnen zu ſollen die forgfame Pflege 
der freundfchaftlichften Beziehungen zu allen unfern Nachbarn, in erfter 

Linie zu unfern deutſchen Stammesgenoffen in Nord und Süd, im Often 
und im Weften. Unſer Verhältniß zu Norddeutſchland beruht auf der 
fichern Grundlage der Verträge. Einen Südbund zu begrlinden, wie er 
im Prager Frieden vorgefehen mar, ift bis jegt nicht gelungen. Es 

mag dahingeſtellt bleiben, ob deshalb endgiltig darauf zu verzichten if, 
aber auch ohne ihn liegen in der Gemeinfamkeit der Intereſſen Süd⸗ 

deutſchlands Anhaltspunlte genug zu einem fteten und herzlichen Bufam- 
mengehen auf der Baſis volffter Gleichberechtigung. Was ih hiemit 
empfehle, ift eine praktiſche Politik, eine Politif unſerer wahren Juter- 
eſſen; was id) Ihnen verſpreche, ift eine offene Politik und felbftver- 
ſtändlich eine ehrliche und loyale Volitif. Cine offene Politil hat für 

uns um fo weniger Schwierigkeiten, als wir feine geheimen . Verträge 
haben, keine geheimen Verpflichtungen, feine geheimen Pläne und überhaupt 

Teine politiſchen Geheimniffe. Was wir wollen, was wir anftreben, was 

wir wünfchen, darf die ganze Welt erfahren: wir wollen Deutjche, aber 
auch Baiern fein." Während fein Vorgänger das Bedürfniß der An- 
ſchließgung Baierns an Preußen immer betont hatte, verfündete Bray 
den Grundſatz der Selbſtgenügſamkeit, Baiern, fagte er, ift unangreifbar 
und braucht Niemand! Das Geheimniß des Planes, den Fürſt Hoben- 
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lohe gehegt hatte, wurde nachträglich enthüllt. Die Allg. Ztg. brachte 
am 26. März einen Verfafjungsentwurf, aus deſſen 17 Xrtifeln wir 
folgende Hauptpunlte entnehmen: Baiern, Wirtemberg, Baben und Süd⸗ 
heſſen bilden einen Staatenverein unter dem Namen „Qereinigte füb- 

deutſche Staaten.” Diefe garantiren ſich wechſelſeitig die Integrität ihres 

Gebietes und verpflichten fi, im alle eines Angriffs auf einen biefer 
Staaten einander mit ihrer ganzen Heeresmacht beiguftehen. Die ge- 
meinfomen Angelegenheiten werden von einer Vereinsbehörde geregelt, 
welche durch die Minifter bes Auswärtigen ber betreffenden Staaten 
gebilbet wird. In biefer Behörde führt Baiern 6, Wirtemberg 4, 
Baben 3, Heflen 3 Stimmen. Der Vorort wechſelt jährlih. Für 

dag Heer der vereinigten ſüddeutſchen Staaten foll eine gleiche Organi- 
fation eingeführt werben, foweit dieſes für eine gemeinfame Action im 

Felde nöthig if. Der Oberbefehl im Kriege fteht in Gemäßheit der 
Allianzverträge dem Könige von Preußen zu. Im Frieden fteht jeder 

Heerestheil unter dem alleinigen Befehl des betreffenden Staatsober- 
Haupts. Die Vertretung nad; Außen übt jeder Vereinsftaat da, wo er 
eine folche für nöthig erachtet, felbft aus. Wo feiner der ſüddeutſchen 
Staaten diplomatiſch vertreten ift, ſoll für die Angehörigen des fübbent- 
fchen Vereinsgebiets der Schuß der preufifchen Gefandten ertwirkt wer⸗ 
den. In den vereinigten fübbentfchen Staaten foll ein gemeinfames 
Staatsbürgerrecht mit der Wirkung beftehen, daß hinſichtlich des Aufent- 

halts, bes Gewerbebetrieb, der Zulaſſung zu öffentlichen Aemtern, der 
Beftenerung, des Genuffes aller fonftigen bürgerlichen Rechte der An- 
gehörige eines Vereinsftantes als Landeseingeborener behandelt wird. 
Ebenfo fol die Militärpflict Jeder in dem Staat erfüllen tönnen, in 
welchen er ſich dauernd aufhält. Für das Gefammtgebiet der vereinig- 
ten Staaten foll ein gemeinfames Civil- und Criminalrecht und ein ge- 
meinfamer Eivil- und Criminalproceß eingeführt, zugleich aber die Ge- 
meinfamteit diefer Gefeggebung mit jener des norddeutſchen Bundes fo- 
weit als möglich angeftrebt werben. Bur fortdauernden Wahrung der 
Rechtseinheit follen gemeinfame Obergerichte in Leben gerufen und zu- 
nächjft wenigftens ein gemeinfamer oberfter Gerichtshof in Handelsſachen 
zu Nürnberg errichtet werden. Um eine nationale Verbindung zwiſchen 
dem norbbeutfchen nnd ſüddeutſchen Bunde anzubahnen, follen folgende 
Gebiete gemeinfame Angelegenheiten fein. 1).Der Schu und die Sicher 
zung des gefammten deutſchen Gebietes gegen Angriffe außerbeutfcher 
Mächte. 2) Die Regelung der Zoll- und Hanbelögefeggebung. 3) Die 
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Ordnung des Maß-, Münz- und Gewichtsſyſtems nebft Feſtſtellung ber 
Grundfäge über Emiffion des Papiergeldes. 4) Die allgemeinen Be 
ſtimmungen über das Bankweſen. 5) Erfindungspatente. 6) Schug 

des geiftigen Eigenthums. 7) Das Eifenbahnmwefen und bie Herftellung 
von Land» und Wafferftraßen. 8) Flößerei und Schiffahrtsbetrieb. 
9) Das Poft- und Telegraphenweſen. Die Ueberwachung biefer Ans 
gelegenheiten foll einem Bundesrath als gemeinfamen Organ beider 
Bünde übertragen werben und bei der. Gefeßgebung ein Parlament als 
gemeinſchaftliche Vertretung der Bevölkerungen mitwirlen. Wenn ein 
Antrag nicht in beiden Parlamenten die abjolute Stimmenmehrheit er- 
bielte, fo follte er als abgelehnt gelten. 

Diefer Plan war nun freilich durch den Sturz Hohenlohes befei- 

tigt, aber er gibt wenigftend eine Vorftellung davon, wie jener den Ge 
danken der Einheit mit der Wahrung ſüddeutſcher Beſonderheit und 
Selbftändigfeit zu vermitteln ſuchte. Wenn man fich feine ſchwierige 

Lage in Baiern und feinen ernftlichen Willen, etwas unter ben beſtehen⸗ 
den Verhältniffen Mögliches für die Einigung Deutjhlands zu Stande 

zu bringen, vergegenwärtigt, fo darf man dieſen Entwurf einer ſchwer · 

fälligen Organifation nicht ohne weiteres verurteilen. Auch außer 

Hohenlohe gab es in Süddeutſchland Leute genug, welche glaubten, es 
müſſe ſchließlich noch auf einen folden Verſuch Hinausfommen, und es 

wäre wohl möglich geweſen, daß man fpäter wieder darauf zurüdge- 
griffen hätte, wenn wicht die in bemfelben Jahr eintretenden Ereigniſſe 
mit ungeahnter Geſchwindigkeit und Kraft darüber hinweggegangen wären. 

Aber bei jedem Verſuch folche Halbheiten auszuführen, würden ſich aus 
der allzu künftlichen Anlage Hinderniffe ergeben haben, die fi als um« 

überwinblich hätten erweifen müſſen. Fir die Ausführung des Planes 
wäre, fo gut wie bei allen früheren Reformvorjchlägen, ein allſeitiger 

guter Wille, eine Selbftverläugnung, eine Eiferfuchtlofigteit erforderlich 
gewefen, die eben nicht vorhanden war. Ohne diefe Tugenden hätte der 

Entwurf den Intriguen aller Parteien Thür und Thor geöffnet. Nehmen 
wir an, daß Alle von dem guten Willen der Einigkeit befeelt geweſen 

wären, fo hätte auch eine einfachere Organifation Buftimmung finden 
mäüffen. 

In Wirtemberg war es die Demokratie, welche ala Vorkämpferin 
des Particularismus auftrat. Die Selbftändigfeit der Einzelſtaaten 

wurde von der bemofvatifchen Prefie als Ideal des ſtaatlichen Lebens, 
als die ſicherſte Bürgſchaft der bürgerlichen Freiheit gepriefen, während 
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die Bufammenfaffung der Kräfte und bie ——* [6 ie, 

einem Großſtaat möglich ift, nad) ihrer Auffaffung nur den Bi 
perfönfichen Herrfchaft, dem Cäſarismus dienen follte. In diefem Sinne 
ſprach ſich eine von ben Ausſchüſſen ber wirtembergifchen Vollsvereine 

berufene Berfammlung aus, die am 16. April 1869 in Stuttgart ge 
halten wurde. Ste nahm folgende, vom Landescomite, d. 5. vom Aus⸗ 
ſchuß der demokratiſchen Partei vorgefchlagene Erklärung an: „Auf ber 
Freiheit der Ginzelftaaten beruht die einzige Hoffnung und Möglichkeit 
der Wieberherftellung des mehr als je zerriffenen Baterlandes. In der 

Freiheit der Einzelftaaten Tiegt die ftärkfte Gewähr gegen äußere Ver- 
gewaltigung. Durch fie verftärkt ſich der Widerftand gegen die faliche 
Einheit, die im Namen der Größe und Ehre Deutſchlands verlangt, zu 
Gunſten der Macht und Gewalt eines Herrſchergeſchlechts ausgebeutet 
wird. Heute noch ohne gemeinfame Macht und Mittel, von den Re— 
gierungen bie ſchöpferiſche That geſammtdeutſcher Einigung ober auch nur 
die Herftellung eines Sübbundes zu erzwingen, welcher geſtützt auf Par- 

lament und Volksheer, den Anfang und Grundftein eines neuen Deutſch- 

lauds bilden foll, fordern wir die Genoffen der deutſchen Volfspartei zu 
raſtloſer Freiheisarbeit in den Einzelſtaaten auf; gemeinfam im Glauben, 
gemeinfam im Wollen, daß nur aus ber Freiheit die Einheit erſteht.“ 
Das Organ diefer Partei, der vielgelefene Beobachter, verſchaffte biefen 
Anfihten große Verbreitung, nicht nur bei den eigentlichen Parteigenoffen, 

ſondern auch bei ber Bureaufratie und bei Hofe. Mit geſchickter Schön- 
färberei wußte der Beobachter bie guten Seiten eines von der großen 

Bolitit unbehelligten Heinftaatlichen Stilllebens hervorzuheben, er entwarf 
idylliſche Schilderungen von den warmen behaglichen Neftern, die den 
ruhigen Bürgern von ber landesväterlichen Regierung bereitet werben, 

und malte dagegen bie vielen Leiden, die eine Militärherrſchaft und eine 
rüdſichtsloſe Eentralifation bringe, mit den düfterften Farben aus. Diefe 

Verherrlichung des patriarchalifchen Regiments ließ man ſich in ben 
höheren Kreifen wohl gefallen, man war bafür fo gefällig, auch die 
lagen und Rügen des Beobachters zu berüdfichtigen. Cine in diefem 
Blatte veröffentlichte Anklage gegen einen ftrengen Beamten that fihere 
Wirkung. Damit war aber die demofratifche Partei noch nicht zufrieden, 
fie forderte, daß man auch in Fragen der hohen Politik ihrem Rath 

Gehör gebe, daß man namentlich gegen Preußen und ben norbbeutjchen 

Bund Oppofition made. Die Regierung, ſchwankend zwiſchen dem Be- 
mußtfein, daß fie den Rückhalt, den fie an Preußen Habe, doch nicht 
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entbehren könne, und zwiſchen dem Wunſch, ihre Selbſtändigleit zu 
wahren, vermied es, der demokratiſchen Partei Gelegenheit zum officiellen 
Ausdruck ihrer antipreußiſchen Geſinnung zu geben und ſchob die Ein- 
berufung des Landtags, in welchem durch die letzten Wahlen die Linke 
ſehr ſtark vertreten war, möglichſt lang hinaus. Selbſt das Jubiläum 
des 5Ojährigen Beſtandes der Verfaſſung, das im September 1869 zu 
feiern war, und das fo gute Gelegenheit zu einer particulariftifhen 
Kundgebung darbot, wurbe ohne den Bufammentritt des Landtags be= 
gangen. So ging das ganze Jahr 1869 und bie erften Monate des 
Jahres 1870 ohne Kammerfigung Hin. Nun aber war wegen ber 
Steuerverwilligung die Einberufung ber Abgeorbneten nicht mehr länger 
zu verjhieben, und am 8. März 1870 wurde ber Landtag eröffnet. 
Längſt hatte die Volkspartei demfelben eine beftimmte Aufgabe geftelit, 
es mar bie, daS verhaßte Kriegsdienſtgeſetz wieder abzufchaffen und da- 
durch dem Alfianzvertrag feine Grumblage zu entziehen, denfelben factiſch 
wirkungslos zu machen. Am 6. Januar hatte eine von etwa 400 De— 
Tegirten ber Vollsvereine befuchte Verfammlung in Stuttgart befchloffen, 
einen allgemeinen Sturm gegen das Kriegsdienſtgeſetz zu organifiven. 
Wie ein amtlicher Befehl wurbe folgende Erklärung ausgefandt: „1) die 
Anhänger nnd Genofjen der Volkspartei werben aufgefordert, bis fpäter 
ftend zum 1. März in jedem Oberamt des Landes, in welchem feither 
fein Bezirksvollsverein war, einen folhen zu gründen. 2) In jebem 

Wahlbezirke des Landes tft Seitens der Partei dafür zu forgen, daß 

ſämmtliche Wähler zur Unterzeichnung einer an bie Kammer gerichteten 

Adreſſe Gelegenheit Haben, in welcher dem Verlangen des Volkes nad 
Aenderung des Kriegsdienftgefeges im Sinne der wahrhaft allgemeinen 

Dienftpflicht mit militärifcher Jugendvorbereitung und furzer Präſenz 

Ausdruck gegeben iſt. Die Abreffe foll jedem Abgeordneten mit ben 
Originalunterſchriften durch eine Deputation auß feinem Bezirke über 
reiht und derſelbe perjönlich aufgefordert werben, feinen ganzen Einfluß 
und alle der Volfövertretung zuftehenden Mittel anzumenben, um bie 
Regierung zum Eingehen auf die verlangte Gefegesänderung zu beftim- 

‚ men." Schon in der erften Sitzung eröffnete ein Mitglied ber Volls— 

partei, der Rechtsanwalt Sigmund Schott, den Angriff auf das Mini⸗ 
ſterium durch eine Interpellation des Minifter des Auswärtigen mit 
der Frage, wie e8 ſich mit feiner früher bei der Berathung des Allianz: 

vertrages im Oktober 1867 auögefprochenen Behauptung verhalte, daß 
Wirtemberg darüber zu entfcheiben habe, ob bei einem entftehenben Krieg 
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die Verpflichtung der bundesgemäßen Hilfe vorhanden fei ober nicht. 
Barnbüler hatte nämlich gejagt, als die Luremburger Trage angefangen 
babe brennend zu werben, fei die wirtembergifche Regierung von ber 
preußifchen gefragt worden, ob fie, falls es jet zum Krieg komme, biefen 
Tall als casus föderis anfehe. Er habe darauf ertvidert, um biefe 
Trage zu entfcheiben, müffe er genaue Kenntniß der Sachlage haben, 

und Graf Bismard Habe biefe Antwort in den Verhältniſſen begründet 
gefunden. Nun mar aber kürzlich in ber Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung gelegentlich bemerkt worden, daß diefe Vorausfegung nicht richtig 
fei; wenn die preußiſche Regierung dieſe Darftellung nicht fogleich öffent- 
lich berichtigt Habe, fo fei dies aus der Rückſichtnahme auf das par 
lamentariſche Bedürfniß des Herrn Miniſters unterlafien worden. Daß 
in dem Mittheilungen, die während des Luremburger Conflicts an bie 
füdbeutfchen Regierungen gerichtet worden feien, die Frage ob ber casus 
föderis eingetreten fei, gar nicht habe aufgewworfen werden können, ver- 
fiehe fih von felbft. Eine ſolche Cognition wilrde ja factiſch das 

Buündniß anmulfiren. Auf die Interpelfation antwortete Barnbüler am 
22. März mit dem Geftändniß, die preußiſche Megierung habe ihm ſchon 

damals zu verfiehen gegeben, fo ſei es nicht gemeint geweſen, fie habe 
mit ihrer Anfrage keineswegs zu einer Prüfung des casus föderis auf 
fordern, fondern darauf aufmerffam machen wollen, daß ber Fall ber 

bundespflichtigen Hilfeleiftung num bald eintreten Türme. Der Inter⸗ 
pellant ertwiderte darauf, wenn man das damald gewußt hätte, fo würde 
die Kammer dem Vertrag ihre Zuftimmung gar micht gegeben haben. 
ebenfalls könne fie jegt auf bie Giltigfeit deſſelben zurücfommen. Die 
ganze Frage war eine vorgeſchobene Plänkelei gegen den Minifter, auf 
deffen Sturz es die demokratiſche Partei abgefehen hatte. 

Der geplante Angriff auf das Kriegsdienſtgeſetz ließ nicht Lange auf 
ſich warten; 45 Abgeorbnete, die theils der Volfspartei, theils der groß» 
deutſchen angehörten, braten am 11. März den Antrag ein: „Hohe 

Kammer wolle 1) ber kgl. Staatsregierung erklären, daß fie in den 
militärifchen Einrichtungen folche Aenberungen geboten finde, welche bie 
großen volkswirthſchaftlichen und finanziellen Nachtheile des beftehenden 
Syſtems erheblich, insbeſondere durch Herabfegung der Präſenz, zu mil- 

bern geeignet find, und daß fie die Ausgaben für Zwecke ber militäri« 
ſchen Einübung nicht in der bißherigen Höhe zu bewilligen vermöchte; 
2) demgemäß die kgl. Staatsregierung bitten: noch im Laufe der Seffion 
entfprechende Vorlagen einbringen zu wollen.” Die Forderung war 
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unterftügt durch eine von 150,000 Unterfchriften begleitete Maſſenpetition 
gegen das Kriegsdienſtgeſetz, die durch die Agitation der Volkspartei zu 

Stande gefommen war und am 22. März ber Kammer überreicht wurde. 
Jener Antrag wurde an die Finanzcommiſſion gewieſen und der Abge- 
ordnete Mohl mit der Berichterftattung beauftragt. Bald darauf trug 
die Mehrheit der Commiffion darauf an, bie, Kammer folle der einge- 
brachten Bitte ihre Zuftimmung ertheilen, ur gegen das vorausgeſetzte 

Milizſyſtem erhob der Verichterftatter Mohl Einſprache; die Minderheit 
wollte die Regierung nur erfucht wiſſen, den Kriegsetat zum Zwed einer 
erheblichen Ermäßigung deffelben einer nochmaligen Prüfung zu unter 

werfen. Außerhalb der Kammer wurde bie Agitation emfig fortgefegt, 
eine neue Landesverſammlung der Volfspartei ſprach am 20. März 

jenen 45 Abgeordneten den Dank des Volkes aus und begrüßte das 
übereinftimmende und gleichzeitige Vorgehen ver bairiſchen Nachbarn 
gegen ben von Preußen aufgebrängten Militarismus mit Freuden; fie 
ermahnte zugleich das ganze Volt im Süden, wie in Defterreih und im 

Norbbund, zu gleichem Thun, um fo vereint den Staaten‘ Europa's ein 
Beiſpiel ber Freiheit und eine Bürgſchaft des Friedens zu geben. Ueber: 

haupt benahmen ſich die Demokraten fo, als ob fie Herren im Lande 

wären; fie erließen ihre Anmeifungen an die Vollsvereine im Tone ber 
anmaßenbften Bureaufratie, und wenn ein Mitglied nicht eifrig und will- 
fährig genug war, fo murbe es wie ein Schulfnabe abgefangelt, auch 
wohl dem fouveränen Volk als Abtrünniger oder Yeigling denuncirt. 

Welchen Standpunkt die Negierung in der Frage über das Kriegs- 
dienftgefeß einnehme, darüber Tonnte man im Zweifel fein, denn fie hatte 

ſich während der ganzen Agitation völlig paſſiv verhalten. Sie hatte es 
geichehen laſſen, daß Schultheißen und andere Gemeindebeamten fich eifrig 
daran beteiligten. Diefelben Oberamtleute, welche bei Wahlen eine 
eifrige Thätigfeit zu Gunften des Megierungscanbibaten entwickelten, ſahen 
rubig zu, wenn ihre Schultheißen die Leute zu Volksverfammlungen ent» 
boten, bei welchen ein Agent der Beobachterspartei auftreten wollte. 
Man mußte auf den Gedanken kommen, es fei der Megierung gar nicht 
fo unlieb, wenn fi eine ſtarke Oppofition gegen Einführung preußifcher 
Militäreinrichtungen erhebe, und fie fehe in der Demokratie eine Bunbes- 
genoffin gegen bie weitere Ausbehnung des preußiſchen Einfluffes. In 
der That war ein Theil des Minifteriums nit abgeneigt, ber Beob- 
achterspartei einige Bugeftänbniffe zu machen, Varnbüler und Mittnacht 
mutheten dem Kriegsminifter Wagner zu, von feinem Etat eine halbe 
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Million nachzulaffen, obgleich er den Aufwand auf das Nothiwendigfte 
befchränft Hatte. Aber dies Tonnte er fich nicht gefallen laſſen. Eine 
Schmãlerung feines Etats ſchien ihm micht vereinbar mit der bundes⸗ 
pflichtmäßigen Neugeftaltung des Heeres, er bat um feine Entlaffung. 
Im Kampfe mit beftändigen Schtwierigfeiten war ohnehin feine Geduld 
erſchöpft. Nun boten auch die anderen Minifter ihre Entlaffung an. 
Schon glaubten die Demokraten und Großdeutſchen gefiegt zu haben; 

ihre Führer machten ſich darauf gefaßt, in das Mintfterium berufen zu 
werben. Ihre Tauſchung war groß, als zwar Freiherr v. Wagner am 
24. März feine Entlaffung erhielt, aber feine rechte Hand bei der Mi- 

fitärorganifation, Oberft v. Sudow, an feine Stelle trat, und diefer zur 
Bebingung feines Eintritt3 machte, daß das am meiften antipreußifche 
Mitglied des Minifteriums, Cultminifter Golther, auötrete, auf was der 

König auch gegen Erwartung einging. Auch ber Minifter des Inneren, 
v. Geßler, dem befonders ber Vorwurf zur Laft fiel, daß er gegen bie 
Agitation fir Abſchaffung des Kriegsdienſtgeſetzes nichts gethan habe, 
mußte außfcheiden, und an feine Stelle trat Staatsrath Scheurlen, ein 
energifcher Mann, welcher aber den Beſtrebungen ber deutſchen Partei 

fremd war. Die Vollspartei war verblüfft, fie erließ ein Manifeft, 
worin fie unter anderem fagte: „Statt den Willen des Volkes zu hören 
und zu,vollziehen, hat die Megierung vorgezogen, unter dem Schein der 
Nachgiebigkeit auf bem bisherigen, die Freiheit und Wohlfahrt des 
Landes gleich gefährbenden Wege zu beharren. Die Berfönlichfeiten und 
die politiſche Vergangenheit der neu ernannten Miniſter laſſen keinen 
Zweifel darüber, daß ber wahre Geift des Kriegsbienftgefeßes von 1868, 
d. 5. die militärifche Verpreußung Wirtembergs, aufrecht erhalten werden 

fol. Hr. v. Suckow, ber neu ernannte Kriegsminiſter, in weit höherem 
Grabe als ber abgetretene ein allezeit wilfiger Vollſtrecker der militäri- 
ſchen Gebote Preußens, ift die lebendige Bedrohung unferer Selbftän- 
digkeit." — „Mit der Entlaffung Hrn. Golthers, des einzigen groß— 
deutſch gefinnten Mitgliedes ber Negierung, ift die preußiſche Schwen- 

kung des Minifteriums in der deutſchen Politik ausgeſprochen. Ja! 
ſolches Vorgehen einer „conftitutionelfen” Negierung ift ein Schlag in's 

Geſicht unferes verfafjungstrenen Volkes, ift eine Verhöhnung feines 
hundertmal erflärten Willens in der deutfchen Frage. Allein nicht Hohn 
noch Gewalt wird dag wirtembergifche Volk und feine treuen Vertreter 
abbringen von dem verfaffungsmäßigen Weg, ben fie betreten Haben zur 
Wahrung feines Rechts, zur Herftellung eines in Freiheit geeinten Vater⸗ 
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lands, Wir erwarten von ben Dertretern bes Volks, daß fie kein von 
der Berfaffung gebotenes Mittel umverfucht Iaffen, um dem Willen des 
Volkes Geltung zu verſchaffen. Wir erwarten vom Wolle, daß es ein- 
müthig und entfchloffen zu feinen treuen Vertretern fteht!" 

Genauer betrachtet war bie Minifterveränberung mehr ein Per- 

fonen- al ein Syſtemwechſel. Die Wahl des Oberften v. Sudow 
zum Vorſtand des Kriegsminiſteriums, die noch am meiften auf eine 
Einlenkung in die Bahn der preußiſchen Politik hinzuweiſen ſchien, verlor 
doch von ihr.r Bedeutung, als man hörte, daß das Kriegsminifſterium 

vorher dem General v. Wiederhold angeboten, von diefem aber- abgelehnt 
worben fei, weil man auf feine Bedingung, eine Erflärung an das Volt 
zu erlaffen und einen engeren Anſchluß an Preußen zu proclamiren, 
wicht Habe eingehen wollen, und bann, daß Suckow ſich bereit erklärt 

habe, die feinem Vorgänger zugemuthete Verminderung des Militäretats 
auszuführen. Auch verkündete das neue Minifterium in einer officiellen 
Erklärung im Staatsanzeiger vom 28. März, daß ein auf Erſparniſſe 

zielender Plan für den Kriegsetat in Ausarbeitung begriffen fei, daß der 

Sormationsftand der Linie bejchränkt, der Bedarf an Rekruten vermin- 

dert, die Präſenzzeit auf das nieberfte zuläffige Maß herabgefegt werden 
follte. In Beziehung auf die Verträge wurbe erflärt, dag das Mint- 
fterium fie aufrichtig und loyal gehalten wiffen wolle, daß es Auf- 
veizungen zum Vertragsbruch und Anfeindungen des durch ben Frieden 
mit Preußen anerfannten Rechtszuſtandes entgegengetreten werde; aber 
zugleich wurde auch Hervorgehoben, daß die Negierung die Selbftänbig- 
feit Wirtembergs zu wahren entjchloffen ſei. 

Die deutſche Partei, die, durch den überhand nehmenden Einfluß 
der Demokraten völlig in den Hintergrund gebrängt war, belam jetzt 
auch wieder freiere Bahn. Sie berief auf Oftermontag, den 18. April 
1870, eine Landesverſammlung nad; Stuttgart, die fehr zahlreich befucht 
wurde. Der große Saal ber Lieberhalle war gedrängt voll von Mit- 
gliedern, Abgefanbten ber Vereine und anderen Gefinnungsgenofien. Man 
freute ſich beſonders zu fehen, daß diesmal der Abel, der ſich Bisher 
nod) fern don den öffentlichen Verfammfungen der Partei gehalten Hatte, 
auch vertreten war. Ein angefehener vitterfdaftlicher Abgeordneter, Frei- 
herr v. Wöllwarth, erffärte im Namen feiner anweſenden Standes- 
genoffen, daß fie fid mit der Verfammlung in der deutſchen Frage, in 
der Forderung-einer engen Zufammengehörigkeit aller deutſchen Länder 
und Stämme einig wiffen. Die Verſammlung ſprach in einigen mit 
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allgemeiner Zuſtimmung angenommenen Sägen ihre Forderungen aus 
und erflärte mit Beziehung auf die immer noch zmweifelhafte Haltung des 
Minifteriums: „Das Land bedarf einer Megierung, melde ehrlich zur 
nationalen Sache fteht, jeben Pakt mit Vollspartei und Ultramontanen 

von fi weist, und alfe nattonalgefinnten Elemente ſammelt, um jene 

unverföhnlichen Feinde der deutfchen Einigung in der Ohnmacht zu er- 
halten, das Einigungswerk felbft aber auf den gewonnenen Grundlagen 
weiter zu führen. In ber Heutigen haltlofen Lage, in weiche wnfer Land 
duch das bisherige Schwanken feiner Politik gerathen tft, genügt es 
noch nicht, Angriffe auf die Verträge abzuwehren und die Aufrechthal- 
tumg des gegenwärtigen proviſoriſchen Zuftandes zu proclamiven. Das 
Bertragsverhältniß zu Norddeutſchland ift zu erweitern zur vollen deut- 
ſchen Bundesgemeinfchaft. Die politiiche Vergangenheit der bisher 

leitenden Mitglieder des theilweife neu gebildeten Miniſteriums berechtigt 
nicht zu der Hoffnung, daß dafjelbe diefe Aufgabe Löfen werde. Wir 
wollen aber feiner Mafregel unfere Anerfennung und die etwa erforder- 

liche Mitwirkung verfagen, welche geeignet wäre, die Unterftügung ber 

deutfehen Partei zu reihtfertigen.* 
Diefes entſchiedene Auftreten ber deutſchen Partei machte doch auch 

einigen Eindrud bei der Regierung, und ihre Anfichten wurden jet 
wenigften® als ein berechtigter Ausdruck der öffentlichen Meinung aner- 
lannt. Auch hörte bie unbegreifliche Nachficht gegen die Demokraten auf, 
und namentlich Minifter Scheurlen handhabte die Bügel ber Megierung 
mit Tröftiger Hand. 

In Baiern wurde nad dem Minifterwechiel eifrig über den Mili- 
täretat verhandelt; der Statiftifer Kolb beantragte in der Finanzcom⸗ 
miffton, wenigftens zwei Millionen zu freien. Bunächft follte die 
Präfenzzeit auf 8 Monate reducirt, 6 Meiterregimenter aufgelöst, die 
Cadettencorps aufgehoben und bie Zahl ber Offiziere vermindert werben. 
Diefe Vorſchläge Hatten alle Ausfiht, von. der Mehrheit angenommen 
zu werben, aber die Enticheidung zog ſich bei dem langſamen Geſchäfts- 
gang noch einige Zeit Hinaus, und als endlich die Schlußdebatte auf die 

Tagesordnung kam, war die Kriegsfrage, bei welcher von feiner Militär⸗ 

verminberung mehr bie Rede fein Konnte, ſchon faft entfchieben. 



Dreißigftes Kapitel. 

Der Reichstag des norddentfihen Bundes im Frühjahr 1870. 

Ohne Ahnung ber ſich vorbereitenden Ereigniſſe fanden fich die 
Abgeorbneten in ber Mitte Februars zu Berlin ein; meift in etwas 
gedrückter Stimmung, denn die gute Zuverſicht früherer Reichstage, daß 
ſich bald die Abgeordneten von ganz Deutſchland zufammen finden wilr- 

den, hatte durch das Verhalten der ſüddeutſchen Staaten großen Abbruch 
erlitten. Die Thronrede, mit welcher am 14. die Sigungen eröffnet 

wurden, fünbigte mehrere wichtige Gefegesporlagen an, unter denen im 

erfter Linie das neue Strafgeſetzbuch erfchien. Auch erregte die Stelle 
der Thronrede, welche an die Adreffe der ſüddeutſchen Particulariften 

gerichtet war, befondere Aufmerkfamfeit. Der König fagte nämlich: 
„Die Gefammtheit ber Verträge, welche den Norden Deutfchlands mit 
dem Süden verbinden, gewähren ber Sicherheit und Wohlfahrt des ge⸗ 
meinfamen beutfchen Vaterlandes die zuverläffigen Bürgſchaften, welche 
die ftarfe und gefchloffene Organifation des norddeutſchen Bundes im 

ſich trägt. Das Vertrauen, welches unſere ſüddeutſchen Verbündeten in 
diefe Bürgſchaften fegen, beruht auf voller Gegenfeitigfeit. Das Gefühl 
nationaler Zufammengehörigfeit, dem die beftehenben Verträge ihr Dafein 

verbanfen, das gegenfeitig verpfänbete Wort deutſcher Fürſten, die Ge⸗ 
meinfamtfeit der höchſten vaterländifchen Intereſſen verleihen unferen Bes 

ziehungen zu Sübdeutfchland eine von ber wechſelnden Woge politiſcher 

Leidenschaften unabhängige Feftigfeit." Der König wollte damit zu vers 
ſtehen geben, daß er fi} um das Gerede jener Abgeorbneten, welche die 
Verträge gern in Frage ftellen möchten, nicht kümmere, fondern fi an 
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das Wort der Fürſten Halte und von ihnen Treue erwarte, andererfeits 
aber darauf rechne, daß die Gemeinfchaft der Intereſſen eine Bürgfchaft 
bieten werde. 

Die in nationaler Beziehung wichtigfte Verhandlung war die über 
den Antrag Laster, der bie Aufnahme Badens in den norbbeutfchen 
‚Bund zur Sprache brachte. Mit Baden war am 14. Januar ein 
Bertrag abgeſchloſſen worden, nach welchem ſich bie Bundesregierung 
mad Baden verbindlich machten, ihren Staatdangehörigen gegenfeitig 

Rechtshilfe zu gewähren, wie dies auf dem vorigen Reichstag für die 
StaatSangehörigen des norddeutſchen Bundes beichloffen worden war. 
ALS dieſer Bertrag ‚zur Genehmigung vorgelegt wurde, ergriff Laster 
die Gelegenheit, zwar nicht direct den Antrag auf Aufnahme Badens tn 
den Bund zu ftellen, aber ben Reichstag zu der Erklärung aufzufordern, 
daß er in ben ımabläffigen nationalen Veftrebungen der badiſchen Re— 
gierung und des badifchen Volkes den lebhaften Ausdruck der nationalen 
Zufammengehörigfeit erfenne, und mit freudiger Genugthuung den mög- 
lichſt ungefäumten Anſchluß an den beftehenden Bund als Biel derſelben 

wahrnehme. Die Aufnahme Babens erſchien Vielen al3 eine nationale 

Pfligt fowohl gegen Baden als gegen Deutſchland überhaupt. Das 
Land Hatte viele Opfer gebracht, um ben Eintritt zu ermöglichen, und 
die Verzögerung deſſelben hatte eine peinliche Spannung herbeigeführt. 
Die entftandene Ungebuld Hatte bereit8 einmal das gute Einvernehmen 
zwiſchen Volksvertretung und Regierung geſtört, es war zwar wieber 
eine Verſöhnung zu Stande gelommen, aber bie Gefahr konnte wieder⸗ 

lehren, wenn nicht bald eine vollendete Thatfache Beruhigung gewährte. 
Fir die Gegner des Anfchluffes an Preußen in dem übrigen Süddeutſch- 
fand, welche die Anhänger Preußens immer als Bettelpreußen verhöhn- 

ten, war die Nichtaufnahme Badens eine willfommene Nechtfertigung 
ihres Vorwurfs, fie konnten triumphivend auf Baden hinweiſen und 
fagen: hr fehet, man will euch ja gar nicht, Höret doch auf euch auf 
dringen zu wollen! Wan fing an zu zweifeln, daß Bismard eine Ber 
einigung ganz Deutfchlands beabfichtige und behauptete, es fei eben doch 
nur auf einen preußifchen Einheitsftant abgeſehen. Und wenn man auch 
die Bereitwilligfeit die Mainlinie aufzuheben zugab, fo konnte man ſich 

doch feinen anderen Grund ver Abmeifung Badens denken, als bie Rüd- 
fit auf etwaige Einmifhung Napoleons. Dies ftimmte aber. wieber 
nicht zu dem ſtolz verfündeten Wort, daß ein Appell an bie Furcht fein 

Echo in deutſchen Herzen finde. Konnte nicht der Eintritt Badens ein 

Klüpfel, Einheitebeſtrebaugen. IL 21 
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lockender Vorgang für Wirtemberg werden, und wenigſtens für Rhein ⸗ 
baiern eine Nöthigung ſein, auch die Aufnahme zu betreiben? Alle dieſe 
Gründe machte Lasker in der Rede, mit welcher er ſeinen Antrag am 

24. Februar begründete, in beredter Sprache geltend. „Baden,“ ſagte 
er, „will eintreten in den Bund — aber es geſchieht nicht. Wo iſt 
die Schuld? Ich kann ſie nur in Preußen ſuchen. Wir müſſen über 
den Main gehen, wir haben die Mainlinie 1866 nur in der Noth des 
Augenblides acceptirt. Deutſchland darf nicht getheilt bleiben in zwei 
Häfften. Sobald Baden in ben Bund eingetreten, ift ber Bund 

Deutſchland, und die anderen ſüddeutſchen Staaten müſſen folgen; alfe 
Künfte der Diplomaten Helfen da nichts mehr. Ich Tann unmöglich 
glauben, daß Nüdfichten der auswärtigen Politif bei der Verzögerung 

der Aufnahme Badens in den norddeutſchen Bund maßgebend find. 
Sp weit ein Laie zu jehen im Stande ift, find gerabe die beiden ein- 

sigen Mächte, die hier in Frage kommen können, Frankreich und Oeſter- 
reich, Hinlänglich mit fich felbft beſchäftigt. Frankreich foger in dem 
Grade, daß die Exiftenz feiner Dynaftie auf dem Spiele fteht. Und 

wollten fie fih dennoch mit dem Auslande befchäftigen, fo Liegt ihnen 

ja in Rom Stoff genug vor. Aber ich zweifle nicht daran, daß Nüd- 
fihten auf das Ausland es nicht find, welche unſere Politik beſtimmen. 

— Wozu ift der Artikel wegen der Aufnahme ſüddeutſcher Staaten in 
den Bund in die Bundesverfaſſung aufgenommen worden, wenn nicht 
Gebrauch davon gemacht werden fol? Baden will in. den Bund ein« 

treten, wir wiſſen es ganz beftimmt. Darum möchte ic} denn wilfen, 
warum das Präfidium auf ben Wunſch Badens nicht eingehen will. 
Ich wünſche dringend, daß dieſes Räthſel fich Heute löſe.“ Dies ger 

ſchah, indem Graf Bismarck alle feine Beredtſamkeit und das ganze 
Gewicht feines ſtaatsmänniſchen Anſehens aufbot, um den Antrag Laskers 
abzumeifen. „Das Näthfel, das zu Löfen iſt,“ fagte er, „ift für bie 

badifche Megierung längft gelöst. Wünſcht mar den Eintritt Badens, 
fo kann Niemand von und benfelben als einen befinitiven Abſchluß ber 
deutſchen Frage betrachten, fondern nur als das Mittel, zwiſchen Nord⸗ 

deutjchland und dem geſammten Süden Deutſchlands diejenige Verein» 
gung herbeizuführen, die wir Alle erftreben, in welcher Form es auch 
fei, die ich aber dahin definiven möchte, daß mir die gemeinfamen Ju— 
fitutionen, über die wir ung in aller Freitwilligfeit einigen, ohne Dros 
Hung, ohne Preffion herbeiführen. Der verftimmte, gezwungene Baier 
in der engften Genoſſenſchaft Tann mir nichts helfen, und ich würbe 
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einem Zwange vorziehen, lieber noch ein Menfchenalter zu warten. 
Es fragt fi, an welcher Stelle ift Baden, der einzige officieffe Träger 
des nationalen Gedankens unter ben vier ſüddeutſchen Staaten, der 

nationalen Einigung förberlicher, als Beſtandtheil bes Bundes oder als 
felbftändiger Staat? Ich bin überzeugt, wenn Baden in feiner natio- 
nalen Pflege durch feine Regierung, durch feine Volksvertretung, ja 
durch die Majorität feines Volles wie bisher fortfährt, daß es dann 
der Verwirklichung des nationalen Gedankens als einzelner Staat im 

Süden nüglicher ift, wie als ein Theil des Bundes. Vergegenwärtigen 
Sie fih die Frage doch einmal in Bezug auf Baiern; wenn wir mit 
Baiern! zu thun hätten Lediglich in ber Bufammenfegung, wie fie 
Altbaiern, Ober- und Nieberbaiern und Oberpfalz barftellt, wäre da 
nicht die Hoffnung, daß wir je mit Baiern zu einer befriedigenden 

Einigung kommen Yönnten, eine viel weiter hinauszurückende — ganz 
würde ich fie nie aufgeben — als jetzt, wenn die in dem bairifchen 

Lager und befreundeten national gefinnten Stämme der Franken und 

der Schwaben, die dort fo nützlich wirken, abgetrennt wären von Baiern? 
Es wäre ja ein Gedanke, den man 1866 hätte Haben Können, und beffen 
Verwirklichung, glaube ih, nicht viel im Wege fland, wenn man aus 
den drei Franfen einen befonberen Staat hätte bilden wollen, um Alt- 

baiern auf fich zu vebuciren, und Franken etwa irgend einen national» 
gefinnten Firften gegeben Hätte, der zum Sübbunde ober Norbbunde 

hätte gehören können, das wäre ja gleichgiltig; dann wiirde, meiner Ueber- 
zeugung nach, ber Ueberreft von Baiern, wenn nicht auf immer, doch 
auf Jahrhunderte für bie deutfche Einheit verloren geweſen fein. Des» 
halb, glaube ich, thun wir nicht gut, das Element, daS ber nationalen 

Entwicklung im Süden am günftigften ift, mit einer Barriere zu um. 
geben, gewiffermaßen ben Milchtopf abzufahnen und das Uebrige ſauer 

werden zu laſſen. Die glüdliche Wirkung Babens bisher auf ben 
Süden würbe damit verloren gehen. Iſt aber durch eine Anerkennung 
diefer Wirkung diefelbe zu erhöhen, ift der badiſchen Regierung daran 

gelegen, gerühmt zu werben, um in ihrem Eifer nicht/zu erlahmen, fo 
würde ich mit dem Untragftelfer im Lobe Badens wetteifern. Mit der 
Einverleibung Babens in den Bund würden wir einen fühlbaren Drud 
auf Wirtemberg und Baiern ausüben. Bei der dort wachſenden Ver- 
ftimmung wäre leicht zu befürchten, daß ein Rückſchlag erfolgte, und 
durch eine voreilige Aufnahme Badens in den Bund die Herbeiflihrung 
der voltftändigen Einigung um fünf Jahre verzögert würde. Wir können 

21* 
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ja nicht wiffen, wie die conftitutionellen Verhältniffe in Baiern ſich ge- 

ftalten werben, ob dort bald eine Neuwahl bevorfteht oder nicht, ich bin 
darüber nicht fo genau unterrichtet, wie der erfte Herr Mebner über 
Baden, aber wenn noch in biefem Jahre in Baiern eine Neuwahl ftatt- 
finden follte, wäre es dann nicht ein Verluft von wenigftens einer bai- 

riſchen Wahlperiode, wenn wir der Partei, die dort jegt noch die Ma— 
jorität hat, irgend einen ſcheinbar plaufibfen Grund zu dem Vorwurf 

einer Preffion, übertriebener Anfprüche des Nichtabwartens freiwilligen 
Entſchluſſes in die Hand gäben, wenn für die dortigen Wahlmanöver, 
von denen wir genug und mehr, als ich zu glauben geneigt bin, gehört 
haben, eine ſolche Hanbhabe lieferten, wodurch das bairiſche Selbſigefühl 
von Neuem über angebliche Vergewaltigungen dur; den Norden aufge 

ſtachelt werden könnte? Auf der andern Seite milffen wir die Wirkung 
betrachten, bie die Einverleibung Badens auf das Großherzogthum felbft 

ausüben würde. Gegen ben Weftwind wiirde e3 allerdings der Bund 
mit feinem Mantel ſchützen; aber auf die militärifchen Möglichfeiten, die 
der Vorrebner fupponivte, Tege ich überhaupt fein fo großes Gewicht, 
daß ich deshalb Baden als eine Jufel des norddeutſchen Bundes hin- 
ftellen möchte. Aber wie liegt die Sache wirthſchaftlich? Wäre es nicht 
eine Härte, wenn Baden bezüglich ber Tünftigen Bilbung des Bollver- 
eins nicht mehr die Freiheit der Entfhliegung Haben follte? Würde 

man uns nicht für hart halten, wenn wir Baden im Zollverein behiel- 

ten und Heffen ausſchlöſſen — ein Fall, zu dem die Wahrjcheinfichfeit 
nicht vorliegt, daß er eintreten wird. Ich habe nicht den Wunſch, ein 

Land von der geographifchen Ausbehnung Babens als eine Inſel im 
Zollverein einzuengen. Muthen Sie mir das nicht zu. Käme deshalb 
jegt au das Präfidium don Karlsruhe aus der Antrag auf Aufnahme 

Badens in den Bund, fo würde ich im Intereſſe des Bundes und 

Badens fagen: „Rebus sie stantibus muß ih den Antrag ablehnen, 
id) werde Euch aber den Zeitpunkt bezeichnen, wo ung Eure Aufnahme 

im Gefammtintereffe Deutſchlands und im Intereſſe der Politik, die wir 
bisher — ich darf wohl fagen nicht ohne Erfolg — durchgeführt Haben, 
angemeffen erfcheint." Dem Anteagfteller feinen unfere bißherigen 

Schritte zur Einigung wicht zu genügen, er will, daß etwas geſchehe. 

Aber unterfhägen Sie das wirklich Gefchehene nicht. Denken Sie zurück 

an die Jahre vor 1848 und 1864, mit wie Wenigem wir damals zu- 
frieden waren. Haben wir im Zollparlament in Bezug auf Sübbeutfch- 
land nicht ein koſtbares Stüd nationaler Einheit erreicht? Ich kann 
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dreift behaupten: übt nicht das Präfibium des norbdentfchen Bundes 
in Süddeutſchland ein Stück laiferliher Gewalt, wie es feit 500 Jahren 
unter ber Herrſchaft der deutſchen Kaifer nicht der Fall geweſen ift? 
Wo ift feit der Zeit der erften Hohenftaufen ein unbeftrittener Ober- 
befehl im Kriege und eine wirthfchaftliche Einheit in beutfchen Landen 

geweſen? Unterſchätzen Sie das nicht, fondern genießen Sie einen 
Augenblid froh, was Ihnen beichieden ft." — — „Hr. Laster ficht 
in der Aufnahme Badens den Anfang der Vollendung des Bundes; ich 
fehe darin nicht blos einen Anfang der Hemmung, fondern einen ziemlich) 
dauernden Hemmſchuh des Weiterarbeiteng." 

So eingehend die Darlegung Bismards, fo gewichtig die Gründe 
waren, bie er vorbrachte, fo hat er, wie es feheint, hoch nicht außge- 
ſprochen, was ihn eigentlich beftimmte, dem Verlangen fo entſchieden ent- 

gegenzutreten. Er wußte, daß ſich etwas vorbereite, was eine weit ge- 
ſchicktere Gelegenheit darbieten werbe, nicht nur Baden, fondern ganz 

Süddeutſchland mit Norddeutſchland zu einigen. Er mußte, daß der 
Krieg mit Frankreich unvermeidlich fei, aber er wollte nicht, daß man 
fagen könne, Preußen Hat den Ausbruch Herbeigeführt durch die Un- 
geduld, mit der e8 die Erweiterung feiner Machtſphäre durchſetzte. Er 

wollte, daß Frankreich von einer anderen Angelegenheit Veranlaſſung 
nehme Krieg anzufangen, in einer Weile, die daffelbe in den Augen 
Europa's unzweifelhaft als Angreifer und Friebensftörer erfcheinen ließe. 

Alles das konnte er der Verfammlung des Reichstags nicht wohl aus- 
einanberfegen, aber er erreichte durch das, was er vorbrachte, und durch 
das unbebingte Vertrauen, das er bei einem großen Theil ber Abge- 

orbneten genoß, daß man nicht auf der Forderung der Aufnahme Badens 
beftand. Nachdem noch einige andere Redner, befonder8 Miquel, für 
den Antrag gefprochen und Bismard noch einmal das Wort genommen 

hatte, erklärte Laster, daß er den Antrag im Einverftändniß mit feinen 

politifchen Freunden zurüdziehe, nachdem derſelbe durch die ftattgehabte 

Erörterung feinen Zwed volfftändig erfüllt habe. 
Den größten Theil der dem Reichstag zugemeffenen Zeit nahm die 

Berathung des vorgelegten Entwurfs für ein neues Strafgeſetzbuch in 
Anſpruch. Diefer Entwurf, von einer Commiffion Sachverftändiger und 

dem Bundesrath in kurzer Frift bevathen, beruhte auf dem 1851 ein- 

geführten preußifchen Strafgefegbud), das mit befonderer Rückſicht auf 
das öffentliche und mündliche Strafverfahren ausgearbeitet war und vor 
manchen anderen beftehenden Strafgefeggebungen den Vorzug hatte, daß 
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es dem richterlichen Erkenntniß freieren Spielraum gewährte. Dieſes 
wurde dem Reichstag in wefentlich verbefjerter Geftalt vorgelegt. Doch 
fehlte es nicht an bedeutenden Steinen des Anftoßes, bei welden ein 
ſchroffer Gegenfag der Meinungen zu Tage trat. Dies waren die 

Bragen über politiſche Verbrechen und die Tobesftrafe. Auf die ſchwe— 
reren politiſchen Verbrechen war im Entwurf durchgehend Zuchthaus- 
ftrafe gefegt, und diefe fand auch im Reichstag manche Vertreter. Aber 
die Mehrzahl verlangte, daß politifche Verbrechen nur dann mit Zucht- 

Haus beftraft werden follten, wenn feftgeftelft fei, daß die ftrafbar ge= 
fundene Handlung aus einer ehrlofen Gefinnung entfprungen ſei. Diejer 

Vorſchlag wurde am 15. März durch Aufftehen mit großer Majorität 
angenommen. Am 16. wurde für das Verbrechen des Hochverraths 

gegen einen Bundesfürften durch dieſelbe Abftimmungsweife lebensläng- 
liche Zucht: oder Feftungsftrafe angenommen, jedod mit dem Vorbehalt, 
daß mildernde Umftände in Betracht gezogen und biefen gemäß bag 
Strafmaß herabgejegt werden könne. Weit Higiger wurde über die 

Todesitrafe geftritten. Bei der erften Leſung am 1. März wurde fie 
mit 118 gegen 81 Stimmen vertorfen, obgleich Bismard erklärt Hatte, 

der Bundesrath werde nicht auf Abſchaffung der Todesftrafe eingehen, 
und fo lange er preußifcher Minifterpräfident fei, werde die Todesſtrafe 
in Preußen nicht geſetzlich abgefhafft werden. Es mar anzunehmen, 

daß wenn der Reichstag auf Werwerfung der Tobesftrafe beharre, die 

Bundesregierung den ganzen Entwurf eines norbdeutfchen Strafgefeg- 

buchs zurüctziehen werde. Dann wäre es bei Geltung der alten Strafs 
gefegbücher geblieben, deren Mehrzahl für eine weit größere Anzahl von 
Fällen die Todesftrafe feftjegte. Das ſchon früher anerkannte Princip, 

die Todesſtrafe möglichft zu beſchränken, wurde jegt im preußifchen Mi- 
nifterium noch näher ind Auge gefaßt. Am 16. Mat ftimmte bie 
Mehrheit der Minifter für die Beſchränkung der Tobesftrafe auf vor 
fäglihen Mord, drei dagegen wollten fie auch fir politiiche Verbrechen 

beibehalten wiffen, nämlich für ben Hochverrath erften Grades, ben 
Mordverfuch gegen das Bundesoberhaupt oder einen anderen der Bundes- 
fürften. Am 20. Mai kam die Todesftrafe in dritter Lefung zur 

Debatte und Abftimmung, und e8 wurde mit 127 Stimmen gegen 119 
befchloffen: unter den in $ 1 des Strafgeſetzbuches aufgeführten Straf- 
arten bie Todesſtrafe wieberherzuftellen. Nun war noch die Frage über 
die Anwendung ber Tobesftrafe auf Mordverfud gegen das Bundes- 
oberhaupt oder einen Bunbesfürften zu erledigen, und auch biefe wurde 
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der Einheit der Strafgefeggebung zulieb mit 128 gegen 107 Stinnnen 
bejaht. Damit war die Annahme des neuen Strafgejegbuches entſchie⸗ 

den, und diefelbe wurde am 25. Mai beichloffen. An demfelben Tage 
wurbe aud daS dem Reichstag vorgelegte Geſetz über die Subvention 
einer internationalen Sct. Gotthardsbahn angenommen. Der nord: 
deutſche Bund machte fi anheifchig, von den 85 Millionen Francs, 
auf welche die Koften angefchlagen waren, 20 zu übernehmen. Graf 

Bismard empfahl die Unterftägung mit den Worten: „Das Hauptinter- 
effe ift für uns, eine faft directe Verbindung mit dem befreundeten, und 

wie wir glauben auf die Dauer befreundeten, Italien zu haben." Dies 
wurde in Paris fehr mißfällig aufgenommen und erregte die Eiferfucht 
gegen den nordbeutfchen Bund in hohem Grade. Am folgenden Tag 
wurde der Reichstag geichloffen, und der König konnte in feiner Thron- 
rede mit gerechtem Stolz auf die reichen befriedigenden Ergebniffe der 

erften Legislaturperiode des norddeutſchen Bundes hinweiſen. 
Das Bolfparlament wurde vom 21. April bis zum 6. Mai zwifchen 

die Situngen des Reichstages einge hoben. Die Eröffnungsrede des 

Minifters Delbrüd bezeichnete bie Genehmigung des Handelsvertrags 
mit Merico und die Reform des Vereinszolltarifs als die Hanptauf- 

gaben der Verhandlungen. Er fagte in Beziehung auf den zweiten 
Gegenftand: „Der forgfältig revidirte Entwurf verfolgt wie früher den 
Zweck, neben einer wejentlichen Vereinfachung des Tarifs und Erleichte- 
rung des Verkehrs und Verbrauchs die finanzielle Grundfage unferes 

Tarifſyſtems zu Träftigen, damit nicht die durch zahlreiche Zollbefreiungen 
und Zollermäßigungen in ben legten Jahren herbeigeführte Verminderung 

der Zolleinnahmen die wirthſchaftliche Geftaltung der Steuerfyfteme in 
den Vereinsftaaten gefährbe. In ben Veränderungen, welche der Ent- 

wurf erfahren hat, haben die Bedenken, welchen einzelne der im vorigen 

Jahre gemachten Vorſchläge begegneten, thunlichfte Berückſichtigung ge: 
funben, ingbefonbere ift für die Herbeiführung eines Mehrertrags ein 
Verbrauchsgegenſtand ins Auge gefaßt, deſſen höhere Belaftung die ſchon 
früher im Bolfvereine gemachten Erfahrungen als zuläffig darſtellen. 
Eine BVerftändigung anf diefer neuen Grundlage wird, indem fie die 

Ausführung einer den Verkehrsintereſſen erwünschten Neform bes Tarifs 

ermöglicht, dem nachtheiligen Zuftande der Ungewißheit über deſſen 
weitere Geftaltung ein Ende machen. Mit diefer Tarifreform werden 
Sie, geehrte Herren, bie letzte Seffion einer Legislaturperiode würdig 
liegen, welche durch Erweiterung des Vereinsgebiets nach der Oſtſee 
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und Nordſee, durch die Herftellung des freien Verkehrs mit Tabak, durch 
eine der Entwidlung des Handels entſprechende Umgeftaltung der Zoll- 
geſetzgebung und duch die Reform der Bucerbefteuerung Zeugniß ab- 
gelegt hat für den Erfolg der Inſtitutionen, welche in dem Bollvereing- 
vertrag vom 8. Juli 1867 geſchaffen find." 

Der Hanbelsvertrag mit Merico wurde nad) einigen Tagen ange- 
nommen, aber die Reform des Zolltarifs kam wieder nicht in dem von 

der Regierung gewünſchten Umfang zu Stande, weil die Politif der füd- 

deutſchen Fraction wieder darauf hinarbeitete, daß überhaupt nichts zu 

Stande lomme. Die Vereinsregierung ließ diesmal ben früher vorge- 
fchlagenen Petroleumzoll fallen und beantragte dafiir eine Erhöhung des 
Kaffeezolls, die einen Ertrag von 1,400,000 Thlr. ergeben follte. Da- 
gegen war eine Herabfegung ber Zölle auf Bauwollengarne und Gewebe 
und auf Eifen vorgeſchlagen. Beides wurde abgelehit, aber dafür ging 
ein von Patow geftellter Vermittlungsantrag dur, wornach die Herab- 
fegung des Baumwollenzolls aufgegeben, der Roheiſenzoll von 5 Ser. 
auf 2'/, Sgr., der Neiszoll von 1 Thlr. auf 15 Sgr. herabgefegt, 

und dagegen der Kaffeezoll von 5 Thlr. auf 5 Thlr. 25 Ser. er⸗ 

höht wurde. 
Ein wichtiger Antrag war der von Bamberger am 5. Mai geftellte: 

„die verbündeten Negierungen aufzuforbern, daß fie die Angelegenheit 
der vor den Reichstag des norbdeutfchen Bundes zu bringenden Miünz- 
reform als eine gemeinfame Aufgabe fämmtlicher Staaten des Zoll- und 
Handelövereind fi aneignen, namentlich aber dafür forgen mögen, daß 
bei ber in Ausficht genommenen Vorunterfuhung (Enquete) aud bie 
ſüddeutſchen Staaten in Betracht und in Mitthätigfeit gezogen werben, 
und die Gefegentwürfe in ſolcher Weife vorbereitet werden, daß fie die 
gleichzeitige Herftellung der Münzeinheit im ganzen deutſchen Zollgebiet 

ermöglichen. Minifter Delbrüd erklärte, der Bundesrath werde gern 
darauf eingehen, und dag ganze Haus ſchien einverftanden. Aber num 
erhob ſich der mwirtembergifche Abgeordnete Becher, der ſchon bei feinen 
Wahlbewerbungen den Grundſatz ausgefprochen hatte, die Miffion der 

ſüddeutſchen Abgeordneten fei, „das Einigungswert Bismarcks zu ver- 
pfuſchen“, um im Namen der fühdeutfchen Fraction gegen den Antrag 

zu proteftiven. Er gab das Bedürfniß der Münzreform zu, aber er= 
Härte den Antrag darum befämpfen zu müſſen, weil er einen neuen 
Verſuch darin fehe, die Competenz des Zollparlament zu ertweitern und 
die Grenzen der Territorialgefeggebung zu ſchmälern. Ueberbieß glaube 
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er, die Aufgabe der Münzveform müffe nicht vom nationalen, fondern 
vom Fosmopolitiihen Standpunkt aus aufgefaßt werden. Obgleich in 
diefer Bemerkung einige Berechtigung lag, jo fand fie doch feinen An- 
Hang, da man der ganzen Polemik zu fehr anmerkte, daß fie nicht aus 
fahlihen Gründen, fondern aus Feindſchaft gegen das Boltparlament 
hervorgegangen fei. Bamberger erwiberte, bie ſüddeutſche Fraction folfe 
doch ja nicht meinen, daß fie die Anfichten Süddeutſchlands vertrete, da 

nur ein Heiner Theil der Süddeutſchen mit ihr iübereinftimme. Was 
aber die Miünzfrage betreffe, fo fei Süddeutſchland fo befonder8 der 
Reform bedürftig, daß man jede Gelegenheit ergreifen follte, aus ber 
beftehenden Confufion herauszufommen. Der Antrag Bamberger wurde 
dann auch mit großer Mehrheit angenommen, nur bie ſüddeutſche Frac⸗ 
tion und drei Welfenanhänger ftimmten dagegen. 

Wenn man damals auf die Entwicklung der beutfchen Verhältniſſe 
feit 1866 zurücblidte, fo konnte man ſich nicht verhehlen, daß die Ein- 

heitsbewegung Rüchſchritte gemacht hatte. Erinnern wir ung der gün- 
ftigen Stimmung in der bairifchen Kammer im Auguft 1866, wo das 
Centrum und die Linfe darin einverjtanden waren, daß die Mainlinie 

demnächft überfehritten werden müſſe, der muthigen Rede des Fürften 
Hohenfohe für den Anflug an Preußen, der zuverfichtlihen Sprache 

Graf Bismarcks im conftituirenden Reichstag, daß das neue Deutich- 

land, eimnal in den Sattel geſetzt, fehon werde reiten können, der wißi« 
gen Aeuferung Miquels, daß die Mainlinie nur eine Station fei, wo 

wir Kohlen und Waſſer einnehmen, der fehönen Hoffnungen, die man 

auf das Zollparlament feßte, der freudigen Neformarbeit in Baden, des 
guten Glaubens, den der Juſtizminiſter Leonhardt ausſprach, daß die 

Ausdehnung der neuen Rechtsgeſetzgebung in Preußen auf ganz Deutſch⸗ 
land ſich nad) Monaten werde berechnen laffen. Wie weit war man 

doch im Frühjahr 1870 davon zurüdgefommen! Das Bollparlament 
war in feiner nationalen Bedeutung völlig gelähmt; in Baiern und 

Wirtemberg fehen wir widerwillige particulariftifche Kammern, bie e8 als 
ihre wichtigfte Aufgabe betrachten, die Alfianzverträge zu einem leeren 
Blatt Papier herabzufegen und die Heeresgemeinſchaft mit Preußen ab- 
zuſchneiden; daneben Minifterien, die es für die höchſte patriotifche Weis- 
beit bekennen, auf halbem Wege ftehen zu bleiben; und fogar im Reiche: 
tag wird der Eintritt Badens don Bismark als politiih unmöglich 
erklärt! 
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Der norbdentfche Bund zwar Hatte fich befeftigt und feinen ftaat- 

lichen Ausbau in jeder Reichstagsfigung durch wichtige neue Geſetze ver- 
volfftändigt; aber je mehr er ſich dadurch abrumdete, und in der Rich: 
tung zum Einheitsſtaat fortſchritt, deſio ſchwächer mußte die Hoffnung 
auf Vereinigung des Südens mit dem Norden werben. Der Muth der 
ſüddeutſchen Einheitsfreunde fing an fehr zu jinfen, man verzichtete auf 

baldige Verwirklichung der nationalen Wünfche und begnügte ſich damit, 

den Einheitsgedanfen wenigftens fefthalten und auf beffere Beiten bes 
wahren zu wollen. Die Einen wollten ſich zufrieden geben, wenn 

wenigftend die Allianzverträge aufrecht erhalten blieben und für einzelne 

gemeinfame Syntereffen weitere Verträge mit bem norbbeutfchen Bund 

gefchloffen werden Könnten; die Anderen gaben fi einem Peſſimismus 
Hin, der darauf rechnete, daß die Wirthſchaft der Ultramontanen und 

Demokraten den Megierungen ihre Selbſtändigkeit entleiden und fie 
nöthigen werde, bei Preußen einen Halt zu fuchen. Dazu kamen dann 
die beftändigen Symptome eines von Frankreich her drohenden Unge 
witter8; man wußte, daß die Franzofen es ihrem Kaifer nicht verziehen 

hatten, daß er im Jahr 1866 eine faljche Berechnung gemacht, die- 
Macitvermehrung Preußens geduldet und die Zurückweiſung feiner Com⸗ 

penfationsanfprüche ſich hatte gefallen laſſen. Wer die Zuftände des 
Kaiſerreichs Tante, war von der Unvermeidlichkeit eines endlichen chau— 

viniſtiſchen Ausbruchs überzeugt. Bu diefen Witterungsfundigen gehörte 
vor Allen Graf Bismard. Und er mußte bei diefer Lage der Dinge 

in Deutſchland einen Krieg mit Franfreih eher wünſchen als fürdten. 
Je länger fich die Spannung Hinzog, deſto unficerer wurde die Eins 
müthigfeit des Wiberftandes gegen Franfreih. Denn die Parteien in 
Süddeutſchland, welche Preußen und die Ausdehnung feines Einfluffes 

nun einmal als das größte Uebel für Deutjchland anfahen, mußten von 

ihrem Standpunft aus endlich weiter zu einem Bündniß mit Frankreich 

getrieben werden, ober wenigftens die Neutralität als das natürlichfte, 
von ſelbſt fi) ergebende Verhalten anfehen. Auch. lauerte Oeſterreich 
beftändig auf eine Gelegenheit zur Mache für Königgräg, und nahm "an 

einem Bündniß mit Franfreid) feinen Anſioß. Nur das Bedürfniß der 
Erholung von 1866 und der Weberwinduug der inneren Schwierigfeiten 
lonnte feinen Entſchluß zur activen Vetheiligung verzögern. Daß Bis- 
marck den beftehenden Zuſtand in Deutſchland für ungefund und uner- 
träglih anfah, und daß er andererfeits auf nahe Creignifje rechnete, 
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welche die Entſcheidung über Süddeutſchland zur Reife bringen müßten, 

glauben wir aus feinen Reden über die badiſche Frage entnehmen zu 
Tönnen. Er wußte ohne Zweifel, daß bereit3 etwas im Werk fei, das 

die Allianz mit ganz Süddeutſchland nit nur bewähren, fonbern er- 
weitern müffe, ober Preußen das Recht gebe, auf eine andere Weiſe 

Klarheit in die Lage zu bringen. 



Ein und dreißigftes Kapitel. 

Die Einigung Dentfhlands zum Kampf gegen Fraukreich. 

Nach dem Schluß des Reichstags vom Frühjahr 1870 fchienen die 
politiſchen Gefchäfte zu ruhen; Fürften, Minifter und Abgeordnete gingen 
in die Bäder oder fuchten eine Ländliche Sommerfrifche auf. Unter den 

hohen Neifenden bemerkte man auch den Kaifer Alerander II. von Ruf- 
land, der auf der Durchreiſe einige Tage in Berlin bei feinem Oheim 
dem König verweilte und fich dann nad; Ems begab. Vierzehn Tage 
nachher, am 2. uni, erwiderte der König den Beſuch; daß auch Graf 

Bismard an diefen Familienbeſuch Antheil nahm, wurde zwar in den 
Beitungen berichtet, doch fiel e8 bei dem freundlichen Verhältniß, in 

welchem der König mit feinem Premierminifter fland, nicht fehr auf. 
Erſt fpäter munfelte man von einer Allianz, die zwifchen Rußland und 

Preußen abgejchloffen fein ſollte, man wollte willen, es habe damals eine 
entſcheidungsvolle Unterredung ftattgefunden. Kaiſer Alexander habe 
feinen Oheim nicht nur aufs neue ber vollen Sympathie für feine Inter⸗ 

effen und Beftrebungen“ verfichert, fondern auch für bevorftehende Ereig- 
niffe Bufagen gegeben und empfangen, namentlich fei von ber Abſicht 

Rußlands, die läftigen Bedingungen abzumerfen, die ihm im Pariſer 
Frieden von 1856 in Beziehung auf Haltung von Kriegsſchiffen im 

ſchwarzen Meer auferlegt worden, die Rede geweſen.“) Die Zufammen- 
funft wurde damals nicht weiter beachtet, und die Gerüchte, die fih 

daran knüpften, al unbegründete Vermuthungen angefehen, wie fie fo 

*) S. Allg. Ztg. 1873 Mr. 117 „Der Beſuch des Kaiſers Wilhelm in Petersburg.” 
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häufig bei der Begegnung hoher Häupter entftehen. Uns ift es, nachdem 

jene Bufagen erfüllt find, und fowohl Deutihland als Rußland ihre 
Biele erreicht Haben, nicht zweifelhaft, daß ſchon damals ein Krieg mit 
Frankreich in ſichere Ausficht genommen und auf wahrſcheinlichen Sieg 
gerechnet war, denn unter dieſer Vorausfegung allein Tonnte die Freund» 

ſchaft Rußlands von fo entfcheibender Bedeutung fein, und König Wil- 
helm ihm die Befreiung von den Zeffeln am ſchwarzen Meere verheißen. 

Graf Bismard begab fi) bald darauf zu längerem Aufenthalt auf fein 
Gut Varzin, und der König von Preußen kam fpäter, als der Kaifer 

von Nußland wieder abgereist war, nach Ems, um bort in Ruhe die 

Brunnenkur zu gebrauchen. Der öſterreichiſche Geſchäftsträger in Berlin 
berichtete am 2. Juli von dort, der Stellvertreter Bismarcks im aus- 
wärtigen Amte, Geh. Math Thiele, habe ihm mit fihtbarem Wohlge- 
fallen gefagt, in der ganzen politiſchen Welt herrſche tiefe Ruhe, und er 

werbe nächſtens auch nach Karlsbad gehen. Der franzöfifche Miniſter 
Dllivier erflärte am 30. Juni im gefeßgebenden Körper, zu feiner Beit 

fei der Frieden fo gefichert geweſen, als jet, wohin man blice, könne 
man nirgends eine Frage entdecken, die Gefahr im ſich berge. Aber es 
war die Stille vor dem Sturm. 

Am 3. Juli meldete die Correfpondance Havas aus Mabrid, daß 

das Minifterium, das ſchon feit 1868 einen König für den erledigten 
Thron Iſabella's fuchte, beichloffen habe, dem Prinzen Leopold von 
Hohenzollern, dem Bruder des Fürften von Rumänien, die fpanifche 
Krone anzubieten. Bereit3 fei eine Deputation nach Deutſchland gereist, 
um fid) mit dem Prinzen zu verftändigen. Diefe Nachricht fette ganz 
Paris in Bewegung, die Zeitungen ſchlugen Lärm, und am 5. Juli 

richtete der Deputirte Cochery eine Interpellation an den Minifter des 

Auswärtigen, Herzog von Gramont, er möge Auskunft über die neue 
ſpaniſche Throncandidatur geben. Am folgenden Tag antwortete dieſer, 
allerdings habe Marſchall Prim dem Prinzen Leopold von Hohenzollern 
die Krone Spaniens angeboten, und derfelbe habe fie angenommen. 

Frankreich aber werde nicht dulden, dak eine fremde Macht einen ihrer 

Bringen auf den Thron Karls V. fege, dadurch dag gegenwärtige Gleich» 

gewicht der Mächte Europa’ in Unorbnung bringe und bie Intereſſen 

und die Ehre Frankreichs gefährde. Das Minifterium werde feine 
Pflicht ohne Zaubern und ohne Schwäche zu erfüllen wiffen. Der fran- 

zöfifche Botſchafter am preußiſchen Hof, Graf Benebetti, welcher eben im 

Wildbad im wirtembergiſchen Schwarzwald weilte, erhielt jegt vom 
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Gramont die Weifung, fi) unverzüglich nad) Ems zu begeben, wo der 
König von Preußen ſich befand, um von ihm zu verlangen, daß er bem 

Prinzen von Hohenzollern verbiete, die ſpaniſche Krone anzunehmen. 
Benedetti traf am 9. Juli in Ems ein und entledigte fi am folgenden 
Tage feines Auftrags; am 12. traf die Nachricht von der Verzicht 
leiftung des Prinzen von Hohenzollern ein, und am 13. ftellte Bene- 
detti auf der Promenade im Auftrag feiner Regierung das Anfinnen an. 
den König, daß er nicht nur die Verzichtleiftung des Prinzen gutheiße, 

fondern auch die Zuſicherung ertheile, daß auch in Zukunft diefe Can⸗ 
didatur nicht wieder aufgenommen werde. Diefe Zumuthung lehnte der 

König ab mit dem Beifügen, er wiſſe von ber ganzen Sache nur als 

Privatmann und könne dem Prinzen weder befehlen noch verbieten. 
Nachmittags 2 Uhr deffelben Tages erbat ſich Benedetti eine nochmalige 
Unterredung mit dem Könige, diefer ließ ihm aber durch feinen Adjutan⸗- 
ten jagen, er müffe es ablehnen, fich in weitere Erörterungen einzulaffen. 

Der Bericht über diefe Vorgänge wurde an demfelben Tage, am 13. Juli, 
den Vertretern des norbbeutfchen Bundes im Ausland telegraphiſch ges 
meldet, und dieſes Telegramm ging auch in einige Zeitungen über, 

namentlich in die Norddeutſche Allg. Ztg, dad Organ des Grafen 
Bismarck. Benedetti felbft melbete nad) Paris, der König habe fih ge- 
weigert, ihm für die Zukunft bindende Buficherungen zu geben. Der 
Inhalt jenes Telegramms vom 13., worin gefagt war, daß ber König 

es abgelehnt Habe, den franzöfifchen Botſchafter nochmals zu empfangen, 

wurde von den Triegsfuftigen Staatsmännern in Paris als eine dem 
Botſchafter zugefügte Beſchimpfung aufgefaßt, und befonder3 vom Herzog 
v. Gramont in diefer Richtung zu einer aufregenden Mittheilung im 
Senate verwerthet. Dllivier las diefelbe Mittheilung im gefeßgebenden 

Körper vor. Beide Minifter verfündeten am 15. Juli, Frankreich ſei 
in feinen Botſchafter buch die Weigerung des Königs von Preußen 
ihn zu empfangen, beſchimpft und überdies durch eine Note der preußi ⸗ 
ſchen Regierung, denn fo nannten die Minifter jenes Telegramm, bes 
leidigt worden. Frankreich nehme num den Krieg, den man ihm biete, 
auf. Zugleich wurde ein außerordentliche Credit von 50 Millionen fir 
das Kriegsminifterium und 16 Millionen für das Marineminifterium 
verlangt, Reſerven einberufen, die Anshebung einer neuen Altersklaſſe 
angeorbnet und die mobile Nationalgarde einberufen. Damit war ber 
Krieg factifch erflärt. Am 19. Juli folgte die formelle Kriegserflärung, 
bie Mittags 1/,2 Uhr zu Berlin von dem franzöfiichen Botfchaftsferretär 
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Le Sourd dem Grafen Bismard übergeben wurde. Es war darin ge 
fagt, die franzöſiſche Regierung könne den Plan, einen preußiſchen Prinzen 
auf den Thron von Spanien zu bringen, nur als ein gegen bie terri» 
toriale Sicherheit Frankreichs gerichtetes Unternehmen betrachten, und 
fehe in der Weigerung des Königs von Preußen, einer ſolchen Com- 

bination für alle Zukunft feine Buftimmung zu verfagen, einen Frant- 

reich ebenfo wie das allgemeine europäifche Gleichgewicht bebrohenben 
Hintergedanten. Diefe Weigerung fei noch ſchlimmer geworben durch 
bie den europäifchen Cabinetten zugegangene Anzeige, daß ber König den 
franzöſiſchen Botſchafter nicht empfangen wolle und jede neue Augein- 
anberfegung mit ihm ablehne. In Folge deffen betrachte ſich die fran- 

zöfifche Regierung von jegt an als im Kriegszuſtand mit Preußen, 
Der Raifer Napoleon war es nicht, von dem die verhängnißbolle 

Initiative ausging, fondern feine Miniſter; befonder® Gramont und ber 
Kriegäminifter Le Boeuf trieben mit überftürzender Haft zur Sriegs- 
erflärung, wohl auch nicht aus eigener Kriegsluſt, fondern getragen von 
ber fieberhaften Ungeduld eines großen Theils der franzöfifhen Nation, 

welcher ben Krieg forderte, um fi an Deutſchland dafiir zu rächen, 

daß es durch die Machtentwicklung des Jahres 1866 einen Vorſprung 
gewonnen und dad Preftige Frankreichs in Frage geftellt habe. Napo- 

leon verhielt ich Anfangs bei der Aufregung um ihn Her, bei dem 
Drängen und Treiben zum Kriege fehr zurückhaltend, er verhehlte ſich 

das Gefährliche eines Krieges mit Deutſchland nicht, und hätte lieber 
eine friedliche Erledigung geſucht. Wie er fich doch über Nacht für ben 
Krieg entfchied, darüber ſchwebt noch ein Dunkel. Spätere Andentungen 
Bismards laſſen vermuthen, daß Napoleon auf den Krieg eingegangen 

fei mit dem Vorbehalt, unmittelbar vor dem Losfchlagen oder nach ber 
erſten Schlacht einen Frieden zu fehließen, welcher beiden Mächten Ge- 

bietserweiterungen gefihert hätte, und den die übrigen Mächte ſich hätten 
gefalfen laſſen müffen, da nur Preußen und Frankreich gerüftet da» 
ftanden. Der Raifer beurtheilte den Kanzler des norbdeutfchen Bundes 

nad) ſich; er konnte die Weite des Gefichtsfreifes und die Höhe der fitt- 
lichen Auffaffung nicht verftehen, die einen ehrlichen Kampf einem egoifti- 
ſchen Handel vorzog, ber zwar Gebiets- und Mactvergrößerung ge— 
bracht, aber die nationale Ehre Deutfchlands geſchädigt Haben würde. 

Für Bismarck und alle diejenigen, welche die Vollendung des von 
ihm angefangenen Werkes als nationales Bedürfniß begriffen, war bie 
frangöfifche Kriegserflärung ein äußerft willtommenes Creigniß. Der 
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Einigungsproceß war ind Stoden gefonmen und konnte nur durch äußere 
Ereigniffe, durch Gefahr für die Integrität Deutſchlands wieder in Fluß 
gebracht werden. Die ſüddeutſchen Staaten waren in Zuftände gerathen, 

welche die Möglichteit ihres Eintritt in den Bund mit Norddeutſchland 
in unabfehbare Ferne rüdten, und wenn einmal das Proviforium der 

Mainlinie Jahrzehnte gedauert hätte, fo hätte ſich daraus der alte 
Dualismus in neuer Form entwickeln können. Durch den Krieg aber 

wurden fie in die Waffengemeinfhaft des norddeutſchen Bundes hinein» 
genöthigt, und die Unterordnung unter den Oberbefehl des Königs von 
Preußen, die bei den Allianzen nur als ferne Möglichkeit in Ausficht 

genommen war, mußte ſich mit einemmale vollziehen. Sogar wenn ber 

ſchlimme Fall der Neutralitätserflärung eingetreten wäre, hätte dies zu 
einer heilfamen Krifis führen Lönnen; die nationale Partei in dieſen 
Staaten wäre dadurch zur Aufbietung aller Kräfte Herausgeforbert wor- 
ben, und Preußen wäre dagegen aller zarten Rückſichten entbunden und 
genöthigt geweſen, nur nad militäriſcher Zweckmäßigleit zu handeln. 

Doc bald zeigte ſich, daß fo etwas nicht mehr zu befürchten war. 

Ein frifcher Luftzug ftrich über das ganze deutſche Land und wehte den 
ſcheinbaren Ausbrud der Vollsftimmung in den Kammermajoritäten 
widerſtandslos nieder. Die überall erwachende nationale Begeifterung, 

die Entrüftung über die brüsfe Herausforderung von Seiten Frankreichs 
ließ bald feinen Zweifel darüber, daß die Vertheidigung eine einmüthige 
und fräftige fein werde. Mit dem Entjehluß, den Hingeworfenen Hand» 
ſchuh aufzunehmen, verband fich alsbald die Siegeshoffuung, und als 

natürliche Frucht des Sieges ſah man das einige Deutſchland an, das 
man den Franzofen zum Trog aufrichten müſſe. Im Süden wie im 
Norden war bie Stimmung freudig gehoben, man hatte das Bewußtſein, 
daß jegt die Grunbbedingung der deutſchen Einheit gewonnen fei. An 
demfelben Tage, an welchem in Paris der Krieg gegen Deutſchland pro> 

clamirt wurde, am 15. Juli 1870, reiste der König von Preußen in 

einem wahren Triumphzug von Ems nad Berlin; überall wo er an- 
hielt, wurde er enthufiaftifch begrüßt. Der Kronprinz, Bismard, Roon, 
Moltke reisten ihm bis Brandenburg entgegen, um ohne Verzug feine 
Befehle entgegennehmen und ausführen zu können. An ſämmtliche 

Truppenkörper des norddeutſchen Bundes erging der Mobilmahungs- 
befehl, der Bundesrat wurde auf den 16., der Reichstag auf den 19. 

einberufen. Auf dem Bahnhof traf den König und fein Gefolge die 
telegraphiiche Nachricht von den Vorgängen in Paris und ber erfolgten 
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Kriegserffärung. Am 16. legte Bismarck dem verfammelten Bundes» 
rathe den Stand der Angelegenheiten und die Auffaffung ber preußiſchen 
Regierung dar; ber Vertreter Sachſens, Minifter von riefen, erklärte 

das volle Einverftändniß der Bundesregierungen und ſprach den Wunſch 
aus, daß der Krieg, den Frankreich dem Bund aufgebrungen Habe, mög- 
lichſt Schnell und kräftig geführt werden möge. Bismard erließ am 18. 

eine Circulardepeſche an die dipfomatifchen Vertreter des norddeutſchen 

Bundes, worin er bie Entſtehungsgeſchichte des Conflicts erzählte und 
ertlärte, daß er als beivegende Urſachen nur die ſchlechteſten Inſtincte 

des Haſſes und der Eiferſucht auf die Selbſtändigkeit und Wohlfahrt 
Deutſchlands zu erkennen vermöge, neben dem Beftreben, die Freiheit 
im eigenen Lande durch Verwicklung beffelben in einen auswärtigen 
Krieg nieberzubaften. Preußen fei bei einem Kampf für die nationale 

Ehre und Freiheit Deutfchlands des Beiftandes der gefammten deutſchen 

Nation durch die immer fteigenden Zeichen der freudigen Opferwilligkeit 
ficher, und dürfe die Zuverſicht hegen, daß Frankreich für einen fo muth⸗ 
wilig und fo rechtlos heraufbeſchworenen Krieg Teinen Bundesgenoſſen 
finden werde. 

Der Reichstag wurde am 19. Juli vom König mit einer Thron. 
rede eröffnet, welche ber ernften patriotifhen Stimmung kräftigen Aus- 
drud gab. Sie lautet: „ALS ih Sie bei Ihrem legten Zuſammentreten 
an diefer Stelle im Namen der verbünbeten Megierungen willlommen 

hieß, durfte ich e8 mit freubigem Danke bezeugen, baf meinem aufridh- 
tigen Streben, den Wünfchen der Völker und den Bedürfniſſen der 
Civiliſation durch Verhütung jeder Störung des Friedens zu entiprechen, 
ber Erfolg unter Gottes Beiftand nicht gefehlt Habe. Wenn nichtöbefto- 
weniger Kriegsbrohung und Kriegsgefahr den verbünbeten Negierungen 

die Pflicht auferlegt Haben, Sie zu einer außerordentlichen Seffion zu 
berufen, fo wird in Ihnen wie un die Ueberzeugung lebendig fein, daß 
der norddeutſche Bund die deutſche Volkskraft micht zur Gefährdung, 
fonbern zu einer ftarfen Stütze bes allgemeinen Friedens auszubilden 
bemüht war, und daß, wenn wir gegenwärtig biefe Voltökraft zum 
Schutze unferer Unabhängigkeit anrufen, wir nur dem Gebote der Ehre 
und der Pflicht gehorchen. Die fpanifche Throncandidatur eines deut⸗ 
ſchen Prinzen, deren Aufftellung und Befeitigung bie verblindeten Regie⸗ 
rungen gleich fern flanden, und bie für den norbbeutihen Bund nur 
infofern von Intereſſe war, al die Regierung jener uns befreundeten 
Nation daran die Hoffnung zu knüpfen ſchien, einem vielgepräften Lande 

Ztüpfel, Einfeitstefredungen. IL 2 
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die Bürgfchaften einer geordneten und friebliebenden Regierung zuzu⸗ 

wenden, hat dem Gouvernement des Kaiſers der Franzoſen den Bor- 
wand geboten, in einer dem diplomatiſchen Verkehr feit Langer Zeit un- 
bekannten Weife den Kriegsfall zu ftellen und venfelben auch nach 
Befeitigung jenes Vorwandes mit jener Geringihägung des Anrecht 
der Völker auf die Segnungen des Friedens feitzuhalten, von welcher 
die Geſchichte früherer Herrſcher Frankreichs analoge Beifpiele bietet. 

Hat Deutſchland derartige Vergewaltigungen feines Rechtes und feiner 
Ehre in früheren Jahrhunderten ſchweigend ertragen, fo ertrug es fie 

nur, weil es in feiner Berriffenheit nicht wußte, wie ftarf es war. 
Heute, wo das Band geiftiger und rechtlicher Einigung, weldes die 
Befreiungskriege zu knüpfen begannen, dig deutfchen Stämme je länger, 
befto inniger verbindet: Heute, wo Deutſchlands Rüftung dem Feinde 
feine Oeffnung mehr bietet, trägt Deutfchland in ſich felbft den Willen 
und die Kraft der Abwehr erneuter franzöſiſcher Gewaltthat. Es ift 
feine Ueberhebung, welche mir diefe Worte in den Mund legt: bie ver- 

bündeten Regierungen, wie ich felbft, wir Handeln in dem vollen Be- 
wußtfein, daß Steg und Niederlage in den Händen des Lenfers ber 
Schlachten ruhen. Wir haben mit Haren Blicken die Verantwortlichleit 
ermeffen, welche vor ben Gerichten Gottes und der Menjchen Den trifft, 
der zwei große und friebliche Völker Europa's zu verheerenden Kriegen 
treibt. Das deutſche wie das franzöſiſche Volt, beide die Segnungen 
Hriftlicher Gefittung und fteigenden Wohlftandes gleichmäßig genießend 
und begehrend, find zu einem Heilfameren Wettfampfe berufen, als zu 
dem bfutigen der Waffen. Doch die Machthaber Frankreichs haben es 
verftanden, das wohlberechtigte aber reizbare Selbftgefühl unferes großen 
Nachbarvolkes durch berechnete Mißleitung für perfünfiche Intereffen und 
Leidenfchaften auszubeuten. Je mehr die verbündeten Regierungen fich 
bewußt find, Alles, was Ehre und Würde geftattet, gethan zu Haben, 

um Europa die Segnungen des Friedens zu bewahren, und je unzwei⸗ 
deutiger es vor Alfer Augen liegt, daß man uns das Schwert in die 
Hand gezwimgen Hat, mit um fo größerer Zuverficht wenden wir ung, 

geftügt auf den einmüthigen Willen ber deutſchen Megierungen, des 
Südens wie de3 Nordens, an die Vaterlandsliebe und Opferwilligfeit 

des deutſchen Volles mit dem Aufrufe zur Vertheibigung feiner Ehre 
und Unabhängigkeit. Wir werden nad) dem Beiſpiel unferer Bäter für 
unfere Zreiheit und fiir unfer Recht gegen die Gewaltthat fremder Er⸗ 
oberer Tämpfen, und in biefem Kampfe, in dem wir fein anderes Ziel 
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verfolgen, als den Frieden Europa's danernd zu fichern, wird Gott mit 
und fein, wie er mit unſeren Vätern war." In gleichem Zone ant- 
wortete der Reichstag ſchon am folgenden Tage mit nachftehender Adreſſe: 
Die erhabenen Worte Ew. Mojeftät finden im deutſchen Volle mäd- 
tigen Widerhall. Ein Gedanke belebt alle deutſchen Herzen. Mit freu- 
digem Stolz erfüllt die Nation der Ernſt und die Würde, womit Ew. 
Mojeftät die unerhörte Zıummthung zurückgewieſen hat. Das deutſche 
Bolt will in Frieden und Freundſchaft mit den Völfern leben, die feine 
Unabhängigteit achten. Wie zur Zeit der Befreiungskriege, fo zwingt 

ung jegt ein Napoleon zum heiligen Kampfe. Wie damals werben auch 
jetzt die auf Schlechtigkeit und Untreue geftellten Berechnungen an ber 

fittlichen Kraft des deutfchen Volles zu Schanden werden. Das durch 
Ehrſucht ivregeleitete franzöſiſche Volt wird die böfe Saat erkennen, dem 

beſonnenen Theil des franzöſiſchen Volkes ift die Vermeidung des Ber- 
brechens nicht gelungen, und es fleht ein fehwerer gewaltiger Kampf 
bevor. Wir vertrauen auf die Tapferkeit der bewaffneten Brüder, die 

nicht dulden werben, daß ein fremder Eroberer bem deutfchen Mann den 

Naden beuge. Wir haben Vertrauen zu dem greifen Heldenkönig, ber 
berufen ift, den Kampf feiner Jünglingszeit am Abend feines Lebens zu 
beendigen. Die civilifirte Welt erkennt bie Gerechtigkeit unferer Sache 
an. Die befreundeten Nationen fehen in unferem Siege die Befreiung 
von bonapartiſtiſcher Herrſchſucht und die Sühne des aud an ihnen 
verübten Unrechts. Das deutſche Volt wird auf der Wahlſtatt ben 
Boden der Einigung finden. Es gilt die Freiheit, die Ruhe Europa's 
und die Wohlfahrt der Völler.“ Der von der Megierung geforderte 
Kriegscredit von 120 Millionen Thalern wurde ohne Debatte genehmigt. 

In den ſüddeutſchen Staaten war auch ſchon am 16. Juli der 
Mobilmachungsbefehl ergangen, und am 20. telegraphirten die Könige 

von Boiern und Wirtemberg und der Großherzog von Baden, daß fie 
den casus föderis für eingetreten erachten und ihre ſämmtlichen Streit- 

Träfte dem Oberbefehl des Königs von Preußen unterftellen. Der König 
antwortete mit freudigem Dank und benachrichtigte die Zürften, er habe 
ihre Truppen fpeciell dem Oberbefehl feines Sohnes des Kronpringen 
zugetheilt. In den Abgeorbnetenhäufern war dagegen noch einiger Wiber- 
fand zu überwinden. Die bairifhe Kammer ließ ſich felbft durch bie 
franzöfifchen Kriegsdrohungen nicht irre machen in ihren Beratfungen 
über Erfparniffe im Militäretat. Während der Vorgänge in Ems und 
Paris vom 13.—15. Juli wurde eifrig darüber debattirt. Der Ab- 

22° 
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georbnete Kolb entwickelte, unterftit von Jorg, feine ſchon tm gebructen 

Referat niedergelegten Vorſchläge. Das einzige Mittel, ercdleckliche Exr- 
fparniffe zu machen, Liege in dem Derlaffen des bisherigen Militär- 
foftems, d. 5. im Uebergang zum Milizſyſtem. Es beftehe, meinte er, 
weder eine juriſtiſche noch eine moralifche Verpflichtung gegen Preußen, 

deſſen Militäreinrichtungen nachzuahmen, es drohe auch feine Gefahr 
von außen, wenn ſich Baiern nicht zu agreſſiven Zwecken mißbrauchen 
laſſe. Denn es war eine unter ber Demokratie viel verbreitete Auf- 

faffung, daß Preußen durch agreffive Machinationen den Conflict mit 
Frankreich herbeigeführt habe. Die Widerlegung des Miniſters Grafen 
Bray und des Kriegsminiſters v. Pranfh und bie Hinmweifung auf die 
drohenden Gefahren fanden bei der Mehrheit der Patrioten weder 
Glauben noch Verſtändniß, und der Präſident ſah ſich genöthigt, um 
thörichte Beſchlüſſe zu verhindern, am 15. Juli die Sigung abzubrechen 
und auf ben 18. zu vertagen. Gleichzeitig verbreitete ſich die Nachricht, 
daß der König bereits den beftimmten Entſchluß gefaßt habe, im bevor- 
ftehenden Kriege auf die Seite Preußens zu treten. Andererfeits ſprachen 
ſich ultramontane Blätter aufs heftigfte gegen die Betheiligung Baierns 
am Kriege aus. Eines diefer Blätter, daS Vaterland, verlangte geradezu 
Barteinahme für Frankreich und behauptete, die bairifhen Soldaten 

freuen fi längft auf das Ausrücken gegen die Preußen. Der Redacteur 
dieſes Blattes Dr. Sigl telegraphirte no am 17. nad) Paris: „Die 

patriotifche Partei der Kammer ift entichloffen, einen Kreuzer für die zu 
Gunſten Preußens befohlene Mobilmahung zu vertwilligen." An dem- 

felben Tage aber wurde dem König von der Münchener Bevölkerung 
zum Dank für feinen Entſchluß eine großartige Hulbigung dargebracht. 

Eine zahlreiche Vollsverſammlung in Nitenberg beichloß folgende Gr- 
Märung: „1) Angefihts des Krieges, den Frankreich in frevelhafter 
Weife gegen Preußen erlärt hat, erachten wir ums mit dem ganzen 

übrigen deutſchen Volle folidarifch verbunden. 2) Unfere Staatsregierung 
bat bereitö die volle Kraft des bairifchen Volkes aufgeboten zum Schuge 

des gemeinfamen deutſchen Vaterlandes. Wir erwarten, daß unjere 
Vollsvertretung einmüthig und einſtimmig alle Mittel zur energiſchen 
Durchführung des Krieges bewilligt. 3) Wir erwarten von unferer 

kriegsfähigen jungen Mannfchaft, daß fie ſich in diefer Zeit der Gefahr 
dem Vaterland freudig zur Verfügung ſtellt, und nicht minber von un- 

feren übrigen Mitbürgern, daß fie jedes Opfer für die Unabhängigfeit 
und Unverleglichfeit des deutfchen Landes bringen." 
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In der auf den 18. Juli verlegten Kammerſitzung verlangte die 
bairifche Regierung fir ben Unterhalt des Heeres und die erforderlichen 
Nüftungen einen Eredit von 26 Millionen. Auch jegt verharrten bie 
Gegner des Militäretat3 in ihrer Oppofition. Zur Begutachtung der 
eingebrachten Grigenz wurde eine Gommiffion gemählt, die zu zwei 
Drittheilen aus Uftramontanen beftand, welche den Vorſatz ausfprachen, 
nur zu einer bewaffneten Neutralität Geld verwilligen zu mollen. In 
der That beſchloß am folgenden Tag die Mehrheit der Commiſſion mit 
7 gegen 2 Stimmen bie Ablehnung der Megierungsvorlage, und mit 6 
gegen 3 bewaffnete Neutralität. In einer Abendftunde wurde die ente 
ſcheidende Sigung gehalten; eine zahlreiche Vollsmenge verſammelte ſich 
um das Stänbehaus, man befürchtete Unruhen für den Gall, daß die 

Kammer die Gelbmittel für den Krieg verweigern würde. Jörg, der 
Referent der Commiffion, wollte blog 5 Millionen zur Aufrechthaltung 
einer bewaffneten Neutralität verwilligt wiffen. Die Urſache der trau- 
rigen Bertidlung liege außerhalb des Gebiet? deutſcher Intereffen und 
deutfcher Ehre, fie fei nur aus preußiſcher Hauspolitit hervorgegangen, 

welche durch das heimliche Betreiben ber hohenzollern'ſchen Throncandi- 
tur einen großen politifchen Fehler begangen Habe. Diefen Fehler hätte 

der König von Preußen ohne Beeinträchtigung feiner Würde wieder gut 

machen Können. Ein anderes Mitglied der Commiffion, der ultramon- 
tane Ruland, geftand geradezu: Lieber wolle er die Preußen zu Feinden 
haben als die Franzofen, von diefen fei Baiern noch kein Leid gefchehen. 

Nur ein Ultramontaner, Dr. Sepp, ſprach mit Begeifterung für den 
Krieg und erzählte mit großer Entrüftung, daß ihm fo eben von Franuk⸗ 
reich aus eine briefliche Aufforderung zugegangen fei, darauf hinzuwirken, 
daß die alte Waffenbrüderfchaft zwiſchen Frankreich und Sübdeutfchland, 
wie fie im Aheinbund beftanden, wieder erneuert werde. An dieſe 
Möglikeit nur zu benfen, erkläre er fir Vaterlandsverrath. Der 
Kriegeminifter v. Prandh, der ſich als Particulariften vom reinften 
Waffer, als ächten Baier, aber auch als guten Deutſchen befannte, er- 
Härte, gerade daS bairiiche Intereſſe verlange, daß das noch felbftändige 

Baiern feine Pflicht gegen Deutſchland erfüle, denn nur dann könne es 
in Deutſchland felbftändig fortbeftehen. „Halten wir zu Deutſchland,“ 
tief er aus, „fonft find wir verloren, fonft find wir das Object, über 

das ſich die Streitenden fehr ſchnell vereinigen werben." Als e8 endlich 
zur Abftimmung kam, wurde der bloß bewaffnete Neutralität verwilli- 
gende Commiſſionsantrag doch mit 89 gegen 58 Stimmen verworfen, 



342 Die Einigung Deutſchlands. 

und endlich die Negierungsvorlage mit dem vermittelnden Zufag „für 
ben Fall der Unvermeidlichteit bes Krieges" mit 101 gegen 47 Stim- 
men angenommen. Es lam bie Patrioten freilich ſchwer an, ihrem Bor- 

fag, blos für Neutralität zu ſtimmen, untren zu werben. Die Rüchſicht 
anf die entſchiedene allgemeine Vollsſtimmung und die Gewißheit, daß der 
König bereit3 feinen Entſchluß gefaßt habe, beftimmte bie Haltung der 
noch Schwanfenden. Auch dem bairiſchen Minifterium war ber Gedanfe 
an Neutralität Anfangs nicht ganz fremd. Mit der franzöfiichen Ge: 
ſandtſchaft in München wurde verhandelt und die Anfrage geftellt, ob 

Frankreich die Neutralität vefpectiven würde. Dies wurde mit Freuden 

zugefagt, aber die Bemerkung Hinzugefügt, es fei ſelbſtverſtändlich, daß 

die Durchmärjche franzöfifher Truppen durch Mheinbaiern nicht als Ver— 

letzung der Neutralität angefehen werden dürften. Diefer Beſcheid ver- 
leidete dann dem Minifterium die Luft zur Neutralität, und es verzichtete 
auf weitere Verhandlungen. Im Reichsrath wurde am 20. Juli die 
Ereditforderung von fämmtlichen anweſenden Mitgliedern einftimmig an- 
genommen, und ber bairiſche Gejandte in Berlin Tonnte im Auftrag 
feiner Megierung dem Grafen Bismard melden, daß fie auf Grund des 
Allianzvertrags ihre Truppen zum Kriege gegen Fraukreich ſtellen werde. 

Durch den Entſchluß Baierns wurde die Entſcheidung aud für 
Wirtemberg beſchleunigt. Die öffentliche Meinung ſprach fi) alsbald 

ſehr entjchieden für die Theilnahme am Krieg and. Am 16. Juli er- 

Härte eine Verſammlung in Stuttgart: „Der Krieg zwiſchen Frankreich 

und Preußen ift ein nationaler Krieg. Sein Ausgang entfcheidet über 

die Zukunft unfere® Volkes. Unter nichtigem Vorwand ift er von 
Frankreich heraufbeſchworen, um Deutſchland in die alte Ohnmacht und 
Zerftüdelung zurüdzuftoßen und deutſche Länder vom vaterlänbiichen 

Boden abzureißen. In einem ſolchen Krieg darf es unter den Deutjchen 
feine Parteien geben. Für bie Bündnißverträge ift die Stunde ber 
Probe gefommen. Von ber wirtembergifchen Regierung ingbefonbere 
erwarten wir, daß fie feft zur deutſchen Sache Halte, mit allen Mitteln 

und auf alle Gefahr. Das Voll wird einer Negierung Träftig zur 
Seite ftehen, welche ſich in ber Zeit der Prüfung als eine deutſche er- 

weist." Man erwartete die Entjhlüffe der Negierung mit großer Span- 
mung. Sie wurden durch die Abweſenheit des Königs, der mit feiner 
Gemalin im Bade St. Mori in Graubündten weilte, verzögert. Dem 
Diinifter des Auswärtigen v. Barnbüler traute man in diefer Sache 
nicht recht; man erinnerte ſich, daß er im “Jahre 1866 auf die in der 
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zweiten Kammer an ihn gerichtete Frage, welches die Haltung Wirtem- 

berg fein würde, wenn es zu einem Sriege Frankreichs mit Preußen 
fäme, fo ausweichend geantwortet Hatte. Man hörte, daß er am 17. 
zu dem bairifchen Minifter Bray gereist fei und mit ihm Ermägungen 

über bie Möglichfeit der Neutralität gepflogen, daß er ſich in Wildbad 
bei Fürft Gortfchaloff Raths erholt und durch deſſen Vermittlung in 
Berlin angefragt, aber von dort fehr entſchiedenen Beſcheid befommen 
habe. Am 17. fehrte der König aus der Schweiz zurüd, und unver— 

züglich wurde die Mobilifirung des Heeres angeordnet und die Stände 
auf den 21. Juli zufammenberufen. Der Yinanzminifter Nenner for- 
derte in der erften Sitzung für die außerorbentlichen Militärbedürfniſſe 
5,900,000 Gulden, und Barnbüler gab eine Augeinanderfegung ber der- 

maligen age. „Das Miniſterium,“ fagte er, „welches in ber ganzen 
Angelegenheit von Anfang an volfftändig einig ging, hält, fo wie bie 
Dinge liegen, die Integrität Deutjchlands bedroht. Für Deutfchlands 

Unverfehriheit und Ehre rechtzeitig, ohne Schwanfen und mit alfer Kraft 
einzutreten, haften wir für Pflicht; wir find deshalb der Anſicht, daß 

anf Preußens Frage: ob wir in biefem Kriege ihm uns anzufchließen 
gefonnen feien, mit einem offenen Ja geantwortet werben ınnß." Ab— 
geordnete aller Parteien fprachen fi für die Regierungsvorlage aus, 
ſelbſt der Redacteur des Beobachters, der auf feinem Wege zum Stände: 
haus unverfennbare Zeichen der veränderten Volksſtimmung befommen 
‚hatte, mit Pfuirufen und Pfeifen begrüßt worden war, erklärte: er habe 

bis geftern geglaubt, e8 könnte die Volkspartei die Confequenz ihrer biß- 
herigen Haltung ziehen. Durch eine wirtembergiſch-bairiſche Neutralität 

würde Oefterreih die Gelegenheit gegeben, fi an einem nationalen 

Krieg zu betheiligen. Er gehe von der Anficht aus, daß die Unverjehrt- 
heit Deutfchlands an der Donau wie am Nhein feftzuhalten ji, und 
empfinde ſchmerzlich die Lostrennung der öfterreihifhen Macht. Es 

fehle ung in Defterreih der linke Arm zur Vertheidigung. Da aber 
die bairifche Kammer ein Nein ausgeſprochen, fo fei jegt nichts mehr 

übrig, als unter ben preußiichen Oberbefehl zu treten und fi an dem 
Kriege zu betheifigen. Große politische Discuffionen fein nicht mehr 

möglich, und nichts mehr zu wünfchen, als der Sieg der deutſchen Waf- 
fen, die in dieſem Fall mit Preußen ziehen. Auch der Abgeordnete 

Moriz Mohl folgte der aligemeinen Strömung; er geftand zwar, er 
würde gern für eine bewaffnete Neutralität geftimmt haben, aber da 
diefe auch in Baiern nicht angenommen worben ei, füge er ſich der jetzt 
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eingetretenen Zwangslage im Gefühl der jchmerzlichen Nothwenbigteit. 
38 Demokraten und Großbeutfche erklärten unter Probfts Führung: nicht 
die Beranlaffung des. ausgebrochenen Krieges, in welchem fie nur eine 
Folge des Wertes von 1866 fehen, ſondern einzig und allein die Rüd- 
fiht auf die bedrohte Unverfehrtheit des beutfchen Gebietes habe fie be- 
wegen können, dem Antrag der Commiffion, welche fofortige Bewilligung 
der Regierungsvorlage forderte, beizuftimmen. Die Forderung ber 

obengenannten Summe wurde dann mit allen gegen eine Stimme 
verwilligt. 

Der Beſchluß der Kammer und die entſchiedene Erklärung des Mi- 
nifter8 erregte großen Jubel; die Minifter wurden beim Herausgehen 

aus dem Abgeordnetenhaufe mit Hochrufen empfangen, und Abends ver- 

fammelte ſich eine große Vollsmenge vor dem Schloß, um dem König 
Karl durch Anreden und patriotifche Lieder den Dauk des Landes dar- 
zubringen. Ein Beichen des aufrichtigen Anfchlufjes an Preußen war 

auch das, daß der frühere preußifche Militärbevollmächtigte in Wirtem- 
berg, Generaflieutenant Obernig, zum Commandanten der wirtembergi- 

ſchen Truppen und ein anderer preußifcder General, v. Vrittwitz, der in 
den Jahren 1842 —50 ben Bau der Feſtung Ulın geleitet hatte, zum 
Gouverneur derfelben ernannt wurde. In Baden konnte von Anfang 
an fein Bweifel über die Theilnahme an dem Krieg gegen Frankreich 

beftehen. Die Einberufung des Landtags unterblieb, weil die Regierung 
der Zuftimmung befielben verfichert fein konnte. 

Dem franzöfifchen Gefandten in Karlsruhe, Grafen Mosburg, wurde 
am 22. Juli fein Paß zugeftelt, und der Großherzog fagte ihm bei der 

Abſchiedsaudienz, als deutſchem Fürften gebiete ihm feine Ehre, jegt mit 
volfer Kraft fi an Preußen anzufchließen. Lieber wolle er als ſchlichter 
Privatmann in Dürftigfeit leben, denn als Nheinbundsfürft von Napor 

leons Gnaden im Schloffe zu Karlsruhe reſidiren. Eine Auffehen 

machende Demonftration Badens gegenüber von Fraukreich war es auch, 
dog am 22. Juli ein Pfeiler der Eifenbahnbrüde über den Rhein bei 
Kehl gefprengt wurde, um gegen einen plöglichen Ueberfall gefichert zu 
fein. Diefe fpäter als unnöthig getabelte Maßregel war hervorgerufen 
durch eine befondere Drohung gegen Baden. In der Nacht vom 20. 
auf den 21. Juli erfchien nämlich ein Beamter des franzöfiichen Mini- 
ſteriums der auswärtigen Angelegenheiten auf der Kanzlei der babifchen 
Geſandtſchaft in Paris, mit der Anklage, daß nad; eingegangenen Nach- 
richten unter bie am Rhein ftehenden Truppen erplofive Flintenkugeln 
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ausgetheilt worden ſeien. Wenn es ſich wirklich fo verhalte, jo würde 
fich die franzöſiſche Regierung zu Repreſſalien genöthigt fehen, und nicht 

nur ebenfalls ihre Truppen mit Sprengkugeln verjehen, fondern über- 
haupt das Großherzogthum als außerhalb des Völkerrechts ftehend be— 
trachten. Baden würde verwüſtet werben wie die Pfalz unter Lud⸗ 
wig XIV. und der vollſtändigen Vernichtung ausgeſetzt fein, ſelbſt die 
Frauen wilden nicht verfChont werden. Die Antwort auf bie telegra- 
phiſche Anfrage in Karlsruhe ergab, daß die Anklage völfig erdichtet 
war. Man Hatte nur einen Vorwand zur Race gefudt. Nachdem 
fon die Widerlegung eingelaufen war, wurde die Sache im gejeg- 
gebenden Körper von Köratry noch einmal vorgebracht, und verlangt, 

man folle Regierung und Volt in Baden außerhalb des Völkerrechts 
ſtellen und das Land der Plünderung überliefern. Diefe Racheplane 
waren ber Ausbrud eines befonderen Aergers über Süddeutſchland, das 
durch feine begeifterten Erklärungen fir den Krieg die Hoffnungen und 
Berechnungen der Franzofen fo fehr getäufht hatte. Man muß geftehen, 
e3 war fein Wunder, wenn man in Frankreich der Süddeutſchen ſicher 
zu fein glaubte. Baden Hatte zwar feine Veranlaffung gegeben, auf 
feine Freundfchaft zu rechnen, aber in Wirtemberg und Baiern waren 

in ben Iegten Jahren fo mande Erſcheinungen hervorgetreten, welche 
hoffen Tießen, daß fie an einem Vertheidigungsfrieg Preußens keinen 
Antheil nehmen, daß fie wenigſtens eine wohlwollende, ſchadenfrohe Neu⸗ 

tralität halten würden. Das Wort: „lieber franzöſiſch als preußifch“ 

war in fo mannigfachen Tonarten gejungen worden in hohen und niederen 
Kreifen; und felbft von folchen, die nicht fo weit gingen, konnte man die 

refignivte Yeußerung hören: bie Regierung würde ſich nicht fehr fträuben, 
wenn die Franzofen zuerft das Land befegten und bie Bevölferung 
nöthigterl, fi zu unterwerfen. Da konnte man es den Franzofen nicht 

verbenfen, wenn fie ihren Kriegsplan auf die Borausfegung bauten, daß 
eine Invaſion in Süddeutſchland ganz günftigen Boden finden werde. 

Ehe e8 zu militärifchen Operationen am, machte Graf Bismard 
einen gelungenen Schachzug gegen Frankreich durch Enthüllung verfcie- 
dener Verſuche, welche Napoleon gemacht hatte, um den Beiſtand Preu— 
ßens zu größeren oder Heineren GebietSerwerbungen zu gewinnen. In 
der englifhen Weltzeitung, der Times, wurde am 25. Juli der Entwurf 
eines Offenfiv- und Defenfivbündniffes veröffentlicht, das Frankreich 

während des Luremburger Handels Preußen angeboten haben follte. 
Wir haben deffen fon oben S. 203 gedacht. Frankreich erklärte ſich 
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darin bereit, den Beitritt Süddeutſchlands zum norbbeutfchen Bunde an— 
äuerfennen, aber Preußen follte dafür Frankreich die Erwerbung Lurem- 
burgs geftatten und ihm eventuell zur Eroberung Belgiens beiftehen. 

Diefe Neuigfeit erregte natürlich in den diplomatifchen Kreifen die größte 

Aufmerffamteit. Der engliſche Minifter des Auswärtigen, Lord Gran- 
ville, wollte nicht an bie Aechtheit des in der Times mitgetheilten Aften» 
ſtücks glauben; Bismarck aber fuchte feiner Kritif zu Hilfe zu Tommen 
und richtete an den Botſchafter des norddeutſchen Bundes in London, 
Grafen Bernftorff, am 28. Juli ein Telegramm, worin er die in ber 
Times gegebene Notiz beftätigte und Hinzufügte, jener Vertragsentwurf 
fei nicht der einzige derartige Verſuch Frankreichs; feit 1866 habe die 
franzöfifche Negierung nicht aufgehört, Preußen auf Koften Deutſchlands 

und Belgiens lockende Anerbietungen zu machen. Dieje telegraphifche 
Mittheilung wurde bald darauf ergänzt durch ein Rundſchreiben, welches 
Bismard am 29. Juli an die diplomatifchen Vertreter des norbbeutfchen 
Bundes richtete. Er fagt darin: feit 1862, ſchon vor feiner Ueber 
nahıne des auswärtigen Amtes, fei er mit Zummthungen angegangen 
worden, die Abfichten Frankreichs auf Belgien und die Aheingrenze mit 
preußiſchem Beiftande durchführen zu helfen, es feien in biefer Sache 
wehrmals Privatiehreiben am ih gerichtet worden. In dem deutſch⸗ 
dänifchen Streite habe Frankreich eine für Deutſchland günftige Haltung 
beobachtet, aber nicht aus Vorliebe für das Nationalitätsprincip, fondern 
um Preußen zu verpflichten. Der Vertrag von Gaftein habe in Paris 
verſtimmt, weil man gefürchtet habe, eine dauernde Vefeftigung des öfter: 
veihifch-preußifchen Bündniſſes könnte das franzöſiſche Cabinet um die 
Früchte feiner Veftrebungen bringen. Aber als ſich das Verhältniß 

zwiſchen Wien und Berlin zu trüben begonnen habe, ſeien theils durch 
Verwandte Napoleons, theil® durch andere franzöfiiche Agenten Vor— 

ſchläge zu beiderfeitiger Vergrößerung in Berlin gemacht worden, es 
habe fi) um Luxemburg, um die Grenze von 1814, das Saarbecken, 

fogar um die franzöfifche Schweiz gehandelt. Ini Mai 1866 haben 
dieſe Anerbietungen beftimmtere Geftalt gewonnen; es fei ein Offenfio- 

und Defenſivbündniß vorgeſchlagen worden, durch weldhes ſich Frankreich 

habe verpflichten wollen, ben Krieg gegen Defterreich zu erflären und 
mit 300,000 Mann in benfelben einzutreten. Der Siegespreis follte 

für Preußen die Annerion deutſcher Länder mit einer Bevölletung von 
7-8 Millionen und die Durchführung der Bunbesreform jein, für 

Frankreich die Erwerbung des finksrheiniihen Gebietes zwiſchen Mofel 
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und Rhein, jedoch ohne Coblenz und Mainz.*) Diefer Antrag ſei 
mehrmald mit faft drohender Mahnung wiederholt, aber von Preußen 
entfchieben abgelehnt worden. Nun Babe ſich frankreich wieder Oefter- 
reich genähert, den Handel mit Venedig eingeleitet und auf die eventuelle 
Niederlage Preußens fpeculirt. Nach dem Siege Preußens und der 
Abweifung der im Auguft 1868 erhobenen Forderung habe Frankreich 

es mit Luxemburg und Belgien verfucht. Nachdem die Verhandlungen 
über Luxemburg mit bem König ber Niederlande in befannter Weife 
geſcheitert geweſen, habe Benedetti jenen in der Times mitgetheilten 
Bündnißentwurf vorgebracht und habe die darin enthaltenen Anerbietun 
gen mehrmals in verfchiedenen Formen bis 1869 erneuert: Bismard 
verfihert in feinem Rundſchreiben, die Unmöglichleit, auf irgend welche 
Anerbietungen der Art einzugehen, fei für ihn niemals zweifelhaft ge- 
weſen, wohl aber habe er es im Intereſſe des Friedens fiir nügfich 
gehalten, den franzöſiſchen Staatsmännern die ihnen eigenthümlichen 
Illuſionen fo lange zu belaffen, als e8 ohne ihnen auch nur mündliche 
Bufagen zu machen möglich fein würde. „Ich vermuthete,” fagte er, 
daß die Vernichtung jeder franzöfifhen Hoffnung den Frieden, den zu 
erhalten Deutſchlands und Europas Intereſſe war, gefährden würde. 

Ich war nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, 
dem Kriege mit Frankreich deshalb nicht nad) Kräften vorzubeugen, weil 
er doch umvermeiblich fei. So ſicher durchſchaut Niemand die Abfichten 
göttlicher Vorſehung bezüglich der Zukunft, und ich betrachte auch einen 
fiegreihen Krieg an fi immer als ein Uebel, welches die Staatsfunft 
den Völkern zu erfparen bemüht fein muß. Ich durfte nicht ohne die 
Möglichfeit reinen, daß in Frankreichs Verfaſſung und Politit Verände- 
rungen eintreten Könnten, welche beide große Nachbarvölfer über die 
Nothivendigkeit eines Krieges hinweggeführt Hätten — eine Hoffnung, 
melcher jeder Aufſchub des Bruches zu gute Yam. Aus diefem Grunde 
ſchwieg ich über die gemachten Zumuthungen und vwerhandelte dilatorifch 
über biefelben, ohne meinerfeit® jemal® aud nur ein Verſprechen zu 

machen.“ — — „Ich habe den Eindrud, daß nur die definitive Ueber« 
zeugung, es fei mit uns feine Örengerweiterung Frankreichs zu erreichen, 

*) Bergl. S. 48 dieſes Bandes. Die ſüddeutſchen Fürſten erhielten bie Mitthei - 
fung über die Anerbietungen Frankreichs am Preußen geraume Zeit vor dem Kriege, 
Se mußten fich daher darauf gefaßt machen, daß fie Object der Ansgleihung fein 
würden, wenn fie ſich für nentral erffärten. Siehe: „ber deutſche Feldzug gegen Brant- 
reich, von einem preußiſchen Stabsoffizier.” Berlin 1871, ©. 12. 
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den Kaiſer zu dem Entfchluffe geführt hat, eine folche gegen uns zu 
erftreben. Ich habe fogar Grund, zu glauben, daß, wenn die fragliche 
Veröffentlichung unterblieben wäre, nad) Vollendung ber franzöfifchen 

und unferer Rüftungen uns von Frankreich das Anerbieten gemacht fein 

würde, gemeinfam an der Spike einer Million gerüfteten Streiter dem 
bisher unbewaffneten Europa gegenüber die ung früher gemachten Vor— 
ſchläge durchzuführen, d. h. vor oder nad) ber erften Schlacht Frieden 

zu ſchließen auf Grund der Benedettiſchen Vorſchläge, auf Koften Bel- 
giens.“ Weber den mitgetheilten Allianzentwurf bemerkt Bismard fchließ- 
lich, daß derſelbe von Anfang bis zu Ende von Benebetti eigenhändig 
gefchrieben fei und zwar auf dem Papier der franzöfiichen Botſchafts- 

kanzlei, und daß die in Berlin anmejenden Gefandten fremder Mächte, 

welchen dag Original vorgelegt worden, die Aechtheit der Handſchrift 
erfannt hätten. 

Graf Benebetti, der num überwiefen war, den Bertragsentwurf ge» 

fehrieben zu haben, machte jett, wahrſcheinlich in Paris dazu inftruirt, 

den unglücklichen Verſuch, benfelben als Ausdruck der perfönlichen Ideen 
Bismarcks darzuftellen; er habe, fagt er in einem Schreiben vom 
29. Juli an feinen Chef den Minifter Gramont, mehrere Unterrebungen 

mit Bismard gehabt über mögliche Combinationen zur Herftellung des 
geftörten Gleichgewichts, und bei einer diefer Unterredungen habe er, um 
über die een Bismarcks in’s Klare zu kommen, diefelben, fo zu fagen, 

unter feinem Dictat aufgezeichnet. Bismarck babe nun die Abfaſſung 
behalten, weil er fie dem König unterbreiten wollte. Benedetti felbft 
Habe der Taiferfichen Negierung von den ihm gemachten Mittseilungen 
Bericht erftattet, der Kaifer aber Habe die Vorſchläge zurüdgerviefen. 

Diefe Ausrede fand natürlich nirgends Glauben, ſelbſt die franzöſiſchen 
Blätter fpotteten über Benedetti, der fi als einen unfähigen Diplo 
maten gezeigt habe. Die Enthüllungen Bismards thaten aber ihre 
Wirkung. Die Entrüftung Europas tehrte ſich gegen die Friebensftörer 
in Paris, und Frankreich war für den bevorftehenden Krieg ifolirt. 

Jene dilatorifche Behandfung der franzöſiſchen Anerbietungen mußte 
endlich zum Bruce führen, und es war voraußzufehen, daß die fran- 
zöſiſche Regierung irgend einen ſich darbietenden Vorwand ergreifen 

würde, um einerjeit8 bie Tängft erftrebten Gebietserweiterungen mit 
Waffengewalt durchzuſetzen, andererſeits Preußen für die wiberholten 

Abfehnungen zu ftrafen. Ehen längft hatte man in Berlin voraus-« 

gefehen, daß e8 zum Krieg kommen werde, und Zeit gehabt, ſich auf 
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denfelben zu rüften. Die neue Bundes-Militärverfaffung machte es 
möglich, diefe Rüftungen in aller Stille, ohne außerordentliche Maß— 

vegeln ins Werk zu fegen, und Moltke konnte bie Operationsplane fir 
den nad) Umftänden in Form eines Angriffs zu führenden Vertheidi⸗ 
gungskrieg mit größter Sicherheit in feinem Cabinet außarbeiten. Die 
Vorbereitung im Frieden hatte Alles fo fertig und bereit geftellt, daß 
die Mobilifirung mit größter Schnelligkeit ausgeführt werden Konnte; am 
16. Juli angeordnet, war fie ſchon am 26. fertig, und acht Tage fpäter 

Hatten bie deutfchen Heere ſchon ihre Aufftellung am linken Rheinufer vollzogen. 

Das Heer des norbbeutjchen Bundes betrug vermöge ber Kriegs⸗ 
dienftpflicht, welche die Bundesverfaffung feftgeftellt Hatte, 297,000 Dann 

Friedensſtärkle und 748,000 Mann Kriegsſtärke. Zu Iegterer Tamen 
noch bie Erfagbatailfone und die Bejagungstruppen der Feftungen, durch 

deren Hinzuzählung fi eine Stärke von 954,000 Mann (einfchließ- 
lich 22,000 Offiziere), 9000 Militärbeamten, 194,000 Pferden und 

1680 Geſchützen ergab. Die ſüddeutſchen Staaten Tonnten nach ben 
Kriegsdienftgefegen, die feit 1866 angenommen waren, auf dem Striegß- 
fuß ein Heer von 181,900 Mann ftellen: Baiern 67,000 eigentliche 

Feldarmee und 47,000 Erjag- und Befagungstruppen; Wirtemberg im 

Ganzen 33,900; Baden 29,200. Mit Hinzuzählung der Süddeutſchen 
ergab ſich fir ganz Deutſchland eine Heeresmafje von 1,136,000 Mann. 
Das franzöftfche Heer war nad ben in Frankreich geltenden Dienft- 
pflichtgefegen um 241,000 Mann ſchwächer als das beutfche Feldheer 

und bfieb in der Gefammtzahl mit Einfluß der Erfag- und Bejagungs- 
truppen um 464,000 gegen die Zahl der deutjchen verwwendbaren Mann- 
ſchaft zurüd. Für den bevorftehenden Krieg wurden nun in Deutfchland 

drei Hauptarmeen gebildet. Die erfte unter Führung des Generals 
der Infanterie Steinmeg und des Generalftabschefs Sperling hatte 

61,000 Mann mit 180 Gejhügen. Ihr Sammelplag war Trier und 
Umgegend. Die zweite unter dem Prinzen Friedrich Karl und dem 

Generalftabschef Generalmajor von Stiehle begriff daS Garbecorps, die 
fächftfche Armee und mehrere andere Corps in fi, war 206,000 Mann 
ſtark und führte 534 Gefüge. Ste ſollte zunächft die Linie Bingen- 
Alzei⸗Mannheim befegen. Der dritten Armee war ber Kronprinz zum 
Oberbefehlshaber und der Generallientenant von Blumenthal zum Ge— 
neralſtabschef gegeben. Bu ihr gehörten die zwei bairiſchen Divifionen 
und die wirtembergiſch⸗badiſche, und das ganze Armeecorps zählte 
180,000 Mann und 480 Gefüge. 
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So mar denn die Geſammtmacht, die gegen Frankreich ins Selb 
geführt wurde, 447,000 Mann ftart, und war von 1194 Geſchützen 
begleitet. Die franzöfifche Armee, die zunächſt entgegengeftellt werben 
Tonnte, betrug nur 300,000 Mann, umd auch diefe waren weit nicht fo 

ausgerüftet wie die deutſchen Truppen. Außer jener in den drei Armeen 
ausrückenden Mannfchaft wurden noch 188,000 Mann mobilgemachte 
Truppen mit 384 Gefhügen als erfte Reſerve in Deutfchland zurüd- 
behalten. Der größte Theil berfelben, etwa 112,000, wurde zum 

Schuß der beutfchen Küften an der Oftfee und Nordfee verwendet. Die 
Leitung dieſer Aufgabe war dem als kühner und gewandter Feldherr 
aus dem Mainfelbzug des Jahres 1866 rilhmlich bekannten General 
der Infanterie, Vogel v. Faldenftein, anvertraut, und ihm als Sit des 

Generafgouvernement3 Hannover angetviefen. Da man mit großer Wahr⸗ 
fheinlichfeit eine Landung der Franzofen an der Nordſeelüſte erwartete, 
fo fhien die Organifirung ber Küftenvertheibigung von großer Beden- 
tung und wurde ergänzt durch die Ausrüſtung ber deutſchen Kriegs⸗ 

marine; vier große Panzerſchiffe und eine Anzahl anderer Fregatten 
unter dem Oberbefehl des Viceadmirals Jachmann wurden in ber 
Nordfee und Oftfee ftattonirt. Außer jenen 188,000 Mann Reſerve⸗ 
truppen wurden auch noch 160,000 Mann Landwehr als zweite Rejerve 

mobil gemacht, und 226,000 Mann Erjagtruppen bereit geſtellt. 
Zur Webernahme der ſüddeutſchen Truppen reiste der Kronprinz 

von Preußen nad Süddeutſchland. Jene Verfügung, welche die Heeres- 
macht der Bundesgenoffen dem Sohne des oberften Kriegäherren ımter- 
ftellte, war getroffen, um ben fübbeutjchen Fürſten eine befonbere Artig- 
feit zu ermeifen, und auch von ben betheiligten Höfen als ſolche aufge- 

nommen worden. Cine weitere Aufmerkfamfeit von Seiten bes Kron- 
prinzen war e8, daß er bie Könige von Baiern und Wirtemberg bat, 
die Pathenftelle bei der am 24. Juli ftattfindenden Taufe feiner jimgften 
Tochter zu übernefmen. Am 27. Juli Vormittags 11 Uhr traf der 
Kronprinz in Münden ein; ber König war ihm zwei Stationen ent« 
gegengefahren, und am Bahnhof empfingen ihn die Königlichen Prinzen, 
die Minifter und die ftädtiihen Behörden; eine unermeßliche Vollsmenge 

brach in begeifterten Jubel und in ein Hochrufen aus, wie man es in 
Münden noch felten gehört Hatte. Abends erfchien der Kronprinz im 
Theater, wo Wallenfteins Lager aufgeführt wurbe, und bier wiberholten 
fi) die Kundgebungen der Tebhafteften Sympathie. Am anderen Morgen 
fuhr der Kronprinz nad) Stuttgart, wo ihm derſelbe begeifterte Empfang 
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zu Theil wurde. Unter den Deputationen, die ihm vorgeftelft wurden, 
waren auch vier hervorragende Mitglieder der deutſchen Partei, weichen 

er bie Anerkennung ihrer nationalen Beftrebungen und feine Freude über 
die einmüthige Begeifterung ausſprach, die er im Süden wie im Norden 
gefunden habe. In Karlsruhe, wo er nicht nur als populärer Feld⸗ 
herr, fondern als naher Verwandter der großherzoglichen Familie geehrt 
wurde, brachte er ben Abend zu und begab ſich am folgenden Tag nach 

Speier, wo das Hauptquartier der Südarmee war. Bon dort aus er- 
ließ er am 31. Juli einen Armeebefehl, worin er den unter feinem 

Commando vereinigten preußifchen, bairijchen, wirtembergifchen und badi- 

fen Truppen feinen Gruß entbot. Er fagte: „Es erfüllt mich mit 

Stolz und Freude, an der Spige ber aus allen Gauen des beutfchen 
Baterlandes vereinten Söhne für die gemeinfame nationale Sade, für 

deutſches Recht, für deutfche Ehre gegen den Feind zu ziehen Wir 
gehen einem großen und jchweren Kampfe entgegen, aber in bem Be- 
wußtfein unfer8 guten Rechts und im Vertrauen auf Eure Tapferkeit, 

Ausdauer und Mamteszucht ift uns der fiegreiche Ausgang gewiß. So 
wollen wir denn fefthalten in treuer Waffenbrüderfchaft, um mit Gottes 
Hilfe unfere Fahnen zu neuen Siegen zu entfalten, fir des geeinigten 

Deutſchlands Ruhm und Frieden.“ An demfelben Tag reiste auch ber 
König in Vegleitung Bismarcks, Roon's und Moltke's zur Armee ab. 
Kurz vorher verfammelte er die Minifter um ſich und Hielt eine Anfprache 
an fie. Er wiederholte den Ausdruck feiner großen Freude und Genug- 

thuung über den Herrlichen einmüthigen Geift, der ſich während der 
legten Wochen im ganzen Vaterlande kundgegeben und von welchem er 

fo erhebende Beweife erhalten habe. Diefen Geift zu erhalten und zu 
befeben, werde die Aufgabe der Hier zurückbleibenden Minifter fein, vor 
Allem wenn, was Gott verhüten wolle, Augenblide eintreten follten, wo 

die Nachrichten vom Kriegsſchauplatze ungünftiger lauteten. Preußens 
Bolt und Armee feien durch ben beiſpiellos glücklichen Verlauf der 
Kriege von 1864 und 1866 einigermaßen verwöhnt, man birfe nicht 
annehmen, daß es auch in diefem Kriege ohne unglückliche Tage abgehen 

werde. Wenn foldhe eintreten, dann werde fi der Ernft und die Kraft 
der jegigen begeifterten Stimmung zu bewähren haben, um den im Felde 

Kämpfenden, und denen, welche fie führen, eine rechte Stütze zu fein. *) 
Die Mobilmahung wurde fehr erleichtert durch die ſich überalf 

=) &.Hahn: der Krieg Deutſchlands gegen Frantreich ©. 410. 
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kundgebende Begeifterung. Mit Freudigkeit eilten bie einberufenen Be—⸗ 
urlaubten und Reſerven zu ihren ahnen. unge Männer, die im 
Ausland in gefiherten Stellungen waren, Tehrten, ehe der Einberufungs- 

befehl fie erreichte, in die Heimat zurüd, weil fie nicht fehlen wollten 

im Kampf für die Vertheidigung und Einheit bes Vaterlandes. Die 
waffenfähige Jugend auf Univerfitäten und techniſchen Hochſchulen drängte 
ſich Herbei, ſolche die das Friegäbienftpflichtige Alter noch nicht erreicht 
hatten ober aus irgend einem Befreiungsgrund zurüdgeftellt waren, boten 
ſich als Freiwillige an, felbft junge Docenten, die ihre Dienftpflicht ſchon 

erfüllt Hatten, meldeten ſich zum Eintritt in das Heer. Wer die Waffen 

nicht führen Tonnte, bot feine Dienfte fir das Sanitätswefen an. Es 
wurden große Summen gezeichnet zur Pflege verwundeter Krieger ober 
Unterftügung ihrer Angehörigen, ſowie zur Stiftung von Ehrenpreifen 
für hervorragende Kriegsthaten. 

In ganz Deutfchland war eine ähnliche Stimmung und Opfer 
wilfigkeit wie zur Zeit des Befreiungskrieges von 1813 und 1814. 
Wie damald war es nicht nur der Gedanke an die Vertheidigung des 
Vaterland gegen den äußeren Feind, fondern auch. die Hoffnung auf 
die Wiedergeburt, Macht und Einheit des ganzen deutſchen Volke. Um 
diefen Geift zu nähren, ſuchte man and bie patriotifchen Lieder der 
Befreiungskriege wieder hervor; bie Lieder von E. M. Arndt, Schenfen- 
dorf, Theod. Körner und Anderen "wurden gefammelt, um fie den aus» 
ziehenden Kriegern als Herzensftärkung mit auf ben Weg zu geben. 

Befonderen Anffang fand das ebenfalls in einer Zeit national gehobener 
Stimmung, im Jahr 1840 entftandene Lied eines damals in der Schweiz 
lebenden deutſchen Mannes. Als Thiers die Gelüfte feiner Landsleute 

nad) Eroberung des linfen Rheinufers angefacht hatte, fang der num 
längft verftorbene Mar Schnedenburger feine „Wacht am Rhein“: 

Es braust ein Ruf wie Donnerhall, 
Wie Schwertgetlirr und Wogenprall: 
Zum Rhein, zum Rhein, zum deutſchen Rhein! 
Ber will des Stromes Hüter fein? 
Lieb Vaterland, magft ruhig fein, 
Gef ſteht und trem die Wacht am Rhein. 

Durch Hunderttanfend zudt es ſchuell, 
Und Aller Augen blitzen hell: 
Der deutſche Füngling, fromm und ftarf, 
Beſchirmt die Heil’ge Landesmark. 
Lich Vaterland, magft rubig fein, 
Feſt ſteht und teen die Wacht am Rhein, 
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Dan fand in dem Gedichte, das noch vier weitere Strophen hat, 
einen treffenden Ausdruck für die gegenwärtige Tage, und die glückliche 

Eompofition Karl Wilhelms, eines Mufitlehrers in Grefeld, verſchaffte 
dem Lied allgemeine Verbreitung, fo daß es zu einem wahren National- 
liede wurde, das zu Haufe und im Lager, auf dem Mari und im 

Bivouac täglich gefungen wurde. Auch eine reiche Production neuer 
patriotifher und politifcher Lieder gab Zeugniß von der mächtig er- 

wachten nationalen Begeifterung, und zeigte, daß die Iyrifche Poefie im 
echten Momente ſich zu der Kraft und Weihe erhob, welche ihr veinen 

Antgeil an dem Ruhm des Sieges ficherte. Dreihundert Lieder er— 
ſchienen gefammelt, und theifweife in der Originalhandfhrift der Dichter 

nachgebildet, unter dem Titel: „Lieder zu Schug und Trug; Gaben 
deutſcher Dichter auß der Beit des Krieges in den Jahren 1870 — 71. 

Herausgegeben vou Franz Lipperheide" in vier ſchön ausgeftatteten Heften. 

Klüpfel, Einpeitäbeftrebungen. IL. 23 



Zwei und dreißigftes Kapitel. 

Die Verträge von Verſailles, und die Wiederherfiellung 
des deutſchen Reiches und der Kaiſerwürde. 

Wenige Tage nach der Kriegserklärung ſtanden ſchon drei frangö- 
ſiſche Heeresabtheilungen an der Grenze, wo dieſelbe, einen nach Oſten 

vorſpringenden rechten Winkel bildend, preußiſches, bairiſches und badiſches 
Gebiet berührt. Die deutſchen Heere, die eben ihre Mobilmachung voll- 
enbet hatten und ihre Concentrirung begannen, waren noch nicht im 
Stande, in gefchloffener Aufftellung den Angriff ihrer Gegner zu erwar⸗ 

ten, und es war große Gefahr, daß die Franzoſen zuerft die Grenze 
überfchreiten und in das deutſche Gebiet einfallen könnten. Aber auch ſie 

waren, wie fi) fpäter herausgeſtellt hat, nicht in der Yage, ihre Opera: 
tionen ſchon Ende Juli's zu beginnen, weil die einzelnen Heereskörper 
noch nicht fchlagfertig waren umd ihnen jelbft am Anfang des Auguft 

noch Vieles fehlte, was zu größeren Unternehmungen durchaus erforder: 
lich ift; namentlich) war die Befpannung und Ausrüftung der Artillerie 
noch nicht vollendet, der Train noch nicht befchafft, die Reſerven noch 

nicht bei ihren Negimentern eingetroffen. Auch war der Kriegsplan 
weſentlich geftört worden durch die ſchnelle Entſcheidung der füddeutfchen 

Staaten für.die Theilnahme am Krieg auf der Seite Preußens. Na- 
poleon Hatte nach dem feit Jahren feftgeftellten Kriegsplan*) beabjichtigt, 
die bei Met ftehende Armee näher an Straßburg heranzuziehen und in 
einer Stärke von 250,000 Mann bei Daran den Rhein zu überjchreiten, 
ſich in den ſüddeutſchen Staaten auszubreiten, diefelben zur Neutralität 

*) Siehe preußiſcher Generalflabsbericht: Der denticjefranzüfiiche Krieg p. 2. 
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zu zwingen und dann erft die preußifche Armee aufzufuchen und zu be- 

tämpfen. Diefer Plan war jegt unausführbar geworden. Unfchlüffig 
und zu einem activen Vorgehen noch nicht disponirt, auch in voliftän. 

diger Unfenntniß von der Aufftellung und den Planen ihrer Gegner 

ftanden die franzöftfchen Heere an ber nördlichen Grenze des Elſaßes, 
und würden vielleicht noch längere Zeit mit ihren Operationen gezögert 
haben, wenn nicht die Armee des Kronprinzen von Preußen die Offen- 
five ergriffen Hätte. Das Glück begünftigte die Deutſchen gleich beim 
erften Waffengang in ausgezeichneter Weife durch das fiegreiche Gefecht 
bei ber Stadt Weißenburg im Elſaß, die am 4. Auguft genommen 

wurde. Noch glänzender aber war der Erfolg am 6. Auguft, an welchem 
die Armee des Marfhalls Mac Mahon bei Wörth aufs volfftändigfte 
von der kronprinzlichen Armee geſchlagen und der Auflöfung nahe ge- 

bracht wurde. Und an demſelben Tage erfocht die erfte deutſche Armee 
unter General Steinmeg auf den Höhen von Spicheren bei Saarbrüden, 

uneradhtet des ſchwierigſten Terrains, einen neuen Sieg. Diefe glän- 
enden, ſchnellen Erfolge übertrafen ‘alle Erwartungen. Vertrauensvoll 
war man wohl in Deutichland dem Kampf entgegengegangen und hatte 

auf endlichen Sieg gehofft, aber doch Hatte man fich auf einen langen 
ſchweren Krieg und auf ſchlimme Wechjelfälle gefaßt gemacht. Und nun 

ſchon in den erften Tagen Schlag auf Schlag drei Siegel Der deut: 
chen Tapferkeit ſchien auch Größeres nicht unerreihbar, und man konnte 
für den Ausgang des ganzen Feldzuges die ſchönſten Hoffnungen faſſen. 

Es ift nicht unfere Aufgabe, die Geſchichte des deutſch-franzöſiſchen 
Krieges zu erzählen, wir haben es hier nur mit feinen Folgen für die 
deutſche Einheit zu thun. Für diefe aber war der Krieg und der Sieg, 

den er brachte, von entjcheidender Wirkung. Die Notwendigkeit ber 

gemeinfamen Bertheidigung hatte die deutſchen Stämme und Staaten 
schneller umd fefter geeinigt, als alle dipfomatifchen Verhandlungen, alle 
Berathungen und Beſchlüſſe von Vollsverſammlungen es je vermochten. 

Die Siegesgemeinſchaft belebte den Wunſch nach dauernder Bundes» 
gemeinſchaft. Aus all dem Jubel über die gewonnenen Schlachten Hang 

die Freude dur, daß nun der Weg zur nationalen Einheit gefunden 

fei. Es war nicht blos die Thatſache, daß ein übermüthiger neidiſcher 

Gegner gründlich geſchlagen war, was die Herzen elektrifirte, ſondern 
die Ausſicht, daß das, was die Franzofen den Deutſchen hatten wehren 

wollen, die Gründung eines einigen, mächtigen Deutſchlands, jetzt aus⸗ 

geführt werden könne. Auch die Gemeinfchaft der Pflege der Ver— 
293° 
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wundeten, in welder der Süden und der Norden Deutſchlands wett- 
eiferte, trug viel dazu bei, die verſchiedenen Stämme einander zu bes 

freunden. Tauſende von verwundeten Berlinern, Hanmoveranern, Weft- 
phalen, Pommern u. ſ. w. fanden in den Städten Süddeutſchlands 
liebreiche Pflege, und anbererfeit3 wurden Baiern, Badeuſer und Wir- 
temberger in mordbeutfchen Kranfenhäufern und Familien treufich ver- 
pflegt. Die rücklehrenden Genefenen bewahrten ihre Wohlthäter in dant- 
barem Andenken, und viele erhielten die Verbindung durch freundlichen 
Briefwechſel; jo wurden Bande der Dankbarkeit und Freundſchaft ge 

Inüpft, welche die Abjonderung und Abneigung der Stämme fchneller 
überwanden, al3 man noch vor wenigen Jahren fin’ möglich gehalten Hätte. 

Der Sieg bei Wörth hatte die Deutichen zu Herren des Elſaßes 
gemacht. Dies legte den Gedanken nahe, das fchöne Land, das die 
Franzoſen einft durch Lift und Gewalt dem deutſchen Reich entriffen 

hatten, wieder zurüdzufordern. Die Wiebererwerbung bes Elſaßes und 
der deutſchen Theile von Lothringen war ja längft der Traum beutfcher 
Batrioten; jet mar fie zu erreichbarer Möglichteit geworden. Schon 

bei dem Pariſer Frieden von 1814 und 1815 war die Forderung der 
Zurückgabe des Elſaßes erhoben worden, Denkſchriften und diplomatifche 

Noten hatten die hiftorifche Berechtigung und das Bedürfniß, Deutich- 
fand beſſere militäriſche Grenzen zu verſchaffen, außeinandergefegt, aber 

die Mißgunft der europäifchen Mächte und das Ungeſchick deutſcher 
Diplomaten hatten die Gewährung der berechtigten Forderung vereitelt. 

Jetzt mußte man das DVerfäumte nachholen. Diefe Aufgabe wurde nach 

den erften deutſchen Siegen ernftlih beſprochen. Von einem national- 

gefinnten Kreife in Wirtemberg wurde in der Mitte Augufts eine Denk» 
ſchrift an den Bundeskanzler gerichtet, in welcher die Wichtigkeit diefer 

Erwerbung fowohl für die fühdeutfchen Staaten als fir die ganze Stel- 
lung Deutfchlands hervorgehoben und die Anfiht ausgeſprochen wurde, 
daf dag neu zu erwerbende Land mit Preußen vereinigt werden müſſe, 
weil diefes alfein die Macht befige, die widerftrebenden Elemente zu be- 

wältigen. Bugleih wurde aus perjünlicher Kenntniß des Eljaßes ver- 
ſichert, daß es dort trog aller Franzöfirung noch mande Ankrüpfungs- 
punkte für deutſche Einrichtungen gebe. 

Nac den entfcheidenden Kämpfen bei Metz trat die deutſche Ver- 

faffungsfrage mehr in den Vordergrund. Man konnte nun einen voll 
ftändigen Sieg über Frankreich in ſichere Ausfiht nehmen, man konnte 
hoffen, daß man ungeftört Herr im eigenen Haufe jein würde. Und als 
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vollends durch den Sieg bei Seban, durch die unerhörte Kapitulation 

einer großen Armee, durch die Gefangennehmung Napoleons (1. und 

2. Sept.) die Erfolge der deutſchen Waffen ihren Glanzpunkt erreichten, 

erhob ſich die nationale Begeifterung zum höchſten Grabe. Set konnte 
man ſich freuen, ein Deutfcher zu fein, und ſich glücfich preifen, Ruhmes- 

tage erlebt zu haben, wie fie felten einem Volke zu Theil werden. Daß 

man nad) folden Siegen nicht mehr zögern dürfe, ein einiges ftarfes 

Reich deutfher Nation aufzurichten, war das allgemeine Verlangen. Aber 
bereits machten die neutralen Mächte Anftalt, dem Siegeslauf der deut: 
ſchen Heere Einhalt zu thun, und Verabrebungen zu treffen, wie fie bei 

dem künftigen Friedensſchluß auch ein Wort darein ſprechen wollten. 
Doch in Deutfhland war man entfchloffen, diesmal den Frieden ſelbſt 
zu bictiren. 

Schon vor der Rataftrophe von Sedan Tamen die Gebanfen über 

das, was man als Siegespreis zu fordern berechtigt fei, zu einem ge- 
meinjamen öffentlichen Ausdruck. Cine Vollksverſammlung, die am 

30. Auguft in Berlin zufammentrat, erließ einen Aufruf an das beutfche 

Volk und die Aufforderung zu einer Adreffe an den König von Preufen. 
Der exftere lautet wie folgt: „Während der bewaffnete Theil des Volkes 

auf fremdem Boden den uns zugedachten Angriff abwehrt und feinen 
Siegeslauf mit feinem Herzblut befiegelt, rüſtet fich die Diplomatie 
fremder Mächte, uns im entfheidenden Zeitpunkte die Bedingungen des 

Friedens aufzuerlegen. Schon einmal nad) den glorreichen Kämpfen von 

1813, 1814 und 1815 ift daS deutfche Volt durch fremde Mißgunft 
um den vollen Cohn feiner Siege, um die Erfüllung feiner heißeſten 

Wünfche betrogen worden. Der befiegte Feind wurde über fein eigenes 

Ermarten gefhont und begünftigt, die deutjchen Grenzen blieben gefährdet 
und der erneuten Angriffsluft ausgeſetzt; ftatt der Einheit des beutfchen 

Reiches wurde uns die Schwäche des alten Bundes auferlegt. Ein 
halbes Jahrhundert hat Europa im bewaffneten Frieden die Schuld der 

Diplomatie gebüßt. Während- jegt die gleiche Gefahr droht, darf das 
deutſche Volt nicht ſchweigen. Die Welt muß erfahren, daß Herrſcher 

und Volt entfchloffen find, nachzuholen, was 1815 uns vorenthalten iſt: 

ein einiges Reich und geſchützte Grenzen. In der nachftehenden Adreſſe 
an Se. Maj. den König haben wir den einfachen Ausdruck unferer Ge- 
finmungen niedergelegt. Mögen die Unterichriften aus dem gefammten 
Deutſchland darthun, daß wir die Gefinnungen des ganzen Volkes 
wiedergeben." Die Adreſſe Tautet: „Um Ew. Maj. und deren Ver- 
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bündete ſchaarte fich, als der Krieg unvermeidlich war, einmüthig die 
Nation. Sie gelobte treu auszuharren in dem Kampfe für die Sicher— 
heit, Einheit und Größe bes deutſchen Vaterlandes. Gott hat die 

Waffen gefegnet, welche für die gerechte Sache mit umübertroffener 
Tapferkeit geführt werben. Mit Strömen des ebelften Blutes find die 
Siege errungen worden, doch unerwartet ſchnell haben fie dem vorge: 
ſteckten Ziele und nahe gebracht. Gewaltige Anftrengungen ftehen noch 
bevor; das deutſche Volt ift zu jedem Opfer entichloffen, welches ben 

höchften nationalen Aufgaben getwidmet ift. Aber in ber Mitte der 
ernften und gehobenen Stimmung werben wir beunruhigt durch bie immer 
wieberfehrenden Berichte, daß fremde Einmiſchung, die doch die Schreden 
des Krieges nicht abzuwenden wußte, jegt bemüht fei, den Preis unferer 

Kämpfe nad) ihrem Exmeffen zu begrenzen. Das Andenken an bie Bor- 

gänge nach der glorreichen Erhebung unferer Väter Iebt friſch in unferm 

Gevähtniß, und mahnt Deutſchland, daß es bie Forderungen feiner 
Wohlfahrt allein berathe. Darum nahen wir Ew. Maj. abermals mit 
dem Gelöbniß: treu auszuharren, bis e8 der Weisheit Em. Maj. ger 
lingt, unter Ausſchluß jeder fremden Einmiſchung, Zuftände zu ſchaffen, 

welche das friedliche Verhalten des Nachbarvolfes beſſer als bisher ver- 

bürgen, die Einheit des gefammten deutſchen Reiches begründen und 

gegen jede Anfechtung ſicher ftellen.” In anderen Theilen Deutſchlands 
erhoben ſich übereinftimmende Kunbgebungen und vielfach ausdrücklicher 

Beitritt zur Berliner Adreffe. In Münden wurde von verjchiedenen 
Corporationen und hervorragenden Männern am 1. September ein 
Telegramm an den König von Baiern gerichtet, worin e8 heißt: „Wir 

hegen das unerfchütterliche Vertrauen, daß Ew. kgl. Maj. im Berein 
mit den verbündeten Fürſten Deutſchlands dem deutſchen Volle durch 

die Wiebererwerbung der deutjchen Lande Eifaß und Lothringen einen 

dauernden Frieden fichern, jeden Verfuc einer fremden Einmifhung in 
die Friedensunterhandlungen energiſch zurückweiſen und der beutichen 
Nation zu einer gemeinfamen, ihrer Stellung würdigen Gefammtver- 
tretung, deren Bedürfniß die deutfchen Fürften wie das deutſche Volt 
ſchon längft anerkannt Haben, verhelfen werden." Cine großartige Bolls- 
verſammlung in Stuttgart erflärte am 3. September: „1) Deutfchland 
hat einig, wie noch niemal8 in der Weltgefchichte, den Kampf allein, 

ohne Bumdesgenoffen, aufgenommen, es hat den Feind mit vernichtenden 
Schlägen zu Boden geworfen; Deutſchland wird auch den Frieden allein 
zu fchließen wiſſen. Das deutſche Volt, icgesbegeiftert und feiner Stärfe 
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nad) ſolchen Siegen bewußt, weißt jeden Verfuch der Vermittlung oder 
Einwirkung der neutralen Mächte als unbefugten Eingriff in feine An- 

gelegenheiten zurüd. 2) Nur ein Friedensſchluß, der dem franzöfifchen 
Bolfe feine in den Schlachten erlittene Niedermerfung zum Bewußtſein 
bringt, wird ein dauernder fein. Falſche Großmuth nach ſolchem An- 
geiff und nad) folder Kriegsführung wäre zu ſtets neuen Verſuchen 
heraugfordernde Schwäche. Die Wiedergemwinnung der Deutſchland ge- 
raubten Provinzen Elfaß und Lothringen für das deutſche Reich ift die 

einzige Bürgſchaft gegen die von den Franzofen unter jeder ihrer Re— 

gierungen verfuchten Gelüfte nach weiterem deutſchem Land, ber natio- 
nale Preis des nationalen Kampfs und Siege. 3) Wie wir einig in 
den Krieg gingen, fo foll der Friede und einig finden. Durch den 
Beitritt der ſüddeutſchen Staaten uud die Erwerbung der lange ver- 

Torenen beutfchen Länder muß der norddeutſche Bund zu dem bie ganze 

Voltskraft in ſich ſchließenden deutſchen Bundesſtaat werben. Ein einiges 
Volt, Ein Heer, Ein Reichstag, Ein deutſches Staatsweſen iſt für 

Deutfhland und Europa die Gewähr des dauernden fichern Friedens." 
Die badiſche Regierung war die erfte, welche ſich in einem Schreiben 

vom 2. September an den Bundeskanzler für die verfafjungsmäßige 

Bereinigung ber ſüddeutſchen Staaten mit dem norddeutſchen Bunde 
ausſprach. Dabei wies fie darauf hin, daß, ba jene Erweiterung bes 
Bundes in mandjen "Beziehungen eine Lockerung der bisherigen Gemein- 
famteit zur Folge haben werde, es nöthig ſei, durch Verftärfung ber 
Centrafgewalt auf militärifdem und biplomatifchem Gebiet ein Gegen- 
gewicht zu ſchaffen. Sie deutete damit ſchon auf die Zuſammenfaſſung 

der Reichsgewalt im Kaiſerthum Hin, und wollte die mifitärijche Ober- 
hoheit, die Entſcheidung über Krieg und Frieden, ſowie das Gefandt- 
ſchaftsrecht ausfhlieglic in die Hände des Königs von Preußen gelegt 
wiſſen. In Betreff des Elſaßes und Deutjchlothringens machte fie gel- 

tend, daß deren Wiedererwerbung hauptſächlich im Intereſſe Süddeutfch- 

lands und feiner militäriichen Sicherheit notwendig fei. Der König 
Ludwig von Baiern erklärte als Antwort auf die oben erwähnte Adreſſe 
und den Berliner Aufruf: er hege die volle Zuverſicht, daß es gelingen 

werde, Deutfchland wie Baiern die Früchte des Sieges in reichſtem 

Maße zu ſichern. Auch der König Karl von Wirtemberg erließ auf die 
an ihn gerichtete Adreſſe ein Cabinetsjchreiben, worin er fagte, er hoffe 

„daß ein baldiger Friede Deutfchland eine dauernde Garantie nad) 

Außen, und im nern eine Geftaltung bringen werde, welde die 
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nationale Zufammengehörigfeit aller, wie die berechtigte Selbftändigfeit 

der einzelnen Staaten, in richtigem Verhältniſſe zur Geltung bringe. 
Hiezu werde ber König als beutfcher Fürft das Ceinige beitragen." 

Das bairifhe Gefammtminifterium beantragte in einem Bericht an den 
König, Verhandlungen über eine nähere Verbindung Baierns mit dem 
norddeutſchen Bunde anzufnüpfen, und der König von Wirtemberg fandte 
feinen Kriegsminifter v. Suckow in das Hauptquartier nach Verſailles, 
um Unterhandlungen vorzubereiten und dem Kronprinzen von Preußen 
den höchſten, eben jetzt geſtifteten militäriſchen Orden Wirtembergs zu 
überbringen. So ſchienen die Wege geebnet, um zur Vereinigung der 
getrennten Theile Deutſchlands zu gelangen. 

Bon Seiten der Bundesregierung geſchahen vor der Hand noch 
feine Schritte zn Unterhandfungen mit den ſüddeutſchen Staaten. Bis- 
mard fuchte zunächit die Biele der Friedensunterhandlung mit Frankreich 
feftzuftellen und zu verhüten, daß die neutralen Mächte ſich in die Ber- 

handlungen einmifchen. Er that dies durch zwei Erlaffe an die Ver- 
treter des norddeutſchen Bundes bei den europätfchen Großmächten. Der 

eine aus Rheims vom 13. September datirte bezeichnet die Garantieen 
des Friedens, die Deutſchland von Frankreich fordern müſſe, und mo» 

tivirt namentlich die Gebietäabtretungen und deren Umfang. Bismarck 
jagt darin: „Wir dürfen ung nicht darüber täufchen, daß wir uns in 

Folge diefes Krieged auf einen baldigen neuen Angriff von Frankreich 
und nicht auf einen dauerhaften Frieden gefaßt machen müffen, und das 
ganz unabhängig von den Bebingungen, welche wir etwa an Frankreich 

ftelfen möchten. Es ift die Niederlage an ſich, es ift unfere fiegreiche 
Abwehr ihres frevelhaften Angriffs, welche die franzöfiiche Nation ung 
nie verzeihen wird. Wenn wir jet, ohne alle Gebietabtretung, ohne 

jede Contribution, ohne irgend melche Vortheile ald den Ruhm unferer 

Waffen aus Frankreich abzögen, fo wilde doch derfelbe Haß, diefelbe 
Rachſucht wegen ber verlegten Eitelfeit und Herrſchſucht in der fran⸗ 

zöſiſchen Nation zurüdbleiben, und fie würde nur auf ben Tag warten, 
wo fie hoffen dirfte, diefe fühle mit Erfolg zur That zu machen. 
Es war nicht der Zweifel an der Gerechtigkeit unferer Sache, und nicht 
Beforgniß, daß wir nicht ſtark genug fein möchten, welche uns im Jahre 

1867 von dem und ſchon damals nahe genug gelegten Kriege abhielt, 
fondern die Scheu, gerade durch unfere Siege jene Leidenfchaften aufzu- 
regen und eine Aera gegenfeitiger Erbitterung und immer erneuter Kriege 

heraufzubeſchwören, während wir hofften, durch längere Dauer und aufs 
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merkſame Pflege der friedlichen Beziehungen beider Nationen eine feſte 
Grundlage für eine Yera bes Friedens und der Wohlfahrt beider zu 
getwinnen. Jetzt, nachdem man uns zu dem Kriege, dem wir tiber» 

ſtrebten, gezwungen bat, müſſen wir dahin fireben, für unfere Vertheidi-⸗ 
gung gegen den nächften Angriff der Franzoſen beifere Bürgfchaften ala 
die ihres Wohlwollens zu gewinnen. Die Garantieen, welche man nach 

dem Jahre 1815 gegen biefelben franzöfifchen Gelüfte und für ben euro- 
päifchen Frieden in der heiligen Allianz und andern im europäifchen 

Intereſſe getroffenen Einrichtungen gefucht Hat, haben im Laufe der Beit 

ihre Wirkfamfeit und Bebeutung verloren, jo daß Deutſchland allein ſich 
Schließlich Frankreichs Hat erwehren müſſen, nur auf feine eigene Kraft 
und feine eigenen Hilfsmittel. angewieſen. Cine folche Anftrengung, wie 
bie Heutige, darf ber deutfchen Nation nicht dauernd von neuem ange» 

fonnen werden; und wir find daher gezwungen, materielle Bürgichaften 
für die Sicherheit Deutſchlands gegen Frankreichs Tünftige Angriffe zu 
erftreben, Bürgſchaften zugleich für ben europäifchen Frieden, der von 

Deutſchland eine Störung nicht au befürchten Hat. Diefe Bürgichaften 
haben wir nicht von einer vorübergehenden Regierung Frankreichs, fon- 

dern von ber franzöfifchen Nation zu fordern, welche gezeigt hat, daß 

fie jeder Herrſchaft in den Krieg gegen uns zu folgen bereit ift, wie die 
Neihe der feit Jahrhunderten von Frankreich gegen Deutichland geführten 
Angriffskriege unwiderleglich darthut. Wir können deshalb unfere For- 

derungen für den Frieden lediglich darauf richten, für Frankreich den 
nächſten Angriff auf die deutſche und namentlich die bisher ſchutzloſe 

ſüddeutſche Grenze dadurch zu erſchweren, daß mir diefe Grenze und 
damit den Ausgangspunkt franzöfifcher Angriffe weiter zurüdzulegen und 
die Feftungen, mit denen Frankreich uns bedroht, als defenfive Boll- 

werfe in die Gewalt Deutfchlands zu bringen fuchen." 
Veranlaßt durch ein Altenſtück, welches Jules Favre im Namen ber 

Negierung, bie fi) gouvernement de la defense nationale nannte, an 

die auswärtigen Mächte verfandte, und durch die Mundreife Thiers' an 

die europäiſchen Höfe, um fie zur Intervention zu Gunften Frankreichs 
zu bewegen, erflärte Bismard am 16. Sept. von Meaux aus ben Ge- 
fandten, daß Deutſchland diefe Einmiſchung abweiſen müſſe. Die deutfche 
Nation habe den Krieg alfein auskämpfen müffen, fie wolle auch allein 
ihre Rechnung mit Frankreich abſchließen. Deutſchland brauche beffere 

Grenzen gegen Frankreich als bisher, es könne nicht dulden, daß Straß- 

burg eine ſtets offene Ausfallpforte bleibe, und brauche auch die Feſtung 
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Meg, um einen Stügpunft zur Verteidigung zu haben. Die bald 

nachher begonnenen Friebensunterhandlungen feheiterten an der Weige- 
tung Jules Favre's und der ganzen repubfifanifchen Regierung Frank. 
reichs, Gebietsabtretungen zuzugeftehen. „Weber: ein Zoll unferes Terri- 
toriums, noch ein Stein von unferen Feſtungen“ war der Grundjag, 
welchen die Parifer Regierung am 20. September 1870 verkündete. 

Als fo die Friedensverjuche gejcheitert waren, nahm Bismarck die 
Verhandlungen zwiſchen dem norddeutſchen Bund und den ſüddeutſchen 
Regierungen in Angriff. Am meiften Schwierigfeiten machten die bairi- 

chen Verhältniffe. Hier kam die Einheitsibee mit den Anfprüden auf 
Selbſtändigleit in Conflict, zu denen man ſich durch die Größe und die 
Meberlieferungen des Staates berechtigt glaubte. Nicht nur die Dynaſtie 

— — iind die Beamtenwelt, ſondern auch ein großer Theil des Volkes theilte 
diefe Anfprücde. Man meinte, e8 vertrage fi nicht mit der Würde 

eines größeren Staates, ſich der preußiſchen Führung geradezu zu unter: 
werfen und in eine gegebene Berfaffung einzutreten. Cine gewiffe Selb- 

ſtändigleit des bairifchen Heeres, ein Antheil an der Leitung der äußeren 
Politif, ein unbebingtes Veto gegen jeden Verſuch, die deutſche Verfaſ- 
fung zu Gunften einer noch ftrengeren Einheit umzugeftalten, wurden 
als Forderungen angefehen, von denen man nicht abgehen könne. Ein 

officiöfer Artikel der Allg. Zeitung vom 17. September ftellte ein Pro- 
gramm der Bedingungen auf, unter welchen Baiern allein in den nord» 
deutfchen Bund würde eintreten.Tönnen. Theilnahme an den Friedens- 
unterhandlungen mit Frankreich und überhaupt an allen Verhandlungen, 
die nad) einem gemeinfamen Bundeskrieg geführt werden Könnten, Bei 
ziehung eines bairifchen Legationsraths zu den wichtigften Geſandtſchaften 
bes deutſchen Reichs, wurde als Bürgſchaft fr den Antheil Baierns 
am der Leitung der auswärtigen Politif gefordert. Den Oberbefehl 
Preußens im Krieg wollte man ſich gefallen lafjen, aber daß das bai- 

rifche Heer dem Bundesfeldherrn unbedingten Gehorfam ſchwören follte, 

glaubte man dod nicht zugeben zu können, auch wollte man daſſelbe 
durch eigene Bekleidung unterfhieden wiffen. Da das Bier und deſſen 
Eonfumtion eine fo hervorragende Stammegeigenthümlichteit Baierns ift, 

fo wollte man auch die Art der Befteuerung, die auf den Preis fo 
großen Einfluß haben muß, der Landesgefeggebung vorbehalten und nicht 

verpflichtet fein, den Ertrag der Bierbefteuerung in die allgemeine Reich8- 
Kaffe abzufiefern. Auch die Gejeggebung und Verwaltung der Eijen- 

bahnen, der Poften und Telegraphen ſollte Baiern verbleiben. 
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Um die Verhandfungen des norddeutſchen Bundes mit den fübbeut- 
ſcheu Staaten zu erleichtern, traten die norddeutſchen Nationalliberalen 
mit ihren ſüddeutſchen Gefinnungsgenoffen in perjönlichen Vertehr. Die 

Abgeordneten Bennigfen, Forckenbed, Lasker und Bamberger famen in 

den Tagen vom 15.—20. September zum Befuche nad) Münden, 
Stuttgart und Karlsruhe. In Münden fuchten fie nicht nur die Wünfche 
der nationalgefinnten Parteien kennen zu lernen, fondern auch in Regie— 
rungsfreifen zu fonbiren, wie weit man in der Einigung zu gehen geneigt 
ſei. Die freundliche Aufnahme, die fie Hier fanden, und die allgemein 
gehaltenen Zuſicherungen, die man ihnen gab, ließen fie auf eine weit 

größere Bereitwilligkeit auch Opfer zu bringen ſchließen, als wirklich 
vorhanden war, und fie glaubten, unter diefen Umftänden würden auch 

die particulariftiihen Wünfche und Vorbehalte der Fortſchrittspartei nicht 
fo viel zu bedeuten Haben. In Stuttgart fanden fie bei der deutſchen 

Bartei den entfchiebenen Wunſch eines bedingungslofen Eintritt? in ben 
nordbentfchen Bund, aber auch eine Hare Erkenntniß der Schwierigkeiten, 

die in den Kreifen ber Negierung zu überwinden fein würden. In Karls: 

ruhe trafen fie die nationalgefinnten Mitglieder der beiden Kammern in 

erfreulichſtem Einverftändnig mit den Miniſtern. 
Wenige Tage nachdem die norddeutfchen Nationalliberalen München 

verlafien hatten, begannen die Verhandlungen der Bundesregierung mit 
dem bairifhen Miniſterium. Auf den Wunſch des letzteren hatte Bis— 

mard den Miniſter Delbrüd, ber im Begriff war, von Verſailles nach 
Berlin zurüdzufehren, beauftragt, über München zu reifen, wo er am 
21. Sept. anfam. Er erflärte dort, er Habe keine Vorfchläge zu machen, 
fondern nur die bairiſchen entgegenzunehmen; denn man wollte von 

Seiten Preußens Baiern die Initiative überlaffen. Diefe rückhſichtsvolle 
Gefchäftsbehandlung wurde aber in München nicht als entgegenfommende 
Freundlichkeit, fondern als eine Hufdigung aufgenommen, die den mili- 
tärifchen Leiftungen und der europäifchen Bedeutung des bairifchen Staates 

dargebracht werde, und das bairifche Minifterium glaubte ſich nun be 
rechtigt, eine Reihe der meitgehendften Forderungen vorzulegen. Es 

wurden nicht weniger als 80 Punkte hervorgehoben, in melden Baiern 
eine Veränderung der Bundesverfaffung wünſche, oder eine Ausnahme: 

ſtellung beanfpruche. Die baivifhen Minifter forderten eine felbftändige 
Verwaltung der bairiſchen Arınee, Dispenfation von Beiträgen zur Unter: 
haltung der Flotte, eigene Juſtizgeſetzgebung, eigene Verwaltung des 
Verkehrsweſens, privilegirtes Stimmenverhältniß im Bundesrath, abfolutes 

Kiel 
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Veto gegen alle Verfafjungsveränderungen, Zuziehung zur Leitung der 
auswärtigen Politif, kurz alles das, mas in jenem Artifel der Allg. 

"Zeitung verzeichnet war, und noch weit mehr. An diefen zunächſt allein 
für Baiern beftimmten Verhandlungen nahm auch der wirtembergijche 
Juſtizminiſter v. Mittnacht*) Theil, der fi, von Baiern eingeladen, 
den Zutritt von Delbrüd erbeten hatte. Am 28. Sept. verließ Delbrüd 
Münden. Da feine dortigen Verhandlungen nicht ben gehofften und 
beabfichtigten Erfolg gehabt hatten, fo wandte fich jekt Bismard an 

Wirtemberg und Baden und Ind diefe Staaten ein, Bevollmächtigte nach 
Verſailles zu ſchicken. Nach München machte men Hiervon Anzeige und 
ftelfte die Betheiligung frei. 

Wirtemberg und Baden beeiften fich, der Einladung zu folgen; am 
19. Oftober reisten die Minifter v. Mittnacht ımd v. Suckow, Jolly 
und dv. Freydorf nad) Verfailles ab, und einige Tage fpäter machten ſich 

auch die bairiſchen Minifter Graf Bray und Lug, um eine Iſolirung 
Baiernd zu verhüten, auf den Weg; am 24. folgten auch die heſſiſchen 

Bevollmächtigten v. Dalwigk und Hofmann. 
Während der Verhandlungen in München hatte man in Verſailles 

und Berlin beftimmt auf ein ſchnelles und günftiges Ergebniß gehofft. 
Schon verkündete ein Telegramm vom 27. September aus Berlin, daß 
die ſüddeutſchen Staaten auf Grund gegenmärtiger Bundesverfaffung in 

den Bund eintreten werden, mit Vorbehalt einiger fpäter feftzuftellenden 

Mobificationen. Diefe Nachricht wırde im Süden wie im Norden mit 
großer Freude aufgenommen, und man glaubte ſchon, die Verftändigung 
fei gewonnen. Aber der wirtembergifche Staatsanzeiger beeilte fich, einen 
Dämpfer auf die Freude zu fegen, indem er am 28. September bericy- 
tigend bemerkte, was Wirtemberg betreffe, fo fei die. Nachricht gänzlich 
unbegründet. Jedoch ſchon arı folgenden Tag meldete daffelbe offizielle 
Blatt, es feien auf der Mindener Minifterconferenz die zur Gründung 
der Bundesverfaſſung zwiſchen den ſüd- und nordbentfchen Staaten als 
geboten erachteten Beſtimmungen erörtert worden, und der Verlauf der 
Beſprechungen könne als ein befriedigender erachtet werden. Es fei nur 

noch die Antwort der preußifhen Regierung zu erwarten, worauf die 
weiteren Verhandlungen in Verfailles eröffnet werden würden. Da man 

*) Er war nämlid, da Freih. v. Varnbüler aus Gründen, die nit mit der 

deutſchen Frage zufammenhingen, am 31. Xuguft feine Entlafjung erbeten und er. 
halten hatte, Vertreter der anstwärtigen Angelegenheiten Wirtembergs. 
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aus dieſen widerſprechenden Nachrichten auf ein Echwanfen in den maj- 
gebenden Kreifen fehliegen zu müffen glaubte, jo hielt die deutſche Partei 
ein öffentliches Ausſprechen der von ihr vertretenen Weberzeugungen für 

angemefjen, und es wurde auf den 2. Oftober eine Verfanmlung von 
Vertrauensmännern nad) Stuttgart berufen, die duch unter zahlveicher 

Beteiligung ftattfand. Dort wurde eine Adreſſe an den König be- 
ſchloſſen, welche gegen ein weiteres Bundesverhältniß, wie es von par- 
ticulariftifcher Seite empfohlen war, proteftirte und den unmittelbaren 
Anſchluß an den norddeutſchen Bund verlangte. Am 9. Oktober lieh 

der König der Deputation, welche mit der Weberbringung der Adrefie 
beauftragt war, eröffnen, daß er Hoffe, die in Ausſicht ftehenden Ver- 
handlungen werben einen den nationalen Bedürfniffen entfprechenden Ver— 

lauf nehmen, daß aber der Stand der Verhandlungen nicht erlaube, ſich 
im Einzelnen über die Art und Weife auszufprechen, wie die Einigung 
Deutſchlands herbeizuführen fei. Gleichzeitig veröffentlichte das Mini 
fterium im Staatsanzeiger einen Bericht, es hätten eingehende Berathun- 
gen eine vollftändige Uebereinftunmung darüber ergeben, daß ein für die 
Dauer befriedigendes Definitivum durch die Tage geboten fei: eine ver- 

jaffungsmäßige Einigung Deutſchlands mit Centralgewalt, deutſchem Par- 
lament, gemeinfamer Geſetzgebung und einheitlichen Heer fei als Biel 
erfannt. Eine genaue Prüfung der norddeutſchen Verfaffung habe zu 
der Ueberzeugung geführt, daß dieſes Ziel erreicht werben könne, auch 
ohne die unveränderte Annahme aller Beftimmungen der norbbeutfchen 

Verfaſſungsurkunde. Namentlich könne eine freiere Bewegung der Einzel- 
ftaaten in finanzieller Beziehung und im Hinficht auf die Verwaltung 
ganz gut mit der nothwendigen Einheit beftehen. In diefem Sinn ſei 
die Megierung bisher thätig geweſen. 

Die Voltspartei, die ſich bisher fo hartnädig gegen den Eintritt in 
den von Preußen gegründeten Bund gefträubt hatte, fand fich jegt durch 

die allgemeine Stimmung bewogen, ihre Grundfäge zu mobificiren. Eine 

Verfammlung von 14 Abgeordneten der wirtembergifchen Volkspartei, an 
welche fi 5 Großdeutſche als Gäfte anſchloſſen, vereinigte fich zu dem 

Vorſchlag, die Regierungen follten unter fi) eine neue Bundesftaats- 

verfaffung entwerfen und diejelbe einem vom allgemeinen Stimmrecht 
gewählten Parlament zur Sanction vorlegen. Auch font hörte man 
von Männern der Vermittlung die Anficht ausfprechen, daß nun ein 

ganz neuer Verfaffungsentwurf einem von allen Regierungen zu be 

rufenden gemeinfamen Parlament vorgelegt werben müfje. Die joge 
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nannte liberale Mittelpartei, d. 5. die Anhänger der Regierung, erklärte 
in einer Boltsverfammlung am 10. Oftober in Stuttgart, fie erwarte, 
daß eine neu zu wählende Volfsvertretung einem Staatsvertrag ihre 
Zuftimmung gebe, durch melchen auf der Grundlage der norddeutſchen 
BYundesverfaffung die gemeinfame Gefeßgebung, die diplomatiſche Ber 
tretung des geeinigten Deutſchlands und ein einheitliches Heer erreicht 
werbe. Alle diefe Vorſchläge hatten feine andere Bedeutung, als die 
einer fubjectiven Motivirung des Uebergangs zur Anerkennung der neuen 
Ordnung der Dinge. 

Ende Oftober begannen die Verhandlungen in Verſailles.“) Graf 
Bismard hielt ſich zurüd und überließ e8 den Miniftern Delbrüd und 
Noon, mit den Vertretern der ſüddeutſchen Staaten die von ihnen ge- 
ftelften Anträge durchzuſprechen. Auch ber fächfifhe Minifter v. Friefen 
wurde von Seiten der Bundesregierung ald Vermittler beigezogen. Eine 
wichtige Frage wurde von den heſſiſchen Bevollmächtigten zur Sprache 

gebracht durch den Antrag auf Errichtung eines eigentlichen Staaten- 
hauſes. Ein ehmaliger ſüddeutſcher Minifter (wahrſcheinlich Roggenbach) 
unterſtützte den Antrag durch eine beſondere Dentjchrift, und Minifter 

v. Friefen empfahl ihn mit Wärme, Aber die bairifchen Minifter, die 
Anfangs davon ausgingen, daß Baiern nicht eigentlich in den ermeiter- 
ten norbbeutfhen Bund eintreten, fondern nur ein weiteres Bündniß 
mit demfelben fehließen folfte, Tonnten für dieſe Einrichtung ein Staaten- 

haus nicht gebrauchen, und Graf Bismard, der durch den Bundesrath 

die Zwecke des Staatenhaufes vollfommen erreicht glaubte, und ben 
Bundesrath nicht verändert wiſſen wollte, war auch gegen ben heffiichen 

Antrag, ımd fo fiel er im Nath der Bevollmächtigten durch. Zunächſt 
ſuchte num jeder einzelne Staat gewiffe Ausnahmen für ſich zu erlangen. 
Daß ſolche geftattet werden müßten, davon war man in Verſailles über- 

zeugt. Auch die Abgeorbneten des Reichstags, melde Bismard zur 
Berathung ins Hauptquartier berufen hatte, Bennigſen und Friebenthal, 
waren damit einverftanden und gaben die Zuficherung, daß der Reichs⸗ 

tag nicht8 dagegen einwenden würde, wenn man ben particulariftijchen 
Wünfchen Baierns und Wirtembergs einige Zugeftändniffe made. Nun 

gingen aber die Baiern in ihren Zumuthungen gar weit; fie verlangten 

=) Ueber den Gang derſelben berichtet am ausführlichfeen die Ag. Zeitung in 
dem Artifel „Zur Geſchichte der deutfchen Verträge”, Beilage vom 13. u. Hauptblatt 
vom 14. Jan. 1871. Berner: Preußiſche Jahrbücher Sb. XXVI. Heft 6: „Die Ber 
träge mit den Südftanten“ umd „Wirtemberg und das deutſche Verfaſſungswerk.“ 
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zwar nicht fo viel wie bei der Konferenz mit Delbrüd in München, 
aber immer noch unmögliche Dinge. Sie nahmen für ihre Dynaftie 
eine Art Vicepräfidentfchaft de3 Bundes in Anſpruch, und beftanden auf 

dem abfoluten Veto Baierns gegen alle VBerfaffungsveränderungen. 
Außerdem verlangten fie Privilegien für das Militärwefen und für die 

Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten. Wirtemberg befchränfte 
feine Forderungen auf eine größere abminiftrative Selbftändigfeit zu 

Sunften feiner Finanzen. Da Baiern fo viele principielle Schwierig- 
feiten machte, fo verſuchte Bismarck vorerſt eine Verftändigung mit den 
drei übrigen Südftaaten; die Vertreter von Wirtemberg, Baden und 

Heſſen wurden am 6. November zu einer gemeinfchaftlichen Sitzung ein- 
geladen, deren Ergebniß eine Webereinfunft mit den beiden Tetteren 

Staaten war, wornach diejelben vollftändig in den norddeutſchen Bund 
eintreten folften, mit Vorbehalt befonderer Feſtſetzungen über das Boft-, 

Eifenbahn- und Telegraphenwefen, das ihrer Verwaltung verbleiben follte. 

Auch mit Wirtemberg ſchien der Abſchluß nahe zu fein, aber am 13. Nov. 
erhielten die Bevollmächtigten ein Telegranım aus Stuttgart, das ihnen 
die Siftirung des Dereinbarungswerfes anbefahl. Minifter Delbrüd 

berichtete in der Neihstagsfigung vom 5. Dec. 1870, daß gegen Mitte 

November mit allen drei Südftaaten eine Verftändigung erreicht worden 
fei, aber ein unvorhergefehener Zufall habe Wirtemberg verhindert, an 
dem bereits in allen Hauptpunften feftgeftelften Uebereinkommen theilzu- 
nehmen. Der oben erwähnte Bericht in den preußifchen Jahrbüchern, 

fowie der Artifel der Allg. Zeitung über die ſüddeutſchen Verträge er- 
zählen übereinftimmend, daß jenes allem Anfcheine nah von Münden 

ans veranlaßte Telegramm die wirtembergiſchen Minifter angewiefen habe, 
mit ihren bairiſchen Collegen zuſanmen zu gehen, woburd ihnen ber 

Abſchluß auf der bereit® vereinbarten Grundlage unmöglich gemacht 

worden fei. Diefelben follen (nad den Preußiſchen Jahrbüchern) num 
verfucht haben, die Verhandlungen auf einem anderen Boden zu führen, 

dabei aber die Erfahrung gemacht haben, daß der Bundeskanzler unter 

Umftänden auch minder liebenswürbig fein fünne. Die Allg. Zeitung 
berichtet, fie hätten fich vafch überzeugt, daß Preußen auf andere Be- 
dingungen nicht eingehen werde, und fie feien mit der Erklärung nad) 

Stuttgart zurücfgeeilt, daß ſie ihre Stellen nieberlegen würden, wenn die 

von ihnen ihrer Inſtruction gemäß verhandelte Vereinbarung vor. ihrem 

Souverän nicht genehmigt würde. Diefe Berichte wurden allgemein als 

authentiſch angejehen,. aber ein Halbjahr jpäter erklärte der wirtem: 
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bergijche Minifter v. Mittnacht in der Sigung der zweiten Kammer von 

12. Juli 1871, daß an der ganzen Gejchichte fein wahres Wort fei, 
daß von ben wirtembergifchen Bevollmächtigten nie ein Verfuc gemacht 

worden fei, die Unterhandlungen auf einer anderen Grundlage zu führen, 

und daher auch feine derartige Zurechtweiſung habe erfolgen können. 
Sein Dementi ſcheint fih nur auf diefen einen Punkt zu beziehen, denn 

Thatfache ift es, daß die wirtembergifchen Minifter, ohne die Berhand- 

Lungen abgejhloffen zu haben, am 13. Nov. von Verſailles abgereist 
und vum 20. Nov. nicht dahin zurüd, fondern nad) Berlin gereist find, 
um, mit neuen Jufteuetionen verjehen, dort ben Vertrag abzufchließen. 

Was fie zu jener plöglichen Abreife beftimmt hat, darüber gab Minifter 

v. Mittnacht bei jener Berichtigung feinen Aufſchluß. 
Kurz nachdem die wirtembergifchen Miniſter von Verſailles abge- 

reist waren, am 15. Nov. wurbe von dem norddeutichen Bund mit 

Baden und Heffen ein Vertrag abgejchloffen, nach welchem diefe Staaten 

die in wenigen nicht wefentlichen Punkten mobificirte Verfaſſung an- 
nahmen; auch wurde ein Separatprotofoll unterzeichnet, welches die 

Militärverhältniſſe Heſſens näher beftimmte. Die wichtigften Baden zu- 
geftandenen Vorrechte waren die, daß die großherzogliche Regierung die 
Verwaltung der Eijenbahnen und die Beftenerung des inländifchen Bieres 

und Branntweins behielt. 
Auch die Verhandlungen mit Baiern gingen jegt raſcher vorwärts. 

In Münden war eine günftige Wendung eingetreten, die man der An- 
wefenheit de3 Grafen Beuft zufchrieb, welder ſich über die Art, wie 
Graf Bray die Verhandlungen führe, ſehr mißbilligend äußerte, was 
diefen beftimmte, weniger Schwierigkeiten zu machen. Am 23. November 
tam der Vertrag zwifchen Baiern und dem norbbeutjchen Bund zum 

Abſchluß. Die Sonderredhte, die Baiern zugeftanden wurden, waren 
ſehr umfafjender Art. Der König behielt die Militärhoheit in der Weiſe, 
daß ihm der Fahneneid geleiftet wird, und mm die Beſtimmung darin 

aufgenomunen ift, daß der Soldat im Kriege dem Befehl des Reichs⸗ 

oberhaupt8 unbedingt Folge zu leiften hat. Ebenſo erfolgt die Anord- 

nung der Kriegsbereitſchaft des bairifchen Contingents auf Veranfaffung 
des Yundespräfidiums durch den König von Baiern. Im bundesrath- 
lichen Ausſchuß für das Landheer hat Baiern einen ftändigen Sig. Das 
Geſandtſchaftsrecht behält Baiern in vollfter Ausdehnung, ferner feine 
gefonderte Eifenbahn-, Poft- und Telegraphenverwaltung, dagegen ſteht 
dem Reiche theilweiſe die Gejeßgebung zu. Tie Befteuerung des Bieres 
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und Branntmeins ift der Pandesgefeßgebung vorbehalten, auch nimmt 

Baiern an den Beftimmungen der Bundesverfaffung über Heimats- und 
Niederlaffungsverhäftniffe feinen Antheil, namentlich findet das Frei— 

zügigkeitsgefeß auf Baiern feine Anwendung. Das mwichtigfte Zuger 
ſtändniß aber, wodurch der füderative Charakter der Bundesverfaſſung 
erheblich verftärkt wurde, war die Beftimmung, daß Baiern mit Wirtem- 

berg und Sachſen den dipfomatifchen Ausſchuß bilden ſollte. Diefe Eins 
richtung fiel um fo mehr ins Gewicht, al3 zugleich beftimmt wurde, daf 
alfe Anträge auf Verfaffungsveränderungen als abgelehnt geften follten, 

wenn fie 14 Stimmen gegen fi) hatten. Da nım jene brei Stönigreiche, 

die im diplomafifchen Ausſchuß vereinigt waren, gerade 14 Stimmen 

miteinander hatten, fo war es in ihre Hand gegeben, jede Verfaffungs- 
veränberung, bie eine Erweiterung der Bundesgewalt bezweckte, zu ver: 

hindern. Baiern hatte, wie wir wiffen, für ſich allein ein Veto gegen 

BVerfaffungsveränderungen beansprucht, umd dies wurde ihm nicht bewil- 
tigt, aber jene Combination mit Sachſen und Wirtemberg gewährte ihm 

beinahe denfelben entjcheidenden Einfluß. 

Der Vertrag Wirtembergs mit dem norbbeutichen Bunde wurde 
zwei Tage fpäter, am 25. November, aber wie ſchon erwähnt, nicht in 
Berfailfes, fondern in Berlin abgefchlojfen. Auch Wirtenberg durfte die 
Verwaltung der Eifenbahnen, des Poſt- und Telegraphenmwefens, und die 

befondere Beſteuerung des Bieres und Branntweins behalten. Uebrigens 
‚machte Wirtemberg dem Reiche in Betreff der Poſt- und Telegraphen- 

verwaltung mehr Bugeftändniffe als Baiern. Die reglementariſchen und 
Tarifbeftimmungen follten für Wirtemberg in Beziehung auf Wechſel 
und Durdigangsverfehr vom Bundespräfidium ausgehen. Eine befonbere 

Militärconvention gewährte Wirtemberg eine beſchränkte Militärhoheit. 
Die wirtembergifchen Truppen follten da8 14.*) deutſche Armeecorpg 
bilden und im Fahneneid verpflichtet werden, dem Bundesfeldherrn und 
den Kriegsgeſetzen Gehorfam zu leiften, dem König von Wirtemberg aber 

treu zu dienen. In Beziehung auf Offiziere und Militärbeamte blieb 
dem Könige da8 unbeſchränkte Ernennungsrecht, nur für Anftellung des 
Höcfteommandirenden wird bie vorherige Zuftimmung des Königs von 
Preußen erfordert. Als Chef feiner Truppen genieft der König von 

Wirtemberg die damit verbundenen Ehren und Rechte, während die übri- 
gen Bundezfürften (mit Ausnahme des Königs von Baiern) nur bie 

*) Später in das 13. abgeändert. 

Ktüpfer, Gineitöbefirebungen. II. E23 
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mit der Würde eines Chefs verbundenen Ehren zu genießen Haben. Auch 
hat Wirtemberg wie Baiern einen ftändigen Sig im Militärausſchuß 
des Bundesraths. 

So war num endlich das Biel erreicht, nach welchem man fo lange 
gerungen und das oft fo ferne gefchienen hatte. Das ganze außeröfter- 
reichiſche Deutſchland Hatte eine gemeinfame Verfafjung, Ein Haupt, Ein 
‚Heer, eine gemeinfame Regierung und eine gemeinfame Volfövertretung. 
Diefe fefte Form, erworben durch den fiegreichen Kampf gegen Frauk⸗ 
reich, Tonnte ihm nicht fo leicht wieder geraubt werben. Mit dem äuße- 

ven Feind war auch der innere Feind, der Particularismus befiegt. Es 

bfieben zwar noch Beſorgniſſe übrig, welche durch die Sonderrechte her- 
vorgerufen wurden, die fi) Baiern und Wirtemberg vorbehalten hatten. 
Unter den Nationalliberalen in Nord und Süddeutſchland erhoben ſich 
Stimmen fhärffter Mißbilligung über die den ſüddeutſchen Königreichen 

gewährten Bugeftändniffe.*) Man klagte, das ſchön gefügte Gebäude 
der norbbeutfchen Bundesverfaſſung fet durch bie bairiſchen Staatsmänner 
mit roher Hand durchbrochen und verunftaltet, die Einheit des deut« 

ſchen Heeres fei den Großmachtanſprüchen Baierns geopfert, ımd die 
befondere Mititächoheit ftimme nicht zu der im Sriege gefchloffenen 
Waffenbrüderfchaft; man flirchtete, die bairiſche Militärverwaltung werde 
eine ben übrigen Heerestheilen gleichmäßige und ebenbürtige Ausbildung 
der bairifchen Mannſchaft und befonder8 des bairiſchen Offiziersſtandes 
verhindern. Die Ausnahme Baierns vom deutſchen Freizügigkeitsgeſetz 

ſei ein ſchmerzliches Merkzeichen, daß die deutfche Einheit noch nicht 

vollendet fei; überall könne der beutfche Reichsbürger ſich niederlaſſen, 

nur nicht in Baiern. Aber dieſe Kritik wurde doch in den Hintergrund 
gedrängt durch die unendlich werthvolle Thatſache, daß die lang erſehnte 

Einheit gewonnen war. Man Hatte durch die Verträge ein alle deut⸗ 
ſchen Staaten umfaffendes Band, die fatale Mainlinie war ausgewiſcht, 
der Süden mit dem Norden vereint, alle weientlichen Beſtandtheile der 
norddeutſchen Bundesverfaſſung auf Südbentfchland ausgedehnt. Man 
hatte eine Verfaffung, die eine weit beffere Bürgſchaft der nationalen 
Einheit, Freiheit und Macht gewährte, als der alte beutfche Bund fie 
gab und alle jene Reformvorſchläge der bundestäglichen Zeit hätten 

bringen Können. Wenn man fi) die Frage vorlegte, ob es denn beifer 

*) Befonders ſchatf ſprach fich 9. v. Treitſchte aus in dem Artifel ber preußi - 
ſchen Jahrbücher: „Die Verträge mit den Südſtaaten“ Bd. XVI. ©. 684 u. fi. 
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gewefen wäre, auf bie Berftändigung mit Baiern zu verzichten und damit 
die Vollendung des Einheitswerkes auf unbeftimmte Zeit zu vertagen, 
fo fonnte man nicht im Zweifel fein, daß überwiegende Gründe vor- 

lagen, jene Ausnahmen und Sonderrechte zu geftatten, welche bei gutem 
Willen von beiden Seiten unſchädlich gemacht werben konnten. Die 
Kunde von dem endlichen Abſchluß der Verträge erregte daher auch in 
alfen deutſchen Gauen großen Jubel. Schon wurden einzelne Frenden- 

feuer angezündet, aber doch fehlte zu einem eigentlichen Vollsfeſt noch 
die rechte Stimmung. Waren wir ja doch noch im Kriege, und fanden 
die Söhne des Vaterlandes, in Kämpfen und Entbehrungen ſich auf 
reibenb, vor Paris und vor Belfort! Man wartete mit Sehnſucht der 
Tetten Entſcheidung und eines glücklichen Friedensſchluſſes. 

Die Verfailler Verträge bedurften der Buftimmung ſowohl des 
Reichstags als der Landtage ber betreffenden Einzelftaaten. Der Reich- 
tag wurbe am 24. November, noch ehe der letzte der Verträge abge 

ſchloſſen war, eröffnet und ftatt des noch in Verfailles befindlichen 
Königs von Preußen hielt Minifter Delbrüd die Thronrede. Er ber 
richtete zuerft von bem Stande des Krieges und den Bedingungen, welche 
die Bundesregierung für die Friedensverhandlungen feftzuhalten gefonnen 
fei, nämlich in erfter Reihe eine vertheidigungsfähige Grenze Deutfch- 
lands, um gegen die von allen Machthabern Frankreichs feit Jahrhun⸗ 
derten geübte Eroberungspolitif eine Waffe in Händen zu haben. Es 

gelte die erlangten Erfolge zu fichern, zu biefem Zwecke müſſe der Krieg 
noch fortgefegt werben, und dazu bebürfe die Megierung die nöthigen 
Geldmittel. Die Fortdauer des Krieges habe aber die friedliche Arbeit 
nicht verhindert, nämlich die Herftellung eines Bundes, welder die ſüd⸗ 
deutfchen Kampfgenofien dauernd mit ben norddeutſchen vereinige. Es 

wurde fofort der Antrag zur Verwilligung eine neuen Credits von 
100 Millionen Thaler zur Fortfegung des Krieges gegen Frankreich 
vorgelegt und fpäter genehmigt, fowie die Verträge mit Baden, Hefien, 

Baiern und Wirtemberg, und der Entwurf der dadurch mobificrten Ber- 
faflung des deutfchen Bundes vorgelegt. 

Zunächſt wurden die Verträge im Bundesrath beſprochen. Die 
mit Baden, Heſſen und Wirtemberg wurden, werm auch nicht ohne Bean- 
ftandung einzefner Punkte, doch am 1. Dec. einſtimmig genehmigt; ber 
bairiſche Vertrag führte zu lebhaften Debatten, und nur, um das Eini- 
gungswerk nicht zu gefährden, wurde auch dieſer am bemfelben Tage 
angenommen. Cachjjen: Weimar und die übrigen thüringiſchen Staaten, 

Ar 
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Medlenburg-Strelig, Lübeck und Bremen gaben Erklärungen zu Protokoll, 
in denen fie ihr Bedauern über die Baiern gewährten Ausnahmen und 
die Hoffnung ausſprachen, daß man allmählich zu einer befferen Einigung 
gelangen werde. Alle waren darüber einverftanden, daß der Vertrag 
das Princip der Gleichheit verlege und daß man mit feiner Annahme 
nur das fleinere Uebel gewählt habe. Am 5. Dec. fand bie erfte 
Debatte im Reichstag über die fübbeutfchen Verträge ftatt, nachdemt 

Delbrück in einem ausführlichen Vortrag die Entſtehungsgeſchichte dar- 
gelegt und die gemachten Zugeftänbniffe vertheibigt hatte. Die Baiern 
gewährte Ausnahmeftellung wurde von nationalliberaler Seite lebhaft 

bekämpft, und es war eine Beitlang wirklich zweifelhaft, ob nicht eine 
große Minorität den batrifchen Vertrag vermerfen würde. Hätte man 
denfen können, die Ablehnung wide zum Abſchluß eines neuen befferen 
Vertrags führen, fo würde er fiher vom Reichstag verworfen worden 
fein. Aber da man fürchten mußte, daß in Baiern Regierung und Bolt 
die Ablehnung als eine Zurücweifung der dargebotenen Hand betrachten 
und die Einigung dadurch auf lange Zeit unmöglich machen würden, fo 
entſchloſſen ſich viele Unzufriebene, ihre Zuftimmung doch nicht zu ver- 
fagen. Ein Telegramm des Bundeskanzlers aus Verfailles vom 
6. December ermahnte entſchieden zur Annahme der Verträge mit den 
ſüddeutſchen Staaten, und ftelte für den Fall der Verwerfung feinen 
Nüctritt in Ausficht. Nachdem auch noch am 7. und 8. December dar- 

über verhandelt worden, fand am 9. die dritte Leſung flatt. Die Ber- 

teäge mit Baden, Heflen und Wirtemberg wurden mit allen Stimmen, 
außer denen der Socialdemokraten Bebel und Liebknecht, angenommen. 
Der Vertrag mit Baiern wurde mit 195 gegen 32 Stimmen genehmigt. 
Bennigſen motivirte die Zuſtimmung der Nationalliberalen, indem er 
fagte, feine Partei wiffe wohl, daß die Weiterentwidlung der norddeut ⸗ 

ſchen Berfaffung Gefahr laufe, wenn man Elemente aufnehme, welche 

die Rechte und Conceſſionen dieſes Vertrages zu einer mißbräuchlichen 

Hinderung derjelben benügen könnten. Indeſſen werm auch die Ber- 
treter Baierns im künftigen Reichstag etwas der Art verſuchen follten, 

fo könne man es ruhig abwarten, ob fie diefen Verfuch nicht bald wieder 
aufgeben werden. „Wir nehmen," fagte er, „feine Gegner in den Bund 
auf, ſondern deutſche Genofien, bewährt in einem unerhört glorreichen 
Kampf für die unferem Vaterland gebührende Stellung, welche jett ihren 
Ausdrud findet in einer deutſchen Gefanmntverfaffung, die dem miß- 
trauiſchen Europa und dem feindlichen Frankreich erſt abgewonnen werden 
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mußte. Nachdem die deutſche Nation aus biefem fehweren, wohl dem 
ſchwerſten und verhängnißvolfften Kampfe, der ihr jemals auferfegt war, 
fiegreich hervorgeht, weshalb follte ihr nicht eine gejunde, kräftige innere 
Entwielung gegeben fein, wenn fie unter einheitlicher Regierung in einem 
freien deutfchen Parlamente zufanmenwirkt?" 

Nun folgten aber noch zwei wichtige Beſchlüſſe, welche dem Ge- 
bäude der deutſchen Verfaſſung die Krone auffegten, nämlich die Er- 

theilung des Kaiſertitels an den Reichsvorſtand und der Beſchluß, den 

deutfchen Bund „deutſches Neich" zu nennen. Der Gedanke daran 

Hatte ſchon lange in der Luft gelegen.*) Schon bei Begründung des 

nordbeutfchen Bundes vermißten Manche eine greifbare monarchiſche 
Spige, der Titel Bunbespräfident lautete ihnen gar zu republifanifch. 
Es gingen Petitionen bei dem Reichstag ein, man möge doch dem König 
den Kaijertitel verleihen. Bei einer Privatzufammenkunft der im Der 
cember 1866 fir die Vorarbeiten zum conftiuirenden Reichstag nach 
Berlin berufenen Bevollmächtigten machte fehon der oldenburgiſche Mir 
nifter dv. Röffing im Namen feines Souveräng den Vorſchlag, den König 
um Annahme de Kaiſertitels zu bitten. Geh. Rath v. Savigny wurde 
angegangen, die Sache Bismarck vorzutragen, diefer aber antwortete 
entſchieden ablehnend, und damit war der Gedanke bei Seite geſchoben. 
Während des Krieges tauchte er aufs nene auf. Graf Münfter meinte, 

die Verträge mit den Sübftaaten feien nur unter der Bedingung der 
Widerherftellung der Kaiſerwürde annehmbar. Es wurde dagegen gel- 
tend gemacht, der Kaiſertitel fei eine unzeitgemäße Nomantif, die nicht 

zu ber realiſtiſch abgewogenen Bundesverfaffung paſſe; es liege darin 

eine Beftätigung der von den Demokraten vorgebrachten Behauptung, 
daß das Haus Hohenzollern nur darum die Einheit Deutſchlands er- 
ftrebt Habe, um einen bonapartiftifchen Cäſarismus zu errichten, man 

müffe vielmehr in deutfcher Beſcheidenheit fih am dem deutſchen Künig- 
thum genügen laffen. Aber dagegen kam in Betracht, daß es für das 

Souveränitätsbewußtfein ber deutſchen Könige viel leichter fein merbe, 

fih einem Kaifer unterzuorbnen, als einem Standesgenoffen, der auch 

wie fie den Titel König führte. Und bei einem großen Theil des beut- 

ſchen Volfes, bejonders im Süden, hatte der Kaifername doc) einen ehr- 
wilrdigen, imponirenden Klang. Unter den deutfchen Fürſten bildete fich 

*) &. Allg. Zeitung 1871, Nr. 16. Zur Gedichte der fühdentichen Verträge 
und der Kaiferfrage. III. 
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ein ſtilles Cinverftändniß, daß es ein Gebot fürftlichen Anftandes fei, 
daß man dem, der doch einmal dur die Macht der Creigniffe das 
Primat Habe, die Kaiſerwürde verleihe. Und wenn einer der deutſchen 

Fürſten die Initiative ergreifen folfte, war es natürlich, daß es der 
Negent des nächft Preußen größten deutſchen Staates, der König von 
Baiern that. König Ludwig II. faßte denn auch ten hochherzigen Ent- 

ſchluß, dem Könige von Preußen den Kaifertitel anzubieten. Er richtete 

zunächſt an fämmitfiche beutfche Fürſten und die Senate der drei freien 
Städte am 30. Nov. 1870 ein Schreiben mit der Anfrage, ob fie ein- 

verftanden wären, werm mit Ausübung der Präfidialmacht des Bundes 
der Titel eines beutfchen Kaifer8 verbunden würde. Gleichzeitig ließ er 
duch den im Hauptquartier zu Verſailles befindlichen Prinzen Luitpold 
dem König von Preußen ein Schreiben überreichen, worin er den Wunſch 
ausſprach, daß die dem Bundespräfidium zuftehenden Nechte durch Wiber- 
herftelfung eines beutjchen Reiches und der beutjchen Kaiſerwürde auß- 
geübt werben follten. Im, Reichstag richtete der Abgeordnete Frieden⸗ 
tal an den Minifter Delbrüd die Frage, ob nicht bie gegentwärtige 
Phaſe der deutfehen -Dinge dazu führen werde, in fürzefter Zrift dem 
deutſchen Wolfe ein Oberhaupt zu geben, und ob nicht in gegenwärtigen 
Augenblick Thatſachen vorliegen, die ung in diefer Hinficht Gewißheit 
verfchaffen könnten? worauf Delbrüd das Schreiben vorlag, das König 

Ludwig von Baiern an den König von Preußen gerichtet hatte. Im 
Bundesrath war es der Vertreter Sachſen-Weimars, der den Antrag 
auf Wiverherftellung der Kaiferwürde ftelite, und am 10. December 
tonnte Delbrüd dem Reichstag vertünden, daß jännmtliche deutſche Für« 
fen, fowie die Senate ber drei freien Städte ihre Zuftimmung zu dem 
Wunſche des Königs von Baiern gegeben haben, worauf der Antrag des 
Bundesraths im Reichstag mit 188 Stimmen gegen 6 angenommen 
wurde. In einer Abendfigung legte Lasler eine Adrefie an den König 
vor, in welcher er gebeten wurde, dur Annahme der Kaiferfrone das 
deutſche Einigungswerk zu weihen. Eine Deputation von .30 Abgeord- 
neten follte fie in Verſailles überreichen. Dies geſchah am 18. December 
nach felerlichem Gottesbienft in der Schloßfapelfe zu Verſailles, wo der 

König, umgeben von dem Sronprinzen und deffen Stab, dem Bundes- 
tanzler, vielen deutfchen Fürſten und hohen Offizieren, die Adreſſe ent- 

gegennahm. Der Präfident Simfon hob in feiner Anrede hervor, daß 
die Abgeorbneten des Reichstags in einer Stabt empfangen werden, in 
welcher mehr als ein verderblicher Heereszug gegen Deutfchland erſomen 
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und ins Wert gefegt worben fei, daß aber heute die Nation von eben 

diefer Stelle her fich der Zuſicherung getröften dürfe, daß Kaifer und 
Reich im Geift einer neuen lebensvollen Gegenwart wieder aufgerichtet 
werde. König Wilhelm begann feine Antwort mit dem Ausbrud des 

Dantes gegen die göttliche Vorfehung, deren wunderbare Fügung die 
Vertreter Deutſchlands in der alten franzöfiigen Königsſtadt zufammen- 
geführt und den Deutſchen Sieg verliehen habe in einem Maße, wie er 

& taum zu hoffen und zu bitten gewagt habe. Die durch König Ludwig 
von Baiern an ihn ergangene Aufforderung, die Kaiſerwürde des alten 
deutſchen Reiches Herzuftellen, Habe ihn mit tiefer Bewegung erfüllt; er 
werde fich dem Rufe nicht entziehen und die Würde eines deutſchen 
Kaiſers annehmen, fobald aud die fübdeutfchen Kammern ihre Zuftim- 

mung dazu erflärt haben. 
Nachdem der norddeutſche Reichstag die Verträge genehmigt hatte, 

wurden fie auch den Einzellaubtagen vorgelegt. Der badifche Landtag 
wurde am 13. December eröffnet, und am 16. wurde über die Ber- 

träge verhandelt. Der Berichterſtatter der Commiſſion trug unbedingt 
auf Genehmigung an und hatte nur den einen Tadel, daß bie. von 

Baiern erhaltenen Sonderrechte den Ausdruck des nationalen Gedankens 

abgeſchwächt Hätten. Staatsminifter Jolly Hielt einen längeren Vortrag, 
in welchem er die Entftehung der Verträge erzählte und fich wegen der 
auch für Baden angenommenen Veränderungen ber norbbeutfchen Bundes- 

verfaffung entſchuldigte. Er fagte: am 2. Oftober habe Baden feinen 
Eintritt in den norddeutſchen Bund beantragt, ohne irgend eine Aende- 

rung ber Verfaffung derjelben, bis auf den einen Punkt der Getränfe- 
fteuer, wo durchaus von den norbbeutfchen abweichende Betriebsverhält- 
niffe eine Ausnahme auch für Baden wünfchenswerth gemacht haben, da 
diefelbe fir Baiern und Wirtemberg gefordert fei. Wenn nun in den 
Verſailler Unterhandlungen ftatt der von Baden gewünſchten Verftärkung 
der Gentralgewalt eine nicht unbedenkliche Schwächung erreicht fei, fo 
trage Baden daran feine Schuld. Der eigenthümliche Gang ber Ver- 
bandlungen habe es mit ſich gebracht, daß fein Name fich unter einem 
Altenſtück befinde, für welches er die Autorſchaft im ftricten Sinne nicht 
übernegmen könne. Der mit Baben und Heſſen am 15. Nov. unter- 
zeichnete Vertrag enthalte verfchiedene Beftimmungen, welche Baden nicht 
allein nicht gefordert, fondern nicht einmal gewünfcht habe, bie vielmehr 
aus den gleichzeitig mit Baiern und Wirtemberg geführten Verhandlun- 

gen Herrührten. Nichtöbeftoweniger habe er es nicht für angemefien 
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gehalten, deswegen Schwierigkeiten zu machen, fo wenig er die in dem 
Vertrag mit Baiern getroffenen Stipulationen, fo bedenklich, einige der« 
felben fein möchten, für einen Grund halten könne, um dem ganzen Ber 
tragswerf feine Zuftimmung zu entziehen. Er vertraue, daß eine nicht 

zu ferne Zukunft manche diefer Beftimmungen hinwegräumen werde, unb 

zwar, weil die anfcheinend bevorzugten Staaten die Erfahrung machen 

würden, daß die ihnen gewährten Ausnahmen vor allem ihnen jelber 
nachtheilig feien. Denn das habe doch die deutſche Gefchichte auf tau— 

fend Blättern gelehrt, da das Sonderftreben der einzelnen Territorien 
nicht allein das Ganze geſchädigt, fondern namentlich über jene Einzelnen 
die ſchwerſten Prüfungen gebradjt habe. Schließlich bemerkte er, das 

Kriegsminifterium werde in Zukunft wegfallen, zum großen Theil auch 
das auswärtige Minifterium; die ausländiſchen Gejandtichaften werden 
eingezogen werden, weniger aus finanziellen wie aus politiſchen Rüd- 

fihten. Nur die Geſandtſchaft in Berlin werde bleiben. Die Verträge 
mit dem norddeutſchen Yund, ſowie die Militärconvention mit Preußen 

wurden mit allen gegen eine Stimme angenommen. Selbſt die vier 
ultramontanen Mitglieder des Landtags ftimmten bei, wahrten aber ihren 
Standpunkt durch eine befondere Erklärung. Am 19. December beſchloß 

auch die erfte Kammer mit alfen gegen 2 Stimmen ihre Zuftinmung 

zu den Verträgen. Ju Heſſen erfolgte die Annahıne am 20. December 
ohne Schwierigkeit durch Beſchluß von 40 gegen 4 Stimmen. 

Die wirtembergifche Regierung zeigte ihren guten Willen für die 
ungefäumte Annahme der Verträge ſchon dadurch, daß fie ihre Abgeord- 

netenkanmer, in welcher die Demokraten und Grofdentfchen die Majo- - 

rität hatten, auflögte. Am 21. Oft. 1870 war nämlich der Landtag 
eröffnet worden, um ihm die Exigenz eines weiteren außerordentlichen 
Militärcredits von 3,700,000 fl. vorzulegen. Nachdem derſelbe gene» 

migt war, eröffnete der Minifter v. Scheurlen ber Berfammlung, daß 
ein fo hochwichtiges Werk wie der deutſche Verfaſſungsbau eine Stüge 
in der Ueberzeugung des Volkes haben müſſe, da8 vornemlich durch die 

Wahl feiner Vertreter ſich auszufprechen berufen ſei. Die legte Abge- 
ordnetenwahl fei zu einer Beit erfolgt, im welcher die beutfche Frage, 

fo wie fie jegt liege, nicht in8 Auge gefaßt worden ſei, es dikje daher 
die neue Bundesverfaffung nicht der gegenwärtigen, fondern müſſe einer 
neu zu bildenden Verfanmlung vorgelegt werden. Es folgte fofort die 

Auflöfung der Kammer und die Anordnung neuer Wahlen. Diefe fielen, 

wie ınan gehofft hatte, vorwiegend national aus. Bon den particulari · 
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ſtiſchen Demokraten, welche gegen das Kriegsdienftgefeß To heftige Oppo— 

fition gemacht hatten, wurden nur 17 wieder gemählt, und darunter 
fehlte namentlich ihr Haupt, der Redacteur des Beobachters, Karl Mayer. 
Am 19. Dec. wurde der Landtag mit einer Thronrede des Königs er- 
öffnet, worin er u. A. fagte: „Die Waffengemeinfchaft, in welcher 

Deutſchlands Stämme verbunden find, Hat in der Nation ben Drang 

auch nach politiſcher Einigung mächtig angefacht. Wird dieſes Ziel, um 
welches Deutichland fo Tange gerungen, jetzt nicht erreicht, fo fehlt den 
weltgeſchichtlichen Creigniffen diefes Jahres die höchſte Weihe.“ Ueber 
die Verträge wurde am 22. und 23. December verhandelt; bie von 

Wirtemberg, Baden und Heſſen abgefchloffenen wurden mit 74 gegen 14, 
der bairifche mit 76 gegen 12 und der Kaifertitel mit 81 gegen 7 Stim- 

men genehmigt. Behn Anhänger der Volkspartei erflärten, daß auch fie 
für eine Einheit Deutſchlands feien, aber gegen die Verträge geſtimmt 
hätten, theils wegen der überftirzenden Behandlung dieſer Trage, theils 
weil die Volfövertretung in die Zwangslage verfegt worben fei, dieſelben 
ohne weitere Mobification annehmen zu müſſen, aber auch wegen ber 

particulariſtiſchen Conceffionen, die man Wirtemberg und vornemlich 

Baiern gemacht habe, wegen des Mangels aller Gemwährleiftung der 
Grundrechte in der Buudesverfaſſung, fowie wegen des Umftandes, daß 
dem Reichstag fein verantwortliches Minifterium gegenüberftehe, und 
diefer namentiih in allen militärifchen Fragen die nötigen conftitutio- 
nellen Gerechtſame entbehre. Ein Zeichen des auch im demokratiſchen 

Lager erfolgten Umſchwungs war, daß Karl Mayer die Redaction des 
Beobachters vieberlegte und ſich vom politiſchen Leben zurückzog. Die 
erſte Kammer ſprach am 29. Dec. ebenfalls ihre Zuſtimmung zu den 
Verträgen und der Kaiſerwürde aus. 

Den ſchwierigſten Stand Hatten die Verträge in Balern. Das 
Minifterium folgte dem guten Beiſpiel Wirtembergs in Auflöfung ber 

Kammer nicht, obgleich von den halsſtarrigen Batrioten noch viel wei:iger 

Nachgiebigfeit gegen die neue Geftaltung zu erwarten war, als von den 
wirtembergifhen Demokraten. Man Hatte die bairiſchen Minifter im 
Verdacht, fie fürchteten durch Neuwahlen eine gar zu fortſchrittliche 
Kammer zu befommen. Am 14. Dec. wurben bie Verträge vorgelegt, 
und der Juftizminifter Lug begleitete die Vorlage mit einer längeren 
Rebe, in welder er den von Baiern abgefchlofenen Vertrag vertrat und 

fehr im Gegenfag zu der Rede des babifchen Minifters ſich darüber. 

rechtfertigte, daß er ſoviel zugeftanden, daß er namentlich in Bezug auf 
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Juftiggefeggebung die Competenz des Bundes in weit größerem Umfang 
anerfannt habe, als er früher thun zu müffen geglaubt habe. Er habe 
bies gethan, nicht in Folge eines Zwanges, der von Preußen geübt 
worden wäre, fonbern weil er fühle und wiffe, was es um ein allge 
meines deutſches Recht fei, und meil er es micht habe wagen mollen, 
mit den Kräften, die dem einzelnen Staate zu Gebot ftehen, der ganzen 
Wiſſenſchaft des deutſchen Vaterlandes auf dem Gebiet der Geſetzgebung 
Concurrenz zu machen. 

Die Zuſammenſetzung des Ausfchuffes, welcher zur Begutachtung 
der wichtigen Frage gewählt wurde, zeigte, wie wenig die Kammer ge: 

neigt fei, die Thatfachen anzuerkennen; es wurden 12 Patrioten und 
nur 3 Liberale gewählt, und zum Referenten Jörg beftellt, der am 
19. Juli die Neutralität Baierns beantragt hatte. Wirklich brachte er 
e3 dahin, daß, der Parteidisciplin gehorfam, feine ultramontanen Col 

legen ihm in dem Antrag auf Verwerfung der Verträge beiftimmten. 
Dagegen ſprach die Heine Minorität des Ausſchuſſes fih für Annahme 

aus. Eine Kundgebung ber üblen Lauue des bairiſchen Patriotismus 
zeigte fi) darin, daß man die entjeheidende Verhandlung über die Ber- 
träge möglichſt lang hinausſchob. Obgleich in dem Vertrage die Beſtim- 
mung fand, daf der Austauſch der Ratificationsurkunden noch im Paufe 

des Monats December erfolgen folfte, und man wohl mußte, daß in 

ganz Deutſchland mit Ungeduld auf den definitiven Abſchluß der Einis 
gung gewartet werde, war die Partei der Patrioten fo ungefällig, bie 
Verhandlungen erft auf den 11. Januar 1871 anfegen zu laſſen. Da ⸗ 

gegen beeilte fi die Kammer ver Neichsräthe, noch am 30. December 
die Abftimmurg vorzunehmen und mit allen gegen 3 Stimmen bie An- 
nahme außzufprechen. Fürſt Hohenlohe Konnte nicht umhin als Mitgfieb 

des Reichsraths fein Bedauern darüber auszuſprechen, daß Baiern fih 
eine Sonderftelfung bewahrt Habe. Der König richtete an den Reihe 
rathspräſidenten Freiherrn v. Stauffenberg ein Schreiben,‘ worin er 
feinen Dank für die Abftimmung ausſprach; ebenfo an den Etzbiſchof 
von Münden, an den er das Erfuchen ftellte, daß er auch in ben 

Kreifen der Abgeordneten feinen Einfluß fir eine günftige Entſcheidung 

verwende. 

AS endfich die Verhandlung begann, nahmen ſich die Herren Zeit, 
um wie damals, wo es fid) um den Sturz Hohenlohe's handelte, mit 
aller Behaglichteit ihr Herz auszuleeren. Die Debatte dauerte volle 
10 Zage bis zum 21. Januar. Während aber die katholiſchen Geifl- 
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lichen unter den Abgeordneten gegen die fluchwürdige Politit Preußens 

declamicten, liefen täglich Telegramme von Cemeindevertretungen und 
Corporationen, und zwar gerade aus ultramontanen Bezirken ein, welche 
die Annahme der Verträge den Abgeordneten zur Pflicht machten. Die 
Fortſchritispartei und bie Minifter gaben ſich alle Mühe, die Mehrheit 
ber Kammer umzuftimmen, und wirklich gelang es ihnen auch theilweiſe, 
und es kam zu dem unerwartet günftigen Nefultat, daß 102 Stimmen 
für die Verträge und 48 dagegen abgegeben wurden. Drei von den 
54 Batrioten, die fi) im Mub zu einem Nein verpflichtet hatten, waren 

tranf geworben, einer war ausgetreten und zwei hatten ſich durch die 

Aufforderung ihrer Wähler umſtimmen Lafjen. 
In Berlin und BVerfailles nahm man von der noch außftehenden 

Zuftimmung Baierns feine Notiz. Am 30. Dec. wurden die Ratifica- 
tiongurkunden der Verträge mit Baden, Heffen und Wirtemberg auöge- 
taufeht, und die Ausdehnung des norddeutſchen Bundes zum deutſchen 
Reich, fowie die Annahme des Kaifertitels, als am 1. Januar 1871 in 
Kraft tretend, im Bunbesgefegblatt verkündet. Im deutſchen Haupt: 
quartier fand am Neujahrstag 1871 feftlicher Gratulationsempfang bei 

dem König ftatt. Bei dem Feſtmahl dieſes Tages hielt König Wilhelm 
eine Anfprade an bie anmwefenden Fürften, welche der Großherzog von 

Baden im Namen derſelben erwiderte. „Der heutige Tag," fagte er, 
„iſt dazu beftimmt, das ehrwürdige deutſche Reich in verjüngter Kraft 
erftehen zu fehen. Em. Könige. Majeftät ‚wollen aber bie angebotene 
Krone des Meiches erft dann ergreifen, wenn fie alle Glieder beifelben 
ſchützend umfaffen kann. Nichtsbeftoweniger erbliden wir heute ſchon in 
Em. Königl. Majeftät das Oberhaupt des deutſchen Kaiferreichs und in 

deſſen Krone die Bürgſchaft unwiderruflicher Einheit. König Wilhelm IV. 
fagte vor 21 Jahren: „Eine Kaiferkrone Tann nur auf dem Schlacht- 
felde errungen werben."*) Heute, da biefes fünigliche Wort ſich glän« 

zend erfüllt Hat, dürfen wir ung wohl Alle in dem Wunſche vereinigen, 
es möge Em. Königl. Majeftät durch Gottes Gnade noch recht Tange 
und gefegnete Jahre vergönnt fein, dieſes geheiligte Symbol beutjcher 
Einheit und Kraft in Frieden zu tragen. Zur Bekräftigung dieſes auf 

richtigen Wunſches rufe ich die Worte aus, welche der hohe Verbündete 

Em. Königl. Majeftät, der König von Baiern, zu gefchichtlicder Bebeu- 

=) Diefe Aeußerung that Friedrich Wilhelm bei Gelegenheit ber Raiferbeputation 
am 8. April 1849. 
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tung erhoben bat: „Hoc lebe Se. Majeftät König Wilhelm der 
Siegreiche!" 

Die definitive Annahıne der Kaiſerwürde erfolgte von Seiten des 
Königs von Preußen durch ein Schreiben beffelben an die beutichen 
Fürften und freien Städte. Er bezeichnete darin feine Auffafjung mit 
folgenden Worten: „Ich nehme die deutjche Kaiferfrone an, nicht im 

Sinne der Machtauſprüche, für deren Verwirklichung in den ruhmvollſten 

‚Zeiten unferer Gefchichte die Macht Deutſchlands zum Schaden feiner 
inneren Entwicklung eingefegt wurde, fondern mit dem feften Vorſatze, 
fo weit Gott Gnade gibt, als deutſcher Fürſt der treue Schirmherr 
aller Rechte zu fein und-bas Schwert Deutſchlands zum Schute beffelben 
zu führen. Deutfchland, ftart durch die Einheit feiner Fürften und 
Völker, hat feine Stellung im Rathe der Nationen wiebergewonnen, und 
das deutſche Volk hat weder das Bedürfuiß noch die Neigung, über feine 
Grenzen Hinaus etwas anderes als ben auf gegenfeitiger Achtung der 
Selbftändigfeit und gemeinfamer Förderung ber Wohlfahrt begründeten 
Verkehr der Völker zu erftreben. Sicher und befriedigt in ſich felbft 
und in feiner eigenen Kraft, wird das deutſche Reich, wie ich vertraue, 
nach fiegreicher Beendigung des Krieges, in welchen ein unberehtigter 
Angriff und verwidelt hat, und nach Sicherftellung feiner Grenzen gegen 
Frankreich ein Reich des Friedens und des Segens fein, in welchem dag 
deutſche Volk finden und genießen wird, was es feit Jahrhunderten ge- 
ſucht uud erfirebt hat.“ , 

Am 18. Januar fand die feierliche Proclamirung der Kaiferwürbe 
im Feſtſaale des Schloffes zu Verfailles Mittags 12 Uhr flatt. Außer 
dem Kronprinzen, den Fürften, Miniftern und Generalen, die fih in der 
Umgebung bes Königs befanden, nahmen auch Vertreter des Heeres an 
der Feierlichfeit Theil. Von der dritten Armee waren je 3—4 Ber- 
treter jedes Regiments beordert, von den anderen Heerestheilen wenig: 
ſtens Deputationen gegenwärtig. Der Act wurde mit einer Feſtpredigt 
des Divifionsprebiger8 Nogge eröffnet, Hierauf hielt der König eine An- 
ſprache an die deutſchen Fürften, und dann verlas der an biefem Tage 
zum Generallientenant ernannte Bundeskanzler die folgende Proclamation 

des Kaiſers an das deutjche Volt: „Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen, nachdem die deutſchen Fürften und freien Städte 
den einmüthigen Auf an Ung gerichtet haben, mit Herftellung des deut⸗ 
schen Reiches die feit mehr denn 60 Jahren ruhende deutſche Kaifer- 

würde zu erneuern und zu übernehmen, und nachdem in der Verfafjung 
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des deutſchen Bundes die entſprechenden Beftimmungen vorgefehen find, 
befunden Hiermit, daß Wir es als eine Pflicht gegen das gemeinfame 
Vaterland betrachtet haben, diefem Rufe der verbündeten beutfchen Für⸗ 

fen und Städte Folge zu leiften und die deutſche Kaiſerwürde anzuneh- 
men. Demgemäß werben Wir und Unfere Nachfolger an der Krone 
Preußen fortan den Kaiferlichen Titel in allen Unferen Beziehungen und 
Angelegenheiten des Deutſchen Reiches führen, und Hoffen zu Gott, daß 
es ber beutfchen Nation gegeben fein werde, unter bem Wahrzeichen 
ihrer alten Herrlichleit das Vaterland einer fegensreichen Zukunft ent» 
gegenzuführen. Wir übernehmen die Kaiferliche Würde in dem Bewußt⸗ 
fein der Pflicht, in deutſcher Treue die Rechte des Reichs und feiner 
Glieder zu fligen, den Frieden zu wahren, die Unabhängigkeit Deutſch⸗ 
lands, geftit auf die geeinte Kraft feines Volkes, zu vertheidigen. Wir 
nehmen fie an in der Hoffnung, daß dem deutſchen Volke vergönnt fein 

wird, den Lohn feiner heißen und opfermüthigen Kämpfe in dauerndem 
Frieden und innerhalb der Grenzen zu genießen, welche dem Vaterlande 
die feit Jahrhunderten entbehrte Sicherung gegen erneute Angriffe Frank- 
reih8 gewähren. Uns aber und Unferen Nacjfolgern an der Raiferkrone 

wolle Gott verleihen, allezeit Mehrer des Deutfchen Reichs zu fein, 
nicht an kriegeriſchen Eroberungen, fondern an den Gütern und Gaben 
des Friedens auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Ge— 
fittung. Gegeben Hauptquartier Verfailles, den 18. Januar 1871. 
Wilhelm." Nach diefer Berlefung brachte der Großherzog von Baden 
ein Hoch auf Kaifer Wilhelm aus, und die Verfammlung ftimmte unter 

den Mängen der Volkshymne breimal begeiftert ein. Zur Erhöhung der 
Feſtesfreude fehlte es nicht an herrlichen Waffenthaten. Die Einnahme 
von Le Mans am 12. Jan. durch Prinz Friedrich Karl, die Einnahme 

von Alengon am 16. an. durch ben Großherzog von Medlenburg, der 
Sieg des 14. Armeecorps unter General Werder am 17. an. vor 
Belfort, über die zum Rückzug gezwungene Armee des General® Bour- 

bafi, waren die Feſtgaben, die daS Heer darbradite. Es folgte dann 
in den nächften Tagen die Zurückweiſung des Iegten großen Ausfalls 
aus Paris am 19. Jan., ein Sieg des Generald Göben bei St. Quentin 

über die franzöfifche Nordarmee, und am 28. “Yan. der endliche Abſchluß 
der Kapitulation von Paris. , Die fichere Ausficht auf baldigen Frieden 

war nun eröffnet. 



Drei und dreißigftes Kapitel. 

Der Friedensfchlag mit Frankreich und der erſte deutſche 
Reichstag im Frühjahe 1871. 

In den Sriedensverhandlungen mit Frankreich mußte ſich die Macht 

des wieberhergefteliten deutſchen Reiches erproben. Es galt jegt zu 
zeigen, daß das unter Preußens Führung geeinigte Deutfchland eine 
ganz andere Stellung in der europäiſchen Staatenfamilie einnehme, als 
der durch zwei rivalificende Großftaaten vepräfentirte deutſche Bund, 
welcher nicht im Stande geweſen war, in den beiden Parifer Friedens⸗ 
ſchlüſſen feine berechtigten Anfprüche auf beffere Grenzen durchzufegen. 

Es fehlte auch jegt nicht an Verſuchen der neutralen Mächte, Deutſch- 
land den Preis des Sieges zu fehmälern. Waren doch Defterreich und 
Italien nur durch die übermältigende Raſchheit der deutfchen Erfolge ab- 
gehalten worden, aus der nothgedrungenen Neutralität hervorzutreten. 
Und die Art wie England feine Neutralität auffaßte, indem es bulbete, 

daß feine Kaufleute Frankreich mit Kohlen, Waffen und Munition ver- 
forgten und damit den Krieg verlängerten, ließ eben nicht auf wohl- 
wollende Gefinnungen gegen Deutfchland ſchließen. Da es für Oefter- 
reich nicht räthlich fehien Partei zu nehmen, fo machte Graf Beuſt 
wenigftend ben Verſuch, Italien und England für ein Einverftändnig 
zu gewinnen, das die Aufgabe haben folfte, Frankreich vor Gebietäver- 
luſten zu bewahren. Aber Rußland verharrte in mohlwollender Neu- 
tralität, proteftirte gegen jede Einmiſchung und erflärte fogar, fobald 
eine dritte Macht auf Seiten Frankreichs treten würde, werde es der 

Bundesgenoffe Preußen fein. Dadurch) war dag öfterreichiiche Cabinet 
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genöthigt feine Umtriebe aufzugeben. Es zeigte fich für Preußen noch 
während bes franzöſiſchen Krieges Gelegenheit, feine Dankbarkeit fir 
Rußlands freundliche Haltung zu bethätigen und zugleich feine durch den 
Krieg gehobene Geltung zu erproben. ine Circulardepeſche des ruffie 
ſchen Neichskanzlers Fürſten Gortfchafoff vom 31. Oftober 1870 er- 
Härte auf Befehl des Kaifers, daß Rußland fich die Beichränfungen des 
Barifer Vertrags vom Jahre 1856 nicht mehr Länger gefallen laſſen könne, 

übrigens nicht daran benfe, die orientalifche Frage zu erneuern. Ruß— 
Land berief ſich darauf, daß jener Vertrag durch die im Jahr 1859 
vollzogene Vereinigung der Moldau und Wallachei zu einem Staat 
Rumänien und durch das Einlaufen fremder Kriegsichiffe in das ſchwarze 
Meer ſchon widerholt verlegt fei. Rußland könne nicht zugeben, daß ein 
zu Gunften Anderer bereits verletzter Vertrag nur in denjenigen Punk— 
ten, welche die divecten Intereſſen des ruffiichen Neiches berühren, un— 

antaftbar bleiben folle. Der Kaifer kündige daher dem Sultan den 
Zufagartifel zu dem Vertrag, worin die Zahl und Größe der Sriegs- 
ſchiffe, die er auf dem ſchwarzen Meere Halten dürfe, feftgeftellt jei, mache 

den Unterzeichnern der Verträge hievon in foyalfter Weife Mittheilung 
und erbiete fi zu weiteren Unterhandlungen, die zu einem bilfigen Ab- 

tommen führen könnten. Man fonnte nicht in Abrede ziehen, daß das 
Verlangen Rußlands eigentfih ganz billig fei, jener beſchränkende Ver— 
trag hatte ihm nur nach einem unglücklich geführten Krieg auferlegt 
werben können, ſeitdem hatten fich die Verhältniffe geändert. Rußland 

hatte ſich durch feine inneren Neformen, namentlich durch feine Eman- 
cipation ber Peibeigenen feinen Play unter den civilifirten Staaten 
Europas erobert und durfte nicht mehr in eine Linie mit der Türkei 

geftellt werden. Doch nahm man feine Erklärung in London und Wien 
mit der Miene großer Entrüftung auf, und wollte darin ein neues 

Attentat auf die Grundlagen des bermaligen Völkerrechts ſehen. Die 
franzöſiſche Regierung der defense nationale bemühte fi}, den Zwifchen- 
fall zur Agitation gegen Rußland zu verwerthen und ſchürte in dieſem 
Sinn, beſonders in London, in der Hoffnung, das englifche Cabinet zu 
einer drohenden, zum Krieg führenden Erklärung gegen Rußland fort- 
veißen zu können. Das ruſſiſche Cabinet that jedoch einen Schritt zur 

gütfichen Ausgleichung, es richtete am 8. Nov. 1870 eine beſchwichti— 
gende Note an die engliſche Megierung und ſprach die Hoffnung auf 
baldige Wiberherftellung des guten Einvernehmens aus. Die Pforte, 
welche bei der Sache zunächſt beteiligt war, nahm die ruffifche Erklärung 
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ganz gleihmüthig Hin und zeigte fich bereit, die Kündigung jener Ver- 
tragsbeftimmungen fich gefallen zu laſſen. Dadurch war dem drohenden 

Conflict ſchon die Spitze abgebrochen. Jetzt übernahm Graf Bismark 
die wohl ſchon vor dem franzöfifchen Krieg in Ausficht geftelte Ver- 
mittlerrolfe. Ex erließ an die bei dem Parifer Frieden von 1856 bes 

theiligten Mächte England, Defterreih, Frankreich, Italien und die 
Pforte, fowie an Rußland durch ein Telegramm vom 26. November 

den Vorſchlag, ihre Vertreter in London zu einer Conferenz zu ermäd;- 
tigen, um die von Rußland aufgeworfene Frage näher zu prüfen. Alle 

betheiligten Mächte gaben eine zuftimmende Antwort. Jules Favre, der 
Vertreter der auswärtigen Angelegenheiten Frankreichs, erklärte in einer 
Eirculardepefche an die europäifchen Mächte: er fei, obgleich dermalen 

durch die Belagerung in Paris eingeſchloſſen, gerne bereit, auch Dabei 

zu erfcheinen, fobald er einen Geleitfchein in Händen Haben und die 
Lage von Paris es ihm geftatten tverde, feinen Weg mach London zu 
nehmen, „im Voraus ficher, nicht vergeblich im Namen feiner Regierung 

das Princip des Rechts und der Moral anzurufen, dem Achtung zu 
verſchaffen Europa ein fo großes Intereſſe Habe." Er hoffte nämlich, 

in London al legitimer Vertreter Frankreich aufgenommen zu werben 

und dann feine Theilnahme an der Conferenz benüten zu können, im 
vor ben europäifchen Mächten die Sache Frankreichs zu führen und als 
Ankläger gegen Preußen aufzutreten. Am folgenden Tag fehrieb er auch 

an Graf Bismard und bat denfelben, den Geleitfchein, den er ſich durch 
englifche Vermittlung erbeten hatte, in möglichft kurzer Friſt ihm zuzu⸗ 

ſchicken. Hierauf erwiderte Bismard am 16. Januar, Jule Favre ſei 
ſehr im Irrthum, wenn er glaube, es fei ein Geleitſchein für ihm bereit. 
Die Regierung der nationalen DVertheidigung fei ja noch nicht eimmal 
von der franzöfifchen Nation amerfanıt. Er überlaffe es ihm, einen 
anderen Weg nad) London, ohne den Anfprud auf feine Anertenming 

als Iegitimer Vertreter Frankreichs, zu finden, erlaube fih aber die 
Trage, ob es rathſam fei, daß er jegt feinen Poften in Paris verlaſſe, 

um an einer Gonferenz über das ſchwarze Meer theilzunehmen, in einem 
Augenblid, wo in Paris Intereſſen auf dem Spiel ftehen, welche für 
Frankreich wichtiger feien, als der Vertrag von 1856. Unter diefen 

Umftänden mußte Jules Favre darauf verzichten, an der Pontusconferenz 
theilzunehmen. Sie begann am 17. San. 1871 ohne die Anmejenheit 
eines franzöfifchen Gefandten, und erft als die Anderen mit ihrer Auf- 

gabe fertig waren, erjchien der Herzog von Broglie ald Vertreter Frauf- 
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reichs, um ſich den Befchlüffen der europäiſchen Großmächte anzuſchließen. 
Diefe waren unter Vermittlung Preußens zu Gunften Rußlands ausge 

fallen. Es kam nämlih am 13, März 1871 ein neuer Vertrag zu 
Stande, in welchem Rußland alfe feine Wünfche zugeftanden wurden. 
Bismard und der König von Preußen hatten damit ihre am 2. Juni 
1870 in Ems gegebene Zuſage gelöst. 

Jules Favre war indeffen dem Wink Bismarcks gefolgt und hatte 

fih am 23. Januar ftatt nach London, nach Verſailles begeben, um 
dort über die Capitulation von Paris und einen Waffenftiltftand zu 
unterhandeln. Die Bedingungen, die er anbot, waren nicht der Art, 
daß fie im deutſchen Hauptquartier angenommen werben konnten. Paris 

folfte zwar fapituliven, aber der Beſatzung, foweit fie aus regulären 
Truppen beftand, geftattet werden, in voller Rüſtung auszumarſchiren 

und ſich hinter die Loire zurückzuziehen, um dort ihre Waffen abzulegen. 
Bon einer größeren Gebietsabtretung wollte die franzöfijche Regierung 
immer noch nicht? wiſſen. Nach mehreren Hin- und Herreifen Jules 

Favres zwifchen Paris und Verſailles wurde am 28. Febr. eine Ueber- 
einkunft abgejchloffen, vermöge welcher ſämmtliche Forts von Paris und 

das Kriegsmaterial den deutfchen Truppen übergeben merden und die 
frangöfifchen Befagungstruppen als Triegsgefangen ihre Waffen abliefern 

ſollten, aber zunächſt noch in Paris bleiben durften. Gleichzeitig wurde 
ein Waffenftillftand vereinbart, der für Paris am 28. Januar, für die 
Departements in brei Tagen beginnen und 21 Tage dauern follte. Inner⸗ 

halb diejer Zelt follte die proviforifche Regierung eine frei zu wählende 
Nationalverfammlung berufen, und diefe darüber entſcheiden, ob der 
Krieg fortzufegen oder ob und. unter welchen Bedingungen der Frieden 

abzufchließen ſei. Die Wahlen famen innerhalb 8 Tagen zu Stande; 
am 12. Febr. konnte die neue Nationalverfammlung ihre erfte Sigung 
in Borbeaur halten, und am 17. wählte fie einftimmig den Gefchicht- 
ſchreiber Thiers zum Chef der erecutiven Gewalt. Schon am folgenden 

Tag trat er die Megierung an und wählte feine Minifter. Ex ſelbſt 
begab fich mit Jules Favre, feinem Minifter der außtwärtigen Angelegen- 
beiten, in das deutſche Hauptquartier nad) Verfailles, und am 26. Febr. 
1871 wurben die Friedenspräliminarien abgefchloffen. Thiers verlangte, 

um die Einheit des deutſchen Reiches nicht anerkennen zu müffen, Baiern, 
Wirtemberg und Baden follten einen bejonderen Vertrag mit Frankreich 
abſchließen. Bismarck, der übrigens felbjt am 20. Febr. die Minifter 
ber fübbeutfchen Staaten zur Theilnahme an den Friebensverhandlungen 

atupfel, Einpeitäbeftrebungen. II. 25 
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eingeladen hatte, befeitigte diefe Forderung durch die Anordnung, daß zu 

dem von ihm allein als Vertreter des deutſchen Reiches unterfchriebenen 

Vertrag die Gefandten ber fühdeutfchen Staaten den Beiſatz machen foll- 
ten, daß fie als Vertreter von Baiern, Wirtemberg und Baden, die als 

Yundesgenoffen Preußens an dem Kriege theilgenommen haben ımd jet 

zum deutſchen Reiche gehören, Namens ihrer Souveräne der gegenwär- 

tigen Uebereinfunft beitreten. 
Unter den Friedensbedingungen ftand in erfter Linie, daß Frankreich 

zu Gunften des deutfchen Reichs auf alle feine Anfprüche auf Elſaß und 

Deutfch-Lothringen zu verzichten habe. Von Eljaß mar leider Belfort 

ausgenommen, dagegen zu Deutfch-Lothringen aud die franzöfiich reden- 
den Städte Meg und Diedenhofen gezogen. Nach der Ratification des 
Vertrags follte durch eine deutſch-franzöſiſche Commiffion die Grenzlinie 
genau feftgejegt werden. Die zweite Haupfbebingung war bie Zahlung 
von fünf Milliarden Franken, die Frankreich innerhalb dreier “fahre dem 

deutſchen Reiche erlegen ſollte. Daß Belfort, das fo lange von den 

deutfchen Truppen belagert und mit großen Anftvengungen und Cpfern 
am 15. Febr. endlich zur Uebergabe gezwungen worden war, nicht an 
Deutfchland abgetreten werden follte, fchien Vielen keineswegs geredhtfer- 
tigt, aber Belfort und Meg waren die Punkte, die Thierd mit größter 
Hartnädigfeit fefthielt, und an deren Erledigung das Buftandefommen 

des Friedens hing. Es ftand fo, daß von beutjcher Seite entweder 
Met ober Belfort aufgegeben werden mußte, wenn man Frieden haben 
wollte, und da die Feſtung Metz von überwiegender militäriſcher Wich- 
tigkeit war, fo entſchloß ſich Bismard, das minder wichtige Belfort aufs 
zugeben und die Unterhandlungen zum Abſchluß zu bringen. Eine an- 

dere vielfach getadelte Nachgiebigkeit gegen die Empfindlichkeit der Iran- 

zofen war die, daß ber Einzug der deutſchen Truppen in Paris auf 
30,000 Dann, und das Verweilen derſelben in der Stadt auf wenige 
Tage befchränft wurde. Dieß brachte viele Tanfende des Belagerungs- 

heeres, welche vier Monate vor Paris gelegen und ben endlichen Einzug 
in die berühmte Stadt ald Lohn für fo mande Geduldsübung erjehnt 
hatten, um ben Genuß Paris zu fehen und um bie volle Genugthuung 
des Siegesbemußtjeind. Die franzöfifchen Unterhändler hatten den 

Deutfchen fo viel von der erregten Stimmung der Parifer Bevöllerung 
und von den Gefahren blutiger Conflicte vorgerevet, daß die deutſchen 

Heerführer ſchon im Intereſſe ihrer eigenen Truppen eine maffenhafte 
Decupation und ein längeres Verweilen in der Stadt vermeiden zu 
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müffen glaubten. Auf den 1. März wurde der Einzug der 30,000 Mann 
feftgefegt; durch dieſen Aft follte den Parifern und dem ganzen fran- 
zöfifchen Volk die Befiegung der Hauptftadt anſchaulich gemacht werben. 
Weitere 70,000 Dann wurden in nächſter Nähe der Stabt bereit ges 

halten, um wenn die Einziehenden, Widerftand fänden, größere Maffen 

nachrüden zu lafien. Die Einzugsarmee, aus Truppen des 6. und 11. 
preußifchen Armeecorp8 und dem bairiſchen Armeecorps beftehend, war 

bei Longchamps am Beulogner Gehölz aufgeftellt; dort hielt der Raifer, 
von den anweſenden Fürften und Generalen des Hauptquartiers begleitet, 
eine Mufterung. Um 1 Uhr begann ber Einmarſch dur die avenue 
de l'imperatrice und die route de la grande armee auf den Triumph- 
bogen zu. Die Straßen und Plätze waren von zuſchauendem Publicum 
dicht befegt. Im Ganzen verhielt ſich die Menge ruhig, doch fehlte es 

nit an einzelnen Herausforberungen und Reizungen der Truppen; höh- 

nende Zurufe und Schimpfworte, Ziſchen und Pfeifen wurden gehört. 
Die Soldaten fegten dem Alfem eine unerfchütterliche Ruhe und Geduld 
entgegen, und die provocivenden Laute wurden durch Trommeln und 

Mititärmufit übertönt. Einige deutſche Journaliſten, die ſich unter ben 

Zuſchauern befanden, geriethen in ernftlihe Gefahr und mußten durch 
Einfchreiten des Militärs beihügt werben. Auch wurden mehrere fran- 
zöſiſche Frauen, die mit Dentjchen geſprochen ober fie begrüßt hatten, 

von dem Pöbel auf die vohefte Weife mißhandelt. Doch biieb es bei 
folchen einzelnen Exceſſen. Am folgenden Tag wurden große Schaaren 

deutſcher Soldaten, die nicht zur Einzugsarmee gehörten, nur mit dem 

Seitengewehr bewaffnet, von ihren Offizieren durch die Stabt geführt. 
Indeſſen Hatte die Nationalverfammlung in Bordeaux am 1. März 

die ihr vorgelegten Friebenspräliminarien mit 566 gegen 107 Stimmen 

angenommen; am 2. März wurde dieſe Nachricht von Jules Favre in 
das Hauptquartier nad) Verſailles gebracht, und am 3. erfolgte die 
Unterzeichnung der Friedenspräliminarien durch den Kaifer und ber Aus- 

tauſch der Natificationsurtunden. Schon am 2. März wurde der Be- 
fehl zum Abzug der deutſchen Truppen aus Paris gegeben, und um 
9 Uhr des folgenden Tages begann der Abmarſch, der nach einigen 
Stunden vollzogen war. Zur Verwandlung der Friedenspräliminarien 
in einen definitiven Friedensfchluß wurde eine Commiffion von deutſchen 

und franzöfiigen Bevollmächtigten in Brüſſel niedergefegt, die am 

28. März ihre Verhandlungen begann. Aber alle Welt ſah die Frie- 

25* 
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denspräfiminarien als das wirkliche Ende des Krieges an, und feine der 

neutralen Mächte machte nur einen Verſuch der Einmiſchung. Die 

freundfichfte Stellung zu dem Sieger nahm Nußland ein. Der Kaifer 
Wilhelm zeigte am 27. Febr. dem Kaifer Alerander den Abſchluß ber 

Friedenspräliminarien mit folgenden Worten an: „So ftehen wir denn 
am Ende eine ebenfo glorreichen als blutigen Krieges, welcher und mit 
einer Frivolität ohne Gleichen aufgezwungen wurde. Preußen wird nie- 

mals vergeffen, daß es Ihnen zu verdanken ift, wenu der Krieg nicht 
die Außerften Dimenfionen angenommen hat. Möge Gott Sie dafür 
fegnen." Alexander erwiberte: „Ich danke Ihnen für die Anzeige der 
Details der Friedenspräliminarien. Ich theile Ihre Freude. Gebe 
Gott, daß denfelben ein dauerhafter Friede folge. Ich bin glücklich, im 
Stande geweſen zu fein, Ihnen als ergebener Freund meine Sympathieen 
zu beweiſen. Möge die Freundfchaft, die und verbindet, das Glück und 

den Ruhm beider Ländern ſichern.“ 
Der Friedensſchluß mit Frankreich brachte dem neuen beutjchen 

Reid) eine Gebietderweiterung von 263 Quadratmeilen größtentheils 

fruchtbaren Landes mit 1,549,000 Einwohnern. Diefer für Frankreich 
beträchtliche Verfuft wurde aber noch weit überwogen durd) das gänz- 
liche Scheitern feiner bisherigen Politik, durch die Niederlage feines 
Syſtems. Don dem was Franfreich durch einen Krieg mit Deutſchland 

zu erreichen gehofft Hatte, war gerade das Gegentheil eingetreten: flatt 
fein durch die Erfolge Preußens im Jahre 1866 geſchädigtes Preftige 
widerherzuftellen, war baffelbe grünbfich vernichtet. Die Einheit und 
Macht Deutſchlands, welche den Franzofen immer als das größte Na- 

tionalunglüd erſchienen war, gegen deſſen Verwirklichung fie alle ihre 

Kräfte zufammennehmen müßten, fand nun in unbeftreitbarem Glanze 
al3 überwältigende Thatfahe da. Nein Wunder daher, wenn die Fran- 
zofen alfe Schuld ihres Unglücks auf Deutfchland ſchoben und insbe 

fondere Bismarck dafür verantwortlich machten. Wußte doch diefer 

geniale Staatsmann allerdings die von ihm vorgefundene Lage fo zu 
benügen, daß der durch Frankreichs Politik unvermeidlich gemachte Con- 

flict zur rechten Zeit ausbrach. Eine Reihe franzöfifcher Schriftfteller 
nad) dem Krieg wendet alle erbenkliche Mühe auf, um zu bemeifen, daß 
Frankreich den Krieg nicht gewollt und nicht nöthig gehabt habe. Dar 
auf ftügt auch der durch feine Herausfordernden Erflärungen am Aus- 

bruch des Krieges fo wmefentlich betheifigte Herzog v. Gramont feine 
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Nechtfertigung:*) „En France“, fagt er, personne n'avait besoin de 
la guerre. En Prusse, elle était necessaire, indispensable. C’etait 
pour l'oeuvre de 1866 une question de vie ou de mort. Is fecit 
cui prodest.“ ine beffere Erkenntniß hat ein anderer PBolititer, der 
Verfaſſer des merkwürdigen Buchs: „Le dernier des Napoleon“. Er 

fagt ©. 299: „En France et quelque peu en Europe, on aceuse 
M. de Bismarck d’avoir pröpare la guerre contre la France, d’avoir 
teıfdu une serie de piöges à son aveugle adversaire, jusqu’ au jour 
oü celui-ei s’est laisse prendre si pitoyablement dans la question ' 
d’Espagne. C'est une inexactitude. M. de Bismarck pr&voyait 
une guerre avec la France, prenait ses mesures en consequence, 
mais ne la desirait pas au fond.“ Und in dem legten Kapitel feines 

Buches, das die Ueberfchrift führt: „Les coupables‘ bezeichnet er 
©. 382 u. ff. als die Haupturheber des Krieges in erfter Reihe la nation 
elle-möme, zweitens le parlement frangais, und drittens la presse. 
Diefe Mächte waren es allerdings, die mit vereinter Kraft am Kriege ſchürten. 
Sie glaubten, Frankreich könne feine Beftimmung nicht erfüllen, ohne den 

Befig des linken Rheinufers, darnach ging das Streben der Nation feit 
den beiden Parifer Friedensſchlüſſen. So oft die Politit einen neuen 

Aufſchwung nahm, fo entftand auch das Gejchrei nach dem finfen Mhein- 
ufer. Und al Deutſchland im Jahre 1866 zu einer nationalen That 
fich aufraffte und das Defterreich, welches die Deutfchen fo lange ver: 
hindert hatte ſich zu einem nationalen Staat auszubilden, niederſchlug 

und außftieß, betrachtete dieß die franzöfifche Nation als eine perſönliche 
Beleidigung, die nur gefühnt werden könnte dadurch, daß Deutſchland 
wie Stalien im Jahre 1860 den Preis feiner Einigung an Frankreich 

bezahlte durch Abtretung einer Provinz. Bei diefer politiſchen Auſchauung 
der Franzoſen, welche die Organe der öffentlichen Meinung, die Prefie 

und die hervorragenden Staatsmänner beherrfchte, mußte ein Staatsmann 
wie Bismare den Krieg zwiſchen Deutſchland und Frankreich als unver 

meiblic) anfehen. Wenn er diefen Krieg zur Ausführung feiner Plane 
fie förderlich hielt, fo brauchte er denſelben nicht zu ſuchen, fondern nur 
anzunehmen, unter Verhältnifien, welche keinen Zweifel an der Schuld 
Frankreichs ließen und demſelben feinen Schein’ einer Berechtigung zum 
Angriff gaben. Dieß wurde vollftändig dadurd) erreicht, daß alle Ueber⸗ 

*) ©. deffen Schrift: La France et la Prusse avant la guerre. Paris 1872. 
Tag. 11. 
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geiffe vermieden wurden, welche Frankreich kraft des Prager Friedens 
ein Recht zur Einmifhung in deutjche Angelegenheiten hätten geben 

önnen. Dagegen war die lächerliche Anmaßung, als dürfte Frankreich 

nicht dulden, daß ein entfernter Verwandter des preußifchen Regenten- 
hauſes den fpanifchen Thron befteige, ganz geeignet, den Neid Frankreichs 

gegen das aufftrebende Deutfchland gehörig ins Licht zu ſtellen, und die 

ganze Verantwortung für den Krieg auf Frankreich laſten zu laſſen. 

Es war daher ganz in der Ordnung, daß Frankreich den Frieden durch 
eine ftarfe Buße erfaufen mußte. Statt das linke Rheinufer zu erobern, 

mußten bie Franzoſen auch noch den Theil defielben abtreten, den fie 
dem Nationalitätsprincip zumider feit zwei Jahrhunderten befaßen, nach- 

dem fie ihn durch Intrile und Gewalt von Deutfchland losgeriſſen hatten. 
Daß der Sieger noch mehr forderte, als wozu Stammesverwandticaft 

und deutſche Sprache berechtigte, und eine Bevölferung von etwa 
200,000 franzöfiich jprechenden Bewohnern dem deutſchen Reich einver- 
Teibte, Hatte feinen guten Grund in dem Recht und der Pflicht, die Ver- 

theidigung Deutſchlands gegen künftige Angriffe Frankreichs zu erleichtern 

und zu fihern. Die Feſtung Metz ſchien den deutſchen Strategen ein 
für Deutſchland unentbehrliches Bollwerk. 

Der definitive Abfchluß des Friedens zog fich länger hinaus, ala 

man nad) den Berjailler Präliminarien zu erwarten berechtigt war, da 

in benfelben alle erheblichen Fragen entſchieden waren und es ſich nur 
no um die Ausführung der feftgefegten Bedingungen handelte. Der 
bald nad) dem Abzug der Deutichen aus Paris dajelbft ausgebrochene 
Aufftand trug freilich viel dazu bei, den Fortgang der Unterhandlungen 

zu verzögern, indem er die Thätigfeit der neuen franzöſiſchen Regierung 
fähmte; aber theilweife fcheinen die franzöfiichen Unterhändfer die Ber- 

Handlungen aud, abfichtlich in die Ränge gezogen zu haben, in ber Hoff- 

nung, günftigere Bedingungen zu erhalten. Auch fehlte es vielleicht dem 
Bevollmächtigten des deutfchen Reiches, Grafen Arnim, an Energie und Ges 
mandtheit. Graf Bismarck ließ mehrmals Mahnungen an die Brüffeler Frie⸗ 
densconfereng ergehen, endlich ging ihm die Gebuld aus und er beſchloß, die 
Sache feldft in die Hand zu nehmen. Cr lud den franzöjifhen Minifter 
Jules Favre, der ſelbſt eine Beſprechung mit dem Reichskanzler gewünfcht 

hatte, und den Finanzminister Pouyer-Quertier anf ven 6. Mat zu einer 

Bufammenkunft in Frankfurt a. M. ein. Sie trafen um 5 Uhr Abends 
mit ihren Secretären, Graf Salignac-Fenelon und Graf Baftard ein, 
und Graf Bismard fam eine Stunde fpäter mit den Legationsräthen 
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Graf Hasfeld und Lothar Bucher, und dem Serretäv Graf Wartend- 

leben. Auch Graf Arnim kam von Brüffel, um an den Verhandlungen 

theifzunehmen. Sie begannen am folgenden Tag im Gafthof zum 
Schwanen und nahmen unter Leitung des Reichskanzlers einen jo günftigen 
Verlauf, daß der definitive Frieden am 10. Mai Nachmittags unter- 

zeichnet werben konnte. Der erfte Artikel des Friedens betraf einige 
Abänderungen der in den Präfiminarien feftgefegten Grenzbeftimmungen. 
Deutfchland trat nämlich mehrere franzöfifch ſprechende Gebietötheile bei 

Belfort, die Cantone Belfort, Delle und Giromagny, fowie den weft: 
lichen Theil des Cantons Fontaine, 4 Quadratmeilen mit 29,000 Seelen 

an Frankreich ab, unter der Bedingung, daß dieſes 12 deutich fprechende 
Gemeinden bei Diedenhofen, 7083 Seelen auf 1,81 Quadratmeilen, an 

Deutſchland überlaffe. Obgleich der Tauſch nach Umfang und Be— 
vöfferung nicht vortheifhaft für Deutfchland fchien, war er es do, da 

es Deutſche find, die auf diefe Weife zum deutſchen Reich zurückkehrten, 
und da die betreffenden Gegenden durch Reichthum am Cifenerzen fehr 
werthvoll find. 

Eine andere wichtige Beſtimmung des Frankfurter Friedens mar, 

daß die Zahlungsfriften der Kriegskoſten verkürzt und die Occupation 

verlängert wurde, was wegen ber revolutionären Zuftände in Paris 
nöthig ſchien. Die erfte halbe Milliarde follte innerhalb 30 Tagen nach 
der Unterwerfung von Paris unter die proviſoriſche Megierung von 

Frankreich, eine Milliarde big Ende des Jahres 1871, '/, Milliarde 
bis März 1872, der Reſt bis zum März 1874 bezahlt werben. Die 
Räumung Frankreichs follte zunächft in ben Departement? Somme, 

Seine inferieure und Eure beginnen und ber weitere Fortgang erfolgen, 
wenn die Autorität der Regierung in Paris und im Lande hergeftellt 
fein werde. Andere Bebingungen betrafen die Hanbelöverhältnifie, die 
Frift für die Wahl der franzöſiſchen oder deutſchen Nationalität in den 
abgetretenen Provinzen, die biß zum 1. Oftober 1872 erftredt wurbe, 
und den Anfauf der elfäßifch-Tothringifchen Eifenbahnen. Die fogenannte 

franzöſiſche Oftbahn ging nämlich mit allen Grundſtücken und Gebäuden, 
aber mit Ausfchluß des Betriebsmaterials gegen Bezahlung von 325 Mil- 
fionen Franken in den Beſitz des deutfchen Reiches über. 

Bismarck nahm am Abend des Unterzeichnungstages an einem 

Feſtmahl bei dem Oberbürgermeifter Mumm in Frankfurt Antheil, und 

reiste am !1. Mai unter dem Jubel ber Bevölkerung nach Berlin ab, 
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wo der Reichstag verfammelt war, um die nöthigen Aenderungen ber 

deutſchen Verfafjung zu beraten und den Friedensſchluß zu ratificiren. 
Am 21. März war der Reichstag vom Kaifer Wilhelm mit einer 

Thronrede eröffnet worden, welche die Neugeftaltung Deutſchlands kurz 

und treffend zeichnete. Er begann mit demüthigem Danf gegen Gott 
für die weltgeſchichtlichen Erfolge, mit denen Seine Gnade die treue Ein- 
teacht der deutſchen Bundesgenoffen, den Heldenmuth und die Manns- 

zucht der Heere und die opferfreudige Hingebung des deutichen Volles 

gefegnet habe. „Wir Haben erreicht”, fagte er, „was feit ber Beit 

unferer Väter für Deutſchland erftrebt wurde: Die Einheit und deren 
organifche Geftaltung, die Sicherung unferer Grenzen, die Unabhängig» 
feit unferer nationalen Rechtsentwickelung.“ — — „Möge die Wieder- 

herſtellung des deutſchen Reiches für die deutfche Nation aud) nad) innen 
das Wahrzeichen neuer Größe fein, möge dem deutſchen Reichskriege, 
den wir fo ruhmreich geführt, ein nicht minder glorreicher Reichsfrieden 

folgen, und möge die Aufgabe des beutfchen Volkes fortan darin bes 
ſchloſſen fein, id) in dem Wettlampfe um die Güter des Friedens als 

Sieger zu erweifen. Das walte Gott!" Als Aufgaben der Berathung 
bezeichnete der Kaiſer: die Nevifion ber Reichsverfaſſung, ein Geſetz über 
die Betheiligung der einzelnen Bundesftaaten an ben laufenden Aus- 
gaben des Neiches, ein Gefeg über die von Baiern beabfichtigte Ein- 
führung norddeutſcher Gefege, ein Gefeg über bie Verwendung ber 
Kriegscontributionen und ein Gefek über die Verwaltung ber neuen 
Reichslande. 

Ein bedeutſamer Beſtandtheil der zum Eröffnung des Reichstags 
ftattfindenden Yeierlichfeiten war die Verleihung der Fürftenwürde an 
Graf Bismarck, deffen Name mit der Wiederherftellung des deutſchen 

Neiches für alfe Zeiten aufs innigfte vernitpft fein wird. Er war es, 
der die deutſche Entwicklung in die Bahnen gelenkt hat, welche früher 

als die Zeitgenofien hoffen und ahnen konnten, zu dem Biele der deutjchen 

Einheit und Macht geführt haben. Er Hat den norddeutſchen Bund mit 
Umfiht und Thatkraft gegründet, feine Staatsweisheit hat denfelben zum 

deutſchen Reich erweitert, durch ihn ift eine neue Zeit für Deutſchland 

heraufgeführt worden, er verdient vor Allen ein Fürſt des beutfchen 

Volles zu heißen. 

Die Wahlen für den deutſchen Reichstag waren unter zahlreicher 

Betheiligung der Wähler vollzogen worden umb hatten bemfelben eine 

große Zahl von Abgeorbneten zugeführt, welde der neuen Ordnung ber 
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Dinge von ganzer Seele zugethan waren. In Süddeutſchland namentlich 
war die Stimmung eine ganz veränderte, die Freude über die endlich 
erreichte Einigung hatte alle Klaſſen der Bevölkerung durchdrungen, und 

die Schmollenden Hatten ſich ftille zurüdgezogen. Es wurde viel beffer 

gewählt, als bei dem Zollparfament; von den damaligen wirtembergifchen 
Abgeordneten wurde nur einer, Probft, wieder geſchickt, und es waren 

unter den 17 Gemählten 15 entſchieden national gefinnt, nur zwei 

tlerilal oder großdeutſch. Baden ſandte 12 Nationale und 2 Klerikale, 
unter dieſen aber den Mainzer Biſchof Ketteler. Baiern ſchickte 29 Na- 
tionale und 19 Klerilale; Helfen lauter Nationale; Sachſen, wo früher 

nur 4 Nationalliberale gewählt worden waren, fandte dießmal 15 Na- 
tionafe verſchiedener Schattirung, daneben aber freilich auch die berüch— 
tigten Socialdemofraten Bebel und Liebfneht. So ſchien die Partei- 
bildung ſich ganz günftig zu geftalten, die Anhänger des alten Bundes 
und Oeſterreichs fehienen zu verfchwinden und den Zreunden des neuen 
Reichs allein das Wort laſſen zu wollen. Aber in Norddeutſchland war 

es ſchon etwas auffallend, daß neben einer großen Zahl Nationalliberafer 

viele Altconfervative und Klerikale, die bisher im Reichstag nur ſchwach 

vertreten gewejen waren, gewählt wurden, von legteren 36, die mit den 

21 and Sübdeutfchland hinzugekommenen eine ziemlich mächtige Fraction 

bildeten. Ein Sympton der neuen Regſamkeit diefer Partei und ihrer 
Zukunftsplane war, daß noch dor Eröffnung des Reichstags 56 Herifale 

Mitglieder des preußifcden Abgeordnetenhauſes am 17. Februar 1871 
eine Abreffe an den Kaifer nach Verfailles fandten, worin fte ihm bie 

Bitte vortrugen, er möge mit ber ganzen Macht des wieder geeinigten 
Neiches für die Wiederherftellung der weltlichen Macht des Papftes*) ein 

treten. Unter diefer Bedingung wolften fie die Politik bes deutfchen Meiches 

eifrig unterftügen. Die Ultramontanen meinten nämlich allen Ernftes, der 
- neue Kaiſer Habe nichts Eiligeres zu thun, als einen Heereszug nach Italien 
zu unternehmen, um ben abgeſetzten Papft wieder in feine weltliche Herrichaft 
einzufegen. Sie hatten fich früher die Wiederherftellung des Reiches nur unter 

Führung Oeſterreichs denfen können, und wollten ſich jet nur unter der 

*) Nach dem Sturze des Napaleoniſchen Kaiferreiches, am 20. September 1870, 
hatte nämlich die fgl. italieniſche Regierung Rom mit Ausnahme des Baticans mit 
ihren Truppen befegt, und damit hatte bie weltliche Herrſchaft des Papftes ihr Ende 

erreiht. Am 9. Oktober erfolgte duch kgl. Decret die Vereinigung bes bisherigen 
Kirchenftantes mit dem Königreich Italien. 
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Bedingung mit dem Neiche befreunden, baß daſſelbe die Politik des alten 
römiſch⸗deutſchen Kaifertgums wieder aufnehme und in ber Beſchützung 
der römiſchen Kirche ihren Beruf erfenne; fie wollten feine andere welt- 
liche Gewalt, als eine ſolche, die der geiftlichen ihren Arm leihe. Auf 
biefe Anſchauung gingen auch viele Confervative proteſtantiſcher Confeſſion 
ein, es waren bie Feudalen, die Anhänger ber mittelalterlichen Staats- 
idee, die in dem Oberhaupt des Staates einen König von Gottes 
Gnaben, d. 5. einen unmittelbar von Gott eingefegten König fahen, und 

. benen bie Vorftellung eines Königs, der zugleich ein Volljtreder des 
Vollswillens fein follte, ein Gräuel war. Aus den Anhängern diefer 
StaatSanfhauung bildete fich jegt eine Partei, das fogenannte Centrum, 
welche unter der Firma ber Reichsfreundlichkeit eine grundſätzliche Feindin 
ber auf die moderne Staatsibee gebauten Einrichtungen und Geſetze des 

norddeutfchen Bundes und jetzigen deutfchen Reiches war. Anfangs zwar 
trat dies noch nicht fo deutlich hervor, aber je mehr die Partei erfannte, 
daß die leitenden Staatsmänner nicht auf ihre Ideen eingehen wollten, 
deſto leidenſchaftlicher wurde fie, und deſto mehr verbündete fie ſich mit 
den alten Feinden der nationalen Einigung. 

Der Reichstag conftituivte fich und mählte zu feinem Präſidenten 
den bisherigen Präfidenten des norddeutſchen Reichstages Dr. Simfon, 
und zu feinem Bicepräfidenten den früheren bairiſchen Minifter Fürften 

dv. Hohenlohe und den Präfidenten der wirtembergifchen Abgeordneten- 

tammer Obertribunalath Weber. Daß die Taiferliche Thronrede mit 

einer Adreſſe zu beantworten fei, darüber waren alle Parteien ein= 
verftanden. Bennigfen Iegte am 30. März einen von Lasker verfaßten 
und von allen Parteien außer den Klerikalen gebilligten Entwurf vor. 

Die eben erwähnten Tendenzen der Ultramontanen kamen auch bei dieſer 
Gefegenheit ins Spiel. Sie nahmen Anftoß an einer Stelle, worin ges 

fagt war: „Auch Deutſchland Hat einft, indem die Herrfcher den Ueber- 
fieferungen eines frembländifchen Urſprungs folgten, durch Einmiſchung 
in das Leben anderer Nationen die Keime des Verfalles empfangen. 

Das neue Reich iſt dem ſelbſteigenen Geiſte des Volles entſprungen, 
welches, nur zur Abwehr gerüſtet, unwandelbar den Werken des Friedens 
ergeben iſt. Im dem Verkehr mit fremden Völkern fordert Deutſchland 

für feine Bürger nicht mehr, als die Achtung, welche Recht und Eitte 
gewährleiften, und gönnt, unbeirrt durch Abneigung oder Zuneigung, je- 
der Nation, die Wege zur Einheit, jedem Staate, die befte Form feiner 

Geftaltung nad} eigener Weife zu finden. Die Tage der Einmiſchung 
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in das innere Leben anderer Völker werden, fo hoffen wir, unter feinem 
Vorwande und in feiner Form wieberfehren". Schon die Thronrebe 
hatte es ausgeſprochen, daß das deutſche Neich die Entwicklung der 

Staaten und Völker, mithin auch die Beſtrebungen des italieniſchen 

BVoltes, feine nationale Einheit durch Einverleibung des Kirchenſtaats zu 
volfenden, vefpectiven werde; die Adreſſe drückte dieß noch deutlicher aus, 

und das gefiel den Ultrauontanen nicht. Gingehend ſprach ſich über 

diefen Punkt Bennigfen in feiner Rede zur Begründung des Abreh- 
entwurfes aus. Er fagte: „Wir können ja nicht läugnen, daß die Auf 

erſtehung des beutjchen Reiches und die Namen Kaifer und Neid Er- 
innerungen wachrufen an eine Univerfalmonarchie, wie fie im Mittelalter 

im kriegeriſchen Volke der Deutfchen ſtets lebendig waren. “Die anderen 
Völker Europa's Haben in der Zeit, wo Deutichland ſtark war, ben 

Drud dieſes Strebens erfahren; ja, wir wollen es nicht verſchweigen, 
es hat Zeiten gegeben, wo die Deutfchen wegen ihrer Neigung, fih Macht 

und Einfluß in anderen Ländern zu verjhaffen, der Schreden Europa's 
gewejen find. Diefer Schreden könnte jehr wohl wieder lebendig werben 
zu einer Zeit, wo unverhofft und unerwartet eine unerhörte Sraftentfaltung 

bes deutſchen Wefens zu Tage tritt. Es ift allerdings zu befürchten, 

daß dieſem neu erftandenen deutſchen eich nicht das Vertrauen, fondern 

das Mißtrauen fremder Völker entgegengetragen wird. Manche Erſchei-⸗ 
nungen unangenehmer Art in unferen Nachbarländern haben beftätigt, 

daß ſolche Borurtheite vorhanden find. Und von vornherein Dem ent- 

gegenzutreten, haben wir um fo mehr Veranlaffung, als gerade jet dem 
Reiche früher entriffene Ränder wieder gewonnen worden und wir immer 

nod von Nachbarn umgeben find, deren Länder auch einmal in engem 
Bufammenhange mit dem deutſchen Reich geftanden haben. Es können 

Befürdtungen laut werben, daß wir auch nad) ſolchen Ländern ein Ge- 
füfte haben. Hier in Deutfchland wiffen wir, daß dem nicht fo ift, und 

daß derartige Gelüfte weder bei den Regierungen noch bei den Vertretern 

des Volles zu finden find. Aber je mehr wir diefe Ueberzengung haben, 
um fo mehr find mir auch verpflichtet, wenn die Reichsregierung das 

Princip der Nichtintervention proclamirt, dazu unfere Zuftimmung nicht 
zu verjagen. Wir müffen hervorheben, daß das Kaiſerthuu meit entfernt 

ift, in die Bahnen deutſch⸗italieniſcher, in die Bahn deutſch-chriſtlicher 

Politit einzutreten. Wir müſſen von vornherein einen Markftein auf» 
richten, deutlich und fichtbar für alle Welt, daß unfere Politit begrenzt 

fein ſoll nur auf die inneren Aufgaben Deutfchlands, daß es nicht unfere 
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Aufgabe fein foll, in das innere Leben fremder Nationen einzugreifen.“ 

Die Katholiken wollten nicht geradezu die Zumuthung ausfpreden, bie 
neue Reichsgewalt folle den Papft mit Waffengemalt wieder in feine 
weltliche Herrichaft einfegen, aber fie kämpften wenigſtens für theoretiſche 
Anerkennung des Interventionsprincips. Meichenfperger aus Crefeld 
fagte: „Dem Heereszuge über die Alpen will ich nicht das Wort reden, 
aber ihm auch nicht abfolut den Riegel vorſchieben.“ Biſchof Ketteler 

behauptete, es gehöre zum Weſen des Kaiſerthums, zum Schu des 
Rechts, aufzutreten in der ganzen Welt. Windthorft ging am meiften 
mit der Sprache heraus, indem er behauptete: „Ja, e8 ift ein Lebens⸗ 

intereffe, ein Recht, auf das die katholiſchen Deutſchen Anfpruch Haben, 
daß ihr geiftfiches Oberhaupt felbftändig und unabhängig fei und nicht 

nur ein Unterthan ober gebufbeter Mitbewohner. Zu dieſer Celb- 

ftändigfeit gehört eine feftfundirte Sowveränität; die alten Gründer Ihres 
Neiches haben fie dem Papft gegeben, Karl der Große und feine Nach⸗ 

folger. Der Kirchenſtaat ift durch die Verträge von 1815 weſentlich 
mit durch bie Bemühungen Friedrich Wilhelms III. wiederhergeftellt 

worden. Wenn wir jegt bei feiner Vernichtung nichts mitfprechen wollen, 
wozu haben wir dann unfer Anjehen?" 

Die Wünfche der Ultramontanen Tonnten gegen die Mehrheit des 
Reichstags nicht durchdringen, die Lasker-Bennigſen'ſche Adreſſe wurde 
am 30. März mit 243 Siimmen gegen 63 angenommen. Am 1. April 

aber nahm die fatholifche Partei den Kampf für die Intereſſen ihrer 

Kirche noch einmal auf, indem fie in einem von Meichenfperger geſtellten 
Antrag verlangte, daß die fogenannten Grundrechte, die in der preußiſchen 
Berfaffung ftanden: Preßfreiheit, Vereinsrecht und volle Selbftändigfeit 

der katholiſchen Kirche auch in die Reichsverfaſſung aufgenommen werden 

follten. Es war ihnen aber damit nicht um Wahrung der Freiheit über- 
haupt zu tun, fondern nur infoweit fie den Zwecken ihrer Partei zu 
Gute kam. Sie wollten Preßfreiheit für die ultramontanen Blätter, 

Vereinsrecht für die religtöfen Orden, Selbftänbigfeit und Souveränität 
ber römiſchen Kirche, d. h. Herrſchaft über den Staat und die Befugniß, 
den Stantögejegen auch nicht zu gehorchen, wenn fie im Widerſpruch mit 

den päpftfichen waren. Bon beiden Seiten wurde heftig gekämpft, und 

eine Reihe von gewandten Nebnern traten gegeneinander auf: Neichen- 
fperger, Ketteler, Windthorft, Mallinkrodt auf der katholiſchen Seite, 

Treitfchte, Kiefer, Barth, Miguel auf der proteftantifchen. Die Klerilalen 
fuchten die Sache fo darzuftelfen, al ob die Kirche in Unfreiheit und 
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Unterdrüdung ſchmachtete, während die Liberalen die Intereſſen des 

Staates vertraten, ber nicht ber Gefahr ausgefegt werden dürfe, dag 
die Biſchöfe den Landesgeſetzen Hohn bieten. Nach dreitägiger Debatte 
wurde am 4. April ber Antrag Neichenfperger® mit 223 Stimmen 

gegen 54 verworfen. 

Eine der nächſten Verhandlungen betraf eine Vorlage der königl. 

bairifchen Negierung, wornach eine Reihe von Gefegen des norbdeutichen 

Bundes auch in Baiern eingeführt werden ſollte. Die wichtigften davon 
waren: das Geſetz über die Freizügigkeit, über Erwerbung und Berluft 
der Staatsangehörigfeit, über Einführung der allgemeinen deutfchen 

Wechſelordnung, über gegenfeitige Gewährung der Rechtshilfe und das 
Strafgeſetzbuch des nordbeutihen Bundes. Die bairifhe Negierung 
hatte ſich aus eigener Initiative beeilt, auf einen Theil der Ausnahmen 
zu verzichten, welche der Vertrag von Berfailles ihr gewährt hatte. Bei 

der Debatte über dieje Vorlage, die am 31. März ftattfand, erflärte 

der bairifche Bevollmächtigte, dieß feien die Geſetze, welche Baiern ohne 
Schwierigkeit zu übernehmen im Stande fei, und ftellte in Ausficht, daß 
die Negierung noch mehrere andere Gefege, welche in vorliegendem Ent» 

wurf vermißt werden, wie die über Maf- und Gewichtsordnung, ſowie 
das Kriegsdienſtgeſetz, in kurzer Zeit auch in Baiern einführen werde. 
Die Vorlage wurde am 14. April in dritter Leſung vorgenommen und 

am 22. April als Geſetz verkündet. 
Die auf den Neichötagen des norddeutſchen Bundes ſchon mehr- 

mals verhandelte Diätenfrage kam auch diegmal wieder zum Antrag, 
wurde aber wieder abgelehnt, nachdem Bismard ſich aufs Entfchiedenfte 

dagegen ausgeſprochen und auch den gelegentlich angeregten Gedauken, 
durch Schaffung einer erften Kammer der etwaigen Wirkung der Diäten 

ein Correctiv zu geben, beftritten hatte. Eine erfte Kammer, fagte er, 
fei unnöthig, da ja der Bundesrat) das befte Staatenhaus fei. Die 
revidirte Reichsverfaſſung wurde am 14. April mit großer Stimmen» 
mehrheit angenommen; nur 6 Polen und Profeſſor Ewald ftimmten 
dagegen. 

Nun war noch über die Frage zu verhandeln, in welcher Weiſe 
bie neu erworbenen Provinzen Elfaß und Deutfchlothringen mit dem 
beutfchen Reich vereinigt werden follten. Der früher hin und wieder 

vorgebrachte Vorſchlag, das Land an die fühdeutichen Staaten zur Be— 

fohnung ihrer Treue zu vertheilen, ober einen befonderen neuen Staat 

daraus zu bilden, war durch die von nationaler Seite dagegen geltend 
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gemachten Gründe bejeitigt, e8 war eigentlich nur das die Frage, ob 
jene Provinz mit Preußen vereinigt ober als bejonderes Reichsland zur 

nächſt proviforifch regiert und verwaltet werden follte. Der Geſetzes⸗ 
entwurf, der am 1. April von dem Bundeskanzler dem Bundesrath vor- 
gelegt wurbe, fprach ſich für letztgenannte Form aus. Der Vorſchlag 
lautete wie folgt: „$ 1. Die von frankreich durch den Art. I. des 
Präfiminarfriedend vom 26. Februar 1871 abgetretenen Gebiete Eljaß 

und Lothringen werden, unbeſchadet der in diefem Artikel vorbehaltenen 
endgiltigen Beftimmung ihrer Grenze, mit dem deutſchen Reihe für 
immer vereinigt. $ 2. Die Verfaffung des deutſchen Reichs tritt im 
Elſaß und Lothringen am 1. Januar 1874 in Kraft. Durch Ber- 
ordnung des Kaifers, im Einvernehmen mit dem Bundesrath, können 
einzelne Abjchnitte der Verfafjung ſchon früher in Wirtfamfeit geſetzt 
werden. 83. Auch in den der Reichsgeſetzgebung in den Bundesſtaaten 

nicht unterliegenden Ungelegenheiten fteht fir Elſaß und Lothringen das 
Recht der Gefegebung dem Reiche zu, und wird bis zur Einführung 
der Neihöverfaffung vom Kaifer, im Einvernehmen mit dem YBunbes- 
rath, ausgeübt. Ale andern echte der Staatögewalt übt der 

Raifer aus." 
Der Bundesrathsausſchuß nahm diefen Vorſchlag im Wejentlichen 

an, gab aber zu verftehen, man würde es lieber fehen, wenn Elſaß und 

Lothringen einfach dem preußiſchen Staate einverleibt würden. Denn 
durch das ftaatsrechtfiche Experiment eines proviforifchen Reichslandes 

tönnte der Neichsgefeggebung und Reichsverwaltung der Weg gezeigt 
werben, wie man auch die übrigen Bundesftaaten durch das Reich volls 
ftändig mebiatifiren könne. Der Zweck des Krieges ſei nicht Fänder- 
erwerb und Groberung, fondern Abwehr und Sicherung geweſen. 
Deutjchland wolle, um Ruhe und Frieden zu befommen, feine Grenzen 
gegen den fried- und ruheloſen Nachbar ſichern. Dieß gefchehe durch 
Ausdehnung der deutſchen Grenze über urfprünglich ächt deutſches, von 

Frankreich geraubtes Gebiet. Dieſes Ziel wäre and) dann erreicht, wenn 
Elſaß und Lothringen Beftandtheile des mächtigſten deutſchen Bundes⸗ 
ftaates Preußen würden. Was Preußen erwerbe, fei auch zugleich für 

das deutſche Neich erworben. Die übrigen Gebiete des Reichs würden 
nicht glauben beeinträchtigt zu fein, wenn Preußen ftatt ala Mandatar 

des Meiches, kraft eigenen Rechts die Souveränität über Elſaß und 
Lothringen übernähme. Die Bewohner diefer Landſchaften würden viel- 
leicht in der directen Ginverleibung in Preußen eine entjchiedenere und 
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Harere Löſung ihrer Zukunftsfrage ſehen, als in ber Aufnahme in den 
Bund einer Mehrheit von Staaten. Die Verfaſſung bes Reiches fei 
für ein unmittelbare Reichsland noch nicht eingerichtet. Es entftehe die 

Frage, wie es mit der Vertretung im Bunbesrath und mit der Wahl 
der Reichstagsabgeordneten gehalten werden folle? Uebrigens will der 
Bundesrath die Entſcheidung, ob durchſchlagende dauernde Gründe gegen 
die; Bereinigung von Elſaß und Tothringen mit der preußiſchen Monarchie 

vorliegen, dem Ermeſſen der preußiſchen Negierung überlafjen und nur 
conftatiren, daß minbefteng fein Widerftveben einer ſolchen Löſung ent« 

gegentreten würde. Der Geſetzesentwurf wurde im Bundesrat) an- 
genommen, aber der Vorbehalt eingefügt, daß die erforderlichen Aende- 

rungen und Ergänzungen der Reichsverfaſſung auf verjaflungsmäßigem 

Wege feftgeftellt werben jollten. 

Bei der Berathung im Reichstag, die am 2. Mai begann, Bielt 
Fürft Bismarck eine längere Rede, in welcher er feine Anfichten über 
die Motive für die Einverleibung von Elfaß-Lothringen darlegte und 
ein Programm für bie Behandlung ber meuerworbenen Provinz auf 
ſtellte. „Jedermann“, fagte er, „erinmert fi, daß unter, unſeren Vätern 
feit dreihundert Jahren wohl ſchwerlich eine Generation gemejen, die 

nicht gezwungen war, den Degen gegen Frankreich zu ziehen, und daß, 
wenn bei früheren Gelegenheiten verfäumt worden war, Deutſchland 

einen beſſeren Schuß gegen Weften zu geben, dieß darin lag, daß wir 

den Sieg mit Bundesgenoſſen erfochten Hatten, deren Intereſſen eben 
nicht die umfrigen waren. Jedermann war aljo entjchloffen, dahin zu 
wirken, daß unferen Kindern eine geficerte Zukunft hinterlaffen werde. 

Die Kriege mit Frankreich hatten im Laufe ber Jahrhunderte eine 
geographiich-militärifche Grenzbildung gefchaffen, welche für Frankreich 

voller Verſuchung, für Deutſchland voller Bedrohung war, und ich fann 

die Lage, in der namentlich Süddeutſchland ſich befand, nicht ſchlagender 
haracterifiven, als es mir gegenüber von einem geiftreichen ſüddeutſchen 

Souverän, dem hochfeligen König Wilhelm von Wirtemberg gefchah, als 

Deutjchland gebrängt wurde, im orientalifhen Kriege für die Weftmächte 
Vartei zu nehmen. Der fagte mir: „Ich gebe zu, daß wir fein Intereſſe 
haben, ung in diefen Krieg zu mifchen, aber wir dürfen ung mit dem 

Weſtmächten nicht überwerfen. So lange Straßburg ein Ausfallthor 
ift für eine ftetS bewaffnete Macht, wird mein Land überſchwemmt von 
fremden Truppen, bevor mir der beutfche Bund zu Hilfe kommen kann. 
Ich werde mich feinen Augeublick bedenken, das harte Brod der Ver 
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bannung in Ihrem Lager zu effen, aber meine Unterthanen werben von 
Eontributionen erdrücdt werden, um auf Aenderung meines Eutſchluſſes 
zu wirken. So lange Straßburg nicht deutſch ift, wird es immer ein 
Hinderniß für Süddeutſchland bilden, ſich einer beutfch-nationalen Politik 

ohne Rückhalt hinzugeben." Ich glaube, dieſer Fall jagt Alles. Der 
Keil, den die Ede des Elſaß bei Weißenburg in Deutfchland hineinſchob, 

trennte Süddeutſchland wirkſamer als die politiſche Mainlinie von Nord» 

beutfchland, und es gehörte der hohe Grad von Entjchloffenheit, von 
nationaler Vegeifterung und Hingebung bei unferen ſüddeutſchen Bundes- 

genoffen dazu, um ungeachtet der nahe liegenden Gefahr, der fie bei 
einer gejdieten Führung des Feldzuges von Seiten Fraukteichs aus⸗ 

geſetzt waren, feinen Augenblick anzuftehen, in der Gefahr Norddeutſch- 
lands die ihrige zu fehen und frifch zuzugreifen, um mit und gemein« 
{haftlich vorzugehen. Daß Frankreich in diefer überlegenen Stellung der 
Verſuchung zu erliegen jederzeit bereit war, das Haben wir Jahrzehnte 

hindurch geſehen.“ Bismarck erzählte- dann, wie im Auguft 1866 
Benebetti die Forderung geftelit Habe, das linke Nheinufer mit Mainz 
an Fraukreich abzutreten, und wie ſchon damals in Folge feiner Zurüd- 
weiſung der Ausbruch eines Krieges gedroht habe. Gegen Wiberholung 
ſolcher Lagen müſſen Bürgſchaften territorialer Natur gefchaffen werben. 

Es fei der Vorſchlag gemacht worden, Deutſchland folle jih mit den 
Kriegsfoften und Schleifung der Feftungen in Elſaß und Lothringen be- 
gnügen. Er fehe dieſes Auskunftsmittel nicht als genügend zur Erhaltung 

des Friedens an; die Abtretung der Zeftungen werde kaum fchwerer 

empfunden werben, al3 das Gebot des Auslandes, innerhalb des Ge: 

biete8 der eigenen Souveränität feine Feftungen bauen zu dürfen; zudem 
wäre der Ausgangspunkt der franzöfifchen Truppen immer gleich nahe 

an Stuttgart und München gelegen, wie jetzt. „Es Fam darauf an, ihn 
weiter zurück zu verlegen. Ein anderes Mittel wäre gemefen, und dieſes 
wurde auch von Einwohnern von Elſaß und Lothringen befürwortet, 

einen neutralen Staat, ähnlich wie Belgien und die Schweiz, an jener 
Stelle zu errichten. Es wäre dann eine Kette von neutralen Staaten 
hergeſtellt geweſen von der Nordſee bis an bie Schweizer Alpen, die es 

ung allerdings unmöglich gemacht haben würde, Frankreich zu Sande 
anzugreifen, weil vwir gewohnt find, Verträge und Neutralitäten zu 

achten; keineswegs aber würde Frankreich gehindert gewefen fein, ge⸗ 
fegentlich feine überlegene Flotte mit Landungstruppen an unfere Küften 

zu ſchicken, oder bei Verbündeten franzöfifche Truppen landen und bei 
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uns einrüden zu laſſen. Sodann ift aber auch die Neutralität überhaupt 
mm haftbar, wenn die Bevöfferung entjchloffen ift, ſich eine unabhängige 

neutrale Stellung zu wahren. Diefe Vorausjegung wäre bei dem neu- 
zubildenden neutralen Elſaß-Lothringen in der nächften Zeit nicht zuge 
troffen, fondern die ftarten franzöſiſchen Elemente, welche im Lande noch 
fange zuridbleiben werden, hätten dieſen neutralen Staat bei einem 
neuen franzöfifch-beutfcden Kriege beftimmt, fi Frankreich) wieder anzu- 
fließen. Es blieb daher nichts Anderes übrig, als diefe Landesſtriche 

mit ihren ftarfen Feftungen vollftändig in deutjche Gewalt zu bringen, 
um fie felbft als ein ftarfes Glacis Deutſchlands gegen Frankreich zu 
vertheidigen." Der Reichskanzler ſprach fofort die Hoffnung aus, daß 
es gelingen werde, die elſäßiſche Bevöllerung dadurch zu gewinnen, daß 

man ihr auf dem Gebiete der Selbftverwaltung ohne Schaden für das 
geſammte Reich einen erheblich freieren Spielraum gewähre, als fie biß- 

her unter franzöfifcher Verwaltung gehabt habe. 
Auf diefe Rede Hin wurde der Gefegesentmurf über Elfaß-Loth« 

ringen an eine Commiffion von 28 Mitglievern zu weiterer Berathung 
übergeben. Einige Wochen fpäter, am 25. Mai, als die Frage über 

die Form der Cinverleibung bei der dritten Leſung des Geſetzesentwurfs 
wieber zur Sprache fa, entwickelte Bismard feine Gedanfen noch ein 
mal in ausführlicher Rede, aus welcher wir wieder eine Stelle außheben: 
„Wir müflen uns ſchlüſſig machen über die Form, in der wir ihnen 
diefes Bürgerrecht geben wollen, gewwiffermaßen über die Thür, melde 
wir ihnen ind Reich hinein öffnen. Es hat ja dabei ernfthaft nur in 
Frage fommen können, ob das Elſaß und Lothringen einem der be— 

ftehenden Bundesſtaaten ganz oder unter Vertheilung der Ränder an 
geſchloſſen werden joll, oder ob es zunächſt ein unmittelbares Reichsland 
bleibt, bis es felbft, fo zu fagen, in der deutſchen Familie mündig ges» 

worden ift, um über fein eigenes Geſchick mitzuwirken. Ernſthaft ift 
wohl nur in Frage gefommen: foll Elfaß und Lothringen zu Preußen 
gelegt werden, oder foll es unmittelbares Reichsland fein? Ich habe 
mich unbedingt für die lettere Alternative von Anfang an entjchieben, 

einmal um dynaſtiſche Fragen nicht ohne Noth in unfere politifchen zu 
mifchen, zweitens aber auch darum, weil ich es für leichter halte, daß 
die Eifäßer fi mit dem Namen der „Deutfchen” affimiliven, als mit 
dem Namen der „Preußen"”. Die Elfäßer haben ſich im ihrer zivei- 

Hundertjährigen Zugehörigkeit zu Frankreich ein tüchtiges Stüd Par 
Ktüpfel, Einpeitäseftrebungen, IL. 26 
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ticularismus nach guter deutjcher Art confervirt, und das ift der Bau— 
grund, auf dem mir meines Erachtens mit dem Fundamente zu beginnen 

haben werben; diefen Particularismus zunächft zu ftärken, ift im Wider: 

ſpruch zu den Erfceinungen, bie uns in analoger Weife im Norden 

Deutſchlands vorgelegen Haben, jegt unfer Beruf. Je mehr fi die Ber 
mohner des Elſaß als Elfäher fühlen werben, um fo mehr werben fie 

das Franzofenthum abthun. Fühlen fie fi erft volfftändig als Elſäßer, 

fo find fie zu logiſch, um fich nicht gleichzeitig als Deutfche zu fühlen". 
Im weiteren Verlauf der Rede theilte er feine Verwaltungsplane für 

das neuerworbene Land mit und proclamirte den Grundjag, die Selbft: 

verwaltung fo weit ausführen zu wollen, als e8 möglich fei. 
Am 3. Juni kam die Sache noch einmal zur Berathung, der Ent: 

wurf wurde mit einigen Mobdificationen mit großer Mehrheit angenommen 

und dabei die Frift des Proviforiums auf den 1. Januar 1873 feft- 
gefegt. Am 9. Juni wurde der Beſchluß als Reichsgeſetz verfündigt, 
aber durch ein fpäteres Reichsgeſetz vom 20. uni 1872 der Termin 

be3 Proviforiums auf den 1. Januar 1874 erftredt. 
Bon den übrigen Verhandlungen und Beſchlüſſen des erften deut: 

ſchen Reichstages ift noch die Geſetzesvorlage über die Dotationen für 
verdiente Heerführer zu erwähnen. Es wurden vier Kategorien dafür 
aufgeftellt: 1) Heerführer felbftändig operirender Armeen, welche jieg- 
reihe Schlachten geſchlagen haben; 2) Generale, welche ohne jelbftändige 
Armeen zu führen in wichtigen Krieggmomenten erfolgreich eingegriffen 
haben; 3) Generalftabschefs, welche der ganzen Armee oder einzelnen 

Heeren mit Erfolg vorgeftanden Haben; 4) Männer, welchen man die 
Organifation und die Befeſtigung der nationalen Heereskraft in aus- 
gezeichneter Weife verdankt. ALS fünfte Klaſſe fügte die Commiſſion noch 
Hinzu: · deutſche StaatSmänner, welche bei dem nationalen Erfolge des 

Krieges in hervorragender Weife mitgewirkt haben. Die DVotationen 
fanden manden Widerſpruch; die Gegner meinten, es fei eigentlich nicht 

ſchicllich, ſolche Verdienfte mit Geld belohnen zu wollen, das eigene Be— 

wußtſein der nationalen Peiftung, der Ruhm bei Beitgenoffen und Nach- 
welt jei alfein die richtige Belohnung. Aber die öffentliche Meinung 
nahm feinen Anftoß daran. Fürft Bismarck, der bei der Frage nicht 
perſönlich betheifigt war, ſprach in der Sikung vom 13. Juni mit 
großer Wärme jür den Vorſchlag; es Handle fi dabei darım, 
dem kaiſerlichen Oberfeldherrn einen Act der Dankbarkeit, der ihm 
Herzensbedürfniß fei, möglich zu maden. Die Abſtimmung ergab cine 
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große Majorität für die Dotationen*), 175 Stimmen gegen 51, nnd 
der Raifer fprad) in der Thronrede, mit welcher er am 15. uni den 

Reichstag ſchloß, feinen befonderen-Dant für die Vermilligung der Do- 
tationen aus. 

Am folgenden Tag fand der feftfiche Einzug eines großen Theils 
des ans Frankreich zurüdtehrenden Heeres in Berlin ftatt. Es war 
eines der fchönften Fefte, die Deutfchland je gefehen hat. Alle Waffen- 

gattungen und alle Heeresförper waren bei den 40,000 Mann vertreten, 
die dazu commanbdirt waren. Die Truppen verfanmelten fi ſchon am 
frühen Morgen auf dem Tempelhofer Felde, und der Kaiſer begab ſich 
in Begleitung de3 Kronprinzen und eines glänzenden Gefolges zu ihnen 

hinaus, um mit ihuen in die Stadt zu ziehen. Um 11'/, begann unter 
dem Geläute fänmtlicher Kirchengloden der Einzug durch die Königgräger 
Straße, das Brandenburger Thor, die Linden, den Opernhausplatz bis 
zur Schloßbrüde. Der greife Feldmarfchall Wrangel, mit den ruſſiſchen 

und öfterreihifhen Feftgäften: dem Baron von Meyendorff und dem 
öfterreichifchen General der Cavalferie von Gablenz, ben der Kaiſer ge- 
fandt hatte, um feine Glückwünſche darzubringen, eröffneten den Zug. 

Es folgten dann die Offiziere des Kriegsminiſteriums und des General 
ſtabs, und die Generalgonverneure. Unmittelbar dem Kaiſer voran 
ritten in einer Pinie der Reichskanzler Fürſt Bismard, der Kriegsminifter 
Graf Roon, der Chef des Generalftabs Feldmarſchall Moltte**), dann 
der Raifer auf feinem Schlahtroß von Sedan, hinter denfelben der Kron- 

prinz und Prinz Friedrich Karl mit goldenen Marichallsftäben, und die 
übrigen Prinzen des königlichen Hauſes. An der Spige der Truppen 

ritt der Commandeur des Gardecorps, Prinz Auguft von Wirtemberg 
mit feinem Generalſtab und eine Anzahl Unteroffiziere verſchiedener Re— 
gimenter, welche 81 erbeutete franzöfiche Adler trugen. Auf dem Parifer 
Blag machte der Zug einen Augenblid Halt, und der Kaifer nahm dort 

*) Es wurden dazu 4 Millionen Thlr. aus den Kriegsentihädigungsgeldern ver- 
willigt und 15 au Dotirende dem Kaifer vorgeläjfagen. Aber erft im Jahre 1872 
wurde nad) dem Vorſchlag einer Commiffion von Generalen die Vertheilung vorge» 

nommen und die Zahl der Dotirten bedeutend vermehrt. &. Näheres bei Wilh. Müller, 
Politiſche Geſchichte der Gegenwart. Jahrgang 1872. ©. 165. 

**) Moltte hatte als Feſtgeſchenk die Ernennung zum Feldmarſchall, Roon die 
zum Grafen erhalten. Der Kronprinz und Prinz Friedrich Karl waren ſchon nad 
der Uebergabe von Met am 28, Oktober 1870 zu Generalfeldmarſchällen ernannt 
worden. 

26* 
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die Begrüßung der Feſtjungfrauen und den Lorbeerkranz, den fie ihm 

überreichten, in Empfang. Den Schluß der Feftfcenen machte die Ent- 
hüllung des Denkmals für König Friedrich Wilhelm ITL., defien Neiter- 
ſtandbild im Luftgarten aufgeftelit war. 

Auch in anderen Nefidenzftädten wurden die heimfehrenden Truppen 
feftfich empfangen. Am 29. uni fand der Fefteinzug in Stuttgart 

ftatt, am 11. Juli in Dresden, am 16. in Münden. Der Iegtere 

war beſonders glänzend; König Ludwig hatte auch den deutſchen Kron- 

prinzen dazu eingeladen, unter deffen Führung die Baiern fo manche 
glänzende Waffenthat verrichtet hatten. In der That verdienten die ſüd⸗ 
deutfchen Soldaten auch wohl, daß ihnen eine befondere Siegesfeier zu 

Theil ward. Die Baiern hatten, in zwei Armeecorps getheilt, unter 

General von der Tann und unter dem greifen General Jakob v. Hart 
mann, an dem ganzen Feldzug einen hervorragenden Antheil genommen. 

Gleich im erften Gefecht bei Weißenburg Hatten fie tapfer mitgefochten; 

in der Schlacht bei Wörth hatte das zmeite batriſche Corps unter Ges 
neral Hartmann den Kampf eingeleitet, und am Schluß wefentfich dazu 

beigetragen, daß der Rückzug der Franzoſen in wilde Flucht ausartete; 

in der Schlacht bei Sedan hatten die Baiern unter General v. d. Tann 
bei dem Dorje Bazeille die ſchwerſte Urbeit auszuführen und den 
bfutigften Kampf zu beftehen gehabt. Am 11. Oftober waren fie e8 wieber 

unter v. d. Tann, melde Orleans eroberten, und wenn fie aud bald 

darauf der überlegenen Loirearmee weichen mußten, fo nahmen fie die 
Stadt am 4. und 5. December noch einmal und erfochten einige Tage 

darauf einen neuen Sieg bei Beaugency. Auch die Truppen der anderen 

füddentfchen Staaten nahmen rühmlicen Antheil an den Kämpfen ber 
tronprinzlichen Armee. Die Wirtemberger griffen gegen Ende der Schlacht 

bei Wörth mit beftem Erfolg ein. Bei den Ausfallgefechten vor Paris, 

bei Villiers und Coenilly am 30. November und bei Champigny am 
2. December hielten fie mit großer Tapferkeit Stand und erwarben ſich 
die rühmliche Anerkennung, daß fie e8 hauptſächlich geweſen feien, die 

den Durchbruch der Franzofen verhindert haben. Auch die fächfiiche 

Armee konnte bei ihrem feftlihen Einzug in Dresben auf manche Ruhmes- 
tage zurüdbliden; fie hatte bei St. Privat, Beaumont und Sedan mit- 

gefochten und am 30. November und 2. December bei Villiers und Brie 

den Stoß der ausbrechenden Parifer Armee mit tapferer Gegenwehr auß- 
gehalten. So durften Sachſen wie Baiern und Wirtemberger bei ihrer 

Heimtehr die Siegesfefte mit dem Bewußtſein feiern, daß Jedes in 



Die Reicheverſaffung. 405 

feinem Theil zum Ziege Deutfchlands über Frankreich beigetragen habe. 

Für Badenſer und Heffen fonnte fein bejonderes Siegesfeft veranftaltet 

werben, ba beide noch bei der Occupationsarmee in Frankreich ftanden. 

Aber darım maren ihre Verdienfte nicht geringer. Die Babenfer 
holten fi ihre Lorbeeren bei dem berühmten Werder’fchen Zug gegen 

Bourbali im Januar 1871 bei Villerferel, Hericourt und Belfort. Auch 
nahmen fie an der Belagerung Straßburgs ausdauernden Antheil. Die 

Heffen fämpften bei Mars-la-Tour, Gravelotte und Noijeville, bei Artenay, 
Orleans, Beaugency und Le Maus aufs Rühmlichſte mit. So reihten 
fich die Bundesgenoffen Preußens, die bisher noch ihre eigenen Heeres- 
einrichtungen gehabt hatten, würdig dem preußifchen Heere an, mit dem 
fie nun die einige deutſche Armee bilden follten. 

Das neue deutſche Reich war num vollendet; durch ben Frieden mit 
Frankreich hatte es feine Stellung nad) außen begründet, und die Ver— 

Handlungen des Reichstags hatten die inneren Verhältniffe geregelt. Im 

Friedensſchluß hat das Neih nicht mur entfremdete Glieder zurüd- 
erhalten, ſondern auch eine natürliche, die Vertheidignng fichernde Grenze 

gegen Frankreich) gewonnen. Diefe Grenze ift num fefigeftellt und 
militäriſch gefichert durch den Beſitz ber zwei großen Feftungen Met 
und Straßburg und einen langgeftredten Gebirgäwall. Eime andere 
Bürgſchaft für die äußere Stellung ift die einheitliche Vollziehungsgewalt, 

die, durch eine treffliche Wehrverfaffung unterftügt, die größte Macht- 
entwidelung ermögliht. Nicht nur die alte YBundesverfaffung, fondern 

aud die Reichsverfaſſung, wie fie in ihren beften Zeiten beftand, ift weit 

übertroffen. Und für den Schug der Rechte, für alle Gebiete des all- 
gemeinen Wohls ift durch eine Reichsgewalt gejorgt, au beren Gejeg- 

gebung und Verwaltung dem vernünftigen Volkswillen der mweitgehenbfte 
Anteil gewahrt if. Alle Stämme und Staaten find zu einer wohl- 
organifirten Einheit verbunden, und die politifche Freiheit ift durch alle 

wünſchenswerthen Bürgfchaften geſichert. Die deutſche Berfaffung darf 
ſich in diefer Beziehung mit allen beftehenden Berfafjungen meffen, fie 

wird von feiner übertroffen. Wir wollen und daher zum Schluß noch 
ihre Grundzüge vergegenmwärtigen. 

Ein wejentliches Erforderniß gefunden Staatslebens ift eine Voll- 

ziehungsgewalt, welche ihre Geſchäfte mit Entſchiedenheit, Schnelligkeit, 

Stetigfeit und in aufgeregten Zeiten wit Heimlichkeit beforgen Tann. 

Diefe Eigenſchaften hat die Ceutralgewalt des deutſchen Reiches in vollem 

Maße, der Träger derſelben ift mit den Befugniſſen außgeftattet, bie ein 
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ſchnelles Handeln erlauben. Daß das Reichsoberhaupt den Raifertitel 

führt, ift ein nicht zu unterfchägender Vortheil, der fein Anfehen um ein 

Bebeutendes erhöht. Es werden dadurch die Beichränkungen, welche der 
Neihsgewalt durch die Vorrechte der ſüddeutſchen Könige auferlegt find, 

großentheil® ausgeglichen. Der Kaiſer hat als folcher eine factifche 
Souveränität, die ihn über alle anderen Souveräne erhebt. Dieſe 
wichtige und erfreuliche Thatſache Konnte freitich nicht auf dem Wege der 
Theorie zu Stande kommen, es bedurfte dazu einer fo würdigen Per« 

fönlichkeit, wie fie dem dermaligen Träger der Reichsgewalt eigen ift, 
deſſen Borftandfchaft überall bereitwillige freudige Anerkennung findet. 
So große Befugniffe dem Kaifer eingeräumt find, fo trägt er doch nicht, 

wie es bei dem nun geftürzten Kaifer der Franzoſen der Fall war, die 

Verantwortlichkeit, fondern diefelbe fällt feinem erften Beamten und Stell- 

vertreter dem Reichskanzler zu, deſſen perfönliche Schöpfung das neue 
Reich und feine Berfaffung if. So lange dieſer Fräftige Staatsmann 
an der Spige der Geſchäfte fteht, ift e8 nicht ander als natürlich, daß 
er die Verantwortung trägt, und zwar er allein und nicht ein viellöpfiges 

Minifterium. Aber auch abgefehen von Bismarch's Perſönlichkeit wird 

für die Schnelligkeit, Einmüthigkeit und Kraft der erecutiven Gewalt 

am beiten geforgt fein, wenn Einer allein die Verantwortung zu tra 
gen hat. 

Eine von den beftehenden Verfaffungen anderer enropäijchen Staaten 
abweichende Einrichtung ift der Bundesrath, deffen Entftchung hervor⸗ 

gerufen wurde durch da8 Bebürfnif, den Jntereſſen der einzelnen Staaten, 

aus denen der norddeutſche Bund zufammengefegt war, Vertretung zu 
gewähren. Zugleich follte er aber dem aus gewählten Abgeordueten zu- 
ſammiengeſetzten Reichstag ein confervatives Gegengewicht geben und die 

Bebentung einer erften Kammer Haben, und drittens eine Verſammlung 

von Sachverftändigen fein, welche über die vorfommenden Gefeßgebungs- 

und Berwaltungsfragen ein technifches Gutachten geben fünute. Diefes 

Collegium des norddeutſchen Bundes wurde aud in das neue deutjche 
Reich Herüibergenommen, aber die Zahl der urfprünglihen 43 Mitglieder 
oder Stinnmen auf 58 erhöht. Die einzelnen Mitglieder werden von 
den betreffenden Negierungen ernannt, und da dieſe bei ihrer Wahl nicht 

an Geburts: und Standesvorrchte gebunden find, welche fonft vor: 

herrſchend die Zufammenfegung der erften Kammer bedingen, fo ift es 
möglich, ſolche Vertreter zu beftellen, die für einen Theil der Geſetz⸗ 
gebung oder Verwaltung geſchulte Fahmänner find, Bei der Wichtigkeit, 
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welche die Verathungen bes Bundesraths haben, Tiegt es im Intereſſe 

der Negierungen, die tüchtigften Männer, die ihnen zu Gebot ftehen, zu 
fenden, fehr verjdieden von der Praxis des alten deutſchen Bundes, bei 

welcher entbehrlich gewordene Miniſter als Bundestagsgefandte unter« 
gebradit wurden. So ift denn der Bundesrath nicht blos eine durch 

den füberativen Character der Reichöregierung aufgebrungene Abnormität, 
fondern eine äußerſt glückliche Combinatien, die mehrere Zwecke mit 

einem Schlag erfüllt. Seine Thätigteit Hat ſich bis jegt trefflich 
bewährt. 

Der dritte Hauptfactor der Reichsgewalt ift der Reichstag, eine 
durch allgemeines Stimmrecht und directe Wahlen zuſammengeſetzte Ver— 

fammtung, die nad) ber jegigen Eintheilung der Wahlbezirke aus 382 Ab- 

geordneten befteht. Diefer Reichstag hat, abgefehen von dem durch die 
Verfaſſung feftgefegten Militärbedarf, die Ausgaben zu vermwilligen, und 

zu allen innerhalb der Competenz der Reichsgewalt liegenden Gefegen 
feine Zuftinunung zu geben, kann aber auch nad) eigener Juitiative An- 
träge einbringen. Er ift mit allen den Befugniffen ausgeftattet, welche 

ihn befähigen, den Willen des Volfes zur Geltung zu bringen. Doch 
tönnen wir hier nicht umhin, einige Bedenken auszufprechen, welche ung 
die Zukunft des Reichstags erwedt. Wir fehen in feiner Bufammen- 
fegung feine Bürgſchaft dafür, daß bei unvermeidlichen Parteitämpfen 
der wirkliche, vernünftige Volkswille die Oberhand behalten werde. 

Denn bei der großen Zahl von Wählern, denen ein gleihmäßiges Wahl 

recht eingeräumt ift, überwiegt die urtheilsfofe Maſſe jo ehr, daß leicht 
die Agitation derjenigen Partei das Feld behalten fan, welche auf Un- 

vernunft fpeculirt und die populären Schlagwörter zu handhaben ver— 
ſteht. Daß bei der Gründung des norddeutſchen Bundes uur das all- 
gemeine divecte Wahlrecht möglich war, haben wir oben gejehen. Aber 
bei dem Uebergang der YBundesverfaffung zur Neichsverfaffung wäre es 

vielleicht möglich geweſen, eine Mobification in. confervativer Richtung 
durchzufegen. Ein Antrag auf Einführung eines mäßigen Cenfus würde, 
wenn er von einem populären Neichstagsmitglied eingebracht und von 
Bismard nicht befämpft worden wäre, gewiß die Majorität erlangt haben. 
Durch eine Stenerquote im Betrag eines Thalers hätte eine große Menge 
von urtheilsfofen Wählern, die in der Regel demokratiſcher oder ultra- 

montaner Wühlerei anheimfallen, befeitigt werben können. Mit der 
Diätenlofigfeit glaubte Bismarck dem allgemeinen Wahlrecht ein heilfames 
Gegengewicht zu geben, und gewiß werden dadurch Leute aus ber Klaſſe 
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des niederen Staats- und Gemeindedienſtes und der fleinen Advocaten, 

die eine Abgeorbnetenftelle juchen, um dadurch ihre Tage zu verbeilern, 

von der Bewerbung abgehalten; aber die gefährlichften focialiftifchen ober 
ultramontanen Candidaten werben durch die Diätenfofigfeit nicht ausge 

ſchloſſen, und es ift wahrſcheinlich, daß ſich diefelbe gegen die auf jedem 

Neihstag ſich widerholenden Gegenanträge nicht wird halten können. 

Dur den Mangel an geeigneten Candidaten fiir die Reichstagswahl, der 
fih in manchen Bezirken bemerklich macht, find Viele, die grundfäglic 

fir die Diätenlofigkeit waren, zweifelhaft geworden, ob es thunlich fein 

werde, daran feflzuhalten. Wird aber die Diätenfofigfeit aufgegeben, fo 
wird das Bedürfniß einer Aenderung des Wahlgeſetzes ſich mit zwin- 

gender Nothivendigfeit geltend machen. 
Bei dem Mangel an brauchbaren Candidaten drängt ſich auch bie 

Trage auf, ob nicht überhaupt eine Vereinfahung des conftitutionellen 
Apparate geboten fein wird. Das Nebeneinanberbeftehen langwieriger 

Einzellandtage mit dem Reichstag ift eine Verſchwendung parlamentarifcher 
Kräfte, die nicht in die Ränge fortbeftehen Tann. Entweder werden auf 
den Einzellandtagen der größeren Staaten dieſelben politifchen ragen 

beſprochen wie im Reichstag, und zwar von denfelben Leuten, die zugleich 

in den Reichstag und in den Einzellandtag gewählt find, und dann ift 
es eine unnütze Widerhofung, oder erledigt der Reichstag die politiichen 
Fragen von allgemeiner Bebeutung und überläßt den Einzellandtagen die 
provinzielfen und inneren Angelegenheiten, dann ift es auch nicht nöthig, 

daß eine fo zahlreiche Volfsvertretung die Hälfte des Jahres mit diefen 
Verhandlungen zubringt. Gewiß genügt dann eine weit geringere Zahl 
von Abgeordneten der Einzellandtage, und diefe werben auch gewiß viel 
weniger Zeit gebrauchen, um die ihnen noch übrig bleibenden Angelegens 
beiten zu erledigen. Eine verfaffungsmäßige Beſchränkung ihrer Befugniffe 

ift auch darım wünſchenswerth, weil dadurch die Gelegenheit zu Com- 
petenzconflicten abgefchnitten twürbe. Denn nicht felten find die Mitglieder 
der Einzelfandtage, die nicht zugleich im Reichstag ſitzen, ober bie dort 
es zu feiner Geltung gebracht haben, verfucht, ſich zu Vertheidigern des 

Particularismus und der Reſervatrechte aufzuiverfen. 

Daf das Verhältniß der Reichsgewalt zu den Einzelftaaten einer 
genaueren Feftftellung durch Gefeßgebung und Praris bedarf, darüber 

find Particulariſten und Unitarier einverftanden. Webrigens neigt fih 
die Mehrheit der Bubliciften zu der Anſicht, daß die Competen; ber 
Reichsgewalt auszudehnen fei und die Sonderrechte der Eingelftaaten mehr 
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beſchränkt werden müſſen. Schon widerholt ift die Ueberzeugung aus- 

geiprochen worden, baß die Nefervatrechte für die betreffenden Staaten 

mehr ein Nachtheil als ein Vortheil feien*). Schon ift die Erweiterung 
der Reichscompetenz auf das gefammte Nechtögebiet von ſüddeutſchen 

Staatsmännern als eine berechtigte Forderung principiell zugeftanden **), 
und die Einführung eines allgemeinen deutſchen Civifgefegbuches und 
einer aligemeinen GerichtSorduung in Ausficht genonmmen. Auch die Er- 
richtung eines oberften Reichsgerichts wird als eine Confequenz der Nechts- 

einheit fi ergeben. Die befondere Gefeggebung und Verwaltung ber 
Eifenbahnen und Boten wird allmählih dem Bedürfniß der Verkehrs- 

freiheit weichen müſſen. Bereits ift ja die Errichtung eines Neicheifen- 

bahnamt3 beantragt und von Bismard mit Freuden acceptirt. Das 
Recht der befonderen Geſandtſchaften ift von Baiern und Wirtemberg in 

der Ausübung auf einige wenige Poften beſchränkt; Baden Hat nur noch 

einen Gejandten in Berlin, und fein Minifterium der auswärtigen An- 

gelegenheiten ift am 2. Juli 1871 völlig aufgehoben worden. Ebenſo 
ift das badifche Heer ganz im preußifchen aufgegangen und bildet mit 
einigen preußifchen Regimentern das 14. Corps. 

Faſſen wir diefe Thatfahen und Wünſche ins Auge, fo dürfen wir 

ung gewiß von Herzen freuen, daß das deutſche Reich in feiner äußeren 

Geftalt fejt begründet, und daß auch feine innere Entwiclung auf dem 
beften Wege zur Befeitigung ftörender Beſonderheiten ijt. Handelt e8 

ſich doch nicht darum, die Unterfchiede, welche zwifchen dem Norden umd 

Süden befteher, zu verwiſchen, vielmehr follen fie fih vertragen und 

gegenfeitig ergänzen lernen; aber darnach ift zu fireben, daß alle die 

Sonderrechte, welche blos formale Bedeutung haben, allmählich ver- 

ſchwinden. Ein anderer und ſchwererer Kampf bedroht nun aber den 

inneren Frieden des Reiche. eine gefeßgebende Gewalt hat die Auf- 
gabe, einen ſchützenden Wall aufzurichten gegen die Uebergriffe ber 
römifchen Kirche, welche nicht aufhört, das Gedeihen einer freien vecht- 

*) Siehe Jofeph von Held „Die BVerfaffung des Deutſchen Reihe“. Leipzig 
1872. Der Berfaffer, Profeffor in Wurzburg und ein guter Baier, gefteht zu, bafı 
die Bedeutung ber Refervatrechte eine nur zeitweife und ihr materieller Werth zweifel - 

haft fei, und bemerkt, daß viel Zeit und Kraft für Gefeggebungsarbeiten verſchwendet 
werde, welche lediglich der formalen Seite der Reſervatrechte entipringen. 

**) Erflärung des wirtemb. Minifers v. Mittnacht in der Sitzung der zweiten 
Kammer 4. Januar 1873. Verhandlungen S. 3663, Vgl. aud Allg. Zeitung 1878 
Nr. 26 Hauptblatt. 
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lichen und fittlichen Entwiclung zu ſtören. Diefe Macht erhebt immer 

aufs Neue den Anſpruch, das ganze weltliche und ftaatliche Leben zu be- 

herrſchen unter dem Vorwand, man müſſe Gott mehr gehurchen, als den 
Menfchen, und fegt fich fo mit alf ihrer menſchlichen Herridaft an die 
Stelle Gottes. Das deutſche Reich Hat die Angriffe Frankreichs auf 
feine Grenzprovinzen mit tapferem Arm abgewehrt und ſich gute Grenzen 
zur Vertheidigung gegen künftige Angriffe erobert: jegt handelt es jich 

darum, auch die Grenzgebiete des Staates gegenüber ber römischen Kirche 
zu vertheibigen, und durch weiſe Gefege die Gefahren des Zuſammen. 
floßes zu befeitigen. Dazu bedarf es nicht minder Muth, Ausdauer und 

Klugheit als zur Kriegführung mit eifernen Waffen. Aber e8 werden 
dem beutfchen Volke, wenn es ernftlich will nnd einig zufammenhält, bie 

geiftigen Waffen nicht fehlen, deren e8 zum Siege bedarf. Bereits ift 
der Kampf aufgenommen: die Gefege, welche zum Zweck haben, das Auf: 
fichtsrecht des Staates über die Geiftlihen und ihre Ausbildung, ſowie 

über den Volksunterricht zu wahren, find bejchlofien, und ihre fräftige 
Handhabung ift die nächfte Aufgabe. Darin die Reichsgewalt mit alien 
Kräften zu unterftügen, ift die Pflicht des deutſchen Volkes; e3 darf ſich 

weder durch die fcheinbaren Gründe eines doktrinären Liberalismus, noch 

durch die ängjtlichen Bedenken eines faljchen Neligionseifers daran irre 
machen laffen. Denn in ber That hat weder die wahre Freiheit noch 

die Religion den jtarfen einigen Staat zu fürchten; es ift Allen vergönnt 
mitzubelfen, daß das Gute geſchützt und erhalten, das Schlechte und Ver- 
derbliche befämpft und niedergehalten werde. Und wenn wir bei den 

ſchlimmen umftürzenden Tendenzen der Neuzeit, bei ben ſchwierigen 

Problemen der focialen Frage, auf etwas Menfchliches eine Hoffnung 
fegen, fo ift e8 gerabe diefe Neichögewalt, die uun fo angelegt ift, daR, 

wenn fie irgend ihre Aufgabe erfüllt, die guten Elemente zur Herrichaft 
kommen müffen. 



Anhang” 

Entwurf der Verſaſſung des norddentjhen Bundes. 

Se. Majeſtät der König von Preußen, Se. Majeflät der König von Sachſen, 
Se. Königlide Hoheit der Großherzog von Medienburg- Schwerin, Se. Königliche 

Hoheit der Großherzeg von Sahfen-Weimar-Eifenah, Se. Königliche Hoheit der Groß- 

herzog von Medienburg-Strelig, Se. Königliche Hoheit der Großherzog von Dien- 
burg, Se. Hoheit der Herzog von Braunfchweig und Lüneburg, Se. Hoheit der Herzog 
von Sadjfen-Meiniugen und Hüdburghanfen, Se. Hoheit der Herzog von Sadjfen- 
Altenburg, Se. Hoheit der Herzog zu Sadfen-Eobirg und Gotha, Se. Hoheit der 
Herzog von Anhalt, Se. Durchlaucht der Fürft zu Schwarzburg-Rudolftadt, Se. Durch 
laucht der Firft zu Schwarzburg-Sondershaufen, Se Durchlaucht der Fürſt zu Walded 

und Pyrmont, Ihre Durchlaucht die Fürftin Reuß älterer Linie, Se. Durdlaudt der 
Fürft Reuß jüngerer Linie, Se. Durchlaucht der Fürft von Schaumburg-Pippe, Se. 

Durchlaucht der Fürft zur Lippe, der Senat ber freien und Hanſeſtadt Lübed, der 
Senat der freien Hanſeſtadt Bremen, der Senat ber freien Hanfeftadt Hamburg, jeder 

für den gejammten Umfaug ihres Stantsgebietes, und Se. Königliche Hoheit der 
Großherzog von Heffen und bei Rhein, für bie nördlich vom Main belegenen Theile 
des Großherzogthums Heſſen, ſchließen einen ewigen Bund zum Schuge des Bundes- 

gebietes und des innerhalb defjelben güftigen Rechtes, ſowie zur Pflege der Wohlfahrt 

des deutſchen Volles. Diefer Bund wird den Namen bes Norddeutſchen führen und 
wird nachſtehende Berfaffung haben: 

1. Bundesgebiet. Art. 1. Das Bundesgebiet beftcht aus den Staaten 
Preußen mit Lauenburg, Sachſen, Medienburg-Schroerin, Sachſen ⸗ Weimar, Medieri- 
burg-Strelig, Didenburg, Braunfhteig, Sacfen-Meiningen, Sacjfen-Atenburg, 
Sachſen · Coburg · Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudofftaht, Schwarzburg-Sondershaufen, 

=) Siehe S. 170. Diefer erfle Entrourf findet fih nur in Schultheß Geſchichts ⸗ 
Talender für 1867, und fehlt in anderen Sammlungen von Actenftüden diefer Zeit, 
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Balded, Reuß älterer Tinie, Reuß jüngerer Linie, Schaumburg · Lippe, Lippe, Lühed, 
Bremen, Hamburg und aus ben uörblih vom Main befegenen Theilen des Groß 
herzogthums Heffen. 

HD. Bundesgefeggebung. Art. 2. Innerhalb dieſes Bunbesgebiets übt ber 
Bund das Recht der Gefehgebung nad; Maßgabe des Inhalte biefer Berfafjung und 
mit der Wirkung aus, daß bie Bundesgeſetze den Landesgeſetzen vorgehen. Die Bundes- 
gefege erhalten ihre verbindliche Kraft duch ihre Verkündigung von Bundes regen, 

welche vermittels eines Bundesgeſetzblattes geſchieht. So fern nicht in dem pubficirten 
Geſetze ein anderer Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft beftimmt ift, beginnt die 
letztere mit dem vierzehnten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, am meldem 
das betreffende Std des Bunbesgefegblattes in Berlin ausgegeben worden iſt. Art. 3. 

Kür den ganzen Umfang des Bundesgebiets befteht ein gemeinfames Inbigenat mit 

der Wirkung, daß der Angehörige (Untertgan, Staatsbürger) eines jeden Wunde 

ſtaates in jedem anderen Bundesſtaate als Inländer zu behandeln und demgemäß zum 

feften Wohnfig, zum Gewerbebetrieb, zu Öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung von 
Srundftüden, zur Erlangung des Staatsbürgerrechts und zum Genuffe aller fonfigen 

bürgerfichen Rechte unter denſelben Vorausſebungen tie der Einheimiſche zugelaffen, 
auch in Betreff der Rechtverfolgung und des Rechtsſchutzes bemfelben gleich zu be 

handeln ift. In der Ausübung biefer Befugniß darf der Bundesangehörige weder 
durch die Dbrigteit feiner Heimath, noch durd die Obrigkeit eines anderen Bunde 
Rantes beſchränkt werden. Diejenigen Beſtimmungen, melde die Armenverforgung 

und die Aufnahme in den localen Gemeindeverband betreffen, werden durch dem im 
erften Abſatz ausgefprohenen Grunbfag nicht berührt. Eben fo bfeiben bis anf Weir 

tere bie Berträge in Kraft, welche zwiſchen den einzelnen Bundesftanten in Beziehung 
auf die Uebernahme von Auszuweiſenden, bie Werpflegung erfanfter und die Ber 
erdigung verlorbener Staatsangehörigen beftehen. Hinfichtfic der Erfähung der 
Militärpfligt im Verhältniß zu dem Deimathelande wird im Wege der Gejeggebung 
das Nöthige geordnet werden. Dem Auslande gegenüber haben alle Bundesangehi- 
rigen gleimäßig Anfprud auf den Bundesſchutz. rt. 4. Der Beauffichtigung 
Seitens des Bundes und der Geſetzgebung deſſelben unterliegen die nachſtehenden An- 
gefegenheiten: 1) die Beſtimmungen über Freizügigkeit, Heimathe- und Wieberlaffunge- 
Verhaltaiſſe und über den Gewerbebetrieb, einfchlieklich des Verficherungeweſens, io 
weit diefe Gegenflände nicht ſchon durch den Artikel 3 dieſer Berfaffung erledigt find, 
desgleichen über die Colonifation und die Auswanderung nad) außerdeutſchen Ländern; 

2) die Zol- und Handelsgefeggebung und die für Bundesgwede zu verwendenden in- 
directen Steuern; 3) die Ordnung des Maß - Münz. und Gewichtsſyſtems, nebR 
Feſtſtellung der Grundfäge über die Emiffion von fundirtem und unfundirtem Papier 

gelde; 4) die allgemeinen Beftimmungen über das Bankweſen; 5) die Erfindunge- 
Patente; 6) der Schuß des geifligen Eigenthums; 7) Drganifation eines gemeinfemen 
Schutzes des deutſchen Handels im Auslande, der deutſchen Schifffahrt und ihrer Flagge 
zur See und Anordnung gemeinfamer confularifer Bertvetung, melde vom Bunde 
ausgeftattet wird; 8) das Eiſenbahnweſen im JIntereſſe ber Landesvertheidigung und 
des allgemeinen Verlehrs; 9) der Schiffiahrtsbetrieb anf den mehreren Stanten gemein- 
fomen Waſſerſtraßen und der Zuftand der letzteren, fo wie die Fluß - und fofigen 
Wafferzölle; 10) das Poft- und Telegraphenweſen; 11) Beſtimmungen über die wehfel« 

feitige Bollftredung von Ertenntniffen und Erledigung von Requifitionen überhaupt; 
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12) fo wie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 18) die gemeinfame 
Eivil-Progeordnung und das gemeinfame Concureverfahren, Wedjfel- und Handeld- 
rest. Art. 5. Die Bundesgefeggebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und 
den Reichstag. Die Uebereinſtimmung der Mehrheits-Beichläffe beider Berfammlungen 

ÄR zu einem Bundesgefege erforberfich und ausreichend. 

II. Bundesrath. Art. 6. Der Yundesraph befleht aus den Vertretern der 

Mitglieder des Bundes, unter welchen die Stimmfährung fich nad; Mafgabe der Bor- 
fcgriften für das Plenum des ehemaligen deutichen Bundes vertheilt, fo daß Preußen 

mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurheffen, Holftein, Naffau und Brant- 
furt 17 Stimmen führt, 

Sadjfen . . 4% | Schwarzburg-Rudolftadt 1 

Shen... . ‘1 , 1 
Wedienbug- Schwerin B 2 | Waldeck . . 21 
Sachſen · Weimar . 1Reuß 4. 8. 1 
Medtenburg-Strelig . 1 Ru. 1 
Oldenburg . ‘1 Saumburg-fippe 1 
Braunfhweig . “2 } Lippe. . 1 
Sadfen-Meiningen . . 1 | übe 1 
Sachſen · Altenburg . 1 Bremen... 1 

Fr 1 | damburg 4 
Anhalt . 1 Summa 43 

rt. 7: Jedes Mitglied des Bundes fan fo viel Bevollmädtigte zum Bundesrathe 
ernennen, wie es Stimmen bat, doch fan die Gefammthei: der zufländigen Stimmen 

nur einheitlich abgegeben twerden. Nicht vertretene oder nicht infiruirte Stimmen 

werben nicht gezählt. Jedes Bundesglied ift befugt, Vorſchläge zu machen und im 
Vortrag zu bringen, und das Präfidium if verpflichtet, diefelben der Berathung zu 
übergeben. Die Beſchlußfafſung erfolgt mit einfacher Deehrheit, mit Ausnahme von 
Beſchluſſen über Verfaffungs-Veränderungen, welche zwei Drittel der Stimmen er ⸗ 
fordern. „Bei Stimmengleihheit giebt die Präfldialftimme den Ausſchlag. Art. 8. 

Der Bundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Ausfhüffe 1. für das Landheer und 
die Feſtungen, 2. für das Seeweſen, 3. für Zoll. und Steuermeien, 4. für Handel 
und Verkehr, 5. für Eiſenbahnen, Pot und Telegraphen, 6. für Juſtizweſen, 7. für 

Rechnungsiweien. Im jedem diefer Ausfchüfie werden außer dem Präfidium mindeftens 
zwei Bundesſtaaten vertreten fein, und führt innerhalb derjelben jeder Staat nur eine 

Stimme. Die Mitglieder der Ausihüffe zu 1 und 2 werden von dem Bundes - 
felbheren ernannt, die der übrigen von dem WBunbesrathe gewählt. Die Zufammen- 

ſetzung diefer Ausfhüffe if für jede Sefflon des Bundesrathes reſp. mit jedem Jahre 

zu ernenern, wobei bie ausſcheidenden Mitglieder wieder mählbar find. Den Aus- 
ſchuüſſen werden die zn ihren Arbeiten nötigen Beamten zur Verfügung geftellt, 
Art. 9. Jedes Mitglied des Bunbesrathes hat das Recht, im Reichstage zu erſcheinen, 
und muß dafelbR auf Verlangen jeder Zeit gefö-t werden, um bie Anfichten feiner 
Negierung zu vertreten, auch dann, wenn diejelben von der Majorität des Bundes- 

vathes nicht adoptirt worden find. Niemand fann gleichzeitig Mitglied des Bundes 
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raths und des Heichstages fein. Art. 10. Dem Bundes-Präfibium Tiegt es ob, den 
Mitgliedern des Bundesrathes ben üblichen bipfomatifhen Schu zu gewähren. 

VI Bundes-PBräfidium. Art. 11. Das Präſidium des Bundes ſteht dev 

Krone Preußen zu, welche in Ausübung defjelben den Bund völferredhtfich zu ver - 
treten, im Namen de3 Bundes Krieg zu erflären nnd Frieden zu fließen, Bündniffe 

und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Geſandte zu beglaubigen und 
zu empfangen bereditigt it. In fo weit die Verträge mit fremden Staaten fih auf 
ſolche Gegenflände beziehen, welche nad) Art. 4. in den Bereich der Bundesgefeggebung 
gehören, ift zu ihrem Abſchinß die Zuftimmung des Bundesrates erforderlich. Art. 12. 
Das Präfidium ernennt den Bundeskanzler, welcher im Bundesrathe den Borfig führt 
und die Gefchäfte leitet. Art. 13. Dem Prafidium ſteht es zu, den Bumdesrath und 
den Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu fchließen. Art. 14. Die 
Berufung des Bundesrathes umd des Reichstages findet aljährlich Matt, und kann der 
Bundesrath zur Vorbereitung der Arbeiten ohne den Reichstag, letzterer aber micht 
ohne den Bundesrath berufen werden. Art. 15. Die Berufung des Bundesrathes 

muß erfolgen, fobald fie von einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. Art. 16. 

Der Bundestanzler fann fich in Leitung der Geſchäfte durch jedes andere Mitglied des 
Bundesrathes verwöge ſchriftlicher Subflitution vertreten laffen. Art. 17. Das Prä- 
ſidium Hat die erforderlichen Vorlagen nach Mafıgabe der Befchlüffe des Bundesruthes 
an den Reichetag zu bringen, wo fie durch Mitglieder des Bundesrathes oder durch 
befondere von legterem zu ernennende Commiffarien vertreten werden. Art. 18. Dem 

Praſidium ſteht die Ausfertigung und Verkündigung der Bundesgefege und die Ueber- 
wachung ber Ausführung berfelben zu, Die hiernach von dem Präfldium ausgehenden 
Anordnungen werden im Namen bes Bundes erlafjen und von dem Bundeskanzler 
mitunterzeichnet. Art. 19. Das Präftdinin ernennt die Bundesbeamten, hat diefelben 

für den Bund zu vereibigen und erforberlichen Falles ihre Entlafjung zu verfügen. 
Art. 20. Wenn Bundesgfieder ihre verfafiungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, 
fo fönnen fie dazı Wege der Erecution angehalten werden. Diefe Erecution ift 

a) in Betreff militärifcher deiſtungen, wenn Gefahr im Berzuge, von dem Bunde 
feldheren anzuordnen und zu vollziehen, b) in allen anderen Fällen aber von dem 
Bundesrathe zu beichließen und von dem Bundesfeldheren zu vollſtreden. Die Erer 
cution kanu bis zur Sequeftration des betreffenden Landes und feiner Regierung 
gewalt ausgedehnt werden. Im den unter a. bezeichneten Fällen ift dem Bundesrathe 
von Anordnung der Erecution, unter Darlegung der Beweggründe, ungefäumt 

Kenntniß zu geben. 
V. Reihetag. Art. 21. Der Reichstag geht aus allgemeinen und divecten 

Wahlen hervor, welche bis zum Erlaffe eines Reichswahlgeſetzes nach Maßgabe des 
Geſetzes zu erfolgen haben, auf @rund deffen der erfte Reichstag des norddeutſchen 
Bundes geroäßlt worden if. Beamte im Dienfle eines der Bundesftaaten find nicht 
wählbar. Art. 22. Die Verhandlungen des Reichstages find Öffentlich. Art. 23. 
Der Reichstag Hat das Recht, Geſetze innerhalb der Competenz des Bundes vorzur 
ſchlagen. Art. 4. Die Legislatur-Periode des Reichstages dauert drei Jahre. Zur 
Auflöfung des Reichstages während derjelben if ein Beſchluß des Bundesrathes unter 
Zufimmung des Präfidiums erforderlich. Art. 25. Der Reichstag prüft die Legiti, 
motion feiner Mitglieder und entſcheidet darüber. Er regelt feinen Geichäftegang und 
feine Disciplin durh eine Geſchäftsordnung und erwählt feinen Präfidenten, feine 
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VBicesPräfidenten und Schriftführer. Art. 26. Der Reichstag beſchließt nach abfoluter 
Stimmenmehrgei. Zum Gültigteit der Beihlußfaffung if die Auweſenheit der Mehr- 
heit der Mitglieder erforderlich. Art. 27, Die Mitglieder des Reichstages find Ber- 
treter des gefammten Volles und an Aufträge und Inſtructionen nicht gebunden. 
Art, 28. Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Ab- 
ſtimmuug oder wegen der in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen gericht» 

fid} oder ditcipfinarifch verfolgt oder fonf außerhalb der Verſammlung zur Berant- 
wortung gejogen werben. Art. 29. Die Mitglieder des Reichttages bitrfen als ſolche 
feine Befoldung oder Eutſchädigung beziehen. 
- VI Zoll« und Handelswefen. rt. 30. Der Bund bildet ein Zoll- und 

Vandelsgebiet, umgeben von gemeinſchaftlicher Zollgränze. Ausgeſchloſſen bleiben bie 
wegen ihrer Lage zur Einfhliegung in die Zollgränze nicht geeigneten einzelnen Ge - 
bietstheile. Alle Gegenftände, welde im freien Verkehre eines Buudesſtaates befindlich 

find, Können in jeden anderen Bundesflaat eingeführt und dürfen in lehterem einer 
Abgabe nur in fo weit unterworfen werden, als bafelhf gleichartige inländifde Er- 
zenguiſſe einer inneren Steuer unterliegen. Art. 31. Die Hanfeftädte Lübed, Bremen 

und Hamburg mit einem dem Zwede entſprechenden Bezirke ihres oder des umliegen- 
den Gebietes bleiben ala Freihäfen anferhalb der gemeinſchaftlichen Zollgränge, bis fie 
ihren Einfluß in diefelbe beantragen. Art. 32. Der Bund ausihließlih hat bie 
Geſetzgebung über das gefammte Zollweſen, über die Befleuerung des Berbrauches von 

einheimiſchem Zuder, Branntwein, Salz, Bier und Tabat, fo wie über die Maf- 

regeln, welde in den Zollaueſchlüſſen zur Sicherung der gemeinſchaftlichen Zollgränze 
erforderlich find. Art. 33. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchs- 
Renern (Art. 32) bleibt jedem Bundesfinate, fo weit derfelbe fie bisher ausgeübt hat, 
innerhalb feines Gebietes überlafjen. Das Bundes-Bräfidium überwacht die Einhaltung 

des gefeglichen Verfahrens durch Bundesbeamte, welche es den Zoll- oder Steuer 

Aemtern und den Directiobehörben der einzelnen Staaten, nad; Bernehmung des Aus- 
ſchuſſes des Bundesrates für Zoll- und Steuerweſen, beiorbnet. Art. 34. Der 
Bundesrath befchliegt 1. über die dem Reichstage vorzulegenden oder von demfelben 
angeuommenen, unter die Beftimmung des Art. 32 fallenden gefeglichen Anordnungen, 
einjchließlich der Handels, und Schifffahrtöverträge; 2. über die zur Ausführung der 
gemeinſchaftlichen Gefeggebung (Art. 32) dienenden Bermaltungs-Borfhriften und Ein- 
richtungen; 3. über Mängel, welde bei der Ausführung der gemeinſchaftlichen Geſetz ⸗ 
gebung (Art. 32) Hervortreten; 4. über bie von feiner Rechnungsbehörde ihm vor« 
gefegte ſqhließliche Feftfelung der im bie Bundestaffe fließenden Abgaben (Urt. 36). 
Jeder über die Gegenflände zu 1 bie 3 von einem Bundesftante oder Über die Gegen- 

Rände zu 3 von einem controlirenden Beamten bei dem Bundesrathe geftellte Antrag 
unterfiegt der gemeinfchaftlichen Belhlugnahme. Im Kalle der Meinungsverichiedeneit 
giebt die Stimme des Präfibiums bei ben zu 1 umd 2 bezeichneten alsdann den Aus - 
ſchlag, wenn fie fih für Aufrechthaltung der befiehenden Vorſchrift oder Einrichtung 
auefpricht, in allen übrigen Fällen entſcheidet die Mehrheit der Stimmen nad) dem 
in Art. 6 dieſer Berfaffung feftgeftellten Stimmverhältniß. Art. 35. Der Ertrag der 
Zölle und der in Art. 32 bezeichneten Verbrauchs -Abgaben . fließt in bie Bundeslaſſe. 

Diefer Ertrag befteht aus der gefammten von den Zöllen und Verbrauchs · Abgaben 

anfgefommenen Cinnahme nad) Abzug 1. der auf Gefegen oder allgemeinen Berwal- 

tungs-Borjgriften beruhenden Steuer-Bergütungen und Ermäßigungen; 2. ber Exr- 
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hebungs · und Berwaltungstoften, und zwar: a) bei den Zöllen und der Steuer von 

inlandiſchem Zuder, fo weit diefe Koften nad) ben Verabredungen umter den Mit- 
gliebern bes deutichen Zoll» und Handels-Bereins der Gemeinfchaft aufgerechnet werden 
tonnten, b) bei den übrigen Steuern mit 15 p&t. der Gefammt-Einuahme Die 
außerhalb der gemeinſchaftuichen Bollgränze liegenden Gebiete tragen zu den Bundes 
Ausgaben durch Zahlung eines Averſums bei. Art. 36. Die von den Erhebungs- 

behörden der Bundesſtaaten nad Ablauf eines jeden Bierteljahres aufzuftellenden 

Duartal-Ertracte und bie nad) dem Jahres- und Bucherſchluſſe aufzuftellenden Final - 
Abſchlufſe über die im Laufe des Vierteljahres, beziehungeweiſe während des Rechnungs- 
jahres jälig gewordenen Einnahmen an Zöllen und Berbrauche-Abgaben werden von 
den Directiv- Behörden ber Bundesſtaaten, nad; vorangegangener Prüfung, in Haupte 
überfisten zuſammengeſtellt und diefe an den Ausfhuß des Bundesrathes für das 
Rechnungsweſen eingefandt. Der letztere ſtellt auf Grund diefer Ueberſichten von drei 
zu drei Monaten den von der Kaffe jedes Bundesſtaates der Bundestafſe ſchuldigen 
Betrag vorläufig fer umd ſetzt von diefer Beftftellung den Bundesrath und die Bundee- 
ſtaaten in Kenntniß, legt auch alljährlich die ſchließliche Feftftellung jener Beträge mit 
feinen Bemerkungen dem Bundesrathe zur Beſchlußnahme vor. Art. 37. Die Ber 
Mimmungen in dem Zol-Bereinigungsvertrage vom 16. Mai 1865, in dem Bertrage 
über die gleiche Beſteuerung innerer Erzeugniffe vom 28. Juni 1864, in dem Ber- 
trage über den Verkehr mit Tabak und Wein von demfelben Tage und im Art. 2 des 

Zoll und Anſchlußvertrages vom 11. Juli 1864, desgleihen in den Thäringifchen 
Bereinsverträgen bleiben zwiſchen den bei biefen Verträgen betheiligten Bundesflanten 
in Kraft, fo weit fie nicht durch die Vorfchriften ber gegenwärtigen Verfaffung ab» 
geändert find und fo lange fie nicht auf dem im Art. 34 vorgezeichneten Wege ab- 
geändert werden. Mit dieſen Beſchränkungen finden die Beſtimmungen des Zoll- 
Bereinigungsvertrages vom 16. Mai 1865 auch auf diejenigen Bundesſtaaten und 
Gebietstheile Anmendung, melde dem deutſchen Zoll und Handele-Bereine zur Zeit 
nicht angehören. 

VII. Eiſenbahnweſen. Art. 38. Eiſenbahnen, welche im Imtereffe der 
BVertheidigung des Bundesgebietes oder im Intereſſe des gemeinjamen Berkehrs für 

nothwendig erachtet werden, können kraft eines Bundesgejeges auch gegen den Wider ⸗ 
ſpruch der Bundesglieder, deren Gebiet die Eiſenbahnen durchſchneiden, unbeſchadet 
der Landeshoheitsrechte, für Rechnung des Bundes angelegt oder an Privat-Unternehmer 

zur Ausführung conceffionirt werden. Jede beftehende Eifenbahn-Berwaltung iſt ver» 

pflichtet, fi den Anſchluß neu angelegter Eifenbahnen auf Koften der letzteren gefallen 
zu laffen. rt. 39. Die Bumdesregierungen verpflichten fich, die im Bundesgebiete 
belegenen Eiſenbahnen im Imterefje des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches 
Netz verwalten und zu dieſem Behufe auch die neu herzufellenden Bahnen nad) ein- 
heitfichen Normen anlegen und ansrüfen zu faffen. rt. 40. Es follen demgemäß 
mit thunlichſter Beſchleunigung gleiche Betriebseinrichtungen getroffen, insbefondere 
gleiche Bahn-Bolizei- und Betriebs · Reglements für Perfonen- und Gütertransport ein 
geführt werden. Der Bund hat dafür Sorge zu tragen, daß die Eifenbahn-Ber- 

waltungen die Bahnen jederzeit in einem die nöthige Sicherheit gewährenden baulichen 
Zuſtande erhalten und diefelben mit Betriebsmaterial fo ansräften, wie das Bertehre- 
dedurfniß e8 erheiſcht. irt. 41. Die Eiſenbahn · Verwaltungen find verpflichtet, die 
wöthigen Perfonen- und Güterzüge mit entfprechender Fahrgeſchwindigkeit einzuführen, 
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auch divecte Erpeditionen im Perfonen- und Güterverkehr, unter Geftattung bes Ueber 
ganges der Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen hie übliche Ber- 
gütung einzurichten. Art. 42. Dem Bunde ſteht die Controle der Tarife zu. Gr 
wird diefelbe ansüben zu dem Zmede, die Gleihmäßigleit und möglicfte Herabfegung 

derjelben zu erreichen, insbeſondere für ben Transport von Kohlen, Eoafs, Holz, 

Erzen, Steinen, Salz, Roheifen, Düngungsmitteln und ähnfihen Gegenfländen einen 
dem Bebürfniffe der Landwirthſchaft und der Induſtrie entfprehenden ermäßigten 

Tarif für größere Entfernungen und ſchließlich den Ein-Pfennig-Tarif fr Eentner 
und Meile im ganzen Bunbeogebiete einzuführen. Mrt. 43. Bei eintretenden Noth- 
Händen, insbeſondere bei ungewöhnlicher Theuerung der Lebensmittel, find die Eifen- 

bahn · Verwaltungen verpflichtet, fir den Transport namentlich von Getreide, Mehl, 

Hüffenfrüchten und Kartoffeln zeitweife einen dem Bedürfniſſe entſprechenden, von dem 

Bundes-Präfidinm auf Borfchlag des betreffenden Bundesraths - Ausſchuſſes feftzuftellen- 

den niedrigen Special-Tarif einzuführen. Art. 44. Den Anforderungen der Buudes- 
behörden im Betreff der Benugung der Eifenbahnen zum Zwede der Vertheidigung 
des Buntesgebietes haben fämmtliche Eiſenbahn -Verwaltungen unweigerlich Folge zu 
feiften. Insbejondere iſt das Militär und alles Kriegsmaterial zu gleichen, ermäßigten 
Sägen zu befördern. 

VUL Poſt- und Telegraphenweſen. Art. 45. Das Poft- und das 
Telegraphenweſen werben für das gefammte Gebiet des norddeutſchen Bundes als ein« 

heitliche Stants-Berkehrsanftalten eingerichtet und verwaltet. Die im Art. 4 vors 

geiehene Gefepgebung des Bundes in Pof- und Telegraphen- Angelegenheiten exftredt 
fich nur auf diejenigen Gegenſtände, deren Regelung, nad den gegenwärtig in ber 
preuifcen Bote und Telegrapgen-Berwaltang maßgebenben Grunbfägen, ber regle- 
mentariſchen Feſtſetzung oder adminiftrativen Anordnung überfaffen iſt. Art. 46. Die 
Einnahmen des Poſt- und Telegraphenweſens find für den ganzen Bund gemein» 

faftlich. Die Ausgaben werden aus den gemeinfhaftligen Einnahmen beftritten. 
Die Ueberfcjüffe fließen in die Bundeskaffe (Abfhnitt XII). Art, 47. Dem Bundes- 
Präfidinm gehört die obere Leitung der Poft- und Telegraphen-Verwaltung an. Das- 
jelbe Hat die Pflicht und das Recht, dafür zu forgen, daß Einheit in der Organifation 

der Verwaltung und im Betriebe des Dienftes, fo wie in der Onalification der 
Beamten hergeftellt und erhalten wird. Das Präfidium hat für den Erlaß der regle⸗ 
mentarifchen Beftfegungen und allgemeinen abminiftrativen Anordnungen fo wie für 

die ausfhlieliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen deutſchen oder außer 

deutſchen Poft- und Telegrapgen-Berwaltungen Sorge zu tragen. Sämmtlihe Beamte 
der Poſt · umd Zelegraphen-Berwaltung find verpflichtet, den Anordnungen des Bundes“ 
Praſidiums Folge zu leiften. Diefe Verpflichtung if in dem Dienfteid auſgunehmen. 
Die Anftellung der bei den Verwaltungsbehörden der Poft und Telegraphie im dem 
verſchiedenen Bezirken erforderlichen oberen Beamten (3. B. ber Directoren, Käthe, 

Dber-Infpectoren), ferner die Anſtellung der zur Wahrnehmung bes Auffichte» u. f. w. 
Dienſtes in den einzelnen Bezirken als Organe der erwähnten Behörden fungivenden 
Poſt· und Telegrappen-Beamten (3. 8. Infpectoren, Eontrolenre) geht für das ganze 

Gebiet des nordbeutfchen Bundes von dem Präſidinm aus, welchem dieſe Beamten 

den Dienſteid leiſten. Den einzelnen Landesregierungen wird von ben in Rebe 
ſteheuden Ernennungen, foreit diefelben ihre Gebiete betreffen, Behufs der landes- 
hertlichen Beftätigung und Publication rechtzeitig Mittheilung u werden. Die 

KTüpfet. Einfeitskefttebungen. IL 
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anberen bei ben Berwaltungebehörben ber Port und Telegraphie erforderlichen Beamten, 
ſowie alle für den localen und techniſchen Betrieb beftimmmten, mithin bei bem eigent- 
lichen Betriebsſtellen fungivenden Beamten u. f. w. werben von den betreffenden 
Sandesregierungen angefellt. Wo eine felbfländige Lanbes-Bof-, refp. Telegraphen - 
Verwaltung nicht befteht, eutſcheiden die Beftimmungen der bejonderen SBerträge. 

Art. 48. Zur BVefeitigung der Zerfplitterung des Poſt- und Telegraphenweſens in 
den Hanfeftäbten wird bie Verwaltung und ber Betrieb ber verſchiedenen bort befind- 

lichen ſtaatlichen Poft- und Telegraphen-Anftalten nach näherer Anordnung des Bundet 
Prafidiums, welches den Senaten Gelegenheit zur Aeußerung ihrer hierauf begüglichen 
Wanſche geben wird, vereinigt. Hinfichtlich der dort befindlichen deutſchen Anftalten 
iſt diefe Bereinigung fofort auszuführen. Mit den außerdeutſchen Regierungen, welde 
in den Hanfefädten noch Poſtrechte befigen ober ausüben, werben bie zu bem vor 
ſtehenden Zwede nöthigen Vereinbarungen getvoffen werben. Art, 49. Bei Ueber 

weifung des Weberfehuffes der Poftverwaltung für allgemeine Bundeszwede (Art. 46) 
fol, in Betracht der bisherigen Verſchiedenheit der von den Landes-Boftverwaltungen 
der einzelnen Gebiete erzielten Rein-Einnafmen, zum Zwecke einer entfpredenben 
Ausgleichung wäßrend der unten fefigefegten Uebergangszeit folgendes Berfahren beob- 
achtet werden. Aus den Poſi⸗Ueberſchüſſen, weiche in dem einzelnen Poſtbezirken wäh. 
vend der fünf Jahre 1861 bis 1865 anfgelommen find, wird ein durchſchnittlicher 

Jahres · Ueberſchuß berechnet und ber Antheit, weichen jeder einzelne Poftbezirt an dem 
für das gefammte Gebiet des norddeutſchen Bundes ſich danach Herausfiellenden Por 
Ueberfhuffe gehabt Hat, nach Procenten fefgeftellt. Nach Maßgabe des auf biefe 
Weiſe feftgeftellten Berhältnifies werben aus den im Bunde auflommenden Pop-Ueber- 
ſchuffen waheend der nächften acht Jahre den einzelnen Staaten, die ſich für dieſelben 
ergebenden Quoten anf ihre fonfligen Beiträge zu Bunbeszweden zu Gute gerechnet. 

Nah Ablauf der acht Jahre hört jene Unterfheibung auf, und fließen bie Pofl-Ueber- 
ſchüſſe in ungetheilter Aufrechnung nad) dem in Art. 46 enthaltenen Gruudſatze der 
Bundestaſſe zu. Bon ber während ber vorgebachten acht Jahre für die Danſeſtädte 
fich herausſtellenden Quote bes Poft⸗Ueberſchuſſes wird alljährfich vorweg bie Hälfte 
dem Bundes · Praſidium zur Dispoftion geftellt zu bem merke, darans zunädjft die 
Koften für die Herſtellung normaler Pofteinrichtungen in den Hanfefläbten zu beftreiten. 

IX. Marine und Schifffahrt Art. 50. Die Kriege-Marine der Nord ⸗ 
und Dffee ift eine einheitliche unter preußiſchem Oberbefehl. Die Organifation und 
Bufammenfegung derjelben liegt Sr. Maj. dein Könige von Preußen ob, welcher bie 
Dfficiere und Beamten ber Marine ernennt und für welchen biefelben nebſt den Mann» 

ſchaften eiblich im Pflicht zu nehmen find. Der kieler Hafen und der Jadehafen find 
Bunbes-Kriegahäfen. Als Maßſtab ber Beiträge zur Gründung und Erhaltung der 
Kriegeflotte und der damit zufommenhängenden Anftalten dient bie Bevölkerung. Ein 
Etat für die Bundes-Marine wird nad) diefem Grundfage mit dem Reichötage ver- 
einbart. Die gefammte feemännifde Bevölferung des Bundes, einſchließlich bes Mar 
ſchinen · Perſonals und der Schifie-Handwerker, if vom Dienfte im Landheere befreit, 
dagegen zum Dienfte in ber Bundes · Marine verpflichtet, Die Bertheilung des Erſatz ⸗ 
bedarf findet mach Maßgabe der vorhandenen fermännifhen WBenölferung flat, und 

bie hiernach von jedem Staate geftellte Onote kommt auf die Geftellung zum Land- 
heere in Abrechnung. Art. 51. Die Kauffahrteiſchiffe aller Bundesftaaten bilden eime 
einheitliche Handele-Marine. Die Kauffahrteifchiffe ſammtlichet Buudesſtaaten führen 
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diefelbe Flagge, ſchwarz · weiß · roth. Der Bund hat das Verfahren zur Ermittlung ber 

Ladungsfähigkeit der Seeſchiffe zu beſtimmen, die Ausfellung ber Mefbriefe, fo wie 

der Sciffe-Certificate zu vegelm und bie Bedingungen feftzuftellen, von welchen bie 
Erlonbniß zur Führung eines Seeſchiffeß abhängig iR. Im ben Sechäfen und auf 
ollen natürlichen und fünflihen Wafferftraßen ber einzelnen Bundesftaaten werben 
bie Kauffahrteifchiffe ſammtlicher Bundesftonten gleichmäßig zugelaffen und behanbelt. 
Die Abgaben, welche in den Geehäfen vom ben Seeſchiffen ober deren Ladungen für 
die Benugung der Schifffahrts-Anftalten erhoben werden, bürfen die zur Unterhaltung 

und gewöhnlichen Herſtellung dieſer Anftalten erforderlichen Koften nicht überfleigen. 
Auf allen natürlichen Waſſerſtraßen dürfen Abgaben nur für die Benugung befonderer 
Anfalten, die zur Erleichterung bes Verkehrs beſtimmt find, erhoben werben. Diele 
Abgaben, fo wie die Abgaben für die Befahrung ſolcher änftlichen Wafferfiraßen, 

welche Staatseigenthum find, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herfiellung 
ber Aufalten und Anlagen erforderlichen Koften nicht überfteigen. Auf bie Flößerei 
finden dieſe Beftimmungen in fo weit Anwendung, als dieſelbe anf ſchiffbaren Waffer- 
ſtraßen betrieben wird. Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere 
Abgaben zu legen, als von den Schiffen der Bundesſtaaten oder deren Labungen zu 
entrichten find, ſteht feinem Einzelſtaate, fondern nur dem Bunde zu. " 

X. Eonfulatwejen. Art. 52. Das gefammte norddentſche Confulativefen 
ſteht unter der Aufficht des Bundes · Präſidiums, welches die Eonfuln, nad) Bernehmung 
des Ausſchuſſes des Bundesraths für Handel und Verkehr, auſtellt. In dem Amts- 
bezirk der Bundesconfuln dürfen neue Landesconfulate nicht errichtet werden. Die 
Bundesconfuln üben für die im ihrem Bezirk nicht vertretenen Bundesſtaaten die 

Functionen eines Landesconfuls aus. Die fämmtlihen beftchenden Landesconſulate 
werden aufgehoben, ſobald die Organifation der Bundesconfulate dergeftalt vollendet 
iR, daf die Vertretung der Gingelintereffen aller Bundesſtaaten als durch die Bundes 
conſulate gefichert von dem Bundesrathe anerkannt wird. 

U. Bundesfriegswefen. Art. 53. Jeder Norddeutſche if wehrpflichtig und 
Tann fih in Ausübung biefer Pflicht nicht vertreten lafſen. Art. 54. Die Koſten und 
Laſten des gefammten Kriegeweiens des Bundes find von allen Bundesſtaaten und 
ihren Angehörigen gleichmäßig zu tragen, fo baf weder Bevorzugungen noch Prägra- 
vationen einzelner Staaten oder Klaſſen grundſätzlich zuläffig find. Wo die gleiche 
Bertheilung ber Laſten ſich in natura nicht herſtellen läßt, ohne die öffentliche Wohl 
fahrt zu ſchädigen, if die Ansgleihung nad; den Grunbfägen der Gerechtigkeit im 
Wege ber Geſetzgebung feſtzuſtellen. Art. 56. Jeder mehrpflichtige Norddeutſche ger 
hört fieben Jahre lang, im ber Regel vom vollendeten 20, bis zum beginnenden 
28. Lebensjahre, dem ftehenden Heere und die folgenden fünf Lebensjahre hindurch der 
Landwehr an. In denjenigen Bundesftaaten, in denen bisher eine längere als zmölfe 

Jährige Gefammtdienfizeit geſetzlich war, findet die allmähliche Herabfegung der Ber- 
pflihtung nur in dem Maße ftatt, als dies die Rüdfiht auf die Kriegsbereitſchaft des 
Bundesheeres zuläßt. Art. 56. Die Priedens-Präfenzflärte des Bunbesheeres wird 
auf ein Procent der Bevölterung von 1867 normirt und pro rata berfelben von ben 
einzelnen Bundesſtaaten geftellt; bei wachſender Bevdllerung wird nad} je gehn Jahren 
ein auderweitiger Procentfag feftgefegt werben. rt. 57. Nach Publication dieſer 

Berfaffung if in dem ganzen Bundesgebiete die gefammte preußiſche Militär-Gefehe 
gebung ungefänmt einzuführen, ſowohl die Geſetze ſelbſt, als die zu ihrer Ausführung, 

97° 
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Erläuterung oder Ergänzung erlaffenen Reglements, Inſtruetionen und Referipte, na- 

mentlich alſo das Militär-Strafgefegbu vom 3. April 1845, die Militär-Strafe 
gerichtSorbnung vom 3. April 1845, die Verordnung über bie Ehrengericte vom 
20. Juli 1848, die Befimmungen über Anshebung, Dienftzeit, Servis- und Ber- 
pflegungs-Wefen, Einquartierung, Erſatz von Flurbeſchädigungen, Mobilmachung 2c. 

für Krieg und Frieden. Die Militär-Kicchenordnung ift jedoch ausgefchloffen. Art. 58. 
Zur Beſtreitung des Aufwandes für das geſammte Bundesheer und die zu bemfelben 
gehörigen Eimrichtungen find dem Bundesfeldherrn jahrlich fo vielmal 225 Thaler, in 
Worten zweihundert fünf und zwanzig Thaler, als die Kopfzahl der Friedensſtärle bes 

Heeres nad) Art. 56 beträgt, zur Verfügung zu ftellen. Vergl. Abſchnitt XII. Die 
Zahlung dieſer Veiträge beginnt mit dem erften des Monats nad) Publication ber 
Bundesverfafjung. Art. 59. Die geſammte Landmacht des Bundes wird ein ein 
heitfiches Heer bilden, weldes in Krieg und Frieden unter dem Befehle Seiner Ma- 

jefät des Königs von Preußen als Bundesfeldherrn ſteht. Die Regimenter zc. führen 
fortlaufende Nummern duch die ganze Bundesarmee. Für die Bekleidung find bie 
Grunbfarben und der Gcnitt der Titiglich preußiſchen Armee maßgebend. Dem ber 
tweffenden Gontingentsheren bleibt e8 überfaffen, dic Auferen Abzeichen (Eocarden 2c.) 
zu beiimmen, Der Bundesfeldherr hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu 

tragen, daß innerhalb des Bundesheeres alle Truppentheile vollzählig und Friegetüchtig 
vorhanden find, und daß Einheit in der Organifation und Bormation, in Bewaffnung 

und Commando, in der Ausbildung der Mannfchaften, fo wie in der Oualification 
ber Offiziere hergeftellt und erhalten wird. Zu diefem Behufe ift der Bundesfeldherr 
berechtigt, fich jederzeit durch Imfpectionen von ber Berfaffung ber einzelnen Eontingente 
zu überzeugen und die Wbftellung ber dabei vorgefunbenen Mängel anzuordnen. Der 
Bundesfeldhert beftimmt ben Präfenzfiand, die Gliederung und Eintheilung der Eon» 
tingente der Bunbesarmee, ſowie die Organifation ber Landwehr, und hat das Kecht, 
innerhalb des Bunbesgebietes die Garnifonen zu beftimmen, fowie die Triegebereite 

Aufftellung eines jeden Theiles ber Bundesarmee anzuordnen. Behufs Erhaltung 
der unentbehrlichen Einheit in ber Adminiftration, Verpflegung, Bewaffnung und 
Ausräfung aller Truppentheile des Bundesheeres find die bezüglichen Künftig ergehenden 
Anorbnungen für die preußifche Armee den Commandeuren der übrigen Bundes 
Contingente, durch den Art. 8 Mr. 1 bezeichneten Auefhuß für das Landheer und die 
Feſtungen, zur Nachachtung in geeigneter Weiſe mitzutheilen. Art. 60. Alle Bundes 
truppen find verpflichtet, den Befehlen des Bundesfeldherrn unbedingte Folge zu leiſten 
Diefe Berpflihtung if in den Fahneneid aufzunehmen. Der Höchftcommandivenbe 
eines Gontingents, ſowie alle Dffiziere, welche Truppen mehr als eines Gontingents 
befehligen, und alle Feftungs-Commandanten werden von dem Bundesfelbherrn ernannt. 

Die von bemfelben ernannten Offiziere Teiften ihm den Fahneueid. Bei Generalen 
und den General-Stellungen verjegenden Offizieren innerhalb des Bundes ·Contingente 
if die Ernennung von ber jedesmaligen Zuftimmung des Bunbesfelbherrn abhängig 
zu machen. Der Bundesfeldherr ift berechtigt, Behufs Verjegung mit ober ofme Ber 

förderung für die von ihm im Bundesdieuſte, fei e8 im preußiſchen Heere ober in 
anderen Eontingenten, zu befegenben Stellen aus den Offigieren aller Contingente des 
VBuudesheeres zu wählen. Art. 61. Das Recht, Beflungen innerhalb des Bunder- 
gebietes anzulegen, feht dem Bundesfeldherrn zur, welcher die Bewilligung der dazu 
erforderlichen Mittel, ſoweit das Ordinarium fle nicht gewährt, nad; Abſchnin XII 
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beantragt. rt. 62. Wo nicht befondere Gonventionen ein Anderes beftimmen, er⸗ 
nennen die Bunbesfürften, begiehentfich die Genate, die Offiziere ihrer Contingente, 
mit der Einſchräukung des Art, 60. Sie find Chefs aller ihren Gebieten angehörenden 
Zruppentheile und genießen die damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlich das 
Recht der Imfpicirung zu jeder Zeit und erhalten, außer den regelmäßigen Rapporten 

und Meldungen über vorkommende Veränderungen, Behufs ber nöthigen Tandesherr- 
lichen Publication, rechtzeitige Mittheilung von dem bie betveffenden Truppentheile ber 
rübrenden Aoancements und Ernennungen. Auch ſteht ihnen das Recht zu, zu por 

lizeilichen Zweden nicht bloß ihre eigenen Truppen zu verwenden, fondern auch alle 
anderen Truppentheile der Bundesarmee, welche im ihren Ländergebieten dislocirt find, 
gu requirisen. Art. 63. Griparniffe an dem Militär-Eiat fallen unter teinen Um- 
ſtänden einer einzelnen Regierung, ſondern jederzeit der Bunbestaffe zu. Art. 64. 
Der Bundesfeldherr kaun, wenn bie öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete be» 
droßt if, einen jeden Theil defielben in Kriegszuſtand erflären. Bis zum Crlaffe 

eines die Borausjegungen, die Form der Verkündigung und die Wirkungen einer 

ſolchen Erffärung regelnden Bundesgefeges gelten dafür die Borfchriften des preußiſchen 
Sefeges vom 10. Mai 1849. (Geſ.Samml. 1849, ©. 165 bis 171.) 

XU. Bundes-Finanzen. Art. 65. Abgeſehen von dem buch Art. 58 be» 
Kimmten Aufwande für das Bundesheer und die zu demjelben gehörigen Einrichtungen, 
fowie von dem Aufwande für die Marine (Art. 50) werden die gemeinfchaftlichen 

Ansgaben im Wege der Bundesgefeßgebung und, fofern fie nicht eine nur einmalige 
Aufrvendung betreffen, für die Daner der Legislatur- Periode feſtgeſtellt. Art. 66. Zur 
Beſtreitung aller gemeinfchaftlichen Ausgaben dienen zunähft die aus ben Zöllen, den 
gemeinfamen Steuern und dem Poſt- und Telegraphenweſen fließenden gemeinjdaft- 
lichen Einnahmen. Imfoweit biefelben durch «diefe Einnafmen wicht gededt werden, 
find fie durch Beiträge ber einzelnen Bundesſtaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung 
aufzubringen, welche von dem Präfldium nad; dem Bebarfe ausgefchrieben werden. 
Art, 67. Ueber die Verwendung ber gemeinfchaftlihen Cinnahmen und der Beiträge 
der Einzelſtaaten ift von dem Präfldinm dem Bundesrathe und dem Reichstage Rech. 
nung zu legen. 

XIO. Schlichtung von Streitigkeiten und Strafbeſtimmungen. 
Art. 68. Iedes Unternehmen gegen die Eriflenz, die Integrität, bie Sicherheit oder 
die Berfaffung des norbbeutfchen Bundes, die Erregung von Haf oder Beradjtung 
gegen die Einrichtungen bes Hundes oder bie Anordnungen ber Bundesbehörden durch 
öffentliche Behauptung oder Verbreitung erdichteter ober entftellter Thatfachen oder 
durch öffentliche Schmäfungen oder Berhöfnungen, enbfid) die Beleidigung des Bundes- 
vathes, des Reichstages, eines Mitgliedes des Bundesrathes ober bes Neichstages, einer 
Behörbe ober eines öffentlichen Beamten bes Bundes, während dieſelben im ber Aus- 
übung ihres Berufes begriffen find oder in Beziehung anf ihren Beruf, durch Wort, 
Schrift, Drud, Zeichen, bildliche ober andere Darftellung, werden im bem einzelnen 
Bundesſtaaten beurtheilt und beftraft nach Maßgabe der in ben letzteren beftehenden 
oder fünftig im Wirkfomleit tretenden Gefege, nach welchen eine gleiche gegen den ein- 
zelnen Bundesflaat, feine Verfaſſung, Einrichtungen und Anordnungen, feine Kam- 
mern ober Stände, feine Kammer- oder Stände-Mitglieder, feine Behörden und 
Begmten begangene Handlung zu richten wäre. Art. 69. Für diejenigen in Art. 68 
bezeichueten Unternefmungen gegen den norddeutſchen Bund, welche, wenn gegen 
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einen ber einzelnen Bundesſtaaten gerichtet, als Hochverrath oder Landesverrath zu 
gualifleiven wären, iſt das gemeinfhaftfice Ober-Appellationsgericht der drei freiem 
und Hanfefädte in Lubed die zuftändige Spruchbehörde in erfter und Iegter Infanz. 
Art. 70. Streitigkeiten zwiſchen verfchiedenen Bundesſtaaten, ſofern biefelben nicht 
privatrehtliher Natur und daher von ben competenten Gerichtsbehörben zu entſcheiden 
find, werden auf Anrufen des einen Theile von dem Bundesrathe erledigt. Ber- 
faffungsſtreitigleiten im ſolchen Bundesftaaten, in deren Berfaffung nicht eine Behörde 
zur Entſcheidung ſolcher Streitigfeiten beflimmt ift, hat auf Anrufen eines Theiles 
der Bundesrat gütlich auszugleichen ober, wenn das nicht gelingt, im Wege ber 
Bundesgefeggebung zur Erledigung zu bringen. 

XIV. Berhältniß zu den ſüddeutſchen Staaten. Art. 71. Die Be 
ziehungen bes Bundes zu ben fühdentichen Staaten werden fofort nad; Feſtſtellung der 

Berfafjung des norddeutſchen Bundes, durch befondere dem Reichetage zur Genehmigung 
vorzulegende Verträge, geregelt werben. 



Perfonen-Regifter. 

Albert Pring, deſſen Berfaffungsentmurf 
für Deutſchiand I. 39. 

Albredt Erzherzog von Defterreih, ex- 
f jeint als Unterhändler in Berlin I. 
193; Oberbefehlehaber des öfterreihifchen 
Herren in Stalien UI. 77; zum Führer 
der Rordarmer ernannt II. 110. 

Alerander Prinz von Heffen, Ober 
—**— des 8. Bundesarmeecorps 

füßet bei feinen Zruppen die 
———— Armbänder ein 

Alerander II. Kaifer von Rußland, 
am 2. Juni 1870 in &ms II. 332; 
fein Glücdwunfd zum Frieden IL 388. 

Andraſſy a, ungarifher Minifter- 
präfident II. 220 

Arentsfh ir Gent, Safer ber han- 
noverſchen Ti ruppen II. 

Arndt E. M. "r 2; fein Fe an den 
König von Preußen I. 102; tritt aus 

tationalverfammlung aus I. 117. 
Arnim Heinr. v. verlangt einheitliche 

Leitung ber deutſchen Kriegsmachi durch 
Preußen I. 196. 

Arnim Graf Harry, der deutſche Bevoll- 
Fe bei dem Friedenscongreß in 

— Bapgenburg Sraf, riätet eine 
Adreſſe für Annerion Sthewig- bvol⸗ 
eins an den König J. 

Auerswald Hans v grmordet 1. 70, 
Auerswald Rudolph v., preußiſcher 

lafſung 
Bamberger Ludwig, Antrag über die 

hefſiſchen Weinfteuern II. 262, wird 
angenommen II. 268. Antrag auf 
Müngeinheit II. 829. 

Gtaateminifleg 1. 177; ‚eat feine Ent-" 

Baffermann Friedi 
der badiſchen Kan 
trauensmann bei be; 
ta, = 

Beer, wirtemberg 
um Reicheregente 
ht. En Cinigung 

— Diet, Mordt 
von Preußen 12% 

Bederath Herm. v. 
1.58. „Dos War 
I. 88; fudt den | 
jur Annafme der 
wegen I. 107. 

Bendet Feldzeugm 
haber der öfterreicht 
deffen Kriegeplan 1 
fefte Stellung bei I 
Stellung bei König 
feinen Generali 
und zur Miedert ji 
genöthigt II. 

Benebetti, in du 
quartier gejanbt I. 
offieiellen Auftrag, 
anfprüde Frankreie 
bringen II. 123; 
Mängnt feinen 2 
I. 348. 

Bennigfen Ru. . 
Ausihufies I. 330. 
tionavereins I. 3 

‚Wegen der Luremb 
204. Referent 

Abreßentwourf i im It 
Reife nach Suddeut 
fürwortet in Berfaill 
niſſe an Baiern und! 
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ſpricht fur die Verträge mit den Süd» 
fianten II. 372. Rebe zur Begründung 
des Adreßentwurfs II. 395. 

Bernhardt hi ;eod. 8a Dentfipift über 
en italienifchen Weldzugepfan gegen 

Defterreich IL. 76. 
Bernftorff Grof, preußiſcher Minifter. 

Antwort r den Beufihen Reform- 
entwurf I. 

Beſeler G. —* Suisghun Defterreiche 
aus Deutfcjland 1. 

Befeler Wilh,, Driirezentvotm gegen 
Schmerling 1.8. 

v. Bethmann« Hollweg, preußiſcher 
Eultusminifter I. 177. 

v. Beuf ſächſſcher Minifter, räth dem 
König von Sachſen zur Ablehnung ber 
deutfe u Reiheverfaflung 1 115. Sädj- 

iſcher Bevollmächtigter für die Ber- 
jandlungen über das Dreiidnigsbundniß 
126. Bertheidiger ber Selbftändig« 

feit. der deutſchen Mittelftanten I. 198. 
Sein Reformplan I. 249 u. ff. Grobe 
Beantwortung der engliihen Drohnote 
1.341; beftreitet ven Auſpruch der Groß · 
mädte, auf unbefchränfte Verfügung 
über Holftein I. 364; geht mit dem 
has iſchen Heere auf öfterreihifches or 

t 11. 85; erſcheint in Paris, um ger 
vn Brengen zu wirlen II. 107; erfätt 
feine Entfaffung als ſächſiſcher Minifter 
1. 141; o(8 öfterreichiicher Reichötangler 
im Sefotge des Kaifers von Deſterreich 
in Salzburg II. 220; gegen ein Bünd« 
niß mit Napoleon II. 222; in Münden 
11. 568; bemüht fi Frantreich vor 
Gebietsverluften zu bewahren I. 382. 

Beyer ©. 8. v. preußifher General, 
sieht im Kaffel ein II. 70; zum Kriege 
minifter in Baden ernannt II. 241. 

Bismard Otto von, preuß. Bevollmäd)- 
tigter bei ber Bundesverſammlung I. 

'5; ale Gefandter nad} Petersburg ge- 
{Sit I. 191; Brief über Defterreide 
deutſche vruut 1.197; des Einver⸗ 
Mändniffes mit Srantreich befäjufbigt I. 
218; zum Minifterpräfidenten vorger 
ſchlagen I. 237; zum Gtaatsminifter 
ernannt I. 279; feine Antecebentien I. 
231; will bie großen Zeitfragen durch 
Blut und Eiſen entſchieden wiſſen I. 
282; zum Präfidenten des Miniſteriums 
ernannt I. 283; Unterrebung mit dem 
Srafen Karolyi 7. 288; Rebe im preit- 
hiſchen Landtag von 1863 I. 294; ger 
gen bie Betheiligung des Könige am 
Srankfurter Fürſieutag I. 308; hält am 

Berfonen-Regifter. 

Londoner Vertrag feft I. 326; befämpft 
die auguſtenburgiſche Sympathie des 
preußiſchen Landtags I. 331; fagt ſich 
vom Londoner Vertrag los I. 353; ver- 
handelt mit dem Prinzen von Auguften» 
burg I. 360; wird in den Grafenftand 
erhoben I. 389; betreibt bie Löfung der 
deutichen Frage 11. 12; verhandelt mit 
Napoleon H. 13; fragt bie deutfhen 
Mitteftaaten, ob auf fie zu zähfen fei 
11. 19; entgeft einem Veordverſuch LI. 
27; Eireulardepejche vom 4. Juni 1866 
11. 45; verkündet die Nothwendigteit 
der Bundesreform II. 52; nimmt die 
Vermittlung Napoleons an U. 104; 
macht den Austritt Defterreich® aus dem 
deutſchen Buud zur Friedensbedingung 
UI. 124; Rede über die Annexionsftage 
II. 1365 wird zur Dotirung beantragt 
U. 143; Rebe über die Reigeverfaffung 
1. 185; über das Wahlgejeg II. 191; 
über den Cintritt der fühdentfchen 
Staaten II. 196; erflärt die Annahme 
der Berfaffung II. 199; beantwortet 
Bermigiene Interpellation wegen bes 
Lugemburger Handels II. 204; beruft 
die ſuddeutſchen Minifter zur Bollcon- 
ferenz nad Berlin II. 216; Ciecular- 
depefche vom 7. September 1867 IL 
225; Rebe gegen Probfe Appell an bie 
Bucht II. 264; Wede gegen ein vo 
antwortliches Yundesminifterium T I. 
287; Brief an den Fürften von Putbus 
I. 294; Rede über die Aufnahme Ba- 
dene im den morbbeutichen Bund II. 
822; über die Todesſtrafe II. 326; mit 
König Wilhelm in Ems II. 332; Ent- 
Hülfungen über die Anträge Frankreichs 
11, 345; Briedensbebingungen an Frant · 
reich 11. 360; ermahnt zur Annahme 
der Verträge mit den Sübflaaten II. 
372; Vermittlung in der Poutusfrage 

. 385; unterfanbelt mit Jules Bapre 
I. 385; wird in den Furſten ſtand er« 
Heben I. 892; Rebe über die Einver- 
leibung von Ciſaß Lothringen u. 399 
und 401. 

Bluntſchli Joh. Kasp. Antrag für Neu- 
trafität Badens II. 38. Rede im Zoll 
yelamen für bie nationale Adreſſe 

Bonin Senel, v., preußiſcher Kriege- 
miniſter J. 177. 

v. Borries haunoveriſcher Riniſter. Er- 
ung gegen den Nationalverein J. 

Brandenburg Graf, preußiſcher Mi» 



Berfonen-Regifter. 

uiferpräfient 1. 78; fein „niemals“ 
107; ſtirbt aus Aergı er 1."146. 

PR Karl, gründet die  odeutiäe Zei · 
tung I. AU; Hagt die bairiſchen Par- 
Kl Iiften franzöfifcer Sympathieen an 

Blumenthal Leonh v., Generalftabschef 
des Kronprinzen II. 8; Seneratfabechf 
der dritten Armee II. 34 

Blum Rob., old enter der Frant- 
fürter Sinten nad) Bien geihidt 1. 72; 
dort verhaftet und erihoffen 73. 

Braun 8. ans Wiesbaden, vertritt im 
Zollparfament die Belhwerden der deut ⸗ 
ſchen Partei in Wirteinberg II. 258. 

Bray-Steinburg Graf, Gakeifher Mi · 
nifter, proteſtirt in London gegen die 

liche Raifertwärde für Dentigland 1. 
92; zum bairifchen Minifter des Aus 
wärtigen ernannt IL 309; fommt 
ven en arterfanbhungen nad) Berfai 8 

rad KL. v. Denkfchrift über die öfter» 
reichiſch· deutſche Handelseinigung 1.168; 
reist nah Berlin und flieht einen 
Handelövertrag ab I. 170. 

Bunfen 8. Ehr. Joſ. Bericht über das 
Verhalten Hannovers und Sachſens in 
ben Berhandlungen über dad Drei 
tönigebündnig I. 129; meigert ſich das 
Sondoner Protokoll zu unterzeichnen I. 

Buol Graf, oͤfterreichiſcher Minifter, er- 
läßt ein voreifiges Uftimatum am Sar- 
binien I. 186. 

Bürgers Abgeorbneter, fpriht gegen 
tn Preußens am italieniihen 

. 196. 
Camphauſen Ludolf v., preußiſcher Mi- 

nifter, Bevollmächtig it ei der beutichen 
gentzafgemalt I. 92; Brief an Bunfen 

4 
v. Carlowitz, aritgfieh des Erfurter 

Stantenhaufes I. 140. Rede im Reiche- 
tag gegen die bevorzugte Stellung Bai- 
erns und Wirtembergs II. 188. 

Cavour Graf, leitet die Befreiung Ita» 
liens ein I. 180; fondirt in Baden- 
Baden ten Bringen von Preufen 1. 
184; formulirt die Forderungen Its- 
fieng 1. 185; unterzeichnet die Ab- 
tretung Savoyens I. 228. 

Chriſtian Auguft Seros von Holftein- 
Auguftenburg I. 317. 

Chriftien Prinz 'von Glüdsburg, König 
um Dänemark als Ehriftion IX. 1. 
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Cialdini itafienifher General, räth zur 
Bereinigung m mit der preußiſchen Haupt · 

Cohen Karl, mad, 8 einen Mordverſuch 
auf Biemard 1 
u Ba Br. rt ir den Bollverein 

Depferann ee. Criſtoph, Vertrauens» 
mann bei dem Bundestag I. 24. Ent- 
wurf eines deutfchen Reichẽgeſetzes I. 36. 
Ausfhußbericht über die Gentrafgeialt 
1. 52. Rede !gegen Gagerns fühnen 
Griff I. 55. Imterpellation wegen des 
Malmöer Friedens I. 68; mit Bildung 
eines neuen Minifteriums beauftragt 1. 
69; über das Berhältnig Defterreichs 
zu Deutſchland I. 74; tritt aus der Na- 
tionafverjammlung aus I. 117; bei ber 
Gothaer Berammlung I. 131 

v. Dalmwigt, heſſ. Minifter, geistjamteit 
für den Schein deutſcher Einheit I. 
fägtet nad) Münden I. 134; a 
Zeugniß für Beuft II. 222. 

Dammer Oberft, als Barlamentär zu dem 
Herzog von Koburg geſchict II. 73. 

v. Delbrüd Kb, Bräftdent des Bundes 
fanzleramtes II. 227; zum Gtante- 
minifter ernannt II. 292; in Münden 
und in Beriailles IL. 368; führt die 
Berhandfungen dort II. 366; Antwort 
auf Rn Frage wegen des Raifertitels 

Derby Lord, Täugnet die Verpflichtung 
Englands, für die Neutralität Lurem- 
Burge eingutreten II. 210. 

Detmold Reiheminifter I. 118. 
Döring Oberft, bietet dem König Georg 

noch einmal Gapitulationsbedingungen 
an II. 73. 

Drouyn de lHuys bezeichnet einen 
Krieg mit Deutſchland ale die gem agteſte 
Unternehmung J. 346; Rundſchreiben 
vom 11. Juni 1866 II. 50; Bermitt- 
fungsprogramm II. 106; wiern am 
1. Septbr. 1866 von Napoleon entlaſſen 
IL. 126. 

Droyfen Joh. Guſt, Vertrauensmann 
bei dem beutfchen Bundestag I. 24; 
fein Antheil an dem Berfaffungsentwurf 
1. 36; fein Austritt aus der National» 
verfammlung I. 117. 

Dudwig Arnold, Mitglied des Bor- 
porfamenys I. 35; zum Reichshandele- 
minifter ernannt I. 59. 

Edels heim badifcher Minifter, Parteir 
nahme für Defterreich IL. 37; wird ent« 
laffen II. 146. 
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Ernft, Herzog von Die, Beidüger des 
Nationalvereins I. 207; vertritt bie 
Einheitsidee am Bundestag I. 253; 
ſucht in Berlin für —* des Fiir 
den® zu wirfen II. 

Babe Oberft, fordert en König Georg 
zur Capitulation auf II, 72, 

Boldenftein General Vogel v., rüdt in 
‚Hannover ein und übernimmt die Re 
ge II. 70; rüdt in Sranffurt ein 

112; Generofgonverneur von Rotd- 
werbeutfcjland II. 

Favre Jules, will bie Londoner Con⸗ 
fereng, beſagen I. 384; fommt nad 
Zerfailles II. 885. 

Fidler in Mannheim verhaftet I. 41. 
Sinfenfein Graf, überbringt dem ron- 

prinzen den Befehl zur Schlacht IL. 95. 
Fisher Laur. — verſteigert die 

deutfche diotte 1 
Flies General, Ey Befeht, die Han 

noveraner zur Eapitulation zu zwingen 
II. 73; greift bei Sangenfaha an und 
wird gefälagen IL. 74. 

Fordenbed in Sübbeutichland II. 363. 
Sranz Soferd, Sailer von Deflerreich 

in Bregt um Manifet vom 
i. Sul les6 1. Sois Bank den 
Fürftentag nach Srankfint 1. 305; er- 
öffnet den Sürftentag 1. I 309; geamite 
vom 17. Januar 83; Zus 
fommentunft mit — in Salz 

urg II. 
Branledy General, Kampf auf dem linken 

Flügel der Schlacht bei Brig u. 
97; Sieger bei Blumenau 

Brauer Ludwig, über bie Reform des 
Zollvereins T. 247. 
Be Julius, aus Holftein ausgewieſen 

er Minifter, Re 
bei Borlegung des 
164; geht nad) Berlin zur Zollco 
II. 216; unterzeichnet den Vertrag lie 
Biederherftelung des Zolfvereins II. 
217; Auslunft über ben Sübbund II. 
232; in Berfailles II. 364. 

Sriedenthal Reichbtage Abgeorbneter, 
Smterpelation wegen des Keiſertitels 

Beier, König von Dänemark ſtirbt 

eig, Prinz von Augufenbung, 
Täjleewig-hoffteinifcher Throncandidat 
817; al legitimer Erbe procamirt I. 
324; verhandelt perfönlich mit Bismard 
I 360; Tegt feine Fordernugen in einer 

v. — badiſcher 

Verſonen ⸗ Regiſter. 

Denlſchrift nieder I. 377; verlaßt am 
7. Juni 1866 eifends Miet IL. 66. 

Friederich, Seg en, Babe L 
>41; Thronrede am 1867 
u. SH erteilt ken — 
die Abſchiedsaudienz 
Neujahr 1871 m IS, 
Bei — — Großherzog län 

edlenburg eineß preußiſchon 
—* Beet den nörhfichen er 
bon Baiern II. 

Friederi — ration PR 
Kürmt Miffunde I. 345; em! 
Düppeler Schangen I. 352; Shell 
haber ber prenftichen Same — in Schles- 
—8 T. 865; 
ed erſten preußtfcjen Seas 81; 
bereite die böhmifhe Grenze Im 
87; beſchließt unverzüglich mit ganzer 
Armee bem Feinde entgegenzugehen 
Mn 95; beginnt die Schlacht bei König» 
it II. 96; Befehlehaber ber 
— Fa 5 zum Feldmarſe 
nannt II. 

Seieterig Biigerm I., Kurfürt von 
Heffen 160; zum Radg jeben ge» 
gen en I. 273; — auf 

ilhetmaßöhe 
Sehne Stettin aby führt IT, a. Denl · 

jen Preußen II. 284 
Bene Dittzelm M., König von 

Preußen 
— Wchetm IV., König von 

Preußen I. 17; beauftragt Radowig mit 
Deſterreich zu ünterhanben, L 23; Ba- 
tent vom 18. März 1848 I. 27; 
den Umritt am 21. Marz 1848 I. 
feine Bemerkungen zum Set 
entwurf bes Bi jen Albert 1. 
dem Dombaı Fu in Köln L 62 u. ff. 
Erllarung über die deutſche Kaiferwürde 
1. 82; zum beutfhen Kaiſer gewählt 1 
97; Antwort an bie Deputation L 
101; Brief an Arndt J. 102; verfam- 
melt den Fürftencongreß_ im Berfin 1. 
141; wirb regierungsunfähig L 17 
flirbt I 28) 231; fin Bo Wort über Die Rnifer» 

—* 4J Im, Kroi Fried ri ilhelm upring vom 
Preufen, vermählt I. 178; Oberbefehle- 
haber der een Armee IL 81; æ· 
(ds af dm © Kaditfeih bei König- 

(t den Orden 
Mh enie 12 98, Ofebefhlseie ber 
dritten Armee II. 349; übernimmt die 
fübbentfen Truppen I. 350; Bei dom 
Befteinzug in Münden II. 404. 
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Briefen Richard v., ſacfiſcher Stante- 
miniſter, führt die Srirdensunterhand- 
fungen mit Preußen II. 141; zu ben 
Berhiller Berhandlungen Pe D. 

Sröbel Jul, als Vertreter der Srant- 
furter Linken nad) Wien gefhidt I. 72; 
dort verhaftet und zum Tode verurtheilt, 
aber begnadigt 73. 

Gablenz, Feldmarfhall- Lieutenant v., 
zum öfterreihifchen Statthalter in Hol- 
fein eingefegt I. 389; fucht fich populär 
zu Pr und Preußen bie Annerion 

ſchweren II. 6; beruft die hol⸗ 
jen Stände nach Ihzehoe IL. 54; 

echt die Preußen bet Trautenau 
U. 89; wird bei Burgersdorf und Soor 
geſchlagen II. 90. 
es Friedr. v., General I. 9; fein 

od 
Gageru Se. v., Mitglied des Heidel- 
berger Ausihuffes 1.23; Bräfident de 
Notionalverfaminlung in_Wrunffurt I. 
46; kerſte Präfibiafrede I. 50; Rede 
über die Gen [gemalt I. 54; beantragt 
einen weiteren Bund mit Defereeid 1. 
75; als Bermittler ang Berlin gefhidt 
L 81; verſucht —F ens, den König 
zur Annahme der Rnifenwrde zu be 
wegen I. 82; Programm vom 16. Des 
cember 1848 1, 85; Schreiben an das 
Prãſidium der Rationalverfammlung L 
87; beruft bie Vertreter ber Meineren 
deutfchen Staaten zu fi I. 106; tritt 
aus der Nationalverfammlung aus 1 
117; nimmt au se Gothaer Berfamm- 
fang Zi 1.181 

Sagen Mor v., Bertronensmann bei 
dem Bentfen Bundestag, ‚ Gelandier an 
bie ſuddeutſchen Höfe I. 24; Reiche- 
gelandter in Malmö I. 6 

Georg V., König von ornober, lehnt 
die Neutralität ab IT. 62; egieht fich 
mit feinen Truppen nad Si ingen II. 

Dermeigent bie Garantien fir eine 
nette da altung feiner Truppen II. 73; 
fhlieft einen Entf hädigungsvertrug mit 
der Krone Preußen ab ıı 247; feiert 
u m Bien, feine füberne Hodgeit u. 

18; fein Vermögen mit Beſchiag be» 
Tegt U. 249. 

Gervinus ©. ©., Rebactenr der deut- 
fchen Zeitung I. 19; Vertrauensmann 
bei dem beutfchen Bundestag 12. 

Giokra, Beitrag zur Gefdichte der Ni- 
Tiekuiger Briedensunterhandlungen II. 
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Oneiſt Rud., Berichterſtatter der Militär» 
commiffion. 1 382; gegen die Sou- 
veränität der Gingelfinaten IT, 136; für 
ein ein verantwortlichen Bundesminifterium 

on General, rüdt in Rendeburg ein 

Gortſ gatoff, Kin Givenfarbepefäe vom 
3. 
Pe al, ie — Berlin ge 

ſchidt II. 15. 
Grabom, Bräfident 1 de preabifäen ab- 

geordnetenhauf ſes I. 
Gramont Herzog von, Erflärung gegen 

bie fpaniige Throncandidatur des Hohen- 
zollern 333; aufregende Rebe im 
eat I. 334; ! Retfertigungsverfud) 

Pre Reihsminifter I. 118. 
Griesheim General v., Schrift g 
bie grigung der preufifhen de 

sa Dichſiche General, Commandant 
der Bunbestruppen in dolſtein I. 344. 

dagen, preußiſcher Sanbtagsabgeorbneter, 
en 9 für Speitiftcung des Mifitäre 

Satbguher, „emeigiiger Civilcom⸗ 
miffär in dolfiein I. 380. 

Hanjemann Dauit, preußifcher Premier- 

s Bl en fiftorialpräi Rede arle onfiſtorie nt, Rede gegen —— 
Pr Iatob v., General, Ober⸗ 
Befeteßaberbes gioeiten bairiſchen Armee» 

Häuffer Ludwig, Zweifel an dem Willen 
und der Macht Preußens I. 131; ber 
geist, ben öfterreii —3* Ewurf I. 
11; Mitglied des 36er Ausfhufes I. 

330; Shfvefterbetraditungen 1. 372, 
Saym Rob., Profeſſor in Halle, fiat 
fi in einer Erflärung vom 26. Aprıl 
ir de Nothwendigleit des Krieges aus 

See Friedr. beim Borparlament in 
Seanffurt I. 33; geht in das Babifce 
Oberland I. 34; Freiſchaarenführer im 
Schwarzwald I. ’31. 
a m aifer 1. 58; flieht 

nad Döc 
Helvig Profeffor, begründet bie Erb 

anfpeäche Greußens auf Schleswig-Hol- 
ein 

snitkem Daran FR öfterreichifcher 
Generafftabagef II 

Herwarth von Wihlhed, General, 
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beſetzt die Juſel Alfen I. 355; Ober 
befehfeßaber der Eibarmee II. Bi; ber 
fegt Dresden II. 86. 

Heubner, Mitglied der proviſoriſchen 
Regierung in Sachſen L 115, 

von der Heybt, preußiſcher Finanz - 
minifter I. 265. 

Hiller von Gärtringen, General, erobert 
Chlum und Rosberig IT. 98; fällt IT. 99. 

Hobrecht, Bürgermeifter in Breslau, 
Adreſſe für den Krieg II. 40. 

Hofmann, beffifcjer Minifterinftatg, über 
die Aufnahme Heſſens in den nord» 
deutfhen Bunb II. 196; gegen die Comm« 
petenz des Zolbundesrathe II. 263, 

Sohenlohe-Ingelfingen Sf v, 
. „ Interimiftifier Minifterpräftdent I. 265. 
Hohenlohe-Langenburg Fürſt v. für 

möglicft bafdigen Eintritt Wirtemberge 
in den norbbeutjhen Bund II. 238. 

Hohenlohe - Shillingefürft Für 
Ehlodwig v., Iprigt im bairifhen Reicht- 
vath für den Anſchluß an Preußen II. 
157; zum Minifler des Auswärtigen 
ernannt 1I. 212; fein politiſches Pro- 
gramın II. 214; geht nad) Berlin zur 
Zollvereinsconferenz II. 216; fehnt bie 
preußiſchen Borfhläge ab II. 217; fein 
politiicher Standpunkt II. 280; An- 
griffe gegen ihn II. 301; Cirenlare 
bepefe gegen die päpftliche Unfehlbar- 
teit Il. 302; Stury UI. 309; bedauert, 
daß Baiern 1“ eine Sonderftellung be» 
wahrt habe II. 378; Bicepräftdent des 
erften deutfcjen Reichstags IL. 394. 

Hohenzollern Anton Furſt d., preu- 
Gifcher Miniterpräfdent I. 177; nimmt 
feine Entlafjung I. 265. 

Hölder Yuf., wirtemb. Abgeordneter, An- 
trag für Briedensunterhandlungen II. 
18: ir eine preußenfreunbliche Adreſſe 

62. 
v. Hügel, wirtemb. Minifter des Aus 

wärtigen, erklärt, bie Mittelfiaaten fönn- 
ten nicht ohne oder gegen, Deſterreich 
und Preußen vorgehen J. 829. 

Jachmann, Viceadmiral, Befehlshaber 
der deutſchen Flotte II. 350. — 

dellagih, oͤſterreichiſcher General I. 
1. 72. 

Iohmus, Reichsminiſter I. 118. 
Johann, Erzherzog von Defterreich, zum 

Reichevertoeer gewählt I. 55; Ankunft 
in Sranffurt I. 57; bildet ein Reide- 
minifterium I. 58; bei dem Dombau- 
feft in Köln I. 62; ernennt ein neues 
Reiheminiflerium 1. 118; ſucht feine 
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Stelle im Jutereſſe Oeſierreichs zu ber 
aupten I. 134; fibergiebt fein Amt in 
die Hand der Bundescommifläre I. 135. 

Iohann, König von Sachſen, verweigert 
die Annahme der Reicheverfaffung 1. 
115; wird durch preußifche Tı vor 
Berfuft feines Tärones bewahrt 1. 116; 
folgt feinem Here II. 85; zu Bcud) 
au hen Hofe Don Bein ir 170, 

John, Generalftabschef des öfterreichiichen 
Heeres in Stalien II. 77; —— der 
Schlacht bei Enfloyga IL 78. 

Jolly, zum bad. Miniſter ernannt II. 
242; Oppofition gegen fein Minifterium 
U. 282; in Berfailes UI. 364; Ent- 
ſchuldigung wegen der für Baden an- 
genommenen Sonderrechte II. 375. 

Jörg, bairifcher Abgeordneter, Adreſſe ge- 
gen das Miniflerium Hohenlohe II. 
307; für bewaffnete Neutralität IL 341; 
beantragt die Ablehnung des Berfailler 
Vertrags II. 378. 
s mi Graf, preuß. Aderbauminifter 

Karl, Prinz von Baiern, Oberbefefls- 
Haber der bairifen Armee IL 57; 
ven, die Hannoveraner aufzufnchen 

Karl König von Wirttemberg, tritt bie 
Regierung an I. 385; fein Cabinets- 
fhreiben II. 359. 

Kielmeyer Rechtsanwalt, offener Brief 
an v. Barnbüler II. 145. 

Klopp Onno, Bevollmädtigter des Arie 
Georgim bairifchen Hauptquartier IL 72. 

v. Kübed, öfterreih. Präfibialgefandter 
bei um Bundestas, löst denſelben auf 
u. 155. 

La Farina, Secretär des italieniſchen 
Nationalvereins I. 182. 

vn, Babe me 3 num ; ein politifemilitärifces A— 
zieht das Heer —8 zurüd I1. 79; 
lahine Kriegsführung IL. 198. 

Lamey, Minifter in Baben I. 241. 
Zafalle, fehreibt für Stalien I. 191. 
Laster Eb., preuß. Abgeordneter, flellt 

ben Antrag auf mg von Diäten 
I. 193; Amendement über deu Ein- 
tritt der Sudſtaaten IT. 196; Rebe für 
ein IL. 291; Yur 
tung weg ber Bundesgefe 
gebung auf das gauze Rechtsgebiet II. 
292; über die Safnahme Babens in 
den norddeutſchen Bund II. 321; Reife 
nad Suddeutſchland IL 368; Worefie 
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fir bie Kaifertcone IT. 374; Berfaffer 
je des erften deutfchen Reiche» 

A frang. Minifter, Bundle 
ben vom 16. Sept. 1866 I 

Le Boeuf, frz. —S — 

® Aha, —* Minifter, Rede a h 
ft Bob erhetihe dentſche Recht II. 

—8 of, Bring von Hohenzollern II. 
ss; feine Berzichtfeiftung II. 384. 

Leopold II, Großherzog_ von Toscana, 
muß Foren verlaffen I. 187. 

gerhenfene af, bairifcher Gefandter 
in Berfin I. 1 

Lerhenfeld Pr v., eröffnet die Ber- 
ſammlung Fi — 1.285. 

Le Sourd, eg t die Kriegserflärung 
in Berlin IL. 385, 

v. Leutrum, wirtemb. Staatsrat und 
Eivilcommifjär bei der Occupation ber 
Hohenzolleru ſchen Sande II. 150. 

ei ma wett Zeig, Bir, wird ermorbet 

v. Sinden, wirtemb. Minifter, in Bregenz 

gianer sum. Friede. I. 7. 
ippe en en das Bundes 
ec hembelgeritht — 

Liſt Friedr. 1. 18. 
*öwe, med. Dr. ans Calbe, Praſident 
des Stuttgarter RumpfparlamentsT. 120. 

2udwig Il, König von Baiern, entichließt 
fi, auf die Seite an ßens zu treten 
II. 340; Erffäru: ei, des Ber» 
liner Aufrufs . ietet den 
Fe an Zn Hi f ei am den 
Erzbiſchof von en 

Sun baieifcher, Minifter, in Verſailles IL. 
Bo; Mpologie feiner Ingeftändniffe II. 

natinigte, ı öfterreich. Abgeordneter, 
exllärt, er werde für bie Kaiferwahl des 
Königs von Preußen fiimmen I. 95. 

Mac Mahon, Sieger Be Magenta I. 
187; beftegt "Sei Wörth I. 

Bair ‚Race, wird Bereit T Ren 
anin Davib, fe den itafieni 
Nationalverein 

Mantenffel Dtto v., die Seele des Mir 
nifteriums vom 2. Nov. 1848 I. 78; 
übernimmt das austwärtige Minifterium 
1. 147; fucht eine perfönfiche Verhand- 
fung mit Fürft Schwarzenberg I. 149; 
geht —X Ami 1. 150; wird ent 
faffen I. 176. 

dv. Mantenffel General, als Statthalter 
in Schleswig eingefegt I. 889; erflärt 
er Herrichaft wieberher« 

t II. 54; führt die fehlestmig-hol« 
Fur fie Arm me ind in das weſtliche Deutſch · 
Tand mpelt die Feftung 
Stade, — Feng IL. 70; forbert 
von Frankfurt 25 Miltonen "Gulden 
Kriegscontribution II. 112. 

Mathy Karl, erklärt die @eiterentmidtung 
der Bunbdesverfaffung für unmöglich, 
20; läßt Fickler we —A 141; für 
Erhaltung des Bundestags I. 51; zum 
Reichefinaꝛ —5 beſtimmt 58; 
gegen bie eingung Schmerlings L 
85; tritt ano er ationalverfammlung 
aus I. 117; betreibt die Verſammlung 
in Got$a 1. 181; badifcer Sandeler 
minier, entfchieben für Preußen II. 
37; Schmerz, daß Baden die ſalſche 
Partei ergriffen habe II. 60; zum bae 
difchen Premiermtnifter ernannt II.145; 
betreibt die Erneuerung bes Zollvereins 
als Ueber; gezgsfufe um deutſchen Bun- 
desfant Il ze: eiben an Bismard 
11. 28 in ir 24. 

Rarimilian König von Baiern; 
hronbefeigung ; 1.25; fommt in Bree 
genz mit Em Kaifer von Deſterreich 
aufammen I. 144; erflärt ſich für das 
Erbrecht Herzog "griebriche I. 329; 

ind der Triasidee I. 348; ftirht am 
10. März 1864 I. 350. 

Mayer Karl, —Se des — 
und Ygitator gegen Preußen II. 158; 
für den Sudbünd II. 274; erklärt fh 
für den Auſchluß an Breußen IL 343; » 
legt die Redaction des Beoba ters 
nieder II. 377. 

Mensdorff-Pouilly Graf, zum Mi« 
nifter des Auswärtigen ernannt I. 857; 
über die beabfichtigte Einverfeibung 
Schleswig · Holſteins in Preußen I. 367; 
vertrauliche Anfrage an bie deuiſchen 
Mittelſtaaten II. 

Wert, eieeminifer . 118. 
Wetternig Fürft v. entlaffen I. 32. 
be can „Sommanbant der dãniſchen 

n I. 344. 345, 
— prenf. Abgeordneter, bean- 

tragt eine unauflösliche Berhindung 
Säleemig-öoffeins mit. Preupen 1 

man, Bigtih des 36er Ausfcuffes 
1. 380; Heichetagsabgeorbneter, Rede 
über die Neicheverfaffung Il. 183; will 
die Gompetenz ber Bundesgeſetzgebung 

— — 

— 
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auf das geſammte Rechtsgebiet ausge- 
dehnt — u. a o J 

Mittnachi Staatsrath v. zum wirtemb. 
Juſtizminiſter ernannt II. 215; für die 
Berträge II. 236; für eine particulare 
wirtem dergiſche Juftigreform II. 238; 
tritt als Candidat für das Zollparlament 
auf II. 253; vertheibigt die Wahlpofitif 
der wirtemb. Regierung II. 258; in 
Münden II. 364; Crflärung in ber 
twirtemb. Kammer II. 366. 

Mohl Morig, wirtemberg. Abgeordneter, 
jegen die Leitung Deutfchlande bu 
— I. 244; Mahnruf an Süd» 
deutſchland IT. 236; Rebe gegen bie 
Verträge II. 286. 

Mohl Robert v., Reihejuftizminifter I. 
PA badiſcher Bundeötagsgefandter I. 

dv. Motte, oberfter Generalftabschef II. 
82; fein Kriegeplan II. 86; über die 
dreijäßeige Präjeng II. 194; nimmt für 
Deutihland das Recht des europäiſchen 
Schiedsrichteramtes in Anfprud) 11.272; 
zum Feldmarſchall ernannt II. 403. 

mähler ‚Hein. d., Unterrihtsminifter I. 
2 

v. Mündhaufen, Vittfleller für den 
König von Hannover II. 133. 

Münfter Graf, ©. v., an die füddeutfchen 
Höfe geihict 1. 197; Antrag fir Er» 
richtung eines Bundesminifteriums IL 
287; für Widerherftellung der Kaifer- 
würde IL 373. 

Napoleon IH. veranftaltet den Krim⸗ 
feieg I. 170; gibt das Signal zum 
itafienifgjen Krieg I. 179; Anſprache in 
St. Eloud I. 201; in Baden-Baden 
T. 221; geheimer Bertag mit Franz 
Zofeph über Ceiflon Benedige II. 49; 
als Friedenevermittler von Defterreic 
angerufen U. 103; geht auf bie dor⸗ 
derungen Preußens ein II. 105; Wei- 
fung an 2avalette die Compenfations- 
forderungen abzuläugnen IL. 125; tommt 
in Salzburg mit dem Kaifer von Defter- 
reich zufammen II. 220; zurüdhaftend 
I. 335; Gefangennehmung II. 357. 

Napoleon Jerome, heirathet die Prin- 
zeſſin Clotilde I. 185. 

Nebenius Karl Friedt. I 18. 
v. Neurath, fließt für Wirtemberg 

einen Waffenftillftand mit General 
v. Manteuffel ab II. 150. 

Nicolaus, Kaifer von Rußland, zum 
Schiedsrichter angerufen L 145. 

DObernit General v., preuß. Militär 
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bevollmãchtigter in Wirtemberg II. 216; 
Bperbefehte jaber der wirtemb. Truppen 

Dftivier Emil . Winifter, droht 
mit Krieg Tai inte, Dot 

Drfimi Bei, Mteniat anf Rapalom 1 

Defterlen, wirtemb. Abgeordneter, inter» 
pellirt den Minifter v. Barnbüler we⸗ 
gen Defterreih L 385. 

PBallavicino Georg, Mitftifter des ita- 
lieniſchen Nationalvereins I. 182. 

v Batoi, preuß. Finanzminifter I. 177. 
Perponder Graf, preuß. Gefandter im 

Haag, wird megen der Abtretu 
Snzemburgs an Brankveih befragt II. 

Pefane Moral, bei Liſſa geſchlagen 

Beuder, Reichetriegeminiſter I. 58. 
Pfizer B. WI. 10-15; zur deriſchen 

Berfaffungsfrage I. 279. 
Pfordten von der, bair. Minifterpräfident 

in Bregenz I. 145; erhält feine Ent» 
Ialung 1 240; Beantengt Rüftungen 
U. 37; fein Schwanten Il. 57; 19 
den Frieden abgemwiefen zu Haben II. 
144; bittet in Niloleburg um Frieden 
U. 147; bietet ein Buudniß Baierns 
mit Preußen gegen Frankreich an 1.152. 

Pinel, Senat, preuß. Premierminifter 

vig ten On, zum JZuchthaus verurtheift 

Branth, bairiſcher Kriegeminifter, gegen 
Heucalnne La sn 68 

dv. Brittwig, Gouverneur der Feſtung 
Um I. 344, 

BrobR, wirtemb. Abgeordneter im Zoll 
parlament, droht mit franzöfiiher Ein 
mifdung II. 263. 

v. Prokeſch⸗ Oſten, öfter. Geſandter 
in Berlin I. 126. 

Rado witz Joſ. v. 1.17; mit Abfaffung 
einer Denffehrift beauftragt I. 25; preuß. 
Bevollmãchtigter für das Dreikönige- 
bündnig 1. 126; Rede für die Union 
I. 134; am 26. März in Erfurt 1. 189; 
Minifter der auswärtigen Angelegen« 
heiten I. 145; räth zum @riege L 146; 
nimmt feine Entlafjung 1. 147; preu- 
Gilden Bundescommiflär in Frautfurt 

Raveaur, zum Reicheregenten gewählt 
1. 49; gegen ginge Bahl für er d Frankfurt und Berlin I. 50. 

Rechberg Graf, Bundestagsgefandter, 
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wird Minifter des Auswärtigen in Wien 
unb ſqhue det bie Berftändigung mit 
Preußen ab I. 197; Note vom 14. uni 
1859 I. 199; Autwort auf die Er⸗ 
Öffnungen Bismards an den Grafen 
Karolyi I. 292; nimmt feine Entlofjung 
L 367. 

Rei eigenfperger 1 on Beantengt Auf 

auf u Br a ale Unter —* * varis 

v. Kısın, Pr Bundestagegefandter 

v. apkertus, — uf Annahme 
der Keira 1, 1 

v. Roggen bach, Minifter re auswär- 
tigen Sngeigeneien m in Baden I. 241. 

Römer Friedtich, Mitglied des Heidel- 
berger Ausfchuf uffes I. 23; Interpellation 
wegen des Programms von Kremſier 
I. 84; erflärt feinen Austritt aus dem 
Stuttgarter Rumpfparfament, erläßt an 
das Praſidium ein drohendes Schreiben 
L 120; und löst die Nationalverſamm · 
fung mit Waffengewalt auf I. 121. 

Römer Rob., wirtemb. Abgeordneter, 
Rede für —— D. 37. 

v. Roon, preuf. jeminifter I. 213; 
bemüht fich — — preußifchen 
Abgeordnetenhaufe das Verhältniß Beer 
u zu Deuiſchland Mar zu made 1 

Teitet die Kriegeführung 81; 
verhandelt mit den fübdentihen Mi- 
niftern in Serfailles IT. 866; zum 
rufen ernannt II. 403. 

v. Röffing, Abdenburgiſcher Minifter, 
beantragt bie Annahme bes Kaiſertitels 

Rotted &. v. I. 16. 
Rümelin Guft., Mitglied der Kaifer- 

beputation I. 101. 
Saviguy, —— ———— 
ee den Bunbesvertrag für gebrochen 

S gaffle, R der ſud · Sal een m 
Säeel-Bleffen Karl v., Führer der 

bänifhen Gefammtftaatspartei I. 328; 
Adreſſe für die Einverleibung Säle 
wig · Dolſteins in Preußen I. 367; 
Adrefje an Bismard für Perfonalunion 
Scleswig-Holfteins mit Preußen II. 6; 
wird al8 Oberpräfident ber Regierung 
Sgleswig · Holſieins eingefegt II. 50. 
Sgeurlen, zum wirtembergifcen 

Minifter des Innern ernannt FI. 317; 
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kuunigt die Auflöfung der Kammer an 

Säleinig, preuß. Minifter des Aus 
wärtigen I. 177; tünbigt eine nationale 
Bolitit an I. 195; Zurfdhaktung im 
Betreff der beutfehen Politik I. ; 
erflärt, Preußen wolle die Buudesreform 
nicht gegen Fi Willen Defterreiche 
durchfegen I. 
— Vertrauensmann bei 

dem deutſchen Bundestag I. 24; Reiche- 
minifter I. 58; ſpricht feine Sympathie 
für Ungarn und die Wiener Infur- 
genten aus I. 72; Manifeſt an dag 
deutſche Bolt I. &; wird aus bem 
Keieminifterium auegefdieben I. 85; 
wird Bevollmädtigter Oefterreiche bei 
der beutfcjen Centtalgemalt 1. 87; gibt 
feine Entlaffjung ein I. 95; Premier- 
minifter, der intelfectuelle Urheber des 
Fürftentags I. 303. 

Schmoller G. Brofeffor im Halle, er- 
Me A für den Krieg bes Jahres 1866 

Säntdensurger Mar, Die Wat am 
Rhein DI. 

Sgoder, Mitglied drr Nationalverfamm- 
Iung, Antwort auf das Drohfreiben 
Römers I. 120. 

Sam Sigmund, wirtemb. Abgeordneter, 
interpellation gegen Barnbilfer II. 314. 

dv. Schrent, bairifher —eS— 
lehnt den Beitritt zum preuß. fra 
Handelsvertrag ab I. 270; nimmt eine 
Entlafjung I. 360. 

Schuler, Rehtsanmalt, zum Reiche- 
tegenten gewählt I. 119. 

Schwarzenberg Selig, Fürft v. Pro- 
gramm von Kremfter I. 83; will nur 
ein durch Deutſchland vergrößertes 
Defterreid) I. 96; Indet die Mitglieder 
des ehemaligen deutſchen Bundes nad 
— ein I. 142; mit dem Raiter 
von Defterrei in Bregen; I. 144; 
Feindſchaft gegen Preußen I. 146; jet 
die Rüftungen gegen Preußen fort 
147; fordert weitere Bürgfchaften des 
Friebene 1 148; Undant gegen Ruß- 
land I. 171; Richt I. 169. 

Schwerin Nır, Graf v, preuß. Mie 
niſter des Innern I. 177; Antwort auf 
eine Adreſſe der Stadt Stettin I. 207; 
über den Standpunft der preußifchen 
Regierung I. 233; entlaffen I. 265. 

Sepp, bairifher Abgeordneter, für den 
Krieg II. 31. 
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Simon Pens zum Reichsregenten ge» 
mäßft I. 119. 

Simjon, ‚ Bräfibentber Nationalverfamme 
tung 1. 85: tritt aus I. 117; fpricht 
oe Thellnahme Preußens am Krieg 

efterreich® gegen Stafien 1. 196; zum 
Präfidenten N Bollparlaments gewählt 

256; Präfldent des exften deuiſchen 
Reichstags II. Se 

Soiron A. v, ‚Beäfibent des Fünfziger- 
ausjuffes I. 35; iepräfbent der Nar 
tionalverjammfung far 4. 

Solms-Laubad Graf, guterpellation 
über die Aufnahme bes Großherzogthums 
Safien in deu norddeutſchen Bund II. 

Somaruge, ſchwärmt für ein öfter 
teiifg-deutiches Raifertfum I. 91. 

Sophie, Känigin von von Holland, Brief an 
Napoleon. IT 200. 

Stanley Lord, englifcher Minifter des 
Auswärtigen, über die Garantie der 
Neutralität Luremburgs II. 208. 

Stapenhagen Oberſt, Amendemeut I. 

Stein K. F. v. J. 1.8. 
Stein, Advocat in Breslau, beantragt 

die conſervativen Offiziere zum Austritt 
zu nötigen I. 78. 

v. Steinmeg, preuß. General, fiegt bei 
Nacod Über Beldmarfhal Ramming 
II. 90; und bei Stalig II. 91; Be 
—2* der erſten deutſchen Armee 

v. ehe, Generalmajor, General- 

ftabechef II. 349. 
v. Prsghaufen, preuß. Kriegeminifter 

v. Sila General, Generalftabsoffizier 

Srrubit II. 299. 
Struve Guft. v., Agitator für die Re- 

publit I. 40. 
Siuve Karl, Vertreter des hannoveriſchen 

Particularismus I. 64; hannoveriſcher 
Miniſter; Verhandlungen über das 
Dritönigebtnbmiß 1. 129; Entlaffung 

Sie Beine. v. verläßt München I. 240. 
v. Sudomw, toirtemb, Generalſtabschef 

209; zum Kriegsminiſter ernannt 

von a ann, Freicorpsführer in Hol» 
fein I. 43; nad Bien geihidt II. 57; 
bairiſcher Generalftabschef Il. 68; Dber- 
Befehleaber des erſten dairijchen Armee» 
corps II. 404. 

Zaufflirhen Graf, Sendung nad) Wien 
II. 207; wegen Erneuerung des Zolle 
vereins nad Berlin gie, IL 217. 

Zegerhoff Abntiral, Sieger bei Lifſa II. 

Thiere A. I. 17; Ss, der z geatien 
Gewalt in Seantreid) II, 

v. Thüngen, gegen den en Zoll» 
Berner 233; reist mit dem 
Furſten v. ohenlohe nad Berlin IL 
234; belämpft die nationale Adrefje des 
Zoltparfaments I. 261. 

Todt, Mitglied der proviforiichen Re- 
gierung in Sachſen I. 115. 
— 9. v. über die Loſung der 
—— Frage I. 374; 
über bie Parteien und die Hergogthämer 
1. 384; der Krieg und die Bunbes- 
reform 1. 59; Bundesflaat und Ein- 
Beitsiant II. 177; bie Verträge mit den 
Südftaaten II. 370; gegen Aufnahme 
der Grundrete II. 395. 

Tumpling General v., Nötagt die Defter- 
zeicher bei Gitfcjin 

Tweſten Karl, Yeihetngeaßgenänee, 
Rede bei den Debatten über die Reiche“ 
verfaffung II. 180; Auttag auf Er- 
ggring eines Bundesminifteriums I. 

Tzſchir ner, Mitglied der beaoiforhen 
Regierung in Sachſen I. 

Uhlend Ludwig, Toaft auf — Germa- 
niftenverfammlung in Frantkfurt I. 18; 
Bertrauensmann bei dem dentichen 
Bundestag I. 24; gegen den Ausſchluß 
— I. 76; Aufruf an das 
deutſche Volt I. 119; fimmt ge m 
sie träge bes Rumpfparlaments 11 

ufedım Graf, zäth den Stalienern zur 
Bereinigung mit dem preußiſchen Heere 

Barnbüler, Borftand des Reforin- 
vereins I. 286; wird zum wirtember · 
giſchen Minifter des Auswärtigen er- 
nannt I. 385; fein „vae vietis“ in 
der Kammer II. 37; Rebe für dem 
Friedensvertrag IL 144; verhindert eine 
Sriedenspreffion der wirtemb. Abgeord- 
neten 11. 148; bittet in Nitoleburg 
um Seieben II. 149; geht ur Zol- 
—E a Berlin DI. 216; 
unterzeichnet den Präliminarberteag über 
Biderherftellung des Zolinereins 11.217; 
reist Napoleon r nad) Müflader entgegen 
U. 237; gegen den Gintritt im den 
morddentfcen Bund I. 289; tritt ale 

* 
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«andidat für das Zollparlament auf 
U. 253; vertheibig igt bie wirtembergiſche 
wehivom IL. 258; Bertheidigung K 
in; den Borwurf des Schwantens 

für den Anſchluß an Preußen IL 

Serır Emanuel, König von Gar- 
dinien, fündigt den Krieg an I. 179; 
erflärt ben Krieg gegen Defterreidh IL. 76. 

Binde ©. v. die Wahl Erzherzog 
Johauns I. 55; ſucht in pi preußifcen 
Kammer die Aunahme der Rehener 
faffung durdaufegen I. 107; 
erftatter über die Militärceform I. 2b: ; 
hält das Recht der Kammer auf Som 
trofirung des Etats feft I. 283. 

"Birom beantragt die —— bes 
Bringen von Auguftenbut 

Bisconti Benofta, — "Finke, 
correcte Antwort an Napoleon II. 104. 
28 Bart, zum Reicöregenten gewählt 

füh 
Bölt Solch, ſpricht für Reform ber beut« 

{en Bundeverfaffung I. 204; Ber- 
treter der nationalgefinnten Snaten 
im Zollparlament 

Bait ©., hofft auf Auf fung der öfter- 
wei ifhen Monardie I. 

v. Wagner, wirtemb. FH esmninier IL 
216; veformirt das Heer nad preußiſchem 
Wufter II. 242; nimmt feine Entlafjung 

= —D Reichstagsabg v. Waldec, Reichstagsal eorbnet Rere 
über bie —— u. 

Bangenheim 8.4. v. 
Weber, Präfident der arten, Kammer 
ber Abgeordneten DI. 159; Bicepräfient 
des erften deutſchen Beigäige U. 394. 

Weis, Minifterieeath, a ogeamm für 
den Reformverein I. 

Belder 2, flägt Fr fiebentöpfige 
Reicheregierung vor I. 92; beantray 
dem König von Preußen die erbliche 
Koiferwürde zu übertragen I. 94; fein 
Antrag wird verworfen I. 97; bring. 
Tier Antrag gegen dag Minifterium 

ävell I. 118. 
v. Biederhold, wirtemb. Kriegeminifter, 
wid entlaffen II. 35; lehn das nen 

jebotene Kriegsminifteriumab II. 318. 
ei ae em Ru ‚ondichter der Wacht am 

ein IL 
täpter, —S u. 

Wilhelm 
will Luz 
IL 102 

Bilhelm 
Preußen 
übernin 

ander I 

irtiten 
Lı 

Bruni 
72; in 
Berlin ! 

Windtho 
Sunſien 
Pepfies 

v. Wolln 
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neter in Wirtemberg, erflärt ſich für En bes Könige von Preußen für 
die deutfche Partei U. 318. —— des BVerfaffungeplaues 

v. ne Seldmarfchall, Oberbefehle- 
haber —A iſchen Truppen in dol- EICH 5.4, Reichstagsab; rorbneter, 

PR dem — Einzug ER auf ein Oberhaus 
v. Bed ir zu. —ES in 

v. —S——— f ſen⸗weimar. Mir 
een gegen er 1 aa; v ten — * die Erneuerung des 
ſucht 3° jern und Schmerlin; 
zu bermitteln 1; erflärt bie Be 

Drud von A. Hand in Berlin. 
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